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Mitteilung. 

Herr  Professor  Dr.  K.  liürher  in  l.e'\\mg  ist  vom  57.  Jahrgang 
ab  in  die  Redaktion  der  iZeiischrift  für  die  gesamte  Staatswissen- 
schaftf  eingetreten. 

Neben  der  Zeitschrift  werden  seitdem  Ergänxungshefte  ausge- 
geben, die  einen  Sammelpunkt  bilden  sollen  für  tUchtige  monographische 
Arbeiten,  welche  wegen  ihres  Umfangs  weder  cur  Aufnahme  u  die 
Zeitschrift  selbst,  noch  auch  «nm  Einzelvcrlag  in  Buchform  geeig- 
net erscheinen.  Entsprechend  <leni  Charakter  der  /.eits*  hiift  \\ erden 
sie  das  ganze  Gebiet  der  Staats\\  issens(  haften  umta>^en,  auf  «liebem 
aber  nur  solchen  UntersiK  hangen  Kaum  gewähren,  weh  he  nach  der 
methodischen  Seite  strengen  Anforderungen  genügen  und  inhaltlich  eine 
wesentliche  Förderunc:  der  Wissenschaft  bedeuten.  Rein  kompilatorische 
Arbeiten  sind  ausgeschlossen. 

Die  Ergfinzungshefte  erscheinen  in  zwangloser  Folge  und  werden 
den  Abonnenten  der  Zeitschrift  zu  einem  Vorzugspreise  geliefert. 
Atisserdem  ist  jedes  einzelne  Heft  für  sich  zu  erhöhtem  Preise  käuflich. 

Die  Redaktion  der  Ergänzungshefie  besorgt  Herr  Professor  Dr.  Karl 
Bücher. 

Beitrage  für  die  Zeitschrift  sind  nach  wie  vor  an  Herrn  Dr.  A. 
Schäffle  in  Stuttgart  einzusenden. 

Die  Redaktion.  Die  Verlagshandlang. 


J.  C.  B.  MoMB  (Paul  Sikbeck)  i2i  Tcjukukn  uku  Lku'Zio. 
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Einleitung. 

Nach  einer  uber  fünf  Jahre  sich  erstreckenden  Periode  liöch- 
ster  Blüte  erfuhr  das  deutsche  Wirtschaftsleben  in  den  Jahren 
1900/1901  einen  überaus  hcftii^en  Rückschlag,  welcher  um  so  ver- 
heerender wirkte,  als  er  aiü  fast  allen  Gebieten  unerwartet  eintrat. 

Besonders  verhängnisvoll  wurde  der  Umschlag  der  Konjunk- 
tur dadurch,  dass  das  bisherige  blinde  Vertrauen,  welches  fast 
allgemein  in  die  Dauer  des  wirtschattlichen  Aiifscluvunges  gesetzt 
worden  war,  durch  verschiedene  Ereignisse  schwer  erschüttert 
wurde. 

Das  Bekanntwerden  des  verwerfliclien  Geschäftsgebarens  der 
Spielhagen-Banken  in  Berlin,  der  PommerschenHypotheken-Aktien- 
Bank,  der  Mecklenburg-Strelitzschen  Hypotheken-Bank,  der  Miss- 
erfolg der  Aktiengesellschaft  für  Eisen-  und  Kohle-Industrie  in 
DifFerdingen-Dannenbaum,  der  Fabrik  feuerfester  und  säurefester 
Produkte,  Aktiengesellschaft  Nauheim,  der  Bank  für  Bergbau  und  In- 
dustrie in  Berlin,  der  Allgemeinen  deutschen  Kleinbahn-Gesellschaft, 
Aktiengesellschaft  Berlin,  der  Leipziger  Wollkämmerei,  der  Aktien- 
gesellschaft Elektrizitätswerke  fvormals  O.  L.  Kummer  &  Co.)  in 
Dresden,  der  Kreditanstalt  für  Industrie  und  Handel  in  Dresden 
u.  a. ,  besonders  aber  der  Zusammenbruch  der  Leipziger  Bank 
und  der  Aktiengesellschaft  für  Trebertrocknung  in  Kassel,  dem 
unmittelbar  die  Aufdeckung  der  unerhörten  Fälschungen  des  Di- 
rektors der  Gerhard  Terlinden  Aktiengesellschaft  zu  Oberhausen 
folgte,  erzeugten  tiefgehendes  Misstrauen ,  welches  sich  in  erster 
Linie  gegen  die  Hypotheken-  und  »Anlage-Banken«^)  richtete  und 
eine  Kreditkrisis  von  unabsehbaren  Folgen  herbeizufiUiren  drohte. 

1)  Der  Ausdruck  wird  hier  im  Sinne  und  nach  dem  Vorgänge  Dr.  Fitngt's  ange- 
wendet Ebenso  Tcrdaiike  ich  ihm  die  weiter  unten  gcbraucbten  tenmni  tfchnid: 
»AnfiaabinegeseUsehsft«,  »Brginsunfaftbrilt«,  •Selbstkandschaftagrandaiig«,  »Indtvidml- 
bctrieb^cfellicbtft«. 

I* 


Zahlreiche  Konkurse,  Liquidationen  und  Sanierungen,  der 
Sturz  der  iicilbronner  Gewerbebank,  der  Spar-  und  Vorschuss- 
Bank  in  Dresden,  Hessen  erkennen,  dass  manche  Unternehnuing 
während  der  aufsteigenden  Periode  des  Erwerbslebens  ihre  finan- 
ziellen Kräfte  weit  überschritten  hatte ,  und  dass  der  flotte  Ge- 
schäftsgang zu  einem  guten  Teile  kunstlicher  Natur  gewesen  war. 

In  dem  ersten  Teile  der  vorliegenden  Arbeit  soll  der  Versuch 
gemacht  werden,  den  Zusammenbruch  der  Kreditanstalt  iur  In- 
dustrie und  Handel  in  Dresden  zu  schildern,  während  in  einem 
zweiten  Teile  der  Sturz  der  Leipziger  Bank  in  möglichster  Kürze 
dargestellt  wird.  Dabei  wird  zu  zeigen  sein,  wie  in  Sarh>srn  die 
Krisis  des  Jahres  1901  aus  den  falschen  Dispositionen  dieser  In- 
stitute und  der  mit  ihnen  eng  verbundenen  Industrie-Unterneh- 
mungen mit  Notwendigkeit  hervorgehen  musste.  Ks  werden  sich 
aber  auch  mancherlei  Anhaltspunkte  ergeben,  um  die  eigentüm- 
lichen Organisatioustonnen  zu  schildern,  welche  das  Eingreifen 
der  Anlagebanken  in  die  moderne  Industrieentwicklung  hervor- 
I  i  iiigt,  und  den  Einfluss  zu  bemesseni  den  diese  Banken  auf  die 
Volkswirtschaft  ausüben. 

Ehe  wir  jene  Vorgänge  selbst  ins  Auge  fassen,  wird  es  nötig 
sein,  die  historischen  Voraussetzungen,  unter  denen  sie  eintraten, 
in  aller  Kürze  vorzufuhren. 

Wahrend  der  Jahre  18S3  bis  1888  hallen  Befürchtungen  wegen 
der  Reibungen  zwischen  England  und  Russland  an  der  indischen 
Grenze  und  in  Afghanistan,  wegen  der  bulgarischen  \\  irren,  sowie 
gleichzeitige  Zwischenfälle  an  der  deutsch-ffanzösischen  Grenze 
eine  allgemeine  politische  Beunruhigung  und  in  ihrer  Folge  eine 
Geschäftsstockung  verursacht,  die  erst  Ende  der  achtziger  Jahre 
einer  zuversichtlicheren  Stimmung  Platz  machte.  Die  in  der  Zwi- 
schenzeit erfolgte  Kapitalansammlung  und  eine  lange  zurückge- 
haltene Unternehmungslust  suchten  jetzt  Gelegenheit  zur  Betätigung. 
Diese  artete  aber  sehr  bald  in  spekulative  Uebertreibungen  aus, 
denen  allerdings  die  Konvertierung  zahlreicher  festverzinshcher 
Werte  den  Boden  geebnet  hatte.  Das  europäische  Kapital  suchte 
vielfach  in  überseeischen  Gebieten  eine  höhere  Verzinsung,  in  be- 
sonders starkem  Masse  in  Argentinien.  Infolgedessen  richtete  die 
argentinische  Krisis  des  Jahres  1890  in  Europa  grosse  Verhee- 
rungen an.  Der  wirtschaftliche  Aufschwung  erfuhr  eine  Jähe  Un- 
terbrechung. Für  die  ganze  Weltwirtschaft  trat  wieder  eine  Pe- 
riode des  Stillstandes  ein,  die  sich,  mit  kurzer  Unterbrechung  im 
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Jahre  1893,  bis  zum  Jahre  1895  erstreckte. 

Jetzt  aber  erfolgte  ein  wirtschaftlicher  Aufschwung  von  fast 
unerhörter  Stärke  und  Ausdehnung.  Der  Bau  neuer  Bahnhnien 
im  In-  und  Auslande,  die  Vermehrung  der  Krien^sflotten  aller 
Grossmächte,  die  lebhafte  Nachfrage  nach  elektrischen  Strassen- 
bahnen  und  Zentralen  für  elektrische  Licht-  und  Kraftverteilung 
auf  grössere  Gebiete,  veranlassten  eine  starke  Beschäftigung  der 
Maschinenindustrie  und  Elektrotechnik,  die  wieder  zu  einer  ausser- 
ordentlichen Nachfrage  nach  Kohle  und  Rohstoffen  führte.  Bald 
übertrug  sich  der  flotte  Geschäftsgang  auf  diesen  Gebieten  auf 
die  gesamte  Volkswirtschaft.  Ein  schrankenloser  Optimismus  ver- 
breitete sich. 

Hierzu  kam  noch,  dass  infolge  der  umfangreichen  Konver- 
tierungen festverzinslicher  Anlagepapiere  in  den  Jahren  1896/97 
die  Gunst  des  Kapitalistenpublikums  und  der  Spekulation  sich  in 
ausgedehntestem  Masse  den  Industriewerten  zuwandte. 

Die  Gründungstätigkeit  nahm  unter  diesen  Antrieben  ein 
geradezu  rasendes  Tempo  an.  Während  der  Kurswert  neuemit- 
tierter  Industrie- Aktien  im  Jahre  1894  auf  79  Millionen  Mnr]:  ver- 
anschlagt wurde,  schätzte  man  ihn  im  Jahre  1899  auf  861  Millionen 
Mark.  Hiermit  erreichte  die  Gründungstätigkeit  ihren  Höhepunkt. 
Im  Jahre  igoo  machten  sich  bereits  Anzeichen  eines  Konjunktur- 
Umschlages  und  eine  grosse  Nervosität  der  Börsen  bemerkbar. 
Der  Kurswert  der  in  diesem  Jahre  emittierten  Industrie-Aktien 
betrug  nur  461  Millionen  Mark. 

Ein  getreues  Spiegelbild  des  Geschäftsganges  geben  die  jähr* 
liehen  Reingewinne  der  Reichsbank.  Diese  betrugen  in  Millionen 
Mark: 


18S3  :  10,6 

1892  :  !2,0 

1S84. :  10,6 

1893:  17,6 

18S5  :  10,6 

1894  :  11,4 

1886 :  7.7 

1895:  9.9 

1887:  to,5 

1896:  17,4 

1888:  8.1 

1897:  19,4 

1889:  ia,9 

1898:  23,3 

1890:  20,7 

«899:  3». 7 

1891 :  18 J 

1900:  34,0. 
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I.  Geschichflicher  Rückblick. 


Im  kapitalreichen  Sachsen  war  das  moderne  Bankwesen  um 
1890  noch  wenig  entwickelt.  Der  Schwerpunkt  der  Dresdener 
Bank  lag  in  BerHn,  und  an  sonstigen  Banken  von  Bedeutung 
waren  nur  die  All^^emeine  deutsche  Kreditanstalt  und  die  Leip- 
ziger Bank  in  Leipzig  vorhanden.  Es  ist  demnach  erklärUch,  dass 
bei  den  sächsischen  Bankinstituten  das  Bedürlhis  nach  Erweite- 
rung  der  Geschäftstätigkeit  viel  lebhafter  war  als  anderwärts. 

Infolgedessen  wurde  hier  der  im  Jahre  1895  beginnende  wirt- 
schaftliche Aufschwung  von  den  meisten  Anlagebanken,  zu  denen 
auch  die  Kreditanstalt  für  Industrie  und  Handel  in  Dresden  zahlt, 
als  willkommene  Gelegenheit  zur  Geschäftsvergrösserung  benutzt* 
Diese  Bank  war  im  Jahre  1856  unter  der  Firma  Dessauer  Kre- 
ditanstalt filr  Industrie  und  Handel  in  Dessau  gegründet  worden. 


Dm  Aktienkapital,  welches  ursprünglich   24  000  000  Mark 

betrug,  wurde  bis  1870  durch  RUckkauf  auf   18000000  >  , 

1872  durch  Zusammenlegung  auf   i  800000  »  , 

und  1882  durch  Rückkauf  auf   I  557  000  » 

herabfCMtzt. 

Dag^O»        tun   1 043  000  » 

1890  •   1 400  000  » 

1893  »   1 000  000  » 

1895    »  ,   5  000  uoo  » 

1897   »   5  000  000  » 

1899  »  .   .   5000000  > 

snsamiaai  auf  so  000  000  Mark 

erhöht. 


Verwicklungen  in  eine  Menge  industrieller  Unternehmungen 
hatten  die  Bank  gleich  in  den  ersten  Jahren  ihres  Bestehens  schwer 
geschädigt,  sodass  sie  von  1S57  bis  1871  nicht  in  der  Lage  war, 
Dividende  zu  verteilen.  Nach  einer  im  Jahre  1872  erfolgten  Re- 
organisation verblieben  dem  Institute  nur  noch  einige  in  Böhmen 
gelegene  Kohlenwerke,  sodass  es  bis  1895,  in  welchem  Jahre  diese 
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Werke  verkauft  wurden ,  vorwiegend  den  Charakter  einer  Berg- 
werksgesellschaft trug. 

1895  wurdo  der  Sitz  der  Gesellschaft  nach  Dresden  verlegt 

und  das  Institut  seinem  ursprünglichen  Zwecke,  dem  Betriebe  des 

Bankgeschäftes,  zurückgegeben. 

In  dem  GesclKitt  .berichte   für  das  Jahr  1895  heisst  es  u.  a.: 

Die  Generalversammlung  vom  9.  März  1S95  geoehmigte  den  Verkauf  der  böh- 
niicheii  Bmtinkobleftwerke  der  G«felbcb«ft,  gab  fenwr  flu«  Zutiiniiiaiic  «1  dem  vod 
d«n  VerwaltnngiorgMen  gefasateii  Beschlonc^  die  bwikgescIilfUiclie  TItigkcit  der  An- 
stalt  weacndidi  su  enrdtcm  tmd  za  dietem  Behufe  die  bisher  von  ihr  kommuidttieite 
Firma  George  Mciuel  Sc  Co.,  aowie  die  Finna.  Hoxn  &  DiogcTt  beide  in  Dresden,  ta 
erwerben. 

Um  unser  Institut  von  Haus  aus  in  jeder  Weise  konkurrenzfähig  zu  machen  und 
mit  ausreichenden  Mitteln  zu  versehen ,  genügten  die  aus  obigem  Verkauf  resultie« 
rendcn  Gelder  nicbt.  Infolgedenen  beantragten  die  Verwaltongiorgane  in  der  am 
a.  Hai  1895  dnberofenen  Generatvenaminliing»  das  Aktienkapital  von  $  auf  10  tfil- 
lioaen  Mark  zu  erhfihcn.« 

Bereits  im  nächsten  Jahre  berichtete  die  Direktion: 

»Ber  Umfkng  nnserer  Geidiifte  erfobr  eine  weMotUcbe  Zunahme  nicht  allein  in 

dein  von  uns  si'tziell  kuldvtevtoi  EiTektengeschäfke ,  tondem  auch  in  allen  fibrigcn 
Zweiyen  des  Ilankf^cschäftps,  namentlich  im  Konto-Korrent-Verkehr,  loda»  unter  nun» 
mehr  vollt^e/ahitcs  Aktienkapital  volle  Bescliiiflijjung  fand. 

»Cianz  be^^nders  gunstigen  Aufschwung  nahm  aber  der  Geschäftsverkehr  nach 
der  Vereinigung  unterer  Firmen  George  Meutel  Sc  Co.  und  Horn  St  Dinger  und  der 
damit  nisammenhingenden  E^ffnong  unterer  Tätigkeit  im  neuen  Banklokale,  Alt- 
markt  13. 

In  den  Jahresbilanzen  zeigten  die  hier  angeführten  Konten 
folgende  Veränderungen,  woraus  die  Ausdehnung  der  Banktätig- 
keit ersichtlich  wird. 


31.XIL 

Effekten- 
Konto 

Konsortial- 
Kooto 

Konto-Korrent* 
Schuldner  Gläubiger 

Acce]>t-  und 
Aval- 
Konto 

M. 

M. 

M. 

M. 

M. 

189s 

3007600 

975800 

12 135  700 

4742800 

449000 

1896 

3  13$  600 

3871  900 

10  313  600 

5791  500 

487000 

1897 

3  933  400 

3  3'3  900 

14  I  !  !  000 

7  301  üoo 

I  455  500 

1808 

4  S27  600 

5  544  9C0 

20  6S5  2CO 

7  82 1  000 

8  625  000 

IÜy9 

4  794  400 

5  834  400 

23  460500 

7  600  000 

7  28  3  300 

tgoo 

5  91 1  500 

5  5»3  200 

22  741  600 

7  947  400 

10  776  700 

Die  Dividende  betrug  für  die  Jahre  1896 — I9<X):  9,  9,  9,  9, 
7^/2  Proz.  Der  Kurs  der  Aktien  stellte  sich  in  Berlin  Ende  1896 — 1900 
auf  140,50,  143,50,  138,25,  130,75,  115,—  Proz.  und  am  15.  Juni 
1901,  dem  Tage  der  Konkurseröffnung  über  die  Akt.-ües.  Kum- 
mer auf  21, —  Froz. 
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Die  Dividenden  und  Bilanzen  machen  den  hohen  Aktienkurs 
begreiflich.  Ausserdem  konnte  das  Publikum  die  künstliche  Ver- 
bessenii^  und  Regulierung  desselben  nicht  kennen.  Bei  der  Bank 
hatte  ein  Konto  zur  Kursregulierung  der  eigenen  Aktien  und 
ausserdem  ein  Konsortium  zum  Ankauf  derselben  bestanden.  Die 
letztere  Massnahme  ist  nicht  ungebräuchlich  und  auch  nicht  immer 
zu  verwerfen,  vorausgesetzt,  dass  sie  in  mässigen  Grenzen  gehalten 
wird,  da  die  Zufälligkeiten  der  Nachfrage  und  des  Angebots  oft 
unberechtigte  Schwankungen  des  Kurses  verursachen  und  unter 
den  Aktionären  unnötige  Beunruhigung  hervorrufen. 

Die  Dresdener  Kreditanstalt  hatte  zugleich  mit  der  übrigen 
Kundschaft  des  angekauften  Bankgeschäftes  George  Meusel  &  Co. 
auch  die  Aktiengesellschaft  Elektrizitätswerke  (vorm.  O.  L.  Kum- 
mer &  Co.)  In  Dresden  übernommen.  Diese,  ein  junges  Elektri- 
zitätswerk,  erfreute  sich  eines  guten  Rufes,  und  sehr  richtig  er- 
kannte die  Direktion  der  genannten  Bank,  dass  sich  ihr  in  dieser 
Firma  eine  vorzügliche  Gelegenheit  zur  Verwirklichung  ihrer  £x- 
pansions^Bestrebungen  bot. 

Fast  in  jedem  Jahre  seit  ihrer  Umwandlung  in  eine  Aktien- 
gesellschaft wird  das  Anlage-  und  Betriebs-Kapital  dieser  Elek- 
trizitätsgesellschaft durch  Erhöhung  ihres  Aktienkapitals  und  Aus- 
gabe von  Obligationen  vermehrt,  während  ihr  gleichzeitig  von 
Seiten  der  Dresdener  Kreditanstalt  ein  Kredit  eingeräumt  wird, 
der  beinahe  die  Hälfte  des  Aktienkapitals  dieser  Bank  erreicht. 
Im  Vertrauen  auf  die  Fortdauer  der  günstigen  Konjunktur  wird 
so  die  Aktiengesellschaft  Kummer  zu  bedeutender  Leistungsfähig* 
keit  gebracht  und  zu  immer  ausgedehnterer  Tätigkeit  angespornt. 

Dieses  Vorgehen  bot  im  Prinzip  nichts  Neues.  Auch  andere 
Elektrizitätswerke  brachten  ihr  Aktienkapital  und  damit  ihre  Lei- 
stungsfähigkcit  auf  eine  enorme  Höhe. 

So  betrug  bereits  im  Jahre  1895  das  Aktienkapital  der  Kon- 
tinentalen Gesellschaft  für  elektrische  Unternehmungen  in  Nürn- 
berg 16  Millionen  Mark,  der  Elektrizitäts-A.-G.  vormals  Schuckert 
&  Co.  in  Nürnberg  12  Millionen  Mark,  der  Allgemeinen  Elektri- 
zitäts-GcscUschaft  Berlin  (Deutsche  Edison-Gesellschaft)  22  Millio- 
nen Mark,  der  Gesellschaft  tür  elektrische  Unternehmungen  in 
Berlin  30  Millionen  Mark. 

Es  war  also  für  Kummer  hohe  Zeit  nachzukommen,  um  kon- 
kurrenzfähicf  /.u  bleiben. 

Da  der  Kapitalbcdart  des  von  dieser  Firma  gebildeten  Kon- 


Digitized  by  Google 


—  9  — 


cerns^j  Voraussetzung;  für  die  Kapitalbeschaffungs-Methodcn,  seine 
Schicbunc^spolitik  Voraussctzuni^f  der  langen  Aufrechtcrhaltung  des 
ganzen  Baues  bilden,  so  ist  es  zweckmässig,  dessen  Geschichte 
jcuerst  zu  schildern. 

Die  unter  der  Firma  >0.  L.  Kummer  &  Co.«  in  Dresden 
bestehende  Unternehmunf^  nebst  Werkstätten  für  l'21eklrotechnik, 
Mechanik  und  Maschinenbau  in  Niedersedlitz  b.  Dresden  war  am 
23.  Juni  1894  mit  Rückwirkuni;  vom  l.  Januar  1894  in  eine  Ä\ktien- 
gescllschaft  unter  der  Firma  »Aktiengesellschaft  Elek- 
trizitätswerke (v  o  r  m  a  1  s  O.  L.  K u m m  e r  &  C  o.)  in 
Dresden    umgewandelt  worden. 

Der  Kaufpreis  wurde  gewahrt  durch  üebernahme  von 
H.      22  500.  nuf  den  ( itundstücken  haftender  Hypotbeken,  ferner  durch  Ueber- 
nahuie  von 

>     40000a  Banlocbalden  tw  eigenea  Berichtigung,  darcli  Gewiliroag  von 
»     534000.  in  hu  und  Hingabe  von 

»     966000.  in  Aktien  al  päri,  tödais  der  Getnmtluafjiiek  die  Höhe  von 

1  922  500    Mark  erreichte. 
Das  Aklicnkn]  ital  Itetrup 
1894       >L  1500000.,  begeben  zu  116  Proz.  Dasselbe  wurde  erhöht 

1896  um  M.  1 000  000.,      »      »  130  > 

1897  •     >    2  000  000.,        *        •   160  » 

1898  *    >  3  000  000.  Hiervon  dienten  1 200  000  M.  lum  Erwerb  von  1 500  000  M. 

Aktien  der  Elcktrizitäts-Aktien-Gesellschaft  vorm.  Herrn.  Puge, 
Chemnitz,  während  i  800  000  M.  von  der  Dresdener  Kredit- 
anstalt zu  165  Proz.  übernommen  und  den  Aktionären  zu 
170  Proz.  angeboten  wurden.  Ferner  wurde  das  Aktienkapital 

1899  «    *  3  500  000.  erhöht,  welche  von  der  genannten  Bank  zu  125  Proi;  flbemom- 

men  und  den  Aktioniien  sn  130  Proz.  angeboten  wurden. 
  Somit  erreichte  da»  Aktienkapital  den  Getamtnomiiialbetng  von 

Mark   10  000  000 

Hierzu  kamen  noch  folgende  Anleihen: 

I.  M.  50ocxx>.  4'/a  Proz.  Obligationen  von  1895.  Diese  wurden 
am  28.  März  1899  gekündigt  und  am  i.  Juli  desselben  Jahres  su- 
rückgezahlt,  dafür  aber  eine  neue  Anleihe  ausgegeben: 

II.  M.  1500000.  Proz.  auf  den  Namen  lautende  Teil- 
schuldverschreibungen von  189^).  Als  Sicherheit  wurde  eine  Kau- 
tionshypothek über  1 600000  Mark  zur  ersten  Stelle  auf  den  Grund- 
besitz in  Niedersedlitz  zu  Gunsten  der  Dresdener  Kreditanstalt 
gegeben. 

t)  Man  versteht  nntcr  K  o  n  c  e  r  n  eine  Intcrenengenidnschaft  rcehtUdi  verKhie- 
denet  Personen,  welche  so  eng  ist ,  dass  dieselben  in  Wirtdichkeit  eine  wirtschaft- 
liche Peison  bilden. 
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Am  14.  Januar  1901  wurde  eine  weitere  Anleihe  aufgenommen: 
III.  IM.  2  500000.  5  Pfoz.  auf  den  Namen  lautende  Teilschuld- 
verschreibungen,  die  rückzahlbar  mit  102  Proz.  ab  i.  Juli  1906  waren. 
Zur  Sicherstellung  diente  eine  Kautionshypothek  zu  Gunsten  der 
Dresdener  Kreditanstalt  im  Betrage  von  2600000  Mark  auf  das 
Fabriketablissement  in  Niedersedlitz  zur  zweiten  Stelle,  unter  Mit- 
belastung des  Elektrizitätswerkes  in  Niederlössnitz  zur  ersten  Stelle. 

Demnach  bcsass  die  Gesellschaft  bei  ihrem  Falle  an  eigenen 
Mitteln:  M.  looooooo  Aktien  und  M.  4000000  Teilschuldver- 
schreibungen, für  welch  letztere  der  Zinsendienst  jährlich  192  500 
Mark  erforderte. 

Die  Reservefonds  beliefen  sich  nach  der  letzten  Bilanz  auf 
rund  3162000  Mark. 

Zu  den  Gründern  der  Akticn^fescUschaft  Kummer  gehören: 
George  Meusel  &  Co.,  Dresden,  Horn  &  Dinger,  Dresden. 

Den  Aufsichtsrat  bildeten  beim  Zusammenbruche:  General- 
konsul Kommerzienrat  Th.  Horn  in  Dresden  (Direktor  der  Dres- 
dener Kreditanstalt),  Bürgermeistor  a.  D.  Klötzer  fdesgl.),  Gene- 
ralkonsul a.  D.  von  Rosencrantz  auf  Schönbach  (Vorsitzender  des 
Aufsichtsrats  der  Kreditanstalt\  Albrecht  Graf  von  Alvensleben, 
Kammerherr  und  Erbtruchsess  auf  Exleben  und  Ostrometzko, 
Fabrikbesitzer  Karl  Römer,  Dresden. 

Die  Direktion  wurde  dem  Konsul  a.  D.  A.  Denso  und  dem 
Kommerzienrat  O.  L.  Kummer  (zugleich  Aufsichtsrat  der  Dresde- 
ner Kreditanstalt)  übertragen. 

Die  Dividende  betrug  1896 — 1900:  10,  10,  ir,  10,  o  Proz.  Der 
Kurs  der  Aktien  stellte  sich  in  Berlin  Ende  1896— 1900  auf  181, 
206,50,  184,  159,50,  111,75  und  am  15.  Juni  1901  dem  Tage  der 
Konkurseröffnung  auf  10,75  ^^oz.  Der  Kursrückgang  in  den  letzten 
Jahren  ist  jedoch  bei  den  Aktien  von  Elektrizitätswerken  allge- 
mein zu  beobachten. 

Wie  schon  erwähnt,  musste  die  Aktiengesellschaft  Kummer 
sich  beeilen,  um  gegen  ihre  grossen  Konkurrenten  aufkommen 
zu  können.  Nächst  der  Beschaffung  der  Betriebsmittel  gilt  daher 
ihre  grösste  Sorge  der  Beschaffung  von  Aufträgen  und  Weiter* 
Verwertung  der  von  ihr  geschaffenen  Anlagen. 

Da  die  ihr  von  der  Privatkundschaft  erteilten  Aufträge  und 
die  auf  Grund  von  Konzessionen  für  eigene  Rechnung  zu  errich- 
tenden Anlagen  sie  nicht  genügend  beschäftigen,  so  werden  in 
rascher  Folge  »A ufnahmegesellschaften«  gegründet, 
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d.  h.  Gesellschaften,  welche  die  Aufgabe  haben,  Elektrizitätsan- 
lagen  für  eigene  oder  fremde  Rechnung  zu  finanzieren,  deren 
Ausführung  sie  ganz  oder  teilweise  Kummer  übertragen. 

Um  die  Durchführung  der  verschiedensten  Unternehmungen 
zu  ermöglichen,  werden  bestehende  Werke  als  »Ergänzungs- 
fabriken« für  die  Fabrikation  Kummers  in  Aktiengesellschaften 
umgewandelt,  wobei  sich  Kummer  die  ausschln<^gebcmie  Stimme 
sichert.  Zur  Abstossung  vollendeter  oder  nahezu  fertiger  Anlagen 
werden  >Selbstkundschaftsgründungen<  vorgenom- 
men. Auf  diese  Weise  entsteht  innerhalb  weniger  Jahre  der 
Kummer'sche  Kon  cern,  welcher  die  Leichtigkeit,  mit  der 
juristische  Personen  geschaffen  werden  können,  zu  zahlreichen 
Schiebungen^)  benutzt,  um  seine  Zwecke  zu  erreichen. 

Unter  den  Gründern,  Auf^ichtsiäten  und  Direktoren  der  zu 
dem  Koncem  gehörigen  Gesellschaften  begegnet  man  fast  stets 
denselben  Personen.  Ueber  die  Gründungsvorgänge  selbst  be- 
richtete die  Revisionskommission  der  Dresdener  Kreditanstalt: 

>N'ach  den  Buchungen  zu  urteilen  ist  «ioe  aolche  Gründung  folgcnderma&sen 
vor  sich  ijefjnnfjen.  Vielleicht  eine  Stunde  vor  Beginn  der  betreffenden  Gtiiiirler- 
sitzung  sind  <lic  ririindcr  nn  der  Kasse  der  Kreditanstalt  erschienen  und  iiabeii  »ich 
dort  jeder  die  Summe  geben  lassen,  rail  welcher  er  sich  an  der  Gründung  beteiligen 
wollie.  In  der  Sitzung  lelbst  bit  denn  der  protokollierende  Notar  die  Herren  «nf- 
gefordert,  dem  §  195  des  H.G.B.  xn  entsprechen,  nämlich  die  darin  geforderte  bare 
Einiahlang  von  mindestens  dn  Vierteil  des  Nennbetrages  der  Aktien  tu  leisten.  Nach- 
dem  das  geschehen,  hat  dann  tler  Notar  die  Gesamtsumme  dem  Direktor  der  soeben 
gegründeten  Gesellschaft  übpr^eben,  und  dieser  hrn  lieselbe  darauf  an  der  nümlichen 
Kasse  der  Krediian:>tait  Mieder  abgeliefeit,  von  der  sie  in  einseinen  Beträgen  wenige 
Stunden  vorher  abgeholt  worden  war.f 

Die  vom  Gesetz  vort»eschi icbcnc  rjarznhhinf:[^  ist,  wie  auch 
später  bei  der  Leip/.i^c-r  Hank  gezeigt  werden  v.mu,  heutzutage 
eine  ganz  leere  Foiin,  und  auch  die  Gründer  spielen  oft  nur  die 
Rolle  von  Statisten. 

2.  Das  Geschäftsjahr  1895. 

Bereits  am  23.  Februar  1895,  genau  acht  Monate  nach  der  Grün- 
dung der  Aktienc^esellschaft  Kummer,  wird  von  deren  Gründern 
die  erste  Aufnahme-Gesellschaft  in  der  >Aktiengesel  1  s  chaft 
für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen«  mit  einem 
Aktienkapital  von  2000000  Mark  ins  Leben  gerufen. 


i)  Tmimktionen,  durch  welche  zunSchtt  fiktive  Werte  geschaffen  werden. 
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In  dem  üescluiftsberichte  der  Aktiengesellschaft  Kummer  für 
das  Jahr  1894  heisst  es: 

»Von  dem  VerhSlinis,  in  welchem  wir  zu  i!er  kürzlich  in  das  Lehen  getretenen 
Aklieitgtiscikchak  lur  clekuuche  Anlagen  und  Bühnen  stehen,  erwarten  wir  ^unsilige 
Erfolge  in  Aufnahme  solcher  Geschäfte,  die  nicht  filr  feste  Rechnung  Ucr  Besteller 
«1  gehen  Iwben.  Die  Gelegenheit  sur  lYtiglceit  in  dieier  Richtung  hat  «ich  in  letzter 
Zeit  heiondecs  hiufig  gcseigt  nnd  hierdurch  sur  Errichtong  der  GetdlKlialt  bejge» 
tragen.« 

Die  Direktion  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen 
und  Balmen  wird  u.  a.  Bruno  Kirsten  übertragen,  der  zugleich  Pro- 
kurist der  Dresdener  Kreditanstalt  ist. 

Am  12.  Oktober  1S95  werden  die  Aktien  an  der  Dresdener 
Börse  zu  131  Proz.  mit  Erfolg  eingeführt.  An  dem  Aktien-Ucbcr- 
nahme-Konsortium  war  die  Dresdener  Kreditanstalt  beteiligt. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  wird  in  §  3  ihrer  Statuten  fest- 
gesetzt, welcher  sagt: 

>  Gegenstand  der  Uniernehmung  iht  der  Bao,  der  Erwerb  und  der  Betrieb,  sowie 

die  Finanzierung  elektrischer  Bahnen  und  elektrischer  Beleuchtungsanlagen,  sowie  die 
Üebemahme  von  Anlagen,  Konzessionen,  Werten  imd  l'nteinehmunpcn  aller  An, 
vrelche  mit  elektrischer  Licbtcrzeugung,  Kraftübertragung  und  Mlekinziikt  zu>>ammen- 
hiingen,  endlich  die  gewerbsmissige  Verwertung  und  Vervvciuiuiig  des  clektmchen 
Sttones,  insbesondere  xu  gewerblichen  Zwecken.« 

Nach  §  6  konnte  die  Geselbchaft  Filialen,  Niederlassungen, 
Agenturen  und  Comptoirs  überall  innerhalb  und  ausserhalb  Deutsch- 
lands auf  Beschluss  des  Aufsichtsrates  errichten. 

Der  Bericht  über  ihr  erstes  Geschäftsjahr  1895  spricht  sich 
Oberaus  hoflfnungsvoU  aus  und  zcugi  bereits  von  reger  Tätigkeit. 
Die  Gesellschaft  halte  Konzessionen  erhalten  zur  Errichtung  von 
Stadtzentralen  in  Glauchau  (für  städtische  Rechnung),  in  Meerane 
i.  S.,  Plauen  b.  Dresden,  Gössnitz  1.  S.A.,  Osthofen  b.  Worms  und 
Nordseebad  Wyk  auf  Kohr,  deren  Ausfühi  unj^  vci  iragsmässig  von 
der  Aktiengesellschati  Kummer  übernonuncn  wurde. 

Die  Gesellschal:  hatte  also  einen  Mischcharakler.  Halb  war 
sie  Auliialunegestrlibchaft ,  halb  kaufmännische  Abteilung  von 
Kummer. 

In  bezut^  auf  die  WeitcrverwertmiLi  der  lür  eigene  Rechnung 
erbauten  Werke  heisst  e.-^  in  dem  Bcrichle  : 

>Eine  Reihe  uni>erer  btadtzentralen  durfte  noch  in  diesem  Jahre  dem  Betriebe 
ttbergebea  werden,  und  beabsichtigen  wir  nach  ordnungsmäs^iger  Uebcrgabe  die 
FortfBhrong  des  Betriebes  besonderen  Aktiengesellschaften  zu  Überlassen,  wdche  xu 
diesem  Zwecke  von  uns  ins  Leben  gerufen  werden,  und  bei  denen  wir  uns  finansIcH 
beteiligen.« 
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Üer  Zweck  hierbei  war,  neben  dem  FabriUationsgewinn  einen 
Veräusserungsgewinn  zu  erzielen. 

Die  Dividende  für  1895  betrug  5  Proz. 

Auch  das  Stammhaus,  die  Aktiengesellschaft  Elektrizitäts- 
werke vormals  O.  L.  Kummer  &  Co.  berichtet,  dass  in  dem  Ge- 
schäftsjahre 1895  die  an  seine  Leistungsfähigkeit  gestellten  An- 
sprüche stetig  gewachsen  sind,  und  dass  sich  hieraus  die  Notwen- 
digkeit neuer  Bauten  zur  Ausdehnung  der  Arbeitsräume,  sowie  die 
Vermehrung  des  Inventars  an  Maschinen  und  Werkzeugen  ergeben 
habe,  sodass  die  Verwaltung  sich  veranlasst  sieht,  der  General- 
versammlung vom  18.  Mai  1896  eine  Erhöhung  des  Aktienkapi« 
tals  um  eine  Million  Mark  vorzuschlagen. 

Sicher  war  hierbei  der  Wunsch  massgebend  gewesen,  grosse 
Objekte  für  eigene  Rechnung  durchführen  zu  können. 

Ueber  die  Art  und  Weise,  auf  welche  die  Aktiengesellschaft 
Kummer  sich  Aufträge  verschafft,  erfährt  man  aus  folgender  Stelle 
des  Berichtes: 

>Ein  erschwerender  UiiTiland  bei  Erlntit^onc  von  Atiflrnfjcn  fiillt  leider  noch  sehr 
ins  Gewicht;  es  i^t  dies  das  immer  mehr  hei  Dcliordcn  utul  Privaten  gebräuchlich 
werdende  Verfahren,  an  elektrotechnische  Geschäfte  die  Anforderung  zu  stellen,  be- 
deutende Projekte,  bei  deren  Ausfäbrung  nur  der  kleinere  Teil  der  Liereningeti  in 
die  FabriketiODSiphife  dieser  GeschKfte  M\t,  in  ineenieorwiweoiicliafUicher  und  kom« 
mcr2ieller  Beziehung  kostenlos  auszuarbeiten,  die  erforderlichen  Aufnahmen  zu  machen 
und  notwendige  Unterlagen  zu  be/alden,  sodass  bei  der  j;leirhfalls  sehr  kf)sts])icligen 
Suweren  Ausstattung  dieser  Projektausart)eiUm<^en  und  dem  verhältnismässig  geringen 
Prozentsatz  solcher,  der  zum  wirklichen  Auftrag  führt,  grössere  laufende  Ausgaben 
erwAchsen,  wogegen  der  eventuelle  Gewinn  beim  Auftrage  kaum  genügendes  Aequi- 
^ent  bietet  Zu  vermeiden  lat  et  nicht,  fttr  solche  Zwecke  den  nötigen  Stab  an 
tediniselien  Beamten  sn  halten,  was  natibtich  uf  die  Gcschäftsimkosten  seinen  Ein- 
Ihiss  üben  miiss.» 

Aus  diesem  Grunde  ist  es  för  die  Gesellschaft  wünschenswert, 
mit  eigenen  Konzessionen  7ii  bauen.  Sie  wendet  sich  daher  in 
diesem  Jahre  dem  Baue  und  Betriebe  von  elektrischen  Vollbahnen 
für  eigene  Rechnung  zu,  wobei  sie  jedoch  Objekte  in  Angriif 
nimmt,  welche  ihre  Kräfte  bei  weitem  übersteigen,  und  sie  sich 
ausserdem  überaus  leichtfertiges  Kalkulieren  zu  Schulden  kommen 
lässt.  Es  beginnen  die  Arbeiten  für  die  von  der  bayerischen 
Regierung  auf  99  Jahre  konzessionierte  Voilbahn  Bad  Aibling — 
Wendelstein,  sowie  auf  Grund  einer  Vorkonzession  die  Arbeiten 
für  die  Strecke  Murnau — Kohlgrub— Oberammergau,  eigene  Kon* 
Sessionsobjekte,  an  die  man  schon  bei  der  Gründung  der  ersten 
Aufnahmegesellschaft  gedacht  hat. 
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3.  Das  Geschftftsjahr  1896. 

Das  Geschäftsjahr  1S96  hat  für  die  bci(1en  Verbündeten,  die 
Aktient^escllschaft  für  elektrische  .Anlagen  und  Bahnen  und  die 
Aktient^csellschaft  Elektrizitätswerke,  nach  ihren  Berichten  eben- 
falls befriedigende  Resultate  ergeben  und  schliesst  für  beide  mit 
erfreulichen  Aussichten. 

Erstere  Gesellschaft  hat  ihr  Augenmerk  besonders  auf  den 
Bahnbau  gerichtet  und  versciiiedene  Projekte,  von  welchen  sie 
sich  sehr  günstige  Ergebnisse  verspricht,  zum  Abschlüsse  ge- 
bracht. So  erhält  sie  die  Konzession  zum  Bau  einer  elektrischen 
Bahn  Leipzig-Merseburg,  sowie  im  Zschopau-Tale,  ferner  vom 
preussischen  Ministerium  zum  Bau  einer  Kleinbahn  in  Oberschle- 
sien, sowie  einer  Kingbahn.  Die  Stadt  Sinsheim  in  Baden  erteilt 
ihr  die  Konzession  zur  Errichtung  einer  Licht-  und  Kraflzentrale. 
Mit  der  Eisenbahndirektion  Altona  wird  unter  Genehmigung  des 
preussischen  Ministeriums,  ein  Vertrag  abgeschlossen,  wonach  die 
Gesellschaft  sämtliche  neue  Bahnhofsanlagen  in  Kiel  mit  Strom 
für  Licht-  und  Kraftzwecke  zu  versorgen  hat.  Ein  gleicher  Ab- 
schluss  wird  mit  der  Generaldirektion  der  sächsischen  Staats^sen* 
bahnen  unter  Genehmigung  des  sächsischen  Ministeriums  erzielt, 
zwecks  Stromlieferung  für  die  Bahnhofs-,  Kai-  und  Hafenanlagen 
in  Riesa.  Der  Abschluss  einer  Reihe  weiterer  sehr  umfangreicher 
Stadtzentralen  und  Bahnen  steht  Ende  1896  in  Aussicht.  Die 
Ausführung  wird  natürlich  stets  der  Aktiengesellschaft  Kummer 
übertragen. 

Es  tritt  also  wieder  der  Mischcharakter  der  Gesellschaft  her- 
vor: harmlose  Weitergabe  von  Aufträgen  und  Uebernahme  eigener 
Konzessionen,  von  denen  letztere  jedoch  wegen  des  damit  verbun- 
denen Risikos  und  wegen  der  Festlegung  der  Mittel  gefährlich  sind. 

Die  Dividende  für  1896  beträgt  6  Proz. 

In  diesem  Jahre  ist  bereits  eine  Schiebung  zu  beobachten, 
indem  die  Gesellschaft  die  Baltische  E  1  e  k  t  r  i  z  i  t  ä  t  s  >  A  k- 
tiengcsellschaft  vormals  F.  F  1  o  h  r  &  D  e  v  a  r  a  n  n  e  in 
Kiel  gründet  und  dieser  ihr  Elektrizitätswerk  Wyk  auf  Föhr 
käuflich  liberlässt. 

Zweck  der  neubegründeten  Aktiengesellschaft  ist  die  Ueber- 
nahme und  Forlführung  der  in  Kiel  unter  der  Firma  F.  Flohr  &  Deva- 
ranne  bestehenden  elektrotechnischen  Unternehmung.  Ausserdem 
wird  ihr  die  Generalvertretung  der  Aktiengesellschaft  für  elektri* 
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sehe  Anlagen  und  Bahnen  für  das  baltische  Gebiet  übertragen. 

Die  Aktien  wurden  im  Juni  1899  an  der  Berliner  Börse  zu 
135  Proz.  eingeführt. 

Im  Jahre  1896  beteiligt  sich  die  Aktiengesellschaft  für  elek* 
Irische  Anlagen  und  Bahnen  ferner  bei  einer  Kunamer'schen  Grün- 
dung, der  Aktiengesellschaft  Deutsche  Kabelwerke,  vormals  Hirsch- 
mann &  Co.,  Berlin— Rummclsburg. 

Die  Aktiengesellschaft  Elektrizitätswerke  (vormals  O.  L. 
Kummer  &  Co.)  fühlt  sich  im  Jahre  1896  veranlasst,  in  ihren 
wesentlich  erweiterten  Werkstätten  eine  grcissere  Anzahl  Arbeiter 
einzustellen  und  den  Kreis  ihrer  Geschäfte  ansehnlich  zu  ver* 
mehren  »allerdings  erlaubten  dies  die  zur  Verfügung  stehenden 
Fonds  niclit  in  detn  Masse,  wie  die  mit  Riesenschritten  sich  ent- 
wickelnde elektrische  Industrie  es  verlangte.' 

Die  Verwaltung  sieht  sich  daher  vor  die  Notwendigkeit  ge- 
stellt, der  am  10.  April  1897  einberufenen  ausserordentlichen  Gene- 
ralversammlung  eine  abermalige  Erhöhung  des  Aktienkapitals  von 
2500000  M.  auf  4500000  M.  vorzuschlagen. 

Von  den  1896  ausgeführten  grösseren  Anlagen  werden  die 
Zentralanlagen  im  Plauen'schen  Grunde  und  in  Niederlössnitz,  ferner 
in  Meerane,  Gössnitz,  Glauchau,  Plauen  b.  Dresden,  Siegmar  b. 
Chemnitz,  sowie  in  Bad  Elster  und  die  normalspurige  Bahnanlage 
Aibltng^Jenbach— Wendelstein  als  die  bedeutendsten  genannt,  die 
eine  Gesamtsumme  von  ca.  drei  Millionen  Mark  repräsentieren. 
Im  Bau  begriffen  waren  Ende  1896:  die  elektrische  Bahn  Mühlheim 
a.Rubr — ^Styrum,  die  Zentrale  Osthofen  i.  Pfalz,  sowie  die  elektrische 
Bahn  Murnau«Oberammergau,  für  welche  die  Gesellschaft  eben- 
falls  wie  bei  der  vorerwähnten  Bahn  Aibling — ^Jenbach — ^Wendelstein 
eine  Konzession  auf  99  Jahre  von  seiten  der  bayerischen  Regie- 
rung erhalten  hatte,  weiter  grössere  Lichtanlagen,  wie  die  Strassen- 
beleuchtung  Dresdens  und  die  Anlagen  im  Schlachthofe  daselbst, 
Aufträge  der  kaiserlichen  Marine  und  solche  für  sonstige  behörd- 
liche oder  private  Rechnung. 

Den  Bau  der  Zentralen  in  Meerane,  Gössnitz,  Glauchau,  Plauen, 
Osthofen  hatte  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und 
Bahnen  in  Auftrag  gegeben. 

Auch  die  Aktiengesellschaft  Kummer  beteiligte  sich  durch 
Uebemahme  von  Aktien  bei  der  Gründung  der  Baltischen  Elektri- 
zitäts-Aktiengesellschaft in  Kiel. 

Femer  gründet  sie  in  diesem  Jahre  zur  Ergänzung  der  eigenen 
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Fabrikation  in  Gemeinschaft  mit  der  Dresdener  Kreditanstalt  und 
der  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  die 
Aktiengesellschaft  Deutsche  Kabelwerke  vor- 
mals Hirschmann  &  Co.,  Berlin — ^Rummelsburg. 
Zweck  dieser  Gesellschaft  ist  Herstellung  elektrischer  Leitungen 
und  Kabel  aller  Art.  Die  Gesellschaft  kann  elektrotechnische  oder 
andere  damit  verwandte  Unternehmungen,  Telegraphen-  und 
Telephongesellschaften,  Kupfer  werke  gründen,  erwerben  oder  sich 
an  Unternehmung^en  solcher  Art  direkt  oder  indirekt  beteiligen. 

In  demselben  Jahre,  am  22.  Juni  1896,  wird  von  der  Dres* 
dener  Kreditanstalt  eine  Unternehmung  ins  Leben  gerufen^  wie 
sie  damals  in  Deutschlaad  noch  nicht  gegründet  worden  war: 
die  Allgemeine  Industrie-Aktiengesellschaft  in 
Dresden,  mit  einem  Aktienkapital  von  3  Millionen  Mark,  bei 
25  Proz.  Einzahlung,  deren  Aufgabe  indessen  nicht,  wie  die  der 
Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen,  in  der 
Finanzierung  speziell  Kummer'scher  Anlagen  und  Unternehmungen 
bestehen  sollte,  sondern  in  der  Förderung  der  Industrie  im  wei- 
testen Sinnet  Beteiligung  an  industriellen  Unternehmungen  und 
Eisenbahngesellschaften,  Gründung  und  Finanzierung  solcher  be- 
hufs Weiterveräussening  oder  Weiterbetriebs,  Erwerbung  von  Ak- 
tien, Obligationen  und  sonstigen  Titeln  und  Forderungen  indu- 
strieller Unternehmungen  und  Veräusserung  derselben. 

Da  diese  Gesellschaft  bei  der  Bildung  des  Kummer'schen 
Koncems  grossen  Anteil  hat,  so  ist  es  nötig,  sie  hier  mit  zu  be> 
sprechen. 

Die  Direktion  wurde  Georg  Hölzl  und  Bruno  Kirsten  über- 
tragen, beide  zugleich  Prokuristen  der  Kreditanstalt  für  Industrie 
und  Handel,  letzterer  ausserdem  Direktor  der  Aktiengesellschaft 
für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen. 

Die  Aktien  dieser  Gesellschaft  werden  ebenfalls  mit  Erfolg 
im  Juni  1896  zu  105  Proz.  aufgelegt  und  an  der  Dresdener  Börse 
eingeführt. 

Die  Dividende  für  1896  betrug  8  Proz.  p.  r.  t. 

In  ihrem  Gründungsjahr  beteiligt  sich  die  Gesellschaft  an  der 
am  16.  Oktober  1896  ebenfalls  zum  Zwecke  der  Fabrikattonser- 
gänzung Kummers  erfolgten  Gründung  der  »W agenbauan- 
stalt  und  Waggonfabrik  für  elektrische  Bahnen» 
(vormals  W. C. F. Busch)  Akttengeseilschaf t<  in  Ham- 
burg. 
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Zu  den  Gründern  dieser  Gesellschaft  zählten  die  betd(*n  Di- 
rektoren der  Allgemeinen  Industrie-Aktiengesellschaft,  sowie  ein 
dritter  Prokurist  der  Dresdener  Kreditanstalt.  Ihr  Zweck  sollte 
sein:  Bau  und  Verwertung  aller  Arten  Wagen  und  Waggons,  ins- 
besondere für  elektrische  Bahnen  und  Vollbahnen,  dann  aller  für 
Elektrizitätswerke  und  elektrische  Betriebe  erforderlichen  Artikel 
etc.  Die  Aktien  wurden  erfolgreich  im  Juni  1898  zu  132,50  Proz. 
aufgelegt  und  an  der  Berliner  und  Dresdener  Börse  eingeführt. 

4.  Das  Geschäftsjahr  1897. 

Zu  Beginn  des  Jahres  1897  ist  demnach  die  Situation  fol- 
gende : 

An  der  Spitze  des  Koncerns  steht  das  Bauhaus,  die  Aktien- 
gesellschaft Kummer,  welches  bauen  will  und  Aufträge  und  £r- 
gänzungsfabriken  braucht. 

Aufträge  erhält  die  Gesellscliaft  von  ihrer  Privatkundschaft, 
ferner  auf  dem  Wege  der  Konzession  und  durch  die  Aufnahme- 
Gesellschaften:  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und 
Bahnen  und  die  Allgemeine  Industrie-Aktiengesellschaft,  beide  in 
Dresden. 

Als  Ergänzungsfabriken  dienen  die  Aktiengesellschaft  Deut- 
sche Kabelwerke  in  Berlin  und  die  Wagenbauanstalt  und  Wag- 
gonfabrik für  elektrische  Bahnen  Aktiengesellschaft  in  Hamburg. 

Als  Provinziai-Aufnahme  GescUschaft  fun<:;ierte  die  Baltische 
Elelctrizitäts-Aktiengesellschaft  in  Kiel.  Gleichzeitig  soll  diese  als 
Ergänzungsfabrik  dienen  und  Aufträge  beschaffen. 

Das  neue  Geschäftsjahr  zeugt  wieder  von  einer  überaus  leb« 
haften  Tätigkeit  und  Erweiterung  des  Kummerschen  Koncerns. 
Neu  anlagen  für  eigene  und  fremde  Rechnung,  Beteiligungen  und 
Gründungen  erfolgen  in  reicher  Zahl. 

Die  Allgemeine  Industrie- Aktiengesellschaft  in  Dresden  hat  über 
eine  erfolgreiche  Tätigkeit  im  Jahre  1897  zu  berichten,  wobei  aber 
die  Schiebungspolitik  des  Koncerns  wieder  deutlich  zutage  tritt. 

Die  Gesellschaft,  deren  Dividende  in  diesem  Jahre  8  Proz, 
beträgt,  wirkt  mit  sehr  gutem  Gewinn  bei  der  Uebernahme  der 
neu  emittierten  Aktien  der  Aktiengesellschaft  Kummer  und  beteiligt 
sich  in  umfangpreichem  Masse  ausser  bei  der  Gründung  der  später 
zu  besprechenden  Nordischen  Elektrizitäts-Aktiengesellschaft  in  Dan- 
zig  und  der  Maschinen-  und  Werkzeugfabrik  vormals  August  Paschen 
in  Göthen,  bei  der  am  3.  Februar  1897,  gleichfalls  zum  Zwecke 
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der  Fabrikations-Ergän/unti  Kununeis,  ciloiglcn  Gründung  der 
Elektrizitäts-Akticngesellschaft  vormals  Her- 
mann Füge  in  C  h  e  m  n  i  t  z. 

Zweck  dieser  Gesellschaft  ist  Ueberna'mne  und  Betrieb  des 
in  Chemnitz  unter  der  Firma  ^Maschinenfabrik  und  Werkstätten 
für  Elektrotechnik  Hcrman  I'ol^i-  bestellenden  (jeschafles  ncl>st 
dessen  Werkstatten  für  Elektroteclmik,  Mechanik  und  Maschinen- 
bau in  Chemnitz  und  Bau  von  elektrisclien  Zentralen. 

Sämtliche  i  500000  M.  Aktien  dieser  (iescilschatt  erwirbt  im 
folgenden  Jahre  die  Aktien;^esel!schaft  Kummer  infolge  General- 
versammlungsbeschlusses vom  4.  Juni  1898,  gegen  Hingabe  von 
1 200000  M.  Aktien  der  eigenen  Gesellschaft. 

Auch  der  Geschäftsbericlit  der  Aktiengesellschaft  für  elektri- 
sche Anlagen  und  Bahnen  in  Dresden  hat  wieder  Günstiges  zu 
melden,  hauptsächlich  infolge  ihrer  lukrativen  Gründungstätigkeit, 

Es  heisst  zu  Beginn: 

> Namentlich  unsere  fiaaniiellen  Beteiligungen  haben  uns  im  letzten  Jahre  reiche 

Gewinn»-  «'ebraclit.  so  in-^?  wir  (Iber  ilic  geringen  Ergcbnis'ie,  welche  neu  in  Tietrieb 
{genommene  Elekuiiciüuswerke  in  deo  ersteo  Jahren  stets  za  liefern  pAegen,  anstand«« 
los  hinweggehen  können.« 

Diese  geringen  Betriebsergebnisse  erklären  auch  die  Schie- 
bungen von  einer  Tochtergesellschaft  zur  andern  und  den  Misch- 
charakter der  Aufnahmegesellschaften. 

Die  Dividende  für  1897  betrug  6  Proz.  In  regelrechtem  Be- 
triebe befanden  sich  von  ihren  Elektrizitätswerken  in  eigener  Re- 
gie diejenit^en  in  Meer  nv  Plauen  b.  Dresden,  Gössnitz,  Osthofen 
und  Riesa ,  letzteres  jedoch  nur ,  soweit  es  zur  Stromversorgung 
der  Hafen-  und  Kaianlagen  diente.  Die  Leitungsanlage  für  Strom* 
abgäbe  an  die  Einwohner  der  Stadt  Riesa  befand  sich  in  diesem 
Jahre  noch  in  Bau.  Ferner  waren  in  Bau  oder  in  Vorbereitung 
die  Elektrizitätswerke  Schmölln  i.  S.A.,  Sinsheim  i.  Baden  und 
Ladenburg  i.  Baden.  Von  der  Stadt  Crimmitschau  erhält  die 
Gesellschaft  Konzession  zur  Errichtung  eines  Elektrizitätswerkes 
nebst  Bahn. 

Die  Unterlagen  von  anderen  Bahnprojekten  wurden  den  zu- 
ständigen Ministerien  zur  definitiven  Baugenehmigung  vorgelegt. 

Weiter  wird  erwähnt,  dass  die  vorjährige  Gründung,  die  Bal-> 
tische  Elektrizitäts-Gesellschaft  in  Kiel  es  binnen  kurzer  Zeit  ver- 
standen habe,  sich  in  den  baltischen  Ländern  eine  erste  Stellung 
zu  verschaffen,  und  dass  die  in  reichem  Masse  vorliegenden  Auf. 
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träge  bereits  Anfang  1898  eine  Erhöhung  des  Aktienkapitals  von 
500000  M.  auf  eine  MilHon  Mark  bedingt  haben.  Die  Aktienge- 
sellschaft für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  hatte  den  grössten 
Teil  der  Aktien  dieser  Gesellschaft  besessen  und  im  Laufe  des 
Geschäftsjahres  1897  mit  gutem  Gewinne  veräussert. 

Das  von  der  Baltischen  Elektrizitäts-Gcscllschaft  errichtete 
Flensburgcr  Elektrizitätswerk  wurde  einer  lokalen  Akttengesell- 
scbaft,  der  Flensbui^er  Elektrizitätswerk- Aktiengesellschaft«  zu 
Flensburg  übertragen,  bei  welch  letzterer  die  Aktiengesellschaft 
iur  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  sich  finantiell  beteiligt  — 
also  auch  hier  wieder  eine  Schiebung. 

Eine  weitere  Beteiligung  erfolgt  mit  gutem  Nutzen  bei  der 
Gründung  der  Maschinen-  und  Werkzeugfabrik  Ak- 
tien-Gesellschaft vormals  August  Paschen  in  Gö- 
then. Diese  Gesellschaft  wird  von  ihr  in  Gemeinschaft  mit  der 
Allgemeinen  Industrie- Aktiengesellschaft  u.  a.  am  17.  Dezember 
X897  zur  Fabrikationsergänzung  Kummers  ins  Leben  gerufen. 

Zweck  derselben  ist :  Uebemahme  und  Fortfuhrung  der  unter 
der  Firma  »August  Paschen«  bestehenden  Maschinen-  und  Werk- 
zeugfabrik, auch  Eiscr.rMcsserei.  Die  Gesellschaft  ist  befugt,  diese 
Unternehmung  auf  den  Bau,  Erwerb  und  Betrieb  elektrischer  Be> 
leuchtungs-  und  Kraftanlagen  auszudehnen,  solche  Anlagen  zu 
verwerten,  Konzessionen  für  dergleichen  Anlagen  nachzusuchen, 
zu  erwerben  und  auszubeuten,  Vertretungen  elektrotechnischer 
Unternehmungen  zu  Gbernehmen  und  sich  an  solchen  zu  betei- 
ligen. 

Die  Aktien  wurden  im  April  1S99  bei  der  Kreditanstalt  fUr 
Industrie  und  Handel  in  Dresden,  sowie  bei  der  Magdeburger 
Privatbank  zu  14$  Proz.  aufgelegt  und  an  der  Dresdener  Börse 
zu  i4SiS^  Proz.  eingeführt. 

Die  ßalttsche  Elektrizitäts- Aktiengesellschaft  in  Kiel,  welcher, 
wie  gesagt,  die  Generalvertretung  der  Aktiengesellschaft  für  elek- 
trische Anlagen  und  Bahnen  und  damit  der  Aktiengesellschaft 
Kummer  für  das  baltische  Gebiet  übertragen  war,  spricht  sich 
gleichfalls  über  ihre  im  Jahre  1897  erzielten  Resultate  befriedigend 
aus  und  ist  in  der  Lage,  9  Proz.  Dividende  verteilen  zu  können. 

Ihre  Tätigkeit  erstreckt  sich  auf  den  Bau  von  grösseren 
Einzelanlagen,  elektrischen  Zentralstationen  und  Elektrizitätswer- 
ken, von  denen  sie  die  Zentrale  Kiel^Gaarden,  Staatsbahnhof 
Kiel,  Flensburg,  Provinztal-Idioten* Anstalt  Neustadt  hervorbebt. 

2* 
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l^benso  entwickelt  sich  das  Geschäft  in  elektrischen  Kraftubcr- 
trai^ungen,  von  denen  die  Gesellschaft  eine  ganze  Reihe  für  die 
verschiedensten  Betriebe,  wie  Tischlereien.  Schlossereien,  Venti- 
lationen u,  s.  \v.  liefert.  Wie  bereits  erwähnt,  gründet  die  Ge- 
sellschaft in  Gemenischaft  mit  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische 
Anlagen  und  Bahnen  im  Oktober  1897  »Individual-Bclriebs- 
Geseilschaft« ,  die  Flensburg  er  Elektrizitätswerk, 
Aktiengesellschaft  in  Flensburg,  von  deren  Aktien 
sie  100000  Mark  übernimmt.  Diese  wurde,  wie  schon  bemerkt, 
lediglich  zu  dem  Zwecke  gegründet,  um  von  der  Haltischen  Klek- 
trizitats- Aktiengesellschaft  das  durch  diese  errichtete  Flensburger 
Elektrizitätswerk  zu  ubernehmen  und  fortzufuhren. 

Die  Aktiengesellschaft  Elektrizitätswerke  vormals  O.  L.  Kum- 
mer &  Co.  in  Dresden,  bei  welcher  durch  Vermitthing  der  eben 
besprochenen  Gesellschaften  beträchtliche  Auftrage  zusammen- 
fliessen,  oder  in  Aussicht  gestellt  werden,  berichtet  fortgesetzt 
auch  in  ihrem  Geschäftsberichte  über  das  Jahr  1897  von  gunstigen 
Resultaten.  Die  Entwicklung  der  elektrischen  Industrie  war  eine 
stetig  fortschreitende  gewesen ,  sodass  die  erheblich  erweiterten 
Werkstätten  vollkommen  beschäftigt  wurden.  Nicht  nur  vom  In- 
lande  hatten  reichlich  Aufträge  vorgelegen,  sondern  auch  für  das 
Ausland  waren  umfangreiche  Lieferungen  zu  bewirken  gewesen, 
insbesondere  für  Oesterreich,  Russland,  Finnland  und  Süd- Amerika. 

Die  Beziehungen  zu  dem  erstgenannten  Lande  hatten  sich 
derart  entwickelt,  dass  die  Gesellschaft  sich  veranlasst  sah ,  in 
Teplitz  ein  ^enes  Ingenieur-Bureau  als  Filiale  zu  errichten.  Diese 
übernahm  den  Betrieb  der  fürstlich  Ciary^Aldringenschen  Zentrale 
in  Tum,  was  zu  einer  y mz  wesentlichen,  auf  mehrere  Ortschaften 
sich  ausdehnenden  Erweiterung  führte. 

Um  die  Geschäftsbeziehungen  zu  den  nordöstlichen  Provinzen 
Deutschlands  besser  pflegen  zu  können  ,  wird  eine  weitere  Auf- 
nahmegesellschaft ,  die  Nordische  Elektrizitäts-Ak- 
tiengesellschaft  in  Dan  zig,  mit  Zentralen  in  Strasburg 
i.  Westpreussen,  Graudenz  und  Briesen  gegründet  und  zwar  dies- 
mal ohne  Beihilfe  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen 
und  Bahnen. 

In  dem  im  März  1898  über  die  ersten  acht  Monate  ihrer 
Tätigkeit  erschienenen  Rechenschaftsberichte  der  neubegründeten 
Gesellschaft  heisst  es: 

»Unsere  Geaellwheft  wurde  «m  «t.  April  1897  darcl»  Vennittlung  der  Aktien» 
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gesellsthaft  F,lektri/)iiits\verkf>  vormals  O.  L.  Kummer  ti.  Co  unH  clt-r  Allgemeinen 
Industrie-Aktiengesellschaft,  beule  in  Dresden,  mit  einem  Akticnkapitale  von  einer 
Million  Mark  gegründet  und  hierbei  «iogezablt,  die  aui  die  Berichtsperiode 

dividendenbereclutgt  siod. 

Der  Zweck  unserer  Untemebmong  ist  bekannllieh  die  Fflrdcning  der  indttstridlen 
Bntvricklang  auf  elektrischem  Gebiete  in  den  preussiscben  Ostprovinsen  und  den  an- 
prcnrcnden  Landesteilen,  insbesondere  der  Bau  und  Betrieb  elektiiscber  Licht-  und 
Kraft-Aniaji^pn  für  eigene  oder  fremde  Recbnttng  Und  der  Betrieb  damit  «uammea- 

hängender  ( jtschäile.* 

Der  Bericht  schliesst  mit  den  Worten: 

»Scbliesslidi  erwibnen  wir  noch,  dass  die  Konüesuon  für  den  Atubau  der 
Straswnbntw  Dansig — NeurabrwMser — Brösen,  mit  welcher  eine  Zentrale  tu  Neulkbr- 
Wasser  verbmiden  ist,  der  Aktienges^cbaft  Elditrintltswnke  vormals  O.  L.  Kmnmer 

u.  Co.  in  Dresden  erteilt  wurde.  Diese  Anlagen  werden  durch  dicse  Finna  in  Ver- 
bindunt:;  mit  uns  und  den  Ostdeutschen  Inrlustrieu»  rken  (Marx  u.  Co.,  eine  Metnll- 
giesserci  und  Ajiparatehannnstnk  in  Schellmuhl-Dan/ig)  zur  Au^sführung  gelangen  und 
durch  eine  bc^oiidct»  m  bildciule  Gc3>elbchaft,  an  der  wir  entsprechend  beteiligt 
sein  werden,  betrieben  werden.c 

Die  Dividende  der  Nordischen  Elektrizitäts-Äktiengesellschaft 
betrug  fiir  1897:  5  Proz.  p.  r.  t.  Von  den  Aktien  wurden  in- 
dessen nur  wenige  tausend  Mark  tinter  der  Hand  in  das  Publi- 
kum gebracht.   Die  übrigen  blieben  im  Besitze  ihrer  Gründer. 

Die  Aktiengesellschaft  Kummer  sagt  dann  in  ihrem  1897er 
Geschäftsberichte  weiter,  dass  ihre  Verbindung  mit  ebengenannter 
Gesellschaft  zu  Aufträgen  für  die  Zentralen  in  Strasburg  i.  West- 
preussen,  Graudenz  und  Briesen  und  ihre  Verbindung  mit  der 
Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  zu  den 
Aufträgen  für  Riesa,  Schmölln  und  Sinsheim  geführt  habe,  und 
dass  für  anderweite  Rechnung  die  Zentralen  Siegmar,  Harthau 
und  Niedersedlitz  zur  Ausführung  gekommen  sind. 

Das  Strassenbahnnetz  Mühlheim  a.  d.  Ruhr  wird  dem  Ver- 
kehr  übergeben.  Die  elektrische  Vollbahn  Aibling — Jenbach — Wen- 
delstein wird  in  Betrieb  gesetzt,  der  Bau  der  elektrischen  Voll- 
bahn Murnau — Oberammergau  fortgesetzt.  Die  beiden  letzteren 
Bahnen  sollen  unmittelbaren  Anschluss  an  das  Staatsbahnnetz  mit 
Wagenübergang  erhalten. 

Im  Bau  ist  ferner  fiir  Rechnung  der  Gemeinden  die  elektrische 
Strassenbahn  Witten — Langendreer — Annen — Bommern  (West- 
falen). 

Weiter  sind  Vorkonzessionen  auf  eine  Anzahl  Bahnen  in 
Sachsen  sowohl  wie  anderwärts  teils  erteilt,  teils  bestimmt  in  Aus- 
sicht gestellt. 

Ausserdem  ist  die  Gesellschaft  fortgesetzt  mit  Aufträgen  von 
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kaiserlichen,  königlichen  und  städlischen  Behörden ,  sowie  ihrer 
Privatkundschaft  in  vollem  Masse  beschäftiget  gewesen. 

Zur  BewakiL^ung  dieser  Aufgaben  und  Durchfülirun;^  ander- 
weitiger Projekte  tritt  an  sie  abermals  die  Notweiidii^keit  heran, 
der  Gencralversainmhmg  vom  4.  Juni  189S  die  Vcrmehruiij^^  des 
Aktienkapitals  um  3  Millionen  Mark,  d.  h.  von  4500000  Mark 
auf  7500000  Mark  vorzuschlagen. 

5.  Das  Geschäftsjahr  1898. 

Eine  sehr  erhebliche  Ausdehnung  des  Kummerschea  Koncerns 
und  seiner  Werke  ist  im  Jahre  1898  zu  beobachten. 

Zu  Beginn  dieses  Jahres  ist  das  Bild  desselben  folgendes : 
An  der  Spitze  steht  das  Bauhaus,  die  Aktiengesellschaft  Kum- 
mer in  Dresden.    Dann  folgen  die  Aufnahmegesellschaften  für  die 
Tochterwerke  und  zur  Beschaffung  von  Aufträgen;  die 

1.  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  in 
Dresden. 

2.  Aligemeine  Industrie  Aktiengesellschaft  in  Dresden, 
ferner  die  Ergänzungsfabriken:  die 

1.  Aktiengesellschaft  Deutsche  Kabelwerke  in  Berlin. 

2.  Wagenbauanstalt  und  Waggonfabrik  für  elektrische  Bahnen. 
Akt.-Ges.  in  Hamburg, 

3.  Elektrizitäts-Aktien-Gesellschaft  in  Chemnitz. 

4.  Maschinen-  und  Werkzeugfabrik  Akt.-Ges.  in  Göthen, 
die  Provinzial- Aufnahme-Gesellschaften : 

1.  BaUi>chc  Elektrizitäts- Aktien-Gesellschaft  in  Kiel. 

2.  Nordische  Elektrizitäts-Aktien-Gesellschaft  in  Danzig, 
deren  Zweck  zugleich  Fabrikationsei^änzung  und  Beschaffung  von 
Aufträgen  für  Kummer  ist, 

und  endlich  eine  Individual  Betriebs-Gesellschaft,  die  Flensburger 
Elektrizitätswcrk-Aktieni;esellscliaft  in  Flensburg,  welche  lediglich 
zur  Fortführung^  einer  fertigen  Tochteranlagc  bestimmt  ist. 

Die  Tätigkeit  der  Allgemeinen  I  n  d  ustri  e<>  Aktien« 
geseUschaft  in  Dresden  im  Jahre  1898  erstreckt  sich 
sowohl  auf  die  Abwicklung  laufender  Engagements,  ais  auch  auf 
die  Beteiligung  an  neuen  Unternehmungen.  Die  Dividende  beträgt 
8  Proz. 

Ihr  Besitz  an  Aktien  der  Elektrizitäts-Aktiengesellschaft  Her- 
mann  Pöge,  Chemnitz,  sowie  der  Wagenbauanstalt  und  Waggon- 
fabrik für  elektrische  Bahnen,  vormals  W.  C.  F.  Busch,  Hamborg, 
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ist  —  3 mit  erfreulich  grossem  Nutzen«  —  vollständig  weiter  be- 
geben worden. 

Käuferin  der  Aktien  cr:5tcrer  Gesellschaft  war  die  Aktienge- 
sellschaft Kummer,  welche  zu  diesem  Zwecke  ihr  Aktienkapital 
erhöhte  (vgl.  Seile  26). 

Der  Geschafl.sbei  iclit  sai;t  ferner,  dass  die  Nordisciie  IClektri- 
zitäts-Aktienj:jesel!schaft  in  iJanzig  und  die  Maschinen-  und  Werk- 
zeugfabrik Aktiengesellschaft  vormals  August  Paschen  in  Gothen, 
an  denen  die  Gesellschaft  konsortialiter  in  bedeutendem  Masse 
beteiligt  war,  den  gehegten  Erwartungen  bezüglich  ihrer  Ergeb- 
nisse voll  entsprochen  haben.  Bei  beiden  Gesellschaften  seien 
die  Aussichten  für  das  laufende  Geschäftsjahr  ausserordentlich 
gute  und  es  mache  sich  für  die  Aktien  derselben  aus  den  ent- 
sprechenden Fachl  reisen  schon  sehr  rege  Nachfrage  bei  guten 
Kursen  bemerklich«  (vgl.  das  über  erstere  Gesellschaft  Gesagte 
Seite  21) 

Am  17.  Januar  1898  wird  von  der  Gesellschaft  die  Aktien- 
gesellschaft »Vereinigte  Steinbrüche  im  Plauen'schen  Grunde«,  in 
Dresden  ins  Leben  gerufen.  Ihre  Tätigkeit  erstreckt  sich  also 
z.  T.  über  den  Kummerschen  Koncern  hinaus. 

Weiter  ist  die  Allgemeine  Industrie-Aktiengesellschaft  mit 
Nutzen  bei  der  Emission  von  neuen  Aktien  der  Aktiengesellschaft 
Kummer  beteiligt  und  übernimmt  Aktien  der  unter  anderen  von 
der  Dresdener  Kreditanstalt  errichteten  Kunstdruck-  und  Verlags- 
anstalt Aktiengesellschaft  vormals  Müller  &  Lohse  in  Dresden, 
sowie  Shares  von  George  F.  Milnes  &  Co.,  Lim.  Birkenhead 
Hadley  in  England«  eine  Unternehmung,  die  sich  mit  der  Her- 
stellung von  Wagen,  Omnibussen  und  besonders  Strassenbahn- 
wagen  befasst,  und  Ix  i  clcher  die  Wagenbauanstalt  und  Wag- 
gonfabrik für  elektrische  Bahnen  vorm.  \V.  C.  F.  Busch,  Aktien- 
gesellschaft in  Hamburg  im  Interesse  der  Erweiterung  ihres  Ab- 
satzgebietes beteiligt  ist.  Auf  diese  Beteiligung  wurden  grosse 
Hoffnungen  gesetzt,  später  erwies  sich  dieselbe  aber  als  sehr 
schädlich. 

Die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  An- 
lagen und  Bahnen  in  Dresden  schreibt  in  ihrem  Berichte, 
dass  im  Jahre  die  (für  eigene  Rechnung  erbauten)  Elektri- 

zitätswerlce  Schmölln,  Sinsheim  und  Riesa  fertiggestellt  und  dem 
regelrechten  Betriebe  tibergeben  worden  sind. 

Indessen  bemerkt  sie  gleichzeitig,  ähnlich  wie  1897: 
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»Em  grösserer  Gewinn  aus  letxterem  (dem  regelmässigen  Betriebe)  bat  sich  noch 
nidit  ergeben,  wie  dies  bei  jungen  Weriwn  in  der  Regel  der  Fall  iit,  jedoch  iat  ein 
lolcher  f&r  die  Zukunft  an  crwaitco,  and  wir  «nd  cifngtt  bemflbt,  das  Absatagebiet 

und   'i  :   Rrtray  der  Werke  möglichst  zu  vergrössern.€ 

Es  zeigt  sich  also  auch  hier  wieder,  dass  die  Schiebungsge- 
winne für  die  Gesellschaft  zur  Notwendigkeit  <^eu'orden  sind. 

Den  Werken  in  Gössnits  und  Riesa  ist  die  Stromlieferung  für 
die  Erleuchtung  der  dortigen  Bahnhöfe  übertragen  worden.  In 
den  Elektrizitätswerken  Meerane,  Gössnitz,  Schntölln,  Plauen  und 
Riesa  werden  besondere  Instaliations-Abteilungen  errichtet,  welche 
der  Acquisition  neuer  Konsumenten  dienen  sollen. 

Im  Mai  1898  gründet  die  in  Rede  stehende  Aktiengesellschaft 
eine  neue  Provinzial'Aufnahme-Gesellschaft ,  welche  zugleich  der 
Fabrikations-Ergänzung  Kummers  dienen  soll,  die  Süddeutsche 
Elektrizitäts-Aktiengesellschaft  in  Ludwigs- 
hafen a.  Rhein  mit  einem  Aktienkapital  von  zunächst  500000 
Mark  bei  25  Proz.  Einzahlung. 

Zweck  dieser  Gesellschaft  sollte  sein  Bau»  Erwerb  und  Be- 
trieb elektrischer  Licht-  und  Kraft'Anlagen,  Erwerbung  und  Aus- 
nutzung von  Konzessionen  für  solche  Anlagen,  sowie  Vertretung 
elektrischer  Unternehmungen  und  Beteiligungen  an  solchen. 

Die  Gesellschaft  wird  von  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische 
Anlagen  und  Bahnen  mit  der  Bauausführung  der  elektrischen  Zen- 
trale Ladenburg  i.  Baden,  welche  bisher  die  Aktiengesellschaft 
Kummer  In  der  Hand  hatte,  beauftragt,  ausserdem  mit  der  Ver- 
waltung der  Werke  Osthofen  (Rheinhessen)  und  Sinsheim  a.  d. 
Eisenz  betraut,  wobei  eine  weitere  Schiebung  vorbereitet  wird, 
indem  die  neubegründete  Gesellschaft  den  Ankauf  dieser  drei 
Werke  in  Aussicht  nimmt. 

Ihr  Hauptaugenmerk  richtet  die  Gesellschaft  auf  grössere 
Fabrikanlagen,  wie  Brauereien,  Mühlenwerke,  Zuckerfabriken,  Spin- 
nerelen etc.,  von  denen  sie  bereits  im  ersten  Jahre  ihres  Bestehens 
bedeutende  Aufträge  erhält.  Ausserdem  erhält  sie  Konzession 
zur  Errichtung  einer  Zentrale  in  Schifferstadt  Am  Jahresschlüsse 
befinden  sich  an  grösseren  Anlagen  im  Bau  die  Anlagen  Rhein- 
mühlenwerke Mannheim  und  Rheinische  Zuckerfabrik  in  Gernsheim. 

Die  Dividende  für  1898  beträgt  6  Proz.  p.  r.  t. 

Von  den  Aktien  dieser  Gesellschaft  werden  nur  wenige  Stücke 
im  Publikum  untergebracht.  Einen  offiziellen  Markt  besassen  sie 
nicht. 

Die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen 
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beteiligt  sich  im  Jahre  1898  ferner  kommanditarisch  bei  einer 
neuen  Unternehmung  in  Bukarest,  der  Elektrizitätsfirma  Hussar 
&  Co.,  von  welcher  Verbindung  sie  gute  Gewinne  erhofft. 

Ausserdem  steht  die  Gesellschaft  mit  verschiedenen  Städten 
und  Behörden  in  Verbindung  zwecks  Erwerbung  neuer  Konzes- 
sionen zur  Erbauung  von  Elektrizitätswerken  und  elektrischen 
Bahnen. 

Ein  Teil  des  Besitzes  an  Aktien  der  Baltischen  Elektrizitäts- 
Aktiengesellschaft  Kiel,  sowie  der  Maschinen-  und  Werkzeugfabrik 
Aktiengesellschaft  vormals  August  Paschen ,  Göthen ,  wird  in 
diesem  Jahre  mit  Vorteil  verkauft. 

Für  1898  verteilt  die  Gesellschaft  6  Proz.  Dividende. 

Die  Baltische  Elektrizitäts-Aktiengesell- 
Schaft  in  Kiel  hatte  im  Jahre  1898  ihr  Aktienkapital  um 
500000  Mark  erhöht  und  ihren  Betrieb  entsprechend  erweitert. 
Die  Dividende  betrug  9  Proz. 

Ihre  Tätigkeit  umfasste  hauptsächlich  den  Bau  und  die  Er- 
weiterung von  grösseren  Einzelanlagen,  elektrischen  Zentralstatio- 
nen und  Elektrizitätswerken,  von  denen  die  Erweiterungen  der 
Zentrale  Kiel — Gaarden,  des  Staatsbahnhofes  Kiel,  des  Elektrizi- 
tätswerkes  Flensburg,  der  Bau  des  Elektrizitätswerkes  Borby,  die 
elektrischen  Installationen  der  Gasanstalt  der  Stadt  Kiel,  der  Pro- 
vinzial- Blindenanstalt  Kiel  hervorgehoben  werden.  Ausserdem 
wird  von  der  Gesellschaft  das  Elektrizitätswerk  Pei^amino  in  Ar* 
gentinien  fertig  gestellt. 

Für  die  verschiedensten  Betriebe,  wie  Druckereien,  Tisch- 
lereien, Schlachtereien,  Meiereien,  Pumpen,  Aufzüge,  Mühlen  etc. 
werden  elektrische  Kraftanlagen  geliefert. 

Femer  beteiligt  sich  die  Gesellschaft  durch  Uebernahme  von 
13000  Mark  Anteilen  an  der  Gründung  der  Borbyer  Elek- 
trizitäts-GeseUschaft  m.  b.  H.  in  Borby,  welche  als 
Aufnahme-Gesellschaft  für  das  von  ihr  erbaute  Elektrizitätswerk 
Borby  fungiert  und  eine  abermalige  Schiebung  ermöglicht. 

Die  Nordische  Elektrizitäts- Aktiengesellschaft 
in  Danzig  hatte  sich  infolge  zunehmender  Geschäftstätigkeit 
veranlasst  gesehen,  restliche  75  Proz.  Einzahlung  auf  ihr  Aktien- 
kapital im  Jahre  1898  einzuberufen  und  ausserdem  die  Erhöhung 
desselben  um  eine  Million  Mark  ins  Auge  zu  fassen. 

Sie  erhält  Konzession  zur  Errichtung  von  Strassenbahn,  Licht- 
und  Kraft-Zentralen  zu  Stoip  und  Memel,  deren  Bau  in  diesem 
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Jahre  beginnt. 

Die  elektrische  Strassenbahn  Danzig — Neufahrwaaser — Brösen 
wird  in  Gemeinschaft  mit  der  Aktiengesellschaft  Kummer  in  An* 
griff  genommen. 

Aus  Zweckmässigkeitsgründen  wird  die  Mctallgiesserei  und 
Apparatebauanstalt:  Ostdeutsche  Industrie-Werke  Marx  &  Co.  zu 
Schellmühl — Danzig,  welche  zu  den  Gründern  der  Nordischen  K\ck- 
trizitäts- Aktiengesellschaft  gehörten,  von  dieser  erworben.  Die 
üebernahme  derselben  erfolgt  am  i.  Januar  1898. 

In  Zukunft  führt  die  Gesellschaft  die  l'irma  > Nordische  Elek- 
trizitäts-  und  Stahlwerke,  Aktiengescilschaftc  zu  Danzig. 

Ihre  Dividende  für  1898  beträgt  8  Proz. 

Die  Aktiengesellschaft  Elektrizitätswerke  vor- 
mals O.  L.  Kummer  &  Co.  in  Dresden  erhöht  ihre  Lei' 
stungsfähigkeit  im  Jahre  1898  in  bedeutendem  Masse. 

Es  wurde  schon  anderen  Orts  gesagt,  dass  ihr  Aktienkapital 
in  diesem  Jahre  um  3  Millionen  Mark  vermehrt  wurde,  wovon 
I  200CX)0  Mark  zum  Erwerbe  von  i  500000  Mark  Aktien  der  Elek- 
trtzitäts>AktiengeselIschaft  vormals  Herm.  Pöge  in  Chemnitz  dien- 
ten, während  1 800000  M.  von  der  Dresdener  Kreditanstalt  über- 
nommen wurden. 

Wie  in  den  eigenen  Geschäftsberichten  für  1898  der  Allge- 
meinen Industrie*Aktiengesellschaft  in  Dresden  und  der  Dresdener 
Kreditanstalt  mit  naiver  Offenheit  gesagt  wird«  waren  diese  Ge- 
sellschaften in  umfangreichem  Masse  bei  der  Gründung  genannter 
Chemnitzer  Gesellschaft  beteiligt  und  verkauften  ihren  Aktien- 
Besitz  tmit  erfreulich  grossem  Nutzen«  an  die  Aktiengesellschaft 
Kummer.  Es  fand  also  auch  hier  wieder  eine  Schiebung  im 
Grossen  statt. 

Werkstätten  und  Bureau,  Probierstation  und  Verwaltungsge- 
bäude der  Aktiengesellschaft  Kummer  erfahren  erhebliche  Ver- 
grösserung.  In  Verbindung  mit  diesen  Erweiterungen  wird  die 
Anschaffung  zahlreicher  moderner  Werkzeugmaschinen  erforder- 
lich, was  wieder  die  Abteilung  für  Maschinenbau  beschäftigt  und 
der  Gesellschaft  die  Annahme  von  Aufträgen  auf  Dynamo-Ma- 
schinen grössten  Umfanges  ermöglicht,  so  die  vier  1200  pferdigen 
Gleichstrommaschinen  für  die  Kraftwerke  der  Stadt  Dresden. 
Dieser  Zuwachs  hat  zur  Folge,  dass  sich  eine  Vergrösserung  der 
eigenen  Stromerzeugungs-Anlage  nötig  macht  und  die  Gesellschaft 
sich  einen  rentablen  Auftrag  selbst  erteilen  kann.   Zur  Deckung 
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des  Bedarfs  an  elektrischer  Energie,  sowie  zum  Probieren  der 
fertiggestellten  Dynamomaschinen  und  Motore  stehen  jetzt  sieben 
Dampfdynamo-Maschinen  und  eine  Dampfturbine  mit  der  Gesamt- 
leistung von  ca.  to6o  P.  S.  zur  Verfügung. 

Im  Inlande  sind  von  grösseren  Anlagen  die  Zentralen  in  Brie> 
sen  i.  Westpreussen  (begonnen  1S97)»  in  Verbindung  mit  einer 
vollspurigen  Kleinbahn  mit  Güter- Anhängewagen- Verkehr,  sowie 
diejenigen  zu  Sinsheim  (begonnen  1896),  Schmölln  (1897)  und 
Harthau  (1897)  fertiggestellt  und  in  Betrieb  gesetzt  worden.  Für 
Rechnung  der  beteiligten  Gemeinden  wurde  femer  in  den  Haupt- 
linien das  elektrische  Bahnnetz  Witten — Langendreer — Annen — 
Bommern— Werne  ausgeführt  (begonnen  1897).  Dieses  Bahnnetz 
—  die  märkische  Strassenbahn  —  wird  zunächst  vertragsmässig 
von  der  Gesellschaft  selbst  in  Pacht  genommen. 

Der  Vollendung  nahegeführt  werden  die  Zentrale,  bezw.  Bah- 
nen in  Riesa  (begonnen  1896),  Strasburg  i.  Westpreussen  (1897), 
Ladenburg  (1897),  Graudenz  (1897) ;  in  Vorbereitung  befinden  sich 
die  elektrischen  Bahnen  Danzig — Neufahrwasser,  Kotzschenbroda — 
Dresden  für  Rechnung  der  sächsischen  Staatsregierung,  sowie 
Niedersedlitz — Leuben — ^Laubegast . 

Die  von  der  Gesellschaft  für  eigene  Rechnung  erbauten  nor- 
malspurigen  elektrischen  Bahnen  Aibling — Feilnbach  und  Mur> 
nau — Oberammergau  (begonnen  189$)  gehen  in  den  Besitz  der 
Aktiengesellschaft  Süddeutsche  elektrische 
Lokalbahnen  in  München  über. 

Diese,  eine  neue  Individual^Betriebs-Gesellschaft,  dazu  bestimmt, 
genannte  Bahnen  fortzuführen,  wurde  am  23.  November  1898  mit 
einem  Aktienkapital  von  3000000  Mark  gegründet;  wiederum 
eine  grosse  Schiebung,  vermittelst  deren  eine  Herabminderung  der 
Debitoren  und  ein  beträchtlicher  Bucl^gcwinn  erreicht  wird.  (Die 
eigenen  Unternehmungen  verbuchte  Kummer  unter  Debitoren). 

Gründer  der  neuen  Gesellschaft  waren  u.  a,  Aktiengesellschaft 
Kummer,  die  Allgemeine  Industrie-Aktiengesellschaft  in  Dresden 
und  die  Dresdener  Kreditanstalt.   §  2  ihrer  Statuten  sagt: 

»Zweck  der  GeteUsch^ft  ist  der  Beu,  Betrieb,  die  Erwerbung  und  VerUttiserung 
von  Lokalbahnen  aller  Art,  sowie  Konzessionen  fdr  solche.   Die  Gesellschaft  ist 

ausserdem  berechtigt  alle  diejenigen  Geschäfte  einzugehen,  welche  geeignet  sind, 
miittlbar  oder  unmittelbar  die  Erreichung  des  (icscilschaftszweckes  zu  fördern,  Zwcig- 
nicdcrl.'^-iitnj^en  zu  errichten  o  Ur  "»ich  bei  anderen  gleichartigen  oder  ähnlichen  Un- 
ternehmungen zu  beteilige»,  sowie  ihren  ÜeUieb  mit  deutjenigen  anderer  derartiger 
Unteroehmungeii  zu  vereiaigen.« 
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Die  Statuten  fast  aller  Aufnahmegesellschaften  zeichnen  sich 
bezüglich  der  Zwecke  durch  besondere  l^ehnbarkeit  aus,  sodass 
der  Koncern  jederzeit  in  der  Lage  ist,  beliebige  Schiebungen  vor- 
zunehmen. 

Mit  Ausnahme  weniger  tausend  Mark  blieb  die  Aktiengesell* 
Schaft  Kummer  Besitzerin  sämtlicher  Aktien  dieser  Tochtergesell- 
schaft. 

Der  Betrieb  der  beiden  elektrischen  Bahnen  wird  zunächst 
von  dem  Bauhause  Kummer  vertragsmässig  in  Pacht  genommen. 
In  dem  1898er  Geschäftsberichte  des  letzteren  heisst  es  dann 

weiter : 

Unsere  Verbindung  mil  der  Nordischen  Elektrizitäls- Aktiengesellschaft  führte  zu 
.Auftrügen  auf  ZenUnlen  und  elektrischen  I'.nhnfn  in  Stolp  i.  Pommern  und  \fem<*l. 
Durch  die  IiaitiS(;he  Elektmiläts-Aktiengc^ciischak  wurde  uns  Aullrag  für  Zentrale  und 
Bahn  in  Nenmanster.    Andere  Aufträge  »teilen  in  guter  Autticht.« 

Von  Helsingfors  (Finnland)  wird  der  Gesellschaft  die  Um- 
wandlung der  Pferdebahn  für  elektrischen  Betrieb  übertragen. 

Die  Leiter  des  Koncerns  mochten  es  jetzt,  angesichts  des 
Umstandes,  dass  letzterer  den  wesentlichsten  Teil  der  Aufträge 
sich  selbst  erteilt  hatte,  für  geraten  erachten,  sich  mehr  als  bisher 
um  Aufträge  von  der  Privatkundschaft  zu  bemühen.  Das  befrie- 
digende Ergebnis  des  Ingenieur-Bureau  in  Köln  veranlasst  daher 
zur  Errichtung  eines  ebensolchen  in  Hamburg.  Um  den  Absatz 
der  Erzeugnisse  in  Grossbritannien  zu  vcrgrössern,  wird  ein  Bu- 
reau in  London  errichtet.  Ferner  werden  u.  a.  in  Lissabon,  War- 
schau, Bukarest,  Sofia  Vertrctui,;^i'n  bestellt.  Ausserdem  tritt  die 
Gesellschalt  dem  »Technischen  Buit-au  deutscher  Mubchincnfabri- 
kcn,  ü.  m.  b.  H.c,  in  Hamburg  bei,  um  das  überseeische  Geschäft 
besser  pflei,cti  /.u  können. 

Im  llinbiick  auf  die  sich  stets  in  verp^rüssei tein  Massstabe 
darbietenden  Geschäfte  sieht  sich  die  X'ciwaltung  veranlasst,  der 
am  V  juni  1899  stattfindenden  Generalversammlung  abermals  eine 
]'>hüliung  des  .'\klienkaj)itals  '.un  2500000  M.,  d.  h.  von  7  500COO 
Mark  auf  lO  Millionen  .Mark  und  ausserdem  Aufnahme  einer  Tcil- 
sciuildvcrschrcibunL;  in  lliilie  von  1,3  Millionei;  Mark  unter  Til- 
gung der  bestehenden  reil>chiildverschrcibungs-Anleihe  im  ISc- 
trage  von  500000  Mark  vorzuschlagen. 

6.  Das  Geschäftsjahr  1899. 

Im  Jahre  1899  machen  sich  bereits  Anzeichen  bemerkbar, 
dass  die  Betriebserweiterungen,  Unternehmungen,  Gründungen  und 
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Beteiligungen  des  Kummerschen  Koncerns  in  übereilter  Weise 
vor  sich  gegangen  waren.  Die  Summen,  welche  die  für  eigene 
Rechnung  erbauten  und  in  eigener  Regie  betriebenen  Anlagen 
erfordern,  wachsen  —  im  Verhältnis  zum  Aktienkapital  —  ins 
Riesenhafte,  ebenso  der  Bestand  an  unrealisierbaren  Tochterwerten. 
Nattirgemäss  geht  damit  Hand  in  Hand  ein  entsprechendes  An- 
schwellen der  Bankschuld,  weil  deren  Tilgung  nur  dann  möglich 
war,  wenn  die  Tochtcraktien  im  Publikum  Absatz  fanden. 

Da  der  Kummersche  Koncern  ein  hohes  Kapital  zu  verzin- 
sen hatte,  ohne  entsprechende  Dividenden  aus  den  Tochterwerken 
zu  erzielen,  so  mussten  eben  die  Gründungen  um  so  riesenhafter 
werden,  je  mehr  das  Portefeuille  anschwoll,  um  wenigstens  aus* 
reichend  hohe  Fabrikations-  und  Schiebungsgewinne  zu  machen 
und  sich  den  Kredit  zu  erhalten;  ein  Streben,  dem  die  Bauwut 
der  Techniker  sehr  zu  statten  kam. 

Die  Revisionskommission  der  Dresdener  Kreditanstalt  be- 
richtete  über  die  Verbindung  dieser  Bank  mit  der  Aktiengesell- 
schaft Kummer: 


Am  31.  Jidi  1897  «chttldcte  di«  Kuinnier-Gcsellschaft  der  KrecUt' 


AflA  31.  Dezember  JS9S  betru::  '^^  Schuld  .... 

.   »   .     •     100  000. 

bar 

und  in  Trauen  gezogen  auf  die  KredUanstalt  .  . 

Sa.  M.  3  150  000. 

bar 

PiroloiifKtioosweclMel  .  • 

Sa.  M.  5387000. 

bar 

Sa.  M.  S  769  000. 

Sa.  M.  9  202  000. 

bar 

Sa.  M*  S  762  000. 
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Aus  diesen  Krediten  versuchte  die  Kreditanstalt  herauszu- 
kommen durch  den  Aufbau  und  die  Aulschachlelunt;  weiterer 
elektrischer  Gesellschaften,  grösstenteils  Absenker  von  der  Kum- 
mer-Gesellschaft. Diese  unverhältnismässig  hohen  Kredite  hatte 
die  Kreditanstalt  nicht  in  bar,  sondern  durch  Accepte  gewährt. 
Solanc^e  die  Höhe  der  l^etraL^e  der  Verbindlichkeiten  durch  Unter- 
bringung der  Wechsel  bei  verschiedenen  Stellen  nicht  erkannt 
werden  konnte  und  sokinf^e  man  die  einzelnen  IClektrizitätsgcsell- 
schaften  an  und  für  sich  für  kreditwürdig  hielt,  erhielt  sich  auch 
die  Kreditwürdii^keit  der  Bank  selbst.  Als  aber  das  Wiedcrtlott- 
werden  der  Kumnver-Geseilschafi  durch  Zuführung;  neuer  lUis- 
siger  Mittel  nicht  gelungen  war  und  die  Krisis  auf  elektrischem 
Gebiet  die  Aussichten  der  Tochtergesellschaften  als  ungünstig  er- 
kennen liess,  da  brach  denn  der  Kredit  der  Bank  und  diese  mit 
dem  gesunkenen  Kredit  selbst  zusammen. 

Zu  Beginn  des  Geschäftsjahrs  1899  sich  der  Koncern 

aus  folgenden  Gesellschaften  zusammen : 

An  der  Spitze  steht  das  Bauhaus,  die  Aktiengesellschaft 
Kummer  in  Dresden.  Dann  folgen  die  Aufnahmegesellschafteil 
für  die  Tochterwerke  und  zur  Beschallung  von  Aufträgen: 

1.  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  in 
Dresden, 

2.  die  Allgemeine  Industrie-Aktiengesellschaft  in  Dresden, 
ferner  die  Ergänzungsfabriken  für  Kummer: 

1.  die  Aktiengesellschaft  Deutsche  Kabelwerke  in  Berlin, 

2.  die  Wagenbauanstalt  utul  Waggonfabrik  für  elektrische  Bahnen, 
Aktiengesellschaft  in  Hamburg, 

3.  die  Elektrizitäts-Aktient^esellschaft  in  Chemnitz, 

4.  die  Maschinen-  und  Werkzeugfabrik  Aktiengesellschaft  in  Göthen, 
weiter  die  Provinzial- Aufnahme-Gesellschaften : 

1.  Baltische  F.lektrizitäts- Aktien-Gesellschaft  in  Kiel, 

2.  Nordische  Elektrizitäts-Aktien-Gesellschaft  in  Danzig, 

3.  Süddeutsche  Elektrizitäts-Aktien>Gesellschaft   in  Ludwigsha- 
fen a.  Rh., 

deren  Zweck  zugleich  Fabrikations-Ergänzung  und  Beschaffung  von 
Aufträgen  für  Kummer  ist«  und  endlich  die  Individual-Betriebs-Ge- 
Seilschaften : 

1.  Flensburger  Elektrizitätswerk- Aktiengesellschaft  in  Flensburg, 

2.  Borbyer  Elektrizitäts  Gesellschaft  m.  b.  H.  in  Borby, 

3.  Aktiengesellschaft  Suddeutsche   elektrische  Lokalbahnen  in 
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München, 

deren  Aufgabe  in  Fortführung  von  Tochteranlagen  besteht.  Der 
ganze  Koncern  nmfasste  also  jetzt  13  Gesellscbaftsunternehmungcn. 

1.  Die  Allgemeinelndustrie-Aktiengesellschaft 
in  Dresden  erwähnt  in  ihrem  1899er  Geschäftsberichte  als  neu 
nur  ihre  Beteiligung  an  der  Errichtung  der  Danziger  elektrischen 
Strassenbahn,  deren  Ausführung  die  Aktiengesellschaft  Kummer 
unter  Mitwirkung  der  Nordischen  Elektrizitäts-  und  Stahlwerke, 
Aktiengesellschaft  in  Danzig,  in  der  Hand  hatte,  und  zu  deren 
Betriebe  eine  lokale  Aktiengesellschaft  ins  Leben  gerufen  wurde, 
wodurch  sicli  die  Zahl  der  Schiebungen  abermals  vermehrt. 

Im  übrigen  ist  die  Gesellschaft  bei  der  neuen  Emission  von 
Aktien  der  Aktiengesellschaft  Kummer  beteiligt  und  bezieht  den 
auf  ihren  Besitz  entfallenden  Betrag  der  jungen  Aktien  der  Nor- 
dischen Elektrizitäts-  und  Stahlwerke,  Aktiengesellschaft  in  Danzig. 

Von  dem  Besitz  an  Aktien  der  Maschinen-  und  Werkzeug- 
fabrik,  Aktiengesellschaft  vormals  August  Paschen  in  Göthen,  wurde 
ein  bedeutender  Teil  mit  gutem  Nutzen  realisiert. 

Der  Geschäftsbericht  sagt  zum  Schluss: 

»Unsere  Beziehungen  zur  Krc-iÜtaiistalt  fÜt  Industrie  und  Handel  sind  die  bis- 
herigen geblieben,  ebenso  «Ile  d*ratts  benrofgehendco  in  £rahercn  Getchlfuberiehten 
erwähnten  Wirkangea.« 

Für  1899  verteilt  diese  Gesellschaft  8  Proz.  Dividende. 

2.  Die  Aktiengesellschaft  für  elektrischeAn* 
lagen  und  Bahnen  in  Dresden,  welche  für  1899  4  Proz, 
Dividende  verteilt,  berichtet,  dass  ihr  Elektrizitätswerk  in  Laden» 
bürg  (begonnen  1897),  dessen  Bauausführung  sie  der  von  ihr  ge- 
gründeten »Süddeutschen  Elektrizitäts-Aktiengesellschaftc  in  Lud- 
wigshafen am  Rhein  übertragen  hatte,  im  Jahre  1899  fertiggestellt 
und  dem  Betrieb  übergeben  wurde. 

Ebenso  wird  in  diesem  Jahre  die  von  der  Gesellschaft  finan* 
zierte  elektrische  Zentrale  in  Neumünster  in  Holstein  (begonnen 
1898],  ein  Licht-,  Kraft-  und  Wasserwerk,  vollendet  und  ihr 
Betrieb  eröffnet.  Die  Bauausführung  derselben  war  durch  die 
Battische  £lektrizitäts*Gesellschaft  in  Kiel,  unter  Lieferung  der 
elektrischen  Anlagen  von  der  Aktiengesellschaft  Kummer  erfolgt. 
Dieses  Werk  wird  einer  lokalen  Aktiengesellschaft  der  tLicht-, 
Kraft- und  Wasserw  erk  e- Aktiengesellschaft  in 
Neumünster  i.  Holstein«  übertragen,  deren  Aktien  sich  im 
nächsten  Jahre  auf  Effektenkonto  der  Aktiengesellschaft  für  elek- 
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Irische  Anlagen  und  Bahnen  finden. 

Weitere  bedeutende  Schiebungen  finden  Ende  des  Jahres 
statt. 

Am  31.  Dezember  1899  gehen  die  der  Gesellschaft  gehörigen 
drei  süddeutschen  Elektrizitätswerice :  Osthofen  in  Rheinhessen, 
Ladenbur«:»^  und  Sinsheim  in  Baden  käuflich  in  den  Besitz  der 
Süddeutschen  Elektrizitäts  -  AktiengeseUschaft  in  Ludwigshafeo 
über. 

Die  in  Sachsen  liegenden  Elektrizitätswerke  der  Gesellschaft: 
Plauen  b.  Dresden,  Riesa  a.  d.  Elbe,  Meerane ,  Gössnitz  und 
Schmölln  werden  ebenfalls  am  31.  Dezember  1^99  an  die  Elek- 
trizitätswerke Betriebs-Aktiengesellschaft  in 
Dresden  verkauft.  Für  sänotUcbe  Werke  wird  auf  die  Dauer 
von  drei  Jahren  eine  Zinsgarantic  von  5  Proz.  übernommen. 

Diese  Aktiengesellschaft  wurde  als  letzte  Aufnahme-Gesell« 
Schaft  am  9.  April  und  29.  Mai  19CX)  mit  Wirkung  ab  i.  Januar 
1900  mit  einem  Aktienkapital  von  2  Millionen  Mark  gegründet. 

Zweck  derselben  sollte  sein :  Erwerb  nnd  Betrieb ,  sowie 
Bau  von  elektrischen  Anlagen,  der  Erwerb  und  die  Nachsuchung 
der  zur  Errichtung  und  zum  Betriebe  solcher  Werke  crforder- 
licluMi  Konzessionen,  sowie  die  gewerbsmässige  Ausnutzung  der- 
artiger  Unternehmungen  und  Beteiligung  bei  solchen. 

Bei  dieser  Gesellschaft  ist  der  Zweck  ganz  offensichtlich  ; 
denn  da  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlat^cn  und  Bah- 
nen genau  dieselben  Aufgaben  hatte,  so  war  ein  Bedürfnis  des 
Koncems  nach  einer  derartigen  Unternehniun^^^  absolut  nicht  vor- 
handen. Die  Gründung  wurde  vielmehr  durch  die  Notwendig- 
keit neuer  Schiebungsgewinne  veranlasst,  da  anderenfalls  die  Bi- 
lanz per  31.  Dezember  1899  einen  bedeutenden  Verlust  ausge- 
wiesen haben  würde. 

Gründer  waren :  Aktiengesellschaft  fiir  elektrische  Anlagen  und 
Bahnen  in  Dresden,  Allgemeine  Industrie  Aktiengesellschaft  in  Dres- 
den, Obertngenieur  Hch.  Leck,  Grosszschachwitz,  Major  a.  D.  Max 
Fritsch,  Dresden,  Bruno  Kirsten,  Dresden.  Im  Aufsichtsrate  be- 
fand sich  als  Vorsitzender:  Max  Klötzer,  Dresden  (Direktor  der 
Dresdener  Kreditanstalt).  Die  Direktion  erhält  obiger  Max 
Fritsch  (zugleich  Direktor  der  Aktiengesellschaft  för  elektrische 
Anlagen  und  Bahnen).  Unter  den  Prokuristen  befindet  sich: 
Bruno  Kirsten  (zugleich  Prokurist  der  Dresdener  Kreditanstalt, 
Direktor  der  Aktiengesellschaft  fiir  elektrische  Anlagen  und  Bah- 
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nen ,   Direktor  der   Allgemeinen  Industrie» Aktiengesellschaft  in 

Dresden). 

Sämtliche  Aktien  dieser  Gesellschaft  befanden  sich  beim  Zu- 
sammenbruche der  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen 
und  Bahnen  in  deren  Besitze. 

Eine  Realisierung  derjenigen  Aktien,  welche  die  letztgenannte 
Gesellschaft  bei  Eröifnung  des  Geschäftsjahres  i8^  besass,  hatte 
im  Laufe  dieses  Jahres  nicht  stattgefunden.  Dacjej^en  waren  hin- 
zugekommen junge  Aktien  der  Süddeutschen  Elektrizitäts- Aktien- 
gesellschaft in  Ludwigshafen,  welche  ihr  Aktienkapital  im  Oktobf^r 
1899  auf  ein»i  MiUion  Mark  erhöht  hatte,  um  die  erwähnten  drei  süd- 
deutschen Elektrizitätswerke  Osthofen ,  Ladenburg  und  Sinsheim 
von  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen 
zu  übernehmen  (vgl,  S.  35). 

Da  die  letztere  nahezu  sämtliche  junge  Aktien  c3er  Süd- 
deutschen Elektrizitäts-Aktiengesellschaft  in  Ludwigshafen  über- 
nahm, so  tritt  auch  hier  die  Schiebungspolitik  besonders  deut- 
lich zu  Tage.  Die  Erwartungen  bezüt^'^irli  Im  1  >tnmanditarischcn 
Beteiligung  bei  der  Firma  Hussar  &  Co.  in  Bukarest  gingen  nicht 
in  Erfüllung. 

3.  Die  Baltische  Elektrizitäts-Aktiengesell- 
schaft in  Kiel  berichtet,  dass  im  Jahre  1899  das  (bereits  bei 
der  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  er- 
wähnte) Elektrizitäts-  und  Wasserwerk  Neumünster  ihr  hauptsäch- 
lichstes Arbeitsobjekt  i^ewescn  sei,  welches  sie  in  Gemeinschaft 
mit  der  Aktiengesellschaft  Kummer  errichtete. 

Die  Aufträge  für  das  Ausland,  besonders  Dänemark,  hatten 
in  bedeutendem  Umfange  zugenommen.  Die  Gesellschaft  betei- 
ligte sich  bei  der  Gründung  der  Ingenieur-Firma  »Vulcanc  in 
Aalburg  und  Aarhuus  und  errichtete  eine  Zweigniederlassung  in 
Altona  und  Rostock.  Auf  allen  Gebieten  ihrer  Tätigkeit  liegen 
Aufträge  in  namhafter  Höhe  vor,  von  denen  sie  besonders  die 
Herstellung  der  elektrischen  Kleinbahn  in  NeumUnster  erwähnt. 

Die  Dividende  für  1899  betrug  9  Proz. 

4.  Bei  der  Nordischen  Elektrizitäts-  und  Stahl- 
werke-Aktiengesellschaft in  Danzig,  welche  für 
1899:  8  Proz.  Dividende  gibt,  tritt  gleichfalls  ein  fieberhaftes 
Streben  nach  Expansion  zu  Tage. 

Im  April  1899,  abo  zwei  Jahre  nach  ihrer  Gründung  war 
das  eine  Million  Mark  betr^ende  Aktienkapital  auf  2  Millionen 

Zeilaehiift  IBr  die  g«i.  SiaattwisMiiMh.   Ergimungsbtft  9.  3 
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Mark  erhöht  worden. 

In  der  ausserordentlichen  Gencralversruninhin^  vorn  I2.  Au- 
gusl  desselben  Jahres  wird  der  Beschhiss  i^ctasst,  ein  Stahl-  und 
Walzwerk  auf  der  Holm-Insel  bei  iJ.mzig  zu  erbauen,  zu  welchem 
Zwecke  das  Aktienkapital  um  weitere  zwei  Millionen  Mark  bei 
zunächst  25  Proz.  Einzahlung  erhöht  wird,  während  die  Aufnahme 
einer  Obligationen- Anleihe  von  einer  Million  Mark  je  nach  Be- 
darf  stattfinden  soll. 

Wie  bereits  erwähnt,  wurden  nur  wenige  Tausend  Mark  von 
den  Aktien  dieser  Gesellschaft  im  Publikum  untergebracht. 

Im  Jahre  1899  findet  auch  die  Gründung  der  Ergänzungs- 
Fabrik  »Aktiengesellschaft  Holm«  in  Danzig  statt, 
zu  deren  Gründern  u.  a.  Th.  Horn ,  Direktor  der  Dresdener 
Kredit- Anstalt  und  Marx,  Direktor  der  Nordischen  Elektrizitäts- 
und Stahlwerke,  Aktiengesellschaft  in  Danzig,  zählen. 

Die  der  letzteren  gehörigen  elektrischen  Zentralen  zu  Stras- 
burg und  Briesen  konnten  im  Jahre  1899  nur  ihre  Betriebsun- 
kosten aufbringen,  wogegen  die  Zentrale  zu  Graudenz  mit  gutem 
Erfolge  arbeitete. 

im  Bau  befanden  sich  noch  die  im  Vorjahre  in  Angriflf  ge- 
nommenen Strasseubahn  Licht*  und  Kraft-Zentralen  zu  Stolp  und 
Memel. 

In  Gemeinschaft  mit  der  Aktiengesellschaft  Kummer  wird  unter 
gleichzeitiger  Beteiligung  der  Allgemeinen  Industrie- Aktiengesell- 
schaft in  Dresden  die  elektrische  Stras>enbahn  Danzig — Neu- 
fahrwasser— Brösen  (begonnen  1898)  der  Vollendung  entgegenge« 
führt,  deren  Betrieb  zu  übernehmen  die  zu  diesem  Zwecke  ins 
Leben  gerufene  Lokalgesellschaft  Danziger  elektrische 
Strassenbahn -Aktiengesellschaft  in  Neufahrn 
Wasser  bestimmt  ist. 

Die  Aktien  dieser  Unternehmung  finden  sich  auf  Effekten < 
Konto  der  drei  beteiligten  Gesellschaften. 

5.  Die  Süddeutsche  Elektrizitäts-Aktienge- 
sellschaft in  Ludwigshafen  a.  Rh.  hat  ihre  Geschäfts- 
tätigkeit im  Jahre  1899  wesentlich  erweitert  und  ist  in  der  Lage, 
8  Proz.  Dividende  verteilen  zu  können.  Das  Installationsg^häft 
entwickelte  sich  lebhaft,  indem  eine  Reihe  grösserer  Einzelanlagen, 
wie  Brauereien,  Holzbearbertungsfabriken,  Zuckerfabriken,  Webe- 
reien,  Mühlenwerke  etc.  zum  Abschluss  gelangte.  Ebenso  waren 
die  Filialen  in  Mainz  und  Mannheim  vollauf  beschäftigt. 
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Das  für  eigene  Rechnung  erbaate  Elektrizitätswerk  Schifier- 
stadt  (begonnen  1898)  wurde  vollendet 

Durch  Beschluss  der  Generalversammlung  vom  19.  Oktober 
1899  wird  das  Aktienkapital  von  500  OOO  Mark  auf  eine  MiUion 
Mark  erhöht,  und  durch  Beschluss  der  Generalversammlung  vom 
21.  November  1899  werden  die  Elektrizitätswerke  Osthofen  La- 
denburg und  Sinsheim  —  bisher  im  Besitze  der  Aktiengesellschaft 
für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  in  Dresden  —  käuflich  er- 
worben (vgl.  Schiebungen  S.  33,  45). 

6.  Die  Aktiengesellschaft  Elektrizitätswerke 
vormals  O.  L.  Kummer  &  Co.  in  Dresden  blickt  Ende 
1899  auf  eine  überaus  weitverzweigte  Geschäftstätigkeit  zurück. 

Zu  Beginn  ihres  Berichtes  klagt  sie  jedoch,  wie  schon  1895, 
über  einen  Umstand,  welcher  ak  Folge  ihres  übereilten  Vorgehens 
angesehen  werden  muss.   Sie  sagt: 

»Schwieriger  freilicli  ah  diese  Aufgabe  (Beseitigung  des  MissverliSluiisws  zwischen 
Verluuifrpfeisen  und  £instand.<>kosten  iafolge  eingetretener  Teuerung  von  Kupfer,  Eisen 

und  Kohle,  sowie  de>  flt''<Ie>'i  cr"5cheint  uns  die  IJeseitijjunij  eines  an«lcreti  Uebel- 
Standes,  der  die  ( jc>clKiUsi!nkü>leii  bUrk  belastet;  wir  nieintrn  das  aul  dem  (iel)iele 
des  Projeklicruoweirenä  ciitaUudene  Müsverhuluiu  zwisclieii  der  unvermeidbaren  Hoch- 
flut der  Ftojekte  und  dem  begreiflicherweise  geringeren  PraccntsBU  der  Ausfiihtungs» 
aufuilge.  Die  vielen  Projekte  legen  teure  Arbeitsktifte  «nf  längere  Zeit  fest  und  er- 
fordern zudem  noch  ko!>tspielige  Reben,  bcsondeis  die  Auslandsprojektei  ohne  dass 
bei  Nichterieilunt;  des  Zuschlages  entsprechende  Ver^üumg  für  den  verursacliien  Auf- 
wand 7-ugestaiidcn  würde.  Wir  haben  trs  an  Abhiitsbotrctuingen  niclit  fehlen  lassen, 
dieselben  sind  aber  leider  nur  in  einzelnen,  )>elteiicn  Fällen  von  Ertolg  gewesen; 
jedenfalls  werden  wir  iwsere  Bemabungen  fmnaebten.« 

Es  wird  also  hier  eingestanden,  dass  der  Koncern  den  wesent* 
liebsten  Teil  der  Aufträge  sich  selbst  erteilt  hatte,  während  von 
Seiten  der  Privatkundschaft  nur  der  geringere  Teil  herrührte. 

Die  Kummerschen  Elektrizitätswerke  waren  auf  eine  derar* 
tige  Stufe  der  Leistungsfähigkeit  gebracht  worden,  dass  die  Ver> 
waltUDg  gezwungen  war,  sich  um  jeden  Preis  Aufträge  und  Kon- 
zessionen zu  verschaffen.  Hauptfeld  ihrer  Tätigkeit  war  nach 
wie  vor  Herstellung  von  elektrischen  Strassen-,  Ktein>  und  Voll- 
bahnen, städtischen  Elektrizitätswerken,  Zentralen  für  Licht-  und 
Kraftverteilung  etc. 

An  Aufträgen  auf  Zentralen  für  elektrische  Traktion  wurden 
im  Berichtsjahre  fertiggestellt  oder  neu  in  Angriff  genommen: 

1.  Danzig — Neufahrwasser — Brösen,  nahezu  vollendet, 

2.  Detmold — Berlebeck,  dem  Betriebe  übergeben, 

3.  Graudenz  im  Betriebe, 

3* 
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4.  Helsingfors  i.  Ftoniand,  nahc7u  voUendct, 

5.  Märkische  Strassenbahn,  Ausbau  weiterer  Linien, 

6.  Hagen—  Hohenlimburg  i.  Westfalen, 

7.  Iserlohn — Letmathe, 

Ä.  Grüne — Nachrodt,  l  jm  Bau, 

9.  Paderborn — Neuhaus, 

10.  Memel, 

11.  Murnau — Kohlgrub — Oberammergau,  iin  Betriebe, 

12.  NeumUnster  i.  Schleswig,  im  Bau, 

13.  Bremerhafen,  Wagenpark  und  Maschinenstation. 

Femer  vorläufig  für  eigene  Rechnung  und  in  eigenem  Be« 

triebe : 

14.  Niederlössnitzer  Zentrale  zur  Stromversoi^ng  der  Strassen- 
bahn Dresden — Kötzschen  broda, 

15.  Dresdener  Vorortsbahn  (Linie  Laubegast — Leuben — Nieder* 

sedlitzj. 

Folgende  grössere  Zentralen  wurden  für  Rechnung  der  be- 
treffenden Gemeinden  ausgeführt  und  die  Einrichtungen  der  Ma> 
schinenstationen  von  der  Aktiengesellschaft  Kummer  bezogen : 
Bemstadt  i.  Schiesten,  Betzdorf  a.  d.  Sieg,  Bommern  i.  Westfalen, 
Brandt  i.  Brandenburg,  Cammin  i.  Pommern,  Cham  i.  Oberpfalz, 
Coschütz  i.  S.,  Deggendorf  i.  Bayern,  Dettweiler  i.  Niederelsass, 
Deuben  i.  S.,  Glauchau,  Göppingen  i.  Württemberg,  GoUnow  i. 
Pommern,  Heiligenhaus  i.  Rheinprov.,  Helsingfors  i.  Finnland,  Herz* 
berg  a.  d.  Elster,  Kleinschmalkalden  i.  Hessen-Nassau,  Krumbach 
i.  Baden ,  Labes  i.  Pommern,  Laubegast  1.  S.,  Murnau  i.  Bayern, 
Neufahrwasser  b.  Danzig,  Oviedo  i.  Spanien,  Schildesche  1.  West- 
falen, SchifTerstadt  i.  Bayern,  Schongau  i.  Oberbayern,  Stolp  i. 
Pommern,  Soborten  i.  Böhmen,  Strehla  a.  d.  Elbe,  Sulzbach  i.  Ba< 
den,  TepUtz  (Stadt),  Weissenberg  i.  Oberpfalz,  Weisser  Hirsch 
resp.  Oberloschwitz  b.  Dresden,  Burgbrohl  i.  Rheinprov. 

Ferner  werden  genannt  von  Babnhofsbeleuchtungen :  Riesa 
a.  d.  Elbe,  Radebeul,  Soest  i.  Westfalen,  Kiel,  Ottbergen  i.  West- 
falen,  und  von  Zentralen  für  Kraft  und  Licht:  Eisenwerk  Lauch- 
hammer in  Lauchhammer;  in  Riesa:  Beleuchtung  und  elektrische 
Kraftübertragung,  in  der  sächsischen  Maschinenfabrik  Chemnitz: 
Kraftübertragung,  in  Tsingtau :  Beleuchtung  und  elektrische  Kraft- 
Übertragung  für  Taucherglockenanlage  und  andere  mehr. 

Für  das  vom  sächsischen  Staate  errichtete  Femheiz-  und  Elek* 
trizitätswerk  zu  Dresden  werden  der  Gesellschaft  grosse  Dynamo- 
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Maschinen  und  (-Vir  zugehörigen  Apparate  in  Auftrag  gegeben,  für 
die  kaiserliche  Marine  beträchtliche  Beleuchtungsanlagen,  Licht- 
und  Kraftanlagen  für  Neubauten,  und  für  Privatwerften  verschie- 
dene See-  und  Flussdampfer  lnstallationen.  Endlich  wird  eine 
ganze  Reihe  von  elektrischen  Zentralen  und  Bahnen  .mf^ezählt, 
welche  die  Gesellschaft  in  der  Umgebung  von  Dresden.  Chemnitz 
und  Glauchau  auszuführen  gedenkt. 

Der  ^anzc  Geschäftsbericht  legt  Zeugnis  ab  von  dem  unbe- 
grenzten Optimismus,  welcher  die  Verwaltung  der  Aktiengesell- 
schaft Kummer  beherrscht.  Trotzdem  in  Fachkreisen  bereits  ein- 
gesehen wurde,  dass  für  Elektrizitätswerke  die  Hochkonjunktur 
zunächst  vorüber  sei,  wird  in  dem  Berichte  gesagt: 

« 

>U«berh*upt  meinen  «ir,  venu  Mch  gewi«a«rmMsen  im  Widenpnich  mit  indcf»- 

orts  sich  äussernden  Ansichten,  dass  noch  für  geraume  Zeit,  wenn  nicht  alles  trügt, 
oder  schwer  vorauszusehende  Zwischenfalle  eintreten,  die  AufnahmefHh-gkcit  des  elek- 
tri&chen  Marktes  ungeschwächt  bestehen  bleibt.  Einmal  eröffnet  die  Flottenvorlage 
gute  Aus&icbteD  auf  neue  SLromlieferuni^cii,  zum  Anderen  schreitet  man  allerwärts 
mehr  und  mehr  xiir  Einfillinmg  des  elelcliifchen  Betriebes  auf  Klein-  and  VoUbabncn, 
ja  neuerdings  auch  anf  Kanllen,  fti»  abgesehen  davon,  dass  die  Erobening  der  In» 
dastrie-Werkstlttea  durch  den  dcktritcben  Strom  aacb  noch  bmge  nicht  abge- 
schlossen ist« 

Ein  gleicher  Optimismus  kommt  in  den  Geschäftsberichten 
der  Dresdener  Kreditanstalt  zum  Ausdrur]: 

An  dem  systematischen  Ausbau  der  Vertretungsorganisation 
hatte  die  Aktiengesellschaft  Kummer  auch  im  Jahre  1899  weiter 
gearbeitet. 

Behufs  Erweiterung  der  Beziehungen  in  den  einzelnen  Ueber- 
see-Ländern  waren  neue  Vertretungen  geschaffen  worden,  so  zu- 
letzt in  Japan  und  China,  von  wo  bereits  Aufträge  vorlagen.  Von 
dem  kaiserlichen  Gouvernement  in  Tsingtau  (China)  erhielt  die 
Gesellschaft  die  ausschliessliche  Konzession  (ür  die  Errichtung 
einer  elektrischen  Zentrale  daselbst.  Ebenso  wurden  im  Inlande 
neue  Geschäftsstellen  geschafTen,  nämlich  die  Ingenieur-Bureaux  zu 
Hannover,  Bielefeld  und  München. 

Die  Zweigniederlassung  in  Teplitz-Soborten  war  mit  Erfolg 
itir  die  Ausbreitung  des  Geschäftes  in  Oesterreich-Ungarn  tätig 
gewesen. 

7.  Das  Geschäftsjahr  1900/01. 

Das  Geschäftsjahr  1900  ist  das  letzte,  welches  der  Kummer- 
sehe  Koncern  vollendet.  Im  Vertrauen  auf  die  Fortdauer  der 
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j:,ninsti^'en  Konjunktur  hatte  eine  fjrosse  Zalil  industrieller  Werke 
ihre  Produktionskraft  bedeutend  erweitert.  Um  so  scharfer  musste 
von  den  betreffenden  Gesellschaften  und  den  mit  ihnen  eng  liierten 
Banken  ein  Umschwung  und  eine  Verminderung  der  Aufträge 
empfunden  werden. 

Bereits  im  Frühjahr  1900  machten  sich  Zeichen  einer  Ab- 
wärtsbewegung bemerkbar,  welche  sich  in  der  Folge  immer  mehr 
verschärfte. 

Hierzu  kam  eine  allgemeine  Geldknappheit.  Die  Reichsbank 
hatte  Ende  Februar  1^00  ihren  Diskont  von  5  auf  4  Proz.  herab- 
gesetzt, war  jedoch  wegen  der  internationalen  Geldverhältnisse 
gezwungen,  denselben  gegen  Ende  September  wieder  auf  5  Proz. 
und  am  it.  Oktober  sogar  auf  5^/3  Proz.  zu  erhöhen,  ein  Satz, 
wie  er  seit  Februar  1882  nicht  erreicht  worden  war. 

Die  Börse,  welche  die  Ereignisse  schnell  zu  eskomptieren 
pflegt,  geriet  in  eine  sehr  gedrückte  Lage,  da  das  Geschäft  in 
Industriewerten  mehr  und  mehr  stockte.  In  erster  Linie  richtete 
sich  das  Misstrauen  gegen  die  Aktien  der  Elektrizitätsgesellschaften, 
da  ausser  Kummer  nur  noch  wenige  an  den  Bestand  der  elektri» 
sehen  Hochkonjunktur  glaubten. 

War  derartigen  Unternehmungen  während  der  letzten  Jahre 
Geld  überaus  leicht  und  fast  in  beliebiger  Höhe  zur  Verfugung 
gestellt  worden,  so  erwies  sich  Jetzt  die  Neu-Emission  elektrischer 
Werte  als  geradezu  unmöglich. 

Wenn  es  auch  zweifellos  ist,  dass  die  meisten  Tochteranlagcn 
einen  gesunden  Kern  enthielten,  insbesondere  jene  Elektrizitäts- 
werke und  Strassenbahnen,  welche  das  alleinige  Recht  für  die 
Elektrizität  oder  fiir  die  Strassenbenutzung  zu  Verkehrszwecken, 
verbunden  mit  einer  genügend  langen  Konzession S7:eit,  besassen, 
so  haben  solche  Werke  doch  die  Eigentümlichkeit,  dass  sie  län- 
gere Zeit  zu  ihrer  Entwicklung  brauchen,  sodass  es  oft  mehrere 
Jahre  dauert,  bis  sie  eine  angemessene  Verzinsung  ergeben. 

Um  seine  zahlreichen  Unternehmungen  durchfuhren  zu  können, 
war  es  deshalb  für  den  Kummerschen  Koncern  eine  Lebensfrage, 
jederzeit  die  erforderlichen  Geldmittel  beschaffen  zu  können.  Es 
musste  daher  der  beginnende  Rückschlag  und  die  Versteifung  des 
Geldes  für  ihn  um  so  verhängnisvoller  werden,  als  auch  die  Dresde- 
ner Kreditanstalt,  die  einzige  Bankverbindung  fast  aller  zugehö« 
rigen  Gesellschaften,  auf  die  Dauer  nicht  in  der  Lage  war,  dem 
Geldbedürfnisse  abzuhelfen. 
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Diese  im  Jahre  1900  schon  vorhandene  Situation  überträgt  sich 
auch  auf  das  Jahr  1901,  um  schliesslich  zum  Zusammenbruche  zu 
fuhren. 

Es  werden  deshalb  hier  diese  beiden  Jahre  zusammengefasst. 

Die  AuCuahmegesellschaften  hatten,  da  sie  reine  Finanzgesell- 
schaften waren,  nur  Dividendensorgen,  denen  sie  durch  zahlreiche 
Schiebungen  zu  begegnen  wussten. 

Die  Aktiengesellschaft  Kummer  dagegen  hatte  Dividenden- 
und  Kapitalsorgen.  Die  Dividende  verdiente  sie  durch  ihre  Fa- 
brikation, aber  für  diese  gab  jetzt  niemand  mehr  das  Kapital  her. 
Im  Jahre  1900  gelang  es  noch  zur  Not,  dieses  zu  beschaffen.  An- 
fang 1901  sah  sich  die  Gesellschaft  jedoch  gezwungen,  ihre  Zu« 
flucht  zu  allen  möglichen  Auswegen  zu  nehmen,  die  man  auch 
bei  der  Drebdcner  Kreditanstalt  wieder  findet. 

Zu  Beginn  des  Geschäftsjahres  1900  hatte  der  Kummersche 
Koncern  folgende  Zusammensetzung,  die  er  bis  zu  seiner  Auf- 
lösung beibehielt. 

Geftellschftfteo  Gründunj^  Offizle'iles 

*  jähr  Aktienkapital. 

An  der  Spitse  steht  da»  B  «  n  h  »  u  s,  die  Aktien- 

gesellsclwft  ElektriiitXtswerke  vona.  O.  L.  Kummer  &  Co, 

Dresden,  mit  22  Vertretungen  im  In-  und  Auslände  .       I894  M.  10000000. 

hierauf  folgen  die  Aufnahmegesel  l&chaften: 
I,  Aklienge<iel!'?chaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bah- 
nen in  Dresden  mit  kommanditarischer  Beteiligung 

bei  der  Fimft  Hnssv  &  Co,,  Bukarest    ....      1895  •  aoooooo. 

a.  AUgemetne  Indtntrie-Aktiengesellsclimft  ta  Dresden      1896  »  3S$oooa 

3.  Elekfensititsircrke  Betriebs- Aktiengesellschift  in  Dres- 
den   .    1900  >  2000000. 

femer  die  Kr^Hniungsfabriken: 
I.  Aktiengeseiischafc  Deutsche   Kabeluctkc ,  vormals 

Hirschmann  &  Co.  in  Berlin   1890  »    2  000  000.- 

a*  WagcnbutiBstalt  nad  WA^onlabiik  filr  eldititocbe 

Bahnen  vorm.  W.  C.  F.  Bnadti,  AkdengeseUschaft 

in  Hamburg  und  Bautzen   I896  »     3  SOO  OOO. 

mit  Beteiligung  bei : 

George  K.  ^filnes  &.  Co.,  Um.,  Birkenbead  Had- 

iey,  England, 
b.  Hanpt>  und  reiidemstSdt.  Verkehrs-Untcraeh« 

nraDg*-A.G.,  Budapest. 
C.  Motorfahrzeug-  und  Motorenfabrik,  Berlin, 
d.  Industrie-Syndikat  zur  wirtschaftlichen  ErschUca^ 

sung  von  Kiautsichou  und  Hinterland. 
3.  Die  Ekktrizitäüi-Aktien-GesctUchaft   vorm.  Herrn. 

Pdge,  Chemüts   1897  »    1 500  000. 
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f*««  Gründung»-  Offizieiie» 

4.  Masdunen-  vad  Werlueugikbrik,  Aktioi-Get.  ▼onn. 

Aug.  Paschen  in  Göthen  ,       1897  >  750OOO. 

5«  Aktien* Gesell üchnft  Holm,  Dan?!^   >  2O0OOOO. 

ferner    die  rruvinzial-Aufaahme>Ge- 
Seilschaften: 

1.  BaltMche  BekbldUtti-AkticDgesdlschaft»  Toim.  P. 
Flohr  ft  Devamitie  in  Kiel,  mit  ZweigniederlMsang 

in  Altofi  I    :  :  t  Rostock   1896  ■     I  OOOOOO. 

2.  Nordische  Elcklrizitäts-  und  Stahlwerke,  Aktteil«Ge> 

Seilschaft  in  I>anzig,  nitt  l-'iiiale  in  Posen   ....        1S97  *  3000000. 

3.  Süddeutsche  ElekUiuläts-Aktiengesellüchaft,  Ludwigs» 

hafcn  a./Rh.,  mit  Filialen  in  Mains  und  Mannheim      1898  •  1000000. 

und  endlich  dielndividnaUBetriebs^Ge- 
sellsc  haften: 

1.  Flen»burger  ElektridtiUwcik ,  Aktiengesellichaft,  in 

FlensbiJfj^   1897  »  5000OO. 

2.  Borbyer  Elektrizildts-Geseilschaft  m.  b.  H.  im  Seebad 

Borby  bei  EckerofÖrde   1898  — 

3.  Aktiengesellschaft  Suddentsche  dektriache  Lokalbah- 
nen in  Manchen   1898  >  3000000. 

4.  Aktiengesellschaft  Licht-,  Kmft-  und  Wasserwerke 

in  Neumünster  in  Holstein   I899  >  tOOOOOO. 

5.  Danziger  Elektrische  Strasscnbahn ,   Aktien. -Ges.  in 

in  Neufahrwasser   1899  >     l  000  000. 

6.  Sächsische  Akkumnlatorcnwerke,  AktiengesdUchaft 

in  Dresden   1897  »  334000. 


Die  letzte  Gesellschaft  wurde  zwar  nicht  von  einem  Kummer- 
sehen  Gründer*  Konsortium  ins  Leben  gerufen,  muss  aber  gleich- 
wohl  mit  zu  dem  Koncera  gerechnet  werden,  da  Kummer  aus 
Fabrikationsinteresse  in  enge  Beziehungen  zu  derselben  getre- 
ten war. 

Ihrem  Aufsichtsrate  gehörten  u.  a.  an  O.  L.  Kummer,  Direktor 
der  Aktiengeselbchaft  Kummer,  und  Max  Klötzer,  Direktor  der 
Dresdener  Kreditanstalt,  während  die  genannte  Bank  am  3 1 .  De- 
zember IQCX):  138000  M.  Aktien  dieser  Gesellschaft  besass  und 
ihr  einen  Kredit  von  185000  M.  gewährte* 

Ebenso  erfolgte  im  Jahre  1900  noch  eine  Beteiligung  Kum- 
mers aus  Fabrikationsinteresse  bei  der  Lippeschen  Elektrizitäts- 
Aktien>Gesellschaft  Detmold. 

I.  Die  Allgemeine  Industrie- A  ktiengesell  • 
Schaft  in  Dresden  wird  durch  den  heftigen  Ruckschlag  der 
geschäftlichen  Konjunktur  des  Jahres  1900  in  ihrer  Haupttätig- 
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keit  völlig  lahm  gelegt,  sodass  sie  von  einer  Verteilung  ihres  Ge- 
winnes absehen  muss. 

Die  Verwaltung  schreibt  in  ihrem  Geschaltsberichte  u.  a. : 

»Flir  unsere  ncsLlIsclinft  war  dieser  Wandel  in  der  Konjunktur  um  so  einschnei- 
d«nder,  al«  mit  Kinuilt  desselben  alle  erfol{;rc:che  Verwertung  unserer  Effekten  ao 
der  Dörse  aufhörte,   und   wir   daUurcii  auf   die  schon  vurbcreitcte  Realisierung  VOB 

T«ilai  ttuerer  Bettitode  vencichten  nuintcn»  todew  «ur  ia  der  Henptncbe  nur  »nf 
die  DiTidenden  und  Ziiuertrlgiiiise  angewieten  waren,  die  uiu  die  in  unseren  Beeit» 
befindlichen  Aktien  etc»  brachten.« 

Diese  Dividenden  waren  jedoch  grossenteils  nicht  vorhanden. 
Das  Effekten-  und  Konsortiat-Konto  enthielt  Aktien  folgender 
Unternehmungen : 

1.  Danztger  Elektrische  Strassenbahn,  A.G.  in  Neufahrwasser, 

2.  Nordische  Elektrizitäts*  und  Stahlwerke,  A.G.  in  Danzig, 

3.  George  F.  MUnes  &  Co.  Lim.  in  Birkenhead  Hadley,  Engl, 

4.  Maschinen-  und  Werkzeugfabrik  A,G.  vorm.  August  Paschen 
in  Cdthen, 

5.  Kunstdruck-  und  Verlagsanstalt  A.G.  vorm.  Müller  &  Lohse 
in  Dresden, 

6.  Vereinigte  Steinbrüche  im  Plauenschen  Grunde,  A.G.  in 

Dresden, 

7.  Elektrizitätswerke  A.G.  vorm.  O.  L.  Kummer  &  Co.  in  Dres- 
den. 

In  diesem  Geschäftsberichte  lässt  sich  der  Verwaltung  eine 
Unwahrheit  insofern  nachweisen,  als  sie  schreibt:  »An  neuen  Un- 
ternehmungen haben  wir  uns  aus  den  im  vorigen  Berichte  er- 
wähnten Gründen  in  diesem  Jahre  ^ar  nicht  beteiligt.«  Hatte 
doch  die  Gesellschaft  lu;  .\pril  1900  die  l-^leklrizitätswerke  Be- 
triebs-Akticn-Gescl!scliaft  in  Dresden  niilgcgründet  und  dabei 
25000  M.  von  deren  Aktien  j^ezeiclinel. 

Bei  einem  Aktienka])ital  von  2  250000  M.  weisen  die  Bilanzen 
folgenden  Stand  der  angeführten  Konten  aus  : 


31.  XIL 

EfTekten- 

Konsortiai- 

Konto-Korrcnt- Konto 

Konto 

Ko  nt  0 

Debitoren 

Kredito 

M. 

M. 

M. 

M. 

1897 

817  200 

722  200 

93S  000 

1898 

37  400 

I  755  500 

1  I  7 1  000 

473  200 

1899 

53  300 

a  31 2  000 

4Ö7  500 

332  000 

1900 

51  400 

2623000 

274  700 

Sas  500 

2.  Die  Aktie  n  ge  sellsch  aft  für  elektrische  An- 
lagen und  Bahnen  in  Dresden  berichtet,  dass  das  Ge- 
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schiiftsjahr  1900  infol^^c  der  andauernd  schwierigen  Lage  des  Geld- 
marktes ungünstiger  ausgefallen  sei,  als  das  vorhergehende; 

«Unsere  Gesellschaft  iit  als  nichtfabrizierende  Firma  darauf  nn^^ewiesen,  ihren 
Haupt*;ewinn  in  der  Finan^iminf^  neuer  Unternehmungen  zu  suchen;  ulme  die  erfor- 
derlichen Mittel  sind  letztere  aber  nicht  durchführbar.  Somit  setzte  sich  im  abge- 
Irafenen  Geschäftsjahr  unter  Gesamtgewinn  nur  aus  den  Gewinnen  auf  Warenkonto 
und  in  der  Hanptsaebe  aus  dem  Ertrage  unserer  Effekten  sosamnen  und  war  daher 
natargemlis  geringer  ak  im  Vorjahre.  Ein  Gewinn  kann  den^emlH  nicbt  tur  Ver- 
teilung  gebracht  werden.« 

Von  den  Seite  48  nachgewiesenen  falschen  Buchungen  vor- 
laufig abgesehen,  stehen  obige  Worte  mit  den  Tatsachen  in  di- 
rektem Widerspruche.  Anscheinend  ist  es  Vorsicht  des  Geschafts- 
gebahrens,  wenn  die  \  erwaltung  verscluvei^t,  dass  sie  am  9.  April 
1900  die  Elektrizitätswerke  Betriebs-AktieDgcsellschaft  in  Dresden 
mit  einem  Aktienkapital  von  2  Millionen  Mark  L;e;;ründet  hat, 
deren  sämtliclie  Aktien  sie  bei  ihrem  Falle  noch  besitzt.  Die 
Verwaltun;^  verschweigt  ferner,  dass  sie  sich  bei  der  von  ihr  finan- 
7ierten  Aktiengesellschaft  Licht-,  Kraft-  und  Wasserwerke  in  Neu- 
munster in  Holstein  durch  Uebernahme  von  Aktien  hrtrili>^'t  hat, 
welch  letztere  in  ihrer  Bilanz  vom  31.  Dezember  1900  zum  ersten 
Male  erscheinen. 

Dass  auf  Effekten- Konto  im  Jahre  1900  sehr  bedeutende  Ver- 
änderungen vorgekommen  sind,  geht  srhon  daraus  iiervor,  dass 
der  Bestand  eigener  Efiekten  am  31.  De/eniber  1899  '^^'^  954 QOO  M., 
am  31.  Dezember  1900  daq^e^en  mit  3  804 000  M.  (nachträglich  auf 
3704000  M.  abpjeandert)  aufgetuhrt  wird. 

Der  (ieschat'tsbericht  zeigt  ferner,  dass  die  Gesellschaft  ihre 
Mittel  vüllslandiL;  festgelegt,  und  dass  gleichzeitig  die  Bankschuld 
eine  Höhe  erreicht  hatte,  welche  in  gar  keinem  Verhältois  zu  dem 
2  Millionen  Mark  betragenden  Aktienkapital  stand. 

Die  Revisionskommission  der  Dresdener  Kreditanstalt  stellte 
fest,  dass  die  Gesellschaft  dieser  Bank  am  31.  Dezember  1900 
3080000  M.  schuldete,  gegen  2117000  M.  am  31.  Dezember  1899, 

Eine  Erklärung  fdr  diese  enorme  Erhöhung  gibt  die  Aktien- 
gesellschaft für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  in  ihrem  Berichte 
nicht.  Vermutlich  ist  dieselbe  in  der  Beteiligung  bei  der  Aktien* 
gesellschaft  in  Neumünster  zu  suchen. 

Ausserdem  wird  die  Gesellschaft  für  Zinsgarantie,  welche  sie 
für  die  an  die  Süddeutsche  Elektrizitiits-Aktiengesellschaft  in  Lud- 
wigshafen und  an  die  Elektrizitätswerke  Betriebs-Aktiengesellscbah 
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« 


in  Dresden  verkauften  acht  Elektrizitätswerke  geleistet  hatte,  mit 
ca.  160000  M.  in  Anspruch  genommen. 
Das  Effcktcn-Konlo  enthält  Aktien : 

1.  der  Baltischen  Elektrizitäts-Aktiengesellschaft,  Kiel,  (deren 
Dividende  die  Gesellschaft  durch  Finanzierung  des  Neumünster 
Werkes  ergänzt  hatte), 

2.  der  Licht' •  Kraft-  und  Wasser  werke- Aktiengesellschaft  in 
Neumünster, 

3.  der  Süddeutschen  Elektrizitäts- Aktiengesellschaft  in  Lud- 
wigshafen, 

4.  der  Fiensburger   Elektrizitätswerk- Aktiengesellschaft  in 

Flensburg, 

5.  der  deutschen  Kabelwerke  Aktiengesellschaft  in  Berlin, 

6.  der  Elektrizitätswerke  Betriebs- Aktiengesellschaft  in  Dresden. 
Die  zunehmende  Verschuldung  ist  aus  folgender  Tabelle  er- 
sichtlich.   Es  betrugen  in  Tausenden: 


31.  XU. 

Effckten- 

Unternehmungen 
in  eigener  Ver- 
waltung 

Konto-Korreiu-Konto 

Accept 

Konto 

Debitoren 

Kreditoren 

Konto 

M. 

M. 

M, 

M. 

M. 

T 

66 

»974 

2 

1896 

!'-/> 

759 

1203 

57 

1897 

233 

«575 

861 

549 

480 

3i8s 

449 

900 

300 

1899 

954 

338a 

1081 

IIOO 

1900 

3804 

940 

1406 

1410 

Die  unrealisierbaren  Unternchmunpjen  in  eigener  Verwaltung, 
welche  zuletzt  auf  Debitoren-  uud  Effekten -Konto  erscheinen, 
übersteigen  bei  weitem  die  eigenen  Kräfte.  Unter  diesen  Um- 
ständen ruhte  die  Gesellschaft  vollständig  auf  den  Schultern 
ihrer  Bankverbindung,  der  Dresdener  Kreditanstalt,  deren  Zusam- 
menbruch daher  auch  den  ihrigen  bedeutete. 

Am  6.  At^ust  1901  wurde  über  sie  das  Konkursverfahren 
eröfTnet,  nachdem  eine,  in  der  ordentlichen  Generalversammlung 
vom  25.  Juni  1901  gewählte  Revisionskommission  sich  von  der 
hoffnungslosen  Lage  der  Gesellschaft  überzeugt  hatte. 

3.  Die  Baltische  Elektrizitäts-Aktiengesell- 
schaft in  Kiel  klagt  in  ihrem  Geschäftsbericht  für  das  Jahr 
1900  über  die  Einwirkungen  der  eingetretenen  ungünstigen  Kon- 
junktur, kann  jedoch  7  Proz.  Dividende  in  Vorschlag  bringen. 

Ihr  Hauptarbeitsobjekt  war  der  Bau  des  Elektrizitätswerkes 
der  Licht-  Kraft*  und  Wasserwerke  zu  Burg  auf  Fehmarn. 
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Das  im  Vorjahre  in  Gemeinschaft  mit  der  Aktiengesellschaft 
Kummer  errichtete  und  von  der  Aktiengesellschaft  für  clektri;,che 
Anlaj^'cn  und  Bahnen  in  Dresden  fmanzierte  Ekktrizitats-  und 
Wasserwerk  Xeumünster  in  ilolslein  wurde  weiter  ausijebaut,  uud 
die  Gesellschaft  verspricht  sich  von  ihrer  Beteiligung  bei  dieser 
Unternehmung  grosse  Vorteile.  Dasselbe  war  der  ad  hoc  ins 
Leben  gerufenen  Licht-,  Kraft-  und  Wasserwerke  Aktiengesell- 
schatt  in  Ncuniünster  ubertragen  wurden,  deren  Gründung  auf- 
fälliyervveise  in  keinem  Gcschäftsbcrichl  der  drei  Beteiligten  er- 
wähnt wird,  obgleich  sie  die  Aktien  übernehmea  und  in  ihren 
Bilanzen  aufführen. 

Oftenbar  scheute  man  sich,  auf  dieselbe  näher  einzugehen, 
da  die  A!:tiengesellschafl  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen 
trotz  dieser  Schiebung  nicht  in  der  Lage  war,  für  igoo  eine  Di- 
videndenA'erteilung  in  Vorschlag  zu  bringen,  und  daher  bei  Be- 
sprechung der  Gründung  der  Neumunster  Gesellschaft  eine  scharfe 
Kritik  des  Gescliäflsberichtes  wahrscheinlich  war. 

Die  Baltische  Klektrizitäts-Aktiengescllschaft  berichtet  weiter, 
dass  von  ihr  euie  Reihe  selbständiger  sowie  Anschluss-,  Bcleuch- 
tungs-  und  Kraftübertragungs-Anlagen  zur  Ablieferung  gebracht 
wurde.  Auch  der  Absatz  von  Spezial-Artikeln  für  Kriegs-  und 
Handelsmarine  hatte  sich  erheblich  vergrösscrt. 

Infolge  ihrer  schnellen  Ausdehnung  und  bei  ihrem  nur  eine 
Million  Mark  betragenden  Aktienkai)ital  ist  auch  diese  Gesell- 
schaft gezwungen,  fremde  liülfe  stark  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Es  betrugen  in  Tausenden: 

VIT     EfTekiea-    UnternebrouDgen  in  eigener    Konto-Korrent-Kooto  Accept« 
3 '  Konto     Verwaltttiig  o.  Beieihguu^cn  Debitoren  Kreditoren  Konto 

M«  tt,  Mt  Af.  M. 

1897         101  —  $82  438  — 

189S         167  407  795  571  — 

1899  450  522  1931  1426  703 

1900  1147  615  2346  2190  10Ö5 

4.  Die  Nordische  Elektrizitäts-  und  Stahl- 
werke Aktiengesellschaft  in  Danzig  hat  durch  das 
Sinken  fast  aller  Preise  infolge  Niederganges  der  Industrie  zu 
leiden,  kann  jedoch  7  Proz,  Dividende  geben. 

Die  Zentrale  und  Stnssenbahn  zu  Graudenz  wurde  für  den 
Kaufpreis  von  990000  Mark  an  die  Stadt  Graudenz  verkauft. 

Im  übrigen  dehnt  die  Gesellschaft  ihre  Geschäftstätigkeit 
auch  im  Jahre  1900  noch  weiter  aus,  indem  sie  in  der  Stadl 
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Posen  eine  Filiale  errichtet.  Einen  erheblichen  Teil  des  für 
diese  Anlage  erforderlichen  Kapitals  stellt  die  lOstbank  für 
Handel  und  Gewerbe«  zu  Posen  in  Form  einer  Hypothek  in 
Höhe  von  300000  Mark  zur  Verfügung. 

Ausserdem  tritt  die  Gesellschaft  der  »Zentralstelle  zur  För- 
derung Industrieller  Unternehmungen  im  Osten«  als  Mitglied  bei. 

Das  Konsortialkonto  umfasst  wie  im  Vorjahre  die  Beteili- 
gung an  der  Sfaantung-Bergbau-Gesellschaft,  der  Shantung-Eisen- 
bahngesellschaft  und  an  dem  Industrie-Sjmdikat  fUr  Kiautschau 
und  Hinterland. 

Am  31.  Dezember  igoo  betrug  das  Aktienkapital  dieser  Ge- 
sellschaft 4000000  Mark,  abzüglich  fehlender  Einzahlung  von 
1 000  000  Mark. 

Dabei  hatte  sie  einen  Effekten-Besitz  im 
ausmachenden  Betrage  von  Mark    1 182  500. 

und  schuldete  u.  a.  auf  Acceptkonto  »  7y>yx>* 
auf  Konto*Korrent-Konto  >       735  000. 

auf  £ffekten-Lombard*Konto  »       $17 100. 

5.  Das  Geschäftsergebnis  des  Jahres  1900  der  Süddeut- 
schen Elektrizitäts-Aktiengesellschaft  in  Lud- 
wigshafen a.  Rh.  war  ebenfalls  durch  die  rückgängige  Kon- 
junktur ungünstig  beeinilusst  worden,  immerhin  war  es  der  Ge- 
sellschaft möglich,  5  Proz.  Dividende  zu  erzielen. 

Zur  Ausfuhrung  gelangten  eine  grössere  Anzahl  Aufträge 
auf  elektrische  Anlagen  für  staatliche  und  städtische  Gebäude, 
wie  Bahnhöfe,  Schlachthäuser,  Gerichts-  und  Finanz-Gebäulich- 
keiten,  ferner  fiir  industrielle  Anlagen  wie  Webereien,  Tonwerke, 
Mühlenwerke ,  Malzfabriken ,  Tuchfabriken ,  Imprägnieranstal- 
ten etc. 

Am  I.  Januar  1900  gingen  die  der  Aktiengesellschaft  für  elek- 
trische Anlagen  und  Bahnen  in  Dresden  gehörigen  Elektrizitäts- 
werke Osthofen  (Rheinhessen).  Sinsheim  und  Ladenburg  (Baden) 
käuflich  in  den  Besitz  der  Gesellschaft  über. 

Am  X.  Januar  1900,  also  gleichzeitig  mit  dieser  Schiebung, 
wurde  das  Aktienkapital  um  500000  Mark  erhöht.  Die  neuen 
Aktien  übernimmt  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen 
und  Bahnen  in  Dresden. 

Die  elektrische  Zentrale  Schiflferstadt  entwickelte  sich  be* 
friedigend. 

Um  die  Tätigkeit  erfolgreich  auch  auf  Südbayern  ausdehnen 
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ZU  können,  wurde  in  Kempten  ein  Ingenieurbureau  eröffnet. 

In  den  Bilanzen  erscheinen  u.  a.  folgende  Konten  mit  den 
eingestellten  Beträgen  : 

VTT        üntcmehii^nnjjen  in  eigCDcr  Konto-Korrent'Konto 
^  •       •  Vciwaiiung  Debitureu  Kreüttorea 

M.  M.  M. 

1S98                     —  190  soo  51 700 

1899  340300  374000  86900 

1900  907  400  158  300  104  500 

6.  Die  Elektrizitätswerke  Betriebs  - Aktien- 
gesellschaft in  Dresden  hat  über  die  Tätigkeit  in  ihrem 
ersten  Geschäftsjahre,  welches  am  31.  Dezember  1900  abschliesst, 
nur  zu  berichten,  dass  sie  von  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische 
Anlagen  und  Bahnen  in  Dresden  deren  fünf  Elektrizitätswerke  in 
Meerane  i.  S. ,  Riesa  a.  d.  Elbe,  Plauen  b.  Dresden,  Gössnitz 
t.  S.'Am  Schmölln  i.  S.  A.  käuflich  erworben  hat. 

Der  Betrieb  dieser  Werke  ging  seit  i.  Januar  1900  ftir  Rech- 
nung  der  Gesellschaft.  Verkäuferin  hatte  auf  die  Jahre  1900/02 
eine  $prozentige  Verzinsung  der  Kaufsumme  garantiert,  was  sie 
auf  Grund  ihres  Verkaufsprofites  sehr  wohl  tun  konnte.  Da  die 
Werke  An&ng  1901  noch  sämtlich  in  der  Entwicklung  begriffen 
waren,  obgleich  ihr  Bau  bereits  in  den  Jahren  1895/96  begonnen 
hatte,  so  musste  diese  Zinsgarantie  in  Anspruch  genommen 
werden.  Das  Elektrizitätswerk  in  Meerane,  dessen  Herstellungs- 
kosten ca.  600000  Mark  betrugen,  wurde  am  i.  Juli  1902  an 
diese  Stadt  für  250000  Mark  verkauft. 

Eine  In  Vorschlag  gebrachte  Dividende  von  5  Proz.  kam 
infolge  der  über  das  Stammhaus  hereingebrochenen  Katastrophe 
nicht  zur  Auszahlung. 

Die  Bilanz  zeigt,  dass  am  31.  Dezember  1900  bereits  eine 
Konto-Korrent-Schuld  von  551  500  Mk.  besteht.  Ueber  die  Ent- 
stehungs*Ursache  wird  nichts  mitgeteilt. 

Mit  Hilfe  dieses  Geschäftsberichtes  lässt  sich  nachweisen,  auf 
welche  Weise  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und 
Bahnen  ihre  Gewinne  erzielte :  Am  i.  Januar  1899  stehen  bei  ihr 
obige  fünf  Elektrizitätswerke,  zu  denen  noch  die  drei  süddeutschen 
Werke  Osthofen,  Ladenburg  und  Sinsheim  hinzukommen,  auf 
Konto  »Unternehmungen  in  eigener  Verwaltungc  mit  2185000 
Mark  zu  Buche. 

Durch  den  am  31.  Dezember  desselben  Jahres  erfolgten  Ver- 
kauf dieser  acht  Werke  wurde  dieses  Konto  ausgeglichen. 
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Am  31.  Dezember  IQOO  stehen  die  bei  der  Elektrizitätswerke  Be- 
triebs-Aktiengesellschaft  in  Dresden  übernommenen  fünf  Werke  laut 
Bilanz  mit  2  422  0ooMark  und  bei  der  Süddeutschen  Elektrizitäts- 
Aktiengesellschaft  in  Ludwigshafen  die  übernommenen  drei  süd- 
deutschen Werke  (einschliesslich  des  von  dieser  erbauten  Elektrizi- 
tätswerkes in  SchifTerstadt,  welches  laut  Bilanz  vom  31.  Dezember 
1 899  einen  Wert  von  240  300  Mark  hatte),  mit  907  400  Mark,  samt- 
liehe  Werke  also  mit  ca.  800  OOO  Mark  höher  zu  Buche. 

Zu  demselben  Resultate  kommt  man,  wenn  man  berücksich- 
tigt, dass  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bah- 
nen  für  garantierte  5  Proz.  Verzinsung  der  Kaufsumme  der  hier 
in  Betracht  kommenden  acht  Werke  von  den  beiden  Käuferinnen 
im  Jahre  1900  mit  ca.  160000  Mark  in  Anspruch  genommen 
wurde. 

Der  Bruttogewinn  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische  An- 
lagen und  Bahnen  belief  sich  im  Jahre  1S99  auf  438700  Mark 
gegen  193  700  Mark  im  Jahre  1898,  welcher  auffallende  Unter- 
schied nur  durch  den  Verkauf  obiger  acht  Elektrizitätswerke  zu 
erklären  ist. 

Gewinn  aus  verkauften  Effekten  war  im  Jahre  1899  nicht  zu 

verzeichnen  gewesen,  denn  bei  der  Erläuterung  zu  dem  Efifekten- 

Konto  sagt  die  Direktion : 

>Die  bei  der  Erüffnoog  des  Geidilftsjahras  (1899)  In  unierein  Besitze  befind- 
I ich  CD  Aktien  besitzen  wir  noch,  es  sind  biozagdcoiilincii  neue  Aktien  der  Süddeat« 

sehen  Elcktriziiäts-AktiengesellschftfLc 

Das  Dividendcti-Erirägiiis  dieser  Aktien,  welche  mit  954  300 
Mark  zu  Buche  standen,  kann  ebenfalls  die  bedeutende  Höhe  des 
Bruttogewinnes  nicht  erklären,  und  da  die  Bilanz  andere  nennens* 
werte,  Ertrag  gebende  Objekte  nicht  anrührt,  so  bleibt  nur  der 
Verkauf  der  Elektrizitätswerke  als  Ursache  übrig. 

Da  jedoch  die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und 
Bahnen  Gründerin  der  Elektrizitätswerke  Betriebs-Aktiengesell- 
schaft zu  Dresden  und  Besitzerin  sämtlicher  Aktien  derselben  war, 
und  auch  von  den  Aktien  der  Süddeutschen  Elektrizität^  Aktien- 
geselbchaft  in  Ludwigshafen,  deren  Gründerin  sie  ehcntalls  war, 
nur  wenij^'e  ins  Publikum  gelangten,  sodass  sie  hier  ebenfalls 
Besitzerin  nahezu  sämtlicher  Aktien  war,  so  stand  der  bei  dem 
V  erkauf  der  acht  Werke  erzielte  Gewinn  fast  lediglich  auf  dem 
Papier,  dem  keine  entsprechenden  Rücklagen  gegenüber  gestellt 
wurden. 
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Die  Aktienj^esellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen 
hatte  beim  Verkauf  dieser  Werke  in  Wirklichkeit  mit  sich  selbst 
kontrahiert,  sich  dabei  grosse  Buchgewinne  gutgeschrieben  und 
auf  diese  Weise  eine  bedeutende  Aufbesserung  ihrer  Bilanz  er« 
reicht. 

Auch  eine  andere  Manipulation  muss  hier  hervorgehoben 

werden  : 

Die  Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen 
verkauft  ihre  fünf  in  Sachsen  liegenden  Elektrizitätswerke  am 
31.  Dezember  1899  an  die  Elektrizitätswerke  Betriebs-Aktienge- 
Seilschaft  in  Dresden. 

»Die  empfangenen  Gegenwerte  finden  steh  unter  den  Debi- 
toren« und  erscheinen  im  nächsten  Jahre  auf  Effekten-Konto  in 
Form  von  Aktien  der  Käuferin. 

Der  erzielte  Gewinn  wird  benutzt  zur  Bestreitung  von  Un- 
kosten, Abschreibungen.  Verteilung  von  Dividende  etc. 

Die  Elektrizitätswerke  Betriebs- Aktiengesellschaft  aber  wird 
gegründet  am  9.  April  und  29.  Mai  1900  und  kommt  zur  Ent- 
stehung erst  am  Ii,  Juni  desselben  Jahres,  an  welchem  Tage  sie 
handelsgerichtlich  eingetragen  wird,  denn  H.G.B.  4;  200  sagt : 

>Vor  der  Eintragung  in  <l.is  Handelsregister  des  Sitzes  der  Gesellschaft  besteht 

die  Aktiengc^eHitchaft  als  solche  nicht  .  .  .  .c 

Es  ist  jedoch  gesetzwidrig,  die  im  neuen  Geschäftsjahre  zu 
envartenden  Ergebnisse  in  das  vorherige  einzureihen. 

Mithin  hat  die  Verwaltung  der  Aktiengesellschaft  für  elek- 
trische Anlagen  und  Bahnen  in  Dresden  Ende  1899  eine  Bilanz- 
Aufbesserung  mit  Hilfe  falscher  Buchungen  in  Gestalt  von  Rück- 
datierungen  vor^renommen. 

Ein  Gleiches  ergibt  sich  aus  folgendem:  In  ihrem  Geschäfts- 
bericht für  1899  schreibt  ebengenannte  Gesellschaft  wörtlich: 

3  Am  "^i.  Dezember  find  unsere  drei  süddeutschen  Werke  Orthofen  in  Rhein- 
hessen, Ladenburg  und  Sin<;hcim  in  Baden  küuiUch  in  den  Besitz  der  Süddeutschen 
ElektriziUttB«AktiengcseIlschart  in  Ludwigshafen  Übergegangen.« 

Diese  Gesellschaft  aber  schreibt  in  ihrem  Geschaftsbericlit 
für  1900  wörtlich: 

»Die  am  l.  Januar  1900  durch  Ankauf  von  der  Aktiengesellschaft  für  elek- 
trische Anlagen  und  Bahnen,  Dresden,  mit  allen  Rechten  und  Pflichten  in  unseretk 
Besitz  übe^egangenen  Eldctmitütswerke  Osthofen  {Rheinhessen),  Sinsheim  und  La- 
denburg (Baden)  sind  ui  Steter  Entwicklung  begriffen. « 

Im  Aufsichtsrate  der  Aktiengesellschaft  für  elektrische  An- 
lagen und  Bahnen  befanden  sich  u.  a.  Theodor  Horn,  Max  Klötzer, 
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beide  Direktoren  der  Dresdener  Kreditanstalt,  in  der  Direktion 
Bruno  Kirsten,  Prokurist  derselben  Bank, 

Folglich  war  der  Direktion  der  Kreditanstalt  für  Industrie  und 
Handel  in  Dresden  die  Art,  auf  welche  die  in  Rede  stehende 
Aktiengesellschaft  ihre  Gewinne  erzielte,  und  ihre  Kreditwürdigkeit 
genau  bekannt. 

Es  dient  daher  zur  Beleuchtung  des  Geschäftsgebahrens  der 
Direktion  dieser  Bank,  wenn  man  diesen  Umstand  im  Auge  be- 
hält bei  (olgenden  Worten  aus  dem  Berichte  der  Revisionskom- 
mission an  die  Generalversammlung  der  Aktionäre  derselben  vom 
28.  Dezember  1901,  welche  lauten: 

»In  der  AllfstchUrats-Sitzung  vom  35.  Januar  1900  wurde  die  Ditcktion  aus- 
drücklich ersucht,  den  Kredit  der  Aktienge'^cü.sch.ift  für  elekttisi^he  Anlaj^Lii  und 
Bahnen,  der  z.  Zt.  I  .t  f  iooo  \fark  betrug,  nicht  /u  cihohen.  Hoatc  scli  ildct  diese 
Ce&elUcbaft  30S0000  Maik;  wumit  will  die  Dircktiun  diese  Erhuliung  von  110  Proz. 
begrfindcn?  Ist  hier  die  SQrgfalt  eines  ordentlichen  Gescbtftsmannes  gewahrt  werdende 

Indessen  sind  dies  nicht  die  einzigen  Unregelmässigkeiten, 
welche  sich  bei  der  Prüfung  dieser  Bilanzen  nachweisen  lassen. 

7.  Das  Erscheinen  des  Geschäftsberichtes  für  1900  der  Ak> 
t  i  e  n  g  e  s  e  1 1  s  c  h  a  f  t  Elektrizitätswerke  vormals 
0>  L.  Kummer  &  Co.  in  Dresden  verzögerte  sich  infolge 
der  Schwierigkeiten,  in  welche  die  Dresdener  Kreditanstalt  zu 
Anfang  des  Jahres  1901  geriet,  bis  Ende  Juni  dieses  Jahres.  Die 
Folgen  der  übereilten  Betriebserweiterungen  und  Unternehmungen 
kamen  jetzt  zum  Ausbruch.  Die  letzteren  hatten  einen  Umfang 
erreicht,  welcher  die  eigenen  finanziellen  Kräfte  bei  weitem  über* 
schritt. 

Aus  der  Schilderung  der  Aufnahmegesellschaften  geht  hervor, 
dass  dort  kein  Kapital  zu  holen  war.  Nach  Jahresschluss  wurde 
es  ferner  klar,  dass  auch  die  Dresdener  Kreditanstalt  nichts  mehr 
geben  konnte.  Da  aber  die  Zukunft  der  Gesellschaft  nicht  von 
den  ZiflTem  der  Büanz  am  31.  Dezember  1900  abhing,  sondern 
vielmehr  von  der  Kapitalbeschaflfung  für  1901,  so  wurde  die  Si- 
tuation müglichst  spät  eingestanden. 

Inzwischen  wurden  die  erdenklichsten  Anstrengungen  gemacht, 
um  der  Aktiengesellschaft  Kummer  neue  Geldmittel  zuzuführen. 
Die  Direktion  schreibt  in  ihrem  Berichte: 

»In  der  zweiten  HiUfte  den  Betriebtgahr«*  trat  jedoch,  von  der  EÜsenindostrie 
ausgehend,  ein  scharfer  Rückgang  der  altgemetnen  geschäftlichen  Konjunktur  ein, 
der  oluie  Unterlass  weitere  Fortschritte  gemacht  hat  und  namentlich  durch  die  immer 
7tinclinii.inlL-  f jeidknapphcil  der  Durchführung  von  bt^de minderen  finanTiiellen  Trans- 
akttoneti  die  :^rÖssten  Schwierigkeiten  bereitete.  Da  nun  die  umfangreicheren  ge« 
Z«iuchrift  fiu  di«  get.  Staauwütensch.    £r|{aiuuiigab«ft  9.  A 
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winnbrin<^endfn  Atifträj^i?  für  «!ie  F.Kkfroiechnik  (elektrische  Bahnen  und  Zentralen) 
die  erforderliclten  Liei(ibescha.lTungen  zur  Voraussctiuiig  babeo,  so  war  nicht  allein 
dne  cmichBeideiMle  und  empfindlich«  Stockung  in  unierer  In4a«irie  di«  imttnsbleib- 
liehe  Folge,  tondern  es  «rgjkh  sich  auch  Air  manche  Gesellschaften  die  nicht  leichte 
Anffibe,  I3r  die  von  firBber  her  Auierenden  Unternehmungen  die  ta  Ihrer  Durch* 
fuhrung  errorderüchen  Mittel  zu  betchafifen.  In  dieser  Lage  befindet  «ich  auch  unsere 
Gesellschaft. ' 

Hierzu  ist  jetiocii  zu  bcinerkL-n,  dass  der  RiickschhiL;  nicht 
von  der  Eisetiindustrie  ausging»  sondera  dass  in  Wirklichkeit 
zweierlei  zusammenkam  : 

1.  Die  Stockuii<,'  der  }^lektri;^itats-Industrie,  weil  vorläufig  alle 
guten  0!\M-ktc  i^'cbaut  waren,  und 

2.  der  Geldmangel  infoltre  der  al1;:,^cnK'inrn  Konjunktur. 
Auch  dass  die  Erträgnisse  der  Tochterwerke  zu  wünschen 

übrig  lassen,  gesteht  jetzt  die  Direktion  ein,  trotzdem  in  allen 
bisherigen  Berichten  nur  von  günstigen  Resultaten ,  glänzender 
Entwicklung  und  vielversprechender  Zukunft  die  Rede  war.  £s 
heisst  u.  a.: 

»Ein  weiterer  (inind  für  die  unj-uiibügcn  Er<;cbnissc  des  Bcrichl^j^hrci  bildetua 
ferner,  wie  sich  nach  und  nach  licrausstclUe,  die  teilweise  hinter  den  Erwartungen 
turadcblelbenden  Enrügnitse,  welche  die  verschiedenen  Betriebe  unserer  eigenen  oder 
von  uns  gepachteten  Blektrizitütswerke  und  Bahnen  gebracht  haben.  Zwar  hat  die 
Bahn  Mamau^Oberammeigau,  welche  wir  von  der  Süddeutschen  elektrischen  Lokal« 
bahnen-AktiengescINchaft  gepachtet  haben,  im  verfl(.<<s«enen  Jahre  infolge  der  Passions- 
spiele  einen  Bctricbsiiberschu'^«;  gclieferf.  allein  (iie  hol  ni  Kosten,  welche  der  Bau 
aus  mannigfachen  Gründen  vciuräachte,  (zu  denen  jcdcniail.s  auch  die  Fabrikations- 
gewinne Kummers  zählen)  la&seu  für  die  nach&ten  Jahre  schwerlich  befriedigende 
Resultate  erholTen.« 

Weiter  gesteht  die  Direktion  ein,  dass  die  Tochterwerte  eine 
unrealisierbare  Masse  in  ihrem  Vermögensbestande  bilden,  indem 
sie  schreibt: 

»Es  bleibt  daher  kein  anderer  Ausweg  als  der,  umfangreiche  und  weitreichende 
Unternehmungen  in  die  Wege  tu  leiten.  Dazu  bedarf  es  aber  ausreichender  Geld- 
mittel, die  durch  Realisierungen  der  eigenen  Unternehmungen  o<Ier  unserer  vctschie» 
denen  Beteiligungen  bisher  nicht  in  ausreichendem  Masse  einzubringen  waren.« 

Hier  verrät  sich  der  ganze  innere  Zusammenhang  des  Kon- 
cerns.  Genügend  Fabrikationsaufträge  hatte  Kummer  nur,  wenn 
grosse  Unternehmungen  im  Gange  waren;  ohne  solche  waren  aber 
die  Tochtergesellschaften  für  ihn  nahezu  wertlos. 

Die  Gesellschaft  sieht  sich  daher  veranlasst,  am  14.  Januar 
190 1  eine  Sproz.  Teilschuldverschreibung  im  Betrage  von  2500000 
Mark  zu  emittieren.  Diese  genügte  indessen  bei  weitem  nicht» 
dem  Geldbedürfnisse  abzuhelfen,  besonders  da  Kummer  Verpflich« 
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tungen  zu  erfüllen  hatte,  von  denen  der  Autsichtsrat  nicht  ge- 
nügend in  Kenntnis  gesetzt  worden  war.  Die  Verwaltung  sah 
sich  vielmehr  infolge  der  eingetretenen  Verhältnisse  gezwungen, 
von  der  Verteilung  einer  Dividende  für  das  Jahr  1900  ganz  Ab- 
stand zu  nehmen,  statt  dessen  das  Erträgnis  von  1900  zuzüglich 
Vortrag  aus  1899  im  Gesamtbetrage  von  433034,20  Mark  auf 
neue  Rechnung  vorzutragen  und  der  für  den  29.  Juni  1901  einbe- 
nifenen  Generalversammlung  Vorschläge  zu  unterbreiten,  von  deren 
Annahme  sie  dauernde  Konsolidierung  der  Gesellschaft  zu  erret- 
eben  hoffte. 

Aus  nachstehender  Uebersicht  der  wichtigeren  Konten  aus 
den  Bilanzen  ergibt  steh  die  von  Jahr  zu  Jahr  wachsende  Ver- 
schuldung und  Festlegung  der  Mittel,  sowie  die  Notwendigkeit 
einer  Sanierung. 


31.  XIL 

EtT.-ku-n« 

Konto-Korrcnt-Kontf) 

Accept- 

Konto 

Debitoren 

Kreditoren 

Konto 

M. 

M. 

M. 

M. 

1894 

2  900 

331700 

118  900 

400000 

1895 

932000 

878400 

350000 

1896 

ItOOOO 

2671  900 

I  846000 

460  coo 

1S97 

268  400 

4  663  000 

1  835  400 

1898 

2  129  200 

9  135  600 

5  T7r  200 

1899 

3  743  400 

12  534  600 

6  555  600 

I  000  000 

1900 

5779000 

12610800 

9  150  200 

1 834  000 

Das  EffektenrKonto  enthielt  Aktien  folgender  Gesellschaften, 
sowie  die  Beteiligung  an  den  beiden  letzterwähnten  Syndikaten: 

1.  Deutsche  Kabelwerke,  vorm.  Hirschmann  &  Co.,  A.-G. 
Berlin. 

2.  Nordische  Elektrizitäts-  u.  Stahlwerke,  A.-G.  Danzig. 
3*  Maschinenfabrik  A,-G.  vorm.  Aug.  Paschen,  Gothen. 

4.  £lektrtzltäts-A.-G.  vorm.  Herrn.  Pöge,  Chemnitz. 

5.  Aktiengesellschaft  Süddeutsche  elektrische  Lokalbahnen, 
München. 

6.  Danziger  elektrische  Strassenbahn,  A.-G.  Danzig. 

7.  Baltische  Elektrizitats-Gesellschaft,  Kiel. 

8.  Aktiengesellschaft  Holm,  Danzig. 

9.  Aktiengesellschaft  Licht-,  Kraft«  und  Wasserwerke,  Neu* 
münster. 

10.  Lippesche  Elektrizitats^Aktiengesellschaft  Detmold. 

11.  Obligationen  Sächsische  Akkumulatoren-Werke,  Dresden. 

12.  Shantung  Eisenbahngesellscfaaft,  Berlin. 

4* 
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13-  Shantung  Bergbau-Gesellschaft,  Berlin,  endlich 
Bremer  Staatsanleihe  vom  Jahre  1893. 

Aut  der  Tagesordnung  der  erwähnten  Generalversammlung 
stand  als  Punkt 

3.  Antrag  des  Aufsichtsrates  und  Vorstandes  auf  li.inselzung 
einer  Vertrauenskonimission  zur  Einsicht  in  die  Geschäftslage. 

4.  Beratuiij^'  und  Beschlussfassun^  über: 

a.  euie  Herabset7Mini^  des  Aktienkapitals ,  Fe^tsct/.ung  des 
herabzusetzenden  Betrages  und  der  Modalitäten  hierzu; 

b.  Erhöhung  des  Aktienkapitals  durch  Ausgabe  von  Vor- 
zugsaktien und  Aktien  behufs  Beschaffiuijj;  neuer  Ge!d- 
miltel  Bcschlussfassun<T  über  die  Modalitäten  der  Er- 
höhung, Festsetzung  des  Betrages  und  über  Begebung 
der  neuen  Vorzugsaktien  und  Aktien. 

Im  übrigen  spricht  sich  die  Direktion  in  ihrem  letzten  Ge- 
schäftsberichte wieder  sehr  hoffnungsvoll  aus.  Noch  immer  zeigt 
sich  der  Optimismus  des  Technikers,  dem  es  nur  auf  Aufträge 
und  Fabrikation  ankommt,  obgleich  damals  die  Quahtät  der  Auf- 
träge für  die  ganze  Elektrizitäts-Industrie  bezweifelt  wurde. 

Die  Bahnen  Danzig — Neufahrwasser,  Märkische  Strassenbahn 
und  Helsingforser  Strassenbahn  erfuhren  Vergrösscrungen;  Iser- 
lohn— Letmathe,  Memel — KönigL  Schmelz  befanden  sich  noch  im 
Bau. 

Das  Gleiche  wird  von  den  Licht-  und  Kraftzentralen  Coschütz, 
Cossebaude  und  Kohlgrub,  sowie  von  der  Oesterreichischen  Zweig- 
niederlassung in  Tcplitz  und  Soborten  mit  16  Ortschaften  berichtet. 

Ausserdem  werden  der  Gesellschaft  zahlreiche  Aufträge  auf 
Zentralen  und  Einzelanlagen  zuteil,  von  denen  sie  die  Strassen- 
bahnzentrale  Tolkewitz,  das  Stahlwerk  Rendsburg,  die  ICrweiterung 
der  Zentrale  Riesa,  die  Landesanstalten  Grossschweidnitz,  Zscha- 
drass  und  Untergöltzsch ,  die  Bahnhofsbeleuchtung  Teplitz,  das 
fürstliche  Scliloss  Detmold,  die  Zentralen  Osterholz  und  HornC' 
bürg  erwähnt. 

Ferner  gingen  reichlich  Aufträge  für  die  kaiserliche  Marine 
und  verschiedene  Privatwerften  ein. 

Von  den  der  Gesellschaft  konzessionierten  Strasscnbahnlinien 
Loschwitz — Hosterwitz — Pillnitz,  Laubegast — Zschachwitz — Nieder^ 
sedlkz,  Niedersedlitz— Kreischa  und  Zschachwitz — Mügeln  wurde 
die  erstcre  Linie  in  Angriff  genommen. 

Infolge  der  in  China  und  Japan  errichteten  Vertretungen  bie- 
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ten  sich  dort  gute  geschäftliche  Aussichten.  Die  in  Tsingtau  er- 
richtete Zentrale  wurde  in  Betrieb  gesetzt;  wegen  der  regen  Be* 
telUgung  mussten  bereits  grössere  Maschinen  abgesandt  werden. 

Die  1900  ins  Leben  gerufenen  Ingenieur-Bureaux  in  Hannover, 
Bielefeld  und  München  versprechen  gute  Entwicklung. 

Ein  ebensolches  wird  2901  in  Breslau  errichtet,  welches  den 
bedeutenden  oberschlesischen  Eisen-  und  Kohle-Industrie-Bezirk 
bearbeiten  soll. 

8.  Der  Zusammenbruch  der  Aktiengesellschaft  Elektrizitäts- 
werke, vormals  O.  L.  Kummer  ft  Co. 

Die  geplante  Sanierung,  welche  mit  Hilfe  der  Dresdener  Kre- 
ditanstalt durchgeführt  werden  sollte,  wurde  infolge  der  Bedräng- 
nis, in  welche  die  letztere  geriet,  vereitelt.  Diese  Bank  war  nicht 
mehr  in  der  Lage,  die  enormen  Mittel  zu  beschaffen,  welche  zur 
Erfüllung  der  von  der  Aktiengesellschaft  Kummer  und  deren 
Tochtergesellschaften  eingegangenen  Verbindlichkeiten  erforderlich 
waren,  sodass  der  Zusammenbruch  auch  dieser  Gesellschaft  un- 
vermeidlich wurde. 

Der  Geschäftsbericht  für  1900  erhielt  daher  noch  zwei  Nach- 
schriften, in  denen  u.  a.  j^csagt  wurde: 

».  .  .  Unser  Verhältnis  t\x  dem  Finanzinstitut,  auf  welches  wir  seit  dem  Bcslehcn 
unserer  Gcaelisehaft  u»  itutzten,  der  Kreditenstolt  für  Inditttrie  und  HAndd,  gestftUcte 
sich  schwieriger  and  veränderte  sich  in  den  letzten  Wochen  in  denurtig  rapider  Weise» 
dass  wir  keine  Mugfichkeit  mehr  sahen«  mit  seiner  Hülfe  die  ins  Aoge  gefassten 
Sanieningsplänc  «Uirchzuführen. 

Ks  wurden  (U  n^^emoss  anderweitige  Verhandlungen  angeknüpft,  die  einen  gün- 
stigen  Ausgang  erhotfen  liessen. 

Leider  haben  ^ch  diese  Uaterhandlungen  ans  Gründen,  die  ans  ntir  oberfläch- 
lich bekannt  graben  worden,  im  lotsten  Aogenblicfce  xerachiagen.  Es  ist  daher  am 
14.  Juni  der  höchst  betrübende  Zustand  eingetreten,  dass  mehrere  nnserer  Aceepte 
bei  der  Domizilstetle,  von  der  wir  Aufnahme  derselben  erwarteten,  zum  Proteste 
kamrn,  von  uns  $chlie<:^1ii  Ii  nti  lu  ctiit^clo^t  werden  konnten,  nnd  wir  ans  demgeroäss 
als  nicht  mehr  rahlungsialug  erklareu  mussten. 

Wir  haben  uns  daher  gemä^  den  gesetsHchen  Bestimmungen  genötigt  gesehen, 
^e  Erftfinung  des  Konkorses  fiber  das  Vermögen  unserer  Geaelischafit  su  beantragen. 

Oer  Konkurs  ist  am  15.  dieses  Monats  eröfihet  worden  nnd  das  entsprechende 
Verfahren  im  Gange. . .« 

Dresden,  den  17.  Juni  1901. 

Der  Vorstand  <1cr  Aktiengesellschaft  Elektrizitätswerke. 

Bericlit  d<  s  Aiifsichtsrate";: 
s.  .  .  Bei  Vorlas"*    1<'r  Hilaii/  kunntf  sich  der  Aufsichtsrai  jcilocli  inoht  vorhchk-n, 
dass  angesichts  der  i' inaiiziage  der  Unternehmung  und  in  weiterer  Erwägung,  dass 
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für  dieselbe  noch  grössere  finanzielle  Inanspruchnahmen  für  vollendete  und  noch  in 
Fcrligstellung  begriffene  Anlagen  teils  für  eigene  Rechnung,  wie  z,  B.  der  Bahn 
Murnau-Oberanuncrgau,  teils  für  fremde  Rechnung  erfolgen  würden  —  VerptUchtungen, 
YOa  denen  der  Aoftichtsimt  nicht  einmal  rechtzeitig  encbdpfend  nntenichlet  worden 
war  — «  die  Fortf&hniag  der  Geschäfte  in  biAcriger  Weise  nur  durch  Betchaffiing 
^Qsseren  Kapitals  zur  Verstirkung  der  Betriebsmittel  möglich  sei.  Die  sofort  seilen* 
der  Gesellschaft  beziehentlich  der  zu  der  Verwaltung  der  Kreditanstalt  gehörigen 
Mitglieder  des  Aiifsichtsrate';  gemachten  Versuche,  im  Verein  mit  anderen  Finanz- 
gruppen der  Gesellbcliafi  durch  Kreierung  von  Vorzugsaktien  neue  Geldmittel  zu  be- 
achafTen,  scheiterten  nach  rastlosem  Bemühen  imd  endlosen  Verhandlungen.  Die 
Folge  war,  daas  schon  vor  der  Generalvenamnlung  die  Gcsdlschaft  die  Zahlnngcn 
einstellen  nnd  den  Konkurs  anmelden  musste.« 
Dresden,  den  21.  Juni  1901. 

Der  Attfaichtsn^  der  AlitiengeseUschaft  Elektridtitswerke. 

Durch  den  Konkursverwalter  und  Gliiubigeraussclniss  wurde 
festgestellt,  dass  von  Seiten  der  Verwaltung  der  Aktiengesellschaft 
Kummer  mit  einer  «grenzenlosen  Lcichtfertis^keit  verfahren  worden 
war.  ¥.\uc.  F.rölVnun^sbilanz  des  Konkursverlahrens  per  15.  Juni 
iqoi  auf/uslt:ll(jn ,  war  infolge  der  verworrenen  Verhältnisse  un- 
möglich.   Dagegen  ergab  eine  Inveotar-Aufnahme  ausschliesslich 


Teplitz  und  Tsingtau  folgendes: 

Bare  Gelder  am  Tage  titr  Konkurs-EröfTiiunf^   M.  13a  304,61. 

Staats-  und  Werlpapiere,  Wechsel  und  Konsortialanteile.    ...  *  327  152,35. 

LiTcntaiien  «iua«halb  der  Fabrik   »  16000^ — , 

Bibliothek,  Zeichnungen,  Moddle,  Kataloge  und  Patente  (zur  Zeit 

nicht  schätzbar)   >  — 

Vorertsbahn  Dresden   »  819807,93. 

Immobiliarbc'^itT'   »  128  I20,— . 

Elclitrische  Zentrale  in  Tsingtau  (zur  Zeit  nicht  schätzbar)  ...»  — 

Aussenstände   »  a6aa  538,~. 

LagerbestSnde,  angefangene  und  fertige  Arbeiten  \n  Miedersedlitz, 

exkl.  TepKts  nnd  Tsngtau   »  1500000,—. 


M.  5  545  9ait«>9« 

Aus  diesen  Werten  hofft»'  die  Konkurs- Verwaltung  4 — 5  Mil- 
lionen Mark  zu  erzielen.    Andererseits  zeigte  die  Schätzung  der 


Passiven  : 

Buchschulikn  der  Gesellschaft  M.  6  2oo  OOO. 

Acceplscliuldca  »  I  535  487. 

Obligos  aus  girierten  Wechseln   4  453 

M.  12  1894.17. 


Ende  Januar  1902  berichtete  der  Konkursverwalter,  dass  bei 
den  ausserordentlich  weitverzweigten  Unternehmungen  und  ver- 
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wickelten  Verhältnissen  der  (Gesellschaft  die  Abwicklung;  des  Kon 
kurses  nur  mit  vieler  Mühe  und  langsam  erfolgen  könne,  beson- 
ders da  die  Schiildverhältnisse  noch  wenij;  geklärt  seien.  Zur 
Aninelduni;  gelangten  23  176000  Mark  nicht  bevorrechtigte  For- 
derungen, von  denen  loSiS  000  Mark  bestritten  wurden.  Da  als 
bare  Masse  etwa  3  Millionen  Mark  zu  erlangen  waren,  so  bot  sich 
den  Gläubigern  ein  wenig  günstiges  Bild. 

Eine  spätere  Schätzung  der  Konkursdividende  belief  sich  auf 
22  Proz. 

Es  ist  schon  oben  der  Grund  angedeutet  worden ,  wodurch 
dieses  betrübende  Resultat  herbeigeführt  wurde.  Die  Fabrikation 
Kummers  hatte  zumeist  auf  kalkulatorisch  unsicherer  Basis  statt- 
gefunden ,  sodass  die  hochgespannten  Erwartungen  sich  in  der 
Regel  nicht  erfüllen  konnten.  Durch  Verteilung  hoher  Dividenden 
und  Schiebungen  der  mannigfachsten  Art  war  eine  zeitweise  Ka- 
pitalbeschaffung möglich. 

Schliesslich  mussten  jedoch  schwer  realisierbare  und  zum 
Teil  wertlose  Tochter  werte  zurückbleiben,  sodass  der  Konkurs  das 
traurige  Bild  bot,  welches  der  Konkursverwalter  entwirft. 

Als  typisches  Beispiel  dafür,  welcher  Art  die  Kalkulationen 
der  Aktiengesellschaft  Kummer  waren,  lässt  sich  der  Bau  der 
elektrischen  Vollbahnen  Murnau — Oberammergau  und  Aibling — 
Feilnbach  anfuhren.  Diese  Linien  wurden  in  den  Jahren  1H95/96 
in  Angriff  genommen.  Für  ihren  Ausbau  war  ein  Kapital  von 
etwa  drei  Millionen  Mark  vorgesehen. 

Ende  Januar  1902  berichtete  der  Konkursverwalter: 

> Wescnllitli  iiiii^ekliirt  lipi^en  noch  die  Vcrliriltnisse  bczüc;Hch  iler  Hahnen  Mur- 
nnij-OhcrnninierL;.ui  uii'i  Aibl;ri[;-Ff;';n!iacli  I^r^lt•rc  l!:ilin  mit  elektrischer  Kiaft  zu 
beircibcn,  ist    von  der   Koiüghchcn  (jcucral-Dircklion  der   bayrischen  Staat:>babneDt 

die  den  Betrieb  der  beiden  Bahnen  «m  l.  Oktober  1901  «nf  ein  Jahr  Sbemommen 
bat,  abgelehnt  worden.   Die  Konkurtverwakung  hat  zwar,  um  festinstellen,  ob  der 

betreffende  Betrieb  überhaupt  angängig  ilt,  einen  der  zur  Verfügung  hierstehenden 
bezüglichen  Wn^en  nncli  Murnau  gesendet  und  ihn  eine  Probefahrt  auf  der  Strecke 
nach  Obera;riiiiciL;;ui  mit  Erfolg  vornehmen  lassen.  r»l!ein  die  Frage,  ob  die  vorhan- 
denen \Vas!>erkr;iftc  und  Anlagen,  sowie  die  lokalen  Verhältoisse  einen  dauernden 
nnd  mit  finantiellen  Vorteilen  verbundenen  Betrieb  der  Uhnen  gestatten,  i»t  noch 
nicht  geklSrt  und  ihre  Beantwortung  ist  aiiMerordentlich*  Khwierig.  Jedenfalb  ist 
•oviel  als  feststellend  antiinehmen,  dass  die  für  diese  Bahnen  aufgewendeten  Anlage* 
kosten  von  7V1  Nfillionen  Mark  als  eum  grössten  Teil  verloren  angesehen  werden 
müssen.  Zur  Vermehning  dieser  Schvvieri^;kd(cn  kommt  noch,  dass  fast  der  gesamte 
Grund  und  Boden,  auf  dem  die  Bahn  Murnau -Oberammergau  sich  befindet,  noch  gar 
mcht  ia  das  Eigentum  der  Kummer-Gesellschaft,  bez.  der  von  dieser  ad  hoc  ge- 
schaffenen Aktiengesellschaft  Süddeutsche  elektrische  Lokalbahnen  in  München  ge> 
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langt  ist,  da  seiaer  Zeil  teilweise  nur  foimlose  Verträge  über  das  bezügliche  Areal 
geschlossen  wurden*}. 

Es  mOssen  nun,  um  diesen  Grandbesiu  voll  tu  erwerben,  erst  teilweise  Verträge 

geschlossen  and  zu  deren  Ausführung  vun  der  in  Li<]uidation  getretenen  Gesellschaft 
die  Miitfl  pe^chnfft  wt-rdon.  Dir  nut  t!er  Kviii'^^Iuh  bayrischen  Gcneral^Dircktion 
angeknupüen  bc/ughchen  Vcrhnn  lluH^eii  bcliwcbcu  noch. 

Weiter  ist  der  Verkauf  dea  Elcktri2ität&werke^  in  N'iederlö:ksnilz  angebahnt.  Nach 
Ungen  Verhandlungen  mit  den  königheben  Behörden  und  den  beteiligten  Gemeinden 
bt  ein  Vertrag  vorgesehen  worden,  nach  welchem  das  Werk  der  Gemdnde  Nieder- 
lössnitz inklusive  der  Hetriebsvorräte  für  300000  Mark  Käuflich  überlassen  werden 
soll,  wovon  280000  Mark  Hir  die  Immobilien  nvbst  allem  Zubehör  an  die  Inhaber 
der  5 Oblit^ntionru  geiangrn  soHen,  denen  das  Werk  allein  verpfändet  i-it. 

Wennschon  der  llerfttellungswert  diese:»  Werkes  ein  wc&entlicb  höherer  als  der 
gebotene  Preis  ist,  so  sind  doch  die  bei  einer  VerXastening  des  Werkes  leider  zu 
beachtenden,  von  der  Geselbchaft  geschlossenen  Vertrüge  so  ungünstige  und  dem 
Xonkurs  so  erhebliche  Schwierigkeiten  bereitende,  dass  der  Versuch  einer  VerSusse- 
rung  des  Werkes  an  andere  Interessenten  vergeblich  geblieben  ist.« 

Die  Revisionskommission  der  13resdener  Kreditanstalt  fand, 
dass  auf  dem  Bureau  und  in  der  Fabrik  der  Aktiengesellschaft 
Kummer  grosser  Mangel  an  Sparsamkeit  geherrscht  hatte.  In 
ihren  Geschäftsberichten  fiir  1895  und  1S99  gibt  die  Direktion  in 
den  bereits  früher  angeführten  Sic  llen  selbst  Auskunft  über  das 
rapide  Anwachsen  der  Geschäftsunkosten.  An  22  Orten  des  In- 
und  Auslandes  waren  Ingenieur-  und  Bau-Bureaux  errichtet,  wel- 
che die  Aufgabe  hatten,  für  das  Stammhaus  Aufträge  vorzubereiten 
und  Projekte  auszuarbeiten. 

Die  Geschäftsführung  der  Firma  Kummer,  sagt  diese  Kom- 
mission, ist  aber  leider  eine  so  optimistische  gewesen,  dass  sie 
auch  ohne  Hereinbrechen  der  Krisis  auf  elektrischem  Gebiete  über 
kurz  oder  lang  mit  einem  Fiasko  hätte  enden  müssen. 

9.  Der  Zusammenbruch  der  Kreditanstalt  für  Industrie  und 

Handel. 

War  bisher  der  Verbleib  des  bei  der  Dresdener  Katastrophe 
in  Verlust  geratenen  Kapitals  geschildert  und  auch  schon  ein 
Teil  der  Geldquellen  nachgewiesen  worden,  so  erübrigt  jetzt  noch 
der  Nachweis  der  Hauptgeldquelle,  nämlich  der  Bank,  welche 
durch  Kummer  gross  werden  wollte. 

1)  Diese  Tatsachen  sümiucn  schlecht  ubereia  mit  der  von  Kumiufr  in  seinem 
1895er  Geschäftsbericht  abgegebenen  ErkUmag  betreffs  der  Bearbeitung  von  I^rojrktea 
in  ingenieurwissenschaftlicber  und  kommertieUer  Besiehung.  Es  liegt  daher  die  Ver- 
mutung nahe,  dass  die  Gesellschaft  von  Fremden  deswegen  keine  Aoftiige  bekam, 
weil  ihre  Projekte  technisch  unsolid  waren. 
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Für  fast  alle  dem  Koncern  der  Elektrizitätswerke  Kummer 
&  Co.  anfjcliorigon  Gesellschaften  war  die  Kreditanstalt  lur  Indu- 
strie und  Handel  in  Dresden  alleinige  Kreditgeberin  L^ewesen. 

Es  ist  bereits  gezeigt  worden,  welches  feste  V  ertraucn  die 
Verwaltung  der  Aktienf^esellschaft  Kummer  in  die  Dauer  der 
Hochkonjunktur  der  Elektroleclmik  setzte.  Ein  gleicher  Optimis- 
mus beseelte  die  Vcrwaltiinf^  der  Dresdener  Kreditanstalt;  wie 
überhaupt  dieser  Optimismus  und  die  Naivität  bei  dem  ganzen 
Gebahren  des  Koncerns  charakteristisch  sind. 

Die  Weisungen  des  Aufsichtsrats  wurden  von  der  Direktion 
der  Dresdener  Kreditanstalt  einfach  ignoriert,  was  allerdings  ein 
eigentümliches  Licht  auf  die  seitens  des  Aufsichtsrats  ausgeübte 
Kontrolle  wirft  (vgl.  S.  49).  Unterm  16.  Juni  1900  Seite  9  heisst 
CS  in  dem  Protokoll  der  Aufsichtsratssitzung: 

•Beriigüch  des  grossen  Debctsaldos  von  8350000  Mirk  der  Flektrijitätsgesell- 
schafi  Kummer  wird  hingewiesen  einesteils  auf  die  vorhandenen  bcdculendeii  Dek* 
kungcn,  Weichs  du«  G^brdang  nicht  beittrchten  lusen,  andcrendtt  *af  die  von  der 
Gesellschaft  mgessgte  Kussente  Beschittnknng  in  der  Aasnutziing  wcitarer  Kredite. 
Die  Iföh«  de»  Siddos  ettcheiiit  «ttiser  Verhiitnis  zum  eigenen  Kapital  der  Kreditan- 
stall,  un<l  es  wird  deshalb  im  Einverständnis  mit  der  Kvttmer-Gesellschaft  auf  t«n- 
lichste  Abminderung  des  S/iI  Id^  hingearbeitet  werden.: 

Am  31.  Dezember  desselben  Jahres  beträgt  das  Obligo  der 
Bank  bei  dieser  Gesellschaft  92020OO  M. 

Ermutigt  und  vohl  auch  getäuscht  durch  die  anfänglichen 
Erfolge,  wurde  der  Kummersche  Koncern  zu  der  bekannten  Aus- 
dehnung gebracht,  wobei  das  Publikum  in  den  ersten  Jahren  willig 
seine  Unterstützung  gewährte,  indem  es  Aktien  von  Elektrizitäts* 
gcsellschaften  mit  besonderer  Vorliebe  kaufte. 

Als  sich  jedoch  im  Jahre  1899  Anzeichen  eines  allgemeinen 
Konjunktur-Umschlages  in  der  deutschen  Industrie  bemeikbar 
machten,  als  e<;  sich  zeigte,  dass  besonders  die  Elektrotechnik 
über  das  Mass  des  Vernünftigen  hinausgegangen  war,  und  man 
anfing,  an  der  Rentabilität  der  Elektrizitätswerke  zu  zweifeln, 
stockte  auch  der  Absatz  der  Aktien  derartiger  Unternehmungen, 
um  schliesslich  ganz  aufzuhören,  wie  aus  den  Geschäfts-  und  Re- 
visionsberichten  hervorgeht.  Da  diese  Geldquelle  versiecbte,  so 
war  die  Dresdener  Kreditanstalt  gezwungen,  ihren  Diskontkredit  auf 
das  äusserste  anzuspannen,  was  ihr  um  so  leichter  gelang,  als  sie 
in  Dresden  und  Berlin  bei  fünf  verschiedenen  Stellen  rediskontierte. 

Aber  auch  dieser  Ausweg  verschloss  sich  zuletzt. 

Ueberau  auf  dem  Diskontmarkte  begegnete  man  Kummer- 
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sehen  Tratten,  die  sich  hcständipf  wiederholten,  sodass  sicii  schliess- 
lich eine  Abneigung  geijen  alle  die  Wechsel  iierausbildcte,  welche 
von  den  Tochtcr<^eselIschaftea  auf  die  Üankverl)indung  der  Mutter- 
gesellschaft gc/oj^en  waren.  Stillschweigend  kamen  die  Gros^dis- 
konlcurc  ulurein,  derartige  Wechsel  nur  in  beschranktem  Um- 
fange herein/.uiielinieii. 

Verstärkt  wurde  das  herrsclicndc  Misstraucn  durch  den  Ge- 
schäftsbericht der  Kreditanstalt  für  1900 ,  in  welchem  dieselbe 
schrieb : 

»Das  Konsorlialkonto  schlici»kt  am  3t.  Dezember  1900  luil  einem  Saldo  von 
5513215,82  Mark,  nachdem  wir  den  in  Anfange  unseres  Berichte«  crwithnten  Zeit- 
▼erhliltntssen  und  der  nöticen  Vorricht  bei  Bewertung  der  nichtabgerechneten  Kon« 
sortialbestände,  insbewmdere  der  aus  den  letzten  Emissionen  un*  verbliebenen  Aktien 
elektrisclRr  Unternehmnngen,  darch  Absetsung  einer  Sunime  von  950514191  Mark 
Rechnung  trugen.» 

Als  a!)cr  auch  die  tjeneraiver^a^1nlhmg  am  4.  April  190I 
einen  unbefriedii^eriden  X'erlauf  nahm,  verweiLjerten  die  Diskont- 
steilen  die  lernere  Hereinnähme  und  Prolongation  von  Wechseln 
der  dem  Kummerschen  Konccrn  an;4chorcnden  Gesellschaften, 
was  den  raschen  Zusanmienbruch  der  linnk  zur  Folge  hatte. 

T)ie  liilanz  vom  31.  Dezember  19ÜO  weist  em  Guthaben  der 
Konto-Korrcnt-  und  Depositengläubi'^er  von  rund  acht  Millionen 
Mark  aus.  Die^scs  wurde  infolge  der  umlaufenden  Geruclite  stür- 
misch zurückgefordert,  was  natürlich  die  Katastrophe  beschleunigte. 

Der  Aufsichtsrat  war  gebildet  von  Tersoncn,  von  denen  jede 
(mit  einer  Ausnahme)  vielfältige  Aufsichtsratsmitgliedschaften  in 
sich  vereinigte.  Folgendes  ist  die  Liste,  in  welcher  bei  jedem 
Namen  die  Zahl  der  Aktieni;esel!sciiaften  (soweit  sie  sich  ermit- 
teln iiess)  angegeben  ist,  für  welche  der  Trä'^'er  Aufsichtsrat  war. 

Generalkonsul  Arthur  von  Rosencrantz,  Vorsitzender,  Schön- 
bach i.  H.  :  14;  Justizrat  Ferdinand  Gerlach,  stellvertretender  Vor- 
sitzender, Dresden  :  4 ;  Fabrikbesitzer  Otto  Borkowski,  Dresden  :  3  ; 
Rittergutsbesitzer  Graf  Karl  Chotek,  Grosspriesen :  i ;  Bankdirek- 
tor Karl  Chrambach,  Berlin:  3  ;  Bankier  Georg  Dinger,  Dresden: 
4;  Geh.  Kommerzienrat,  Bankdirektor  Clemens  Ileuschkel,  Dres- 
den: 7;  Kommerzienrat  O,  L.  Kummer,  Dresden:  7;  die  Direk> 
toren  Theodor  Horn :  17;  Max  Klötzer :  14. 

Die  Anwesenheit  mehrerer  erfahrener  Banksachverständiger 
im  Aufsichtsrate  hatte  also  nicht  vermocht  die  Bank  vor  dem 
Verfalle  zu  bewahren.  Nur  mit  Muhe  wurde  der  Konkurs  der 
Dresdener  Kreditanstalt  verhütet,  indem  ein  Banken-Hiilskonsor- 


Digitized  by  Google 


—    59  — 


tium  6  Millionen  Mark  gegen  Unterpfand  in  schätzungsweise  un- 
gefähr gleichem  Betrage  zur  Verfügung  stellte,  unter  der  Bedin- 
gung, dass  sämtliche  Wechselinhaber  Stundung  gewährten.  Die 
Bank  wurde  so  in  den  Stand  gesetzt,  ihre  Konto-Korrcnt-  und 
Depositen-Gläubiger  zu  befriedigen. 

Für  den  12.  Juli  1901  wurde  eine  ausserordentliche  General- 
Versammlung  einberufen,  in  welcher  u.  a.  Bericht  über  die  Ge- 
schäftslage gegeben  und  Beschluss  über  die  Liquidation  der  Ge« 
Seilschaft  gefasst  werden  sollte. 

Dieser  Versammlung,  welche  einen  überaus  erregten  Verlauf 
nahm,  wurde  der  Status  der  Bank  auf  14.  Juni  1901  vorgelegt, 
welchem  hier  vergleichsweise  die  letzte  Bilanz,  vom  31.  Dezbr. 
1900,  beigesetzt  ist:  Aktiven. 

31.  Dezember  1900. 
M.    I  693  613,^. 


Kasse 

Koupons  und  Sorten 
Effekten 
Wechsel 
Debitoren 
davon  fweifelluft 


14  Juni  1901. 
M.  226 


M.  19  697  860,—. 
>    84&o8$9,— . 


KoDSOrtialbeteiligungen 
Avatdebitoren 

"Wechselstube 
Lontbard 
Hypotheken 
Bankgebäude 
ab  Hypotheken  


» 


26632,—.  1 

47  939,—.  / 

4  136  037,—. 

300  000,—. 


II  217  001, — 
I  277  000,- 
300000, — 
114  70^— 
520  oüü,— 
200000,— 


> 
» 


» 
9 
* 
* 


M. 


I  4 1 5  000, — . 
415  000,— . 


Dirtriktfeld  BracM 
Mobitbr 


Summe  der  Aktiven 


»    I  000  000,'—. 

•  6  I  304, — , 

•  3  000,—. 

M.  19403706,—. 


5  911  464,—. 
7  056  950*— • 


22  741  614, — . 
5513216,—. 


340  400,—. 


»  I  374  824,—, 
>         61 304.-*. 

»  I.—. 

M.  44  393  380.—. 


Passive  II. 
14.  Juni  1901.  31.  Dexcmber  1900. 


Aktienkapital 

Reservefonds 

Dividendenreserve 

Pensionsiunds 

Dividende  nnerboben 

Avalaccepte 

Giroverbindlichkeiten  zweifcllialt 
Accepte 

Depositen  Dresden 
Kretliioren 
Diverse  H.  2  829  503. 

Konsortium  Hilfsaktion 
Kreditanstalt  für  In- 
dustrie und  Handel    »   i  200  000. 


M,  — 


149  624,- 

75055  — 
650  84S,- 

2  3^9  949.— 
7  411  578.—' 
I  716872,— < 


Gewinn-  und  Verlust>Konto 
Summe  der  Paaatven 
Uebenchtifs  der  Aktiven  Uber  die  Pu- 

iiVCA 


»    4  029  503,—. 

»  — • 
M.  16403429,—. 

•  3  000  277, — , 
M.  19  403  706,—« 


M.  20000000,—. 
»  2  750  000,—. 
»  1200000^—. 
•  125000, — , 
»         7  676,—. 

549  »74.—. 
»  — 

»  10  227  548,'-. 


»    7947431.— • 


»  I  7S5  557.—- 
M.  44  592  3S6,— . 
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Aktienkapital  und  Reservefonds  im  Gi  samlbctrage  von  rund 
24  Millionen  Mark  sind  demnach  auf  3  Millionen  Mark  zusammen- 
geschrumpft. 

Zu  berücksichtigen  ist  hierbei  jedoch,  dass  jede  derailit^e 
Katastrophe  eine  bedeutende  Wertverniindciung  der  meisten  Ak- 
tiven im  Gefolge  bat,  sodass  Konkursergebnisse  nicht  absolut  be- 
weisend sind. 

Die  Generalvci sainmhin^  beschloss  die  AufK'jsun;^  der  Dresde- 
ner Kreditanstalt,  ernannte  ilrci  Liquidatoren,  wählte  einen  neuen 
Aufsichtsrat  und  eine  Rcvisionskoinniission. 

Eine  /weile  ausserordentliche  Cieneralversamnilunf»  wurde  durch 
die  Liquidatoren  tur  den  28.  Dezember  1901  mit  folgender  lag es- 
ordnuni;  einberufen: 

1.  Vorleguni;  der  Liquidations-ErölVnungsbilanz  samt  Bemer- 
kungen des  Aufsichtsrates  dazu  und  Beschlussfassung  über 
Genehml;4un:4  der  Eröffnungsbilanz. 

2.  Vortrag  des  Berichts  der  in  der  Generalversammlung  vom 
12.  Juli  1901  gewählten  Revisoren. 

3.  Bericht  der  Liquidatoren  über  den  bisherigen  Verlauf  der 
T  ,i(|uidation. 

4.  Beschlubsiassung  über  die  Vcrgleichsangebotc  dreier  Mitglie- 
der des  früheren  Aufsichtsrates  zur  Beseitigung  der  Regress- 
ansprüche. 

5.  Beschlussfassung  über  Aufhebung  des  GeneraK  ersamnilungs- 
Beschlusses  vom  4.  April  1901,  die  Verteilung  von  7^/»  Froz. 
Dividende  betreffend. 

Auch  diese  Versammlung  verlief  äusserst  stürmisch,  insbe- 
sondere da  der  frühere  Direktor  der  Bank  Th.  Horn  in  Beglei- 
tung zweier  Rechtsbeistände  erschien  und  das  Wort  zu  seiner 
Verteidigung  ergriff. 

Die  Lic[uidations-£röffnungsbiUn2  für  den  12.  Juli  1901  setzte 
sich  wie  folgt  zusammen: 


Aktiven. 


Kassa-Konto 


M.  324  758,24. 

»  I  423.23- 

»  7  68 1,2a 

»  53008s,—. 

»  4707843x65- 

»  359687,87. 

5'0  358ta»- 


Koupons- Konto 
Sorten-Konto 


WeclueI-K<H)to 
Effekten-Konto 

Lombard- Konto 
Konsonial-Konto 


Uebertng   M.  6441  837,41. 
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Aktiven. 

Uebeitrag  M.  6441  NiT  ^i- 

Hypoüickcii-Konlo  *      202  400, — . 

Gmndstttclo^Konto  >  1  826  834,60. 

Mobiliar-Konto  »  2001,—. 

Bergwerks-Konto  »        63  602,33. 

A  val-I>obitoren-Konto  »       360000,  — . 

inicrims-Konto  fur  cit;cne  Acci;pte  »    1  628621,74. 

Konto-Korrent-Konto-Schuldner  »  12063662,78. 

G«wiDD«  und  Vcrlust>Konto,  Verlust  >  17  542249,17. 

M.  40  133  I«A92. 


Aktien-Kapital-Konto  M.  20000000, — . 

Hypotheken-Konto  11,  »  602  000, — . 

Peniioiii-FondsoKoiito  »  149  623,88. 

DiTide»dea*Konto  •  37 12815a 

Aoccpt-Konto  >  6  667  743»45> 

Depositen-Konto^  •  I  002  984,69. 

Konto- Korrent-Konto  Gläubiger  >  8433470,  —  . 

Aval-Accept-Konto  »  647  248,40. 

Rückste]Iun|^Konio  für  laufende  Giro-Verbiadlichkeitea    M.  2593000, — , 


M.  40133  198.^. 


In  ihren  Erläuterangen  zu  dea  einzelnen  Konten  bemerken 
die  Liquidatoren  zu  den  Aktiven: 

>Das  Wechselkonto  entkilt  die  «m  11.  Juli  190t  vorhandenen  Wechsel  unter 

Berück siclit.gung  der   fir  die  oinielnen  PIttse  massgebenden  Diskontsätre  und  der 
eventuclkn  Pl:a/vcrl;ivtc  im  (icsanitbctraqe  von  1482065,80  Mark.    Davon  sind  ab- 
ge?,Lt/i  95t9i>o,So  Mark  fur  Rücksteüuitgen  auf  solche  Wechsel,  welche  die  Giros 
der  m  Konkurs  verfallenen  üeselUchaften ; 
Aktiengesellschaft  Elektriatfttswerke  vormals  O.  L.  Kummer  11.  Co«  in  Dresden, 
Aktiengesellschaft  für  elektrische  Anlagen  und  Bahnen  in  Dresden, 
Flechsig-  und  Bohle- Werke  Aktiengesellschaft  in  Werdau 
und  einiger  in  Zahlungsschwierigkeiten  befindlicher  Privatfirmen  tragen ').« 

>Das  Konto-Korrent-Konto  (Schuldner)  weist  die  ca.  410  Schuldner  der  Bank 
mit  22236771,11  Mark  nach.  Die  Abschreibung  von  10171108,33  Mark  rechtfertigt 
aich  nicht  nur  durdi  die  ohiraltenden  ZettverMUtoine,  unter  denen  die  Besdiaffiing 
nnderweiten  Kredits  sdlem  einer  Ansah!  unserer  Schuldner  ttheraus  schwierig  sich 
gestaltete,  sondern  auch  dadurch,  dass  die  von  telsteren  gewKhrtcn  Sicherheiten  zum 
sehr  grossen  Teile  in  Werten  solcher  Gesellschaften  bestehen,  deren  Aktien  infolge 
Konktir^eroffniin^  oder  Kre<liteotziehung  seitens  unserer  Anstalt  wertlos  oder  doch 
stark  entwertet  worden  sind. 

Ueberdtes  kommt  in  Betracht,  dass  die  durch  die  Liquidation  notwendig  ge- 


1)  Die  Dresdener  Kreditanstalt  halte  also  nicht  nur  bei  Kummer,  sondern  auch 
bei  «oderea  Indnstrie-Oesdlschafteii  hohe  Betri^e  festgelegt 
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wordene  b<:>ch!eunigte  Abstossung  der  Schuldner  in  vielen  Fällen  nur  mit  Verlust 
für  die  Uauk  möglich  ist.« 

Der  in  der  vorliegenden  Bilanz  nachgewiesene  Verlust  war 

entstanden : 

durch  Absetzung  auf  AreaUKonlo  in  Riew  M. 

Gruncistücks-KootO   

Lombard-Konto  

Konsordal-Konto  

Hypotheken- Kontu  ......,«,,,..., 

Avai-X>ebitoren<Kunto  

Konto»Korrent-Konto:  Schuldner  .  ,  

Wechsel-Konto 

welches  lt.  Skonlro  nacitweist  M.    i  295  050,62. 

und  in  der  Btt«ns  aufgenoauaeo  üt  mit   »  530085,—. 


ia6tt,S3* 

1 90  000,  — , 

453  700. 
314980,94. 

38  oco,  — . 
aSj  248,40. 
10  171  108,33. 


Effektf*n-Konto,  welches  laut  Skontro  nachweist  M.  1 1  746  727,93, 
dagegen  lt.  Aufnahme  in  der  Bilanz        •      4  707  ^43,65. 


Rückstellung  für  laufende  Giro  VcrbindlichkeUen  .....  » 
Handlung«- Unkosten  bi»  12.  JuU  1901  > 

M 

Hiervon  sind  abcareehnen: 

ncuiiiii  an  Koupons  M, 
Gewinn-Vortrag  von  1900 
Reserve-Fonds^Konto 

Dividendcn-Rcservo-Foivls-Konto 

Provisions- Konto,  vereinnahmte  Prov. 

Zinsen-Konto,  ▼ereinnahmte  Zinsen 

Gewinn  auf  Kr.nif'rn'.i!-lteiciIit,'iinLi 

Rückstellungs-Kouto  für  zweifelhafte  Schuldner 

Von  den  AufsichtsrMten  O.  Borkowski,  C. 
Chraiiibaeli  .  Graf  Chotek  mul  G.  Dinger 
nicht  erholiene  bcx.  zurückgezahlte  Tan- 
tiemen p.  1900  *  38371,64. 


76s  565.6a. 


7  038  884,28. 

2  593  000, — . 

198  050.46. 

21  964049,85. 


1  ODO,  —  . 
33  168,56. 
Ä  000,— 

I  200  000. — . 
160088.03. 

209  553.34- 
28  855,06. 

10  764.05. 


»     4421  800,68. 
ergibt  Verlust  von    M~I7  54»  249.17^ 


Unter  den  Verpflichtungen  gegenüber  den  Konto-Korrent- 
Gläubigem  von  insgesamt  S  43  3  470  Mark  befand  sich  der  der 
Kreditanstalt  bis  zum  12.  Juli  1901  zur  Befriedigung  der  Deposi- 
teure und  offenen  Buchgläubiger  gewährte  Vorschuss  des  Banken- 
Hilfs-Syndikats. 

lieber  den  bisherigen  Verlauf  der  Liquidation  berichteten  die 
Liquidatoren : 

»Es  zeigte  sich  sehr  bald»  dass  fast  alle  dem  Koncem  der  Kreditanstalt  und  der 
Elektrizitätswerke  Kummer  u.  Co.  angehörigen  Unternehmungen  durch  <lie  Auflösung 
der  Kreditanstalt  ihrer  Kreditgeberin  in  arge  Bedrängnis  gerieten.  Denn  sie  wurden 
genötigt,  ihre  Verpthchtungen  gegen  die  letztere  zu  erfüllen,  und  da  sie  natucgemäss 
die  hierzu  nötigen  Barmittel  weder  besasüen,  noch  aus  eigenen  Kräften  flüssig  machen 
konnten,  so  mussten  sie,  wenn  sie  dem  Konkurse  entgehen  wollten,  sich  nach  einem 
anderen  Kreditgeber  umsehen.  Einen  solchen  zu  finden  war  nkht  leicht*  Denn  ein- 
mal war  die  Sicherheit,  die  sie  in  sich  selbst  anzubieten  in  der  Lage  warmi,  durch 
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<lic  eingetretene  Bedrängnis  in  ilireni  Werte  sehr  gesunken,  un  l  andererseits  waren 
diejenigen  Stellen,  hei  denen  «ie  Kredit  zu  finden  hoffen  konnun,  <luiLh  den  Sturx 
der  Kreditanstalt  und  den  uuuiittelbar  darauf  hereingebrochenen  Konkurs  der  Leip- 
»gcr  Bank,  durch  die  Menge  und  Hobe  der  an  sie  bciatitretendcn  Anforderungen  in 
ihren  Krflfien  so  angevjMuint,  da«  sie,  ganz  abgesehen  von  dem  auch  fiir  sie  nicht 
ohne  ESnfliiss  gebliebenen  allgemeinen  Mlistianen  und  dem  Wegfall  aller  Unter* 
nehmnngslusC  auf  dem  Geldmarkte  sur  Ztiröckhaltung  ttnd  rar  Vorsicht  genötigt 
waren.« 

Dass  die  rechtlich  verschiedenen  Perst)ncn  des  Koncerns  in 
W'irkliclikcit  eine  einzige  wirtschaftliche  Person  bildeten,  j^eht  be- 
sonders aus  folgenden  Worten  der  Liquidatoren  deutlich  hervor, 
indem  sie  sagen : 

»I'ic  WeclisL'hvirkiinr;  iihi^er  \'crii;ilinis-c  auf  «he  I jquidatiunsmas<)e  der  Krclit- 
anstak  kuniiie  nicht  au<iblc-iben.  iJenn  letztere  besau  teils  als  Eigentümerin,  tetis 
als  Pfandgjjiabigerin  in  hohen  Nominalbeträgen  die  Schnldvenchreibongen  und  Aktien 
der  durch  sie  in  Notstand  geratenen  Unteraehmni^en;  mehrfach  war  sie  sogar  im 
Besit7e  sämtlicher  Aktien  derselben.  Um  diese  Bestände  durch  Konkurseröffnung 
oder  Liquidation  nicht  ganz  oder  doch  nahezu  wertlos  werden  zu  lassen,  waren  ^vi^ 
genötigt,  dieselben  zu  sehr  niedrigen  Preisen  aus  der  Hand  7it  flehen,  orler  die  Hand 
zu  Sanierungen  zu  bieten  und  namhafte  Zuzahlungeu  zu  machen.  Es  rächte  sich 
hier  schwer  das  Gebühren  der  Verwaltong  imserer  Kreditanstalt,  welche  namentlich 
den  sahlreichen  Gründungen  der  Kuromer-Werke  grosse  Kredite  einrSumte  und  Bürg- 
schaften fär  sie  ilbctnahm,  ohne  eine  andere  Sicherheit  als  gegen  Hinterlegung  der 
cigeiu  !^  Werte  dieser  Unternehmungen.  Denn  mit  der  GeOihrdung  der  letzteren  selbst» 
wurden  die  von  ihnen  gebotenen  Sicherheiten  mehr  oder  weniger  hinfallii;. 

Der  hiernach  die  frühere  Verwaltung  der  Krcditansialt  utiVt  ude  Vorwurf  leicht- 
sinniger Kreditgewährung  bildet  die  hauptsachliclute  Grundlage  für  die  gegen  die 
irSbere  Direktion  und  den  früheren  Aursichtsrat  von  uns  im  Klagewege  geltend  su 
machenden  Brsatsansprttche. 

Die  bis  zum  Eintritt  der  IJquidation,  d.  i.  den  12.  Juli  1901  zur  Vermeidung 
des  Konkun!e5  n«"?«*"  Vcrj.far.dunp;  unserer  EfTcktcDbc-t :ui<h-  \uid  Eintragung  einer 
KautionshypoUR-k  v  jii  einer  Miliion  Mark  auf  iin-<  rcn  Dresdener  Grundbesitz  uns 
vorgeschossenen  baren  Betrage  bczitferten  sich  auf  i  300000  Mark  und  die  uns  durch 
deren  Veimittelnng  bis  «um  5.  September  1901  gestundeten  Wechselbetrüge  auf 
U  556  762,50  Mark.  Es  lag  auf  der  Hand,  das«  es  nicht  möglich  sein  werde,  neben 
der  Erfüllung  der  laufenden  Verbindlichkeiten  bis  ?uin  Aldaufe  dieser  Frist  unseren 
Wechselverbindlichkeiten  gerecht  zu  werden  und  überdies  die  erhaltenen  Vorschüsse 
rimicU/nerstatten.  Deshalb  musste  unsere  erste  Aufgabe  sein,  für  Erfiillun^  unserer 
Wechselverbindlichkeiten  eine  möglichst  lange  FriU  zu  gewinnen.  Uhne  eine  Ab- 
achlaguahlai^  war  dies  nicht  möglich.  Mit  Hittfe  eines  von  den  Banken  gegen 
Versiotnng  in  Höhe  des  jeweiligen  Bankdiskontes  uns  gewührten  weiteren  Vorschusses 
von  3500000  Mark  haben  wir  35%  aaf  unsere  WechseWerbindtichketten  abzahlen 
können  und  wegen  des  Restes  eine  Frist  vorlMiifig  bis  zum  31,  Januar  1902  gewährt 
crlinlten.  Wenn  es  auch  nicht  möglich  sein  wird,  bis  <]  ihiti  dip  ülitii^en  7<;'"„  im- 
vjrL-r  \\cchstl>chuld(.n  711  begleichen,  so  ist  doch  die  Hotliiung  begründet,  itass  uns 
gegen  euic  weitere  angemessene  Abzahlung  wegen  des  verbleibenden  Restes  eine 
anderweite  entsprechende  Frist  gewährt  werden  wird.c 
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Die  Liquidations-Bilanz  fand  die  Genehmigung  der  General- 
Versammlung. 

Von  der  Revisions-Kommission  wurde  u,  a.  bemängelt,  dass 
auf  einigen  Konten  der  Debet-Saldo  am  Jahresschlüsse  in  Accepte 
des  Schuldners  umgewandelt  worden  war,  welche  nach  Ablauf  der 
drei  Monate  von  der  Bank  wieder  eingelöst  wurden.  So  waren 
u.  a.  Privatkonti  wie 

Kummer  mit  550000  Mark- 
Schladitz  «  350000  Mark 
umgebucht  worden,  indem  dafür  Accepte  ausgestellt  wurden. 
Diese  Massnahmen  könnten  aus  dem  Bestreben  her\'orgegangen 
sein,  die  Bilanz  flüssiger  erscheinen  zu  lassen,  da  dieser  Gepflo- 
genheit nicht  auch  während  der  übrigen  neun  Monate  im  Jahre 
Rechnung  getragen  worden  sei. 

Ebenso  wird  bemängelt,  dass  ein  von  der  Bank  in  Riesa  ge- 
kauftes Areal  unter  den  Debitoren  figurierte,  während  dasselbe 
auf  Grundstückskonto  <^cliörte. 

Bei  Erledigung  des  Punktes  3  der  Tagesordnung  (Ausfall- 
Ergebnis)  wurde  die  Schlussquote  der  Liquidation  auf  12 — 15  Proz. 
geschätzt. 

Die  Verglcichsangebote  dreier  Mitglieder  des  Aufsichtsrats: 
Juslizrat  Gerlachsche  Erben        25000  Mark 
Geh.  Kommcrzienrat  Heuschkel  25 000  Mark 
Otto  Borkowski  75000  Mark 

zur  Beseitigung  der  Regressansprüche  wurden  genehmigt,  Punkt  5 

der  Tagesordnung  dagegen  abgelehnt. 

£rge  bnis. 

Bei  näherer  Betrachtung  der  geschilderten  Vorgänge  zeigt 
sich,  dass  der  Dresdener  Koncern  aus  einem  bestimmten  Grund* 
gedanken  folgende  Organisationen  entwickelt  hat: 

1.  eine  Anlage-Bank,  welche  die  aufsteigende  Perlode 
des  Wirtschaftslebens  zur  Erweiterung  ihrer  Geschäftstätigkeit  be- 
nutzen will.  Hierzu  bedient  sie  sich  vorwiegend  einer  besonders 
ausdehnungsfähigen  Industrie-Unternehmung.   Man  findet  daher 

2.  ein  Industrie-Stammhaus  (Bauhaus,  Mutterhaus), 
welches  auf  eine  hohe  Stufe  der  Leistungsfähigkeit  gebracht  wird. 

Dieses  schalt  sich  ein  grosses  Absatzgebiet  dadurch  selbst, 
dass  es  zahlreiche  Tochterwerke  für  eigene  Rechnung  ins  Leben 
ruft.   Infolgedessen  finden  sich 
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3.  Tochter-Unternehmungen,  denen  das  Mutter- 
haus seine  Erzeugnisse  liefert. 

Für  diejenigen  Tochter^Unternebmungen ,  welche  sich  zur 
Gründung  einer  besonderen  Gesellschaft  nicht  eignen,  da  sie  zu 
klein  oder  noch  nicht  fertiggestellt  sind,  gründet  Kummer. 

4.  Aufnahme-Gesellschaften,  deren  Aufgabe  es 
ist,  Anlagen  der  erwähnten  Art  aufzunehmen. 

Für  die  übernommenen  Werke  geben  diese,  meist  unter  Be- 
nutzung des  Emtssionskredits  der  Anlagebank,  ihre  eigenen  Ak- 
tien aus  oder  dem  Bauhause  in  Zahlung. 

Die  Aufnahme-Gesellschaften  haben  gleichzeitig  den  Zweck, 
dem  Stammhause  Aufträge  zu  beschaffen,  indem  auch  sie  mit 
Hüfe  der  Anlagebank  Elektrizitätswerke  für  eigene  oder  fremde 
Rechnung  finanzieren. 

Zur  Abstossung  gewisser  Tochteranlagen  werden  von  selten 
des  Stammhauses  sowohl,  wie  der  Aufnahmegesellschaften  Selbst* 
kundschaftS'Gründungen  vorgenommen,  indem 

5.  Individual-Betriebs*Gesellschaften,  zu- 
meist in  der  Form  von  Aktiengesellschaften,  gegründet  werden, 
deren  Zweck  lediglich  darin  besteht,  ein  fertiges  oder  nahezu  vol« 
lendetes  Elektrizitätswerk  käuflich  zu  übernehmen  und  zu  betrei- 
ben. Auch  diese  Gesellschaften  bezahlen  die  übernommenen 
Werke  mit  ihren  eigenen  Aktien. 

Endlich  findet  man  bei  dem  Dresdener  Koncern  noch 

6.  Ergänzungsfabrtken,  welche  die  Fabrikation  des 
Stammhauses  bez.  des  Koncerns  ergänzen  sollen,  um  die  Durch- 
fUhrung  der  verschiedensten  Unternehmungen  zu  ermöglichen. 

Durch  grossen  Aktienbesitz,  durch  Einsetzung  von  Geschäfts- 
freunden und  eigenen  Beamten  in  den  Aufsichtsrat  und  die  Direktion 
weiss  sich  die  expansionslusttge  Bank  massgebenden  Einfluss  auf  alle 
diese  Gesellschaften  und  damit  ein  grosses,  lukratives  Konto-Kor- 
rent-  und  Emissions-Geschäft  zu  sichern.  In  ausgiebigster  Weise 
stellt  sie  ihre  Mittel  und  ihren  Kredit  zur  Verfügung. 

Ohne  Zweifel  hätte  das  Zusammenwirken  von  Bank  und  In> 
dustrie-Untemehmung  segensreiche  Früchte  tragen  können,  wenn 
nicht  auf  beiden  Seiten  schwere  Fehler  begangen  worden  wären. 

Diese  bestanden  auf  selten  der  Dresdener  Kreditanstalt  darin, 
dass  sie  unverhältnismässig  hohe  Beträge  in  einer  bestimmten  Art 
von  Industrie-Unternehmungen  festlegte,  wobei  sie  auch  den  ihr 
seitens  ihrer  Konto-Korrent-  und  Depositen-Gläubiger  gewährten 
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kündbaren  Kassakredit  in  übermässiger  Weise  als  Anlage-  und 
Betriebslcredit  auslieh,  dass  sie  ferner  ihren  Diskontkredit  über- 
spannte und  somit  weit  über  ihre  eij^enen  finanziellen  Kräfte  ging, 
sodass  sie  einer  Krisis  irgendwelcher  Art  nicht  mehr  Stand  halten 
konnte. 

Die  Fehler  auf  seilen  der  Aktiengesellschaft  Kummer  bestan> 
den  in  überstürzter  Iictricbscrweiterung,  wobei  die  Entwicklungs- 
fähigkeit der  1  üctiterwerke  stark  überschätzt  wurde,  in  Mangel 
an  Sparsamkeit  und  in  leichtfertiger  Kalkulation. 

Ausserdem  beurteilten  beide  die  Konjunktur  der  Elektrotech- 
nik viel  zu  optimistisch. 

Immerhin  darf  nicht  verkannt  werden,  dass  von  dem  Koncern 
nitrh  manches  volkswirtschaftlich  Nützliche  gescbafifen  worden  ist. 
Erwähnt  seien  hier  nur  die  Anlagen  in :  der  Niederlössnitz ,  im 
Plauenschen  Grunde,  in  Plauen  b.  Dresden,  Coschütz,  Cossebaude, 
Riesa,  Meerane,  Gössnitz,  Glauchau.  Siegmar  b.  Chemnitz,  Har- 
thau. Bad  Elster,  Mühlheim  a.  d.  Ruhr,  Styrum,  Schmölln  i.  S.  A., 
Mannheim,  Osthofen  i.  Pfalz,  Sinsheim  L  Baden,  Ladenburg  i. 
Baden  ,  Graudenz  ,  Danzig — Neufahrwasser ,  Borby  a.  d.  Ostsee, 
Briesen  i.  West-Preussen,  Strasburg  i.  W.-Pr.,  Memel,  Neumttnster 
i.  Holstein. 

Mancher  dieser  Orte  würde  wahrscheinlich  ohne  die  Tätig- 
keit der  Dresdener  Kreditanstalt  und  der  Aktiengesellschaft  Kum- 
mer bis  air  Erbauung  einer  elektrischen  Zentrale  oder  Strassen- 
bahn  noch  lange  haben  warten  müssen. 
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X.  Die  Aktiengesellschaft  für  Trebertrocknung  in  Cassel. 

A.  Entstehung  und  Organisation. 

Bei  dem  Koncern  der  Aktien-Gesellschaft  Kummer  &  Co.  in 
Dresden  hatte  es  sich  darum  gehandelt  die  Hochkonjunktur  eines 
einzelnen,  rasch  in  Aufnahme  gekommenen  Industrie-Zweiges  so 
viel  wie  irgend  möglich  auszunutzen. 

Bei  der  Verbindung  der  Leipziger  Bank  mit  der  Aktienge- 
Seilschaft  fUr  Trebertrocknung  in  Cassel  dagegen  lag  das  Ziel 
in  der  grösstmöglicben  Ausbeutung  vermeintlich  wertvoller  Pa- 
tente, die  erst  die  Probe  ihrer  Brauchbarkeit  und  Ausnutzbarkeit 
zu  liefern  hatten. 

In  beiden  Fällen  sollte  aber  die  Vergrösserung  der  betreffen* 
den  Industrie-Unternehmungen  zur  Erweiterung  der  Geschäftstätig- 
keit der  beteiligten  Banken  benutzt  werden. 

Den  Weg,  welcher  die  Casseler  Gesellschaft  zu  ihrem  Ziele 
führen  sollte,  bezeichnet  deren  Verwaltung  in  einem  an  ihre  Ak- 
tionäre gerichteten  Zirkulare  vom  6.  Februar  1901  selbst  mit  fol- 
genden Worten: 

»Es  ist  ia  unseren  wiederholten  Berichten  en  die  Genenlvefmmnilungen  mdur- 
fsiCb  erörtert  worden  und  dadurch  hinlänglich  bekannt,  welche  Motive  uns  geleitet 

haben,  als  wir  vor  ffinf  Jahren  die  Ili'Izdtstillalion  in  den  Kreis  unserer  Geso!i:if!>- 
tättgkeit  einhi/o^cn  :  wir  wollten  un>cicn  Trockennpparaten  ein  neues,  grosses  Ver- 
wendungsgebit:t  gewinnen  und  am  Ah:>atz  der  liulzdestillations-I'rodukte,  deren 
kommiasionsweisen  Verkauf  wir  iins  sicherten,  kanfinltnnische  Gewinne  erzielen.  Ebenso 
ist  aus  unseren  Berichten  bekannt,  welche  Verhiltnisse  eor  Bildung  von  Tochterge- 
selbchaften  gef&hrt  haben,  und  welche  Hezichungcn  zwischen  diesen  und  uns  sich 
entuickclt  hahcn.  Wir  vtrkaiifteii  den  GestlUcliaften  die  Licenzen  uP'jprer  Dcsiüla- 
tiun<>verfahren,  lieferten  <lie  ?iir  Ausrüstung  <Icr  Anlagen  erforderlichen  Maschinen 
und  Apparate  und  erzielten  hctiiichtliche  (jewmne.< 

Bei  tlem  Leip/ij^^-Ca^sclcr  Koncern  ist  der  Kapitalbedarf  t  l)(  n- 

falls  Voraussetzung  für  Kapitalbeschatli'ungs-Methoden  und  Schie- 
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bungspoütik,  weshalb  es  sich  auch  hier  empfiehlt,  zunächst  dessen 
Geschichte  zu  schildern. 

Der  Kaufmann  Adolf  Schmidt  besass  in  Wehlheiden  b.  Cassel 
eine  Trebertrocknungs- Anlage,  in  welcher  Trebcr  (Träber,  Treatcr, 
Seih) ,  ausgezogene  MalzhUlsen  der  Brauereien,  mit  Hilfe  beson- 
derer, von  ihm  erfundener  Apparate  getrocknet  und  zu  Viehfutter 
verarbeitet  wurden. 

Dieser  Unternehmung  traten  Anfang  18^9  die  Bierbrauer 
Brüder  Hermann  Sumpf  in  Cassel,  Arnold  Sunipf  in  Greifswald 
und  deren  Vater  August  Sumpf  in  Gretfswald  mit  einer  Kapital' 
einlage  von  50000  M.  als  stille  Teilhaber  bei. 

Nachdem  der  Erfinder  eines  verbesserten  Trocknungsappa- 
rates, Bierbrauer  Ernst  Otto  in  Dortmund,  für  das  Geschäft  inte- 
ressiert worden  war,  sollte  der  Betrieb  auch  auf  Herstellung  und 
Vertrieb  der  Apparate  und  Maschinen  zur  Trebertrocknung  aus- 
gedehnt werden.  Für  Abtretung  seines  Patentes  erhielt  Otto  200000 
Mark.  Ausserdem  wurde  eine  in  Dortmund  befindliche  Treber- 
trocknungs- Anlage  desselben  übernommen. 

Am  4.  November  1889  erfolgte  die  Umwandlung  der  stillen 
Gesellschaft  in  eine  Aktiengesellschaft  unter  der  Firma:  »Aktien- 
gesellschaft itir  Trebertrocknung  in  Cassel«,  mit  einem  Grund- 
kapital von  zunächst  350000  M.  worauf  60  Proz.  eingezahlt  wurden. 

Zu  den  Gründern  gehörten:  Adolf  Schmidt  in  Cassel,  Emst 
Otto  in  Dortmund,  August  Sumpf  in  Greifswald,  Hermann  Sumpf 
in  Cassel.  Den  Aufsichtsrat  bildeten :  Hermann  Sumpf  in  Cassel 
I.  Vorsitzender«  Richard  Schlegel  in  Cassel  IL  Vorsitzender,  Au- 
gust Sumpf  in  Greifswald  und  Ernst  Otto  in  Dortmund,  zu  denen 
später  noch  Rittergutsbesitzer  Johann  Schulze-Dellwig  aus  Haus 
Sölde  b.  Hörde  in  Westfalen  hinzutrat.  Als  Vorstand  wurde 
Adolf  Schmidt  gewählt.  Für  August  Sumpf  trat  1891  Arnold 
Sumpf  in  Grei6wald  in  den  Aufsichtsrat.  Die  übrigen  behielten 
die  Verwaltung  der  Gesellschaft  bis  zu  deren  Ende  in  den  Händen. 

Mit  der  Begründung,  dass  die  Unternehmung  eine  unerwartet 
schnelle  Ausdehnung  nehme,  wurde  das  350000  M.  betragende 
Aktienkapital  1891  um  150000  M.,  1892  um  1 50000  M.,  1894  um 
350000  M.  erhöht. 

Das  Jahr  1895  bildet  den  wichtigsten  Abschnitt  in  der  Ge- 
schichte der  Casseler  Trebertrocknungs-Gesellschaft,  indem  sie 
sich  in  demselben  infolge  Erwerbung  des  Patentes  Bergmann  auf 
ein  ihr  völlig  fremdes  Arbeitsfeld  begibt.   In  diesem  Jahre  wird 
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auch  die  Geschaftsvcrbindunci  mit  der  Leip/.i^L^er  Bank  einL^clcitet. 

Ueber  die  Gründe,  welche  die  VerwaUunj:^  der  Trebergesell- 
schaft  bewogen,  die  I  lolzverkohlung  und  Holzdestillation  nnrh 
Bergmannscbem  System  in  das  Bereich  ihrer  Tatij:^keit  auf/u- 
nehmen,  gibt  dieselln*  in  der  ausserordentlichen  Generalversamm- 
lung vom  3.  November  1899  fn!'::[ende  Aufklärunj^: 

»heil  einem  MeitsclteiMiter  wird  flic  in<! rstriellc  Technik  von  tltiii  <  iiuMli^tvlanken 
beherrscht,  die  äusser^te  Oekonomie  des  iiHlustriellcn  Betriebes  nicht  nur  durch  ütete 
VerbtUigung  der  inotorisclien  Knft»  durch  itete  Vervollkofnmiiung  der  HiHsmascfaineD, 
der  Arbeitsver&lirea  uod  der  Hilff^lT«,  sondern  inid  insbesondere  auch  dorcb  neue 
oder  bessere  Verwertung  der  Neben-  und  Abf«U-Produkte  zu  erreicbcn. 

Diesem  Grundgedanken  verdankt  unsere  grtn?«?  Gesellschaft  ihr  Fntstehcn.  Die 
Treber  ein  vordem  wcrit^  beachtete«;  und  gewiss  nnterschälzles  Abfall- I'rod^tkf,  wur- 
den durch  unser  Trockenverfahren  und  die  demselben  dienenden  1  rockenapparate 
ein  wertvolles  Neben-Prodtikt  der  GCrungs-Indiisuie  nnd  ein  wirkuns<voUes  T^t- 
deningsmittel  der  Viehsitcht. 

Die  Holzdestillation  lag  uns  damals  völlig  ferne.  Dm  worden  wir  mit  dem 
Bergmann'schen  Verfahren  bekannt,  das  unseren  Th)ckenap|Mraten  eine  vordem  nicht 
genhute  Anwendung  und  Bedeutung  erofiTncle. 

Die  Holzverkühlung  beruht  auf  fülgendeii  Wahrnehmungen,  tirundsatzen  und 
Zielen :  Erhitzt  man  Holz  welcher  Art  immer  bei  gehemmtem  Luftzutritt  auf  rine 
aoo*  C.  überachreitende  TemperMtir,  so  wird  es  chemisch  zersetzt.  Die  Hauptbe- 
standteile des  Holses»  der  ZellstolT  und  dos  Lignin«  chemische  Verbindungen  von 
Kohlenstoff,  SauerilofT  und  VVasserstoft',  werden  zerstört,  indem  sich  der  grösste  Teil 
des  \Va'>«erstofTs  und  Sauerstoffe  mit  einem  Teile  des  Kohlen^ti  fT-  tu  neMen  (il  unpf- 
oder  gasförmigen)  Verbindinv.  cn  \ .  rriiiii;t,  wnhrend  der  Rest  deMclheii,  die  Holz- 
kohle, zurückbleibt.  Diese  vereinigt,  von  allen  atuleren  Verwendungen  abgesehen, 
för  die  Gewinnung  nnd  Verarbeitung  von  Metallen  solche  Vorzüge,  dass  ihr  eine 
siete  Verwendung  gesichert  ist,  wie  sehr  auch  auf  anderen  Gebieten  Hob  und  Höh» 
kohle  durch  mineralische  Brennstoffe  verdrüngt  werden  mögen. 

Die  Dai>!ii:  11^  v.  n  lioJzkohle  erfolgte  von  alters  her  bis  in  die  neueste  Zeit 
ans»chlie^=^!i(■1^  m  Mi  i'.erii. 

Indessen  ist  Holzkohle  schon  lange  nicht  mehr  das  einzige  Ziel  der  Verkohlung 
von  Hob.  Die  Beobachtung,  dass  aus  den  wfthrend  der  Hobverkohlung  sich  bilden- 
den DSmpfen  hei  massiger  Abkühlung  eine  sähe  FIdssigkdt,  der  Teer,  bei  weiterer 
Abkühlung  noch  eine  saure  Flüssigkeit,  der  Hobessig,  sich  abschei<len  liess;  die 
Wahrnehmung,  dass  nach  Abtrennung  des  Teers  und  des  Holzessigs  noch  ein  brenn- 
bares Gr'.'?  ^iiriickhliel),  iiishe^ondere  nher  il  »■  chctniM  lic  Untersuchung  des  Holzessigs, 
die  Konstatierung  seiner  Anteile  an  starken  organischen  Säuren  (Essigsäure)  und 
seiner  geistigen  Anteile:  Holzgei&t,  Methylalkohol,  Aceton,  —  letzteres  unter  Bei* 
n&Bcbung  von  Allylalkohol  zum  Denaturieren  des  Spiritus  verwendet,  sowie  bei  der 
Bereitung  des  rauchschwachen  Pulvers  eine  grosse  Rolle  spielend  — ,  eröffneten  der 
Hobverkohlung  neue  Ziele  und  führten  zu  neuen  Verfahren,  indem  an  die'^'  der 
Meiler  f^a: divjhtc  G-frih-e  fRctortcn)  traten,  mit  d'.'nen  Vorrichtungen  »ur  Au&tcbet« 
dung  von   l  eer  uikI  1  lol/cusig  verbunden  werden  konnten. 

Damit  war  der  Lcbergaug  von  der  Hobverkohlung  zur  Dcsullation  vollzogen. 

Das  Aufblühen  und  die  so  mächtige  Entwicklung  der  Holzdestillation  hängt 
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enge  zusammen  mit  der  Entwicklung  der  Fabrikation  von  Anilinfarben.  Viele  Anilin- 
farben dnd  Methylverbindvngen  und  können  nur  mit  Hilfe  von  Metliylalkobol  dar- 
gestellt werden,  dewen  wichtigste,  in  technischer  Besiehung  einnge  Gewinnungsquelle 

der  aus  <lem  Holzessig  ausgeschiedene  lloUgei&t  bildet.  Dieser  erlangte  mm  mit 
einem  Male  p-nen  <o  lu.lit-n  Wer;,  tlass  in  zahlreichen  Fri'lcn  ilio  W-rkohlung  von 
Hob  /um  /wc-Lke  dii  (jcwinnuiig  de«  IInl?essii;<»  und  Jor  :ii  ihm  einiialtcncti  Körper 
sich  als  iülincnd  empfahl,  während  Kohle,  leer  und  Gas  zum  Range  von  Neben- 
produkten herabsanken. 

Mit  der  Verarbeitung  des  Holzessigs  sur  Gewinnung  des  Methylalkohols  ging 
das  Bestreben,  die  im  Molze&sig  enthaltene  Essigsaure  in  werttrolieK  Formen  au 
bringen,  Hand  in  Hand.  Man  stellt  jetzt  in  der  Regel  durch  Absättigen  des  de- 
stillierten Holzessigs  mit  Kalk  essigsninen  Kalk  dar.  der  fiii  su  h  ■-chon  ein  Handels- 
artikel ist,  im  übrigen  aber  den  Ausgangspunkt  für  die  Darstellung  anderer  ElsMg- 
säureverbindungen,  sowie  von  Essigsäure  in  allen  Abstufungen  der  Farbe  und  Rein- 
heit bildet« 

Aus  einer  von  den  Konkurrenten  der  Trebergesellschaft  ver- 

fassten  Streitschrift  vom  Oktober  1899  sei  hier  eingeschaltet: 

»Zur  Verkohlung  eignen  sich  am  besten  Lanbhölter  (harte  Hölser),  da  diese 
die  reichste  Ausbeute  an  chemischen  Produkten  liefern,  während  Nadelhölser  (weiche 

Hölzer)  nur  etwa  die  Hälfte  divon  prj:^cb«?'?. 

Verarlji'itet  wurde  hi^lier  sol^dies  Holz,  welciR--  als  Nul.lioV  nicht  verwendet 
werden  konnie  und  daher  zu  etnem  billigen  Preise  zu  haben  war. 

Ingenieur  Bergmann  in  Neheim,  welcher  tuvor  in  der  HoltverkohlimcB-Indnatrie 
nie  tStig  gewesen  war,  kam  auf  die  Idee,  an  Stelle  der  bisher  fast  allgemein  ver- 
arbeiteten Harthölzer,  HolznbOille  aller  Art  zu  verwerten,  wie  die  Holzkleie  von 
Sägewerken,  die  b<am  Auslaugen  von  Gerb-  und  FarbhöUem  hinterbleibenden 
Späne  etc. 

Derartige  Abfalle  stammen  aber  in  der  Hauptmenge  von  den  rur  Deslillation 
wenig  geeigneten  Weichhdlsem. 

Diese  Verwertung  war  indessen  schon  seit  Jahrzehnten,  selbst  in  grossem  Masa- 
»tabe,  aber  ohne  Erfolg  und  unter  grossen  Geldverlusten  versucht  worden.« 

In  der  erwähnten  General» Versammlung  wurde  von  der  Di- 
rektion der  Trebergesellschaft  weiter  gesagt: 

i-Das  Bergmann'sche  Verfahren  i*t  in  den  deuirschen  Patenten  Nr.  65447  vom 
31.  Januar  189t,  Nr.  806^4  vom  14.  MMrz  1803  itn  1  Nr.  S$OI4  vom  25.  Se{>tembeT 
1895  geschützt  und  besteht  in  L-mcr  kunü>iiiu  rten  Reilie-  von  Arhe  t-pr^zc^scn,  die 
zum  Zwecke  haben,  llolzabfallen  ihren  natürlichen  Fcuchtigkciisgcimil  zu  entziehen, 
sie  alsdann  zu  Briketts  zu  pressen  und  hierauf  wie  gewöhnliches  Holz  in  Retorten 
zu  verkohlen. 

Durch  die  Entfernung  des  Wasser«  und  das  Pressen  tu  Briketts  versprach  msn 

sich  ausserordentliche  Erfolge. 

Die  Trockenapparate  der  Trcbergesellsch.Tft,  ur-priinf^lich  nur  zum  Trocknen  der 
Treber  bestimnu,  sollten  bei  die>em  Verfahren  Verwendung  finden. 

Alle  diese  unbestreitbaren  Vorteile  waren  für  die  Erwerbung  der  Jjergmann'schen 
Patente  mitbestimmend.« 

Bei  seiner  Vernehmung  als  Zeuge  in  dem  Leipziger  Bank> 
Prozesse  sagte  Direktor  Schmidt: 


Digitized  by  Google 


—   73  — 

»Als  Bergmann  nn  uns  herantrat.  li.i])e  icli  den  Markt  eingehend  «■fudiert  uii.l 
bin  zu  der  Ansicht  i;e'.<omnien,  «l.iss  cm  gros-c^.  (icchäft  rti  machen  wate,  wenn 
man  sämtliche  Produkte  der  Hoizverkohlung  in  eine  H.md  bekommen  konnte.  Die 
Grundbedingung  (Ur  eine  solche  Untemebmnng  war  entens  das  cfaihdütclie,  der 
Konkntrent  ttberlegcne  Verfahren,  da«  tchien  Bergnumn  vt  sein,  «md  xweitcns,  dasi 
die  ganze  Produktion  in  eine  Hand  vereinigt  wurde.« 

Diese  Worte  finden  dadurch  Bestätigung,  dass  ein  späterer 
Mitdirektor  der  Trebergesellschaft  als  Zeuge  aussagt,  Direktor 
Schmidt  habe  eine  Trustgesellschaft  zur  Verwertung  der  Produkte 
fUr  ganz  Europa  angestrebt.  Wenn  die  Konkurrenz  beseitigt  und 
ein  Ring  der  Tochtergesellschaften  zu  Stande  gekommen  wäre,  so 
hätten  die  Verkaufspreise  liir  Holzprodukte  erheblich  steigen  müssen. 

Nach  einigen  Versuchen  in  einer  Probeanlage  in  Buckau  b. 
Magdeburg  schritt  man  sofort,  noch  ehe  genügende  Erfahrungen 
gesammelt  waren,  zur  Ausbeutung  der  Patente  im  Grossen,  was 
auch  folgender  Ueberbiick  über  die  Entwicklung  der  Gesellschaft 
zeigt: 
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Die  Dividende  betrug  in  den  Jahren  1889/90  bis  1 899/1900: 
7  p.  r.  t.  (7  Mon.),  10,  12,  10,  10,  10,  38,  50,  40,  40,  25  Proz. 

Zu  berücksichtigen  sind  hierbei  allerdings  die  später  zur 
Sprache  kommenden  Fälschungen. 

Das  im  Jahre  1894 

1000000  Mark  betragende  AIctienkapital 

wird  am  18.  V.     1895  um     500000    *     begeben  zu  125%, 
»   30.  I,      1896    •  I  500000     f  »       •  *75  » 

»     I.  XII.  1S96    '  3000000    •  •       >  300  » 

•     8.  II.     1898    >  6000000     »  »       i  225  » 

>   28.  II.     1901    >  2^400000     •    davon  hcgelien  45  oco  M.  zu  200  ^/q  und 

8  355  000  »  in  Fusionazwe- 
ckcn  verwendet, 

zus>ammeQ  auf    20400000  Mark  erhöht. 
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Die  letzte  Erhöhung  wurde  jedoch  infolge  des  Konkursaus- 
bruches nicht  ganz  durchgeführt. 

Der  Kurs  der  am  25.  Januar  1895  zu  135,50  Proz.  an  der 
Berliner  Hörse  eingeführten  Aktien  stellte  sich  daselbst  Ultimo 
1895  bis  1899  auf:  370,  550,  645,  349,  30i5,50  Proz.  Im  No- 
vember 1896  slieg  derselbe  bis  895  Proz.,  sank  dann  aber  infolge 
scharfer  Angriffe  in  der  Presse  herab  bis  auf  171  Proz.,  beim  Zu- 
sammenbruche der  Leipziger  Bank  auf  20  Proz.  und  schiiessUcb 
auf  ca.  I  Proz. 

Zum  Mandel  waren  aber  nur  die  Aktien  Nr.  1—6000  zuge- 
lassen; in  Brüssel  dagegen,  wo  sie  am  14.  September  1899  zu 
4350  fr.  zur  Einführung  gelangten,  Nr.  1  —  12000,  während  die 
Aktien  der  letzten  Kapital-Erhöhung  keinen  ofhziellen  Markt 
hatten. 

In  dem  Geschäftsberichte  der  Trebergesellschaft  für  1896/97 

heisst  es: 

»Wir  schlössen  nun  7.uuäc1ist  mit  einer  Anzahl  Privatpersonen  Vtrltiige,  bei 
welchen  wir  uns  rel  rn  dem  Alleinvertrieb  der  Trodi-kte  einen  grösseren  Gewinnan- 
teil aiü  Licciu  vurbehieiteii,  und  veranla&!>leii  aUdann  im  Auälanüe  die  liiUlimg  von 
verschiedenen  Aktiengeiellscliaften  swecks  EiTiclitiing  gioster  FabrUcen  nach  uiwerem 
System.  So  entstUKlen  zu  diesem  Zwecke  auf  unsere  Veratilas»ung  im  Laufe  eines 
Jahres  Aktiengesellschaften  in  Finnland,  Bosnien,  Galizien,  Russhind,  Nurwegen, 
FrankrcMi  und  Italien  mit  einem  Aktienkapital  vun  insgesamt  ca.  21  Millionen  Mk.« 
An  anderer  Stelle  desselben  Berichtes  wird  .gesagt: 

»Es  sind  iffrt  ?u  i  f  iL-t-  !u  r,  <t.is»;  wir  der  Trüfuiig  dt-r  Ber<:;nnnn'schen  Er- 
finciung  n.Hiicrt: alt  11  ,  \mi  lubeii  heule  neun  K.ibriken  in  ll«;tneb  und  weitere  elf 
Fabriken  werden  im  Laulc  dieses  und  des  naclistcn  Jahres  in  Betrieb  gesetzt  werden. 

Unser  Geschäft  zerMU  heute  in  fanf  Abteilungen  und  zwar  in  Abteilung 

A.  Fabrikation  tod  getrockneteu  Biertrebern  und  Getreideschlempen. 

B.  •  >    Biertreber-Trockenapparatcn,  I'atent  Otto. 

C.  »  »     Getreidetrocknern  und  DünijcmiHeliruckncrn,  ratcut  Otto. 

D«         >  »     Masclänen  und  Appar.iten  zur  Verwertung  von  Holx  uod  IIoU- 

abfällen  aller  Art,  l'.tteiit  Bergmann. 
E.        >  >    Apparaten  aar  Verwertung  tierischer  Kadaver  und  von  Fletsch- 

ablMlIen,  Patent  Otto.« 

Letztgenanntes  Patent  hatte  die  Gesellschaft  erworben,  da 
sie  dasselbe  gleichfalls  für  sehr  auasichtsvoU  hielt. 

Es  wurde  jedoch  in  keiner  dieser  Abteilungen  ein  wirklicher 
Reingewinn  erzielt.  Die  wichtigste  war  die  Abteilung  D.,  wäh- 
rend die  anderen  nur  eine  untergeordnete  Rolle  spielten. 

Wie  bereits  erwähnt«  veranlasste  die  Trebergesellschaft  zu- 
nächst eine  Anzahl  Privatpersonen,  Holzdestillations-Anlagen  zu 
errichten.    In  den  Offerten,  welche  sie  versendet,  wird  auf  Grund 
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von  Rentabiiitäts^Berechnungen  eto  Gewinn  von  50 — 60  Proz.  ga- 
rantiert, während  fast  das  Doppelte  als  wahrscheinlich  bezeichnet 
wird. 

Mit  den  Auftraggebern  wurden  Ratenzahlungen  vereinbart; 
und  zwar  sollten  sie  auf  die  Anlagen  lo  Proz.  bar  anzahlen,  den 
ganzen  Rest  aber  erst  aus  künftigem  Ueberschusse. 

In  rascher  Folge  werden  in  waldreichen  Gebteten  HolzdestiI> 
lations-Aktlei^esellschaften  ins  Leben  gerufen,  mit  denen  Verträge 
abgeschlossen  werden,  wonach  das  Casseter  Stammhaus  die  Ein* 
richtungen  liefert,  den  Betrieb  übernimmt  und  für  ein  bestimmtes 
Resultat  der  chemischen  Ausbeute  Garantie  leistet. 

Für  diese  Verpflichtungen  mussten  die  Tochtergesellschaften 
eine  Pauschatsumme  zahlen. 

So  werden  der  Schlesischen  A.-G.  ßir  chemische  Industrie, 
Weisswasser  (Aktienkapital  1600000  Mark)  550000  Mark  für  Li- 
cenzen,  der  Memeler  Holzindustrie  A.-G.,  Memel  (Aktienkapital 
650000  Mark)  200000  Mark  für  Licenzen  und  36S  500  Mark  für 
Maschinenlieferungen,  der  HolzdestillationS'Aktiengesellschaft  Kass- 
za  (Aktienkapital  4200000  Kr.)  2280000  Kr.  für  Licenzen  und 
2  500000  Kr.  iiir  Maschinenlieferungen ,  der  Ersten  Galizischen 
A.'G.  für  Holzdestillation  Lemberg  (Aktienkapital  3700000  Kr.) 
2000000  Kr.  für  Licenzen»  der  Bosnischen  Holzverwertungs-A.-G. 
Wien  (Aktienkapital  3000000  Kr.)  i  500000  Kr.  für  Licenzen  und 
2250000  M.  für  Maschinenlieferungen,  der  Society  Italiana  per  le 
Industrie  Chimiche,  Genua  (Aktienkapital  i  500000  Lire)  750000 
Lire  für  Licenzen,  der  Finska-Träindustrie-Actiebolaget  Helsing- 
fors  (Aktienkapital  1850000  Kinn.  Mark)  925  OOO  Mark  für  Licen- 
zen, der  Aktiengesellschaft  für  Trockendestillatfon  und  chemische 
Industrie  St.  Petersburg  (Aktienkapital  6000000  Rbl.)  2  300 000 
Rbl.  für  Licenzen  und  Maschinen  angereclmet. 

Die  Tochtergesellschaften  waren  folgende : 

1.  Aktieselskabet  Fredrikstad  Traekulfabrik. 

2.  Memeler  Holzindustrie-Aktiengesellschaft,  Mcmel. 

3.  Hoizverkohlungsanlage  des  Grafen  Arnim,  VVeisswasser. 

4.  Hol/.\ erkoblungsanla^je  von  O.  &  G.  Hering,  Vossowska. 
3  und  4  zuriick^ckault  und  umgewandelt  in 

5.  Schlesisclic  Aktiengcscllschutt  tür  ciieini.schc  Industrie,  VVeiss- 
wasser O.  S. 

6.  Holzverkohiun;;sanUigc  des  Grafen  Haugvvit/,  Kiappilz. 
6  umgewandelt  in 
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7.  Chemische  Fabrik  Krappitz,  G.  ni.  b.  H.,  Krappitz  O.  S. 

8.  Holzverkohlungsanlage  S.  Katz  &  Co.,  Hamburg. 
3  aufgegangen  in 

9.  Norddeutsche  Vereinigte  Chemische  Fabriken,  Glückisstadt, 
Aktiengesellschaft  Hamburg. 

10.  Holzverkohlungsanlage  von  v.  Schenk,  lllava. 

11.  Holzverkohlungsanlage  von  v.  Popper,  Wygoda. 

12.  Holzverkohlungsanlage  von  Louis  OrtUeb,  Russisch  Molda- 
witza. 

10—12  zurückgekauft  und  umgewandelt  in 

1 3.  Holzdesttllations' Aktiengesellschaft  Kassza,  lUava  a.  d.  Waag, 
Oberungam. 

14.  Erste  Galizische  Aktiengesellschaft  für  Holzdestillation,  Lern« 
berg. 

15.  Holzverkohlungsanlage  zu  Brody  (zurückgekauft). 

16.  Bosnische  Holzverwertungs-Aktiengesellschaft  Wien. 

17.  Societä  Italiana  per  le  Industrie  Chimiche.  Genua. 

18.  L'Industrie  Chimique  du  bois,  Soci^ti^  anonyme,  Nantes. 

19.  Soci^te  Anonyme  de  Produits  Chimiques  et  Electrochimiques, 
Hemixem  les  Anvers. 

20.  Finska  Träindustrie  Acttebolaget,  Helstngfors. 

21.  Aktiengesellschaft  fiir  Trockendestillation  und  Chemische  In« 
dustrie,  St.  Petersburg. 

22.  Chemische  Fabrik  Frankfurt  a.  O.,  G.  m.  b.  H.,  Frankfurt  a.  O. 

23.  ^Unionc,  Aktiengesellschaft  für  Chemische  Industrie,  Prag- 
Fiume. 

24.  Vereinigte  Chemische  Fabriken,  Aktiengesellschaft,  Schwein- 
furt. 

Das  nominelle  Kapital  dieser  Gesellschaften  repräsentierte  ca. 
50  Millionen  Mark. 

Die  Werke  der  zu  dem  Treberkoncern  gehörigen  Gesellschaf- 
ten verteilten  sich  bei  dessen  Zusammenbruche,  der  Bonität  nach 
geordnet,  auf  folgende  Orte:  t.  Cassel.  2.  Frederikstad ,  Nor- 
wegen. 3.  Wygoda,  Ungarn.  4.  Peresceny,  Ungarn.  5.  Festic, 
Bosnien.  6.  Prag,  Böhmen.  7.  Zbirow,  Böhmen.  8.  Fiume,  Kro* 
atien.  9.  Schweinfurt,  Bayern.  lo.  Frankfurt  a.  O.  Ii.  Nehehn, 
Westfalen.  12.  Hemixem,  Belgien.  13.  Weiss wasser,  Schlesien. 
14.  Kassza-Illava,  Ungarn.  15.  Puttna,  Bukowina.  16.  St.  Maria, 
Italien.  17.  Kalla  b.  Kotka,  in  Finnland.  18.  Wydriza,  Russland. 
19.  Moskau,  Russland.  20.  UiTa,  Russland.  21.  Glückstadt  b.  Ham- 
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bürg.  22.  Vosofska,  Schlesien.  23.  Krappitz,  Schlesien.  24.  Mc- 
mel,  Ostpreussen.  25.  Nantes,  Frankreich.  26.  Moldawiza,  Buko- 
wina. 27.  Brody,  Galizien.  28.  Wuoringpöllö  b.  Kotka  i.  Finn- 
land. 29.  Björnborg,  Finnland*  30.  Seelze.  Hannover.  31.  Ham- 
burg.   32.  Toril,  Altona. 

Der  Grüadungsvorgang  der  Tochtergesellschaften  war  im 
Prinzip  ganz  derselbe,  wie  er  bei  dem  Kummerseben  Koncern  in 
Dresden  üblich  war. 

Die  Schlesische  Aktiengesellschaft  für  chemische  Industrie  in 
Weisswasser  wurde  mit  einem  Aktienkapital  von  1600000  Mark 
durch  Simultangründung  ins  Leben  gerufen,  indem  die  Aktien 
von  den  mit  Namen  bezeichneten  Gründern  sofort  Übernommen 
wurden.  Das  Geld  liess  man  sich  von  der  Leipziger  Bank  in 
genanntem  Betrage  schicken,  sodass  das  Aktienkapital  tatsächlich 
in  bar  auf  dem  Tische  des  Hauses  lag.  Die  betreffenden  Gründer 
übertrugen  nun  den  Wert  der  Aktien,  bez.  das  Bezugsrecht  wie- 
der auf  die  Trebergesellschaft  und  liessen  sich  bei  dieser  dafür 
erkennen.  Nachdem  nun  der  Vorstand  gewählt,  die  Sache  ord- 
nungsgemäss protokolliert,  gebucht  etc.  war,  wurden  am  anderen 
Tage  1600000  Mark  an  die  Leipziger  Bank  wieder  zurückgesandt 
Die  Freunde  der  neuen  Gesellschaft  waren  also  nur  als  Statisten 
der  Casseler  Gesellschaft  aufgetreten.  In  allen  Fällen  war  letztere 
die  Gründerin,  stets  schickte  sie  eigene  Leute,  und  immer  gab 
die  Leipziger  Bank  das  Geld  zu  diesen  formalen  Gründungen  her. 

Zwar  übernahmen  die  einzelnen  Aufsichtsräte  der  Treberge- 
selbchaft,  sowie  Direktor  Schmidt  ausserordentlich  grosse  Posten 
Tochteraktien,  doch  brauchten  sie  dieselben  nicht  bar  zu  bezahlen, 
sondern  sich  nur  für  den  Gegenwert  in  Cassel  belasten  zu  lassen. 

Auch  Direktion  und  Aufsicbtsräte  der  Leipziger  Bank  betei- 
ligten sich  durch  Uebernahme  hoher  Beträge. 

Bedeutende  Summen  wurden  ferner  mit  Hilfe  des  festgewur- 
zelten Emissionskredits  dieser  Bank  unter  der  Hand  im  Publikum 
mit  hohem  Agio  untergebracht,  besonders  da  deren  Direktor 
Exner  selbst  den  Ankauf  von  Treberaktien  bis  in  die  letzte  Zeit 
sehr  warm  empfahl.  Fest  steht  jedoch,  dass  der  weitaus  grösste 
Teil  dieser  Aktien  niemals  eingezahlt  worden  ist. 

Das  Besitzverhältnis  war  ungefähr  so,  dass  annähernd  '/i 
aller  Aktien  sich  im  Besitze  der  Trebergesellschaft  und  ihrer  Ver- 
waltungsmitglieder und  nur  -/i     Besitze  des  Publikums  befanden. 

Dero  letzteren  wurde  natürlich  die  Art  der  Kapitalbeschaffung, 
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durch  welche  der  Aufbau  des  Koncerns  ermöglicht  wurde,  ver- 

schwiegen. 

Die  Bezahlung  für  Licenzen  und  Maschinenlieferungen  des 
Stammhauses  durch  die  Tochtergesellschaften  erfolgte  in  Aktien 
und  Obligationen  der  letzteren. 

In  ihrer  Bilanz  vom  31.  März  1899  führt  die  Trebergcsell- 
schaft  einen  Bestand  von  9  200 000  Mark  Tochteraktien  und 
2500000  Mark  Tochterobl^ationen  auf. 

Da  jedoch  dieser  Besitz  den  Gegnern  einen  beständigen  An« 
griffspunkt  bot,  so  wurde  die  Veräusserung  desselben  beschlossen 
(vgl.  Seite  116 

B.  Konkurrenzkampf  und  Misserfolge. 

Sehr  bald  strebt  die  Trebergesellschaft  nach  der  Bildung 
eines  internationalen  Trusts  fUr  die  Produkte  der  Holzdestillation. 
Am  12.  Oktober  i8g6  erschien  in  einem  amerikanischen  Fachblatte: 
Oil  Paint  &  Drug  Reporters  ein  Artikel,  in  dem  es  heisst: 

«Im  vergangenen  Frühsommer  waren  einige  Herren  hier,  welche  in  einem  neuen 

deutschen  Wi  fahren  rtir  Her?ullan5[  von  Holzgeist  interessiert  waren,  aber  eine 
gründliche  ünlcrsuchung  durch  unsere  Fabrikanten  überzeugte  sie  (die  letzteren)  von 
dessen  praktischer  Weilloüigkeit,  soweit  unser  Land  in  Betracht  kommt.  Man  bc- 
tnchtete  das  Verfahren  als  ein  sehwindelbaftes  Projekt.« 

Dieser  Artikel  gab  den  ersten  Anstoss  zu  einer  ungemein 
lebhaften  Polemik  über  den  Wert  der  Patente  Bergmann  und 
deren  Ausbeutung  durch  die  Trebergesellschaft.  In  der  »Frank* 
furter  Zeitung«,  dem  »Berliner  Merkur«  und  der  »Zukunft«  wurde 
obiger  Artikel  besprochen. 

Letztere  Wochenschrift  bringt  in  No.  16  vom  16.  Januar  1897 
einen  »Pluto«  unterzeichneten  Artikel,  welcher  die  Aussichten  der 
Trebergesellschaft  in  glänzenden  Farben  schildert >  während  die 
Hoizverkohlungsfabriken  alten  Systems  als  gänzlich  veraltet  hin^ 
gestellt  werden. 

Gegen  die  letzteren  führt  die  Trebergesellschaft  einen  über- 
aus scharfen  Konkurrenz^Kampf,  welcher  deren  Unterdrückung 
zum  Ziele  hatte.  Mitte  1896  beginnt  sie  mit  grossen  Blankover- 
käufen von  Verkohliini^s  Produkten,  wobei  sie  durch  Unterbietungen 
den  Marktpreis  hcrabdrückt,  spater  aber  gezwungen  ist,  sich  mit 
enormem  Schaden  durch  Käufe  in  Amerika  zu  decken. 

Diese  Lieferiin^sabschUisse  wurden  in  der  ersten  Zeit  von 
Direktor  Schmidt  in  der  Absiclit  gemaclit,  um  auch  schon,  bevor 
die  eigenen  Werke  leistungsfähig  waren,  den  Markt  in  allen  Pro- 
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dukten  und  Zwischenprodukten  der  Holzdestillation  zu  beherrschen. 

Gleichzeitig  wird  eine  umfassende  Reklame  für  das  Berg- 
mannsche  Verfahren  in  Szene  gesetzt.  Sämtliche  Geschäftsberichte 
weisen  glänzende  Resultate  auf  und  sprechen  von  stetiger  Ent- 
wicklung und  vielversprechender  Zukunft  des  Mutterhauses  sowohl, 
wie  der  Tochtergesellschaften. 

Die  Holzverkohler  alten  Systems  wurden  durch  das  Vorgehen 
der  Trebergesellschaft  in  ihren  Interessen  schwer  geschädigt.  So 
war  von  dieser  der  Preis  für  Holzgeist  von  130  Mark  auf  90  Mark, 
für  Kohlenbriketts  von  17  auf  8  Mark  heruntergedrückt  worden, 
während  andererseits  die  RohmateriaUPreise  in  die  Höhe  getrieben 
wurden. 

Der  Verein  für  chemische  Industrie  in  Mainz  sagt  in  seinem 
Geschäftsberichte  für  1898/99: 

»Für  das  fortgesetzte  Sinken  der  Preite  der  Pirodakte,  trots  Steigerung  des  Roh- 

nnterial-,  [st  in  erster  Linie  die  Aktienge-sellschart  Ittr Tfebertrocknuttg  veraatwortlich 
M  macbeD,  da  diese  sa  jedem  Preis«  Waren  anbietet.« 

Infolgedessen  entspinnt  sich  zwischen  den  beiden  konkurrie- 
renden Parteien  ein  Kampf  auf  Tod  und  Leben,  welcher  in  hef- 
tigster Weise  vor  der  OefTenttichkeit  geführt  wird. 

Von  Jahr  zu  Jahr  wurden  die  Angriffe  der  Holzverkohler 
alten  Systems  erbitterter,  sodass  selbst  die  Direktion  der  Leip- 
ziger Bank  Veranlassung  nahm,  Direktor  Schmidt  zu  empfehlen, 
der  Preisschleuderei  mancher  Tochterwerke,  vor  allem  Gtficks- 
stadts,  entgegenzutreten,  da  diese  nur  geeignet  sei,  die  Konkur- 
renz noch  mehr  zu  erbittern  und  die  Angriffe  gegen  die  Treber- 
gesellschaft zu  vermehren. 

Durch  auffallend  grosse  Inserate  in  den  gelesensten  Tages- 
blättern erklären  die  Gegner  das  Bergmannsche  Patent  sowohl 
technisch  als  auch  wirtschaftlich  ftir  wertlos  und  beschuldigen  die 
Casseler  Gesellschaft  des  unlauteren  Wettbewerbes,  sowie  der 
Vorspie  gehing  falscher  Tatsachen,  wobei  sie  sich  erbieten,  den 
Wahrheitsbeweis  vor  Gericht  anzutreten. 

Hierzu  kam  noch,  dass  auch  die  Frankfurter  Zeitung  als 
scharfe  Gegnerin  der  letzteren  auftrat  und  zur  Vorsicht  gegen 
dieselbe  mahnte,  nachdem  sie  bereits  im  November  1896  die  Tre- 
bergesellschaft sehr  ungünstig  beurteilt  hatte. 

Am  28.  und  29.  Juli  iS<ß  und  später  am  30.  September  1S99 
weist  genanntes  Blatt  nach,  dass  die  Schlesische  Aktiengesellschaft 
Weisswasser  völligen  Misserfolg^  ergeben  habe,  infolge  sehr  un- 
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voUkominenen  Betriebes,  Notwendigkeit  von  Verbesserungen  und 
ausserordentlich  ungünstiger  Holzkontrakte.  »Aehnlich  ungünstige 
Verhältnisse,  heisst  es  weiter,  ergaben  auch  die  anderen  Berg- 
mann-Fabriken, insbesondere  dadurch,  dass  die  Anlagen  nicht 
entfernt  leisteten,  was  versprochen  war,  Nachlieferungen  in  Ma- 
schinen erforderlich  wurden  u.  s.  w.« 

Diese  fortgesetzte  Polemik,  welche  aufifalligerweise  in  der 
sächsischen  und  speziell  Leipziger  Tagespresse  totgeschwiegen 
wurde,  erschütterte  allmählich  das  Vertrauen  zu  der  Trebergescll« 
Schaft  in  weiteren  Kreisen,  trotzdem  diese  in  gleichartigen  Insera> 
ten  alle  Angriffe  als  Konkurrenz- Manöver  hinstellte. 

In  grossen  Summen  kamen  die  alten  Treberaktien  zum  Ver- 
kaufe. In  einem  Briefe  vom  Mai  1898  schreibt  ein  Prokurist  an 
Direktor  Schmidt  u.  a. :  »Um  einen  weiteren  Kurssturz  zu  ver» 
hindern ,  mussten  heute  wieder  780  Treberaktien  an  der  Börse 
zurückgekauft  werden«. 

Ein  im  November  1899  und  wiederholt  im  Juli  1900  durch 
das  Bankhaus  von  der  Heydt  &  Co.  in  Berlin  gcstclltc  i  Antrag 
auf  Zulassung  der  im  Jahre  1898  emittierten  6  Millionen  Mark 
Aktien  wurde  von  der  Zulassungsstelle  der  Berliner  Börse  abge> 
lehnt,  da  dem  Komit^  das  Verhältnis  des  Stamm-Etablissements 
zu  den  verschiedenen  Tochterwerken,  ebenso  wie  deren  Natur 
selbst  zu  wenig  durchsichtig  erschien. 

Ein  ebensolcher  im  Herbst  1899  in  München  von  der  Bayeri- 
schen Bank  gestellter  Antrag  wird  von  der  Zulassungssteüe  der 
dortigen  Börse  gleichfalls  abgelehnt. 

Die  Angriffe  der  Holzverkohler  alten  Systems  verdichteten 
sich  zu  einer  Broschüre,  in  welcher  sie  ihre  Anschuldigungen  wie> 
derholen  und  beweisen.  Unterzeichnet  ist  dieselbe :  Oktober  1899 
Hugo  Blank,  Berlin,  Chemische  Fabrik  Hochspeyer,  G.  Ottmann 
Sl  Co.,  Hochspeyer,  Hartmann  &  Hauers,  Hannover,  Hüstener 
Gewerkschaft,  G.  m.  b.  H.,  Bruchhausen  b.  Hüsten,  Verein  flir 
chemische  Industrie,  Frankfurt  a.  M.,  Lambiotte  Fröres,  Brüssel, 
Chemische  Fabrik  Konstanz,  Gebrüder  Bantlin,  Konstanz. 

JDie  Trebergesellschaft  sah  sich  jetzt  vor  die  Wahl  gestellt, 
entweder  gegen  die  sieben  Konkurrenzfirmen  Klage  zu  erheben, 
oder  aber  durch  eine  offene  Darlegung  der  tatsächlichen  Verhält- 
nisse die  Behauptungen  jener  zu  entkräften.  Auf  Anraten  Direk- 
tor  Schmidts  entschloss  man  sich  zu  letzterem  und  berief  für  den 
3.  November  1899  eine  ausserordentliche  Generalversammlung  ein. 
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Zuvor  wurden  sämtliche  Tochtergesellschaften  veranlasst,  sich 
durch  ihre  Leiter  vertreten  zu  lassen.  Mit  der  Direktion  der 
Leipziger  Bank  wird  der  vorzulegende  Bericht  gemeinsam  ausge- 
arbeitet» zahlreiche  Aktienverteilungen  an  Strohmänner,  welche 
im  Sinne  der  Direktion  stimmen  sollten,  werden  vorgenommen  u.  s.  w. 

In  seinem  Vortrage  berief  sich  Schmidt  besonders  auf  das 
günstige  Gutachten»  welches  eine  auf  sein  Ansuchen  von  der  Han- 
delskammer in  Cassel  bezeichnete  Kommission  über  die  Fabrik- 
anlagen in  Nantes  abgegeben  hatte. 

In  Wirklichkeit  war  diese  Kommission  düpiert  worden»  indem 
sie  in  Nantes  nur  das  zu  sehen  bekam,  was  sie  sehen  sollte. 

Sämtliche  Leiter  schilderten  die  Lage  ihrer  Werke  ab  äus- 
serst gunstig. 

Diese  geschickt  inszenierte  sogen.  Paradeversammlung  endete 
mit  einem  einstimmigen  Vertrauensvotum  für  die  Verwaltung. 
Einstimmig  wurde  auch  deren  eigener  Antrag  auf  Einsetzung  einer 
Prüfungskommission  abgelehnt. 

Der  Bericht  des  Vorstandes  wurde  in  einer  Broschüre  nieder- 
gelegt Trotz  der  gewandten  Fassung  desselben  ist  doch  daraus 
zu  entnehmen,  dass  die  Anschuldigungen  nicht  unbegründet  waren. 
Fehler  und  Irrtümer  infolge  Uner&hrenheit  auf  dem  Gebiete  der 
Holzverkohiung,  Bewilligung  zu  hoher  Preise  für  Rohmaterial,  un> 
günstige  HolzHeferungsverträge  werden  eingestanden.  Auch  die 
Ueberschätzung  des  Bergmannschen  Patentes  wird  zugegeben. 
Um  die  Rentabilität  der  Tochterwerke  zu  heben,  war  man  ge- 
zwungen gewesen,  dieses  Verfahren  teilweise  durch  neue  paten- 
tierte Apparate  zu  ersetzen. 

Professor  Dr.  Lassar-Cohn  von  der  Universität  Königsberg 
hatte  in  einem  Gutachten  vom  i6.  Juli  1899  u.  a.  gcsaj^t: 

»Dft  nun  ohne  eine  genügende  Verwertung  der  Hokkohle  eine  lohnende  Hol«* 
Tcrkohlung  nicht  denkbar  ist»  steht  and  filllt  der  Wert  der  Bergmann'schen  Patente 
mit  der  lohnenden  Veiweitui^g  ^eses  Rückstandes  in  den  Retorten.« 

Der  Vorstand  der  Trebergesellschaft  schreibt  selbst  in  seinem 
Berichte»  dass  erfahrungsgemäss  die  Kosten  des  Holzes  durch  den 
Erlös  für  die  Holzkohle  gedeckt  werden  müssen,  um  die  Renta- 
bilität  eines  Werkes  zu  gewährlebten.  Gleichwohl  wird  zugegeben, 
dass  die  Erwartungen  bezüglich  der  Verwertung  der  Bergmann« 
sehen  Holzkohle,  infolge  beschränkter  Absatzfähigkeit  sich  nicht 
haben  realisieren  lassen.  Die  Vorräte  häuften  sich  vielmehr  rie- 
senhaft an. 

Zwtichrlft  für  di«  g*a.  StealtwitMoacIi.  Ergäniungtheft  9.  6 
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Auch  die  Verarbeitung  von  Weichholzabfällen,  für  welche 
eine  ganze  Reihe  Vcrkohlungen  nach  dem  Patente  Bergmann 
eingerichtet  worden  war,  ergab  nicht  die  gewünschten  Resultate. 

Opfer  über  Opfer  mussten  für  die  industricH  technische  Durch* 
arbeitung  des  Bergmannschen  Verfahrens  gebracht  werden.  I.i- 
cenz-Nachlässe  und  materielle  Beistandleistungen  an  die  Tochter- 
gesellschaften machten  sich  nötig.  So  werden  letzteren  für  zu 
liefernde  Holzkohle  8  Mark  vergütet  und  ihnen  hierauf  dieselbe 
Kohle  zu  Heizzwecken  für  nur  eine  Mark  zurückgegeben. 

Den  Tochtei^esellschaften ,  welche  in  der  Regel  für  lieber- 
lassung  von  Patenten  sofort  bis  zur  Hälfte  ihres  Aktienkapitals 
belastet  wurden,  mangelte  jedes  Betriebskapital,  sodass  sie  ge- 
zwungen waren,  bei  ihrem  Mutterhause  Kredit  in  Anspruch  /.u 
nehmen.  Ihre  finanzielle  Leitung  lag  ausschliesslich  in  den  Hän» 
den  Schmidts,  welcher  massgebender  Generaldirektor  sämtlicher 
Gesellschaften  war»  während  diesen  nur  technische  Leiter  vor- 
standen. Schmidt  seinerseits  beschaffte  die  erforderlichen  Mittel 
in  der  Hauptsache  durch  die  Leipziger  Bank. 

Die  zur  Errichtung  der  verschiedenen  Fabriken  vorgeschos' 
senen  Baugelder  belastete  letztere  separaten  Vorschusskonten. 

Die  Konkursverwaltung  genannter  Bank  berichtete,  dass  in 
den  Büchern  derselben  die  sogenannten  Treberkonten  in  den 
Jahren  189s  und  1896  folgende  Salden  aufwiesen: 

51.  Dezember  1895  49^*      Lasten  der  Bank, 

31.         »       1896        >    2455959.  desgl. 

Von  da  an  ändert  sich  das  Verhältnis  und  es  erscheinen 
unter  dem  Konto-Namen  »Trebergesellschaft«  nur  noch  Salden 


zu  gunsten  der  Bank,  nämlich: 

31.  Dezember  1807 

M. 

2  9J40S1,  — . 

30.  Juni  i$98 

» 

»  969  443.— • 

3  t.  Dctcmber  1898 

8  516  I49>40. 

30.  Juni  1899 

» 

13  611  230,50. 

31.  iiezember  1899 

«2  400  435,84. 

31.  Man  1900 

4  2  5'^  433  — • 

30.  Juni  1900 

» 

lö  243  009,50. 

30.  September  1900 

• 

32  S02  740,—, 

31.  Dwember  1900 

» 

8  109  851,75. 

31.  März  1901 

II  76S  434.Ö5. 

35.  Juni  1901 

> 

«6457  S7ii39- 

An  diesen  Ziffern  fallt  zunächst  auf,  sagt  der  Konkursver- 
walter, das  allmähliche  Anschwellen  des  Saldos  zu  gunsten  der 
Leipziger  Bank  und  der  Rückgang  von  Mk.  22400435,84  am 
31.  Dezember  1899  bis  auf  Mk.  4258  .,  ^^  am  31.  März  1900,  so- 
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wie  das  nochmalige  AnschweUeo  auf  Mk.  22  802  740  am  3a  Sep- 
tember 1900  und  der  Rückgang  auf  M.  8 109  851,7$  am  31.  De- 
zember 1900.  Wenn  man  nun  nach  der  Ursache  forscht,  wie  es 
der  Casseler  Gesellschaft  in  den  Jahren  1899  und  1900  zweimal 
möglich  gewesen  ist,  den  Saldo  zu  ihren  Lasten  um  18  Millionen 
und  14  Millionen  zu  verringern,  so  findet  man,  dass  es  sich  dabei 
um  eine  Schiebung  handelt.  Die  Casseler  Gesellschaft  hat  die 
32  Millionen,  um  die  sich  der  Saldo  verringert  hat,  nicht  etwa 
durch  Zahlung  al^estossen,  sondern  es  sind  einfach  bei  der  Leip- 
ziger Bank  neue  Konten  eingerichtet  worden,  von  denen  nament- 
lich das  Solidar* Vorschuss-Konto  Sumpf  und  Genossen  mit  einem 
Saldo  von  10290000  Mark  und  die  Separat- Vorschuss-Konten 
Adolf  Schmidt ,  Arnold  Sumpf,  Hermann  Sumpf,  F.  E.  Otto, 
Th,  Schulze-Dellwig  mit  je  4  200  227  Mk.  und  Richard  Schlegel 
mit  1 410  000  Mk.  interessieren.  Auf  diese  Weise  sind  rund  33 
Millionen  Mark  abgestossen  worden. 

Das  gesamte  Engagement  der  Leipziger  Bank  bei  der  Tre- 
bergesellschaft,  ihren  Direktoren  und  Aufsichtsräten,  sowie  ihren 
Tochterunternehmnngen  betrug  in  abgerundeten  Summen: 


Die  einzelnen  Summen  erfuhren  später  noch  verschiedene 
Berichtigungen  (s.  Obligo.-Tabelle). 

Bis  zu  einem  gewissen  Grade  war  fUr  diese  Forderungen 
Deckung  gegeben  worden,  allein  bei  näherem  Zusehen  erwiesen 
sich  diese  »Deckungen«  als  höchst  zweifelhafter  Natur,  da  es 
sich  dabei  in  der  Hauptsache  nur  um  Aktien  von  Tochterunter- 
nehmungen und  um  Forderungen  an  solche  handelte,  die  in  der 
Regel  erst  von  der  Trebergesellschaft  an  ihre  Aufsichtsräte  und 
von  diesen  an  die  Leipziger  Bank  abgetreten  worden  waren. 

Durch  die  fortgesetzten  Anfeindungen,  durch  das  Bekannt- 
werden der  später  zur  Sprache  kommenden  Geldgeschäfte  mit 
der  Finanz-  und  Handelszeitung  und  den  Spielhagen-Banken  in 
Berlin  wurde  das  Vertrauen  zu  der  Trebergesellschaft  mehr  und 
mehr  erschüttert,  trotzdem  deren  Direktion  öffentlich  erklärte, 
dass  ihre  Gesellschaft  mit  den  letzteren  nichts  zu  tun  habe.  Die 
böse  innere  Situation,  die  sie  nach  Möglichkeit  versteckte  und 
der  Wunsch,  die  Angriffe,  die  nicht  aufhören  wollten,  zum  Schwei- 


am  31.  Dezember  1898 
»  31.        »  1899 

•  31.        >  1900 

*  a6.  Juni  1901 


M.  22  370  000. 
»  40874000. 

>  74  687  000. 
»  87  304  000. 
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gen  2U  bringen»  zwangen  die  TrebergeseUschaft  schliesslich  zu 
einer  grossen  Massregel. 

Mit  der  Begründung,  die  nachbenannten  Gesellschaften  dau- 
ernd an  sich  zu  fesseln,  aus  dem  bislang  sehr  losen  Gefilge  der 
einzelnen  Rohverkohlungen  und  der  Raffinerien  liir  die  Produkte 
aus  der  Holzverkohlung  einen  kommerziell,  administrativ  und 
technisch  einheitlich  geleiteten  und  einheitlich  gegliederten  Or- 
ganismus zu  schaffen,  berief  die  Verwaltung  für  den  a8.  Februar 
1901  eine  ausserordentliche  Generalversammlung  ein,  um  folgende 
Vorschläge  zu  unterbreiten : 

gegen  Hingabe  von 
neuen  Treb<^kticn 

A.  Die  Erwerbong  des  gemntcn  Vennögeni  luclutehender 

Finnen: 

1.  Erste  Galizische  Akiiciiiicsellschaft  für  HohdesüiUtion,  Lemberg       M.  125S000. 

2.  Holzdestillation!>-A.<J.  Kassza,  Iiiava   .         >  714OOO. 

3.  Gerb»  rmd  FarbstofTwerke  A.G.  H.  Renner  &  Co.,  Hamburg       »    l  400  Ooa 

4.  Norddcuf^chc Verein. Chem. Fabriken  A.G.GlücksUduHambvig        »  880000. 

5.  Holzdestillation  C.  H.  Rüggeberg,  Nebemi   »      265  000. 

6.  Schlesische  A.G.  fUr  chemitclie  Industrie»  W«l«w«sser    .  .       >  64000a 

B.  Die  Erwerbung  der  die  Mejoritit  sichernden  Aktien  foU 
gender  Untemebinnngen : 

I.  M.    850000.   Aktien  kr  B.^ntlinschen  chemiseben  Fabriken» 

A.G.  Peresc^ny   •  S50000. 

a.  »  I  545  Soo.   Aktien  der  Botniscben  Hohverwertungs-A.G. 

Serajevo   *       JJ9  000, 

3.  •   I  6S0  450.   Aktien  der  Union,  A.G.  für  chemische  Indu- 

strie, Piume   >  840000. 

4.  »  I  473  000*   Aktien  der  Vereinigten  Chemischen  Fabriken, 

A.G.  Scbweinfurt   »  736000. 

>Nach  der  Fusion  <,  heisst  es  in  einem  Vorbericbte  vom 
6.  Februar  1901  an  die  Aktionäre,  »werden  die  vereinigten  Werke 
eine  einheitliche  Disposition  gestatten.  Glückstadt  im  Norden, 
Schweinfurt  und  Frag — ^Zbirow  im  Zentrum  und  Fiume  im  Süden, 
werden  nach  einem  die  Marktbedürfnisse  und  die  Frachtverhält* 
nisse  gleichmässig  berücksichtigenden  Plane  die  Rohproduktion 
oder  die  Zwischenproduktion  zugewiesen  erhalten«. 

In  der  Generalversammlung  vom  28.  Februar  190t  wurde  die 
Fusion,  wenn  auch  unter  teilweise  heftigem  Widerspruche  ge» 
nehmigt  und  zu  deren  Durchführung  eine  Erhöhung  des  Aktien- 
kapitals um  8  400  000  Mk.  beschlossen. 

Die  angeführten  Werte  und  Werke  mit  einem  angcbUcheu 
Gesamtwerte  von  18  827  250  Mk.  wurden  durch  neue  Casseler 
Ii  eher- Aktien  im  Nennwerte  von  8355000  Mk.  erworben  und 
mithin  in  den  Büchern  Abschreibungen  im  Gesamtbetrage  von 
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10472  250  Mk,  ermöglicht. 

Es  war  geplant,  nach  durchgeführter  Fusion  auf  sämtliche 
vereinigte  Werke  eine  grosse  Hypothek  aufzunehmen,  einen  Teil 
der  Schuld  an  die  Leipziger  Bank  abzustossen,  die  Tochterge- 
sellschaften von  ihren  Lasten  zu  befreien  und  so  das  Ganze  zu 
reorganisieren.  Direktor  Schmidt  hofite,  alsdann  den  ganzen  eu> 
ropäischen  Markt  in  seine  Hand  zu  bekommen  und  die  Konkur- 
renz zwingen  zu  können,  sich  mit  ihm  zu  einigen.  Die  Firmen 
Bantlin,  Renner  und  ROggeberg  hatte  er  bereits  zu  gewinnen 
gewusst. 

Insbesondere  sollte  das  angegliederte  renomierte  Bantlinsche 
Werk,  dessen  früherer  Besitzer  bis  dahin  ausgesprochener  Geg* 
ner  der  Trebergesellschaft  gewesen  war,  die  Brücke  bilden  zu 
der  lange  beabsichtigten  Vereinigung  aller  Holzverkohler.  Schmidt 
hatte  im  Austausch  gegen  Aktien  verschiedener  Tochtergesell' 
Schäften  hohe  Beträge  Berliner  Spielhagen-Bank-Aktien  erhalten, 
diese  dann  lombardiert  und  von  dem  so  erlangten  Oelde  einen 
Teil  dazu  verwendet,  den  Ring  seiner  Konkurrenten  zu  schwächen 
und  die  geplante  Fusion  vorzubereiten,  indem  er,  ohne  Wissen 
der  Leipziger  Bank,  8ocx>  Aktien  der  chemischen  Fabrik  Bantlin 
kaufte  und  zwar  2000  auf  Besitz  und  6000  auf  Option. 

Hierauf  leistete  er  eine  Anzahlung  von  locoooo  Mk.  bar 
und  600000  Mk.  in  Wechseln. 

Den  unter  sehr  ungünstigen  Bedingungen  geschlossenen 
Vertrag  konnte  der  Konkursverwalter  der  Leipziger  Bank  später 
nur  mit  sehr  schweren  Opfern  rückgängig  machen. 

Infolge  Zusammenbruches  der  Spielhagen -Banken  wurde 
Schmidt  gezwungen,  deren  lombardierte  Aktien  einzulösen,  was 
er  durch  Tratten  auf  die  Leipziger  Bank  tat. 

Das  weitere  Ziel  nach  der  Fusion  war  die  Einigung  mit  den 
amerikanischen  Produzenten  und  die  Bildung  eines  VVeltti iists. 

Die  Fusionsaktien  beabsichtigte  Schmidt  in  England  einzu- 
führen, zu  welchem  Zwecke  er  in  London  bereits  eine  Verbin- 
dung angeknüpft  hatte. 

Infolge  der  Katastrophe ,  welclic  über  die  Leipziger  Bank 
hereinbrach,  gelangte  die  Fusion  nicht  zur  Vollendung. 

3.  Die  Leipziger  Bank  und  deren  Zusammenbruch. 

Die  Leipziger  Bank  uar  im  Jahr  1839  gegründet  worden. 
Ihr  Aktienkapital  belief  sich  ursprünghch  auf 
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4  5f>o  ooo  Mark  und  wurde 
1S55        4  3^^  * 
1873    *  9000000     •    begeben  «1  110% 

1890    >  6000000     »        »       .  125  » 

IS96      •>     8  Uüu  000        >  k  »    140  » 

1898     >  16000000        >  »  »  » 

zusammen  auf    4S000000  Mark  efböbt 

Die  Dividende  betrug  für  1890— 1900 :  6^1«  6V«>  6,  6,  6,  /Vi* 
9,  10,  10,  10,  9  Proz. 

Der  Kurs  stellte  sich  in  Leipzig  Ende  1890^1900  auf:  128, 
125,  128.401  129,  139,  144.60,  181.  193.50.  187,  176,  162.40  und 
zuletzt  am  22.  Juni  1901 :  14t  Proz.  In  Berlin  wurden  die  Aktien 
am  24.  Juni  1901  noch  zu  140  Proz.  gehandelt. 

Bei  der  Leipziger  Bank  hatte,  ebenso  wie  bei  der  Dresdener 
Kreditanstalt,  ein  Kursinterventions>Konto  bestanden.  Aufsichts- 
räte und  Direktion  hatten  seit  Jahren  ein  Konsortium  für  Leip- 
ziger Bankaktien  gebildet,  um  das  an  die  Börse  kommende  Ma- 
terial bei  sinkenden  Kursen  aufzukaufen.  Beim  Zusammenbruche 
war  ein  Bestand  von  2*/s  Millionen  Mark  vorhanden,  wofür  jeder 
der  neun  Beteiligten  vom  Konkursverwalter  mit  380000  Mk.  in 
Anspruch  genommen  wurde.  Von  diesem  Bestände  waren  von 
der  Leipziger  Bank  1 750000  Mk.  nominal  bei  der  sächsischen 
Lotterie*Darlehns-Kasse  verpfändet. 

Den  Aufsichtsrat  der  Leipziger  Bank  bildeten  zuletzt: 

I.  Generalkonsul  Eugen  Sachsenröder,  Kaufmann, 
Vorsitzender  (soweit  zu  ermitteln  Aufsichtsrat  bei  8  Ak- 
tiengesellschaften). 2.  Sudtrat,  Konsul  Heinrich  Dodel, 
Kaufmann,  stellvertr.  Vorsitzender  (A.R.  bei  9  A.G.)  3.  Dr.  jur. 
OttoFiebiger,  Bankdirektor  a.  D.  (A.R.  bei  2  A.G.).  4.  Fried* 
rieh  Alex  Mayer,  Kammerrat,  Bankier.  5.  Felix  Schäffer, 
Kaufmann  (A.R.  bei  6  A.G.).  6.  Georg  Ludwig  Schröder,  Kauf- 
mann, (A.R.  bei  7  A.G.)  7.  Alfred  Vörster,  Verlagsbuch- 
händler. 8.  Friedrich  Ludwig  W  i  1  k  e  n  s  ,  Wollkämmerei-Direk- 
tor. 9.  Generalkonsul  Wilhelm  Wölk  er,  Kaufmann  (A.R.  bei 
S  A.G.)  Direktoren  waren:  A.  H.  Exner,  Auisichtsrat  bei 
20  und  Dr.  jur.  Gentzsch,  Aufsichtsrat  bei  9  Aktiengesell- 
schaften. 

Direktor  Exner,  früher  Prokurist  der  Deutschen  Bank  in 
Berlin,  war  1887  im  Alter  von  29  Jahren  in  die  Leitung  der  Leip- 
ziger Bank  berufen  worden,  mit  der  Aufgabe,  aus  dieser  »einge- 
schlafenen  Notenbankc  ein  Institut  der  Hochfinanz  zu  machen. 
Vermittelst  seiner  Berliner  Verbindungen  erreichte  er  es  auch, 
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dass  die  Leipziger  Bank  zu  Finanzoperationen  aller  Art  hinzu- 
gezogen wurde ;  ebenso  gelang  es  ihm,  den  Kundenkreis  der 
Bank  bedeutend  zu  erweitern.  Dabei  Hess  er  sich  sehr  angelegen 
sein,  iur  die  Bank  eine  lebhafte  Reklame  unter  dem  Redaktions- 
strich verschiedener  Tageszeitungen  in  Scene  zu  setzen.  In  geist» 
voller  Weise  weiss  er  seine  Geschäftsberichte  abzufassen.  Durch 
alle  zieht  sich  aber  wie  ein  roter  Faden  die  Betonung,  dass  man 
den  Aufschwung  des  Instituts  in  erster  Linie  der  Pflege  des  Geschäfts 
mit  der  sächsischen  Industrie  und  dem  sächsischen  Handel  zu  ver- 
danken habe.  Die  Beziehungen  zu  Cassel  werden  kaum  gestreift. 

Direktor  Dr.  Gentzsch  war  1896  in  die  Direktion  der  Leip* 
ziger  Bank  gewählt  worden,  um  gegen  den  »Durchgänger«  Exner 
ein  Gegengewicht  zu  bilden.  Indessen  war  er,  obwohl  ein  ge- 
wissenhafter Jurist,  in  kaufmännischer  Beziehung  für  sein  Amt 
durchaus  ungeeignet.  Energielos  Hess  er  die  Dinge  ihren  Lauf 
nehmen,  obgleich  ihm  die  Casseler  Verbindung  bereits  seit  1897 
grosse  Sorge  bereitete. 

Es  rächte  sich  hier  die  in  Deutschland  eingerissene  Unsitte, 
in  den  Vorstand  von  Banken,  Industrieunternehmungen  etc.  Ju- 
risten zu  wählen,  anstatt  gewiegte  Kaufleute. 

Auch  für  die  Leipziger  Bank  war  die  Institution  des  Auf- 
sichtsrats eine  verhängnisvolle  Dekoration  geworden. 

>Der  Name  Sachsenrdder  allein  verbürgte  eine  gediegene 
Geschäftsleitung«  sagt  im  Leipziger  Bankprozess  ein  Verteidiger 
der  Aufsichtsräte  in  seinem  Plaidoyer,  ohne  zu  bedenken,  welch 
schwerer  Vorwurf  für  den  gesamten  Aufsichtsrat  in  diesen  Worten 
enthalten  war. 

Dem  Umstände,  dass  die  angesehensten  Namen  der  Leipziger 
Kaufmannschaft :  Sachsenröder,  Dodel,  Fiebiger,  Mayer,  SchäfTer, 
Schröder,  Vörster,  Wilkens,  Wölker  in  der  Verwaltung  vertreten 
waren,  war  es  grossenteils  zuzuschreiben,  dass  in  Leipziger  Ge- 
schäftskreisen das  Vertrauen  zu  der  Leipziger  Bank  bis  zu  dem 
Tage  ihres  Zusammenbruches  ein  felsenfestes  war.  FreUich  musste 
die  schon  angedeutete  Haltung  der  Leipziger  Presse  hinzukommen, 
welche  auch  dann  noch  von  dem  durch  das  Bankgenie  Exner's 
hervorgebrachten  Aufschwung  des  Instituts  zu  erzählen  wusste, 
als  bereits  in  Berlin  und  Frankfurt  sein  Kredit  ins  Wanken  ge- 
kommen war. 

Der  plötzliche  Uebergang  von  der  Dezentralisation  der  Toch- 
terwerke zur  Zentralisation,  welchen  die  Trebergesellschaft  durch 
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die  Fusion  bewirken  wollte,  hatte  das  Misstraiien  gegen  Cassel 
verschärft,  und  das  hatte  dem  bereits  vorhandenen  Argwohn  gegen 
die  Leipziger  Bank  neue  Nahrung  gegeben.  Hierzu  kam  noch, 
dass  der  Rückgang  der  deutschen  Industrie  die  gesamte  kauf- 
männische W  elt  zur  Vorsicht  mahnte. 

Im  Frühjahr  1901  beginnt  bei  der  Leipziger  Bank  sich  Geld- 
not fühlbar  zu  machen,  zeitweihg  werden  auch  Treberwechsel  zu* 
rückgewiesen.  Als  Anfang  Juni  1901  die  Krisis  über  die  Kre- 
ditanstalt für  Industrie  und  Handel  in  Dresden  hereinbricht,  stellt 
man  Vergleiche  an  und  tindet»  dass  die  Verhältnisse  in  Leipzig 
ähnlich  liegen. 

Uio  Hauptdiskonteure  der  Leipziger  Bank  erklären  dieser, 
ihre  Wechsel  nur  noch  in  beschränktem  Umfange,  Treberwechsel 
jedoch  gar  nicht  mehr  hereinnehmen  zu  können.  Auch  in  Berlin 
werden  die  letzteren  zurückgewiesen.  Dies  bedeutete  für  die 
Leipziger  Bank  das  plötzliche  Versiechen  einer  Geldquelle  von 
30—40  Millionen  Mark. 

Insofern  war  allerdings  die  Dresdener  Krisis  die  Ursache  der- 
jenigen in  Leipzig.  Indessen  war  die  Lage  der  Bank  bereits  seit 
1899  eine  derartige,  dass  jede  politische  und  wirtschaftliche  Ka* 
tastrophe,  jede  Erschütterung  des  Geldmarktes  den  Zusammen- 
bruch notwendig  zur  Folge  haben  musste.  Die  ungeheuren  Be* 
träge»  mit  welchen  das  Institut  sich  in  Cassel  festgefahren  hatte, 
hatten  schliesslich  die  ihm  zu  Gebote  stehenden  Hilfsquellen  er- 
schöpft. 

Die  Verwaltung  sah  sich  jetzt  vor  die  Notwendigkeit  gestellt, 
bei  den  Berliner  Grossbanken  um  Hilfe  nachzusuchen.  Direktor 
Exner  hatte  sich  mit  der  Hoffnung  getragen,  dass  er  schlimmsten 
Falles  in  Berlin  unter  allen  Umständen  Hilfe  finden  werde.  Er 
war  der  Ansicht  gewesen,  dass  den  Berliner  Banken  gar  nichts 
anderes  übrig  bleiben  würde,  als  sich  an  einer  Hilfsaktion  zu  be* 
teiligen,  da  sonst  eine  allgemeine  Panik  ausbrechen  werde,  und 
dann  auch  die  andern  Banken  einen  Ansturm  zu  erleiden  hätten, 
der  die  Existenz  mancher  unter  ihnen  in  Frage  stellen  könnte. 

Exner  hatte  sich  jedoch  schwer  getäuscht  Ein  am  24.  Juni 
1901  unternommener  Versuch,  in  Berlin  unter  Führung  der  Deut- 
sehen  Bank  eine  Hilfsaktion  der  dortigen  Grossfinanziers  herbei- 
zuführen, scheiterte  angesichts  der  enormen  Höhe  des  Engagements. 

Das  war  das  Ende.  Am  25.  Juni  1901  veröffentlichte  die 
Leipziger  Bank  folgende  Mitteilung: 
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>N'ac1ideni  si^h  durch  <^en  jüngst  erfolj^ten  Zusatnmcnljruch  der  Kreditanstalt  für 
ImluHiic  und  liandel  in  Dresden  die  Vfrli:iltiiis>e  des  iitskontmaiktcä  schwierig  ije- 
sultet,  UM  i  die  Grossdi&konteure  die  Hereinnähme  unserer  Wechsel  im  seitherigen 
Umfätige  \erweigcrt  haben,  wir  aber  »nr  Anfrechtcrluüuing  uuerei  anig^dehntea  Gt' 
lehlilbbelriebe«  auf  die  Weiterdiskonttenmg  unserer  Wechsel  ugoriesen  sind,  lo 
sehen  wir  ans  zu  unserem  grössten  Leidweseti  in  die  Not%vendigkeit  versetzt,  im  In- 
teresse unserer  Gläubiger  zeitweilig  unsere  ZahloBgen  einzustellen.  Wir  richten  das 
drin;»ende  Ersuchen  an  alle  Beteiligten,  in  ihrem  eigenen  Interesse  und  zur  Vermei- 
dung \on  Verlusten,  uns  durch  ein  nihij^es  Zuwarten  in  der  glatten  Erledigung  un- 
serer Engagements  zu  unterstützen ,  wir  geben  die  Erklärung,  dass  wir  bei  sacbge- 
nisser  Abwickelnng  unserer  Gesehifte  nicht  nur  jeden  Veriust  Ar  unsere  Giftubiger 
•k  «asgeschtossea  ansehen,  sondern  auch  ein  ginsl^cs  Ergebnis  fUr  unsere  Aktionire 
glanben  erwarten  su  dürfen.  Wenn  auch  temporär  unsere  Kassenauszahlungs-Schalter 
geschlossen  gehnlten  werden  müssen,  %o  bleiben  .andererseits  die  Effckten-Schalter 
Ij'.ottnet,  nnl  es  können  da^clbal  während  der  '  ;!  >eh;il'u>.tanden  Aisf  bewahrungs- 
Depuis  abgehoben  und  Vorscbuss- Depots  Zu^  um  Zug  gegen  Zahlung  der  darauf 
lastenden  Betrüge  nebit  Zinsen  und  Spesen  eingelöst  werden. c 

In  einem  zweiten  Anschlage  fehlte  der  Satz  von  »wir  geben 
die  Erklärung'  bis  >j:flauben  erwarten  zu  dürfen.«  Statt  dessen 
hiess  es:  >\Vir  behalten  uns  weitere  Mitteilungen  vor.« 

Einer  für  den  26.  Juni  1901  zusanitnenberufenen  Versamm- 
lung der  Hauptgläubiger  wurde  folgender  nach  den  Biichern  der 
Bank  sofort  aufgestellter  Status  vorgelegt : 


Aktiven. 

Wechsel  (wovon  10  Mil- 
lionen bei  der  Sachs. 
Lotterie  -  Darlehens- 
K.^NSc  verpfändet)  ca.  M. 

Effekten    ....     »  • 

Kassa  .... 

i'J:in>!rr 
Küii^uttialbestände  .     »  » 
freier  Wert  de»  Hank- 
gebäudes  .    .    .     »  » 


» 
> 


26  500  000. 
5  500  000. 

3  OOOOOOw 

1 1 1  500  000. 

4  500  ÜOO. 

700000a 

2  ^00  000. 


Acccpte   .    .    .  . 
Depositen  u.  Check- 
Konto  .    .    .  . 
Sonstige  Kreditoren 


Passiven. 

ca,  M.  29000000. 


»  »  a4  000  000. 
»    >  39  000  000. 


M.  139  500000, 


M.  92000000. 


la  dieser  Aufstellung  waren  die  Engagements  bei  der  Treber« 
gesellschaft  einbegriffen.  Als  mitgeteilt  wurde,  dass  dieselben 
sich  auf  87  Millionen  Mark  beliefen,  denen  in  der  Hauptsache  un- 
realisierbare Werte  als  Deckung  gegenüberstanden,  sah  die  Mehr- 
heit der  Versammelten  davoi^  ab,  ein  Moratorium  zu  befürworten, 
sodass  am  selben  Tage  der  Konkurs  angemeldet  werden  musste. 

In  dieser  Versammlung  waren  u.  a.  vertreten  die  Retchsbank, 
die  Sächsische  Bank,  die  kgl.  sächsische  Lotterie-Darlehnskasse, 
die  Leipziger  Hypothekenbank,  die  Allgemeine  Deutsche  Kredit- 
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Anstalt  in  Leipzig,  die  Bayerische  Hypotheken-  und  Wechsel- 
bank, die  Nationalbaak  für  Deutschland,  die  Firma  S.  Bieichröder, 
Berlin. 

Die  Wirkung^  des  Konkurses  war  eine  erschütternde.  Sämt* 
liehe  Börsen  Europas  wurden  auf  das  schwerste  getroffen,  selbst 
die  New-Yorker  konnte  sich  dem  deprimierenden  Einflüsse  nicht 
entziehen.  Der  früher  grenzenlose  Optimismus,  die  allgemeine  Ver- 
trauensseligkeit, welche  bereits  durch  die  Spielhagen-Afifaire,  durch 
die  Katastrophe  der  Dresdener  Kreditanstalt  für  Industrie  und 
Handel  u.  a.  grosse  Einbusse  erlitten  hatten,  schlugen  in  das 
direkte  Gegenteil  um.  Zahlreiche  Firmen  sahen  sich  veranlasst, 
öffentlich  zu  erkläreni  dass  sie  mit  der  Leipziger  Bank  in  keiner 
Geschäftsverbindung  standen,  oder  doch  nur  unbedeutende  Ver« 
luste  zu  erleiden  hatten. 

Die  unheilvollen  Folgen  machten  sich  nicht  nur  bei  den  di- 
rekt Betroffenen  fühlbar,  sondern  auch  dem  gesamten  Handel  und 
der  Industrie  wurden  schwere  Schläge  versetzt:  Eine  ganze  Reihe 
grösserer  Firmen  und  Etablissements,  welche  mit  der  Leipziger 
Bank  ui  Geschäftsverbindung  gestanden  hatten,  geriet  in  Finanz- 
verlegenheiten, wodurch  der  Bank  8 — lo  Millionen  Mark  weitere 
Verluste  erwuchsen. 

Eine  Krisis  von  unberechenbaren  Folgen  drohte  auszubrechen, 
zumal  alle  Banken  gezwungen  waren,  grosse  Geldvorräte  zu  hal- 
ten, um  den  plötzlich  an  sie  herantretenden  Anforderungen  des 
überaus  misstrauisch  gewordenen  Publikums  genügen  zu  können. 

Bei  der  Allgemeinen  Deutschen  Kredit-Anstalt  in  Leipzig 
*  wurden  innerhalb  zweier  Tage  acht  Millionen  Mark  Guthaben  zu- 
rückgefordert. Auf  die  Kredit-  und  Spar-Bank  daselbst  wurde 
ein  Run  eröffnet,  welcher  deren  Existenz  emstlich  in  Frage  stellte. 
Binnen  sechs  Monaten  musste  dieselbe  die  Mittel  für  S  Millionen 
Mark  Depositen  und  4  Millionen  Mark  Accepte  beschaffen. 

In  erster  Linie  war  es  dem  tatkräftigen  Eingreifen  der  Reichs- 
bank zu  danken,  dass  verhältnismässig  schnell  Beruhigung  ein- 
trat. Die  Handelskammer  zu  Cassel  schreibt  in  ihrem  Berichte 
über  das  Jahr  190t: 

»Ohne  einen  Rttckhalt  «n  der  ReichsbMilc  hKUen  alle  Bemahnngen  (der  Gross* 
baiiken)  der  Krisis  niclit  Einhalt  gebieten  können.  Die  Reichsbank  hat  in  dieser 
Zeit  gezeigt,  dass  sie  im  wahr>Icii  Sinne  das  Rückj^rnt  unseres  Kreditwesens  biUk-t, 
und  dass  un^icr  VVirtschaftskörpcr  luilIi  i)ci  ikii  slIi'a  ersten  Krisen  an  ilir  c;iieii  un- 
bedingt lt:äten  Halt  iindet.  Das  Vcrljaltcii  der  Reichsbank  kann  nicht  genug  als 
miistergiliig  hervorgehobea  werden:  weit  entfernt,  flire Diskontierungen  einsuschrinken. 
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hat  «ie  ihren  Kredit  einem  jeden,  der  ihn  bedurfte,  zur  Verfügung  postelU  un  !  hat 
seit  -t.  trot?  der  enormen  li)anspruchnahme  ihrer  ^^  ttcl  am  r.  Juli  an  dem  liesteheii- 
tlen  Diikonlsatx  von  j'/i^/^  festgehalten,  um  nicht  durch  Heraufselzen  des  Salzes 
die  KrisU  gewisiennuMa  ni  doluinentieren  und  dadurch  die  Vcrwimmg  ta  Ter* 
melifcii«* 

Der  Zusammenbruch  der  Kreditanstalt  für  Industrie  und  Han- 
del in  Dresden  bildete  nur  den  äusseren  Anstoss  zu  der  Kata- 
strophe. Die  innere  Ursache  lag  einzig  und  allein  in  der  Ver- 
bindung der  Leipziger  Bank  mit  der  Aktiengesellschaft  für  Treber- 
trocknung  in  Cassel. 

Letztere  gab  am  26.  Juni  190 1  bekannt: 

*Der  AttÜnchtKat  und  die  Direktion  der  AktiengeielUcheft  f&r  Trebcrtrocktiviig 

haben  infolge  der  Zahlungseinstellung  der  Leipziger  Bank,  abgesehen  von  der  Fest« 
«tclljii'^  t'.t.T  Verbindlichkeiten,  die  Anordnunü;  getroffen,  dass  die  Rsianz  für  das  ab- 
gciaufcnc  C'iesfhiitKjahr,  die  naht/u  fertii;  ^e-<telk  war,  in  «icr  Hewertiing  aller  Aktiven 
der  veränderten  Lage  Rechnung  trage  und  mit  ausserster  Rigurosital  aufgestellt  werde. 
Die  Mit^cder  des  Votstandes  und  des  AiifstchUrata  erklSren  lich  zu  den  weitgehend* 
sten  Opfern  im  hAtnase  der  Aktlonlie  «ad  GlXabiger  der  Gesellschaft  bereit  und 
hoflien,  die  Schwierigkdien  der  eingetretenen  Lage  za  flberwinden.« 

Am  3.  Juli  1901  traten  Gläubiger- Ausschuss  und  Konkurs* 
Verwalter  der  Leipziger  Bank  mit  der  Verwaltung  der  Treberge- 
sellscbaft  in  Verhandlung,  welche  jedoch  zu  keinem  Resultate 
führte,  da  steh  die  Aufrechterhaltung  der  Unternehmung  als  aus- 
sichtslos erwies.  Am  4.  Juli  1901  wurde  der  Konkurs  auch  über 
diese  Gesellschaft  eröffnet. 

Der  gesamte  Aufsichtsrat  teilte  das  Schicksal  der  Direktion 
der  Leipziger  Bank,  indem  er  von  der  Staatsanwaltschaft  in  Haft 
genommen  wurde,  während  Direktor  Schmidt  sich  seiner  Fest- 
nahme durch  die  Flucht  zunächst  entzog. 

Einer  für  den  21.  Juli  1901  einberufenen  Gläubigerversamm- 
lung erstattete  der  Konkurs- Verwalter  Bericht  über  den  Stand  des 
Konkurses  der  Leipziger  Bank  unter  Vorlegung  folgender  provi- 
sorischen Rohbiianz  per  30.  Juni  1901  (s.  S.  92). 

Die  am  10.  September  per  30.  Juni  1901  abgeschlossene  Kon- 
kurs- oder  Schätzungsbilanz,  welcher  hier  vergleichsweise  die  Ge- 
schäftsbilanz für  31.  Dezember  1900  beigesetzt  ist,  ergab  folgen- 
des Bild  (s.  S.  93). 

Hierbei  waren  diejenigen  Aktiven,  welche  mit  den  Geschäfts- 
beziehungen der  Leipziger  Bank  zu  der  Aktiengesellschaft  für 
Trcbcrtrocknung  in  Cassel,  ihren  Tochterunternehmungen  und 
ihrem  sonstigen  Anhange  in  Verbindung  standen,  sowie  der  von 
der  Konkursverwaltung  geltend  gemachte  Regressanspruch  gegen 
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Rohbilanz  per  30.  Juni  190t* 

Aktitren. 

Passiven. 

M 

M. 

23  316  462,—. 

DCMiui  eil—  i^disiuns^c^  Ou%&— 

T~)pvi<pn   >  > 

S52  456,39- 

c  ?  7  c       4  r  5 

21  62b  647,19. 

1CAntA»frnraMit*1f  AniA 

2459687,24. 

srh!t^9£fili  f\ä    IC  An  AAff  fri  a]« 

28  6co  -SS ',,77. 

IConto 

Wechsel-Zinsen-  » 

335  544,S5. 

Pfand-  Konto 

82  500,05. 

Q A/\  ^ c  1  IT 

633  oiS,49. 

pfantftsinc^n  tt  Pfttndnfov 

PrAv  •Pjtino1tfntft*IC  An^A 

457  891.95. 

X'Cuiioi  cn~i\oiiio 

1 1  »^Oi^Ot 

AUI  Dcwanrungs-rrov.-ivio. 

10966,15. 

JkAnfn  «  ICnrr<>i\t'  *  Vine^riM 

42  323.50. 

Atisgabe*KoDto 

240  404,84. 

noch  vorhandenes  Vcnnö- 

Bar*Depositen*Zil»en*KtO. 

26  765,59. 

gen 

65160971,76. 

Prov.^Ausgabe*  » 

8143.8«. 

Pensions-  » 

3  975-4Ö. 

Besoldung^  > 

197  721,47. 

Unkosten«  » 

»33  520'73. 

Mobiliar*  * 

I,—. 

HausgruniUtQcks*  » 

300000, — . 

Bank-Neubau  » 

2  !  22  626,64. 

M.  I20  2tZ  980,34» 

M.  130  262  980,34, 

die  früheren  Direktoren  und  den  früheren  Aufsichtsrat  der  Leip- 

zicjcr  Bank  nicht  b(M ücksichtigt  worden.  In  erster  Beziehung 
fehlte  es  an  ;j;eci<:rneten  Unterlagen  für  eine  Schätzung,  in  letzterer 
Beziehung  sollte  der  anhängigen  Regressklagc  nicht  vorgegrirtcn 
werden.  Spater  wurde  unt  dein  Aufsichtsrat  ein  Verj^leiclisab- 
kommen  derart  gctroften,  dass  derselbe  eine  AusLunübbuiiune  von 
fünf  Millionen  Mark  zah  :l. 

Zur  Anmeldung  waren  76376ÜOO  M.  anerkannte  Forderungen 
gekommen.  Da  das  Ergebnis  der  Liquidation  67  Proz.  der  Kon- 
kursforderungen betrug,  so  lässt  sich  der  Verlust,  welchen  Glau- 
biger und  Aktionäre  der  Leipziger  Bank  erlitten,  auf  etwa  100 
Millionen  Mark  beziffern. 

Bei  der  Aktiengesellschaft  fiir  Trebertrocknuni^  in  Cassel  er- 
wies sich  die  Aufstellung  einer  Konkursbilanz  als  gänzlich  unmög- 
lich, da  die  Bücher  i>o  geführt  waren,  dass  sie  keine  Uebersicht 
über  den  V^ermögensbestand  gewährten.  Die  angemeldeten  For- 
derungen beliefcn  sich  auf  191  Millionen  Mark,  von  denen  ca.  yO 
Millionen  Mark  anerkannt  wurden.  Das  Ergebnis  der  mehrere 
Jahre  in  Anspruch  nehmenden  Liquidation  wurde  vom  Konkurs- 
verwalter auf        Proz.  der  einfachen  Forderungen  geschätzt. 
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Aktiven. 


30.  Juni  1901. 

31.  Dez  e  m  b  e  r  1900. 

M 
**i« 

Wechsel-Konto 

8  500  000,—. 

37  798  570.67. 

^bkieii-Kottto 

I  883  699,29. 

1 0  334  65 1»30. 

K.issa-Konto 

868  230,56. 

«477  597.57. 

ivoupoQs-  und  Sorten-Konto 

744  945»34« 

001.394,93. 

Pfand'KoDto 

I  Ac6  081.10. 

c  70Q  666.1 1. 

PfiHi<!zinsLn  ood  Pfoiid-pR>v.*I>ebitoren- 

Konto 

12  59M5. 

18  7»9.— • 

Konto-Konrent-Kooto 

«7615637.57. 

95  488  884,52. 

Mobiliar-Konto 

46  601,95. 

I,—. 

Hau&grund&tüclu-Konto 

2  422  626,64. 

2  165085,15. 

X«MiMiti«l-Koiito 

6901  394.63. 

Feblbctng 

43  301  005,04. 

M. 

86851 4i&rS4. 

M.  161  545  864.77. 

PastiTen. 

30«  Juni  1901.       31.  Detern ber  1900. 

M.  M. 
Bankaktien-Konto  —  4$  000  000, — . 
Retenrefondt-Kcnito  —  14073200, — . 
Spezklresenrefonda-Konto  —  1 000  000, — . 
Baoreservefonds-Konto  —  i  200  000, — 
Mobniar-Anschaffungä-Reservefonds-Konto  —  200  000,  <— 
Beamten-Pensionsfonds-Kunlo  868983,68.  75«456f39i 
Beainten-Unterstüt2ungsfond»<KontO  96  569,74.  — 
B«r-Dc|X)siten-Konto  31  967  7 10,83.  1  ,          « t 
aeck-Konto  2  456  399,67.  J  ^  3°^'° 
Kmta-Korrent-KontO  30 '56  771,17,  39152630,28. 
Acctpt-Konto  10062661,25.  26834868,57. 
Aktien-Dividenden-Konto  4«  3««t50i  7  650^— . 
Bürgschaften  und  ObligAiionen-Garnnlien  440OOOO,'— •  — 
Wechsclvcrpflichlungen  aui  vun  di^r  L.  B. 
anSgestelltcii  be/w.  girierten  Wechseln, 
die  von  den  zahlungsunfalügen  Accep- 
tanten    bezw.    sonstigen   Wechsel  ver- 
pfiicliteten  nicht  eingeldst  werden  kön- 
nen und  (le^ihalb  zur  Anmeldung  ge- 
langen (rund)  16000000, — .  — 
Konto  a  Nnovo  —  345  248,75. 
Gnrinn*  und  Vcrltist-Kontio    —    5623502.77.  

M.^6~85T4l»,84.        M.  l6l  54r864«77. 


3*  Ursachen  und  Begleiterscheinungen  der  Bank-Kata- 
strophe. 

A.  G eschäftsgebaren  der  Trebergesells chaft. 

Aufklärun:^  über  die  Ursachen  der  Katastrophe :  über  den 

Verbleib  des  Geldci  ,  über  die  Motive,  welche  die  Verwaltunui  der 
IrcbergesellsciiulL  bei  ihrer  au  \\  ahubian  grenzenden  liandlungs- 
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weise  leiteten,  über  die  Gründe,  welche  die  Verwaltung  der  Leip^ 
ziger  Bank  bestimmten  noch  mehr  Geld  zu  geben,  trotzdem  die 
letztere  in  Cassel  bereits  übermässig  engagiert  war,  endlich  Uber 
die  Beschaffung  des  Kapitals  durch  die  Leipziger  Bank,  brachte 
der  Strafpro?:ess  vor  dem  Kgl.  Landgericht  zu  Cassel  gegen  den 
Aufsichtsrat  der  Trebergesellschaft  vom  3. — 14.  Februar  1902,  der 
Strafprozess  vor  dem  Kgl.  Schwurgericht  zu  Leipzig  gegen  Di- 
rektion und  Aufsichtsrate  der  Leipziger  Bank  vom  16.  Juni  bis 
23.  Juli  1902,  endlich  der  Strafprozess  vor  dem  Kgl.  Schwurge- 
richt zu  Cassel  gegen  den  Generaldirektor  der  Trebergesellschaft 
vom  22.  Juni  bis  7.  Juli  1903. 

Der  Keim  zu  der  Katastrophe  wurde  bereits  im  Jahre  1896 
durch  den  übereilten  Aufbau  von  Tochterwerken  der  Treberge- 
sellschaft gelegt,  welcher  mit  gewaltigen  Kosten  und  unter  Ueber- 
nahme  hoher  Garantien  erfolgte.  Die  letzteren  beliefen  sich,  unter 
Berücksichtigung  der  später  bei  Aktien  und  Obligations- Verkäufen 
übernommenen,  auf  etwa  50  Millionen  Mark.  Dazu  kam  noch, 
dass  der  Mangel  an  technischen  Kenntnissen,  sowie  der  Mangel 
an  Kontrolle  der  im  Auslande  verstreuten  Werke,  grosse  Verwir* 
rung  schuf  und  zu  irrationeller  Wirtschaft  führte,  sodass  die  Ge- 
neralunkosten den  in  Cassel  erzielten  Verdienst  sofort  verschlangen. 

Das  Bergmannsche  Verfahren  erbrachte  im  Grossbetriebe  bei 
weitem  nicht  den  Ertrag,  welchen  man  nach  den  Versuchen  im 
Kleinen  geglaubt  hatte  erwarten  zu  dürfen.  Da  aber  der  Treber- 
koncern  in  der  Hauptsache  auf  diesem  Patente  aufgebaut  war,  so 
suchte  man  dasselbe  unter  Aufwendung  grosser  Summen  zu  ver* 
bessern.  So  ging  es  von  der  liegenden  zur  stehenden  Retorte, 
von  dieser  zur  Retorte  mit  Magazinaufsatz  und  schliesslich  zu  der 
von  dem  Ingenieur  Larsen  in  Kopenhagen  erfundenen  rotieren- 
den Retorte.  Jede  Verbesserung  aber  wurde  sofort  auf  der  gan- 
zen Linie  durchgeführt,  ohne  dass  man  zuvor  den  Erfolg  abwartete. 

Besonders  grosse  Hoffnung  setzte  man  auf  die  rotierende 
Retorte,  zu  deren  Einftihrung  die  Leipziger  Bank  kurzer  Hand 
drei  Millionen  Mark  bewilligte.  Als  sie  jedoch  im  Grossen  ein- 
geführt war,  erlebte  man  abermals  eine  Enttäuschung  im  Grossen^ 
da  auch  hier  die  Retorten  im  Grossbetriebe  nicht  hielten,  was  sie 
im  Kleinen  versprochen  hatten. 

Bei  fast  allen  Werken  wurde  der  Grund  und  Boden  über- 
mässig teuer  bezahlt,  und  die  Kostenanschläge  der  Fabrikbauten 
wurden  in  der  Regel  weit  überschritten.   Ein  Werk  in  Bosnien, 
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welches  für  840000  M.  hergestellt  werden  konnte,  kostete  in 
Wirklichkeit  das  Vierfache.  In  Hamburg  wurde  eine  iocx>pfer- 
dige  Dampfmaschine  aufgestellt,  während  im  Höchstfälle  $00 
Pferdckräfte  in  Anspruch  genommen  wurden.  Auch  die  1200  Ko. 
Holz  fassenden  Retorten  waren  viel  zu  gross  angelegt.  Der  Grund- 
besitz der  Destillations-Anlage  in  Wygoda  kostete  3  Millionen 
Kronen,  während  er  kaum  300 ooo  Kr.  wert  war.  Der  Konkurs- 
verwalter erzielte  später  für  das  ganze  Werk  19000  M. 

Insgesamt  hatte  die  Trebergesellscbaft  30  Fabriken  errichtet, 
welche  45  Millionen  Mark  kosten  sollten.  Tatsächlich  verschlangen 
dieselben  aber  90  Millionen  Mark. 

Von  den  Tochtergesellschaften,  oder  richtiger  gesagt,  von 
Schmidt  für  diese,  wurden  meist  sehr  ungünstige  Holzlieferungs- 
Verträge  abgeschlossen,  die  sp  Itter  nur  unter  sehr  schweren  Opfern 
gelöst  werden  konnten.  Holzabfälle  wurden  förmlich  mit  Gold 
aufgewogen.  In  dem  eben  erwähnten  Wygoda  kostete  die  Tonne 
Hotz  6  Kr.,  während  ein  Erträgnis  nur  erzielt  werden  konnte  bei 
einem  Preise  von  2*/«  Kr.  pro  Tonne.  Um  aber  an  das  Holz 
heranzukommen,  mussten,  wie  vielfach  auch  bei  anderen  Werken, 
kilometerlange,  kostspielige  Wege  und  Waldbahnen  angelegt  wer- 
den —  ein  Umstand,  der  stark  unterschätzt  worden  war.  Schliess- 
lich musste  noch  in  Wygoda  das  zur  Fabrikation  benötigte 
Wasser  besonders  bezahlt  werden. 

Das  Hauptwerk  Santa  Maria  der  italienischen  Tochtergesell- 
schaft lag  in  der  Riviera  di  Ponente  auf  einer  schwer  zugäng- 
lichen Höhe.  Um  die  von  der  Trebergesellscbaft  gelieferten  Ma- 
schinen hinaufschaffen  zu  können,  machte  sich  eine  Verbreiterung 
der  Strasse  nötig.  Diese  Maschinen  wurden  aber  niemals  einge- 
baut, sondern  lagern  dort  als  altes  Eisen.  Eine  Rente  wurde 
natürlich  nicht  erzielt  Trotzdem  auch  die  beiden  anderen  Werke 
in  Apulien  und  Savoyen  mit  Verlust  arbeiteten,  wurden  ständig 
5  Proz.  Dividende  und  10  Pros.  Tantieme  verteilt.  Die  Fäl- 
schungen dieser  Bilanzen  sollen  allerdings  nicht  in  Cassel,  sondern 
in  Leipzig  geschehen  sein. 

Sehr  hohe  Gehälter  wurden  den  Beamten  der  Tochterwerke 
gezahlt.  Der  Leiter  der  russischen  Gesellschaft  erhielt  20CXX)  Rbl. 
p.  a«,  ohne  etwas  dafiir  zu  leisten.  Auch  der  Aufsichtsrat  dieser 
Gesellschaft  übernahm  sein  Repräsentations-Amt  nur  gegen  hohe 
Bezahlung.  Der  Leiter  der  Galizischen  Gesellschaft  erhielt  15  000 
Gttlden  Gehalt,  freie  Wohnung  und  Tantieme. 
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Direktor  Schmidt  selbst  bezog  ein  Jahresgehalt  von  24000 
Mark  und  350 — ^400000  M.  Tantieme. 

Iii  einem  Briefe  an  Exner  schreibt  Schmidt: 

>In  Tllava  herrschen  so  verrottete  VerhMltnitte,  dau  energische  Auskehr  not  tut. 

Dort  haben  drei  Bureaubeamte  in  einem  Jahre  nicht  weniger  .ils  240  Dutzend  Schreih- 
federn  verbraucht,  und  wie  hier  ün  Kleinen  gestohlen  wird,  so  stehlen  &ie  bei  den 
anderea  Werken  im  Growen.« 

Beim  Konkursverwalter  der  Trebergesellschaft  wurden  be- 
deutende Forderungen  von  Vermittelungsprovisionen  angemeldet, 
von  denen  einzelne  sich  bis  auf  2  Millionen  Mark  beliefen. 

Während  der  Jahre  1895 — 1900  wurden  von  Schmidt  durch 
Bitanzaufbesserungen  ca.  50150000  M.  Aktiven  künstUch  ge- 
schaffen und  daraufhin  von  der  Trebergesellschaft  21380000  M. 
fiir  Dividende,  Tantieme  etc.  ausgeschüttet.  Auch  hierzu  gewährte 
die  Leipziger  Bank  die  Mittel. 

In  einem  Schreiben  der  Treber-Gesellschaft  vom  28.  April 
1899  wird  der  Leipziger  Bank  ein  grösserer  Geldbedarf  in  sichere 
Aussicht  gestellt.  »Dieses  Geld  benötigen  wir  —  heisst  es  in 
dem  Briefe  —  damit  die  Tochtet|[esellschaften  eine  Dividende 
auszahlen  können.«  Anfang  Juni  igco  fordert  Cassel  zu  Dividen- 
denzahlungen fQr  die  verschiedenen  Gesellschaften  insgesamt 
1585000  M.  und  zu  Dividende  von  Cassel  selbst  2840000  M. 

In  einem  Briefe  vom  16.  Juni  desselben  Jahres  bewilligt  die 
Leipziger  Bank  eine  Million  Vorschüsse  zur  Dividenden-Zahlung, 
und  zwar  soll  Cassel  dafür  Tratten  auf  die  Leipziger  Bank  aus- 
schreiben. Da  man  sich  aber  bei  letzterer  sehr  wohl  bewusst 
war,  dass  derartige  Tratten  der  Trebergesellschaft  unter  den  Dis- 
konteuren nicht  besonders  beliebt  waren,  so  erhalt  Schmidt  in 
diesem  Briefe  den  Wink,  die  Tratten  nicht  alle  in  Berlin  zu  dis- 
kontieren, sondern  besser  in  Cassel  selbst  unterzubringen. 

Den  bttchmässigen  Nachweis  der  angeblichen  Gewinne  hatte 
die  Direktion  der  Trebergesellschaft  durch  fortgesetzte  Schiebungen, 
Verschleierungen  und  Au&tellung  nicht  vorhandener  Einnahmen, 
sowie  nicht  bestehender  Rechtsgeschäfte  geführt. 

Die  erste  Bilanz,  welche  genau  nachgeprüft  werden  konnte, 
war  die  von  1894/95.  (^^^  Geschäftsjahr  ging  vom  i.  April  bis 
31*  März).  Sie  schliesst  mit  einem  Nettogewinn  von  180000  M. 
ab,  während  tatsächlich  ein  Ausfall  von  170000  M.  vorhanden 
war.  Der  lediglich  buchmässige  Gewinn  war  dadurch  erreicht, 
dass  unter  dem  l.  März  und  31.  März  17  Verkaufsgeschäfte  ein- 
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getragen  wurden,  die  gar  nicht  bestanden.  Durch  Verrechnung 
des  bei  diesen  erdichteten  Geschäften  angenommenen  Verkaufs* 
Preises  gegen  den  Einkaufs-  bez.  Inventurpreis  der  angeblich  ver- 
kauften Waren  wurde  ein  Nutzen  von  insgesamt  350000  M.  als 
erzielt  gedacht.  Dieser  fingierte  Gewinn  wurde  zunächst  zur  Aus^ 
gleichung  der  Unterbilanz  von  i/o 000  M.  verwendet.  Von  dem 
noch  Übrigbleibenden  Reingewinn  von  180000  M.  wurden  sodann 
100  000  M.  =  10  Froz.  Dividende  und  26000  M.  Tantieme 
verteilt. 

Der  Geschäftsbericht  für  1895/96  schliesst  mit  einem  Netto- 
gewinn von  851000  M.  ab,  während  in  Wirklichkeit  ein  ganzer^ 
hebliches  Minus  zu  verzeichnen  war.  In  diesem  Jahre  wurden 
die  Bcrgmannschen  Patente  erworben.  Den  Käufern  von  Ma- 
schinen, Grafen  Arnim,  Muskau,  Katz,  Hamburg  u.  a.  m.  wurden 
die  Beträge  bereits  im  März  1896  belastet,  zu  einer  Zeit  also,  wo 
die  Maschinen  noch  gar  nicht  geliefert  und  ebenso  die  weiteren, 
nach  den  Verträgen  übernommenen  Leistungen  noch  nicht  aus- 
geführt  waren.  Mit  Rücksicht  auf  dieses  in  den  Büchern  stehende 
Guthaben  von  2512000  M.  wurden  zunächst  die  in  dem  voran- 
gegangenen Geschäftsjahre  eingestellt  gewesenen  Verkaufege- 
schifte  zuröckgebucht  Von  dem  darnach  noch  übrigbleibenden 
angeblichen  Reingewinn  von  836000  M.  wurden  570000  M.  =s 
38  Proz.  Dividende  und  125  000  M.  Tantieme  verteilt. 

Das  Geschäftsjahr  1896/97,  in  welchem  der  grösste  Teil  der 
Tochtergesellschaften  gegründet  wurde,  schliesst  mit  einem  an« 
geblichen  Reingewinn  von  7  174000  M.  ab.  Nach  der  Bilanz  be- 
trug der  Gewinn  aus  Patentverwertungen  4354000  M.,  aus  dem 
Fabrikbetrieb  einschliesslich  der  Maschinenlieferungen,  3  983  000  M. 
Die  Verträge,  welche  in  diesem  Jahre  mit  den  Tochtergesell- 
schaften abgeschlossen  wurden,  und  die  sie  zur  Zahlung  einer 
hohen  Pauschalsumme  ftir  Licenzen  und  Maschinenlieferungen  ver- 
pflichteten, erbrachten  der  Casseler  Gesellschaft  eine  angebliche 
Einnahme  von  11219000  M.  Sämtliche  Verträge,  welche  unter 
Garantie  eines  bestimmten  Ertrags  abgeschlossen  wurden,  waren 
den  betreffenden  Unternehmungen  als  im  Laufe  des  Jahres  1896/97 
bereits  ausgeführt  belastet,  obgleich  in  dieser  Zeit  noch  nichts 
ausgeführt  worden  war. 

»Aber  selbst«  ^  sagt  ein  Sachverständiger  in  dem  Casseler 
Prozess  —  »wenn  die  Lieferungen  bereits  beim  Abschluss  des 
Geschäftsjahres  gemacht  worden  wären,  so  wäre  der  Gewinn  in- 
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folge  der  übernommenen  Garantien  nur  als  ein  bedintjter  anzu- 
sehen gewesen,  dessen  wirkliclic  H()hc  sich  erst  spater  hatte  fest- 
setzen lassen.«  Tatsächlich  ist  der  angebliche  Gewinn  niemals 
f;cmacht  worden,  da  die  gewährleisteten  Resultate  nirgends  er- 
reicht wurden,  die  Trebergesellschaft  alx^r  in  vielen  Fallen  die 
ün]<osten  der  Betriebe  hat  zahlen  und  Maschinen  nachliefern 
müssen. 

Anstatt  diese  vertragsmässigen  Nachlieferungen  über  Gewinn- 
und  Verlust-Konto  zu  buchen,  belastet  die  Trebergesellschaft  ihre 
Tochtergesellschaften  dafür  ohne  deren  Wissen  und  führt  die  Po- 
sten in  ihren  Büchern  als  Aktiven.  So  belastet  sie  die  Gesell- 
schaft in 

Glückssia.lt  mit  180000  Mark       Schweinfuvt  mit  450000  Nfark 

Weisswnsser  »    100000     >  Kimppitt  »   300000     »  . 

Memd  •    575000    »  * 

Die  Fabriken  der  ungarischen  Tochtergesellschaft  in  Iiiava  er- 
forderten Zuschüsse  in  Höbe  von  rund  5  Millionen  M.  Nur  dadurch 
war  es  dieser  möglich,  10  und  später  /Proz.  Dividende  zu  zahlen. 
Im  Januar  1899  wurden  bei  dieser  Gesellschaft  für  nicht  weniger 
als  2280000  M.  Maschinen  abgerissen.  Die  nach  Cassel  zurück- 
geschickten Maschinen  und  Apparate  setzte  die  Trebergesellschaft 
in  ihrer  Bilanz  zum  vollen  Anschaffungspreise  ein,  obgleich  sie 
nur  noch  altes  Eisen  waren.  Das  Werk  in  Nantes  erforderte  mo- 
natlich 60  bis  yoooo  M.  Zuschüsse.  Die  Firma  Sandel  &  Katz 
in  Frankfurt  a.  M.  wurde  im  Geschäftsjahr  1896/97  Cär  B6000 
Zentner  Trcber  belastet,  welche  sie  niemals  erhalten  hat. 

Von  dem  auf  diese  Weise  fmgierten  Reingewinn  wurden 
2  250000  M.  =  50  Proz.  zur  Zahlung  von  Dividende  und  1070000 
Mark  zu  Tantieme  verwendet.  Bei  den  zur  Auszahlung  gelangten 
hohen  Gewinnen,  den  enormen  Betriebskosten  etc.  wurde  es  na- 
turgemäss  notwendig,  die  Fälschungen  in  immer  grösserem  Um- 
fange vorzunehmen. 

Das  Geschäftsjahr  1897/98  brachte  einen  angeblichen  Rein- 
gewinn von  5  804  000  M.  Dieser  war  dadurch  geschaffen,  dass 
die  Werke  in  Nantes,  Kassza,  Futna,  Moldawitza,  Weisswasser, 
Vossowska  und  Glücksstadt  für  Licenzen  und  Mascbinenlieferungen 
willkürlich  mit  ca.  16  600000  M.  belastet  wurden,  ohne  dass  aber 
die  Lieferungen  erfolgt  und  die  übernommenen  Garantien  erfüllt 
waren.  Statt  baren  Geldes  hatte  die  Trebergesellschaft  auch  in 
diesem  Jahre  für  einen  grossen  Teil  der  als  Einnahme  verzeich- 
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neten  Werte  wieder  Aktien  der  von  ihr  selbst  geschaffenen  Toch- 
tergesellschaften erhalten. 

Um  den  jeweiligen  Verlust  zu  ermitteln  und  danach  die  fal- 
schen Buchungen  einrichten  zu  können«  stellte  die  Direktion  zu- 
nächst Probebilanzen  auf.  Eine  solche  wurde  vom  31.  März  1898 
in  dem  Bureau  in  Cassel  gefunden»  aus  der  hervorging,  dass  zu 
dieser  Zeit  ein  Bruttoverlust  von  6123000  M.  vorhanden  war. 
Um  diesen  auszugleichen  und  Gewinn  aufweisen  zu  können,  wur< 
den  erwähnte  fingierte  Buchungen  vorgenommen.  Von  dem  schein- 
bar erzielten  Reingewinn  wurden  2400000  M.  =  40  Proz.  für 
Dividende  und  867000  M.  für  Tantieme  bestimmt. 

In  ähnlicher  Weise  werden  auch  die  Bilanzen  der  folgenden 
Jahre  übersetzt.  Die  fabchen  Buchungen  steigern  sich  von  Jahr 
zu  Jahr,  Ebenso  wachsen  die  Ausgaben  auf  dem  Zinsen-  und 
Diskont^Konto  in  starker  Weise.  Es  wurden  Geschäfte  mit  no- 
minellen Gewinnen  eingetragen,  die  gar  nicht  »istierten,  msbe- 
sondere  Waldankäufe,  die  mit  erdichtetem  Nutzen,  in  einem  Falle 
angeblich  von  1400000  M.,  wieder  realisiert  worden  waren. 

Der  Geschäftsbericht  für  1898/99  schloss  mit  einem  buch- 
mässigen  Reingewinn  von  6  090  000  M.  ab,  während  in  Wirklich- 
keit eine  erhebliche  Unterbilanz  vorhanden  war.  Um  diesen  an- 
geblichen Nutzen  nachweisen  zu  können,  wurden  die  Werke  Wy- 
goda,  Frederikstad ,  Nantes  u.  a.  für  Nachlieferungen  von  Ma- 
schinen, zu  denen  die  Trcbcrgesellschaft  ^arantiemässig  vcrpfliclitet 
war,  mit  8  660  000  M.  belastet,  wofür  jeder  Rechtsanspruch  fehkc. 
Von  dem  erdichteten  Reingewinn  wurden  3  0(X>ooo  M.  =  40  Proz. 
Dividende  und  602  ooo  M.  Tanti«bnie  verteilt. 

Der  Geschäftsbericht  für  1899/1900,  welcher  als  letzter  er- 
schien, uberiritu  bei  weitem  die  büheren  an  unrichtigen  und  wis- 
bcnllich  falschen  Buchungen.  In  der  Absicht,  hohe  Aktiven  zu 
erzielen  und  demgemass  hohe  Dividende  ausschütten  zu  können, 
werden  etwa  17  Millionen  Mark  fingierte  Forderungen  an  Private 
sowohl  wie  Tochtergcseilscliaften  eingestellt,  Maschinen-  und  Ap- 
parate-Konto viel  zu  hocli  eingesetzt,  923  OOO  Mark  Wechsel  ohne 
Unterlassen  verbucht  u.  s.  w. ,  sodass  die  Bilanz  einen  Gewinn 
^'"^  5  534  0iuMark  aufweist,  während  in  Wirklichkeit  eine  Unter 
bnanz  von  34452893  Mark  vorhanden  war.  Auf  Grund  des  an- 
geblichen Reingewinns  wurden  3  Millionen  Mark  =  25  Proz.  Di- 
vidende und  460000  Mark  Tantieme  verteilt. 

Ende  1899  hatte  die  Trebergesellschaft  gemeinsam  mit  einem 
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Herrn  v.  Posnanski  in  Petersburg  das  Abholzungsrecht  eines  Wal- 
des  am  Flusse  Ufa,  in  einer  asiatischen  Wildnis  im  Kaukasus,  (lir 
1 404000  Mark  gekauft.  Um  nun  den  Buchwert  in  die  Höhe  zu 
schrauben,  wurde  die  >Ufa'Wald-Exploitierungs«Gesellschaft<  ge- 
gründet, deren  einzige  Aktionäre  die  Trebergeseltschaft  und  v.  P. 
waren,  und  der  sie  denselben  Wald  für  28080CO  Mark  verkauften. 
Für  den  Wald,  dessen  Holz  für  die  Zwecke  der  Holzverkohlung 
gänzlich  unbrauchbar  war,  erzielte  der  Konkursverwalter  der  Leip> 
ziger  Bank  später  200000  Rbl. 

Obgleich  die  genannte  Aktien-Gesellschaft  erst  gegen  Ende  des 
Jahres  1900  gegründet  wird,  kommt  deren  Belastung  doch  bereits 
in  der  Bilanz  der  Trebergeseltschaft  per  31.  März  1900  zum  Aus- 
druck, was  völlig  unstatthaft  ist.  Ausserdem  wurde  der  Posten 
fälschlich  auf  Waren-Konto  gebucht  Man  findet  hier  also  den- 
selben Trick,  die  Bilanz  aufzubessern,  welcher  bereits  bei  der 
Schilderung  der  Dresdener  Vorgänge  nachgewiesen  worden  ist. 

Eine  weitere  Aufbesserung  erfuhr  die  Bilanz  für  31.  März  1900 
auf  folgende  Weise:  Nachdem  die  Trebergesellschaft  von  der 
bosnischen  Regierung  ein  Watdabholzongsrecht  erworben  hatte, 
traf  sie  mit  der  Firma  Otto  Steinbeiss  in  Brannenburg  in  Bayern 
ein  Holzlieferungs- Abkommen,  nach  welchem  derselben  innerhalb 
20  Jahren  2  Millionen  Kubikmeter  Holz  zu  2,4  Kronen  geliefert 
werden  sollten.  Die  Trebergesellschaft  verbuchte  dieses  €reschäft 
in  der  Weise,  dass  sie  für  die  Erwerbskosten  des  Waldabhotzungs- 
rechts  680000  Mark  einsetzte,  andererseits  aber  den  Gegenwert 
für  das  zu  liefernde  Holz,  welcher  erst  In  einem  Zeiträume  von 
über  20  Jahren  ratenweise  fällig  war,  mit  4,S  Millionen  Kronen 
sofort  als  vereinnahmt  einstellte,  sodass  ein  unrechtmässiger  Ge* 
winn  von  3,5  Millionen  Mark  entstand. 

Als  Anfang  des  nächsten  Geschäftsjahres  der  Steinbeiss- Ver- 
trag rückgängig  gemacht  wurde,  bildete  Schmidt  mit  den  Auf- 
sichtsräten der  Trebergesellschaft  ehi  Konsortium,  welches  das 
Waldgeschäft  für  1,5  Millionen  Mark  übernahm. 

Den  Gewinnausfall,  welchen  die  Trebergesellschaft  dadurch 
erlitt,  vergütete  ihr  Direktor  Schmidt  auf  seine  Rechnung  —  eine 
Schiebung,  welche  wie  die  vielen  anderen  als  wertlos  bezeichnet 
werden  muss ,  da  die  durch  sie  übernommenen  Verpflichtungen 
die  Vermögensverhältnisse  dieser  Herren  bei  weitem  überstiegen. 

Alle  diese  Manipulationen  will  der  Aufsichtsrat  der  Leipziger 
Bank  nicht  durchschaut  haben,  will  nicht  erkannt  haben,  dass 
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die  Verhältnisse  in  Cassel  seit  Jahr  und  Tag  brüchig  waren,  dass 
die  TrebergeseHschaft  im  Februar  1900  bereits  unhaltbar  war. 
Trotzdem  er  schon  im  November  1S97,  bei  einem  Obligo  von 
7,8  Millionen  Mark  stutzig  geworden  war,  und  er  beschlossen 
hatte,  keinen  neuen  Kredit  zu  gewähren,  will  er  es  aus  Vertrauens- 
seligkeit haben  :rschehen  lassen,  dass  sich  das  Obligo  der  Lcip* 
ziger  Bank  bei  dem  Treber-Koncern  vom  März  1900  bis  Juni  1901 
um  weitere  40  Millionen  Mark,  d.  h.  von  50  auf  90  Millionen  Mark 
erhöhte. 

Auch  von  Seiten  der  Aufsichtsräte  und  Revisoren  der  Tre* 
bergesellschaft  hatten  nur  oberflächliche  Revisionen  stattgefunden, 
wobei  meist  keine  Prüfung  der  Unterlagen  vorgenommen  worden 
war. 

Nach  der  vorhergegangenen  grossen  Reklame  scheute  sich 
Direktor  Schmidt,  den  Misserfolg  einzugestehen.  Die  glänzenden 
Berichte  der  Leiter  der  Tochtergesellschaften  in  der  Paradever- 
sammlung vom  November  1899  hatten  diese  mit  Schmidts  Kennt- 
nis teilweise  wider  besseres  Wissen  abgegeben,  vermutlich  in  der 
Hoffnung,  auf  spätere  bessere  Erfolge. 

Um  die  gewaltigen  Verluste  wieder  einholen  zu  können,  be- 
gab sich  die  TrebergeseHschaft  in  wiederum  überstürzter  Weise 
auf  die  Suche  nach  besseren  Objekten,  was  abermals  grosse 
Summen  verschlang  und  abermals  grosse  Enttäuschungen  brachte. 
Neue  Erfindungen  und  Patente  wurden  erworben.  Alle  möglichen 
Erfinder,  welche  Geld  verdienen  wollten,  wandten  sich  an  Schmidt, 
der  in  bezug  auf  technische  Kenntnisse  leicht  hinters  Licht  zu 
führen  war,  und  sich  leicht  für  eine  neue  Jdee  begeisterte,  welche 
Begeisterung  er  auch  anderen  betzubringen  verstand. 

In  ihrer  Broschüre  vom  November  1899  sagt  die  Direktton 
unter  anderem: 

»Die  Aktiengesellschaft  für  Trebcitrocknang  ist  dne  tcclitiiicliie  and  kommer- 
zielle Zentralstelle  für  Holzdestillation  geworden.  Von  hier  aus  wurden  unter  unaus- 
gesetzten Forschungen,  Untersuchungen  und  Versuchsarbeiten  unserer  Techniker  und 
befreundeter  Männer  der  Wissetuchaft  neue  Prinzipien,  Verfahren  und  Apparate  in 
den  etgentlichcn  Deitillationsprozess  eingefühlt  und  uns  teils  auf  unseren,  teils  aAf 
den  Namen  von  Freunden  pftteniUcb  getchatzl,c 

Als  Versuchsstation  fungierte  besonders  das  Werk  in  Weiss- 
wasser. 

Die  Erzeugung  von  Calcium  Carbid,  des  Rohstofiies  für  Ace- 
tylcngas ,  vermittelst  eines  neuen  elektrizitätslosen  Verfahrens, 
welches  in  Neheim  erprobt  wurde,  die  Anfertigung  von  feuer- 
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festen  Steinen  aus  Bergmann 'scher  Holzkohle,  die  Gewinnung  von 
Graphit  aus  der  letzteren  und  dessen  Verwendung  zu  Elclstroden, 
feraer  eine  neue  Hoizimprägnierungs-Methode,  sollten  die  Pros- 
perität der  Trebergesellschaft  und  ihrer  Tochterwerke  zu  steigera 
berufen  sein.  Von  Professor  Qaassen  in  Aachen  wird  ein  neues 
Patent  erworben,  bei  dem  es  sich  um  die  Verwertung  von  Holz- 
resten durch  Umwandlung  in  Zuckerlösung  und  Spiritus  handelt. 
Auf  Gmnfl  einer  ebenfalls  von  Professor  Ciaassen  gemachten 
Erfindung  wird  in  Altona  von  Direktor  Schmidt  und  Exner  eine 
Eiweiss«  und  Fleischextrakt-Erzeugungsgesellschaft  m.  b.  H.  (To' 
ril)  als  Gegeninstttut  contra  Liebig  ins  Leben  gerufen,  bei  welcher 
sich  die  Trebergesellschaft  beteiligt. 

In  dem  Geschäftsbericht  1899/1900  heisst  es:  »Mit  wesent- 
lichen Beträgen  haben  wir  uns  an  der  kontinentalen  Hochofen- 
GasgeseUschaft  m.  b.  H.  in  Dortmund,  dem  Dr.  Kellner-Syndikat 
in  Wien,  einem  grossen  Holz-  und  Waldgeschäfte  in  Russland 
und  mit  kleineren  Beträgen  an  einer  Reihe  anderer  Unterneh- 
mungen beteiligt.  Bei  der  Konkurseröffnung  besass  die  Treber- 
gesellschaft 270  In-  und  Auslandspatente,  6  Gebrauchsmuster  und 
2  Warenzeichen,  deren  Erwerb  Hunderttausende  gekostet,  deren 
Aufrechterhaltung  enorme  Summen  verschlungen  hatte.  Der 
Konkursverwalter  hoffte  aus  allem  4S000  Mk.  zu  lösen. 

Da  von  den  Tochtergesellschaften  ein  wirklicher  Reingewinn 
nie  erzielt  wurde,  geschweige  denn  der  von  Cassel  garantierte, 
so  iloss  auch  niemals  bares  Geld  an  das  Mutterhaus  zurück. 
Geldquelle  für  die  Trebergesellschaft  blieb  fast  stets,  wenn  auch 
oft  indirekt,  die  Leipziger  Bank.  Direktor  Schmidt  trassierte  auf 
die  letztere  ganz  eigenmächtig  je  nach  Bedarf.  Um  die  Treber- 
gesellschaft und  damit  sich  selbst  nicht  zu  diskreditieren,  war  die 
Bank  gezwungen,  die  von  dritter  Seite  vorgelegten  Tratten  zu 
acceptieren. 

B.  Der  Geschäftsverkehr  der  Leipziger  Bank  mit 

der  Trebergesellschaft. 

Die  Verbindung  der  Leipziger  Bank  mit  der  Aktiengesell- 
schaft flir  Trebertrocknung  in  Cassel  war  im  Jahre  189$  durch 
Vermittlung  der  Bankfirma  Steinsieck  &  Co.  in  Berlin  eingeleitet 
und  im  Jahre  1896  mit  Gewährung  eines  BlankO'Kredits  von 
200  000  Mk.,  der  bereits  im  Februar  desselben  Jahres  auf  500  000 
Mark  erhöht  wurde,  zu  einer  ständigen  geworden. 
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Genannte  Firma  hatte  schon  längere  Zelt  mit  der  Treberge- 
Seilschaft  in  Geschäftsverkehr  gestanden.  Als  sie  befürchtete,  die 
zur  Erwerbung  und  Ausbeutung  des  Bergmännischen  Patentes 
notwendig  werdenden  grösseren  Kredite  nicht  allein  beschaffen 
zu  können,  sodass  ihr  die  Casseler  Verbindung  durch  Berliner 
Grossbanken  ausgespannt  werden  würde,  suchte  sie  Verbindung 
mit  einer  Provinzbank,  damit  die  Trebergeselischaft  gezwungen 
war,  sie  nebenbei  als  Vertretung  für  Berlin  beizubehalten.  Gleich- 
zeitig  sollte  die  Emission  neuer  Treberaktten  vorbereitet  werden. 

Anfang  1896  wurde  Direktor  Exner  infolge  des  Rücktritts  des 
Direktors  Fiebiger  die  Ausschlag  gebende  Person  in  der  Leitung 
der  Leipziger  Bank.  In  jener  Zeit  trat  auch  Schmidt  an  ihn 
heran.  Exner  glaubte  in  der  Casseler  Verbindung  eine  wertvolle 
Acquisition  gemacht  zu  haben,  welche  wesentlich  dazu  beitragen 
könne,  seine  Expansionsbestrebungen  zu  verwirklichen.  In  der 
Tat  bt  auch  der  Aufschwung  aufiallig,  welchen  die  Leipziger 
Bank  seit  1S96  nimmt,  wovon  eben  ein  sehr  grosser  Teil  auf 
Rechnung  des  Geschäftsverkehrs  mit  dem  Treberkoncern  gesetzt 
werden  muss  (vgl.  S.  119). 

Zweifellos  glaubte  &cner  anlänglich  an  die  Gttte  der  Berg- 
mann'schen  Patente.  In  der  Hoffnung,  einen  neuen,  vielverspre- 
chenden Industriezweig  und  ein  Weltmonopol  mitbegründen  zu 
können,  liess  er  sich  unter  Hintansetzung  aller  kaufmännischen 
Vorsicht  und  der  einfachsten  Grundsätze  des  Bankwesens  von 
Schmidt  in  das  Verderben  locken.  Als  er  seinen  Irrtum  erkannte, 
hielt  ihn  ein  falscher  Ehrgeiz  davon  ab,  ein  offenes  Geständnis 
abzulegen.  Denn  er  hätte  dann  nicht  mehr  als  das  Finanzgenie 
gelten  können,  als  welches  er  angeselien  sein  wollte,  und  die 
Leipziger  Bank  wäre  infolge  seiner  verfehlten  Leitung  aus  der 
Rolle  der  Mittelbanken  in  die  einer  Kleinbank  herabgesunken. 

Es  ist  anzunehmen,  dass  Exner,  bei  der  grossen  Routine, 
welche  er  im  Bankgeschäft  besass,  bereits  Ende  1898,  als  das 
Engagement  der  Leipziger  Bank  in  Cassel  25  Millionen  Mark  be- 
trug, die  ungesunde  Lage  der  Trebergeselischaft  erkannt  hatte. 
Trotzdem  war  er  gewissenlos  genug,  dem  Treber-Koncern  weitere 
60  Millionen  zuzufUhren  und  auch  die  Leipziger  Bank  für  die 
letzten  Jahre  noch  hohe  Dividenden  verteilen  zu  lassen.  Der 
Aufsichtsrat  der  Leipziger  Bank  hatte  durch  den  Vortrag  Direk- 
tor Schmidts,  welcher  sehr  günstig  lautende  Gutachten  sachver- 
ständiger Chemiker  über  das  Bei  gaiann 'sehe  Verfahren,  darunter 
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das  von  Professor  Borchers  in  Aachen,  vorlegte,  von  der  Trebcr- 
gesellschaft  eine  sehr  gute  Meinung  gewonnen.  Der  Gedanke 
aus  dem  Nichts,  ans  wertlosen  AbßlUen,  Geld  zu  schaffen,  hatte 
etwas  sehr  Verlockendes. 

So  hatten  für  Schmidt  die  Verhältnisse  in  Leipzig  ausseror- 
dentlich günstig  gelegen.  Durch  den  Hinweis  auf  die  nahe  be- 
vorstehende Rentabilität,  auf  die  Verbesserangen,  die  neuerwor< 
benen  Patente,  die  Fusion,  den  Welttrust,  auf  die  Beteiligung 
auswärtiger  Finanzhäuser  weiss  er  sich  die  Vertrauensseligkeit  des 
Leipziger  Aufsichtsrats  immer  wieder  zu  Nutze  zu  machen,  um 
die  Maske  erst  abzuwerfen,  als  es  für  die  Bank  ein  Zurück  nicht 
mehr  gab. 

Das  Aktienkapita],  die  Reserven,  der  Emissionskredit,  der 
ganze  gute  Ruf  der  Leipziger  Bank  wurde  in  den  Dienst  der 
Trebergesellschaft  gestellt,  und  trotzdem  begnügte  sich  der 
Aufstchtsrat  mit  den  Sachverständigen-Gutachten,  welche  Schmidt 
einsandte  und  die  er  gar  nicht  zu  lesen  verstand;  trotzdem  be> 
gnügte  er  sich  mit  der  äusserlichen  Besichtigung  von  i8  Fabriken, 
ohne  sich  von  deren  wirklicher  Rentabilität  zu  uberzeugen,  ohne 
in  Cassel  Bücher  und  Unterlagen  zu  prüfen  und  ohne  dem  Cha- 
rakter der  cedierten  Forderungen  und  Wechsel  auf  den  Grund 
zu  gehen.  Die  Angriffe  in  der  Presse  hielt  er  für  Konkurrenz- 
Manöver,  wegen  deren  man  die  junge,  kraftig  aufstrebende  Indu- 
strie-Unternehmung erst  recht  unterstützen  müsse. 

Direktor  Exner,  auf  dessen  alleinige  Initiative  das  Casseler 
Engagement  zurückzuführen  ist,  wurde  von  seinem  Aufstchtsrat 
beglückwünscht,  dass  es  ihm  gelungen  war,  diese  Verbindung  zu 
einer  dauernden  zu  gestalten. 

Um  dies  zu  erreichen,  hatte  Exner  der  Trebergesellschaft  an« 
fänglich  aussergewdhnlich  günstige  Bedingungen  gestellt.  Als 
letztere  im  Jahre  1896  ihr  Aktienkapital  von  iV*  auf  3  Millionen 
Mark  erhöhte,  und  die  Leipziger  Bank  das  Garantie>Konsortium 
für  die  jungen  Aktien  bildete,  begnügte  er  sich  mit  einer  unver» 
hältnismässig  niedrigen  Garantie-Provision  von  7>  ^^oz^  Auch 
bei  der  im  nächsten  Jahre  erfolgten  Kapitalerhöhung  von  3  auf 
6  Millionen  Mark  erhielt  er  nur  eine  geringe  Garantieprovision. 

Am  I.  Oktober  1896  betrug  der  Blankokredit  bereits  Sitooo 
Mark.  Daneben  liefen  noch  Fersonalvorschüsse  an  die  Mitglieder 
der  Casseler  Verwaltung  und  einige  andere  mit  der  Geselbchaft 
in  Verbindung  Stehende,  sodass  sich  das  Gesamtobligo  auf  1 315  000 
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filark  erhöhte. 

Im  Jahre  1896  begann  auch  die  Errichtung  des  grössten  Teils 
der  Tochtergesellschaften.  Als  erste  wurde  diejenige  in  Bosnien 
gegründet.  Da  aber  die  Bosnische  R^iening  die  Garantie  einer 
Bank  dafür  verlangte,  dass  das  Aktienkapital  in  Höhe  von  1 500000öfl. 
auch  wirklich  bar  eingezahlt  werde,  so  übernahm  die  Leipziger 
Bank  diese  Garantie  gegen  eine  Provision  von  175000  öfl. 

Es  folgte  zu  dieser  Zeit  eine  ganze  Reihe  weiterer  Geschäfte, 
bei  denen  die  Leipziger  Bank  annähernd  eine  Million  Mark  ver- 
diente. Dem  leipziger  Aufsichtsrat  wurden  damals  in  der  Regel 
erst  die  fertigen  Vorlagen  unterbreitet,  welche  er  dann  nachträg- 
lich guthiess. 

In  den  Aktien  der  Trebergesellschaft  fand  im  Jahre  1897 
ein  lebhafter  Umsatz  statt.  Der  Leipziger  Bank  gelang  es  in  ihrer 
Kundschaft  bedeutende  Beträge  Tochteraktien  mit  hohem  Agio 
unterzubringen,  deren  Kurs  bis  200  Proz.  stieg.  Seit  dieser 
Zeit  ging  jedoch  der  Handel  in  Treberwerten  mehr  und  mehr 
zurück.  ' 

Die  Geldbedürfnisse  der  Trebergesellschaft  waren  in  raschem 
Wachsen  begriften. 

Am  10.  September  1897  schreibt  Direktor  Exner  an  Schmidt: 

»Sehr  geehrter  Herr  Direktor! 

Bei  Durchsicht  der  Bücher  meiner  Bank  ersehe  ich,  dass  die  Trassierungen  Ihrer 
GcMlIschaft  jeUt  aie  Höhe  von  a*/»  MilUoneii  Mark  «neielit  haben.  Ich  bttte  Sie 
frcandlicbat  dalttr  aofS«n  in  wollen,  dm  diese  Summe  nicht  dnrch  w«tere  Tr«»ne- 

rangen  erhöht  werde,  weil,  wenn  so  viele  Wechsel  einer  Gesellschaft  enf  die  Ldp- 
xigcr  Bank  laufen,  lias  im  fjC'Cliäftliclien  Verkehr  nicht  gün«itig  wirken  würde.  Ich 
bitte  Sie  im  Falle  weiterer  Geldknappheit  Ihren  Geldbedarf  in  bar  bei  uns  dedcen 

XU  Tiol'icn.c 

Infolge  einer  Autsichtsrats-Sitzung  vom  II.  November  1897 
schreibt  Exner  an  Schmidt : 

»Mein  lieber  Freund  1 
Ich  muss  Ihnen  mitteilen,  ^lass  Has  Knpajjpment  mit  Ihnen  eine  derartige  Höhe 
erreicht  hat,  dass  mein  Aufsichtsrat  beschlossen  hat,  den  Verkehr  mit  Ihnen  nicht 
mehr  weiter  auszudehnen,  sondern  im  Gegenteil  soll  das  Bestreben  dahin  gehen,  die 
Engagemcnli  mSgJkhM  hembnimindem  and  den  Besitz  an  Aktiett  der  Treb«v^U* 
•chnfc  xtt  realiiieren.  Bit  nr  erfolgten  Kapitalierhöhnng  aoHen  jedoch  die  Konten 
noch  in  der  bisherigen  Höhe  fortgeführt  werden.  Das  Engagement  Ihrer  GeteUschaft 
hat  eine  Hohe  erreicht,  wie  sie  von  keiner  anilcren  Bank  unternommen  \vflre.  Wir 
sind  es  lediglich  im  Vertrauen  auf  Ihre  l'erson  einL^ei^an^en.  Ilire  (.Icsellschaft 
schuldet  uns  3  Millionen  Mark,  die  nur  zur  Hälfte  gedeckt  sind  und  auch  da  grossten- 
icii»  BW  dnrch  Aktien  uod  Tochterwerte.  Daneben  beatehen  stadte  Engagements  in 
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Ungarn,  Rasscn-Akucn  und  in  Wechseln.  '!ie  den  Charakter  von  Finanzwechseln 
haben  und  nicht  zu  begeben  sind.  Daneben  lauten  verschiedene  Wechsel  auf  Mit* 
gU«d«r  Ilirer  GodbckAfU  Kacli  Lage  dm  V«rliälCiiiis«  möchte,  ich  Ihnen  wirklich 
empfehlen,  vielleicht  «nf  den  Dortmunder  Bankverein  gegen  Hinterlegung  von  Tocb- 
temktien  ni  traaiieren*  Wir  wirden  dann  gern  die  Wechtel  auf  drei  Monate  dis- 
kontieren. € 

Durch  die  Vefsicherung,  dass  er  den  Kredit  bei  der  Leip- 
ziger Bank,  den  er  übrigens  jederzeit  bei  Berliner  und  Hamburger 
Banken  haben  könne,  nur  noch  wenige  Monate  brauche  und  dann 
die  RcntabiHtät  der  Werke  sicher  eintreten  werde,  wusste  Schmidt 
die  Bedenken  des  Leipziger  Aufsicbtsrats  immer  wieder  zu  be- 
schwichtigen  und  ihn  zur  Bewilligung  neuer  Summen  zu  bewegen. 
Durch  obigen  Hinweis  auf  auswärtige  Banken  verstand  er  es,  in 
Leipzig  die  Befürchtung  zu  erwecken,  dass  der  Bank  die  wert- 
volle Casseler  Verbindung  leicht  verloren  gehen  könne,  wenn  man 
den  Kredit  einschränke. 

Ende  1897  beziffert  sich  das  Obligo  auf  7,8  Millionen  Mark. 

Um  einen  grossen  Posten  Aktien  der  Tochtergesellschaften, 
der  sich  im  Besitze  der  Trebergesellschaft  befand,  flüssig  zu 
machen  und  zu  plazieren,  schlägt  Direktor  Schmidt  im  Februar 
1898  der  Leipziger  Bank  eine  Art  Reportgeschäft  vor,  worauf 
diese  auch  eingeht,  indem  sie  ein  Trustkonsortium  bildet,  welches 
folgende  Aktien  übernimmt: 

Mark    80000a  russ^ische  Aktien 

»  700  cor»,  gali/.ische  » 

•  950  000.  uugaiiäche  • 

»  500000.  schlesische  » 

»  200  000.  italienische  » 

»     l  550000.  bo&ui&cbt:  » 

»  aooooo.  finnische  • 

»  100  000.  Genua  » 

Mark  5  000  oou. 

An  diesem  Konsortium  beteiligte  sich  die  Leipziger  Bank 
mit  97  Proz.,  Exner,  Sachsenröder  und  Dodel  mit  je  i  Proz.,  so- 
dass abermals  eine  bedeutende  Erhöhung  des  Obligos  eintrat. 
Die  Trebergesellschaft  garantierte  gewisse  Dividendensätze  als 
Mindesterträgnis  und  verpflichtete  sich,  die  bis  i.  Jult  1900  von 
dem  Konsortium  noch  nicht  verkauften  Aktien  zu  dem  Kurse  von 
115  Proz.  zurückzunehmen.  Da  sie  jedoch  hierzu  am  30.  Juni 
1900  nicht  in  der  Lage  war,  so  wurde  der  Termin  bis  zum  31. 
Dezember  1900  verlängert  Später  wurde  dieses  Konto  in  ein 
Solidar-Vorschuss-Konto  aufgelöst  (vgl.  S.  1 14).  Der  Buchgewinn, 
welchen  die  Leipziger  Bank  bei  diesem  Geschäfte  erzielte,  betrug 
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über  eine  Million  Mark  Da  Schmidt  hier  einen  Provisionssatz 
von  20  Proz.  bewilligte,  so  konnte  die  Verwaltung  der  Leipziger 
Bank  schon  damals  auf  brüchige  Zustände  in  Cassel  schltessen. 

Ferner  übernimmt  die  Leipziger  Bank  im  Jahre  1898  die 
Führung  des  bei  der  Neu* Ausgabe  von  6  Millionen  Mark  Aktien 
der  Trebergesellschaft  gebildeten  Garantie-Konsortiums,  woför  sie 
eine  Provision  von  300000  M.  erhält.  Wie  sich  später  erwies, 
waren  von  dieser  Emission  4'/«  Millionen  Mark  nicht  an  den  Mann 
zu  bringen  gewesen  und  auf  dem  Treberkoncern  hängen  ge- 
blieben. 

Weiter  erfolgt  eine  Beteiligung  an  dem  Interventtons-Syndi* 
kat  zur  Regulierung  des  Kurses  der  neuen  Treberaktien,  wofür 
die  Bank  2$oooo  M.  erhält,  und  endlich  erhält  sie  fiir  ihre  Be- 
teiligung an  dem  Bezugsrechts-Syndikat  100000  M. 

Trotz  dieser  abnormen  Gewinne,  die  sich  die  Leipziger  Bank 
aber  in  Wirklichkeit  selbst  zahlte,  bildet  die  Trebergesellschaft 
für  die  Verwaltung  wegen  der  fortgesetzt  hohen  Geldansprüche 
bereits  1898  ein  Sorgenkind. 

Sehr  charakteristisch  in  dieser  und  anderer  Beziehung  sind 
folgende  Briefe  aus  der  zwischen  Direktor  Exner  und  Schmidt 
lebhaft  geführten  Privat-Korrespondenz.  Am  4.  Juni  1898  schreibt 
Exner  an  letzteren: 

»Mein  lieber  Freun^i  ! 

Ihre  GeseU&chafi  braucht  wieder  einmal  viel  Geld.  Täglich  Murde  auf  uns 
wir  aiw  neue  Traametinigcii  verbeten  batten,  werden  bare 
nnde  Swnmen  von  nns  verlangt  D«r  Kredit  Ihrer  Geaellsebaft  bei  uns  itt  schon 
■ehr  hoch  und,  ttatt  mehrere  Millionen  aus  der  Emittion  bei  uns  stehen  zu  la:>sen, 
wie  CS  uns  zugesagt  worden  war,  ist  nicht  nur  von  Ihrer  Gesellschaft  alles  abge- 
hoben worden,  Mmdern  Sie  haben  rit'iie  hohe  Schulden  gemacht.  Anpes  chts  des 
grossen  Eogagemenis,  sowie  unseres  hohen  AktienbeüiUes,  der  Vorschüsse  aul  z.  Zu 
mmalttierbara  Weit«  und  angesichta  der  hohen  Koirten,  ist  es  ftuigesehloneni  daas 
wir  weitere  Kredite  einerlei  ob  gedeckte  oder  ungedeclcte  —  gewfihren  können. 
Sie  vfissen  Sorge  tragen,  dass  keinerlei  n«ie  Umemehmingea  begonnen  werden 
nad  dau  grosse  Sparsamkeit  ausgeübt  wird.  Wo  wollen  Sie  die  Dividendenzahlung 
hernehmen,  «nd  wie  sollen  Ihre  Aufsichtsrats-Mitgüe  ler  die  zweite  Einzahh.tnt^  fiir 
die  neuen  Aktien  aurbnngen  t  Wir  können  nicht  weiter  jjchen,  und  ich  kann  Ihnen 
nicht  verhehlen,  wie  peinlich  es  uns  berührt  hat,  dass  Ihre  Gesellschaft,  ohne  uns 
stt  verstSndigen,  eine  Million  Golden  an  das  Bosnische  Ministetiom  gezahlt  hat. 
AngeMchts  der  hohen  Engagements  unserer  Bank  hStten  wir  es  fUr  selbstveistüodlich 
gehalten,  la-^  Sic  sich  vor  <lem  Kingehen  derartiger  Verpflichttmfen  mit  Ihrer  stän- 
digen Bankverbindung  verständigt  h.itten.  Es  muss  da.s  naturgeniasserweise  unserem 
Vertrauen  einen  nrfjcn  Stoss  geben,  uml  Sie  werden  im*  nicht  verarfjen  können, 
wenn  wir  verlangen,  dass  Sie  Ihre  Bankverbindung  bei  ihren   weiteren  Massnahmen 
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vorher  verständigen.  Aehnlich  Hegt  es  mit  Ihren  Engagements  bei  dem  Baron 
Popper  in  Wien.  Wie  wir  hören,  werden  von  Wiener  Bankiers  di^  Akzepte  wie 
taner  Bier  aiiageboten.  Sie  find  nncb  ans  oiferiert  worden  und  ebenso  Pfeifler  vod 
Maurer  u.  Plaat  in  Cassel.   Mit  so  etwas  scbidigen  Sie  ibr  Renommee  und  das 

Ihrer  Gesellschaft,  sowie  auch  indirekt  uns.  Auch  ist  die  Art,  wie  Ibra  Gesellschaft 
auf  die  Bosnischen  Anp^riflfe  geantwortet  hat,  nicht  genügend.  Dic^e  b!o«;sen  Wider- 
legungen ni:t7.en  fjar  nichts.  Sie  niü^5;en  /.itTcrniaSä^igc  Unterlaj^cn  über  "lie  Lcisttmgs- 
fahigkeil  der  Fabriken  vorlegen.  Auch  macht  die  blosse  Erklärung,  dass  die  An- 
griffe unbegründet  seien,  keinen  günstigen  Eindmck  auf  die  Börse.  Wie  soll  die 
Realisierung  des  Interrentions^SyndikatB  crmftglicbt  werden,  wenn  die  nun  einmal 
vorhandene  ungünstige  Stimmung  nicht  bald  beseitigt  wird?  Also  mein  lieber 
Freund,  nehmen  Sie  mir  meine  OfTenheit  nicht  übel,  und  sorgen  .Sie  für  die  Re- 
duzierung Ihrer  Verpflichtungen,  wie  für  Deckung  Ihrer  Wechsel,  damit  die  Ver- 
hältnisse mal  günstigere  werden.    Mit  herzlichem  Gru^>  Ihr  Exner.« 

Die  Antwort  Schmidts  auf  diesen  Brief  lautete: 

»Baden-Baden,  6.  Juni  1S98. 

Mein  litliLT  l'reuin!  ' 

Ich  habe  mit  grossem  N'crgnügen  Ihre  treundiiciuMi  /eilen  erhalten.  Ich  habe 
vor,  mit  Ihnen  5u  bald  ak  mugiicb  persönlich  über  die  angedeuteten  Punkte  la  ver- 
banden und  antworte  daber  beute  nur  kurx,  dass  icb  es  sclbstTerstÜndlicb  liir  unsere 
Pdicbt  balte,  bei  gillssercn  Engagements  uns  vorher  mit  Ibnen  su  beraten.  Icb  bin 
auch  immer  bemüht,  Sie  über  den  Gang  und  Stand  unserer  Angelegenheiten  zu 
unterrichten.  Ich  kann  mir  «l.iher  aucli  n-clit  den  Vorwurf  mncben,  <Kass  wir  mit 
Ihnen  Verstecken  gespielt  hätten.  Wenn  ich  llinen  bisher  über  l^osnien  nichts  er- 
zählte, SO  hat  dies  darin  seinen  Grund,  dass  ich  die  fragliche  Million  mit  Otto, 
Doitnmnd,  alldn  fibemommen  batte.  Demnach  and  wir  beide  also  gegenwärtig  in 
den  BQebem  der  Tkebertrocknung  mit  5—600000  Mark  bdastet,  welcher  Betrag 
aber  dnreb  imsere  diesjftlirigen  Dividenden  und  Ta&tifaien  vollauf  gedeckt  wird. 
Was  Baron  Popper  anlangt,  so  bat  mir  der  Kerl  ausdrücklieb  versichert,  dass  er 
meine  Wechsel  nur  an  seine  eigene  Bankverhindiint;  weitert^eben  werde,  und  ist  mir 
die  Sathc  natürlich  hocli^t  unanyenehui.  ^Schmidt  hatte  emen  für  die  Galizts<:he 
Tochtergesellschaft  mu  Baron  Popper,  Wien,  abgeschlossenen  sehr  ungünstigen  Holz- 
vertrag l&r  seine  eigene  Rechnung  abgelöst  und  dabei  seine  Akiepte  in  Zahlung 
gegeben.) 

Was  nun  unsere  Krediiforderungen  anlangt,  so  bind  solche  immer  noch  not- 
wendit^,  solange  sich  die  ver.sLhiedencn  Tochterwerke  in  iler  >rontaf;e  befinden,  die 
letder  enorme  Summen  verschhngl  und  die  erst  wieiier  cinkommen,  wenn  der  Betrieb 
Überall  im  Gange  ut.  Der  l'chler,  den  ich  gemacht  habe,  ist  der,  dass  ich  den 
Versicherungen  metner  Herten  geglaubt  and  viel  früher  mit  dem  Gang  der  Werke 
gerechnet  habe«  als  dies  der  Fall  sein  wird.  Mit  Zuhilfenahme  weiterer  3  Millionen 
hoffe  ich  jedoch  im  nichsten  Frfibjsbr  soweit  an  sein,  dass  die  Mehrzahl  der  Werke 
arbeiten  und  dann  auch  Gewinn  abwerfen  wird.  Uro  nun  die  nötigen  Posidonen 
7.11  bekommen,  werde  ich  Ende  nächster  Woche  in  Leipzig  einlrefTen  und  dann  mit 
Ihnen  gemeinsam  den  Feldzngsplan  entwerfen,  der  zur  Errichtung  und  Uebemahme 
weiterer  Produktionuweige  führen  soll.  Dass  Sie  sich  noch  durch  Zeitungsangrifie 
nervte  machen  lassen,  ist  sehr  bedauerlich.  Aber  ich  verstehe  Sie  voltkommen,  denn 
auch  mir  sind  wLt  nicht  gleichgültig  geblieben.   Die  Angriffe  haben  uns  doch  viel 
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geschadet,  überall  mäkelt  man  jetzt  und  kt  unzufrieden,  imd  mma  riebt,  wie  gross 

i'.ie  Macht  der  Presse  doch  ist.  Nächstens  erhalte  ich  unsere  Bilan?:  und  werde  sie 
dann  an  Sie  vertraulich  geben.    Mit  herzlichsten  Grössen  Ihr  Adolf  Schmidt.« 

Am  i8.  November  1898  schreibt  Exner  an  Schmidt: 
»Mdn  lieber  Fieundl 

Wir  mOnen  du  Kraditvcrbiltiiis  mit  Ibrcr  Geaellichaft  regeln.   Bs  ]nim  Uber 

6  Millionen  Akzepte  Ihrer  Gesellschaft,  und  wir  müssen  befiirchten,  dass  die  Banken 
dadurch  in  tint^ün^-ligcr  Weise  bceinnussl  werden  und  Sv;h\vicri^,'l;eitcn  1>c!  der  An- 
nahiuc  machen,  oder  die  Wechsel  s<j};ar  refijsicreij,  weil  sie  schon  zu  \;eie  Trcbcr- 
werte  haben.  Auch  dürfen  Sie  niclit  weiter  mit  den  Warenvorschüssen  (an  die 
Toehterwerke)  gehen.  Wober  sollen  wir  des  viele  Geld  nebmen?  Es  wire  mir 
sehr  liebt  wxa  nocb  eine  persönliche  Aonpcmche  darttber  so  heben.  Ihre  Aufsicbts- 
rate  müssen  uns  Sicherheiten  durch  Kautionsstellung  sehafTen.  Lässt  sich  nicht  mit 
Herenherg-Gossler  oder  anderen  verhandeln?  In  Brüssel  ^c]lelnen  Sie  ja  nichts  er- 
reicht zu  h.aijcn.  Nun  wollen  Sie  noch  bis  zum  Frühjahr  y'/i  Millionen  haben. 
Aber  wo  bleibt  die  Deckung?  Ich  habe  auch  die  Befürchtung,  dass  Sie  auf  uns 
trasmren  bmen,  am  Interventionen  vornehmen  an  können.  Das  gebt  nicht  1  Die 
msaisehe  Seche  ist  auch  sehr  verwickelt  und  mir  nicbt  sympathisch.  Ich  mficbte 
gern  von  Ihnen  in  eilen  diesen  Dingen  iicrichtet  sein.  Ihre  grossen  Bediirfitine  be- 
reiten  nur  scbbiflose  Nichte.« 

Der  in  dem  angeführten  Briefe  vom  18.  November  1898  aus- 
gesprochene Verdacht  bezüglich  der  Interventionskäufe  war  begrün* 
det.  Um  die  Trebergesellschaft  als  einwandfrei  erscheinen  zu 
lassen,  verlegte  sich  Schmidt  auf  den  verpönten  Ausweg,  die  zum 
Verkaufe  an  die  Börse  kommenden  Aktien  aufzukaufen.  Je  mehr 
der  Kurs  sank»  umsomehr  tat  er  dies,  und  um  so  grösser  wurde 
sein  Geldbedarf. 

In  einem  Briefe  vom  28.  November  1898  gibt  Exner  an 
Schmidt  abermals  einen  Wink,  die  Tratten  auf  die  Leipziger  Bank 
nicht  an  einen  Diskonteur  allein  weiter  zu  begeben,  sondern  sie 
an  verschiedene  zu  verteilen,  da  andernfalls  die  Menge  auffallen 
würde. 

Ende  Dezember  1898  trat  der  Wendepunkt  in  dem  Schick* 
sale  der  Leipziger  Bank  ein.  Von  da  an  wurde  dasselbe  nicht 
mehr  in  Leipzig,  sondern  in  Cassel  bestimmt.  Bei  einem  Aktien- 
kapital von  48  Millionen  Mark  hatte  sich  die  Bank  zu  damaliger 
Zeit  mit  25  Millionen  Mark  bei  dem  Treberkoncern  engagiert, 
wofür  sie  in  der  Hauptsache  Treberwerte  als  Deckung  besass. 
Bracii  die  Casseler  Gesellschaft  zusammen,  so  waren  auch  diese 
nahezu  wertlos.  Die  Leipzij^er  Aufsichtsiate  berufen  sich  zwar 
.stets  darauf,  dass  der  Begriti  Koncern«  erst  später  entstanden 
sei,  und  sie  jedes  einzelne  Engagement  als  für  sich  bestehend  be- 
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trachtet  hätten,  sowie  darauf,  dass  Exner,  der  sich  über  das  Ge- 
samtobligo  niemals  im  Zweifel  war,  ihnen  dieses  nie  mitgeteilt 
habe.  Da  ihnen  indessen  die  Entstehungsgeschichte  der  Tochter- 
gesellschaften bekannt  war,  so  mussten  sie  sich  bei  einiger  Auf- 
merksamkeit sagen»  dass  die  rechtlich  verschiedenen  Personen  in 
Wirklichkeit  eine  einzige  wirtschaftliche  Person  bildeten.  Die 
Tochtergesellschaften  waren  finanziell  vollständig  abhängisr  von 
der  Muttergesellschaft.  Aber  auch  ihr  Sturz  musste  unbedingt 
den  Sturz  des  Stammhauses  im  Gefolge  haben,  weil  dann  dessen 
Hauptabnehmer  in  Wegfall  kamen. 

Auch  ein  anderer  Umstand  ist  noch  in  Betracht  zu  ziehen, 
der  dem  Aufsichtsrat  hätte  die  Augen  öffnen  müssen. 

Anfang  1898  wird  das  Aktienkapital  tler  Trebergesellschaft 
um  6  Millionen  Mark  bei  einem  Ausgabe-Kurs  von  22$  Proz.  er- 
höht. Das  Obligo  der  Leipziger  Bank  bei  allen  zu  der  Casseler 
Gesellschaft  in  Beziehung  stehenden  Konten  steigt  von  7,8  Mil- 
lionen Mark  Ende  1897  auf  ca.  25  Millionen  Mark  Ende  1S98. 

In  einem  einzigen  Jahre  waren  also  dem  Trebergeschäft  rund 
30  Millionen  Mark  neue  Geldmittel  zugeflossen. 

Trotzdem  berechnet  Schmidt  Ende  1898  den  Geldbedarf  des 
Stammhauses  sowie  der  Tochterwerke  für  Frühjahr  1899  auf  7,2 
Millionen  Mark. 

Laut  Protokoll  einigte  sich  jedoch  der  Aufsichtsrat  in  einer 
Sitzung  vom  15.  Dezember  1898  trotz  der  grossen  Engagements 
dahin,  die  Trebergesellschaft  nicht  im  Stiche  zu  lassen,  sondern 
sie  weiter  zu  unterstützen  und  ihren  Blankokredit  auf  10  Millionen 
Mark  zu  erhöhen.  Man  hoffte  immer  noch,  dass  die  Rentabilität 
der  Werke  in  allernächster  Zeit  eintreten  werde  und  Cassel  seine 
Schuld  alsdann  werde  mindern  können. 

C.  Bilanzverschleierungen. 

Hatte  die  Leipziger  Bank  bis  zum  Jahre  1898  als  Bank  der 
Casseler  Unternehmung  fungiert,  so  wurde  sie  seit  1899  Miteigen^ 
tümerin  und  seit  1900  alleinige  Eigentümerin  derselben.  Von  jetzt 
an  bildet  es  die  grösste  Sorge  der  Leipziger  und  Casseler  Di* 
rektion,  die  steigende  Tendenz  des  Treberkontos  zu  verhüllen,  da- 
mit die  Höhe  des  Engagements  nicht  an  die  Oeffentlichkeit  dringe 
und  den  Kredit  beider  schädige.  Es  zeigt  sich  jetzt,  dass  die 
Leiter  des  Koncerns  kein  reines  Gewissen  mehr  haben,  und  dass 
sie  Rettung  von  dem  angestrebten  Welttrust  erhoflen.   Die  Bi- 
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laius  der  einen  Gesellschaft  musste  stets  das  Spiegelbild  der  an- 
deren bilden,  um  nicht  die  hohe  Bankschuld  der  Trebcrgesell- 
Schaft  erkennen  zu  lassen  (vgl.  Obligo-Tabelle).  Ausserdem  wurde 
der  Zweck  verfolgt,  die  Zulassungsstelle  der  Berliner  Börse  zu 
täuschen,  um  die  Zulassung  der  1898  emittierten  6  Millionen  Mark 
Treberaktien  zu  erlangen. 

Ende  Dezember  1898  schreibt  Exaef  an  Schmidt  u.  a. : 

»Es  wird  Mühe  kosten,  den  Effdcteobestand  (der  TrehergeselUchaft)  «bsnstowcn, 
obwohl  dies  wegen  der  ungünstigen  Zeitungskritiken  und  der  Anforderungen  seitens 
der  Berliner  Zulrxssun^^stelle  nötig  ist.    Also  bis  31.  MiUz  heninter  mit  der  Schuld 

auf  2 — 3  Millionen  Mark.* 

Nach  diesem  Gesichtspunkte  wurde  in  der  Folge  gehandelt: 
Die  Hauptbuchhalterei  der  Leipziger  Bank  führte  das  Konto  or- 
dinario  und  Waren- Vorschuss-Konto,  alle  übrigen  zu  dem  Treber- 
Koncern  gehörigen  Konten  führte  das  Sekretariat,  eine  für  grös- 
sere Banken  unentbehrliche  Einrichtung.  Von  dem  Konto  ordi- 
nario  wurde  abgebucht,  sobald  es  die  Direktion  in  Leipzig  oder 
Cassel  für  erforderlich  erachtete.  Das  Gesamt^Treber^Engagement 
wurde  auf  etwa  200  Konten  verteilt.  Da  viele  derselben  nur  in- 
terimistisch errichtet  waren,  so  schwankte  die  Anzahl  beständig. 
Zur  Aufstellung  der  anhängenden  Obligotabelle  wurden  141  Kon- 
ten benutzt.  Beim  Zusammenbruche  der  Bank  waren«  deren  54 
in  Kraft.  Es  zeigt  sich  hier  besonders  deutlich,  dass  eine  Bank- 
bilanz wesentlich  gefügiger  ist  als  eine  Fabrikbilanz. 

»Die  Direktion  der  Leipziger  Bank  verstand  es,  rechtzeitig 
Kanäle  zu  graben,  um  die  von  Cassel  herandringende  Schuldwelle 
zu  verteilen«  sagt  ein  Staatsanwalt  im  Leipziger  Bank-Frozess  in 
seinem  Plädoyer. 

Trotz  der  im  allgemeinen  der  Form  nach  korrekten  Buch- 
fuhning  wurde  es  dem  Aussenstehenden  durch  diese  Manipula' 
tionen  völlig  unmöglich  gemacht,  aus  dem  Status  der  Bank  deren 
wahre  Lage  zu  beurteilen.  Um  die  starke  Anspannung  der  Mittel 
zu  verbergen  und  den  Status  per  Jahresschluss  möglichst  flüssig 
zu  gestalten,  entscheidet  sich  der  Aufsichtsrat  in  einer  Sitzung 
vom  5.  Dezember  1899  daf&r,  auf  die  Kundschaft  zu  trassieren, 
auch  wenn  die  zu  erwartenden  Accepte  nicht  alle  leicht  unterzu- 
bringen sein  würden.  Eine  Massnahme,  welche  zwar  bei  kleinen 
und  mittleren  Banken  mitunter  vorkommt,  seitens  der  Kundschaft 
jedoch  leicht  als  Schwäche  des  betreffenden  Instituts  angesehen 
wird. 


Auch  die  Bilanz  der  Treber;^csellschaft  wird  nach  MögUch- 
kcil  zugestutzt.  Uni  deren  Bankschuld  zu  reduzieren,  »ohne  sich 
dem  Vorv.'Tirfe  der  \'erschleierun<4  aaszusetzen«,  kauft  die  Leip- 
ziger Bank  un  Frulyaiir  1900  von  ihr  diverse  l'JTekten  im  Ge- 
samtwerte von  ca.  y,5  MiUioncn  Mark  unter  Rücknahme-Klausel. 

Unter  diesen  Werten,  welche  zum  i^^rossen  Teil  bei  der  Leip- 
ziger Bank  bereits  als  Sicherheit  hinterlegt  waren,  befanden  sich 
3  750CXX>  Mark  5  Proz.  Obligationen  der  russischen  Gesellschaft, 
welche  zur  Zeit  der  Transaktion  noch  gar  nicht  existierten  und 
erst  später  geschaffen  werden  sollten. 

Da  die  Leipziger  Bank  erklärlicherweise  das  grösste  Interesse 
daran  hatte,  diese  Effekten  nicht  als  eigene  in  ihrer  Bilanz  er- 
scheinen zu  lassen,  so  wurden  dieselben  auf  Konsortial-Konto  ver- 
bucht, obwohl  keine  Konsorten  vorhanden  waren.  Als  sich  diese 
auch  später  nicht  fanden,  wurden  die  einzelnen  Posten  auf  Konto- 
Korrent  übertragen,  indem  die  Bezeichnung  »Konsortium«  ia  den 
Ausdruck  >Konto  für  .  .«  abgeändert  wurde. 

Zur  weiteren  Herabminderung  der  Bankschuld  cediert  die 
Trebergesellschafi:  der  Leipziger  Bank  eine  Reihe  Hypotheken  auf 
Tochteranlagen  von  sehr  zweifelhaftem  Werte,  wobei  zum  Zwecke 
der  Bilanz-Aufbesserung  Vordatierungen  stattfinden.  So  wird  eine 
über  550000  M.  auf  das  \\  r':  lu  Brody  lautende  Hypothek  der 
Trebergesellschaft  seitens  der  Leipziger  Bank  unter  dem  26.  März 
1900  gutgebracht,  obgleich  die  Eintragung  erst  Ende  Juni  des* 
selben  Jahres  erfolgt.  Dabei  waren  auf  das  3CX3  OOO  M.  betragende 
Aktienkapital  dieser  Gesellschaft  nur  75  000  M.  eingezahlt  worden. 

Da  der  Antrag  auf  Einführung  der  jungen  Treberaktien  an 
der  Berliner  Börse  von  einer  in  Berlin  domizilierenden  Firma  ge- 
stellt werden  musste,  so  wurde  hierzu  das  dortige  Bankhaus  von 
der  Heydt  &  Co.  in  Aussicht  genommen,  »deren  Heranziehen 
allerdings  ein  gutes  Stück  Geld  kosten  wirdc  schreibt  Schmidt 
an  Direktor  Gentzsch.  Für  die  Einführung  wurde  dieser  Firma 
gleich  eine  Provision  von  200000  M.  zugesagt. 

In  der  Erwartung,  dass  dieselbe  sich  zuvor  in  Cassel  durch 
Einsichtnahme  der  Bücher  über  die  inneren  Verhältnisse  der  Ge- 
sellschaft informieren  werde,  zweigte  Schmidt  einen  bedeutenden 
Teil  der  Casseler  Schulden  an  die  Leipziger  Bank  von  deren 
Konto  ab,  indem  er  7828000  M.  in  ein  Geheimbuch  übertrug, 
was  er  der  Bank  mitteilte.  Diese  nahm  eine  konforme  Buchung 
vor,  indem  sie  der  Trebergesellschaft  im  September  1899  ein 


uiyitized  by  Googl 


separates  Vorschuss-Konto  errichtete  und  zu  dessen  Lasten  obi- 
gen Betrag  von  Konto  ordinario  absetzte  (vgl.  Obligotabelle). 

Eine  weitere  Verteilung  der  Bankschuld  und  Verschönerung 
der  Casseier  Bilanz  erfolgt  dadurch,  dass  im  April  1900  ein  Lager- 
scheiD> Vorschuss-Konto  errichtet  wird  und  auf  dieses  von  Konto 
ordinario  unter  dem  31.  März  1900:  iVs  Millionen  Mark  abge- 
bucht werden. 

Der  Erfolg  dieser  Transaktionen,  die  im  Frühjahr  1899  be- 
gannen, war  der,  dass  das  Konto  ordinario  bei  der  Leipziger 
Bank  um  12,9  Millionen  entlastet  wurde,  während  in  der  Casseler 
fiilanz  ein  Bankguthaben  von  6,2  Millionen  Mark  figurierte. 

Trotz  aller  Vorkehrungen  schwoll  das  Treberengageroent  la- 
winenartig an  Von  27  Millionen  Mark  Ende  1898  war  es  auf 
47  Millionen  Mark  Ende  1899  und  von  da  auf  S5  Millionen  Mark 
am  12.  Juni  1900  gewachsen. 

Der  Aufsichtsrat  der  Leipziger  Bank,  dem  das  Treberobligo 
in  seiner  wahren  Höhe  noch  nicht  bekannt  war»  beschloss  jetzt, 
angesichts  der  grossen  Ansprüche  Cassels,  weitere  Kredite  nur 
unter  Mithaft  der  Casseler  Aufsichtsräte  zu  bewilligen.  Direktor 
Schmidt,  dem  es  vor  allem  darauf  ankam,  die  Bankschuld  seiner 
Gesellschaft  aus  den  Böchem  verschwinden  zu  lassen,  beeilte  steh, 
sofort  diesem  Wunsche  in  der  Weise  nachzukommen,  dass  er 
und  die  fünf  Mitglieder  seines  Aufsichtsrates  diese  Kontoschuld 
unter  Rückbürgschaft  der  Trebergesellschaft  übernahmen.  Für 
deren  Betrag  von  18  Millionen  Mark,  unter  Hinzuziehung  einer 
früheren  för  Cassel  eingegangenen  Wechselschutd  von  4,4  Mil- 
lionen Mark,  wurden  dieselben  auf  den  bei  der  Leipziger  Bank 
für  sie  angelegten  6  Separat- Vorschuss-Konten  belastet,  während 
Cassel  dementsprechend  erkannt  wurde.  Die  Tilgung  dieser 
Schuld  seitens  der  Casseler  Verwaltungsmitglieder  sollte  bis  191 6 
stattfinden. 

Die  die  Sicherheit  darstellenden  Forderungen  Im  Gesamtbe- 
trage von  32,4  Millionen  Mark,  welche  die  Trebergesellschaft  den 
einzelnen  Mitgliedern  abgetreten  hatte,  und  welche  diese  wieder 
an  die  Leipager  Bank  weiter  cedierten,  setzten  sich  aus  18  Ein- 
zelforderungen zusammen,  die  fast  ausnahmslos  Tochtergesell- 
schaften als  Schuldnerinnen  aufwiesen. 

Wie  sich  nach  der  Katastrophe  herausstellte,  waren  diese 
sämtlichen  Forderungen  fingiert.  Ganz  nach  Willkür,  oder  wie 
er  sich  ausdrückte,  nach  summarischem  Verfahren,  hatte  Schmidt 

ZailMbirill  I3r  df«  («s.  Scultwisteosdi.  Ergionioftlieft  9.  8 


—    114  — 


die  einzelnen  ohne  deren  Wissen  auf  Grund  von  HofTaungen  be- 
lastet, welche  er  in  das  Calcium  Carbid- Verfahren  setzte.  570  OOO 
Mark  unberechtigte  Forderungen  an  Private  sollen  aus  Nachlässig- 
keit in  den  Büchern  stehen  ^'eblicben  sein.  In  Anbetracht  dessen 
drang  er  auch  darauf,  dass  eine  Notifikation  seitens  der  Leip- 
ziger Bank  unterbleibe,  worauf  diese  auch  eingeht. 

»Von  allen  genialen  Schiebungen  in  dieser  ganzen  Afiatre, 
—  sagt  ein  Sachverständiger  in  dem  Leipziger  Bank-Prozesse  — , 
ist  diese  die  genialste.  Es  besteht  kein  Zweifel,  dass  diese  Ge- 
fölligkeit  erwiesen  werden  musste,  weil  eben  Leipzig  seit  Jahren 
einfach  alles  tun  musste,  was  Cassel  wollte.«  Das  Ganze  war  ein 
Scheingeschäft,  durch  welches  keine  wirkliche  Erleichterung  des 
Casseler  Schuldkontos  stattfand.  Von  der  Leipziger  Bank  wurde 
es  auch  demgemäss  behandelt,  denn  diese  bemerkte  nicht,  dass 
ihr  eine  Forderung  an  die  Galizische  Gesellschaft,  welche  sie  be- 
reits in  deren  Accepten  besass,  zum  zweiten  Male  verpfändet 
wurde. 

Um  die  Erhöhung  der  Bankschuld  zu  vermeiden,  war  bei 
der  Leipziger  Bank  ferner  u.  a.  ein  Solidar- Vorschuss-Konto 
Sumpf  und  Genossen  eingerichtet,  auf  welchem  die  Casseler  Auf- 
sichtsräte 1900  mit  weiteren  10  Millionen  Mark  für  ihre  Gesell* 
schaft  eintraten  (vgl,  S.  106  und  Obligo^Tabelle). 

Von  Frühjahr  1900  bis  Februar  1901  wurden  auf  diese  Weise 
54  Millionen  Mark  von  dem  Hauptkonto  der  Trebergesellschaft 
abgebucht,  sodass  die  Direktion  der  Leipziger  Bank  auf  Befragen 
das  Engagement  immer  als  auf  ca.  7  Millionen  Mark  lautend  an- 
geben konnte. 

Ungeachtet  der  verzweifelten  Lage,  in  welcher  sich  die  Leip> 
ziger  Bank  befand,  heuchelte  die  Verwaltung  nach  aussen  grosses 
Vertrauen  zur  Trebergesellschaft  in  der  Hoffnung,  dass  dieser  von 
irgend  einer  Seite  Hilfe  kommen  und  der  Leipziger  Bank  einen 
Teil  der  Verbindlichkeiten  abnehmen  werde.  Selbst  in  letzter 
Zeit  erteilt  die  Direktion  noch  sehr  günstige  Auskünfte. 

Das  Bankhaus  von  der  Heydt  &  Co.  in  Berlin  fragte  unter 
dem  15.  Januar  1901  an,  ob  man  der  Casseler  Gesellschaft  in  aller 
Ruhe  einen  ungedeckten  Kredit  von  2 — ^300000  M.  einräumen 
könne,  worauf  die  Bank  antwortet,  dass  sie  ohne  Bedenken  selbst 
einen  höheren  Kredit  gewähren  würde. 

Beim  Zusammenbruche  hatte  diese  Firma  eine  direkte  For- 
derung an  die  Trebergesellschaft  in  Höhe  von  130000  M.  sowie 
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ferner  für  900000  M.  Acceptc  der  Leipziger  Bank,  die  sie  der 
TrebergescIUrbaft  diskontiert  hatte. 

Das  Bankhaus  S.  Bleichröder  m  Berlin,  bei  welchem  die 
Leipziger  Bank  sich  Reportgelder  bis  zu  8  Millionen  Mark  ia 
einem  halben  Jahre  verschaffte,  war  besonders  durch  die  Angriffe 
der  Frankfurter  Zeitung  stutzig  geworden  und  fragte  Anfang  März 
1901  über  die  Höhe  der  Casseler  Engagements  an,  worauf  diese  von 
Exner  als  sehr  unbedeutend  und  übrigens  auch  durch  Sicher« 
faeiten  gedeckt  dargestellt  wunicn. 

Die  Firma  erlitt  bei  dem  Fall  der  Leipziger  Bank  einen  Ge- 
samtverlust  von  950000  M. 

Infolge  zahlreicher  Anfragen  aus  Privat  kreisen  über  das  Ver- 
hältnis der  Leipziger  Bank  zu  der  Treberc^esellschaft  und  beson- 
ders infolge  eines  Artikels  in  der  Frankfurter  Zeituni;  beschloss 
die  Verwaltung  in  der  Aufsichtsratssitzung  vom  16.  März  1901, 
etwaigen  ähnlichen  Anfragen  in  der  für  den  19.  März  1901  einbe- 
:r  nen  General  -  Versammlung  zuvorzukommen,  indem  sie  ein 
Expose  beruhigenden  Inhaltes  zum  Vortrage  brachte.  Dieses  ent- 
sprach jedoch  den  tatsächlichen  Verhältnissen  keineswegs.  Es 
wurde  dabei  das  alte  bewährte  Mittel  angewandt,  nur  von  den 
Hauptkonten  der  Trebergesellschaft  (Konto  ordinario  und  Waren- 
vorschuss- Konto)  zu  sprechen,  die  Beziehungen  zu  den  Tochter- 
gesellschaften aber  zu  verschweigen. 

Der  Aufsichtsrat,  welcher  bisher  in  dem  Wahne  gelebt  hatte, 
dass  sich  das  Treberengagement  auf  47-^50  Millionen  Mark  be- 
laufe, wurde  endlich  am  28.  März  1901  aus  seiner  Vertrauens- 
seligkeit aufgerüttelt,  als  er  erfuhr,  dass  die  Höhe  86  Millionen 
Mark  betrug.  Die  Aufsichtsrats-Sitzung  an  diesem  Tage  wurde 
zu  einer  Schreckenssitzung.  In  grösster  Erregung  wurde  be* 
schlössen,  dass  der  Aufsichtsrat  unverzüglich  nach  Cassel  fahre 
und  mit  der  Verwaltung  der  Trebergesellschaft  direkt  verhandle. 
Das  Resultat  einer  Konferenz  in  Cassel  am  5.  April  1901  war  — 
abermalige  Beschwichtigung  seitens  Schmidt's  und  Bewilligung 
weiterer  Kredite  durch  die  Leipziger  Bank. 

Ende  April  1901  entschloss  sich  auch  die  Direktion  der  Leip- 
ziger Bank  zum  ersten  Male,  durch  einen  eigenen  Sachverständigen 
Information  einzuholen,  indem  sie  das  Werk  in  Neheim  durch 
einen  Chemiker  besichtigen  Hess.  Indessen  konnte  auch  dieser 
fiber  die  finanziellen  Ergebnisse  nichts  in  Erfahrung  bringen,  da 
die  kaufmännische  Leitung  aller  Werke  in  Cassel  lag.   Dort  hatte 
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sich  aber  Direktor  Schmidt  von  jeher  jeder  Kontrolle  sehr  ener- 
gisch widersetzt. 

Utn  dem  vereinbarten  Programm  gemäss  den  ElTektenbestand 
der  Trebergesellschaft  abzustossen  und  deren  Bankschuld  mög- 
lichst mit  Hilfe  Aussenstehender  herab/.umindern,  hatte  Cassel  im 
Frühjahr  1899  folgende  Obligationen  unter  Garantie  der  Leipzic^er 
Bank  für  richtige  Verzinsung  und  Amortisation,  durch  Vermittlung 
eines  Hamburger  Maklers  verkauft:  400000  M.  üblijjfationen  der 
Memeler  Gesellschaft,  400000  I^e.  Übli^'ationen  der  Italienischen 
Gesellschaft,  i  750000  I  V.  Obligationen  der  Nantes-Gesellschaft, 
1050000  Kr.  Oliligationen  der  Kassza-Geseilschaft. 

Obgleich  die  Anschaffungen  und  Bestätigungen  von  seilen 
der  Käufer  erst  i — 2  Monate  spater  bei  der  Leipziger  Bank  ein- 
gingen, erkannte  diese  die  Trebergesellschaft  schon  unter  dem 
31.  März  1809,  sodass  deren  Bilanz  ein  wesentHch  besseres  AuS' 
sehen  erhielt. 

Sätiitliclic  Khekten  hatten  bereits  bei  der  Leipziger  Bank  als 
Sicherheit  für  Cassel  gelegen. 

Für  die  Garantien  liess  sich  die  Bank  von  der  Treberi;esell- 
schaft  eine  Provision  in  der  enormen  Hohe  von  3  Pro/  verguten. 
Insgesamt  beliefen  sich  die  übernommenen  Bürgschaften  und  Ga- 
rantien auf  ca.  4,.}.  Millionen  Mark. 

Einen  grossen  Posten  russischer  Aktien  verkaufte  die  Treber- 
gesellschaft an  ihren  Aufsichtsrat,  welcher  dieselben  mit  seinen 
Accepten  in  Höhe  von  4,6  Millionen  Mark  bezahlte.  Letztere 
gingen  zur  Gutschrift  an  die  Leipziger  Bank  mit  dem  Ersuchen, 
sie  in  Enf:^land  zu  begeben. 

Es  wird  also  hier  zum  Zwecke  der  Kapitalbeschaffung  eine 
Umwandlung  von  Aktien  in  Wechsel  vorgenommen» 

Hierauf  folgte  das  grösste  Meisterstück,  welches  Direktor 
Schmidt  je  fertig  brachte,  durch  welches  es  ihm  gelang,  5  Millionen 
Francs  Tochterwerte  gegen  Barzahlung  an  das  Ausland  abzustossen 
und  die  Treberaktien  an  der,  allerdings  als  Zufluchtsstelle  zweifel- 
hafter Werte  bekannten,  Brüsseler  Börse  einzuführen,  wo  sie  ziem- 
lich stark  gehandelt  wurden. 

Nachdem  er  es  verstanden  hatte,  eine  Anzahl  belgischer 
Firmen  für  die  Casseler  Unternehmung  zu  interessieren,  wurde 
unter  Führung  der  Caisse  Commerciale  de  Bruxelles  und  unter 
Mitwirkung,'  der  Banque  d'Anvers,  des  Credit  Gcnöral  Lidgeois 
und  der  Bankhrma  Johannes  Berenberg,  Grossler  &  Co,  in  Hara^ 
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bürg,  eine  neue  Tochtergesellschaft,  die  Socl6t6  Anonyme  de 
Produtts  Chimiqaes  et  Eiectrochimiques  in  Hemixem  les  Anvers 
errichtet,  wobei  sich  auch  die  Leipziger  Bank  mit  400000  Frs. 
beteiligte. 

Letztere  übernahm  ausserdem  dem  Gründerkonsortium  gegen- 
über eine  Garantie  von  2  Millionen  Francs,  wofür  sie  eine  Pro- 
vision von  21  800  Mark  erhielt. 

Dieser  neuen  Gesellschaft  verkaufte  die  Trebergesellschaft  für 
den  Preis  von  5  Millionen  Francs  ^fol^rende  Tochterwerte:  je 
1900000  Kr.  Aktien  der  Ljalizischen  und  ungarischen  GesellsclialL, 
500000  Lc.  Aktien  der  italieinsclien  GesellschatL  und  500000  M. 
Aktien  der  schlesischen  Gesellschaft. 

Auf  alle  verkauften  Effekten  garantierte  die  Trebergesellschaft 
eine  jährliche  Dividende  von  lo  Proz.  und  zwar  in  Hohe  von 
500000  Francs  während  fünf  Jahren,  ausserdem  verpflichtete  sie 
sich,  nach  drei  Jahren  sämtliche  Aktien  f^anz  oder  teilweise  zurück- 
zunehmen, falls  die  Heniixem-Geselisciiaft  dies  wünsche. 

Damals  war  ferner  die  Gründung  einer  Anglo-Russian  Wood 
1  Jistillation  &  Chemical  Products  Co.  London  mit  einem  Aktien- 
kapital von  einer  Million  Pfund  Sterling  geplant.  Das  Syndikat 
hierfür,  an  welchem  sich  die  bekannte  Bankfirma  Wernher  Beit  &Co., 
Glasgow,  und  verschiedene  Londoner,  Brüsseler,  Moskauer  und 
Petersburger  Firmen  beteiligen  wollten,  sollte  den  Zweck  haben, 
die  russischen  Treberwerte  aufzukauten  und  dieselben  an  der  Lon- 
doner und  Brüsseler  Börse  in  den  Handel  zu  bringen.  Dabei  war 
gleichzeitig  die  Errichtung  einer  enj^lischen  Pressgesellschaft  beab- 
siciitigt.  Infolge  des  beginnenden  Burenkriegs  kam  das  Projekt 
nicht  zustande. 

In  jener  Zeit  wurde  auch  die  Umwandlung  der  russischen 
Tochtergesellschaft  in  eine  rein  russische  beschlossen,  zu  welchem 
Zwecke  die  Leipziger  Bank  2":  Millionen  Rubel  bewilligte. 

Inzwischen  nahm  die  Wechselwirtschaft  innerhalb  des  Trcber- 
konccrns  ihren  ungestörten  Fortgang.  Ineinem  Briefe  vom  ^i.  August 
1899  schreibt  Schmidt,  die  Trebergesellschaft  wünsche  nicht  mehr, 
selbst  auf  ihre  Aufsichtsräte  Wechsel  zu  ziehen,  die  Leipziger 
Bank  möge  vielmehr  auf  diese  direkt  trassieren,  was  in  der  Folge 
auch  geschieht. 

Da  die  Mittel  der  Leipziger  Bank  übermässig  in  Anspruch 
genommen  waren,  sucht  Schmidt  von  Aussenstehenden  Kapital  um 
jeden  Preis  2u  erlangen,  wobei  er  immer  das  Ziel  im  Auge  be- 
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hält,  die  Zulassungsstelle  der  Berliner  Börse  hinters  Licht  zu  führen. 

Im  März  1900  tritt  er  mit  der  Baokabteilung  der  berüchtigten 
»Finanz*  und  Handels-Z^itungc  in  Berlin  auf  folgende  Weise  in 
Geschäftsverbindung :  Um  zugleich  obiger  Zulassungsstelle  die  Er- 
klärung abgeben  zu  können,  dass  der  Verkauf  der  Tochterwerte 
ohne  belastende  Nebenverpflichtungen  erfolgt  sei,  bilden  die  Ver- 
waltungsmitgKeder  der  Trebergesellschaft  ein  Konsortium,  an  wel- 
ches die  letztere  ca.  5  Millionen  Mark  Tochteraktien  verkauft. 
Dieses  seinerseits  verkauft  die  Effekten  an  die  Finanz-  und  Han- 
delszeitung teils  zu  90  Proz.  teils  zu  100  Prozent  Dabei  garantiert 
das  Casseler  Konsortium  10  Proz.  Dividende  und  übernimmt  die 
Verpflichtung,  diejenigen  Aktien,  deren  Verkauf  der  Berliner  Zei- 
tung bis  zu  einer  gewissen  Zeit  nicht  gelungen  ist,  zu  iGö'/s— 150  Proz. 
zurückzunehmen. 

In  Wirklichkeit  lombardierte  Hugo  Löwy,  der  Inhaber  ge- 
nannter Zeitung,  die  Treberwerte  bei  der  Sandenschen  »Deutschen 
Grundschuldbank«  in  Berlin,  was  Schmidt  bekannt  war,  und  dieser 
der  Leipziger  Bank  auch  mittdlte. 

Von  den  abzuführenden  Betragen  brachte  die  Finanz-  und 
Handels-Zeitung  eine  Provision  von  annähernd  300000  Mark  im 
voraus  in  Abzug.  Im  Effekt  verdiente  sie  bei  dem  Geschäfte 
150  Prozent. 

Zwei  Millionen  Mark,  welche  der  Leipziger  Bank  aus  dieser 
Transaktion  im  April  1900  zuflössen,  brachte  diese  der  Treber- 
gesellschaft auf  deren  Wunsch  unter  dem  31.  März  1900  gut. 

Im  April  1900  schreibt  Direktor  Schmiüt  an  Exner: 
>Idk  Imbe  ttiU  der  Fiiuuit-  und  Haaddiidtuiig  verhandelt,  da  dieae  ein  sehr 
gut  tfluieites  PübUkum  hinter  tich  hat,  dat  den  im  Briefkasten  gegebenen  Rat- 
schlägen blindliugs  folgt.  Uebrigens  Itai  die  Zeitung  mir  und  der  Leipziger  Bank 
schuii  viel  f^utc  Dieuätc  geleistet,  mehr  als  Sie  sich  träumen  lassen.  Vor  allem  hat 
sie  mich  III  den  Kursl)ewegunj:jcn  immer  lebhaft  unterstützt.« 

In  dem  Straipru-dcss  gegen  Schmidt  sagten  in  der  Tat  zahl- 
reiche Zeugen  aus,  dass  sie  sich  durch  die  fortgesetzten  über- 
schwangliclien  Empleh langen  dieser  Zeitung  hatten  bestimmen 
lassen,  Treberaktien  zu  kauten. 

Im  Herbst  1900  wurde  von  Seiten  der  Trebergesellschaft  eine 
weitere  Finanz-Operation  vorgenommen  und  /war  diesmal  nnt  den 
sogen.  Spieihagen-Banken  in  Berlin:  Direktor  Schmidt  und  die 
tunf  Mitglieder  seines  Autsichtsrats  bildeten  ein  Konsortium,  wel- 
ches von  der  nt  nen  Berliner  Baugcsellschatt  unter  Genelmiigung 
der  Deutschen  Grundschuldbank  in  Berlin  6500000  Mark  Aktien 
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der  Preussischen  Hypotheken- Aktien-Bank  und  der  Deutschen 
Grundschuldbank  zu  dem  damaligen  Tageskurse  kaufte. 

Die  Anschaffung  des  Casselcr  Konsortiums  erfolgte  durch 
Zahlung  von  loooooo  M.  bar  und  Hingabe  von  6000000  M.  Aktien 
rassischer,  französischer  und  italienischer  Tochtergesellschaften. 

Dabei  wurde  von  beiden  Kontrahenten  eine  bestimmte  Divi- 
dendengarantie auf  1^1 2  Jahr  und  Rückkaufsverpflichtung  über- 
nommen. Ausserdem  erhielt  die  Deutsche  Grundschuldbank,  Ber- 
l*n,  gegen  Hinterlegung  von  50OOOO  M-  Aktien  der  Preussischen 
Hypotheken- Aktien- Bank  und  500000  M.  Aktien  der  Deutschen 
Grundschuld- Bank  ein  Darichn  von  750000  M.  in  Accepten  und 
Tratten  der  Trebergesellschaft  (vgl.  S.  85). 

Die  Leipziger  Bank  war  bereits  seit  Jahr  und  Tag  vor  ihrem 
Falle  genötigt  gewesen,  ihren  Diskontkredit  auf  das  Aeusserste 
anzuspannen,  wie  aus  nachstehender  Tabelle  hervorgeht. 

Es  betrug  (in  Tausenden)  der  Umsatz  auf 


1S90 
1891 
1892 

1893 
1894 
1895 

tSo6 

1898 

1 S99 
1900 


Accept-Konto 

M. 

74  683 
82  579 
90954 

98653 
87  09a 
70  764 

103  204 
129330 
14S  loS 

222  0  x6 


Wechsel-Konto 

M. 

238875 

349  >  56 
382  208 

362  498 

405  357 
343  «34 

470  438 
585  280 

I  000  472 
I  190  92S 


Konto-Korrent' 
Konto 

^^. 

563  874 
550  976 

612  924 
609  61 4 

659719 

684  442 
I  082  246 
I  21  7  424 
I  610  381 
I  764  249 
I  801  764 


Das  mit  den  laufenden  Accepten  und  Wechseln  verbundene 
Obligo  stand  in  letzter  Zeit  in  gar  keinem  Verhältnisse  zum  Aktien- 
kapital  und  zu  den  Reserven.  Bereits  seit  1899  war  das  Institut, 
besonders  im  Hinblick  auf  seinen  kündbaren  Kredit,  gegen  eine 
unerwartete  Krisis  nicht  mehr  gerüstet. 

Ende  1898  begannen  deshalb  auch  die  Versuche  Exners,  eine 
Interessengemeinschaft  mit  der  Deutschen  Bank  in  Berlin  herbei- 
zuführen, wobei  er  das  Casseler  Engagement  auf  Befragen  be- 
deutend niedriger  angab«  als  es  in  Wirklichkeit  war.  Dabei  ver- 
stand er  es,  mit  grossem  Geschick  die  damals  in  Gang  kommende 
Interessengemeinschaft  zwischen  der  Allgemeinen  Deutschen  Kre- 
dit-Anstalt  in  Leipzig  und  der  DiskontO'GeseUschaft  in  Berlin  für 
seine  Zwecke  auszunutzen. 
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Die  Deutsche  Bank  ging  jedoch  auf  seine  Ideen  nicht  ein. 

D.  Wechsel  Wirtsc  haft. 

Bemerkenswert  ist  die  Rolle,  welche  der  Wechsel  bei  den 
Vorgänt^^cn  spielt,  die  den  Untergang  der  Bank  herbeiführten. 
Der  ganze  Koncern  wurde  in  allen  seinen  Gliedern  dafür  ausge- 
nutzt, wie  die  folgende  Liste  beweist.  Im  Jahre  1900  nahm  die 
Bank  in  ihr  Portefeuille: 

M.  3  43B  000.  Acoepte  der  Toelitergesellsciwft  Giadcstadt, 

»  I  750000.  »  ).  »  Nantes, 

*  844  000.  »  •  »  Fiume, 

«  695000.  >  »  »  Union,  Prag, 

>  1  200  000.  ,  ►  ft  Broily, 

»  3  600  000.  »  »  »  Lemberg, 

»  930000.  »  »  »  Krappitz, 

>  798  000.  »  >  >  Sclnveinfurt, 

•  116000.  a  •  »  Frankfurt  a.  O., 
Le.  435  000.  >  >             >  Genua, 

M.  325  000.  »  »  Torilwerke  Altona. 

»  83  000.  »  von  Baron  Bertbold  Popper, 

»  544000.  »  »  demselben, 

>  815000.  »  »  Baroo  A]e&  Popper  cutttnmeik 

M.  1$  486000. 

Diese  Accepte  wurden  bei  der  Kgl.  sächsischen  Lotterie-Dar- 
lehnskasse  und  der  Sächsischen  Bank  in  Leipzig  in  Pfand  oder  Dis- 
kont gegeben.  Da  denselben  ein  wirtschaftlicher  Wert  nicht  bei- 
zumessen ist,  so  müssen  sie  schlechthin  als  Reitwechsel  be- 
zeichnet werden.  Das  Werk  in  Krappitz  acceptiert  Tratten  über 
930000  M.  bei  einem  Aktienkapital  von  75000  M.  und  einer  Hypo- 
thekenschuld von  450000  M.  Das  Werk  in  Lemberg:,  ^reiches 
einen  Wert  von  8— 900000  M.  hatte,  acceptiert  Wechsel  über 
3,6  Millionen  Mark. 

Seine  besten  Wechsel  brachte  Cassel  anderwärts  unter. 

Im  letzten  Jahre  (1900)  wurden  von  der  TrebergeseDschaft 
nicht  weniger  als  1900000  M.  für  Wechseldiskont  bezahlt  Schmidt 
selbst  hatte  mit  der  eigenen  Gesellschaft  fUr  37 — 39  Millionen 
Mark  an  Wechseln  »gemacht«. 

Um  die  Wechselreiterei  weniger  ersichtlich  zu  machen  und 
in  den  Trassanten  eine  gewisse  Abwechslung  eintreten  zu  lassen, 
wurden  dritte  Personen  veranlasst,  gegen  eine  bestimmte  Pro- 
vision für  die  Trebergesellschaft  auf  die  Leipziger  Bank  zu  trassieren, 
so  die  Firmen  Schubisser  Vogl  &  Co.  in  Zürich,  Sandel  &  Katz 
in  Frankfurt  a.  M.,  wobei  die  Buchung  auf  einem  Tratten-Vor- 
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scbuss-Konto  erfolgt.  Gegen  Garantie  der  Leipziger  Bank  aecep- 
tiert  die  Ungarische  Kommerziai-Bank  in  Pest  die  Tratten  der 
Casseler  Tochtergesellschaft  in  Kassza,  wobei  die  Trebergescll- 
schaft  der  Leipziger  Bank  Riickbürgschaft  leistet.  Für  Forde* 
Hilgen  auf  Grund  von  Gefälligkeitsaccepten  und  Gefälligketts- 
trassierungen  meldete  die  Berliner  Finanz-  und  Handelszeitung, 
Bankabteilung  London,  beim  Konkursverwalter  der  Trebergesell- 
Schaft  annähernd  2  Millionen  und  die  Bankfirma  Steinsieck  &  Co., 
Berlin,  über  i^«  Millionen  Mark  an. 

Bei  Weiterbegebung  ihrer  Wechsel  verfuhr  die  Leipziger  Bank 
in  der  Regel  in  der  Weise,  dass  sie  die  besten  Wechsel  der 
Reichsbank»  die  zweitbesten  der  Sächsischen  Bank  und  die  ge- 
ringwertigeren der  Kgl.  sächsischen  Lotteriedarlehnskasse,  sämt- 
lich in  Leipzig,  zuwies.  Auf  dem  offenen  Markte  wurde  das 
massenhafte  Vorkommen  von  Treberwechseln  sehr  bald  aufge- 
fallen sein,  weshalb  es  das  Bestreben  der  Bank  sein  musste,  ihre 
>Vechsel  an  solchen  Stellen  unterzubringen,  wo  man  keinen  Anlass 
hatte,  die  feineren  Züge  des  Diskontmarktes  jeden  Tag  zu  ver- 
folgen. 

Am  Tage  der  Konkurseröffnung  hatte  die  Leipziger  Bank  in 
Diskont  gegeben:  bei  der  Reichsbank  M.  12790000.,  darunter 
Treberwechsel  M.  1 725  000.,  bei  der  Sächsischen  Bank  M.9501 000., 
darunter  Treberwechsel  M.  5512000.  Mit  der  Kgl.  Sächsischen 
Lotterie-Dartehnskasse  fand  mehr  eine  Art  Lombard- Verkehr  statt, 
indem  die  Bank  nach  Bedarf  Geld  entlieh,  wogegen  sie  als  Sicher- 
heit Wechsel  und  Effekten  deponierte,  die  sie  jederzeit  gegen  an- 
dere austauschen  konnte.  Die  Kasse  hatte  zu  fordern  M.  ixoooooo,, 
für  welche  an  Wechseln  M.  10047000.,  darunter  Treberwechsel 
M.  5723000.,  sowie  ein  grösserer  Betrag  Effekten  deponiert  waren, 
unter  denen  sich,  wie  bereits  erwähnt,  1750000.  M.  Leipziger 
Bank-Aktien  befanden. 

E.  Das  Verhalten  der  Fresse. 

Bei  der  Kapitalbeschaffung  durch  Emission  von  Aktien,  Verkauf 
von  Treberwerten  etc.  kam  nichts  der  Leipziger  Bank  so  sehr  zu 
statten,  als  der  Umstand,  dass  die  sächsische  und  speziell  die 
Leipziger  Tagespresse  die  Aufeehen  erregende  Befehdung  der 
Trebergesellschaft  und  die  Warnungen  der  Frankfurter  Zeitung 
bis  in  die  letzte  Zeit  unbeachtet  liess,  trotzdem  dort  auf  die  Mit- 


uiyiiized  by  Google 


—     122  — 


Wirkung  der  Leipziger  Bank  bei  den  betrügerischen  Manipulationen 
Cassels  ganz  besonders  hingewiesen  war. 

Dem  Garantiesyndikat,  welches  sich  in  Berlin  unter  Führung 
der  Firma  S.  Bleichrödcr  für  die  bereits  1898  emittierten  16  Mil- 
lionen Mark  Leipziger  Bank-Aktien  gebildet  hatte,  war  es  im 
Frühjahr  1901  noch  nicht  gelungen,  sämtliche  Aktien  unterzubringen, 
da  das  dortige  Publikum  infolge  der  iebhaften  Erörterungen  über 
die  Verbindung  Leipziger  Bank-Trebergeseilschaft  nicht  nur  vom 
Kaufe  abgeschreckt  wurde ,  sondern  soj^ar  grosse  Posten  Leip- 
ziger Bank- Aktien  zum  Verkaufe  an  die  Börse  brachte,  wodurch 
deren  Kurs  beständig  heruntergedrückt  wurde. 

Zahlreiche  Anfragen  in-  und  ausländischer  Banken  gingen 
bei  genannter  Bankfirma  über  die  Leipziger  Bank  ein,  so  dass 
dieselbe  hierdurch,  sowie  durch  die  PressangrifTe  stutzig  gemacht, 
durch  einen  ihrer  Inhaber  bei  Exner  privatim  wegen  der  Höhe 
des  Casseler  Engs^ements  anfragen  liess. 

Das  Bankhaus  Robert  Warschauer  &  Co.  in  Berlin,  dessen 
20  Proz.*Beteiligung  an  dem  erwähnten  Syndikat  im  April  1901  noch 
275000  M.  betrug,  verkaufte,  miastrauisch  geworden,  seinen  An- 
teil noch  rechtzeitig  an  das  Gesamt-Konsortium. 

Cassel,  wo  die  volkswirtschaftlich  vorzüglich  unterrichtete 
Frankfurter  Zeitung  viel  verbreitet  ist,  befreite  sich  bei  Zeiten 
von  seinem  grossen  Besitze  an  Treber-Aktien. 

In  den  Briefen  Schmidts  an  die  Leipziger  Bank  kehrt  häufig 
die  Klage  wieder,  dass  alle  Versuche,  für  seine  Gesellschaft  bei 
anderen  Banken  Kredit  zu  erlangen,  durch  die  PressangrifTe  ver- 
eitelt würden. 

Nur  in  Sachsen,  in  Leipzig  ahnen  weite  Kreise,  dank  dem 
Schweigen  der  dortigen  Presse,  nichts  von  der  Gefahr,  welche 
ihnen  droht.  Zum  Beweise  hierfür  sei  nur  folgender  Fall  ange- 
führt: Durch  Stiftung  war  die  Stadt  Leipzig  in  den  Besitz  eines 
grossen  Postens  Leipziger  Bank-Aktien  gelangt.  Anstatt  den- 
selben sofort  abzustossen  und  den  Gegenwert  in  mündelsicheren 
Werten  anzulegen,  behält  die  städtische  Finanzverwaltung,  allen 
Grundsätzen  zuwider,  diese  Aktien  nicht  nur,  sondern  bezieht 
auch  bei  der  Neuemission  von  Leipziger  Bank-Aktien  im  Jahre 
1898  die  darauf  entfallenden  jungen  Aktien,  so  dass  die  Stadt 
beim  Konkurs  der  Bank  ca.  eine  Million  Mark  Stiftungsgelder 
einbüsst 

Die  Kreditanstalt  für  Industrie  und  Handel  in  Dresden  hatte 
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«s  verstanden,  das  Privatinteresse  einzelner  Journalisten  dadurch 
zu  wecken,  dass  sie  dieselben  bei  Emissionen  und  Neueinführungen 
von  Börsenpapieren  beteiligte,  sodass  diese  sich  deren  Finanz« 
Operationen  wohlwollend  gegenüberstellten  und  unerfreuliche  Vor- 
kommnisse verschwiegen. 

Warum  aber  schwieg  die  Leipziger  Presse? 

Rücksichtnahme  auf  eine  auswärtige,  neubegründete  Industrie* 
Unternehmung  konnte  nicht  massgebend  sein« 

War  es  Mangel  an  Kritik,  oder  ein  laisser  aller  aus  weit- 
gehender  Bequemlichkeit?  War  es  zu  grosser  Respekt  vor  der 
haute  finance  oder  gar  Beeinflussung? 

Die  Leipziger  Bank  zog  ihre  finanzielle  Kraft  vorwiegend  aus 
sächsischen  Bank-  und  Kapitalisten-Kreisen.  Nur  durch  das  Ver- 
trauen, welches  sie  bei  diesen  genoss,  war  sie  in  den  Stand  ge- 
setzt, das  morsche  Casseler  Gebäude  so  lange  zu  stützen. 

Man  darf  daher  wohl  die  Behauptung  aussprechen,  dass  die 
Krists  den  erreichten  Umfang  nicht  hätte  annehmen  können,  wenn 
die  Leipziger  Tagespresse  rechtzeitig  ihre  Pflicht  getan  hätte,  in- 
dem sie  ihre  Leser  von  allen  die  Leipziger  Bank  berührenden 
Vorgängen  in  Kenntnis  setzte,  sodass  diese  in  der  Lage  waren, 
sich  ein  eigenes  Urteil  zu  bilden. 

F.  Schlussurteil. 

Bei  Beurteilung  der  Lcip<:i^ci  Bank-Katastrophe  und  alles 
dessen,  was  mit  ihr  zusammenhan^l,  wird  man  gut  tun,  den  weit- 
gehenden Optimismus  nicht  ausser  Acht  zu  lassen  ,  welcher  sich 
in  der  zweiten  Hallte  der  1890er  Jahre  ausbreitete  und  /u  einem 
:5charlcn  Wettbewerb  zwischen  den  Aiila^ebanken  Veranlas- 
sung i;ab. 

Man  liiuss  sich  teiner  die  l'^rai^c  voileL^en,  ob  in  der  Idee 
Schmidts  nicht  docii  eui  j^^esunder  Kern  ciiLua.ien  war,  dii  e^  sonst 
psNcliuloLyisch  Liii\ci  standlich  wäre,  dass  ernstt:  und  erlahrene 
Manuel,  \v:c  uiuuci hiii  wi  AulsiclUsrat  und  Direktion  der  Leipziger 
Baiii^  -sa^icii,  diese  su  weil  bei  der  Casseler  Unternehmung  en- 
gagieren konnten. 

Angenommen,  das  Hertmann -Verfahren  hätte  sich  bewährt, 
so  gewinnt  die  Durchführbarkeit  der  Idee,  mit  liiHe  der  Kapital- 
macht der  Leipziger  Bank  die  Konkurrenz  der  TrebergescUschaft 
2U  unterdrücken  und  emen  europäischen  bez.  VVciitrust  zu  gründen, 
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umsomchr  an  Wahrscheinliclikeit,  als  man  das,  was  Sclimidt  an- 
strebte, sich  gegenwärlitj  in  ahnlicher  Weise  vollziehen  sielu.  I^ine 
ganze  Reihe  von  Kartellen  für  Erzeugnisse  der  Holzdestillation 
hat  sich  nach  dem  Zusammenbruche  der  Trebcrgeselischaft  ge- 
bildet, so  für  essigsauren  Kalk,  Holzgeist,  h^ssigsäure,  Holzkohle, 
und  sie  haben  iür  ihre  Produkte  sehr  bald  Freissteigerungen  durch- 
gesetzt. 

Auch  waren,  entgegen  der  vielfachen  Behauptung,  die  Tochter- 
werke durchaus  nicht  alle  wertlos;  so  die  Anlagen  in  Glückstadt, 
Schweinfurt,  Bosnien,  die  Prager  Union,  bei  dieser  besonders  das 
Werk  in  Fiume.  Dies  findet  auch  dadurch  Bi  stätli^ung,  dass  die 
Hauptwerke  des Treberkonkurses,  die  Bosnische  liolzverwertungs- 
gesellschaft  in  Serajewo  und  die  Union,  Aktiengesellschaft  für 
chemische  Industrie  in  Fiume,  von  einem  aus  Konkurrenzfirmen 
gebildeten,  unter  Führung  der  deutschen  Gold-  und  Silberscheide» 
anstait  in  Frankfurt  a.  M.  stehenden  Syndikate,  bei  Finanzierung 
seitens  der  Darmstädter  Bank  und  der  österreichischen  Kredit- 
anstalt erworben  wurden. 

Für  den  1  reberkoncern  war  es  ein  Unglück,  dass  die  Lei- 
tung in  der  Hand  eines  einzigen  kaufmännischen  Direktors  lag, 
welcher  von  der  Technik  eines  industriellen  Werkes  absolut  nichts 
verstand,  was  zu  höchst  unrationeller  Wirtschaft  führte. 

»In  der  Geschichte  der  deutschen  Technik  ist  die  Tatsache, 
wie  die  Trebertrocknung  durch  das  \'crschulden  ihrer  Techniker 
Millionen  an  Vermögen  in  Grund  und  Boden  wirtschaften  konnte, 
fast  beispiellos.  Die  Baupläne  einzelner  Werke  wurden  drei  bis 
viermal  umgeändert,  nachdem  schon  der  Bau  begonnen  war.  Die« 
ser  wurde  dann  einfach  wieder  abgetragen  und  auf  diese  und  an- 
dere Weise  Unsummen  vergeudet«  sagt  der  als  Zeuge  vernom- 
mene Syndikus  der  Trebergesellschafk  Dr.  Auspitzer. 

Auch  die  Möglichkeit,  die  Leipziger  Bank  zu  erhalten,  er- 
schien nicht  ausgeschlossen,  wenn  deren  Zusanmienbruch  nicht  in 
einem  höchst  ungünstigen  Moment  erfolgt  wäre,  in  einer  Zeit,  zu 
welcher  die  Hochfinanz  die  Hilfe  mit  Rücksicht  auf  die  durch 
den  allgemeinen  Rückschlag  im  Wirtschaftsleben  gebotene  Vor- 
sicht glaubte  versagen  zu  müssen.  Wie  auch  die  Vorgänge  im 
Jahre  1902  bei  der  Deutschen  Genossenschaftsbank  von  Soergel, 
Parrisius  &Co.,  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien,  in  Berlin,  zei- 
gen, waren  die  Grossbanken  bei  Industrie-Unternehmungen  selbst 
sehr  stark  engagiert.   Dass  aber  die  Lage  der  Leipziger  Bank 
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keine  ganz  hotfnunt,'slose  war,  beweist  der  Umstand ,  dass  trotz 
der  ungeheuren  Entwertung  gewisser  Aktiven  ,  welche  der  Leip- 
ziger und  Casseler  Konkurs  mit  sich  brachte,  das  Ergebnis  der 
Liquidation  für  die  Gläubiger  der  Bank  immerhin  noch  67  Froz. 
betrug. 
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Allgemeine  Ergebnisse. 

Vergleicht  man  den  Leipzt^-Casseler  Koncern  mit  demjeni- 
gen, welcher  in  Dresden  s^fel)ilüet  wurde,  so  kann  man  eine  auf- 
fallende Uebercinstimmutig  der  Grundgedanken  beobachten,  welche 
bei  beiden  vorherrschen. 

Auch  hier  findet  man 

1.  eine  Anlacje-Bank.  deren  Verwaltung  von  dem  Streben 
beseelt  ist,  das  Institut  zu  einer  Grossbank  zu  gestalten.  Zur  Er- 
reichung dieses  Zieles  bedient  sie  sich  ebenfalls  vorwiegend  einer 
nach  ihrer  Meinung  zukunftsreichen  Industrieunternehmung.  Man 
findet  daher  wie  in  Dresden 

2.  ein  Industrie-Stammhaus,  welches  mit  Hilfe  der 
Bank  zu  hoher  Leistungsfähigkeit  gebracht  werden  soll. 

Um  sich  ein  grosses  Absatzgebiet  zu  schaffen,  veranlasst  die 
Trebergesellschaft  durch  äusserst  günstige  Offerten  eine  Anzahl 
VValdbcsitzcr,  ihr  Aufträge  zur  Erbauung  von  Holzdestillations- 
Aniagen  zu  erteilen.  Infolge  der  weitgehenden  Garantien  für  Aus- 
beute werden  diese  Werke  in  Wirklichkeit  zu 

3.  Tochter-Unternehmungen,  wie  man  solchen 
bereits  bei  dem  Dresdener  Koncern  begegnet. 

Zur  Abstossung  fertig  gestellter  Elektrizitätswerke  hatte  letz- 
terer Selbstkundschaftsgründungen  vorgenommen ,  indem  er  Indi- 
vidual-Hetriebs-Gesellschaften  gründete,  denen  er  die  betreffenden 
Anlagen  käuflich  überliess.  Die  Trebergesellschaft  nimmt  diese 
Selbstkundschafis- Grün  düngen  ebenfalls  vor,  nur  liegt  es  bei  dieser 
insofern  anders,  als  sie  sofort  nach  Erwerbung  des  Patentes  Berg- 
mann in  den  verschiedensten  Ländern 

4.  Individua  UGese  Ilse  h  a  f  t  e  n  ins  Leben  ruft,  denen 
sie  Licenzen  verkauft,  und  für  deren  Rechnung  alsdann  Bau  und 
Betrieb  der  Holzdestiliations-Anlagen  erfolgt.  Auch  hier  bezahlt 
sich  das  Bauhaus  mit  Aktien  und  Obligationen  der  von  ihr  ge- 
gründeten Gesellschaften. 
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Um  kleinere  oder  unvollendete  Anlagen  möglichst  bald  nb- 
stossen  zu  können,  gründet  Kummer  AufnahmeGesellschaften, 
welche  derartige  Werke  durch  Kauf  zu  übernehmen  haben.  Bei 
der  Trebergesellschaft  sollte  eine  grosse  Aufnahrae-Gesell- 
s  c  h  a  ft  für  bestimmte  Tochter-Unternehmungen  und  einige  fremde 
Werke  durch  die  geplante  Fusion  geschaffen  werden.  An  Stelle 
der  unrealisierbaren  Tochteraktien  sollten  junge  Aktien  des  Stamm- 
hauses ausgegeben  werden,  wobei  man  gleichzeitig  den  hohen 
Kurs  der  Casseler  Treber-Aktien  auszunutzen  gedachte.  Die 
Aufnahme- Gesellschaft  geht  also  gleichsam  in  der  Trebergesell- 
schaft auf. 

Zur  Ergänzung  der  Fabrikation  waren  in  Dresden  Ergän* 
Zungsfabriken  in  den  Koncern  einbezogen  worden.  Bei  dem 
Leipzig-Casseler  Koncern  ist  diese  ergänzende  Tätigkeit  ebenfalls 
vorhanden,  aber  insofern  schwieriger  zu  erkennen,  als  bei  der 
Trebergesellschaft  selbst  fünf  selbständige  Geschiiftsabteilungen 
vorhanden  sind,  in  denen  ausser  der  Hauptfabrikation  von  Holz- 
verwertungsapparaten verschiedene  Nebenfabrikationen  betrieben 
werden.  Ausserdem  findet  bei  den  Tochtergesellschaften  ein  viel- 
faches Ineinandergreifen  der  Fabrikation  statt,  indem  die  Produkte 
der  einen  zur  Weiterverarbeitung  an  die  anderen  gehen. 

In  Dresden  ist  die  Bildung  des  Koncerns  sehr  verwickelt. 
Das  Stammhaus  baut  Tochteranlagen  und  gründet  Aufnahme-Ge- 
sellschaften. Zum  Teil  erbauen  letztere  ebenfalls  Tochterwerke 
und  gründen  ebenfalls  Aufnahme-Gesellschaften,  welche  sich  als- 
dann derselben  Tätigkeit  befleissigen.  Ausserdem  werden  beson- 
dere Unternehmungen  gegründet,  welche  der  Fabrikations-£rgän- 
zung  dienen.  Die  Kapitalbeschaffung  ist  hingegen  sehr  einfach. 
Sie  erfolgt  in  der  Hauptsache  durch  Ausgabe  von  Aktien,  Obli* 
gationen  und  Wechselreiterei. 

In  Leipzig-Cassel  ist  umgekehrt  die  Bildung  des  Koncerns 
sehr  einfach.  Im  Jahre  1896  ist  der  grösste  Teil  der  Tochterge- 
sellschaften ins  Leben  gerufen.  Sämtliche  Gründungen  bewirkt 
das  Stammhaus.  Sehr  kompliziert  ist  indessen  die  Art  der  Ka- 
pitalbeschaffung. Alle  der  Hochfinanz  zu  Gebote  stehenden  Mittel 
werden  dabei  zu  Hilfe  genommen. 

Ein  grosser  Unterschied  zwischen  den  Dresdener  und  Leip- 
zig-Casseler Vorgängen  besteht  im  Hinblick  auf  die  durch  sie  ver- 
ursachten Kapitalverschiebungen.  Während  der  Kummer'sche 
Koncern  eine  ganze  Reihe  volkswirtschaftlich  nützlicher  Werke 
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ins  Leben  gerufen  hat,  und  auch  das  investierte  Kapital  in  der 
Hauptsache  Deutschlaad  erhalten  geblieben  ist,  hat  der  Leipztg- 
Casseler  Koncern  die  meisten  seiner  Fabriken  auf  rein  fiktiver, 
technischer  Grundlage  und  dazu  im  Auslande  errichtet,  so  dass 
das  Kapital  schlechthin  verloren  ging,  und  zwar  ist  es  nicht  nur 
fiir  die  direkt  Beteiligten,  sondern  auch  fiir  die  deutsche  Volks- 
wirtschaft zum  weitaus  grössten  Teile  als  reiner  Verlust  anzusehen. 

Das  Ziel,  ihre  Geschäftstätigkeit  zu  erweitern,  hatte  die  Kre- 
ditanstalt für  Industrie  und  Handel  in  Dresden  dadurch  ( rroicht, 
dass  sie  die  zu  dem  Kummer'schen  Koncern  gehörigen  Gesell- 
schaften unter  ihren  Einfluss  brachte  und  mit  ilinen  meist  in  di- 
rekte Geschäftsverbindung  trat.  Bei  dem  Leipzig-Casseler  Koncern 
dagegen  lag  die  finanzielle  Leitung  der  Tochtergesellschaften  in 
den  Händen  des  Stammhauses  t  welches  sich  seinerseits  auf  die 
Leipziger  Bank,  ihre  nahezu  einzige  Geldgeberin,  stützte. 

Entsprechend  der  raschen  Ausdehnung  des  Treberkoneems 
konnte  auch  diese  Bank  in  ihren  Geschäftsberichten  mit  verblüff 
fend  sclmell  wachsenden  Umsatzziffern  und  Gewinnen  aufwarten. 

Beiden  Anlagebanken  ist  es  eigentümlich,  dass  sie  ihr  künd- 
bares und  unkündbares  Kapital  gegen  alle  Regel  in  einer  Art 
von  Industrieuntemehmungen  festlegen,  sodass  ihr  Geschäfbrisiko 
ganz  enorm  gesteigert  wird. 

Ein  Kartell,  eine  Verbindung  selbständiger  Unternehmer  zur 
monopolistischen  Beherrschung  des  Marktes,  besteht  aus  Sach- 
verständigen,  welche  ihren  Industriezweig,  ihren  Markt  genau 
kennen.  Prinzipielle  Fehler  werden  sich  hier  nicht  so  leicht  ein- 
schleichen. Bei  den  Koncernen  dagegen,  wie  sie  in  Dresden  und 
Leipzig>Cassel  gebildet  wurden,  war  es  ein  verhängnisvoller  Mangel, 
dass  die  Leiter  der  finanzierenden  Banken,  bei  der  Trebergesell- 
schaft  sogar  der  Generaldirektor,  als  Nichtsachverständige  ge- 
zwungen  waren,  sich  auf  das  Urteil  von  Sachverständigen  und 
baulustigen  Technikern  zu  verlassen.  Jeder  Irrtum  des  Stamm- 
hauses pflanzte  sich  sofort  weiter  auf  die  Tochteruntemehmungen, 
was  nur  unter  enormen  Opfern  oder  auch  gar  nicht  wieder  gut 
zu  machen  war,  ganz  abgesehen  von  der  erschwerten  Uebersicht 
und  davon,  dass  bei  den  Leitern  der  Tochterwerke  das  Gefühl 
der  Verantwortlichkeit  sich  häufig  abschwächt,  da  sie  nicht  aus 
eigener  Tasche  wirtschaften. 

Hierzu  kommt  weiter,  dass  ein  oberflächlicher  Aufsichtsrat 
sehr  leicht  der  Selbsttäuschung  dadurch  verfällt,  dass  er  die  verschie- 
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denen  Werke  infolge  der  selbsterteilten  Aufträge  noch  voll  be- 
schäftigt glaubt,  während  der  erste  wirkliche  Bedarf  längst  be- 
friedigt ist ,  und  dass  er  ferner  die  einzelnen  Gesellschaften  als 
selbständig  ansieht,  obgleich  sie  dies  für  Bank-  und  Stammhaus 
erst  nach  wirklichem  Verkaufe  der  Aktien  werden  konnten.  Bis 
dahin  sind  sie  eigene  Unternehmungen»  deren  Sicherheit  in  der 
Finanzkraft  der  Anlagebank  beruht. 

Die  ungeheure  Grösse  dieser  Koncerne  birgt  eine  weitere  Ge- 
fahr in  sich.  Ausserdem  fordert  dieses  System  zu  Missbräuchen 
aller  Art  geradezu  heraus.  Um  die  Aktien  und  Obligationen  der 
den  Koncern  bildenden  Gesellschaften  an  den  Mann  bringen  zu 
können  und  um  sich  Kredit  zu  erhalten,  müssen  die  Jahresbe- 
richte günst^e  Resultate  aufweisen.  Insbesondere  werden  die 
hohen  Dividenden  des  Stammhauses  als  stimulierendes  Moment 
bei  Empfehlung  der  Tochteraktien  benutzt. 

Zur  Erzielung  solcher  Resultate  bediente  man  sich,  besonders 
in  letzter  Zeit,  allerhand  höchst  bedenklicher  Manipulationen,  wie 
die  erwähnten  zahlreichen  Nebenerscheinungen,  wie  Schiebungen, 
Verschleierungen,  Fälschungen,  Wechsekeitereien,  die  Verteilung 
des  hohen  Engagements  auf  verschiedene  Konten,  das  Konsor- 
tialunwesen  mit  dem  Zwecke,  den  grossen  Besitz  an  Industrie- 
werten oder  eigenen  Aktien  nicht  in  der  Bilanz  erscheinen  zu 
lassen,  beweisen.  Die  Gewinne  standen  dabei  meist  nur  auf  dem 
Papier;  denn  als  wirkliche  hätten  sie  erst  angesehen  werden  kön- 
nen, wenn  die  Aktien  an  das  Publikum  verkauft  gewesen  wären. 

Das  Scheitern  dieser  gross  angelegten  Finanzoperationen  hat 
denn  auch  seine  Ursache  darin,  dass  die  Aktien  und  Obligationen 
der  Tochtergesellschaften,  welche  die  Bezahlung  des  Stammhauses 
und  die  Sicherstellung  der  finanzierenden  Banken  bilden,  keinen 
genügenden  Absatz  im  Publikum  fanden,  sodass  das  investierte 
Kapital  von  aussen  nicht  zurückerstattet  wurde  und  femer  darin, 
dass  den  Ausgaben  für  den  Betrieb  der  Werke,  fiir  den  Zinsen- 
dienst der  Hypothekar- Anleihen,  die  auszuzahlenden  Dividenden, 
Tanti^en  u.  s.  w.  auch  aus  der  Fabrikation  keine  entsprechen- 
den Einnahmen  gegenüberstehen. 

Besonders  klar  tritt  hier  die  Bedeutung  des  Finanzwechsels 
zutage.  Trotzdem  sich  in  letzter  Zeit  die  unrealisierbaren  Papier^ 
werte  gewaltig  anhäuften,  und  auch  das  Hilfsmittel,  an  Stelle 
dieser,  wegen  anscheinender  Vergrösserung  des  Geschäfts,  eigene 
Aktien  auszugeben,  erschöpft  war,  gelang  es  den  beiden  Anlage- 
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banken  doch  immer  noch,  den  enormen  Geldbedarf  der  im  Ver- 
trauen auf  ihre  Finanzkralt  aufgebauten  Konccrne  durch  äusserste 
Anspannung  des  Diskontkredits  verhältnismässig  huige  zu  befrie- 
digen ,  zumal  sie  ihre  Accepte  bei  verschiedenen  Diskonteuren 
unterbrachten,  welche  dieselben  mit  einer  vielleicht  zu  grossen 
Bereitwilligkeit  nahmen.  Heide  Koncerne  brechen  sofort  zusam- 
men, sowie  ihnen  dieser  Kredit  entzogen  wird. 

Die  geschilderten  Vorgänge  bieten  eine  selten  günstige  Ge- 
legenheit, Einblick  zu  erhalten  in  das  Wirken  der  Anlagebankcn. 
Von  den  Nebenerscheinungen,  wie  Schiebungen,  Verschleierungen 
abgesehen,  lässt  sich  an  den  hervorgehobenen  Grundzügen  be- 
obachten ,  wie  diese  Institute  ihren  Hauptgewinn  darin  suchen, 
dass  sie  dem  Kapitalgeber  Effekten  zur  Anlegung  seines  Leihka- 
pitals  zur  Verfügung  stellen,  dem  Kapitalnehmer  dagegen  Anlage- 
und  Betriebskapital  verschaffen.  Ferner  lässt  sich  beobachten, 
welchen  Einfluss  sie  in  Betätigung  dieser  Vermittlerrolle  auf  die 
Volkswirtschaft  ausüben. 

»Selbst  in  steter  Umwandlung  begriffen,  sind  die  heutigen 
Anlagebanken  in  einer  rastlos  veränderlichen  Wirtschaftswelt  das 
Hauptmedium  der  Umgestaltungc  (PUnge), 

Infolge  der  scharfen  Konkurrenz,  welche  ein  wohl  zu  schnelles 
Anwachsen  der  Zahl  und  Grösse  der  Banken  mit  sich  gebracht 
hat,  sind  die  Erträgm'sse  des  regulären  Bankgeschäfts  sehr  ge- 
schmälert worden.  Viele  Banken  sahen  sich  daher  veranlasst, 
Ersatz  in  der  engen  Verbindung  mit  der  Industrie  zu  suchen,  be- 
sonders als  in  der  Periode  des  allgemeinen  wirtschaftlichen  Auf- 
schwunges das  Beispiel  erfolgreich  operierender  Emissionshäuser, 
deren  hoher  Gewinn  an  Agio,  Proviston  und  Zinsen,  hohe  Divi- 
denden und  Tantiemen  zur  Nachahmung  verlockten.  In  reichstem 
Masse  stellten  sie  der  Industrie  ihre  Mittel  zur  Verfügung  und  er- 
möglichten die  rasche  Erweiterung  bestehender,  sowie  Gründung 
zahlreicher  neuer  Unternehmungen. 

Solange  die  Bankmstttute  ihre  Finanzkraft  nicht  überschätzen, 
solange  sie  Industrieunternehmungen  nicht  zu  ungerechtfertigten 
Betriebserweiterungen  veranlassen,  ist  ihre  Tätigkeit  in  dieser  Rieh* 
tung  durchaus  gerechtfertigt,  indem  sie  auf  die  Volkswirtschaft 
befruchtend  einwirkt.  Vielfach  war  jedoch  von  ihnen  nicht  genü- 
gend in  Erwägung  gezogen  worden,  dass  die  augenblicklich  gün- 
stige Konjunktur  auch  in  das  Gegenteil  umschlagen  konnte,  dass 
der  inländische  Bedarf  mit  der  Zeit  eine  gewisse  Sättigung  er- 
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langen  musste ,  und  die  Aufnahmefähigkeit  ausländischer  Gebiete 
starken  Schwankungen  unterworfen  ist. 

Oer  flotte  Geschäftsgang  gewisser  Industriezweige  wirkt  wie- 
der belebend  auf  andere  ein.  Alle  Welt  glaubt  an  die  Dauer  der 
Hochkonjunktur.  Indessen  machen  sich  nur  zu  bald  deren  Schat- 
tenseiten bemerkbar.  Die  Arbeitslöhne  steigen  bedeutend,  ebenso 
die  Preise  für  RohstofTe,  zumal  wenn  die  Vorräte  nicht  genügen. 
Bald  tritt  Arbeitermangel  ein,  worunter  besonders  Landwirtschaft 
und  Textilindustrie  zu  leiden  haben«  Lohnkämpfe  werden  häufig.  Im 
Vertrauen  auf  ihre  Bankverbindung  überspannen  die  Unternehmer 
ihren  Kredit  bei  den  Lieferanten.  Sehr  stark  wird  der  Wechsel- 
kredit in  Anspruch  genommen,  trotzdem  derselbe  kurzfristig  ist. 
Industrieaktten  werden  von  Kapitalisten  auf  Empfehlungen  und 
Stimmungsartikel  hin  gern  genommen,  besonders  da  sie  sehen, 
wie  andere  verdienen,  während  sie  sich  mit  einer  mageren  Rente 
ihrer  festverzinslichen  Werte  begnügen  müssen.  Die  Spekulation 
dringt  in  die  weitesten  Kreise.  Aktien  werden  stark  auf  Kredit 
gekauft,  zumal  da  viele  Bankhäuser  nur  äusserst  geringe  Deckung 
fordern.  Allgemeiner  Geldbedarf  tritt  ein,  auch  bei  der  Bankwelt, 
da  Guthaben  in  Aktien  angelegt  werden,  und  auch  die  Industrie 
viel  braucht.  Dem  Staat  und  den  Gemeinden  wird  das  Kapital 
entzogen,  ihre  Anleihen  gehen  im  Kurse  beständig  zurück. 

Inzwischen  ist  der  Hauptbedarf  der  Volkswirtschaft  befriedigt 
worden.  Die  Hauptstrecken  und  Neuanlagen  sind  alle  gebaut,  es 
tritt  Mindernachfrage  ein,  während  die  stark  gestiegenen  Kosten 
der  auf  grossen  Bedarf  eingerichteten  Werke  bestehen  bleiben. 
Der  Absatz  der  Aktien  beginnt  zu  stocken,  da  das  Publikum 
merkt,  dass  die  Konjunktur  umschlagen  will,  und  es  anfängt,  Zwei- 
fel in  die  Rentabilität  der  Industrie-Unternehmungen  zu  setzen. 
In  der  Erwartung,  dass  der  Rückschlag  nur  vorübergehender  Na- 
tur ist,  untäliig,  sich  aus  ihren  l-,nL,ML,'ements  herauszuziehen  und 
in  der  Hoffnung,  die  bei  letzteren  drohenden  Verluste  im  Laufe 
der  Zeit  abschreiben  zu  kunncn,  waiiren  die  Anlagebankcn  der 
Industrie  ihre  Unterstützung  weiter. 

Um  sich  billiges  Geld  für  liire  Finaiizoperationen  zu  be- 
schaffen, richten  die  Banken  eine  ihrer  ilauptsorgcn  auf  die  Pflege 
des  Tiepositengeschäfts.  Häufig  werden  vorwiegend  aus  diesem 
Grunde  an  verschiedenen  Orten  Filialen,  Wechsel-  oder  Depositen- 
Stuben  errichtet.  Die  Dresdener  Kreditanstalt  für  Industrie  und 
Handel  plante  noch  kurz  vor  ihrem  Zusammenbruche  die  Errich- 

.  9* 
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tung  einer  Filiale  in  Leipzig. 

Bei  dieser  Bemühung  um  Depositengeld  kommt  in  Leipzig 
den  Anlagebanken  ein  wenig  beachteter  und  doch  in  volkswirt- 
schaftlicher Beziehung  bedeutungsvoller  Umstand  sehr  zu  statten. 
Dieser  liegt  in  den  gänzlich  veralteten  städtischen  Sparkassen» 
Einrichtungen.  Wegen  der  schwerfälligen  Bedingungen  für  Ein- 
und  Rückzahlungen,  der  zeitraubenden  Art  der  Abfertigung  an 
der  städtischen  Sparkasse,  sieht  sich  ein  sehr  grosser  Teil  auch 
des  minder  vermögenden  Leipziger  Publikums  veranlasst,  seine 
Ersparnisse,  ein  grosser  Teil  der  kleineren  Geschäftsleute  seine 
unbeschäftigten  Betriebsmittel  Privatbanken  anzuvertrauen»  in 
deren  Kassen  auf  diese  Weise  viele  Millionen  geleitet  werden. 

So  betrugen  am  31.  Dezember  1900  die  Depositen-Einlagen 
allein  bei  der 


Bei  deQ  beiden  ersten  Banken  sind  allerdings  die  Einsah* 
lungen  bei  deren  Filialen  einbegriffen. 

Die  grosse  Kapitalkonzentration  wirkt  aber  stimulierend  auf 
die  ganze  Volkswirtschaft,  indem  in  aufsteigenden  Perioden  des 
Wirtschaftslebens  für  die  Anlagebanken  die  Versuchung  nur  zu 
nahe  liegt,  ihre  Finanzkraft  zu  überschätzen  und  für  das  kündbare 
Kapital  in  übermässiger  Weise  in  der  Industrie  Beschäftigung  zu 
suchen. 

Da  der  Konjunkturumschlag  Anfang  1900  sich  nicht  zum  bes- 
seren wandte,  so  wurde  die  Lage  immer  drohender«  Unterneh- 
mer, Kapitalisten  und  Banken  hatten  ihren  Kredit  überspannt; 
sie  begannen  vorsichtig  und  misstrautsch  zu  werden,  die  Kurse 
bröckelten  ab,  und  es  bedurfte  nur  noch  irgend  eines  Anlasses, 
um  eine  allgemeine  Panik  ausbrechen  zu  lassen.  Dieser  Anlass 
wurde  gegeben  durch  den  Zusammenbruch  der  Dresdener  Kredit- 
Anstalt,  sowie  der  Leipziger  Bank,  so  dass  diese  beiden  Banken 
direkt  zu  Erregern  der  Krisis  von  190t  wurden. 

Die  beiden  besprochenen  Fälle  sind  hervorragende  Beweise 
dafür,  dass  die  jetzt  übliche  Art  der  Bilanzen  von  Aktiengesell- 
Schäften  eine  völlig  unzulängliche  ist,  da  es  sich  nahezu  unmög- 
lich erweist,  ein  richtiges  Bild  von  der  wahren  Lage  einer  Gesell- 
schaft daraus  zu  gewinnen,  besonders  wenn  die  Geschäftsberichte 
nicht  im  Zusammenhange  vorliegen. 


Allgemeinen  Dentsclieil  KlcditpAllitalt 
Leipziger  iiatik 
Kredit-  und  Spar-Bwk 
Xredit-BMik 


33  8t  6  000  Mark 


24  456  000  » 
12056000  > 
8309000  > 


uiyitized  by  Google 


—    133  — 

So  ist  das  Obligo  (Ur  begebene  Wechsel  nicht  ersichtlich. 
Bei  der  Dresdener  Kreditanstalt  betrug  dasselbe  bei  deren  Zu- 
sammenbruche  12,5  Millionen,  bei  der  Leipziger  Bank  etwa  40  MiU 
lionen  Mark. 

Ebensowenig  sind  die  Zahlungsverpflichtungen  auf  Konsor- 
tialkonto  zu  ersehen,  sowie  übernommene  Garantien  und  Bürg- 
Schäften.  Letztere  betrugen  bei  der  Leipziger  Bank  4,5  Bilillionen, 
bei  der  Trebergesellschaft  rund  50  Millionen  Mark. 

Auch  die  Bezeichnung  »gedeckte  Debitorenc  ist  lur  den  Laien 
irreführend. 

Die  Erläuterungen  zu  dem  Elfektenkonto  sind  in  der  Regel 
viel  zu  allgemein  gehalten.  Ein  sehr  grosser  Teil  der  eigenen  Ef- 
fekten tritt  sogar  wegen  deren  Verbuchung  auf  Konsortial-  und 
Konto-Korrent-Konto  auf  dem  EfTekten-Konto  überhaupt  nicht  in 
Erscheinung. 

Bemerkungen  über  verpfändete  Wertpapiere  fehlen  gänzlich. 

Infolge  der  Gepflogenheit,  Debitoren-Salden  am  Jahresschlüsse 
in  Accepte  umzuwandeln,  erscheint  die  Bilanz  von  einer  Flüssig- 
keit, welche  sie  in  Wirklichkeit  nicht  besitzt 

Als  irreführend  muss  auch  die  Gepflogenheit  mancher  Aktien- 
gesellschaften bezeichnet  werden,  in  ihren  Geschäftsberichten  den 
Richtigbefund  ihrer  Bilanzen  durch  vereidigte  Büdierrevisor^i  be^ 
stätigen  zu  lassen.  Die  Mehrzahl  der  Aktionäre  wird  dadurch  in 
eine  unberechtigte  Sicherheit  gewiegt ,  denn  die  Prüfung  dieser 
Revisoren  ist  und  kann  nur  eine  formale  sein,  welche  nicht  in 
den  Geist  der  Buchführung,  vor  allem  der  Grundbuchungen  ein- 
dringt. 

Aus  dem  Umstände,  dass  sich  bei  den  zusammengebrochenen 
Gesellschaften  die  Aufsichtsrätc  nicht  bewährt  haben,  kann  dieser 
Institution  an  sich  kein  Vorwurf  ^cmaclit  werden.  Die  Befugnisse 
sind  die  denkbar  weitgehendsten,  so  dass  ein  gewissenhafter  Auf- 
sichtsrat sehr  wohl  in  der  Lage  ist,  die  bezweckte  Sicherung  der 
Aktionäre  zu  bilden,  vorausgesetzt,  dass  er  nicht  zu  viel  derartige 
Aemtcr  begleitet.  ICin  Uebelstand  ist  es,  dass  zu  viel  Wert  dar- 
auf gelegt  uird,  den  Aufsichtsrat  durch  möglichst  klangvolle  Na- 
men vertreten  zu  lassen  und  zu  wenig  Wert  auf  wirkliche  charak- 
terfeste Sachverständige  —  letzteres  mitunter  sogar  absichtlich. 

Berücksichtigt  man  die  grosse  Bcdcutunt^s  welche  die  Banken 
fßr  die  gesamte  Volkswirtschaft  erlangt  haben,  bedenkt  man,  wie 
viel  Wohl  und  Wehe  von  der  Ehrlichkeit  und  Fähigkeit  einzelner 
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Männer  abhängt,  sieht  man  die  schweren  Verluste  in  Betracht, 
welche  durch  leichtfertige  oder  verbrecherische  Bankleiter  direkt 
und  indhrekt  verschuldet  worden  sind,  so  muss  man  die  laut  ge> 
wordenen  Forderungen  nach  verschärfter  Kontrolle  als  berechtigt 
anerkennen,  wenn  auch  deren  Erfüllung  keine  leichte  ist. 

Vielleicht  liesse  sich  ein  Ausweg  in  der  Weise  schafTen,  dass 
der  Staat  Bankrevisoren  ernennt,  welche  dem  FinanS'  oder  Justiz- 
ministerium unterstellt  wären.  Hierzu  konnten  zunächst  allerdings 
nur  Leute  von  gründlicher  praktischer  Erfahrung  gewählt  werden. 
Später  könnten  die  Handelshochschulen  auf  die  Ausbitdung  sol- 
cher Kräfte  Rücksicht  nehmen,  aber  auch  dann  würde  die  prak- 
tische Schulung  unerlässlich  bleiben. 

Diese  Bankrevisoren  würden  darüber  zu  wachen  haben,  dass 
die  eingegangenen  Geschäfte,  die  Beteiligung  bei  Handel  und  In- 
dustrie in  Form  von  Vorschuss,  Aktienbesitz  oder  Bürgschaft,  die 
Verpflichtungen  auf  KonsortiaK,  Wechsel-  und  Accept-Konto  u.  a. 
jederzeit  mit  der  Finanzkraft  des  betreffenden  Instituts  im  Ein- 
klänge stehen  und  dass  den  Passiven,  vor  allem  dem  kurzfristigen 
Kredit  entsprechende  Aktiven  gegenüberstehen,  so  dass  die  Sicher^' 
heit  und  Liquidität  ganz  besonders  auch  in  Krisenperioden  ge- 
wahrt bleibt. 

Damit  würde  zugleich  auch  ein  Modus  geschaflfen,  die  Dis- 
kontierung von  Wechseln  bei  verschiedenen  Stellen,  durch  welche 
auch  die  Banken  von  setten  ihrer  Kunden  öfters  schwer  geschä- 
digt werden,  zu  beobachten.  Bei  der  jetzigen ,  der  Furcht  vor 
Konkurrenz  entspringenden,  gegenseitigen  Abgeschlossenheit  der 
Banken,  würde  dies  eine  grosse  Sicherung  für  die  letzteren  selbst 
bedeuten. 

Oer  weitere  Gang  könnte  etwa  der  sein,  dass  der  Bankrevtsor 
dem  Aufsichtsrat  und  zugleich  einem  Regierungskommissar  Mit- 
teUung  macht,  sobald  er  irgendwelche  Bedenken  hegt.  Ist  mit 
dem  Au&ichtsrat  eine  Einigung  nicht  zu  erzielen,  so  könnte  viel- 
leicht auf  Anordnung  des  Kommissars  eine  Vertrauenskommission 
aus  dem  Kreise  der  Aktionäre  ernannt  werden,  welche  unter  Mit- 
wirkung von  Kommissar  und  Bankrevisor  über  den  Fall  zu  be- 
raten und  zu  beschliessen  hätte. 
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dn<;  SirafverfahrcD  gegen  die  Aufsichtsräte  der  Trebergesellschaft  vor  dem  KgL 
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Dietdbeii  TOm  15.  Juni  bit  23.  Juli  1902:  Bttielit  flbcr  du  Stmf vcHUmen  gegen  Di> 
rdction  und  An6ieht«ltte  der  Leiprigcr  Brak  vor  dem  Xgl.  Scbwiirgerieht  m 
Leipiig. 

Dieselben  vom  17.  Juni  hU  9.  Juli  1903:  Bericht  über  das  Strafverfahren  gegen  den 
Generaldirektor  der  TrebergeseUschait  Adolf  Schmidt  vor  dem  Kgi.  Schwurge- 
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Aufetellimg  des  Obligos  der  Aktien-Gesellschaft  für  tr. 


Ii     31.  Märt    I    30.  Juni  [30. 


AktGe».  für  TVebertfocknmSi  CnMel 
a)  Conto 


b)  SepanU-Koaten 
Tocblcr<»eMUicbAAen  der  Trebcr-Trocknnng 
Venraltnng  der  Treber-Trodutung 


R 

I 

\ 

II 

j 

L 


Syndikat  Trust  für  diverse  Holzdestill ations> Aktien  L 
Gcneral-Verkaufs-Syndikat  f.  Russ.  llolzdesUllationttlcUen 

und  Cassclcr  K  TTiortium  fiir  dt-r^I.  Aktien  L 

Interventionskuuiu  lur  Bczug&recbte  auf  Trcberaklien  L 


Imtenrentioiiskonto  für  Trebemktiai 

Hausse-Konsortium  für  Treberaktien 

Soci^t6  Aniinyme  de  Produits  Chimtqaei  et  Blcetrocbi' 

miques  Hemixem 
Trebeitrocknung,  Brüneler  Treahand-Konio 
Interimistische  Belastungen  anlässlich  der  l^egebnilg  von 

Treber-TochtergeseUscbaften-ü  bligationen 
AkLGct.  für  Holideatillel.  iisd  Chem.  Induttiie,  Caaie], 

l  Liqu.  (Ruaa.  Ges.)  Sepeimt-KoDto 


AktGes.  für  Trebcttrockmiiig,  Vonehiui-Konto 
DeigL  L«gef«cbdQ*Voincbitt»>Koiito 

Holsdcst.'-Aiibige  Brodf  «nd  Chem.  Fabrik  Krappitz 

Konsortien  für  Treber  •  Tochteraktien  und  Obligationen, 
Elba^Aktien,  HockofengM-  und  TorO*Ameilichcine 

Hypotbekeo-Besitz-Kooto  (Weisswasier  u.  Vonowska) 
Berliner  Finam-  nnd  H«ttde]«teitting 

Akt.Ges.   rOr  Trockctidestillation   und  Chcwiicbe  Ittdo- 

strie  St.  Petersburg,  Interims-Konto 
SoUdw-VonelHiw-Konlo  Sumpf  und  Gcoomn 
AkLGes.  f.  Treber^TfockttottK,  Tratten-Voncbass*>Koiito 

Separat-Voftekiui-Konten  Sumpf  a.  Gcnotien  (Schulze- 
Dellwig;  Otto;  ArooM  und  Heim.  Sumpf;  Schlegel; 
Schmidt) 

Gamntic-Konto 

Eigener  Besitz  an  Trebcr-Tochtcr-Aktien 
Diverse  Konten 

a)  Konsortial-Konten 

b)  Kredit-Konten 

Summa  der  Dehct-Postcn 
ab  Summa  der  Kredit-Posien 

Gesamt  •Obligo 


«44961$ 

3326333 
143000 

&5  876 
I  797  73a 


L 
R 


L 
L 


>  393  343 

3  237  533  ' 


36  006  L 
559  882.  L 


L  3130083 


L 
L 


938  330; 
12815\ 
62 1 
13825 
I  879  482 


I  644  574  L 
3611  313  R 

3  934I94> 


20i  721 
451  400  L 


L     I  443  174 


3  259  927  L 

46  136  I. 
571  37o;L 


4  5*4  140 
454  477 


L 
L 


14  564067, 
4  729  752 


9834315 


« : 

5« 
«  7 


»3 

32 

6 

4  5 
4* 


I  1 90  400 

23: 

:>■  :JÖ4 

290  062 

2. 

13  954 

I  916  4>  7 

»  9: 

21  327484 

2Q  S 

•  055  309 

2  6. 

20272  175 

27 1« 

Erläuterung:  L  =  laiifetidc  Huclischuld.    R  —  Rimesscn-Oblipo.    T  =  Tratten.  ji. 

Zu  9  a.  9  b  und  9c.  Diesen  Belastungen  stehen  entsprechende  Gutschriften  auf  Conto  ordinarii 
Gotiebriften  mrf  Cnito  ordiuuio  (Nr.  i»)  and  Vonchttts-Krmto  (Nr*  10),  tarn  Teil  auch  auf  den  Xontei 
■7  und  13  d  gntgebraebt.  -  Zv  15.  Diew  Kredite  ilnd  teils  «tf  Conto  ord.  (Nr.  ta),  teils  auf  Vofschiu 
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wieeeneehaflH  oder  der  ffErgänzungähefte^*  Jlf.  S*60* 


Mitteilung. 


Herr  Professor  Dr.  K..  Bucher  in  Leipzig  ist  vom  57.  Jahrgang 
ab  in  die  Redaktion  der  »Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissen- 
schaft« eingetreten. 

Neben  der  Zeitschrift  werden  seitdem  Ergänzungshefte  ausge* 
geben»  die  einen  Sammelpunkt  bilden  sollen  für  tüchtige  monographische 
Arbeiten,  welche  wegen  ihres  Umfangs  weder  zur  Aufnahme  in  die 
Zeitschrift  selbst»  noch  audi  zum  Einzelverlag  in  Buchform  geeig- 
net erscheinen.  Entsprechend  dem  Charakter  der  Zeitschrift  werden 
sie  (las  j^auzc  Gebiet  der  Staatswis-scnschafieii  umfassen,  auf  Uie:>em 
aber  nur  soK  lien  Untersu(  luingen  Raum  gewahren,  welrhe  nach  der 
methodischen  belle  strengen  Anforderungen  genügen  und  inhallh'rh  eine 
wesentliche  Förderung  der  Wissenschaft  bedeuten.  Kein  kompilatorische 
Arbeiten  sind  ausgeschlossen. 

Die  Eigänzungshefte  erscheinen  in  zwangloser  Folge  und  werden 
den  Abonnenten  der  Zeitschrift  zu  einem  Vorzugspreise  geliefert 
Ausserdem  ist  jedes  einzelne  Heft  für  sich  zu  erhöhtem  Preise  käuflich. 

Die  Redaktion  der  Ergänzungshefte  besorgt  Herr  Professor  Dr.  Karl 
Bücher. 

Beiträge  für  die  Zeitbciitilt  sind  nach  wie  vor  an  Herrn  Dr.  A. 
S  c  h  ä  f  f  1  e  in  Stuttgart  einzusenden. 

Die  Redaktion.  Die  Verlagshandlimg* 
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Vorwort. 


Die  «richtige  Frage  der  Gesindevermittlung^,  die  mit  dem 
Problem  des  Arbeitsnachweises  Oberhaupt  im  innigsten  Zusam- 
menhang steht,  theoretisch  und  praktisch  lu  untersuchen,  hat  sich 
der  Verfasser  dieser  Abhandlung  tur  Aufgabe  gemacht.  Er  darf 
die  Notwendigkeit  der  Arbeit  schon  allein  aus  der  Bemerk  uti<; 
herleiten,  die  Rfüsettsteiu  im  Eingang  seines  grundlegenden 
Werkes  über  den  Arbeitsnachweis')  macht:  »Zu  den  Berufsstän- 
den, deren  Angehörige  zwar  in  besonders  ausgedehntem  Mass- 
Stabe  ein  Objekt  der  Stellenvermittlung  bildeten,  es  jedoch,  was 
ihre  sozialen  Verhältnisse  anlangt,  nur  in  einem  verhältnismässig 
geringen  Grade  zu  einer  Beachtung  in  dem  Sinne  gebracht  halten, 
dass  sie  Gegenstand  eines  lebendicjcn  Interesses  der  Gesamtheit 
und  einer  Fühlung  mit  den  vorzuj^sweise  an  der  Erörterung  der 
sozialen  Verhältnisse  beteiligten  ^gebildeteren  Klassen  waren,  ge- 
hört vor  allem  der  des  Gesindes,  wie  der  fast  gänzliche 
Mangel  einer  einschlägigen  Literatur  erweist  : 
dementsprechend  war  auch  nur  in  verhältnismassi;^'  seltenen  Fällen 
die  Stellenvermittlung  haus-  oder  landwirtschaftlichen  Gesindes 
Gegenstand  publizistischer  Behandhm;^  oder  einer  Diskussion  in 
weiteren  Kreisen  geworden«.  Die  von  yJf//e7' im  Handwörterbuch 
der  Staatswissenschaften  *)  angegebene  Literatur  konnte,  da  teil- 
weise veraltet,  für  den  hier  in  Rede  stehenden  Zweck  nicht  ge- 

1)  Der  Arbeitsnachweis,  seine  Entwicklung  und  Gestaltung  im  In-  und 
Auslände,  dargestellt  TOit  Dr,  Frkr.  v,  StUtetuUim,  Nach  Atta  Tode  des  Verf. 
hcrassgegeben  tob  Dr.  frtundy  Bertin  1897.  (Schriften  der  Zentralstelle  fita-  Ar- 
beHerwohlfahrtsetnrichCmigen  Nr.  Ii)  S.  I. 

2)  Handwörterbuch  der  Staatswisbenschaften,  heraiUf^.  T.  Clwfr*/,  BlsUt^  Ltxis, 
Ltmimg,  3.  Aufl.,  Art.  ArbeiHnachwei^  I.  S.  961. 


nügen.  Bei  dem  Mangel  an  einschlägigen  Monographieen  war 
der  Verfasser  vorzugsweise  auf  das  Material  angewiesen,  welches 
sich  in  der  Arbeitsnachweisliteratur  in  Bezug  auf  Gesindevermie* 
tung  eingestreut  vorfand,  auf  zahlreiche  kleinere  Aufsätze  in  den 
volkswirtschafüichen  Zeitschriften,  auf  das  Gesetzgebungs«  und 
Verordnungsmateriali  auf  kommunale  Verwaltungsberichte,  auf  Jah- 
resberichte städtischer  und  karitativer  Arbeitsnachweise  und  auf 
Referate  über  Konferenzen  und  Versammlungen  wirtschaftlicher 
Verbände  und  Korporationen.  Um  die  Arbeit  auf  eine  breitere 
Basis  zu  stellen,  unternahm  der  Verfasser  eine  Studienreise  durch 
ganz  Deutschland,  um  einerseits  in  den  Akten  der  Zentralbehör> 
den,  der  Magistrate  und  Polizeibehörden  sowie  der  öffentlichen 
Arbeitsämter  Anhaltspunkte  zur  theoretischen  Beurteilung  des 
Themas  zu  finden,  andererseits  den  kommunalen  und  karitativen 
Arbeitsnachweis  ftir  Gesinde  in  seiner  volkswirtschaftlichen  Funk- 
tion  praktisch  kennen  zu  lernen  und  statistische  Angaben  über 
die  materiellen  Leistungen  dieser  Arbeitsvermtttlungsstellen  zu 
sammeln.  Er  war  bestrebt,  auf  diese  Weise  zu  praktischen  Vor- 
schlägen zu  kommen,  die.  ein  bescheidener  Beitrag  zu  einem  Thema 
sein  sollen,  das  ein  verdienter  Soziatpolittker,  Geh.  Regierungsrat 
Prof.  Dr.  V.  Böhmeri  in  Dresden,  in  einem  Schreiben  an  den  Ver- 
fasser als  eines  der  brennendsten  der  G^enwart  bezeichnete. 

Dem  Verfasser  erübrigt  noch  die  Erfüllung  einer  Reihe  von 
Dankespflichten.  Die  erste  und  vornehmste  trägt  er  hiermit  sei- 
nem hochverehrten  Lehrer  des  Verwaltungsrechts,  Professor  Dr. 
L,  V*  Joüy  in  Tübingen,  ab,  dem  er  die  Anregung  zu  seiner. 
Arbeit  und  deren  mannigfache  Förderung  verdankt.  Für  die  ihm 
gütigst  gewährte  Erlaubnis,  einschlägige  Originalakten  einsehen 
und  benützen  zu  dürfen,  ist  der  Verfasser  zu  grossem  Dank  ver- 
pflichtet den  Ministerien  des  Innern  in  München,  Dresden,  Karls- 
ruhe und  Darmstadt,  der  Kgl.  Zentralstelle  für  Handel  und  Ge- 
werbe in  Stuttgart,  dem  Kgl.  Statistischen  Landesamt  in  Stutt- 
gart, dem  Grossh.  Statistischen  Landesamt  in  Karlsruhe,  der 
Grossh.  Polizeidirektion  Mannheim,  dem  Grossh.  Bezirksamt  Pforz- 
heim, den  Stadtmagistraten  von  Ulm,  Augsburg,  Nürnberg,  Bam- 
berg, Görlitz,  den  städtischen  statistischen  Aemtem  in  Dresden 
und  Karlsruhe,  dem  Verband  der  deutschen  Arbeitsnachweise  in 
Berlin  und  den  im  Text  dieser  Abhandlung  zitierten  Arbeits- 
ämtern. 

Durch  Zusendung  von  Material  und  durch  sonstige  seinen 
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Studien  förderliche  Mitteilungen  unterstützten  den  Verfasser  in 
dankenswerter  Weise  das  Kgl.  preussische  Ministerium  für  Han- 
del und  Gewerbe,  der  Senat  der  freien  und  Hansestadt  Hamburg, 
das  Kais,  deutsche  Konsulat  in  Paris ,  die  Kais.  Poltzcidirektion 
Metz,  die  Magistrate  von  Oppeln,  Erfurt,  Kassel  und  Görlitz  (um- 
fangreiche Aktenabschriften),  die  Zentralstelle  iür  Arbeiterwohl> 
fahrtseinrichtungen  in  Berlin,  Oberregierungsrat  Evert^  Mitglied 
des  Kgl.  preuss.  statistischen  Bureaus,  Grossh.  badischer  Landes- 
kommissär Geh.  Oberregierungsrat  Freiherr  v,  Bodmann-KonsXsja 
und  Oberamtmann  v,  ^Irff^r -Ueberlingen,  Regierungsassessor 
Dr.  M,  Heekt'YAfUrvhK,  Geh.  Regierungsrat  Prof.  Dr.  V,  Böhmert- 
Dresden,  Professor  Dr.  G,  iT^AMi^Z/rr' Berlin,  Prof.  Dr.  5)fi><(/<i- Leip- 
zig, Landwirtschaftsinspektor  AofZ-Ravensburg,  Hofrat  und  Biblio- 
thekar Binrekel'ViaAXa^  Dozent  an  der  Humboldtakademie  Dr.  Stil- 
iich  -  Berlin,  Rechner  und  Verwalter  Kempf  •  Mannheim,  Vors.  d. 
Deutschen  Dienerbundes  H,  Trogisch -hetXm^  sowie  die  VerwaU 
tungen  der  Marthahäuser  in  Karlsruhe  und  Dresden. 

Tübingen,  im  Herbst  1903. 


—  I 


Einleitung. 


Gesinde  und  G  e  s  i  n  d  c  v  c  r  m  i  c  t  e  r.  Es  ^\ht  keinen 
gemcinj^ilti^cn  Hegriff  d'  s  (jesiiides  oder  der  Dienstboten.  Na- 
mentlich enthält  das  B.G.B,  keine  Begritisbestimuiung,  da  es  das 
Gesinderecht  den  Landcs^jesetzen  uberlässt  (Einf.-G.  Art.  95). 

Wenn  man  nur  das  häusliche  Gesinde  (Mausgcsinde)  ins 
Auge  fasst,  kann  man  es  defmieren  als  Un  häusliche  Dienste  ge- 
mietete Personen,  deren  Verhältnis  sich  von  dem  durch  andere 
Dienstmietverträge  erzeugten  teils  durch  die  Aufnahme  in  den 
Hausstand  der  Herrschaft  unterscheidet,  wodurch  für  beide  Par- 
teien neben  den  rechtlichen  Pflichten  sittliche  begründet  werden, 
teils  durch  die  im  Vertrag  nur  im  allgemeinen  erfolgende  Fest- 
stellung der  Pflichten  der  Dienstboten,  womit  eine  Befehisgewalt 
der  Herrschaft  iiber  sie  in  Verbindung  steht '). 

Das  ländliche  Gesinde  hat  sich  in  den  verschiedenen  Teilen 
Deutschlands  verschieden  entwickelt.  Im  Süden  und  Westen  des 
Reichs  unterscheidet  es  sich  vom  häuslichen  Gesinde  nur  dadurch, 
dass  es  in  erster  Linie  zu  landwirtschaftlichen  Arbeiten  berufen 
ist.  Im  Norden  und  Osten  des  Reichs,  wo  der  Grossgrundbesitz 
vorherrscht,  umfasst  dagegen  das  ländliche  Gesinde  zwei  verschie« 
dene  Gruppen  von  Arbeitern.  Einerseits  gehören  hierher  die  nie- 
deren Arbeiter,  die  entweder  eine  ähnliche  Stellung  haben  wie  die 
ländlichen  Dienstboten  in  Süd-  und  Westdeutschland  oder  sich 
den  landlichen  Tagelöhnern  insofern  nähern,  als  sie  nur  für  kurze 


1)  fr.  yMfy,  Art.  Gesindepolizci  in  Stengels  Wfirterbnch  des  Verwaltiingsreebli. 
Bd.  I,  1890.  S.  583. 

Muehrift  fir  die  gci.  SualJwiMeiiicb.  BminraasalMfc  10.  I 
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Fristen  fremietet  werden  und  sich  die  Kost  oder  sogjar  die  Woh- 
nung selbst  stellen.  Andererseits  uinfasst  hier  das  landliche  Gesinde 
die  niederen  Wirtschaftsbeaniten  ,  die  in  der  Regel  verhei- 
ratet sind,  deshalb  selbständig  wohnen  und  sich  verköstigen  und 
sich  von  andern  Arbeitern  nur  dadurch  unterscheiden,  dass  sie 
für  lange  Fristen  fjemietet  werden 

Nicht  zum  Gesinde  gehören  die  Arbeiter,  die  zwar  vom  Mieter 
Kost  und  Wohnung  erhalten,  aber  nicht  häusliche  sondern  ge- 
werbliche Dienste  zu  leisten  haben,  wie  z.  B.  Gesellen,  Kellner 
und  Kellnerinnen,  Hotel/.immcrmädchcn. 

G  e  s  i  n  d  e  V  e  r  m  i  e  t  e  r  ist  derjenige,  welcher  das  Zustande- 
kommen von  Dienstverträgen  zwischen  Dienstboten  und  Dienst- 
herrschaften vermittelt;  er  ist  also  eine  Art  des  Stelienvcrmittlers 

Stellenvermittler  sind  Personen,  die  allgemein  das 
Zustande ivommen  von  Arbeitsverträgen  vermitteln. 

Bedeutung  der  Gesindevermietung.  Liegt  die 
Gesindevermietung  in  den  Händen  von  unzuverlässigen  Personen, 
so  kann  bei  dem  engen  persönlichen  Kontakt  zwischen  Vermieter 
und  Gesinde  die  sittliche  Qualität  des  letzteren  leiden,  der  häufige 
Stellenwechsel  befordert  werden  —  beides  auch  zum  Nachteil 
der  Herrschaft  — ,  und  das  Ciesinde  kann  aufs  ärgste  ausgebeutet 
werden  und  in  eine  vcrderl)liche  wirtschaftliche  Abhängigkeit 
vom  Gesindeverinieler  geraten.  Gegen  diese  Schäden  kann  sich 
das  Gesinde  infolge  seiner  Mittellosigkeit,  geringen  Bildung  und 
mangelhaften  Weltkenntnis  nicht  selbst  schützen.  Es  hat  daher 
ein  Anrecht  auf  Schutz  durch  Geset/gelmng,  Verwaltung  und  Ge- 
sellschaft. Aufgabe  dieser  machtigen  Faktoren  muss  es  daher 
sein,  die  Gesindevermietung  zu  regeln  und  zu  überwachen. 

F  o  r  m  e  n  d  er  G  e  s  i  n  d  c  v  e  r  m  i  e  1 1)  n  g.  Die  Gesinde* 
Vermietung  vollzieht  sich  in  den  mannigfaltigsten  Formen: 

1 .  auf  Gesinde  markten; 

2.  durch  gewerbsmässige  Vermieter; 

3.  durch  öffentliche  allgemeine  Arbeitsnach- 
weise, errichtet  teils  von  Kommunen,  teils  von  Korporalionen 
(z.  B.  Landwirtschaftskamraern) ,  teils  von  gemeinnützigen  Ver- 
einen mit  staatlicher  oder  kommunaler  Unterstützung; 

1)  Kähler^  Gciindewcien  und  Geiindmcbt  in  DcutidUuid,  Sammlutig  national* 
Ökonom,  und  stattetiseh.  Abhandlungen  de«  staatsw.  Seminars  zn  Halle.  10.  Bd.  Jena 
1896.  S.  197. 

2)  Sfkicker^  Die  Gewerbeordnung  für  das  Deatiche  Reich,  4.  Aufl.  I.  S.  164. 
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4-  durch  spezielle  Gesindenachweisep  meist  koa- 
fessionellen  Charakters; 

5.  durch  Ortskrankenkassen  für  Dienstboten; 

6.  durch  Fachvereinigungen  von  Gesinde ; 

7.  durch  die  Presse; 

8.  durch  freundschaftliche  Vermittlung  unter 
Herrschaften  oder  durch  das  Gesinde  selbst,  das  für  Verwandte, 
Bekannte,  Landsleute  usw.  Stellen  besorgt. 

Schliesslich  lassen  sich  noch  Kombinationen  der  Sy- 
steme I  und  2,  sowie  3  und  4  nachweisen. 

Diese  verschiedenen  Formen  der  Gesindevermietung  sind 
nunmehr  einer  Betrachtung  zu  unterziehen. 


—   4  — 


I. 

Die  Gesindemärkte. 

Gesindeinärktc  sind  Vcranstaltunocn,  durch  welche  stellen- 
suchenden Dienstboten  und  Dienstboten  suchenden  Herrschaften 
Gelegenheit  geboten  wird,  sich  zu  bestimmter  Zeit  an  bestimmten 
Orten  zu  trelTen.  Diese  Form  des  Arbeitsniarkts  hat  sich  ausser 
in  Frankreich  und  in  der  Schweiz  (Genf)'),  sporaiiiscli  in  einzelnen 
Gebieten  Deutschlands  bis  auf  die  Gegenwart  erhaiten.  Der  Treff- 
punkt von  Herrschaft  utul  Gesinde  ist  in  der  Kegel  ein  öffentli- 
cher Plat^.  Die  Kontr. dienten  schliessen  auf  Grund  persönlichen 
Gegenübertretens  den  Dicustvertrag  meist  mündlich  ab.  Gewohn- 
lich erfolgt  der  Abschluss  ohne  Mittelspersonen,  doch  haben  sich 
auch  auf  Gesindemärkten  gewerbsmässige  Vermilller  eingeschli- 
chen. Die  Gesindeniärkte  haben  w  sentlich  nur  noch  kultur-histo- 
rische  Bedeutung  und  sind  immer  melir  im  Verschwinden  be- 
griffen. 

In  folgeiulen  Gebieten  haben  sie  sich  n(.)cli  rrhaUen: 
i.  in  der  R  h  e  i  n  p  r  o  v  i  n  z.  Im  nördlichen  Teil  des  Mo- 
selgebiets werden  alljährlich  in  B  i  t  b  u  r  g  ,  \V  i  1 1  I  i  c  h  ,  Ka- 
schenbach, N  e  u  e  r  b  u  r  g  und  VV  e  i  d  i  n  g  e  n  derartige 
Märkte  al)gehaiten.  Der  Präsident  des  lantKvirf'^t^baftlichen  Ver- 
eins für  Riieinpreussen,  v,  Beml)erg-b"lamniersheuii,  macht  darüber 
folgende  Mitteilungen-^):  In  Putburg  fällt  der  Gesindemarkt  auf 
den  ersten  Montag  im  Dezember  und  wird  von  über  3000  männ- 
lichen und  weiblichen  Dienstboten  besucht ;  ebenso  stark  besucht 
ist  der  alljährlich  in  W'ittüch  am  zweiten  Weihnachtsfeiertage  statt- 
findende Gesindemarkt.  In  frühereu  Jahren  waren  diese  Gesinde- 

1)  XiifUHSfeittt  Der  Arbeitmaehweis.  S.  $6. 

3)  Verhuidlun^bericht  der  aa.  Plenarvenammlung  de»  deutschen  Land- 
wirttchafUr ats,  S.  2U, 
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märkte  mit  Tanzvergnügungen  verbunden,  wobei  Ausschreitungen 
nicht  selten  vorkamen;  es  ist  dies  jedoch  in  neuerer  Zeit  abgestellt 
worden,  so  dass  es  nunmehr  dort  ordentlich  und  suchtig  hergeht; 
gewöhnlich  b^innen  die  Gesindemärkte  um  lo  Uhr  morgens  und 
endigen  um  3  Uhr  nachmittags ,  worauf  dann  jeder  nach  Hause 
zurückkehrt. 

M,  Quarck^)  nennt  noch  als  Gesindemarktplätze  in  der 
Eifelgegend  :Prüm, Lutzerath, Münstermai  feld, Co- 
chem, Wetteldorf  und  Ufflingen.  Derselbe  Schrift- 
steller  bemerkt,  dass  »sich  dort  die  Knechte  und  Mägde  auch 
noch  durch  ein  um  den  Arm  geschlungenes  Strohseil  als  Stellen- 
suchende kenntlich  machen«  und  dass  dort  >diese  Menschenmärkte 
auch  noch  mehrfach  mit  vielbesuchten  Viehmärkten  zusammen- 
fallen«. 

2.  in  Ostfriesland.  Dort  werden  während  der  Erntezeit 
allwöchentlich  Arbeitermärkte  abgehalten,  die  genügend  Gelegen- 
heit zu  einem  direkten  Verkehr  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer  geben 

3.  in  D  i  t  h  m  a  r  s  c  h  e  n  :  Krempe,  Meldorf  und  Wesselbü- 
ren in  der  M.-irsch ' )  (hier  kommen  nur  Landarbeiter  in  Betracht, 

die  tiir  die  Woche  i^cmictct  werden). 

4.  in  Schlesien.  In  F5  r  c  s  1  a  u  hat  der  sog.  »Mutzel- 
ma;ia  .  der  alljährhch  am  2.  W'cihnachtsfeiertage  an  der  Staup- 
saule vor  dem  Kathause  abirehallen  wurde ,  seine  Bedeutung 
verloren.  Zu  ciiesem  Gesinduuiarkt  linden  sich  mehr  Gesindever- 
mieter als  Gesinde  ein*).  In  Gr.  W  a  r  t  e  n  b  e  r  g  ist  die  Ab- 
haltung dt^s  Mulzelniarkts  am  Michaelistagc  im  Jahre  1894  unter- 
sagt worden. 

5.  in  Mitteldeutschland:  Zahna,  Trov.  Sachsen,  AI- 
lenburLT.  Zerbst  ').  Verschwunden  sind  die  früher  in  Dresden 
in  Bluic  ^'ewesenen  Gesindemarkte,  wo  der  Markt  am  Sylvester- 
tage im  Ballhause  begann  und  am  Neujahrstage  in  Helbigs  Eta- 
biissement  fortgesetzt  wurde  *^),    In  Frankfurt  a.  M.  ist  der 


1)  Af.  Quarck,  Art.  » Gesiiideinärkte«  i.  il.  »So/i.iltn  l'r.ixis»  0.  Jahr{j.  Nr.  l8. 

2)  Stand  dc3  ländlichen  Arbcilsnachweises  im  Deutschen  Reich.  Drucks.  3  des 
deutschen  Landwtr tcchaftsrats,  34.  Flenanrefs. 

3)  Qmarek^  ft.  ».  O. 

4)  Schlesische  Zeitong  v.  28.  Dezember  1893. 

5)  Quank,  a.  a.  O. 

6)  Dresdener  Journal  v.  2.  Janaar  1901. 


sog.  »Dalle sc,  d.  h.  ein  Markt  für  fuldaische  Knechte,  Landar- 
beiter» Schnitter,  Drescher  u.  s.  w.,  auf  offenem  Platze  seit  einigen 
Jahren  polizeilich  verboten. 

Im  Süden  Deutschlands  haben  wir  noch  Gesindemärkte 
6.  in  Lothringen.  In  Metz  soll  der  Gesindemarkt  schon 
seit  Jahrhunderten  bestehen  und  hat  sich  bis  in  die  Jetztzeit  er« 
halten').   Ueber  diesen  Markt  wird  uns  folgende  anschauliche 
Schilderung*)  zur  Verfugung  gestellt: 

»Eine  ganz  eigentümliche  Einrichtung  ist  der  am  St.  Ste- 
phanstage auf  dem  Domplatz  der  Stadt  abgehaltene  Gesinde- 
markt für  ländliche  Arbeiter.  Aus  dem  ganzen  »Metzer  Lande«, 
dem  ehemaligen  Gebiet  der  freien  Stadt,  und  oft  noch  weiter 
her,  kommen  am  Morgen  des  zweiten  Weihnachtstages  alle 
jungen  Leute,  Knechte  und  Mägde,  nach  der  Stadt  und  stellen 
sich  am  genannten  Platze.  Die  Vermittler  ihrer  Engagements, 
ohne  die  auch  ein  solches  Geschäft  leider  nicht  zu  stände 
kommen  kann ,  harren  schon  seit  8  Uhr  ihrer  Ankunft  und 
nehmen  sie  gleich  in  Beschlag.  So  bilden  sich  um  dieselben 
allerlei  Gruppen,  von  alten,  fast  ergrauten  Meistern,  d.  h.  Gross- 
knechten,  bis  zu  dem  kaum  der  Schule  entwachsenen  Pferde- 
jungen sowie  von  Mägden  verschiedenen  Alters  und  in  ver- 
schiedener Tracht,  die  entweder  ihre  Verwandten  hierher  be- 
gleiteten oder  selbst  einen  Dienst  suchen.  Die  Zahl  der  letz- 
teren  nimmt  mit  jedem  Jahre  ab.  Während  wir  beispielsweise 
die  Zahl  der  sich  anbietenden  Knechte  auf  ca.  400 — 500  schätzen, 
dürfte  die  Zahl  der  ländlichen  Arbeiterinnen  kaum  50  über- 
stiegen haben.  Gegen  10  Uhr  erscheinen  die  » Patrone c,  d.  h. 
die  grossen  Grundbesitzer,  die  fermitrs  und  die  Bauern,  um 
sich  ihren  Bedarf  an  Arbeitern  und  Arbeiterinnen  auszusuchen, 
und  nun  beginnt  ein  Anpreisen  und  Bemäkeln,  ein  Fordern, 
Bieten  und  Feilschen,  wie  man  es  sonst  wohl  auf  einem  regel- 
rechten Rossmarkte  wahrnehmen  kann.  Alles  ist  dabei  natür- 
lich trohlich  und  guter  Dinge,  denn  dafür  sorgen  schon  die 
zahlreiclicn  um  den  Domplatz  liegenden  Wirtschaften,  beson- 
ders d.is  -Cafe  de  la  Ltine*,  das  heute  in  eine  Art  Börse  ver- 
wandelt ist.  Ktwa  p:e_<^cn  i  Uhr  ist  das  Geschäft  zu  Ende,  und 
der  Rest  des  Talles,  der  u!)er  das  Schicksal  des  kommenden 
Jahres  entschieden  hat,  ist  dem  Amusemcnl  gewidmet,  leider 

1)  Mitt.  il.  Kais.  Polizeidirektion  Mclz  a.  d.  Verf. 

2)  Landeszeituog  f.  £U.-Lolbr.  v.  27.  Dezember  1S86. 
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meistens  auf  Kosten  der  Gesundheit  der  nächsten  Tage,  wobei 
zudem  oft  ein  nicht  unbeträchtlicher  Teil  des  sauer  erworbenen 
Lohnes  des  vorigen  Jahres  daraufgeht  Im  ganzen  scheint  uns 
aber  in  der  Unsitte  solcher  Schwelgerei  von  Jahr  zu  Jahr  eine 
Besserung  einzutreten,  gewiss  einerseits  eine  Frucht  der  bes- 
seren Erziehung  der  ländlichen  Arbeiter  gegen  früher,  und  an- 
dererseits eine  Wirkung  der  landwirtschaftlichen  Vereine,  die  un- 
seres Wissens  überhaupt  Gej^ner  des  'ganzen  Gesindemarkts  sind.« 
7.  in  \\  ü  r  1 1  e  m  b  e  r  Lj.    Von  einij^er  liedeiitun^  ist  hier  der 
Gesindeniarkl  in  R  a  v  e  n  s  b  u  r  i^,  auf  dem  vorzu(,'s\veise  jüngeres 
ländliches  Gesinde  (HülLkmdcr)  vermietet  werden.    Dieser  Markt 
vvurile  GetjLiistand  der  Besprechung  im  Deutsciien  Reichstage  am 
31.  Januai  1903.    Der  sozialdemokratische  Abgeordnete  Wuini 
entrüstete  sich  über  diese  »K  indermärkt  ec,  auf  denen  Kinder 
verdungen  und  ins  Elend  verkauft  würden^). 

Uni  festzustellen,  wie  es  in  Wahrheit  mit  diesem  >Menschen- 
markt«  bestellt  ist,  wurden  auf  Ersuchen  des  V^erfassers  von 
sachverständiger  Seite  im  Oheramt  Ravensburg  Eriiebungen  ge- 
macht Danacli  finden  diese  Gesinde-  oder  Üienstbotenmarkte 
alljährlich  im  Monat  Marz  statt.  Ks  sind  deren  zwei,  jeweils  an 
Samstagen  (Wochenmarktslag).  Die  Hiitckinder.  welche  sich  zu 
den  grosseren  Landwirten  verdingen,  kommen  aus  Vorarlberg 
und  Tirol,  iJas  Aller  derselben  schwankt  zwischen  10  und 
18  Jahren.  Die  Tiroler  Hütekinder  sollen  mm  Schulbesuch  wäh- 
rend des  Sommers  nicht  vcr[)fiichtet  werden  kttnnen.  Nicht  selten 
kommen  in  Begleitung  der  Kinder  auch  altere  Leute  von  18  bis 
30  Jahren  beiderlei  Geschlechts,  welche  den  Markt  benutzen,  um 
leichter  eine  Stelle  a!s  Knecht  oder  Magd  zu  erhalten.  Mittels- 
personen <^i?Kl  bei  c](  111  Verdingen  nicht  im  Spiel.  Die  Kinder 
machen  ihre  Forderung  an  Lohn  und  sonstige  Üedingungcn  selbst, 
und  dies  mit  Entschiedenheit  und  ohne  jede  Nachgiebigkeit,  denn 
sie  wissen,  dass  sie  begehrt  sind.  Tatsächlich  ist  auch  die  Nach- 
frage nacli  snlrlicn  Kindern  sehr  gross,  ja  so  bedeutend  ,  dass 
seit  4—5  Jahren  einzelne  Landwirte  schon  am  Tage  vor  dem 
Markt  tl'reitag)  nach  Friedrichshafen  reiben  und  dieselben  beim 
Betreten  des  deutsciien  Bodens  gleich  in  Empfang  nehmen. 

Der  Lohn  schwankt  zwischen  40 — 150  Mk.  je  nach  Alter  und 

1)  Sttnogr.  Berichte  det  RekhaUeSi  34S.  Sitning  von  31.  Jinnu  1903.  S.  7607. 

2)  tüttdlmgen  det  Laiidwirttclwftaiiitpdaoci  Kost  in  Raveittbvrg  «n  den 
Verümer, 


körperlicher  Entwickelung,  und  zwar  für  die  Zeit  von  Mitte  März 
bis  Simon  und  Judae  (28.  Oktober).  Zu  dieser  Geldbelohnung 
kommt  aber  ausserdem  noch  >6  Dopplet«,  d.  h.  doppelte  Klei- 
dung, bestehend  in  einem  Werktags*  und  einem  Sonntagsanzug. 
Der  Werktagsanzug  taxiert  sich  incl.  Hut,  Stiefel  und  Strümpfe 
zu  40  Mk.,  der  Sonntagsanzug  zu  ca.  50  Mk.  (der  Hut  ist  beim 
Sonntagsanzug  nicht  beigegeben).  Diese  doppelte  Kleidung  re- 
präsentiert also  einen  Wert  von  80 — 90  Mk.,  so  dass  der  Ge- 
samtlohn beim  Verlassen  des  Dienstes  an  Simon  und  Judae 
120 — ^240  Mk.  ausmacht.  Nimmt  man  als  Dienstzeit  225  Tage, 
so  kommen  auf  den  Tag  53  Pfg.  —  i  Mk.  06  Pfg.  Die  Kinder 
haben  im  Hause  (und  vielfach  auch  noch  am  Tische)  ihres  Dienst- 
herm  volle  Beköstigung,  Wohnung  und  zuweilen  (selten)  freie 
Wäsche.  Die  Kinder  kommen  im  Frühjahr  mager  und  ausge- 
hungert und  kehren  im  Herbst  mit  blühendem  Aussehen ,  dick- 
backig  wieder  heim.  Sie  halten  in  der  Regel  von  März  bis  Ok- 
tober in  ihrem  Dienstverhältnis  aus.  während  die  einheimischen 
Dienstboten  oft  davonlaufen.  liei  der  Ankunft  im  Mär/,  kommt 
ein  Jicglcitcr  mit,  in  der  Ret,'el  ein  Gei.stlicher.  der  sie  im  Spät- 
jahr auch  wieder  abholt.  Sie  sammeln  sich  im  Gasthof  »zur  Krone« 
in  Ravensburg. 

Durch  die  Aufsicht  der  Geistlichen  hat  die  Institution  einen 
konfessionellen  Charakter  gewonnen.  Es  besteht  ein  I  i  r  o  l  e  r 
Hütekinderverein  mit  dem  Sitz  in  Landeck,  der  in  einem 
Ausschreiben  bemerkt ,  dass  Vercinskinder  nur  an  katholische 
Herrschaften  abgegeben  werden  Nach  Mitteilungen  dieses 
Vereins  betrug  die  Zahl  der  Vereinskinder  1900  366,  1901  364, 
1902  326,  davon  '/b  Mädchen.  Die  Löhne  betrugen  im  Durch- 
schnitt 1900  74  Mk.,  1901  76Va  Mk.,  1902  81  Mk.  Dazu  kommt 
noch  doppelte  Kleiduni^.  Man  berechnet ,  dass  die  Kinder  in 
25  Jahren  etwa  eine  Million  Kronen  nach  Tirol  gebracht  haben» 
denn  sie  pllegcn  ihren  ganzen  Lohn,  den  sie  erst  am  TaLj  der 
Heimkehr  ausgehandic^t  bekommen,  eingebunden  mitzunehmen 

Von  Friedrichshafen  aus  werden  l  lütekinder  in  den  badi- 
schen Linzgau  (Amtsbezirke  Ueberlingen  und  Ffuüendorf)  weiter 
geliefert 

i)  Scbwibitcher  Merkur,  Nr.  IS3  v.  16.  Mirz  1903. 
a)  Scbwibiscber  Merkur,  Nr.  127  v.  18.  MVn  1905. 

3)  Miit  des  Gfonli.  badiBchen  Obersrntmums  v.  Singer  in  Ueberlingen  an 

den  Verf. 
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Die  Gesindemärkte  —  die  primitivste  Form  der  Gcsindevei- 
mietung  —  fungiren  als  Spezialmärkte  noch  dort,  wo  sich  das 
Volkstum  mit  seinen  schlichten  Gebräuchen  noch  rein  erhalten 
hat,  vorzugsweise  abseits  der  grossen  Heerstrassen  des  Verkehrs, 
Sic  haben  sich  unter  anderen  wirtschaftitchen  Verhältnissen  her- 
ausgebildet, heute»  wo  das  Gesinde  nicht  mehr  so  sesshaft  ist, 
wo  Dienstverträge  nicht  mehr  auf  so  lange  Fristen  abgeschlossen 
werden,  wie  früher,  verlangt  das  Bedürfnis  des  Publikums  auch 
auf  diesem  Gebiet  des  Arbeitsnachweises  raschere  Befriedigung 
als  nur  zu  gewissen  Terminen  im  Jahre. 

Die  Gesindemärkte  sind  aber  auch  direkt  nachteilig,  inso- 
fern als  sie  Anlass  zur  Völlerei  und  zu  anderm  Unfug  geben. 
Man  erstrebt  daher  mit  Recht  ihre  Beseitigung.  Ihre  Charak« 
terisierung  als  Menschenmärkte«  von  sozialdemokratischer  Seite 
ist  aber  nnzutreffeiKl,  denn  sie  beruhen  auf  dem  Prinzip  gegen- 
seitiger Freiwilligkeit.  Wenn  man  immer  dort  von  einem  Men- 
schenmarkt reden  wollte,  wo  Menschen  ihre  Arbeitskraft  direkt 
anbieten,  dann  wäre  auch  jedes  Geschäftszimmer  eines  Stellen- 
vermittiers,  ja  selbst  jedes  Bureau  eines  städtischen  Arbeitsamtes 
ein  Menschenmarkt. 
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II. 

Die  gewerbsmässige  Gesindevermietung. 

Die  gewerbsmässigen  Gesiadevermieter,  meist  weibliche  Per« 
sonen,  werden  mit  verschiedenen  Namen  bezeichnet:  Gesindever- 
mieter, -Verdinger,  -makler,  -mäkter,  Vermiets-  oder  Mietsfirauen, 
Mägdeschickerinnen,  Zubringer,  im  bayrischen  Gebirge  Hindinge- 
rinnen u.  s.  w.  Im  Mittelalter  lag  der  Arbeitsnachweis  in  den  Hän- 
den zünftiger  Organisationen,  für  nicht  zunftmässig  organisierte  Be- 
schäftigungen musste  man  daher  besondere  Einrichtungen  gründen. 

Das  älteste  gewerbsmässige  Gesindevermittlungsbureau  soll 
im  14.  Jahrhundert  in  Frankreich  entstanden  sein.  Wie  ReitsxH' 
stein^)  2U  melden  weiss,  erhielt  1330  in  Paris  jede  von  den  vier 
Töchtern  der  Amme  König  Johanns  des  Guten  die  Ermächtigung, 
ein  Bureau  zur  Annahme  von  Nährmüttern  zu  errichten,  welche 
aus  der  Provinz  kamen,  um  Pfleglinge  abzuholen;  die  Inhaber 
dieser  Bureaux  führten  den  Namen  contmanderesses  oder  recom- 
manderesses ;  sie  durften  den  sich  zum  Dienst  anbietenden  Ammen 
gegen  eine  obrigkeitlich  festgesetzte  Taxe  Unterkommen  ver- 
schaffen, in  keinem  Falle  aber  eine  derartige  Person  mehr  als 
einmal  im  Jahre  vermieten.  Die  Tätigkeit  dieser  Bureaux  dehnte 
sich  allmählich  auf  alle  Arten  weiblicher  Bediensteten  aus. 

Aus  Deutschland  liegen  von  jener  Zeit  nur  spärliche  Nach- 
richten vor.  Das  Institut  der  Gesindevermicter  soll  in  demselben 
Jahrhundert  schon  in  Nürnberg  bekannt  Seewesen  sein,  wo 
der  Rat  zur  Vermietung  des  weiblichen  Gesindes  die  sog.  Zu- 
bringerinnen  bestellt  hatte.  Sic  hallen  einen  gewissen  amtlichen 
Cliarakter  und  bestimmte  rrivilegien.  Bei  ihrem  Amtsantritt  so- 
wie nach  der  neuen  Ratswahl  mussten  sie  vor  der  zuständigen 


i)  RtitztnsUin  a.  a.  O.  S.  12. 
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Polizeibehörde  den  Diensteid  leisten.  Zum  eigentlichen  Abschiuss 
des  Mietvertrags  musste  stets  eine  Zubringerin  be^ezogen  wer* 
den,  welche  für  ihre  Mühewaltang  die  amtlich  festgesetzte  Taxe 
von  Herrschaft  und  Gesinde  zu  beanspruchen  hatte  >}.  Die  Be- 
werberinnen um  diese  privilegierten  Gesindebureaux  wurden  sorg* 
faltig  ausgewählt,  nur  unbescholtenen  Frauen  meist  gesetzten 
Alters,  namentlich  Witwen  städtischer  Bediensteter  erteilte  der 
Rat  hierzu  die  Genehmigung.  142 1  haben  sich  in  Nürnberg  3 
derartige  Dienstbotenbureaux  befunden.  Die  Taxen  betrugen  da- 
mals nicht  über  10  bezw.  15  Pfg.  von  der  Herrschaft  und  5  bezw. 
l^.Pfg.  vom  Dienstboten.  (Es  handelt  sich  hier  um  Silberpfen- 
nigc  ~  4  Pfg*  des  heutigen  Münzsystems).  An  den  Mietster- 
minen soll  es  in  den  Buden  und  Wohnungen  der  Gesindever- 
dinger recht  lebhaft  zugegangen  sein.  Nach  dem  Abschiuss  der 
Dienstverträge  vereinigte  der  sogenannte  Kolbelbraten  (kolbein 
^  den  Dienst  wechseln),  d.  h.  ein  frohes  Gelage,  Gesinde  und 
Verdinger  in  der  Herberge.  Der  Rat  bekämpfte  diesen  Unfug 
hat  ihn  aber  trotz  aller  Verbote  nie  ganz  auszurotten  vermocht. 
Die  Verdingerinnen  gaben  fortwährend  Anlass  zu  Beschwerden, 
indem  sie  ihr  Geschäft  in  gewinnsüchtiger  Weise  zum  Schaden 
der  Herrschaften  und  des  stellensuchenden  Gesindes  trieben. 
1521  bezw.  1525  Hess  daher  der  Rat  eine  eigene  Ordnung  für 
die  sog.  Zubringer  und  Dienstboten  zusammenstellen. 

Aus  dem  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  liegen  Nachrichten  vor, 
dass  auch  in  andern  Städten  Deutschlands  solche  städtisch  kon> 
zessionierte  Gesindevermietungsbureaux  bestanden  haben.  So 
beklagte  sich  der  Rat  der  Stadt  Leipzig  in  einer  Verordnung 
vom  6.  August  1616  über  die  Gesindemäkler.  »Sie  verhetzten 
das  Gesinde  so,  dass  es  alle  Vierteljahre,  ja  alle  Monate  seinen 
Dienst  wechsle  und  keine  Strafe  seines  Unfleisses  von  Herren 
und  Frauen  leiden  wolle« *).  Auch  in  Breslau  bestand  früh- 
zeitig diese  Einrichtung.  Die  Breslauer  Gesindeordnung  von  1640 
bestimmte  12  Mägdeschickerinnen  zur  Bestellung  des  Gesindes. 
Dieselben,  meist  Frauen,  wurden  dorchgehends  konzessioniert  und 
auf  ihr  Geschäft  verpflichtet.   Sie  mussten  bei  jedem  Kontrakt- 


t)  AnMMii»,  Altnfimberger  Gesindewesen.  Mitt.  d.  Ver.  f.  Geschichte  d.  Stadt 
Nfinibag»  Heft  14,  1901,  S.  69  ff. 

2)  Wutike,  Gesindeordnungen  und  Geaindcrwangsdienst  in  Sachsen  (Staats-  und 
«ozinlwissenschaftl.  FofschitDgeD,  hemmgeg.  v.  G,  Sckm^iltr ,  Bd.  XU,  Heft  4,  Leip- 
zig 189J)  S.  53. 
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Schlüsse  zugcG^cn  sein.  Für  ihre  Bemühungen  war  ihnen  gemein- 
hin die  Hälfte  des  Mietpfennigs  zugesichert.  Die  Gesindemakler 
waren  aber  streng  angewiesen,  keine  Person  ohne  Entlassungs- 
attest —  för  die  in  Preussen  besondere  Kormulare  vorgeschrieben 
waren  —  unterzubringen,  noch  lüderlichem  Gesinde  durchzuhelfen. 
Vor  allem  durften  sie,  wie  es  oft  vorkam,  den  Dienstboten  keine 
Gelegenheit  bieten,  in  ihrem  Hause  zusammen  zu  kommen,  noch 
ihnen  dort  »das  Saufen,  Karten-,  Würfelspielen  und  Tanzen«  ver- 
statten, ebensowenig  Vereinigungen  bei  sich  dulden,  die  zur  Be- 
nachteiUgung  der  Herrschaft  ausschlagen  könnten,  zumal  Verab- 
redungen  über  Lohnsteigerung  und  dergleichen  nichts  seltenes 
waren 

In  Brandenburg>Preussen  finden  die  Gesindever- 
mieter  amtlich  zuerst  Erwähnung  in  der  Gesindeordnung  für  die 
Residenzen  Berlin,  Köln  a.  d.  Spree  und  Friedrichswerder  vom 
12.  Februar  1718.  Bis  dahin  ist  das  Geschäft  des  Gesindemaklers 
ein  freies,  jedem  erlaubtes,  Gewerbe  gewesen.  Diese  Gewerbe- 
freiheit wird  darin  aufgehoben  und  angeordnet,  »dass  binnen  vier 
Wochen  die  Magistrate  in  jeder  der  Residenzen  zwei  ehrbare 
Männer  und  zwei  ehrbare  Weiber,  über  deren  Leben  und  Wandel 
sie  sich  zuvörderst  genugsam  erkundigt,  zu  Gestndemäklem  an- 
nehmen, dieselben  auf  diese  Gesindeordnungen  gerichtlich  ver- 
eidigen  und  ihnen  darüber  unter  des  Rats  Siegel  einen  Schein 
erteilen  sollen,  welchen  sie  jedesmal  bei  Anbringung  des  Ge- 
sindes mit  vorzulegen  haben  c.  Im  übrigen  enthält  diese  Verord* 
nung  analoge  Bestimmungen  wie  die  der  Breslauer  Verordnung. 
Aehnliche  Vorschriften  triflft  die  Gesindeordnung  vom  14.  De- 
zember 1735  für  die  Städte  und  das  platte  Land  der  Altmark. 

Die  kursächsische  Gesindeordnung  aus  demselben  Jahr 
enthielt  das  Verbot  der  Gesindemäkelei  und  die  Einfuhrung  eines 
von  der  Obrigkeit  geleiteten  Arbeitsnachweises  für  das  Gesinde 
Derartige  Gesindevermittlungsstellen  sind  denn  auch  ins  Leben 
getreten,  aber  erst  1803  für  Leipzig  und  18 18  für  Dresden'). 
Man  nannte  sie  Dienstbotenamt  bezw.  Gesindeexpedt> 
t  i  o  n.  Es  waren  bureaukratische  Einrichtungen  mehr  zur  Ueber- 
wachung  des  Gesindes  als  Arbeitsnachweise  im  heutigen  Sinne, 

I  I  A'<''mt:)!it ,   Geschichte  und  Stniistik   des  Gesindewesens  in  DenlScUand  in 
HiUlebran  ls  Jahrb.  f.  Nationalök.  u.  Statistik,  la  Bd.  1868,  S.  349. 

2)  l^uttke  a.  a.  O.  S.  150. 

3)  WuUke  t.  ft.  O.  S.  196. 
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ausserdem  auch  Spruchbehörden  bei  Uebertretungen  der  Ge- 
sindeordnung. 

Die  Zustände  inderGegenwart  lassen  sich  wie  folgt 
charakterisieren: 

I.  Zahl  der  Betriebe.  Die  Gesindevermieter  in  Deutsch- 
land sind  bei  den  Berufs-  und  Gewerbezählungen  nicht  besonders 
gezählt,  sondern  mit  ähnlichen  Gruppen  zusammen:  1882  in 
Gruppe  C  (Handel)  8  unter  »Versteigcrun^'s-,  Verleihungs-,  Engage- 
inents>  und  Annoncenvermittiem,  Auskunftsbureauxc  1895  unter 
Gruppe  C  9  »Versteigerung»  Verleihung,  Stellenverniittlung,  An- 
noncen- und  Auskunftsbureaux<.  Nach  statistischen  luhebungen 
der  Einzelstaaten  können  wir  jedoch  ungefähr  die  Zahl  dieser  Ge- 
werbetreibenden schätzen.  1894  wurden  in  Preussen  1664  Ge- 
sindevermicter  gezählt,  in  Bayern  477,  in  Baden  241,  in  Würt- 
temberg 109  Stellenvermittler,  die  aber  fast  ausschliesslich  Ge» 
sinde  vermieteten.  Für  das  ganze  deutsche  Reich  dürfte  man 
die  Zahl  dieser  Gewerbebetriebe  hiernach  mindestens  auf  über 
3000  schätzen  können.  In  den  einzelnen  Städten  halben  sich  die- 
selben oft  rascher  vermehrt  als  die  Bevölkerungszahl.  So  waren 

in  Mannheim: 
1887        30  Gesinde verm. 


1870 

20  Gesindeverm. 

1875 

55 

» 

1885 

105 

> 

1890 

137 

> 

1895 

190 

» 

1900 

118 

» 

1901 

109 

1902 

84 

> 

1903 

66 

» 

1903      63  » 

in  Nürnberg" 
1829         12  Gesindeverm. 
1^98        30  » 
1 903        68  » 

in  Dresden: 
1838         2  Gesindeverm. 
1866         4  » 

Der  Rückgang  der  letzten  Jahre  scheint  einerseits  auf  strengere 
polizeiliche  Beaufsichtigung,  andererseits  auf  erhöhte  Anstreng- 
ungen der  karitativen  Arbeitsnachweise  zurückzuführen  zu  sein. 
(Vgl.  die  ZtiTem  der  Dresdener  Nachweise  an  anderer  Stelle.) 

In  Berlin  bestanden  laut  Adressbuch :  1900  6  Ammenver- 
mieter,  204  verschiedene  Gesindevermieter,  1903  7  Ammenver» 
mieter «  220  verschiedene  Gesindevermieter.  Der  »Vorwärts« 
vom  2.  Dez.  1899  behauptete  jedoch,  dass  sich  in  Berlin  ausser 
einigen  grossen  Mietscomptoiren  noch  etwa  600  Mietsfrauen 
mit  der  gewerbsmässigen  Gesindevermietung  beschäftigen.  Rieh- 


uiyiiizcü  üy  Google 


—    14  — 


tig  ist  jedenfalls,  dass  in  den  Grossstädten  vielfach  das  Gesinde- 
vermittlungsgcwerbe  heimlich  betrieben  wird. 

Dort,  wo  gut  funktionierende  öfTenth'che  Arbeitsnachweise  er- 
folgreich Gesinde  vermieten ,  ist  die  Zahl  der  gewerbsmässigen 
Betriebe  stark  zurückgegangen.  So  in  !M  a  i  n  z  von  38  im  Jahre 
1898  auf  20  im  Jahre  1903'),  in  Wiesbaden  von  78  im  Jahre 
1890  auf  15  im  Jahre  1900 

II.  Zahl  der  Vermittlungen.  Die  im  deutschen 
Reich  von  den  Gesindevermietern  erzielten  Resultate  sind  sta- 
tistisch nicht  zu  erfassen,  da  nur  ganz  vereinzelt  darüber  Auf- 
zeichnungen gemacht  sind.  Soweit  solche  vorliegen,  wird  den 
Zirtern  eine  Zuverlässigkeit  nicht  beigemessen  werden  können, 
weil  die  Uuellc,  aus  der  ^i'*  -stammen,  die  Geschäftsbücher  der 
Gesindevermieter  kaum  emwandtrei  ist.  Diese  Gewerbtreibcn- 
den  sind  gewöhnlich  in  Schreibgeschaften  nicht  sehr  erfahrene 
r^rauen,  und  die  \on  ihnen  gemachten  /.ahlenmiissigen  Angaben 
lassen  sich,  wenn  überhaupt,  nur  sehr  schwer  auf  iiire  Richtigkeit 
kontrollieren.  Regelmässige  Angaben  über  die  Zahl  der  am  Orte 
erfolgten  Vermittlungen  der  Gesindevermieter  liefern  nur  die 
Jahresberichte  der  städtischen  Arbeitsämter  von  München  und 
Stuttgart.  Aber  auch  diese  Zahlen  geben  kein  zuverlässiges  Bild 
des  Verhältnisses  zwischen  Stellenangebot  und  Nachfrage,  weil 
eine  mehrfache  Inanspruchnahme  vorschiedener  Vermittlungsstellen 
sehr  häufig  ist.  So  ergab  eine  vom  Arbeitsamt  Stuttgart 
vorgenommene  Vergleichung,  dass  von  den  bei  ihm  in  der  Zeit 
vom  I.  Mai  bis  15.  Juni  190 1  angemeldeten  500  Dienststellen  I20, 
also  fast  ^/«t  gleichzeitig  bei  einer  und  bis  zu  4  Gesindever- 
mieterinnen angemeldet  waren,  und  ähnlich  verhält  es  sich  auch 
mit  den  Stellengesuchen 

Staatlicherseits  sind  neuerdings  Erhebungen  über  die  Zahl 
der  Vermittlungen  in  Baden  angeordnet  worden.  Das  gross- 
herzogliche Ministerium  des  Innern  ordnete  mittelst  Reskript  vom 
18.  Oktober  1902  an  die  Grossh.  Bezirksämter  an,  einen  periodi- 
schen Nachweis  darüber  zu  erheben,  wie  gross  bei  den  einzelnen 
Betrieben  der  Gesindevermieter   und  Stellenvermittler  während 

1)  Mitteilungen  von  Beigeordn.  Dr.  Mainz  auf  der  5.  Konferenz  der 
öffenüichen  ArbeilsvcrmiUlnngsstellcn  der  Rhein-  und  Maingegend  1^02. 

2)  MiUeilungen  von  Dr.  /r^  -  Wiesbaden  auf  der  4.  Konferenz  der  üfieat- 
licbeo  Arbeitsvcmiittlniigsstdlen  der  Rhein»  und  Maingc^cnd,  1900. 

3)  7.  GeschXftsbericlit  des  Stldt  Arbettnmte  Stattgwt  für  das  Jahr  190t,  S,  8. 
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eines  gewissen  Zeitrainns  die  Zahl  der  stellensuchenden  Per- 
sonen, die  Zahl  der  verlangten  Arbeitskräfte  und  die  Zahl 
der  vermittelten  Stellen  gewesen  ist.  Zunächst  sollten  diese 
Erhebungen  für  den  Zeitraum  eines  Jahres  gemacht  werden, 
wobei  vorbehalten  wurde,  diesen  Zeitraum  später  kürzer  zu 
bemessen.  Die  Bezirksämter  sollen  aus  den  einzufordernden 
Geschäftsbüchern  die  erforderlichen  Feststellungen  machen.  Für 
später  wurde  Anordnung  dahin  vorbehalten,  dass  diese  Gewerbe- 
treibenden selbst  die  erforderlichen  Auszüge  aus  den  Büchern 
fertigen  Das  Vorgehen  der  badischen  Regierung  wird  Grund- 
lagen für  die  Statistik  schaffen,  die  freudig  zu  begrüssen  sind. 

III.  Die  Geschäftsführung.  Um  das  Gewerbe  be- 
treiben zu  können,  muss  der  Gesindevermieter  sich  Kundschaft 
verscbafTen:  Herrschaften,  die  Gesinde  mieten  wollen,  und  Ge- 
sinde, das  Stelle  sucht.  Aufgabe  des  Vermittlers  ist  es,  die  zu 
einander  passenden  Kontrahenten  einander  zuzuführen.  Nun  sind 
aber  die  passenden  Kontrahenten  nicht  immer  vorhanden,  weil 
die  Lebensgewohnheiten,  der  Haushalt,  das  Bildungsniveau  und 
demgemäss  die  Ansprüche  der  Herrschaften  in  Bezug  auf  Sauber- 
keit, Geschicklichkeit  und  Intelligenz  des  Gesindes  grundverschie- 
den und  ebenso  die  Eigenschaften  der  Dienstboten  die  mannig- 
faltigsten sind.  Beim  reellsten  Geschäftsbetrieb  können  daher 
leicht  Missgriffe  vorkommen,  und  man  darf  die  Anforderungen 
an  den  Gesindevermieter  nicht  allzu  hoch  schrauben.  Das  En- 
gagement vollziehen  ja  schliesslich  die  den  Dienstvertrag  abschlies- 
senden Parteien  selbst,  und  in  letzter  Linie  ist  jeder  am  besten 
sein  eigener  Vermittler,  Ist  ein  Vertrag  zu  stände  gekommen, 
wozu  oft  mehrere  Gänge  oder  langwierige  Korrespondenz  nötig 
sind,  so  erhebt  der  Gesindevermteter  von  seinen  Auftraggebern 
eine  Vermittlungsgebühr  (Provision)  und,  wo  dies  nicht  gesetz- 
lich verboten  ist,  bei  Entgegennahme  des  Auftrags  eine  Einschreib- 
gebühr. Der  Geschäftsbetrieb  erfolgt  teils  durch  den  Unter- 
nehmer allein,  teils  durch  bezahlte  Hilfspersonen  in  der  Regel 
als  stehendes  Gewerbe,  aber  auch,  bei  der  Vermietung  land- 
wirtschaftlichen Gesindes,  im  Umherziehen.  Mit  dem  Gewerbe- 
betrieb ist  häufig  die  Beherbei^ung  der  stellensuchenden  Personen 
verbunden. 

Auch  in  diesem  Gewerbszweige  gibt  es  Grossbetriebe. 
Ein  SteUenvermittlungsbureau  in  Berlin,  welches  hauptsächlich 

I)  Akten  dct  Gronh.  Bft^ielien  Mintiteriiaiitt  des  Iimem. 
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Mädchen  fitr  Alles  und  Gast-  und  Schankwirtschaftspersonal  ver- 
mittelt, zahlt  allein  für  die  Geschäftsräume  an  Miete  70000  M. 
jährlich  und  hat  40  Angestellte.  Ueber  den  Umfang  dieses  Ge- 
schäftsbetriebs ermittelte  der  Verfasser  privatim  folgendes:  Das 
Geschäft  vermittelte  in  der  Zeit  vom  i.  Februar  bis  31.  Juli  190 1 
19  818  weibliche  und  9067  männliche  Personen.  Es  vereinnahmte 
in  dieser  Zeit  an  Gebühren  (die  Taxe  beträgt  3  Mk.  für  Dienst- 
herrschaften, I  Mk.  für  Dienstnehmer)  101 939  Mk.  50  Pfg.  Vom 
1.  Februar  bis  31.  Juli  1902  vermittelte  es  21448  weibliche  und 
7272  männliche  Personen.  Die  Einnahmen  in  diesem  Zeitraum 
betrugen  103972  Mk.  Das  ergibt  also  in  einem  Jahr  über 
200000  Mk.  an  Bruttoeinnahmen.  \)cv  Reinc^ewinn  dürfte  auf 
60 — 70000  Mk.  pro  Jahr  zu  veranschlagten  sein.  Dieses  Bureau 
ist  ein  moderner  Gesindemarkt  oder  eine  Gesindedicnstbörse. 
Nach  dem  Zustandckonuuen  eines  Dienstvertrags  wird  den  Be- 
teiligten ein  Ausweisschein  eingehandii^t  analog  dem  Schlussschein 
als  Beurkundung  eines  abgeschlossenen  Börsengeschäfts.  An  man- 
chen Tagen  (14  Tage  vor  dem  Quartal)  verkehren  in  jenem  Bu- 
reau 15 — 20Ü00  Personen.  I )ie  Dienstherrschaticn  haben  üblicher- 
weise neben  der  Gebühr  für  den  Unternehmer  Trinkgelder  au  die 
Werberiiuicn  zu  entrichten,  Frauen  mit  weissen  Binden  am  Arm, 
die  die  Annäherung  zwischen  Herrschaft  und  Gesinde  vermitteln. 

Grundverschieden  von  solchem  Betriebe  ist  der  der  Gesinde- 
vermieterin der  Kleinstadt.  In  ihrer  engen  Wohnstube  spielt 
sich  die  ganze  Gewerbstätigkeit  ab.  Ihr  Geschäft  ist  meist  nur 
Nebenbetrieb,  neben  einem  Geinüschandel  usw.,  wodurch  sie  die 
nötigen  Bekannt>chaftfn  mit  dem  einkaufenden  Gesinde  wie  mit 
den  Hausfrauen  maclit.  und  sie  begnügt  sich  häufig  mit  einer  be- 
scheidenen Provision  beim  Abschluss  eines  Dienstvertrages. 

IV.  Die  Vorzüge  der  gewerbsmässigen  Ge- 
sindevermietung sind  folgende : 

1,  Sie  erleichtert  die  schwierige  Dienstbotensuche  und  be- 
tricdigt  also  ein  wirlsciiaftliclics  BcdiuTnis  ,  namentlich  dort,  wo 
der  öffentliche  und  karitative  Arbeitsnachweis  noch  nicht  oder 
ungenügend  entwickelt  ist. 

2.  Sie  gewährt  die  Möglichkeit,  den  individuellen  Ansprüchen 
der  Herrschaften  und  Dienstboten  besser  zu  genügen,  als  die 
öftentlichen  Arbeitsnachweise,  die  .Massenarbeit  leisten.  Die  In- 
dividualisierung ist  aber  gerade  bei  der  (lesindevermietung  wich- 
tig, viel  wichtiger  als  bei  der  Vermittlung  gewerblicher  Arbeiter. 
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Der  Handwerksmeister  z.  B.  verlangt  von  einem  Gesellen  in  er- 
ster Linie  nur,  dass  er  eine  bestimmte  Arbeitsfunktion  sachijema.ss 
zu  verrichten  in  der  Lage  ist.  Charaktereigenschaften  kommen 
für  den  Meister  bei  dem  Gehilfen,  der  nur  eine  bestimmte  Zeit  in 
der  Werkstatt  arbeitet,  wo  kaum  eine  Gele^fenheit  zum  Vertrauens- 
bruch vorhanden  ist,  viel  weniger  in  Betracht  als  für  die  Dienst- 
herrschaft bei  dem  Dienstboten,  mit  dem  sie  die  Häuslichkeit 
teilt. 

3.  Sie  ist  am  Zustandekommen  der  Vermittlung  persönlich 
interessiert  und  scheut  deshalb  weder  Zeit  noch  Mühe,  um  das  Ver- 
mittlungsgeschäft perfekt  zu  machen. 

4.  Sie  gewährt  mittellosen  und  wenig  leistungsfähigen  Per- 
sonen die  Möglichkeit  eines  Erwerbs,  da  sie  kein  Kapital  und 
keine  Vorbildung  erfordert. 

5.  Sie  ist  eine  historische  Institutton,  und  bei  Dienstherrschaf- 
ten wie  Dienstboten  eingebürgert. 

In  kleineren  Städten,  wo  einer  den  andern  und  die  Allge- 
meinheit den  Einzelnen  kontrolliert  und  die  polizeiliche  Ueber- 
wachung  leicht  ist,  fehlt  der  Nährboden  für  eine  unj^^esunde  Ent- 
wicklung wie  in  den  Grossstädten,  und  die  Qualität  der  Gesinde- 
vennieter ist  hier  durchschnittlich  eine  bessere. 

V.  Nachteile  und  Missstände  der  gewerbs- 
mässigen Gesindevermietung.  Den  Vorzügen  dieses 
Gewerbebetriebs  stehen  weitaus  grössere  Missstände  gegenüber. 
Das  Material  über  die  Schäden  dieses  Geschäftszweiges  würde 
ganze  Bände  fUUen.  Dass  der  unlautere  Geschäftsbetrieb  hier 
besonders  gross  ist,  liegt  an  der  Natur  des  Vermittlungsobjektes. 
I^e  Dienstboten,  welche,  meist  ohne  Bildung  und  Lebenserfahrung, 
zaghaften  Schrittes  das  Pflaster  der  Grossstadt  betreten,  ahnen 
die  Gefahren  nicht,  die  auf  sie  lauem,  und  vertrauen  sich  leicht, 
meistens  noch  froh,  dass  sich  ihrer  jemand  annimmt,  der  wort- 
gewandten Gesindevermieterin  an,  die  am  Bahnhofe  oder  auf  der 
Strasse  den  Stellensuchenden  sich  unter  der  Maske  der  mütter- 
lichen Freundin  nähert,  um  sie  —  gründlich  auszubeuten.  Die 
Missstände  bedürfen  der  Erörterung  im  Einzelnen: 

I.  Fingierte  Aufträge  bilden  ein  beliebtes  Mittel  zum 
Kundenfang.  Adressen  von  Herrschaften  und  von  Gesinde  pflegt 
man  auf  diese  Weise  zu  beschaffen.  So  z.  B.  veröffentlichte  eine 
Gesindevermieterin  in  Bamberg'),  ohne  Aufträge  von  Mäd- 

1)  Akten  des  StidtiidieM  Arbefttamt*  Bamberg. 
Zdcachiife  fBr  die  gM.  StuMiriMCMch.  Brgiatinitalt«^  2 
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eben  /u  besitzen,  im  »Frankfurter  Intelligenzblatt  €  ein  Inserat  fol- 
genden Inhalts  : 

»Madchen  suchen  in  Privathaus  und  Wirtschaften  sofort 
Stelle  bei  P'rau  H  . . .  ),  Bamberg  (Bayern)  ....  Strasse«. 

Durch  diese  Anzeige  kam  sie  in  Besitz  von  Adressen  voa 
Frankfurter  Herrschaften.  Gleichzeitig  inserierte  sie  in  Bamberger 
Zeitungen: 

»Herrschaften  in  Frankfurt  a.  M.  suchen  Mädchen  usw.  durch 
Frau  H  .  .  .     Bamberg,  ....  strassei. 

Auf  diese  Weise  gewann  die  Verdingerin  die  nötigen  Ver- 
mietuDgsobjektei  und  sie  hatte  weiter  nichts  zu  tun«  als  diese 
einander  zuzuführen  und  bei  den  Frankfurter  Gesinde  suchenden 
TTerrschaften  wie  bei  den  Bamberger  Stelle  suchenden  Mädchen 
die  Vermittlungsgebuhr  einzukassieren. 

2.  Verhüllung  des  gewerbsmässigenCharak- 
ters.  Bei  Ankündigungen  wählen  manche  Gesindeverniieter  für 
ihren  Geschäftsbetrieb  eine  Bezeichnung,  die  derjenigen  einer  ge- 
meinnützigen Institution  ähnlich  klingt  oder  doch  den  rein  ge- 
werbsmäs.<;igen  Charakter  des  Vennittlungsbureaus  verschleiert. 
Wenn  die  Polizeibehörde  am  Wohnsitz  des  Gewerbetreibenden 
dies  verhindert,  wird  diese  verhüllte  Firma  wenigstens  in  der 
Korrespondenz  nach  auswärts  als  vertrauenerweckendes  Aushänge- 
Schild  benutzt  So  versah  ein  nicht  im  besten  Leumund  stehen- 
der Gesindeverniieter  in  Altenburg  seine  Geschäftszirkulare  und 
Briefe  mit  der  Unterschrift: 

»Vorst,  d.  Ersten  ThQring.  Landw.-Verm.-In8titat8«. 
Form  und  Abkürzung  ist  hier  besonders  bemerkenswert.  Auch 
unpersönliche  Bezeichnungen  wie  »Mägdebeimc,  »Gesindevermitt- 
lungsanstalt«, »Vermitttungsbureau  VolkswohU,  »Mädchenschutz« 
usw.  wurden  verschiedentlich  geführt,  bis  die  Polizeiverwaltuogen 
solchem  Unwesen  ein  Ende  bereiteten.  Häufig  wird  auch,  na- 
mentlich bei  Zeitungsannoncen  gänzlich  verschwiegen,  dass 
es  sich  um  gewerbsmässige  Vermittlung  handelt  Die  Annonce 
lautet  z.  B. : 

»Ein  braves  Dienstmädchen  wird  sofort  gesucht  . . .  Strasse 
. .  2.  Et«  oder  auch  mit  dem  Zusatz  »bei  Frau . . .« 
Ebenso: 

»Eine  tüchtige  Köchin  sucht  Stelle  . . .  Strasse  2.  Et« 
Die  Reflektanten  ahnen  nicht,  dass  sie  in  ein  Vermittlungs- 
bureau geraten.  Auch  in  Antwortschreiben  auf  Inserate  werden 
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gleiche  Tricks  vofgenommen.  Dass  solche  und  ähnliche  Manöver 
gang'  und  gäbe  sind,  bezeugen  amtliche  Berichte.  Die  Kgl.  Po- 
lizeidirektion München  bemerkt  in  einem  Bericht  an  die  kgl. 
Regierung  von  Oberbayem  vom  4.  XII.  1900: 

>Stellensuchende  oder  Dienstherrschaften  erhalten  auf  ihre 
Inserate  Postkarten  von  Gesindevermietem ,  in  welchen  deren 
Eigenschaft  als  gewerbsmässige  Vermittler  verschwiegen  wird. 
Eventuelle  Erkundigungen  führen  alsdann  zum  mindesten  zur  Er- 
hebung einer  Einschreibgebühr  seitens  des  Gesindevermittlers  c 

3.  Das  pekuniär e  Int eresse  des  Vermieters 
am  Zustandekommen  eines  Dienstvertrags  ist 
einerseits  ein  Vorteil»  andrerseits  ein  grosser  Nachteil  und  bringt 
es  mit  sich ,  dass  der  Gesindevermieter  oft  nicht  die  nötige 
Sorgfalt  darauf  verwendet,  die  Steilensuchenden  an  die  für  sie 
geeignetsten  Stellen  zu  vermitteln.  Rasch  und  auf  alle  Fälle  ver- 
mitteln —  ist  sein  Prinzip.  Gleichgiltig  ist  ihm,  dass  die  Ver- 
mittlung weder  den  Interessen  der  Dienstgeber  noch  denen  des 
Gesindes  entspricht,  namentlich  bei  Geschäften  nach  auswärts,  wo 
eine  Wiederholung  von  Aufträgen  vielleicht  weniger  in  Frage 
kommt  und  die  Geschädigten  sich  zeitraubende  Reklamationen 
ersparen.  So  wurde  z.  B.  eine  Kellnerin  von  Bamberg 
durch  einen  dortigen  Gesindevermieter  nach  Altenburg  als  Stall- 
magd vermietet  und  musste  dafür  noch  30  Mk.  Vermittlungs- 
geböhr bezahlen.  Nach  altenburgischem  Recht  wird  sie  noch  be- 
straft, wenn  sie  entläuft').  Aus  dem  pekuniären  Interesse  des 
gewerbsmässigen  Vermieters  an  jeder  Vermittlung  entspringt  in 
erster  Linie 

4.  Die  Beförderung  des  Stellenwechsels  des 
Gesindes.  Je  häufiger  der  Dienstvertrag  erneuert  wird,  desto 
mehr  steigert  sich  das  Einkommen  des  Vermittlers.  Es  ist  für 
ihn  wichtig  und  zweckentsprechend,  solche  Kontrahenten  zu- 
sammenzubringen, die  nicht  zu  einander  passen  —  dann  gibt  es 
ja  baldigen  Wechsel  und  neuen  Verdienst. 

In  Mainz  ist  es  z.  I>.  stadlbckannt,  dass  diejenigen  Herr- 
schaften, die  ihre  Dienstboten  am  schlechtesten  behandeln,  am 
pionu)testen  von  der  Gesiiidevermieterin  bedient  werden,  und 
dass  die  wohlwollendsten  Herrschatten  von  ihr  die  sciilechtesten 

I)  Akten  des  Kgi.  bayrischen  Ministeriums  des  luDcra. 
2j  Magistrataaktcn  von  Bamberg. 
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Mädchen  erhalten.  Im  ersteren  Falle  kündigen  die  Dienstboten 
sehr  bald,  in  letzterem  die  Herrschaften,  und  in  beiden  Fallen 
kommt  die  Verdingerin  rascher  zu  neuen  Vermittkingsgebühren. 
Auch  pflegen  die  Vermietsfrauen  überall  den  Dienstboten,  bald 
nachdem  sie  sie  in  Stellen  untergebracht  luiben,  unter  allen  mög- 
Hchcn  Vorwänden  einzureden,  dasf?  die  Stelle  nicht  für  sie  passe, 
nur  wegen  Mangeis  einer  andern  seien  sie  dahin  vermietet 
worden,  ietzt  sei  aber  eine  viel  bessere  Stelle  frei.  Die 
Mädchen,  die  oft  ohne  Grund  veränderungssüchtig  sind,  lassen 
sich  leicht  zur  Kündigung  bestimmen.  Das  (rrossh.  Polizeiamt 
M  a  i  n  z  stellt  in  einem  Berichte  an  das  Grossh.  Ministerium  aus 
dem  Jahre  igoo  ausdrücklich  fest:  »Der  seit  einigen  Jahren  hier 
stets  zunehmende  Gesindewechsel  ist  nicht  allein  auf  die  Qualität 
der  fierrschaften  oder  des  Gesindes,  sondern  meistens  auf  die 
unlautere  Art  des  Geschäftsbetriebs  mancher  Gesindevermieter 
zurückzufuhren < 

Dieselbe  Tatsache  wird  in  einem  amtlichen  Berichte  des  Städti- 
schen Arbeitsamts  Würzburg  aus  demselben  Jahre  bestätigt : 
>Die  Gründe  des  häufigen  Uienstbotenwechsels  liegen  sehr  oft 
nicht  auf  Seite  der  Dienstherrschaft  und  nicht  auf  Seite  der  Dienst* 
boten,  wohl  aber  auf  Seite  der  Vermittlerinnen.  Wenn  ein  Dienst- 
mädchen oder  eine  Kellnerin  von  ein  und  derselben  Vermittlerin 
im  Laufe  einer  zeitlich  kurz  begrenzten  Periode  öfters  vermittelt 
wird,  so  ist  damit  schon  ein  begründeter  Anlass  zur  Recherche 
gegeben«  •). 

Häufig  genug  begegnet  man  Klagen  der  Mausfrauen,  dass 
ihnen  tüchtige  Mädchen  (und  solche  sind  nicht  jeden  Tag  zu  fin> 
den)  von  der  Gesindevermieterin  abspenstig  gemacht  worden 
seien,  und  die  Mietsfrau  ist  daher  der  Schrecken  vieler  Familien, 
die  sich  in  der  unangenehmen  Lage  befinden,  Dienstboten  zu  suchen. 

Namentlich  tritt  die  Verleitung  zum  Stellenwechsel  hervor, 
wo  der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  ausgeübt  wird. 
Darüber  finden  sich  deutliche  Belege  in  amtlichen  Berichten. 
Die  Kgl.  Polizeidirektion  München  konstatiert  in  dem  auf 
S.  19  erwähnten  Bericht:  »Gerade  die  Ausübung  dieses  Gewerbe« 
betriebs  im  Umherziehen  scheint  sich  in  hiesiger  Stadt  zum  Scha* 
den  der  Dienstsuchenden  verbreiten  zu  wollen.  Es  sind  ausser- 
dem Klagen  über  Belästigungen  von  Dienstboten  durch  sog.  Lauf- 

1)  Akten  des  Groasheciogl.  hessischen  Mioistefittins  des  Inneni. 

2)  Akten  des  Kgl.  bayruehen  Ministeriums  des  Innern. 
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mädchen  der  Stellenvermittler  oder  auch  durch  letztere  selbst  auf 
offener  Strasse  laut  geworden.  Sogar  aus  dem  städtischen  Ar- 
beitsamt heraus  wurden  schon  mehrfach  Dienstsuchende  durch 
Helfershelfer  der  Gesinde  Vermieter  oder  durch  fingierte  Telephon- 
gespräche weggelockt«^).  Besonders  auch  in  ländlichen  Bezirken 
wird  der  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  zur  Verleitung  zum 
Stellenwechsel  benutzt.  So  erklärt  die  Kreishauptmannschaft 
Bautzen  in  einem  amtlichen  Bericht  vom  i.  XI.  1900:  >Von 
selten  der  Landwirtschaft  treibenden  Bevölkerung  wird  darüber 
geklagt,  dass  die  Gesindevermieter,  denen  im  eigenen  Interesse 
an  einem  möglichst  häufigen  Dieostwechsel  des  Gesindes  gelegen 
ist,  die  Arbeitnehmer  an  ihren  Dienstorten  aufsuchen  und  unter 
allerhand  Vorspiegelungen  zum  Verlassen  ihrer  Stellungen  zu  be- 
we^^^en  suchen.  Es  wird  dies  um  so  lästiger  empfunden,  als  die 
Gebuhren,  welche  sich  die  Stellenvermittler  für  ihre  Tätigkeit 
zahlen  lassen,  zumeist  unverhältnismassiii  hohe  sindc  *). 

Aber  nicht  nur  Verleiiuni:  zur  ^csetzmässigen  Kündigung, 
sondern  auch  AusLiÜung  zum  K  u  n  t  r  a  k  t  b  r  u  c  Ii  ist  den  Ge- 
sindevermietern zur  Last  zu  le<';en.  Von  neueren  amtlichen  Fest- 
Stellungen  sei  hier  nur  erwähnt,  dass  nach  Erhebungen  der  ürossh. 
hessischen  Kreisamter  im  Jahre  1900  Verleitung  zum  Kon- 
traktbruch durch  Gesindevermieter  in  den  Kreisen  Dieburg, 
Erbach,  G  i  e  s  s  e  n  und  B  i  n    e  n  konstatiert  worden  ist 

5.  Die  Vermittlungen  nach  auswärts  sind  über- 
wiegend ein  Krebsschaden  des  Gesindevermietergewerbes.  Bald 
vermitteln  die  Verdinger  zwar  bona  fidt\  aber  ohne  sich  über  die 
BeschatVenheit  der  betreffenden  Stelle  genuj^'end  zu  erkundigen, 
bald  verschweigen  sie,  dass  sie  den  Dienstboten  nicht  zu  einer 
Dienstherrschaft,  sondern  zu  einem  Stellenvermittler  dirigieren. 
Das  geschieht  öfters  bei  der  Vermittlung  bayrischer  Dienstboten 
nach  Sachsen.  »Die  Mädchen  denken  oft,  wenn  sie  durcli  einen 
Gesir.devermieter  eine  Stelle  nach  auswärts  ubernehmen,  sie 
kouiutrn  zu  einem  Gutsbesitzer,  dabei  ist  es  ein  Stellenvermittler» 
der  sie  erst  unterbringen  will«  *). 

Der  Geschattsverkehr  mit  .luslandischen  Kollegen  bringt  den 
Gesindevermietern  eine  lohnende  Provision  ein  und  war  in  Bayern 

t)  Altten  dei  l^U  Iwyriacben  MiniiiCeriiiiiis  dn  Ipnem. 

3)  Aktt-n  des  Kgl.  sächsischen  Minisleriutns  des  Innern. 

3)  Akten  des  Gros^h.  hessischen  Mintstcriuau  des  Innern. 

4)  Magifttratsaklen  von  Nürnberg. 
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im  Schwünge,  bis  die  Behörden  sich  einmischten.  So  waren  Ge- 
Sindevermieter  in  Bamberg  und  Hof  lange  als  Helfershelfer 
eines  berüchtigten  Altenburger  Stellenvermittlers  tätig. 
Ueber  denselben  ist  in  den  Magistratsakten  von  Bamberg  zu  lesen» 
dass  er  seit  Jahren  seine  Tätigkeit  hauptsächlich  nach  Bayern  ver> 
legte.  Er  vermittelte  Dienstboten  aus  Bayern  in  der  Weise,  dass 
er  entweder  in  eigener  Person  bayerische  Orte  bereiste  und  dort' 
selbst  durch  öfTentÜches  Ausschreiben  seine  Dienste  anbot  oder 
aber  teils  durch  eigens  gewonnene  Unterhändler  (Schmuser),  teils 
durch  wirkliche  Gesindevermieter  Dienstboten  sich  verschaffte, 
welche  von  sogenannten  Sammelplätzen  aus  entweder  von  ihm 
oder  von  einem  Beauftragten  nach  Altenburg  befördert  und  da* 
selbst  je  nach  den  vorhandenen  Angeboten  untergebracht  wurden. 
Nicht  sofort  plazierbare  Dienstboten  blieben  bei  X.  in  Kost  und 
Logis,  bis  eine  Dienstherrschaft  sich  meldete.  X.  beanspruchte 
von  der  Herrschaft  30  Mk.,  zahlte  aber  jedem  Unterhändler  und 
jedem  Gesindevermieter  für  jeden  Dienstboten,  der  ihm  beschafit 
wurde,  nicht  weniger  als  6  Mk.  Die  Dienstverhältnisse  fanden 
meist  ein  rasches  Ende,  und  Dienstboten  kamen  von  allen  Mitteln 
entblösst  von  der  Grenze  nach  Hof^  wo  sie  wieder  in  ihre  Hei- 
mat geschafft  oder  sonst  untei^ebracht  werden  mussten.  X.  be- 
sass  noch  1899  die  Erlaubnis  zum  Gewerbebetrieb,  trotzdem 
Strafbefehlc  gegen  ihn  ergangen  und  auch  Anzeigen  wegen  sitt- 
licher Verfehlungen  gegen  ihn  gemacht  worden  waren,  die  aber 
anscheinend  nicht  zu  einer  Verurteilung  geführt  haben.  Er  ist 
nur  aufmerksam  gemacht  worden,  dass  er  die  Dienstboten  genau 
über  alles  aufklären  müsse.  Auch  an  Stellcnvermittler  in  Gera 
wurden  früher  von  Bamberg  aus  Dienstboten  durch  dortige  Ver- 
dinger geliefert. 

6.  1^  i  e  G  e  b  u  Ii  r  e  n  f  o  r  d  c  r  u  ti  ;^  e  n  zahlen  zu  den  alier- 
grössten  Schattenseiten  der  t,^c\VL'rbsniassi^cn  Gesindevermictung. 
Vornehmlich  kommen  di  1  (irLi{){)cn  von  Gebuhren  in  Betracht: 
die  Eühchreibgebühr ,  die  eigentliche  Vermittlungsgebühr  und 
Extrageb  uhren. 

a)  Die  P^inschreibgebühr  ist  eine  pratnitnu  rando 
zahlbare  Gebühr  bei  Erteilung  des  Auftrags  an  den  Gesinde- 
vermieter —  die  badische  Ministerialverordnung  von  1901  be- 
zeichnet sie  als  eine  Gebuhr  für  Eintragung  ins  Geschäftsbuch. 
Es  ist  allerdings  sonst  nicht  üblich,  dass  derjenige,  der  einen  ge- 
schäftlichen Auftrag  erteilt,  für  Erteilung  desselben  an  den  Auf- 
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tragnehmer  eine  besondere  Gebühr  zu  zahlen  hat.  Bei  der  Stel* 
lenvermittlung  hat  sich  dieser  Usus  eingebürgert.  Er  kann  leicht 
zu  den  gröbsten  Missständen  ausarten,  insofern  als  man  nicht  Icon* 
trollieren  kann,  ob  der  Gesindevermieter  auch  wirklich  die  Ab> 
sieht  hat,  fUr  die  Einschreibgebühr  etwas  zu  tun.  Lassen  sich 
z.  B.  bei  einem  Gesindevermieter  täglich  lo  Personen  einschrei- 
ben und  erhebt  er  von  jeder  $0  Pfg.  Einschreibgebühr,  so  hat 
er  5  Mk.  verdient,  auch  wenn  er  tatsächlich  sich  gar  nicht  die 
Mühe  genommen  hat,  den  Auftraggeber  befriedigen  zu  wollen. 
Wie  das  Polizeiamt  Darmstadt  in  einem  Gutachten  vom 
4.  X.  1900^)  ausführt,  bietet  die  Einschreibgebühr  gewissenlosen 
Stelienvermittlern  geradezu  eine  willkommene  Gelegenheit,  zum 
Schaden  ihrer  Auftraggeber  sich  mühelos  zu  bereichern,  indem 
sie  Aufträge  entgegennehmen  und  sich  Einschreibgebühr  bezahlen 
lassen,  obwohl  sie  ganz  genau  wissen,  dass  sie  überhaupt  nicht 
in  der  Lage  sein  werden,  dem  Auftrag  zu  entsprechen.  Der 
Vermittler  inseriert  ohne  Auftrag :  Ein  Dienstmädchen  mit  vorzfig- 
liehen  Zeugnissen  sucht  sofort  Stelle.  Den  Dienstherrschaften, 
welche  sich  hierauf  bei  dem  Vermittler  einfinden ,  antwortet  er, 
sie  kämen  zu  spät,  aber  er  wolle  ihnen  ein  anderes  besorgen, 
und  nimmt  ihnen  zugleich  die  Einschreibgebühr  ab,  wo- 
mit häufig  die  Sache  erledigt  ist.  Dieselbe  Auffassung  von  der 
Einschreibgebühr  tritt  in  einem  amtlichen  Berichte  des  Städtischen 
Arbeitsamts  Würzburg  vom  14.  XI.  1900  hervor:  »In  Würz- 
bürg  erheben  einzelne  Vermittler  1—2  Mk.  Einschreibgebühr. 
Dabei  geht  der  gewerbliche  Vermittler  noch  gar  keine  weitere 
Verpflichtung  ein,  und  es  wird  ihm  nicht  schwer  fallen,  schon 
aus  dieser  Gebührenerhebung  ein  ganz  lukratives  und  völlig  mühe- 
loses Geschäft  zu  machen« 

In  juristischem  Sinne  die  Einschreibgebühr  aber  als  gänz- 
lich unzulässig  zu  betrachten,  erscheint  nicht  angänijiL^.  Zu  be- 
kämpfen ist  nur  die  von  vornherein  mit  der  Absicht  erlol<^»te  Er- 
hebung, keine  Leistuni^en  dafür  zu  gewahren.  Zwar  folji^ert  J/, 
Schatte^)  aus  §  75  a  R.G.O.,  der  von  Taxen  der  Gesindever- 
mieter »liir  iiire  gewerbhchen  Leistungen«  spricht,  dass  die  Ein- 

i)  Akten  des  Growh.  ben,  Miniiteriamt  des  Innen, 
a)  Akten  des  Kgl.  bayr.  liiniiterinnis  dct  Imiem. 

3)  ff.  Sckant,  Die  Regelung  des  gewerbewiitigen  Arbeitnwchwdfes  in  den  griw* 
seren  dentachen  Bundesstaaten  in  Hirths  Annalen  des  DeuUchen  Reichs  (Qr  Gesets- 
gebnng,  Verw.  n.  Vollcswntsctiaft  Nr.  i,  Jahrg.  1903»  S,  39. 
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schreibgebühr  jeder  juristischen  Grundlage  entbehre.  Denn  das 
Aequivalent,  für  das  die  Einschreibgebühr  gefordert  werde,  bilde 
ja  lediglich  ein  Vermittlungsauftrag,  ein  Auftrag  zur  Vornahme 
einer  gewerblichen  Leistung,  nicht  aber  eine  gewerbliche  Leistung 

selbst. 

Letzterer  Auffassung  ist  aber  nicht  beizupflichten.  Die  Ein- 
tragung ins  Geschäftsbuch  ist  doch  wohl  als  gewerbliche  Lei- 
stung —  wenn  auch  als  eine  noch  so  minimale  —  anzusehen, 
denn  sie  erfordert  immer  eine  gewisse  Zeit  und  eine  gewisse 
Mühe,  und  ferner  reihen  sich  an  sie  oft  weitere  Schritte  zu  Gun- 
sten des  Kunden,  die  u.  U.  erfolglos  bleiben  und  doch  nur  im 
Falle  des  Erfolgs  durch  die  Vermittlungsgebühr  bezahlt  werden. 

Ueber  die  Berechtigung  der  Einschreibgebühr  gehen  die  Mei- 
nungen auseinander,  die  partikularen  Ausführungsverordnungen 
auf  Grund  von  §  38  d.  R.G.O.  verbieten  sie  zum  Teil,  zum  Teil  las- 
sen sie  sie  zu.  Die  Kgl.  bayrische  Regierung  von  Unterfranken  und 
Aschaffenburg  bezeichnete  sie  in  einer  EntSchliessung  vom  30.  XL 
1901  für  »zulässig  in  jenen  Fällen,  in  welchen  die  Tätigkeit  der 
Stellenvermittler  erfolglos  geblieben,  als  Entschädigung  für  die 
auf  den  Abschluss  eines  Dienstvertrags  gerichtete  Dienstleistung« 
Daraus  wäre  zu  folgern,  dass  beim  Zustandekommen  einer  Ver- 
mittlung die  Einschreibgebühr  in  Wegfall  kommen  oder  auf  die 
Vermittlungsgebühr  angerechnet  werden  müsse.  Nicht  juristische, 
aber  volkswirtschaftliche  und  verwaltungstechnische  Gründe  spre- 
chen für  Beseitigung  der  Einschreibgebühr. 

b)  Die  Vermittlungsgebühr.  Für  den  Abschluss 
des  Dienstvertrags  erhebt  der  Gesindevermieter  eine  Provision 
von  Herrschaft  und  Gesinde.  Diese  Doppelgebübr  wird  von  ein- 
zelnen Behörden  als  unberechtigt  angesehen.  Dieser  Auffassung 
kann  prinzipiell  nicht  beigetreten  werden.  Haben  beide  Kon- 
trahenten den  Vermittler  angegangen  und  sind  beide  befriedigt 
worden,  dann  können  auch  beide  für  die^hnen  geleisteten'Dienste 
bezahlen,  nur  sollte  die  Taxe  für  den  Dienstnehmer  als  den  wirt- 
schaftlich  schwächeren  Teil  niedriger  angesetzt  werden  als  für 
den  Dienstgeber.  Mit  dem  Verbot  der  Doppeltaxe  würde  üb- 
rigens eine  Verbilligung  gar  nicht  notwendig  erreicht  werden, 
es  würde  wahrscheinlich  dann  auf  die  Dienstherrschaft  die  sonst 
von  dem  Gesinde  zu  erlegende  Gebühr  abgewälzt  werden.  Ausser 


I)  5.  Geschäft&bericbt  des  Städt  Arbeitsamts  Wünburg  S.  3S. 


bigiiized  by  Google 


—     25  — 


der  Gerechtigkeit  spricht  für  die  Mitbelastung  des  Gesindes  die 
Erwägung,  dass  es  ausserdem  vielleicht  geneigt  sein  wird,  leichter 
den  Dienst  zu  wechseln.  Ein  Missstand  liegt  also  nicht  in  der 
Inanspruchnahme  beider  Parteien,  sondern  allein  in  der  Höhe 
der  Vermittlungsgebühr.  Wenn  man  Doppelgebühr 
und  Einschreibgebuhr  mit  berücksichtigt,  so  ist  fast  durch- 
gängig die  Vermittlungsgebuhr  zu  hoch. 

Die  Gebührenberechnung  ist  verschieden: 

«)  Tarife  mit  Maximal-  und  Minimalsätzen. 
Solche  waren  z.  B.  in  Gebrauch  in  Heidelberg.  Es  betrug 
dort  bei  Vermittlungsbureaux  die  Gebühr  für  eine  Haushälterin 
5 — lo  Mk.,  für  Zimmermädchen  3  Mk.,  für  Dienstmädchen  2  Mk., 
für  Herrschaften  i — 3  Mk  bei  einer  Einschreibgebühr  von  25  bis 
50  Pfg.  Die  Polizei  beanstandete  diese  Sätze  ^  da  nach  einer 
Verfügung  des  Grossh.  badischen  Ministeriums  des  Innern  vom 
19.  Februar  1897  alle  Tarife,  welche  Mindest-  und  Höchstbeträge 
aufweisen,  ungeeignet  seien. 

Die  Beseitigung  derartiger  Tarife  erscheint  erstrebenswert, 
weil  bei  ihnen  die  Gefahr  vorliegt,  dass  die  Vermieter  immer 
die  Maximalgcbühr  erheben  und  die  Minimalgebühr  nur  als  Lock- 
mittel gebrauchen. 

ß)  Tarife  mit  festen  Sätzen.  Diese  Form  ist  vor- 
herrschend. In  Berlin  wird  dabei  noch  eine  Staffelung  vorge- 
nommen. Die  Gebührenskala  des  Vereins  Berliner  Gesinde- 
vermieter und  -Vermieterinnen  lautet : 

für  Stellesuch  enden  bei  Jahreslohn  bis  incl.  150  Mk. 
2  Mk..  tür  jede  30  Mk.  höheren  Lohn  l  Mk.  Gebuhr  mehr; 
für  Ii  0  r  r  s  c  h  a  t  t  c  n  bei  Jahrc>lolin  bis  i8ü  Mk.  4  Mk.,  tür 
jede  30  Mk.  höheren  Lohn  I  Mk.  Gebuhr  mehr  'j. 

Von  einigen  grösseren  Stadien  crauLiciLe  der  Vcriasser  fol- 
gende Sätze: 

Charluttenburg:  Herrschafti  n  zahlen  für  Mädchen  tür  Alles 
und  Hausmädchen  5  Mk.,  für  Köciunnen  6  Mk.,  tur  Ammen 
20  Mk.    Angaben  über  die  Gebühren  tur  Gesinde  fehlen. 

Essen:  (jcbühr  tür  Herrschaften  für  ein  13ienstmädchen  bei  den 
verschiedenen  Vermittlern  schwankend  zwischen  ö  und  lo  Mk., 
auf  das  Land  15  Mk. 


i)  Stüächt  Die  Lage  der  weiblichen  Dienstboten  in  Berlin,  Berlin-Bern  190a, 
S.  a95. 
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Dortmund:  Gebühr  fiir  Herrschaften  fiir  ein  Dienstmädchen 
schwankend  zwischen  5  und  15  Mk.,  auf  das  Land  25 — 30  Mk. 

Barmen:  für  ein  Dienstmädchen  schwankend  zwischen  5  und 
10  Mk.,  auf  das  Land  zwischen  10  und  12  Mk. 

Köln:  Herrschaften  3  Mk.,  Dienstmädchen  2 — ^5  Mk. 

Breslau:  Herrschaften  8—10  Mk.,  Dienstmädchen  I.50  Mk. 

Posen:  Herrschaften  5 — 10  Mk. 

Görlitz:  Herrschaften  zalilen  für  ländliches  Gesinde  30  Mk. 

München:  Nach  Ausführungen  des  Referenten  ScAim  in  der 
Sitzung  der  Handwerkskammer  für  Oberbayern  vom  13.  No- 
vember  1900  besteht  hier  ein  wahres  Ausbeutesystem  gegen- 
über den  Dienstboten.  Diese  haben  nicht  nur  eine  Einschreibe 
gebühr,  sondern  auch  noch  kolossale  Provisionen  an  die  Ver- 
mittler zu  zahlen,  oft  bis  zu  50  Mk. 

W  ü  r  z  b  u  r  g :  Herrschaften  zahlen  fUr  ein  Dienstmädchen  2  bis 
15  Mk. 

Selbst  wo  feste  Sätze  bestehen,  ist  aber  häufig  der  Willkür 
Tür  und  Tor  geöffnet.  Man  findet  auf  den  Tarifen  Bezeichnungen 
wie:  einfaches,  besseres  Mädchen,  gewöhnliche,  perfekte,  feine 
Köchin  und  dementsprechend  abgestufte  Gebührenansätze.  Der 
Gesinde  Vermieter  braucht  nur  ein  »einfaches«  Mädchen  als  »bes- 
seres« Mädchen  zu  klassifizieren,  um  den  höheren  Gebührensatz 
zu  erheben. 

Y)  Prozentsätze  vom  Jahreslohn.  Diese  Form  ist 
z.  B.  in  Hamburg  üblich.  Dort  bezahlen  die  Herrschaften  für 
ein  Dienstmädchen  4%  des  Jahreslohns.  Früher  war  von  je 
10  Talern  Lohn  i  Mk.  Gebühr  zu  zahlen.  Dienstmädchen  zahU 
ten  früher  20  Pfg.  Einschreibgebühr  und  jetzt  gar  keine  Gebühr. 

In  Bamberg  erhoben  1901  die  6  Gesindevermieterinnen 
neben  50  Pfg.  Einschreibgebühr  10  Pfg.  von  jeder  Mark  des  be- 
dungenen Vierteljahreslohns. 

Wo  ein  Prozentsatz  vom  Lohn  als  Vermittlungsgebühr  erhoben 
wird,  wirken  die  Vermieter  auf  Steigerung  der  Löhne  der  Dienst- 
boten hin.  Allerdings  ist  die  Lohnsteigerung  ein  Nachteil  für  die 
Herrschaften,  während  sie  gleichzeitig  dem  Gesinde  vorteilhaft  ist. 

c)  Extragebühren.  Unter  allen  möglichen  Formen  er- 
heben die  Gesindevermieter  ausser  ihren  tarifmässigen  Sätzen 
noch  Extragebühren,  die  trotz  scharfer  behördlicher  Kontrolle 
bis  heute  noch  nicht  ausgerottet  werden  konnten.  Mädchen  zah- 
len für  besonders  gute  Stellen,  Herrschaften  für  b  e  s  o  n- 
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ders  rasche  Bedienung  oder  damit  sie  bei  dem  in  industriel- 
len Städten  meist  akuten  Mangel  an  Dienstboten  überhaupt  be« 
friedigt  werden,  ExtragebQhren,  Trinkgelder,  Geschenke  u.  dgh 
In  Breslau  hat  sich  der  Missbrauch  eingebürgert,  dass  die 
stellensuchenden  Dienstmädchen  an  die  »Lauffrau c  der  Vermie« 
terin,  die  auf  den  Strassen  nach  Dienstboten  Umschau  zu  halten 
und  das  Gesinde  an  die  Stellen  zu  begleiten  bat,  50  Pfg.  extra 
abgeben  müssen,  auch  wenn  sie  im  einzelnen  Falle  gar  keine 
Leistung  verrichtet  hat.  In  Essen  sind  Trinkgelder  über  die 
Taxe  hinaus  allgemein  Üblich.  In  Posen  nehmen  die  Vermie-  > 
terinnen  den  Dienstmädchen  von  den  5  Mk.  Mictgeld,  die  sie 
von  den  Herrschaften  beim  Engagement  erhalten  (dem  sog.  Miets- 
taler)  2  Mk.  $0  Pfg.  ab.  In  Augsburg  muss  bei  der  Ver- 
mittlung  von  Wirtschaftspersonal  12 — 40  Mk.  Extraentschädigung 
gewährt  werden').  In  Ulm  müssen  nach  Mitteilungen  des  Ar- 
beitsamts« Verwalters  auf  den  Gängen,  die  an  Wirtschafts^Lokalen 
vorüber  fiihren,  die  Dienstboten  den  Gesindevermietem  da  und 
dort  eine  Vesper  bezalilen,  und  oft  kommt  es  vor,  dass  z.  B. 
Kellnerinnen  oder  sonst  momentan  gut  bemittelte  Personen,  die 
Stelle  suchen,  tagelang  solche  Vermittlerinnen  in  Genuss  und 
Vergnügungen  zu  erhalten  haben  *).  Demselben  Gewährsmann 
sind  Fälle  bekannt,  in  denen  die  Gesindevermieterin  sich  von 
dem  stellensuchenden  Dienstmädchen  das  Theaterbillet  bezahlen 
Itess  und  sich  in  die  ersten  Rethen  der  Sperrsitze  setzte.  Auch  ein 
amtlicher  Bericht  der  Kgl.  Polizeidirektion  München  vom  4.  XII. 
1900')  stellt  fest:  »Die  Erfahrung  hat  gezeigt,  dass  insbesondere 
die  an  Gastwirte  zu  verdingenden  Dienstboten  von  den  Ver- 
dingerinnen in  die  Wirtschaften  begleitet  werden  und  dass  dann 
dort  gelegentlich  des  Abschlusses  des  Dienstvertrages  auf  Kosten 
der  Dienstboten  gezecht  wird.« 

So  arten  diese  I'^xtratjebiihirti,  tlic  an  und  lur  sich  ein  Un- 
tuL,'  sind,  üfl  in  krasseste  Ausbeutung  des  stellensuchenden  Ge- 
sindes aus,  und  in  den  Akten  der  Poli/eibehurden  wunineit  es 
von  Beschwerden  Geschädigter  über  unberechtigte  Extraforde- 
rungen der  Gesindevermieter.  Dabei  ist  noch  zu  beachten,  dass 
nur  in  verhältnismässig  seltenen  Fallen  vom  Publikum  der  Weg 

1)  M«giatnitMkt«n  von  Aü^uiik. 

2)  Protokoll  der  Verhandlungen  der  Verw»UaiiEsb«amteii  der  wiirtL  ArbdtS' 
IlQler  am  17.  Juni  1901  in  Stuttgart;  .►Xnlng?  2. 

3)  Akten  des  Kgl.  bayrbchen  Ministeriunts  des  Innern. 


Digitized  by  Google 


9 


—    28  — 


der  Beschwerde  an  die  zuständigen  Behörden  ergriffen  wird. 

7,  Die  Beherbergung  des  Gesindes.  Das  dunkelste 
Kapitel  in  der  Schilderung  der  gewerbsmässigen  Gesindevermie- 
tung betrifft  die  Beherbergung  und  Beköstigung  des  Gesindes 
durch  die  Verdingerinnen.  In  Betracht  kommen  nur  weibliche 
Dienstboten,  die  oft  für  Kost  und  Logis  übertriebene  Preise  sahlen 
müssen«  wobei  fiir  die  Vermieterin  ein  beträchtlicher  Gewinn  ab- 
fällt. In  Mains  gibt  es  nach  einem  amtlichen  Berichte  des 
dortigen  Polizeiamts  aus  dem  Jahre  1900  sogar  verschiedene  Ge> 
'  sinde Vermieterinnen,  die  aus  der  Beherbergung  ihren  Haoptver- 
dienst  ziehen  Allgemein  herrscht  aber  die  Klage ,  dass  die 
Gesindevermieterinnen  den  Dienstmädchen  nicht  eher 'Stellen  zu- 
weisen, bis  sie  ihre  Barschaft  bei  der  »freundlichen  Gastgebe» 
rin<  durchgebraclit  oder  gar  noch  ihre  wenigen  Pretiosen  ver- 
pfändet haben.  Die  Vermieterin  borgt  auch  auf  einige  Zeit,  um 
die  Mädchen  für  künftig  in  steter  Abhängigkeit  zu  erhalten  — 
zum  Schaden  der  Herrschaft.  Dass  die  Dienstboten  dem  Drängen 
ihrer  Gläubigerin  auf  Wechsel  der  Stelle  wenig  Widerstand  ent- 
gegensetzen werden,  ist  leicht  erklärlich.  Mitunter  handelt  es  sich 
um  nicht  geringe  Schuldbeträge.  So  hatte  in  Heidelberg  in 
letzter  Zeit  ein  einfaches  Dienstmädchen  bei  einer  Vermieterin 
achtzig  Mark  Schulden  —  für  Kost  und  Logis  *).  Auch  in  D  a  r  m- 
stadt  ist  vom  Grossh.  Polizeiamt  wiederholt  die  Beobachtung 
gemacht  worden,  dass  Steilenvermittler,  welche  stellenlosen  Per- 
sonen Kost  und  Wohnung  gewähren,  in  gewissenloser  Weise  zum 
Schaden  der  Stellensuchenden  und  Arbeitgeber  die  ersteren  mög- 
lichst lange  bei  sich  zu  behalten  suchen  und  denselben  mit  Ab- 
sicht entweder  überhaupt  keine  oder  solche  Stellen  vermitteln, 
welche  sie  voraussichtlich  nach  kurzer  Zeit  verlassen  müssen'). 
In  bayrischen  Städten,  woselbst  allgemein  das  Beherberg ungs ver- 
bot für  Gesindevermieter  nnd  Stellenvermittler  besteht,  wird 
dieses  oft  dadurch  umgangen,  dass  die  Verdingerin  das  Gesinde 
an  eine  bekannte  Logiswirtin  schickt,  mit  der  sie  irgend  ein 
Abkommen  getroffen  hat*).  Die  Gesindevermicterinnen,  welche 
Dienstboten  in  Schulden  verstrickt  haben,  kehren  auch  mitunter 
ihre  schlimmsten  Seiten  heraus  und  üben  unberechtigte 

1)  Akten  des  Gro>&h.  hessischen  Mtnist«riuiiu  det  Inoen. 

2)  Akten  ric-i  (Jiuisli.  Pulizeidircktion  Nfannhcim. 

3)  Akten  ilcä  Grua»h.  h<^ss.  Mini>terimus  dcs  JilUCrn. 

4)  MagbUaUaktcn  von  Augsburg. 
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Retentions*  oder  Pfandrechte  an  den  Habseligkeiten 

des  Gesindes  aus. 

Die  schlimmste  Korruption  entwickelt  sich  aber  dort,  wo  der 
Gcsindevermictcr  gleich  Gast-  und  Schank- 
wirt s  c  h  a  ft  betreibt.  Hier  liegt  die  Verleitung  zum  über- 
mässigen Getränkeverbrauch  besonders  nahe.  Der  Betrieb  einer 
Gast-  und  Schankwirtschaft ,  sowie  der  Handel  mit  Spirituosen 
ist  unbedingt  mit  dem  Gesindevermietungsgewerbe  unvereinbar. 
Selbst  das  Geschäftslokal  des  Gesindevermieters  dürfte  sich  nicht 
in  einem  Hause  befinden,  in  dem  Schank-  oder  Gastwirtschaft 
betrieben  wird. 

Aus  der  Beherbergung  des  Gesindes  resultieren  ferner  auch 
8.  Sittliche  Schäden.  Nur  das  Wenigste  kommt  ans 
Licht,  was  sich  innerhalb  der  vier  Wände  der  Gesindevermietcrin 
abspielen  mstg^  aber  schon  einzelne  bekannt  gewordene  Tat- 
sachen werfen  grelle  Streiflichter  auf  die  tiefen  sittlichen  Schä- 
den der  gewerbsmässigen  Gestndevermietung.  In  den  Hcrbcii;en 
der  Vermietsfrauen  gerät  manches  Mädchen  in  schlechte  Gesell- 
schaft, und  was  diese  an  sittlicher  Verwilderung  des  Charakters 
nicht  zu  Stande  bringt,  vollendet  häufig  die  Vermietsfrau.  In 
Grossstädten  passiert  es  nicht  selten,  dass  Mädchen,  die  durch 
längeren  Aufenthalt  bei  der  Vermieterin  der  Arbeit  entwöhnt 
sind,  von  der  Verdingerin  in  Vergnägungslokale  (Varietes  u. s.w.) 
geführt  werden,  wo  leicht  Männerbekanntschaften  gemacht  wer- 
den; sind  die  Dienstboten  mittellos  geworden,  werden  sie  zu  un- 
züchtigem Lebenswandel  animiert,  damit  sie  wieder  Geld  einbringen 
—  und  so  ist  schon  manches  Mädchen  auf  diese  Weise  zur  Dirne 
herabgesunken.  Dass  sich  die  Dinge  so  abspielen,  wird  amtlich 
bestätigt.  Da^  Grossh.  Bezirksamt  Karlsruhe  berichtete  unterm 
10.  Mai  i886  an  das  Ministerium  des  Innern :  Wir  sind  der  Ueber- 
zeugung,  dass  in  Sachen  der  Verleitung  zur  Unzucht  mehr  ge- 
fehlt wird,  als  die  Polizei  zu  entdecken  vermag,  da  eben  derlei 
Personen  nur  selten  einander  verraten.  Hier  hatte  kürzlich  eine 
Vermieterin  mehrere  Mädchen  in  raffinierter  Weise  an  sich  ge- 
lockt und  sich  dadurch,  dass  sie  dieselben  tagsüber  abwechselnd 
bei  sich  hatte  und  des  Abends  zur  Ausübung  der  Unzucht  fort- 
schickte bezw.  fortbegleitete,  ihren  ganzen  Lebensunterhalt  ver- 
schafft—  sogar  in  der  eigenen  Wohnung  der  Vermietsfrau  durften 
die  Mädchen  Unzucht  treiben Ebenso  äussert  sich  das  Grossh. 

l)  Akten  des  Gru&sh.  bailischen  Miukteriunis  dea  Innern. 
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Kreisamt  Mainz  unlerm  24.  Aul^usI  1900:  Bei  den  weiblichen 
Stellensuchenden  hat  der  Aufenthak  bei  den  Vermittlerinnen  nis- 
besondere,  wenn  er  länj^ere  Zeit  dauert  und  die  Geldmitte!  der 
Stellenbewerberinncn  crschuptt  waren,  in  niclu  seltenen  h'alleii 
eine  Verlcitung^  zur  Unzucht  gebildet  und  der  Prostitntion  manche 
Opfer  schon  zn^iefährt').  Hin  Praktiker  auf  dem  Gebiete  der  Ar- 
beitsverrniiilun^»  füiirt  damit  übereinstimmend  aus :  »Namentlich 
in  den  Grossstädten  ereignen  sich  leider  die  Fälle  nicht  allzu- 
selten, dass  sich  die  Stellenvermittler,  angereizt  durch  die  in  Aus- 
sicht stehende  hohe  Entlohnung,  dazu  hergeben,  ihre  Dienste  der 
Prostitution  zur  Verfügung  zu  steilen,  und  einen  förmlichen  Mäd- 
chenhandel mit  inländischen,  namentlich  aber  auch  ausländischen, 
einzelnen  Personen  oder  Anstalten  einzugehen.  Die  vielen  Be- 
strafungen gewerbsmässiger  Stellenvermittler  beiderlei  Geschlechts 
wegen  Kuppelei  zeugen  von  diesen  Tatsachen.  Die  sittlichen 
Gefahren  der  gewerbsmässigen  Stellenvermittlung  treffen  diejeni» 
gen  Personen  am  meisten,  welche  am  unerfahrensten  sind,  vor 
allem  also  die  vom  Lande  in  die  Städte  kommenden  Mädchen.« 
Erst  kürzlich  wiciler  machte  sich  in  Offen  bach  eine  Gesinde- 
vermieterin der  Kuppelei  schuldig,  indem  sie  stellenlosen  Mäd- 
chen, die  sie  beherbergte,  junge  Burschen  zuführte  und  in  ihrer 
Wohnung  Gelege nlieit  zur  Unzucht  gab').  Bei  polizeilichen  Visi- 
tationen der  Gesindevermieter  in  Augsburg  wurde  u.  a.  die 
Wahrnehmung  gemacht,  dass  in  einer  engen  Stube  der  Gesinde- 
vermieterin 3 — 6  Mädchen  schliefen,  manchmal  der  20jährige 
Sohn  der  Verdingerin  bei  ihnen*).  In  Pforzheim  wurden 
mehrfach  Fälle  unglaublicher  Korruption  festgestellt.  Mehrere  Ge* 
sindevennieterinnen  wurden  überführt,  unzüchtigen  Verkehr  in 
ihren  Wohnungen  gefördert  zu  haben.  Eine  Verdingertn  machte 
regelmässig  den  Männern,  deren  Frauen  sie  Dienstboten  zu  ver- 
mitteln pflegte,  Mitteilung,  wenn  sie  hübsche  Mädchen  bei  sich 
hatte.  Letztere  mussten  sie  mit  Speise  und  Trank  traktieren  und 
von  den  Geldgeschenken,  die  sie  fUr  Preisgabe  des  Körpers  von 
den  Herren  erhielten,  regelmässig  50  Pfg.  bis  i  Mk.  abgeben*). 

1)  Akten  des  Grossh.  hessischen  Ministeriums  des  Innem. 

2)  Hütimann  (Inspektor  und  Vorstand  des  Städlisclien   Arl)eitsamU  Mttncben). 
Die  gcmcindliLlic  Ar!)eitsvermittlung  in  Bayern,  München  1900,  S.  97. 

3)  Akten  des  (Jrussh.  hessischen  Minisictmuis  des  Innern. 

4)  Magistratsakten  von  Augsburg. 

5)  Akten  des  Grossh.  Bezirksamts  Ffortheiffl. 
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Diese  Beispiele  genügen,  um  zu  zeigen,  dass  es  sich  nicht 
um  ganz  vereinzelte  Verfehlungen  handelt,  sondern  dass  diese 
Missstände  in  direkten  Zusammenhang  mit  dem  Betrieb  und  na- 
nieatUch  mit  der  Beherbergung  der  Dienstboten  durch  Gesinde- 
vermieter zu  bringen  sind. 

9.  Unlautere  Konkurrenz  gegen  die  öffent- 
lichen Arbeitsnachweise.  Die  unsoliden  Gesindever- 
mieter sehen  sich  in  ihrer  Schwindelexistenz  durch  die  öffent- 
lichen Arbeitsnachweise,  die  sich  auch  mit  Gesindevermittlung 
beschäftigen,  aufs  schwerste  bedroht.  Sie  befehden  daher  diese 
Anstalten  mit  den  verwerflichsten  Mitteln.  Der  Kampf  gewerbs- 
mässiger Vermieter  gegen  gemeinnützige  Institutionen  ist  übri- 
gens nicht  neu.  Schon  1846  beschwerte  sich  ein  Gesindevermieter 
in  Dresden  bei  den  Behörden  über  die  Beeinträchtigung,  welche 
er  in  seinem  Erwerb  als  konzessioniertet  Gesindemakler  durch  den 
»Verein  für  Arbeiter-  und  Arbeitsnachweisungc  erleide,  weil  der 
Verein  auch  Gesinde  vermittle^).  Trot/dcm  der  Verein  unent- 
geltlich vermittelte,  Hess  —  bezeichnend  für  die  damaligen  An- 
schauungen —  die  Königliche  Kreisdirektion  den  besagten  Verein 
durch  die  Stadtpolizeidirektion  auf  die  Grenzen,  in  denen  er  steh 
zu  halten  habe,  ausdrücklich  hinweisen.  Der  Makler  verlangte 
sogar  eine  Geldentschädigung,  wurde  aber  damit  abgewiesen. 
Heute  wissen  alle  Arbeitsämter  von  den  unlautern  Konkurrenz- 
manövern der  Gesindevermieter  zu  erzählen.  Sie  verleumden  die  > 
Arbeitsnachweise,  »woselbst  —  da  alles,  was  nichts  koste,  auch 
nichts  wert  sei  —  nur  das  minderwertige  Gesinde  sich  ver* 
mittetn  lasse«,  fangen  die  Dienstboten  in  der  Nähe  dieser  Bureaux 
ab,  ja  dringen  selbst  in  die  Warteräume,  um  aus  diesen  die  Dienst- 
boten wegzuholen.  An  einzelnen  Plätzen  treiben  die  Gesindever- 
mieter ganz  raffinierte  Machenschaften.  Sie  senden  Mädchen  in 
die  Arbeitsnachweise  f  um  sich  zum  Schein  als  Arbeitssuchende 
eintragen  zu  lassen,  tatsächlich  aber  um  auf  diese  Weise  Adressen 
von  Dienstboten  suchenden  Herrschaften  zu  erlangen,  oder  sie 
nehmen  den  Mädchen  auf  der  Strasse  die  Zettel  weg,  die  An- 
weisungen auf  Stellen  enthalten,  mit  der  Behauptung,  diese  Stellen 
seien  nichts  wert,  sie  (die  Vermieterin)  könne  dem  Dienstboten 
einen  viel  besseren  Platz  besorgen.  Mit  den  auf  solche  Weise 
gewonnenen  Adressen  operiert  die  Verdingerin  folgendermassen : 


i)  Akten  de»  KgU  SSdu.  MinuteriuKM  des  Innen. 
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Sie  begibt  sich  in  die  Wohnungen  der  betr.  Herrschaften  und 
erbietet  sich  als  Helferin.  Sie  (die  Vermieterin)  habe  zufällig 
erfahren,  dass  Madame  X.  ein  Mädchen  suche,  durch  das  Ar- 
beitsamt werde  ilie  Hausfrau,  wenn  überhaupt,  so  doch  nur  ein 
minderwertiges  Madchen  bekommen  u,  s.  w.  Schliesshch  erhält 
die  Gesindevermieteiin  den  Auftrag,  ein  tüchtt<^cs  Mädchen  zu 
besorgen.  Sn  werden  die  Arbeitsnachweise,  die  berufen  sind,  den 
Schäden  der  gewerbsmas.sigen  Gesindevermietung  entgegenzu- 
wirken, noch  für  die  Zwecke  der  letzteren  ausgenutzt. 

VI.  Amtliche  s  t  a  t  i  s  t  i  s  c  Ii  e  Erhebungen.  Um 
für  die  Beurteilung  der  Zustände  auf  dem  Gebiete  der  Arbeits- 
vermittlung eine  möglichst  zuverlässige,  statistische  Grundlage  zu 
gewinnen,  ordneten  die  pre  u  ss  i  s  c  h  e  n  Mmister  für  Handel  und 
Gewerbe  und  des  Innern  durch  Erlass  vom  7.  März  1895  eine  Er- 
hebung über  die  gewerbsmässigen  Gesindevermieter  und  Stellen- 
vermittlcr,  sowie  über  die  sonstigen  Arbeits-  und  Stellennachweis- 
anstalten nach  dem  Stande  vom  31.  Dezember  1894  an.  In 
Sachsen  waren  schon  durch  Verordnung  des  Ministeriums  des 
Innern  vom  12.  A|jril  1894  statistische  Erhebungen  veranstaltet 
worden.  Das  Reichsamt  des  Innern  hatte  1895  angeregt«  auch 
in  andern  Bundesstaaten  ähnliche  Ermittlungen  vor7Amehmen,  In- 
folgedessen wurden  in  Bayern  durch  Mmisteriai- Erlass  vom 
9.  Mai  1S95  und  in  Baden  durch  Ministerial-Erlass  vom  7.  Jan. 
1896  gleichartige  Erhebungen  angeordnet. 

I.  Preussen.  Die  Ergebnisse  der  amtlichen  Erhebungen, 
die  sich  durch  Gründlichkeit  auszeichnen,  wurden  in  der  muster- 
giltigen  Abhandlung  »Die  Arbeitsvermittlung  in  Preussen  während 
des  Jahres  1894«,  in  amtlichem  Auftrage  bearbeitet  von  Georg 
i?7rrA  Regierungsrat  und  Mitglied  des  Kgl.  statistischen  Bureaus^ ), 
niedergelegt.  Der  Berichterstatter  hebt  hervor,  dass  die  statisti- 
schen Angaben  betreffend  Zahl  und  besondere  Verhältnisse  der 
gewerbsmässigen  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  in  vieler 
Beziehung  mangelhaft  seien  und  zunächst  der  Vollständigkeit  ent- 
behrten. Es  gebe  weit  mehr  gewerbsmässige  Vermittler,  als  die 
üebersichten  nachwiesen.  Auch  die  Ziüern  über  den  Umfang  der 
Vermittlungstätigkeit  seien  nicht  exakt,  wegen  der  unzuverlässi- 
gen Grundlagen  (Geschäftsbücher  der  Gesindevermieter  und  Stel« 
lenvermittier).   Nach  dieser  Zählung  befanden  sich  in  Preussen 


I)  Zeitschrift  des  Kgl.  preuis.  statistischen  Bmans,  Jahig.  1896. 
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52i6  Stellen  Vermittler,  von  denen  1646  weibliches  Gesinde  ein- 
schliesshch  Ammen  vennittelten ;  47  derartige  Unternehmer  ver- 
mittelten auch  numnliches  Gesinde,  meist  landwirtschaftliche  Ar- 
beiter. Obige  1646  Gesindevermieter  verteilten  sich  auf  die  ein- 
zelnen Provinzen  wie  folgt: 


Ostpreussen 

141 

[  Sachsen 

179 

Westpreiissen 

130 

1  Schleswig-Holstein 

76 

Stadtkreis  Berlin 

253 

Hannover 

82 

Brandenburg 

103  1 

Westfalen 

28 

Pommern 

59  ' 

'  Hessen-Nassau 

96 

Posen 

105    I  Rheinland 
195  HohenzoUern 

199 

Schlesien 

Von  sämtlichen  Stellenvermittlern  waren  3931,  also  volle  drei 
Viertel,  weiblichen  Geschlechts.  Die  Zahl  der  wegen  Verbrechens 
oder  Vergehens  vorbestraften  Vermittler  betrug  632,  also  fast  ein 
Achtel  der  Gesamtzahl.  Von  diesen  waren  233  männlichen  und 
399  weiblichen  Geschlechts.  Während  von  der  Gesamtzahl  der 
Vermittler  annähernd  der  8.  Teil  vorbestraft  war,  waren  es  von 
denjenigen,  welche  Beherbergung  oder  Beköstigung  gewährten, 
über  ein  Sechstel.  Die  unlautern  Personen  unter  den  Vermittlem 
geben  sich  also  verhältnismässig  häufig  mit  der  Beherbergung 
oder  Beköstigung  der  Stellensucher  ab. 

Bei  der  Gebühren-  sowie  bei  der  Kriminalitätsstetistik  der 
Stellenvermittler  sind  die  Zahlen  für  Gesindevermieter  nicht  spe- 
zialisiert, so  dass  der  Anteil,  den  dieSse  an  den  höchsten  Gebühren 
und  an  den  Vorbestrafungen  haben,  nicht  ersichtlich  ist. 

Die  Begleitberichte  der  Behörden  über  den  Geschäftsbetrieb, 
die  Zuverlässigkeit  und  die  Leistungen  der  gewerbsmässigen  Ge- 
sindevermieter und  Stellenvermittter  lauten  sehr  ungleich ,  im 
allgemeinen  für  den  Westen  und  die  kleineren  Städte  günstiger 
als  für  den  Osten  und  die  grossen  Städte.  Der  Mitteilung,  dass 
jener  Erwerbszweig  sich  vorzugsweise  in  den  Händen  zuverlässiger 
Personen,  meist  älterer,  ehrbarer  Frauen  befinde,  bei  welchen 
insbesondere  die  zahlreichen  weiblichen  Stellensucher  viel  zweck- 
mässiger beherbergt  und  beköstigt  werden  könnten  als  in  Gast- 
wirtschaften, steht  aus  andern  Bezirken  die  Meldung  entgegen, 
dass  zahlreiche  unlautere  Elemente  in  der  Stellenvermittlung  wirk- 
ten, welche  im  Interesse  ihrer  Einnahme  aus  Gebuhren  häufig  un- 
erfahrene Personen  unter  Vorspiegelung  trügerischer  Aussichten 
zu  leichtfertigem  Stellenwechsel  veranlassten,  zu  Kontraktbruch 

ZdtMbrift  für  di«  gcc.  SmtiwiMcateh.   ErgiüiivBfihert  iO.  ^ 

f 
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anstifteten,  beide  Teile  durch  zu  hohe  Gebühren  und  sonstige 
Forderungen,  die  Stellensucher  auch  durch  langes  Hinhalten  und 
zu  hohe  Preise  bei  Beherbergung  und  Beköstigung  ausbeuteten, 
endlich  weibliche  Stellensucher  zur  Unsittlichkeit  verleiteten.  Beim 
grossstädtischen  Gesinde  soll  es  stellenweise  sogar  üblich  sein, 
dass  die  Gesinde  Vermieter  ausser  der  bei  der  Slellcnvermittlung 
zu  zahlenden  Gebühr  noch  vierteljährig  fortlautende,  tributähnliche 
Zahlungen  von  den  Dienstherrschaften  einfordern  und  sie  auch 
erhalten,  weil  befürchtet  wird,  dass  sie  sonst  das  Gesinde  zum 
Stellenwechsel  veranlassen. 

Den  Schluss  dieses  amtlichen  Berichts  bilden  Vorschläge  zur 
Abhilfe  der  bestehenden  Missstände  —  durch  die  neuere  Gesetz* 
gebung  überholt  und  gegenstandslos  geworden.  Die  kommunalen 
Arbeitsnachweise  waren  damals  erst  im  Entstehen  begriffen. 

2.  Bayern.  Die  Zahl  der  im  Lande  befindlichen  gewerbs- 
mässigen Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  betrug  nach  dem 
amtlichen  Bericht  über  >Die  Arbeitsvermitthmg  in  Bayern  nach 
dem  Stande  am  Schlüsse  des  Jahres  1894«  ^)  877,  davon  waren 
722  weiblichen  Geschlechts.  Wegen  Verbrechen  oder  Vergehen 
vorbestraft  waren  94  =  10,7  Proz.  466  =  53  Proz.  vermittelten 
weibliche  Dienstboten  und  Ammen,  447  =s  51  Proz.  männliches 
und  weibliches  Gesinde.  Von  ersteren  entfielen  352  auf  die  grös- 
seren Städte,  134  auf  die  Landbeztrke,  von  letzteren  128  auf  die 
grösseren  Städte,  319  auf  die  Landbezirke.  Bei  86  Vermittlern 
waren  für  Vermittlung  von  Dienstboten  zu  zahlen 

bd  einem  Monfttslohn  von  10  M.  oder  Jahrealohn  anier  f  so  M.   .   .   .   a  HL 

»  •  ►    10— I5M.  oH.       >          von  I30— iSo  M.  .     .     5  » 

»      »         »  »  15— ao  *    >      »         »    ijjo — 340  f  .   .   6  > 

Ausserdem  Einschreibgebühr  für  Dienstherrschaften  f  Mk. ,  fiir 
weibliche  Dienstboten  50  Pfg. 

Aus  den  Berichten  über  die  Zustände  im  Gesindevermittlungs^ 
wesen  ist  hervorzuheben: 

Mehrere  Gestndevermieterinnen  strebten  die  Einführung  eines 
neuen  Ortsgebrauchs  an,  wonach  weiblichen  Dienstboten  auch 
ohne  ausdrückliche  Vereinbarung  erlaubt  sein  soll»  in  den  ersten  * 
3  Tagen  nach  dem  Dienstantritt  den  Dienst  zu  verlassen,  wenn 
er  ihnen  nicht  zusagt.  Diesem  Streben  lag  die  Absicht  zu  Grunde, 
die  Gelegenheit  zur  Vermittlung  zu  vermehren,  Gesindevermie" 


i)  Zeitschrift  des  Kgl.  bayrischen  statisiiselieii  Bureaus,  a8.  Jahrg.  1896. 
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terinnen  beherbergen  steltensuchende  weibliche  Personen  öfters 
in  grösserer  Anzahl,  bis  ein  Dienstverhältnis  vermittelt  wird,  ohne 
jedoch  hierfür  genügende  Unterkunftsgelegenheit  zu  haben.  So 
beherbergte  eine  Magdverdingerin  zuweilen  5 — 6  Dienstmädchen 
in  3  Betten,  teilweise  schliefen  die  Mädchen  auf  dem  Fussboden. 
Um  möglichst  viel  Kost«  und  Schlafgeld  zu  verdienen,  schieben 
solche  Verdingerinnen  die  Vermittlung  der  Stelle  tunlichst  hin* 
aus,  veranlassen  die  Dienstmägde  zur  Aufzehrung  etwaiger  Bar- 
mittel, namentlich  durch  Besuch  von  Wirtshäusern  und  Tanz- 
lokalen, wobei  die  Verdingerinnen  auf  Kosten  der  Stellensucher 
Gesellschaft  leisten.  Auf  diese  Weise  mehren  sich  die  Schulden 
für  Kost  und  Wohnung,  und  die  Dienstboten  geraten  in  völlige 
Abhän(;igkeit  von  den  Verdingerinnen.  Endlich  wird  erwähnt, 
dass  den  meisten  der  gewerbsmässigen  Vermittler  die  nöt^e  Ge- 
schäftsgewandtheit abgehe. 

3.  Sachsen.  Ueber  die  amtlichen  Erhebungen  in  Sachsen 
verbreitet  sich  der  Geh.  Regierungsrat  Prof.  Dr.  K  B'okmert  in 
einem  Aufsatz  »Zur  Statistik  der  Arbeitslosigkeit,  der  Arbeitsver- 
mittlung und  der  Arbcitslosenversicherungc  Der  Schwerpunkt 
der  Arbeit  liegt  auf  allgemein  volkswirtschaftlichem  Gebtete  und 
in  deskriptiver  Darstellung  der  gemeinnützigen  und  karitativen 
Arbeitsnachweise  des  Königreichs.  301  Ortschaften  Sachsens  mit 
mehr  als  2000  Einwohner  hatten  damals  überhaupt  keinen  Ar- 
beitsnachweis. Spezielle  Angaben  über  die  gewerbsmässigen  Ge- 
sindevermieter  enthält  die  erwähnte  Abhandlung  nicht. 

4.  B  a  d  e  n.  Die  badische  Enquete  hat  sich  ziemlich  streng 
an  die  preussischen  Erhebungen  gehalten.  Das  Ergebnis  ist  vom 
Grossh.  statistischen  Landesamt  unter  dem  Titel  »Die  gewerbs- 
mässii^cn  und  nicht  gewerbsmässigen  Einrichtungen  für  Arbeits- 
nachweis iiTi  Grosslierzogtuni  Baden  in  den  Jahren  i.'^94  und  1895 
untl  die  weitere  KntwicklunL,^  der  lel/leren  1890  und  KS97«.  pubh- 
ziert  worden  Danach  belief  sicli  die  Zahl  der  im  Grossherzo«^- 
tum  vorhandenen  gewerbsmässigen  Gesindevermieter  und  Stel- 
lenvermittler Ende  i!S94  auf  241,  Ende  1895  auf  247  Personen, 
Ausschliesslich  weibliches  Gebinde  vermillellen  40  be/w.  41  Stcl- 
lenvermilller,  ausschliesslich  männhches  Gesinde  2  und  männliches 
und  weibliches  Gesinde  9  bezw.  10  Stellenvermittler.    In  14  fast 

1)  Zeitschrift  des  Kg),  ilchsischen  statistischen  Bureaus,  40.  Jahrg.  1894. 
3)  Statistische  MiUcilungea  über  da«  Grouhenogtum  Baden,  Bd.  XIV,  Jahrg. 
1897,  Nr.  3. 
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rein  ländlichen  Amtsbezirken  gab  es  Uberhaupt  keine  Stellenver- 
mittler.  Mehr  als  die  Hälfte  aller  gewerbsmässigen  Stellenver- 
mittler, 136  bezw.  157,  wurden  in  den  4  Amtsbezirken  mit  den 

4  grössten  Städten  ermittelt.  Fast  '/«  der  Stellenvermittler  ge- 
hörten dem  weiblichen  Geschlecht  an,  und  rund  67  Proz.  dieser 
Gewerbetreibenden  übten  ihre  Tätigkeit  nur  nebenberuflich  aus. 
Abweichend  von  der  preussischen  Enquete  sind  in  Baden  die  Ge- 
bührentarife fUr  die  einzelnen  Berufsgruppen  spezialisiert  zur  Dar* 
Stellung  gebracht.  So  betrug  die  Vermittlungsgebühr  für  ein 
Dienstmädchen  in  Mannheim  (Mindestsatz)  2  Mk.,  Karlsruhe  1  bis 
6  Mk.,  Freiburg  1^2  Mk.,  auch  2  Proz.  des  Jahreslohns,  Heidel- 
berg 1—2  Mk..  Lahr  1—3  Mk. 

Ob  die  Gebühr  von  Herrschaft  und  Gesinde  zugleich  oder 
nur  von  einem  Teil  erhoben  wird,  ist  meist  nicht  ersichtlich.  In 
den  meisten  Tarifen  ist  durch  Aufstellung  einer  grossen  Anzahl 
von  besonderen  Bezeichnungen  für  dieselben  oder  doch  nahezu 
gleichartigen  Berufstätigen  ein  zu  grosser  Spielraum  für  die  Ge- 
bührenerhebung gewährt.  So  werden  in  einem  und  demselben 
Tarif  für  eine  »Köchint  2  Mk.,  dagegen  für  eine  »perfekte  Köchin« 

5  Mk.  verlangt.  Der  Nachweis  einer  Stelle  für  eine  »Köchin 
I.  Rängest  kostet  8  Mk.,  ßir  eine  3.  Ranges  3  Mk.  Die  meisten 
Gebührentarife  haben  Maximal'  und  Minimalsätze.  Enorm  hohe 
Gebühren  wurden  festgestellt  t.  B.  für  ein  Küchenmädchen  i  bis 
10  Mk.,  für  eine  Haushälterin  4—20  Mk.,  für  einen  Dienstboten 
nach  Ausweis  eines  Tarifs  in  Karlsruhe  10  Proz.  des  Jahreslohns. 
Bei  80  Proz.  aller  Stellenvermittler  wurden  die  Gebühren  von 
beiden  Teilen  (Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber)  erhoben.  Etwa 
10  Proz.  aller  gewerbsmässigen  Stellenvermittler  hatten  Vorstrafen 
aufzuweisen. 

Wie  ans  den  Begleitberichten  der  Bezirksämter 
hervorgeht,  kommen  die  meisten  Klagen  über  Missstände  der 
gewerbsmässigen  Stellenvermittlung  aus  den  grösseren  Städten. 
Es  besteht  bei  manchen,  besonders  weiblichen  Stellenvermitttem 
begründeter  Verdacht,  dass  die  Stellenvermittler  die  Arbeitsuchen- 
den durch  Kreditgewährung  in  drückende  Abhängigkeit  zu  bringen 
suchen  oder  in  der  Absicht,  sich  weitere  Gebühren  zu  verschaffen, 
dieselben  zu  unnötigem  Stellenwechsel  veranlassen.  In  mehreren 
Fällen  sind  weibliche  Stellenvermittlerinnen,  die  Herberge  und  zu- 
gleich Nachllreiheit  gewährten,  wegen  Kuppelei  bestraft  worden. 
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lU. 

Die  rechtliche  Regelung  des  Oesindevennieter- 

Gewerbes. 

I.  Die  Zeit  vor  der  Reichsgewerbeordnung. 
Die  gewerbsmässige  Gesindevertnietung  war  fast  nirgends  ein 
völlig  freies  Gewerbe.  In  den  Städten  —  das  Land  kam  meist 
nicht  in  Betracht  —  wurde  es  schon  früh  an  Konzession  gebun- 
den und  die  Bestimmungen  darüber  gewöhnlich  in  Magistratsver* 
Ordnungen  erlassen.  Der  Gewerbebetrieb  selbst  hat  immer  unter 
der  Kontrolle  der  städtischen  Obrigkeit  gestanden. 

Vorschriften  über  Zulassung  zu  diesem  Gewerbebetrieb  und 
über  die  Pflichten  der  Gesindemäkler  traf  das  Allgemeine 
Preussische  Landrecht  vom  5.  Februar  1794  in  den 
|§  15 — 30.  Danach  mussten  die  Gesinde  Vermieter  eine  gewisse 
Garantie  für  die  Eigenschaften  des  Gesindes  übernehmen  und 
konnten  sogar  zivilrechtlich  haftbar  gemacht  werden  fiir  den 
Schaden,  den  untaugliches  oder  untreues  Gesinde  verursacht 
hatte,  das  sie  wider  besseres  Wissen  als  brauchbar  oder  zuver- 
lässig empfohlen  hatten.  Verleitung  zum  Kontraktbruch  wurde 
mit  2 — 5  Taler  Geld-  oder  verhältnismässiger  Gefängnisstrafe, 
im  Wiederholungsfalle  ausserdem  mit  Konzessionsentziehung  ge- 
ahndet. Die  Bestellung  der  Gesindemäkler  blieb  der  Ortsobrig- 
keit, die  Bestimmung  des  Mäklerlohns  den  Polizei-  und  Gesinde- 
ordnungen jedes  Orts  vorbehalten. 

Dieselben  Grundsätze  finden  sich  in  den  Gesindeord- 
nungen von  1810  und  von  1844,  die  ja  unter  den  16  preussi- 
sehen  Gesindeordnungen  den  weitaus  grössten  Geltungsbezirk 
haben.  Die  Gesindeordnung  für  sämtliche  Provinzen  der  preus- 
siscfaen  Monarchie  vom  8.  November  1810  13—21)  verschärft 
noch  die  Strafbestimmung  betr.  Verleitung  /.um  Kontraktbruch, 


Digitized  by  Google 


-   38  - 


indem  die  Strafe  aiil  5—10  Taler  festgesetzt  wird.  Der  Passus 
des  Allg.  dass  die  Makler  für  den  Schaden,  verursacht  durch 

Gesinde,  das  sie  wider  besseres  Wissen  als  brauchbar  und  zuver- 
verlässi^r  empfohlen  haben,  seihst  haften  müssen,  wurde  noch 
durch  folgende  Bestimmung  des  §  20  verschärft:  »Ausserdem 
verwirken  sie  dadurch,  es  mag  Schaden  geschehen  sein  oder 
nicht,  für  das  erstemal  5 — 10  Taler  Geld-  oder  verhältnismäs- 
sige Gefängnisstrafe  und  werden  im  Wiederholungsfälle  von  dem 
ferneren  Betriebe  des  Mäklergewerbes  ausgeschlossen.  Diese  Aus- 
schliessung findet  selbst  bei  dem  erstenmale  statt,  wenn  sie  den 
Schaden  zu  ersetzen  unvermögend  sind^.  In  kürzerer  Fassung 
bestimmt  ungefähr  dasselbe  die  Gesindeordnung  für  die  Rhein> 
provinz  vom  19.  August  1844  (ij^  6.  7). 

Die  Konzessionspflicht  für  die  Gesindevermieter  war  in  ziem- 
lich allen  Gewerbegesetzen  der  deutschen  Einzel- 
staaten statuiert.  In  den  Motiven  zu  §  34  des  Regierungs- 
entwurfs zur  Gewerbeordnung  des  Norddeutschen  Bundes  ')  findet 
sich  eine  Uebersicht  der  Gesetzgebung  der  Einzelstaaten  über  die 
stehenden  Gewerbe,  welche  einer  besonderen  Genehmigung  bedür- 
fen. Danach  durften  in  Preussen  (g  51  der  Allgemeinen  Gewerbe- 
ordnung für  die  preussische  Monarchie  vom  17.  Jan.  1845) 
Schäfte  der  Gesindevennieter  nur  von  denjenigen  Personen  betrie* 
ben  werden,  weiche  als  solche  von  den  verfassungsmässig  dazu  be- 
fugten Staats-  oder  Kommunalbehörden  oder  Korporationen  ange- 
stellt oder  konzessioniert  sind.  In  Frankfu  r t  a.  M.  unterlag  das  Ver> 
dingen  von  Dienstboten  der  Konzessionspflicht.  Die  Konzession 
konnte  entzogen  werden,  sobald  die  Unrichtigkeit  der  vom  Nach- 
suchenden gemachten  Angaben,  auf  Grund  deren  die  Konzes« 
sion  erteilt  war,  dargetan  wurde,  oder  der  Inhaber  den  über  die 
Art  des  Betriebes  seines  Gewerbes  erlassenen  Verordnungen  oder 
den  Konzessionsbedingungen  nicht  nachkam  und  dieserhalb  wie- 
derholt amtlich  verwarnt  worden  war,  sowie  infolge  eines  rich- 
terlichen Erkenntnisses,  durch  welches  der  Gewerbebetrieb  dem 
Konzessionär  untersagt  worden  war.  Das  Gewerbegesetz  fUr  das 
Königreich  Sachsen  vom  15.  Oktober  1861  zählte  im  §  8  zu 
den  konzessionspfltchtigen  Gewerben  auch  das  der  Gesindemäkler. 
In  den  thüringischen  Staaten  waren  die  Gesindemäkler 
in  einzelnen  Gewerbeordnungen  (Sachsen>Weimar,  beiden  Reuss) 

l)  Stenogr.  Berichte  über  die  Verhandlungen  de%  Reichstags  de»  Norddeutschen 
Bandes,  1.  Legis!  aiurperioile,  Scss.  1869,  3.  Bd.,  S,  119  £ 
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Dicht  besonders  aufgefObit.  Das  Gewerbegesetz  des  Herzogtums 
Braunschweig  bexeichaete  als  konzesstonspflichtig  den  Ge- 
schäftsbetrieb der  Makler  und  Kommissionäre.  Vermutlich  waren 
in  der  ersteren  Kategorie  auch  die  Gesindevermieter  inbegriffen. 
Nach  dem  Gewerbegesets  für  das  C^ossherzogtum  Olden- 
burg »waren  die  bestehenden  besonderen  Bestimmungen  vor- 
behalten für  Gesindemäkler«.  In  Anhalt  unterlagen  der  poli- 
zeilichen Genehmigung  die  Mäkler^  in  W  a  1  d  e  c  k  war  das  Mäk* 
lergewerbe  konzessionspflichtig.  Im  Lübecker  Gewerbegesetz 
vom  5.  Oktober  1866  hiess  es:  Unter  polizeilicher  Kontrolle  stehen 
die  Gesindemäkler.  Das  Hamburgische  Gewerbegesetz  vom 
7.  Januar  1864  nennt  als  »Gewerbe ,  deren  Ausübung  polizei- 
licher Erlaubnis  bedarf  und  unter  polizeilicher  Kontrolle  steht, 
Nachweisungskomptoire  (Gesindevermieter):  Die  Zahl  derselben 
ist  beschränkte. 

2.  Die  Gewerbeordnung  von  1868/9.  Die  Gewerbe« 
gesetzgebung  von  1869  räumte  mit  den  meisten  Konzessionsbe- 
schränkungen früherer  Gewerbegesetze  auf.  Auch  die  Gesinde- 
vermittlung  wurde  beinahe  als  freies  Gewerbe  erklärt  oder  doch 
nur  so  minimalen  Beschränkungen  unterworfen,  dass  dadurch  un- 
solide Elemente  nicht  ferngehalten  werden  konnten. 

Der  Regieruttgsentwurf  der  Gewerbeordnung  (ur  den  Nord- 
deutschen Bund  vom  7.  April  1868*)  lehnte  sich  an  die 
preussische  Gewerbeordnung  vom  17.  Januar  1845  und  wollte 
die  landesgesetzlich  festgesetzte  Konzessionspflicht  dieses  Ge- 
werbes erhalten.  §  33  bestimmte  daher,  dass  den  Gesindever- 
mietem,  soweit  die  Landesgesetze  solches  vorschreiben,  der  Be- 
ginn des  Gewerbebetriebes  erst  dann  zu  gestatten  sei ,  wenn  sie 
sich  über  ihre  Zuverlässigkeit  in  Beziehung  auf  den  beabsichtig- 
ten Gewerbebetrieb  ausgewiesen  hätten. 

Die  Motive^)  besagten  hicr/u  kurz:  -Für  die  in  den  iji;  33 
bis  36  aufgeführten  Gewerbe  ist  die  ICntscheidun^'  der  Fra^^e,  ob 
sie  in  dem  betreffenden  Staat  konzessionspflichtij^  .>ind,  den  Lan- 
desycsetzen  vorbehalten,  weil  in  dieser  Hinsicht  das  pral-;tische 
Bedürfnis  nicht  nur  nach  Landern,  sondern  selbst  nach  Orten 
verschieden  sein  kann  und  verschieden  ist.  Dem  grossen  Prinzip 
der  gewerblichen  Freizügigkeit  kann  es  aber  um  so  weniger  Ein- 

1)  Stcnogr.  Berichte  der  Verhandlungen  des  Reichstags  des  N«rdclent*e1>en  Buidcit 

L  Legislalorperiode,  2,  Session  1868,  2.  Bd.  S.  in  IT. 

2)  Stesogr.  Ber.  d.  Reichstags  d.  Nordd.  Bundes»  1868,  2.  Bd.  ü.  i2ö. 
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trag  tun,  wenn  man  hier  den  lokalen  Bedürfiiissen  freien  Spiel- 
raum lässt,  ab  es  in  der  Natur  der  Sache  liegt,  dass  die  hier  als 
erforderlich  bezeichnete  Erlaubnis  bei  einer  Veränderung  des 
Wohnsitzes  von  neuem  erforderlich  ist«. 

Nach  §  35  erhielten  die  Zentralbehörden  die  Befugnis,  die 
Vorschriften  über  den  Betrieb  der  im  §  33  genannten  Gewerbe 
aufzuheben,  abzuändern,  zu  ergänzen  und  da,  wo  solche  Vor* 
Schriften  nicht  bestehen,  solche  zu  erlassen. 

Der  ganze  Entwurf  scheiterte,  und  es  kam  zunächst  nur  das 
sog.  Notgewerbegesetz  vom  8.  Juli  1868  zu  stände, 
das  keine  Bestimmungen  über  das  Gewerbe  der  Gesindevermieter 
enthielt. 

Am  4.  März  1869  gelangte  ein  neuer  Regierungs- 
entwurf') an  den  Reichstag.  Die  oben  erwähnten  Bestim> 
mungen  des  §  33  finden  sich  im  §  34,  Abs.  2,  jedoch  hat  der 
§  34  eine  andere  Form  erhalten.  Es  heisst  eingangs :  »Die  Lan- 
desgesetze  können  vorschreiben«  und  Abs.  2,  »dass  die  Gesinde^ 
Vermieter  ihre  Zuverlässigkeit  in  Beziehung  auf  den  beabsich- 
tigten Gewerbebetrieb  vor  Beginn  des  letzteren  der  Polizeibehörde 
nachzuweisen  haben«. 

Die  Motive  zu  §  34  besagen:  »Eine  Rückwirkung  auf  die 
landesgesetzlichen  Bestimmungen  über  die  Konzessionierung  wird 
bei  den  unter  i  und  2  aufgeführten  Gewerben  dadurch  herbei- 
geführt, dass  die  persönliche  Zuverlässigkeit  als  einzige  Bedingung 
namhaft  gemacht,  die  Bedürfnisfrage  und  andere  ähnliche  Rück- 
sichten also  ausgeschlossen  sind.  Die  Fassung  ist  in  dieser  Be- 
ziehung gegenüber  der  des  vorjährigen  Entwurfs  eine  präzisere 
geworden«. 

Speziell  über  die  Gesindevermteter  bemerkt  Z.  5:  »Gesinde- 
vermieter sind  ziemlich  nach  allen  Gewerbegesetzen  konzessions< 
pflichtig,  weil  das  Gewerbe,  namentlich  in  grossen  Städten  ein 
besonderes  Vertrauen  des  Publikums  in  Anspruch  nimmt  und 
leicht  zum  sittlichen  Nachteil  der  Dienstboten  missbraucht  wer- 
den kann«.  Die  Befugnis  der  Zentralbehörden  im  §  35  ist  bei- 
behalten. Neu  eingefügt  ist  ein  §  37,  nach  dem  die  in  den  ^§  39 
bis  33  und  im  §  34  erwähnten  Approbationen  und  Genehmigun- 
gen unter  <^ewissen  W^rbehalten  un widerrullich  sind. 

Die  parlamenlarische  Behandlung   dieser  Beäümnmngcu  war 


I)  Steoogr.  Berichte  des  Nordd.  Reichstags  1869,  3.  Bd.  S.  94  R. 


bigiiized  by  Google 


—   41  — 

dürftig,  da  sie  eben  ein  kleiner  Teil  einer  gross  angelegten  Ge^ 
setzesvorlage  mit  viel  umstrittenen  Bestandteilen  waren.  In  der 
zweiten  Lesung  fiel  der  §  34  der  Regierungsvorlage,  soweit  er 
die  Gesindevermieter  Beschränkungen  unterwarf,  infolge  eines 
Antrages  Rut^e-v.  Hennig  Dementsprechend  erledigten  sich 
die  vom  §  34  abhängigen  Bestimmungen  der  §§  35  und  37. 
Die  Beschränkungen  des  Gewerbebetriebs  der  Gesindevermieter» 
die  abgelehnt  worden  waren,  weil  man  an  Stelle  der  partikular- 
rechtlichen  Konzessionierungen  bundesrechtliche  Bestimmungen 
hatte  schaffen  wollen,  wurden  aber  in  der  dritten  Lesung  wie- 
derhergestellt. Die  Abgg,  Dr.  Friedenthal  und  Genossen  brach- 
ten ein  Amendement  §  3la>)  ein,  welches  im  Abs.  3  lautete: 
Das  Geschäft  eines  Gesindevermieters  kann  demjenigen  unter- 
sagt  werden,  welcher  wegen  Verbrechen  oder  wegen  Vergehen 
gegen  die  Sittlichkeit,  gegen  das  Eigentum  oder  aus  Gewinn- 
sucht bestraft  worden  ist.  und  im  Abs.  4:  Personen,  welche  ein  iti 
diesem  Paragraphen  bezeichnetes  Gewerbe  beginnen,  haben  bei 
Fährung  ihres  Gewerbebetriebs  der  zuständigen  Behörde  hiervon 
Anzeige  zu  machen. 

Bei  der  Beratung  empfahl  der  Präsident  des  Bundeskanzler- 
amts Delbrück  dringend  diese  materielle  Aenderung  der  Be- 
schlüsse der  zweiten  Lesung  und  föhrte  hierzu  wörtlich  aus  »Die 
Gesichtspunkte,  welche  in  der  zweiten  Lesung  dahin  gefuhrt  ha- 
ben, die  in  dem  §  31  a  zusammengefassten  Bestimmungen  zu 
treffen,  welche  den  Zweck  haben,  von  dem  Betriebe  Personen 
auszuschliessen,  die  sich  Vergehungen  gegen  die  Gesetze  haben 
zu  Schulden  kommen  lassen,  welche  die  gerichtliche  Bestrafung 
nach  sich  gezogen  haben,  treffen  bei  den  Gesindevermietern 
vollkommen  zu.  Es  ist  hierbei  namentlich  an  die  Vermieter 
von  weiblichem  Gesinde  zu  denken,  und  es  liegt  nahe,  dass  das 
Geschäft  des  Vermieters  von  weiblichem  Gesinde  zu  mancheriei 
schweren  Missbräuchen  fUhren  kann,  wenn  es  in  den  Händen  von 
Personen  ist,  welche  wegen  Verbrechen  oder  Vergehen  gegen  die 
Sittlichkeit  bestraft  sind.  Es  liegt  ferner  nahe,  und  es  liegen  da- 
für genügende  Erfahrungen  vor,  dass  dieses  Geschäft  ganz  allge- 
gemetn  dafür  gemissbraucht  werden  kann,  den  Dienstboten  Geld 
abzuschwindeln,  und  auch  deshalb  muss  dieses  Gewerbe  den* 

1)  Norddeutscher  Reichstaf,'  1869,  Anlagen  Nr.  86. 

2)  Norddeutscher  Keiclu>ta^  1S69,  Anlagen  Nr.  224. 

3)  Norddeuucher  Reichstag  1869,  Sten.  lier.  S.  1087. 
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jeni<^en  untcrsapjt  werden  koiTicn  ,  welche  wegen  Betruges  oder 
wegiMi  Verbrechens  gc-i^en  das  Eigentum  bestraft  sind*. 

Der  Reichstag  nahm  das  Amendement  l'ritdeHthal  mit 
einem  Sousamcndement  des  Abg.  Dr.  Frosch  an  .  welches  vor- 
schlug ,  an  Stelle  des  Abs.  3  im  Amendement  Friedenthal  zu 
setzen,  »weiche  wegen  aus  Gewinnsucht  begangener  Vergehen 
gegen  das  Eigentum«  u.  s.  w.  bestraft  worden  sind.  Nach 
dem  Vorschlage  der  Abgg.  Runge  und  Genossen  wurde  dem  32 
folgende  Fassung  gegeben:  Die  Zentralbehörden  sind  belügt, 
Vorschriften  darüber  zu  erlassen,  in  welcher  Weise  die  in  dem 
§31  Abs.  3  venteichneten  Gewerbetreibenden  ihre  Bücher  ZU 
fuhren,  und  welcher  polizeilichen  Kontrolle  über  den  Umfang  und 
die  Art  ihres  Geschäftsbetriebs  sie  sich  zu  unterwerfen  haben. 

Aus  der  Zusammenstellung  der  Beschlüsse  der  dritten  Be* 
ratung')  geht  hervor,  dass  nunmehr  der  §  31  a  Abs,  3  unter 
§  35»  <ler  §  32  unter  §  38  rubriziert  ist.  Nach  §  40  ist  wegen 
Untersagung  des  Gewerbebetriebs  der  Rekurs  zulässig.  Nach 
§  148  Abs.  4  wird  mit  Geldbusse  bis  zu  30  Taler  und  im  Fall 
des  Unvermögens  mit  Gefängnisstrafe  bis  zu  4  Wochen  bestraft, 
wer  der  nach  §  35  gegen  ihn  ergangenen  Untersagung  eines  Ge- 
werbebetriebs zuwider  handelt  oder  die  in  §  35  vorgeschriebene 
Anzeige  unterlässt. 

Das  Gesetz  wurde  als  »Gewerbeordnung  für  den  Norddeut- 
schen Bund«  unter  dem  21.  Juni  1S69  verößentlicht 

Von  der  im  §  38  den  Zentralbehörden,  d.  h.  den  Ministe- 
rien der  Einzelstaaten,  namens  des  Bundes  erteilten  Befugnis 
machte  Sachsen  in  der  Ausführungsverordnung  zur  Gewerbe- 
ordnung vom  16.  September  1869  Gebrauch. 

§  24  gab  folgende  zum  Teil  aus  der  Ausführungsverord- 
nung  zu  seinem  Gewerbegesetz  von  1861  übernommenen  Vor- 
schriften : 

»Die  Gesindevermieter  etc.  sind  gehalten,  ordentliche  Bü- 
cher zu  führen,  aus  welchen  deutlich  zu  ersehen  ist,  welche  Art 
von  Geschäften  und  mit  welchen  Personen,  in  welcher  Weise  und 
gegen  welche  Gebühren  von  ihnen  ausgeführt  worden  sind.  Der 
Polizeibehörde  darf  die  Einsicht  in  die  Bücher  nicht  verweigert 
werden.  Doch  hat  sie  von  dieser  Ermächtigung  nur  dann  Ge- 
brauch zu  machen,  wenn  Beschwerden  oder  sonst  erhebliche 

1)  Norddeutscher  ReidMUg,  1869.  Diucks.  Nr.  136. 

2)  B.G.BL  345. 
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Gründe  zu  dem  Verdacht  vorgekommener  Unregelmässigkeiten 
vorliegen.  Bis  zur  Erlassung  allgemeiner  Vorschriften  in  Bezug 
auf  die  zweckentsprecliende  Einrichtung  und  Führun^^  der  Bücher 
und  die  polizeiliche  Kontrolle  über  den  Umfang  und  die  Arl  des 
Geschäftsbetriebs  der  betr.  Gewerbetreibenden  überhaupt  bleiben 
die  dicsfallsigen  Bestimmungen  der  bestehenden  örtlichen  Regu- 
lative in  Geltung.« 

Diese  Bestimmungen  sind  grösstenteils  in  die  Verordnung 
vom  28.  März  1892«  die  Ausführung  der  Gewerbeordnung  fikr  das 
deutsche  Reich  betreffend,  ubergegangen. 

In  Preussen  hatte  steh  laut  Zirkularverfögung  des  Mini- 
sters für  Handel,  Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten,  betr.  das 
Gewerbe  der  Gesindevermieter  vom  23.  Juni  1870,  in  dem  über- 
wiegend grösseren  Teile  der  Monarchie  ein  Bedürfnis  zum  Er^ 
lass  besonderer  Kontrollvorschriften  nicht  herausgestellt.  Demge* 
mäss,  sagt  die  Verfügung,  > bleibt  das  Gewerbe,  wo  nach  dem  Er- 
messen der  kgl.  Regierung  auch  ohne  spezielle  KontroUmassregeln 
ein  die  Interessen  der  Sittlichkeit  gefährdender  Geschäftsbetrieb 
nicht  zu  befürchten  steht,  in  Zukunft  nur  denjenigen  Beschrän- 
kungen unterworfen,  welche  durch  die  G.O.  selbst  vorgeschrie- 
ben sind«. 

In  Bayern,  wo  seither  Art.  1 53  des  PoKStr.G.B.  vom 
26.  Dez.  1871  galt,  nach  dem  an  Geld  bis  zu  50  Talern  be- 
straft wurde,  »wer  ohne  die  nach  ortspolizeilicher  Vorschrift  er- 
forderliche Bewilligung  sich  mit  der  Verdingung  von  Dienstboten 
gewerbsmässig  befasst  oder  den  für  das  Geschäft  gegebenen  orts- 
polizeilichen Vorschriften  zuwider  handelt«  —  wurden  erst  7  Jahre 
nach  der  Ausdehnung  der  G.O.  auf  Bayern  auf  Grund  des  §  58 
Bestimmungen  getroffen.  Sie  sind  erlassen  durch  Bekanntmachung 
des  Kgl.  bayrischen  Ministeriums  des  Innern  vom  28.  Juli 
1879')  und  enthalten  Vorschriften  über  Führung  der  Geschäfts- 
bücher, Aufstellung  eines  Gebührentarifs,  der  In  zwei  gleichlauten- 
den Exemplaren  der  Polizeibehörde  einzureichen  ist,  von  denen 
das  eine  im  Besitz  der  Behörde  bleibt,  während  das  andere  von 
ihr  gestempelt  dem  Gesindevermieter  zurückzugeben  und  von 
diesem-  in  seinem  Geschäftslokal  an  einer  leicht  in  die  Augen  fal- 
lenden Stelle  anzuschlagen  ist.  Die  in  dem  Tarif  bestimmten 
Sätze  dürfen  nicht  überschritten  werden.   Die  Verordnung  sta* 

1)  G.V.B1.  S.  709. 
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tuiert  Anzeigepflicht  bei  der  Wahl  und  Veränderung  des  Gescbäfts- 
lokals  und  bestimmt  unter  Z.  7:  »Jeder  Gesindevermieter  ist 
verpflichtet,  die  Polizeibehörden  und  deren  Vollzugsorgane  jeder- 
zeit in  seine  Geschäftsräume  einzulassen,  denselben  die  von  ihm 
geführten  Bücher,  sowie  die  in  seiner  Verwahrung  befindlichen 
Legitimationspapiere  und  Zeugnisse  der  dienstsuchenden  Personen 
vorzuzeigen  und  ihnen  auf  Verlangen  Auskunft  über  seine  Ge- 
schäftsführung zu  erteilen«.  Im  übrigen  bleibt  es  den  Ortspoti- 
zeibehörden  unbenommen»  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesindever- 
mieter auf  Grund  des  Art,  153  PoLStr.G.B.  zu  regeln.  Die 
bayrischen  Bestimmungen  sind  die  gründlichsten.  Sie  gehen  noch 
etwas  weiter  als  die  schon  ein  Jahr  früher,  am  18.  August  1878 
in  Württemberg  vom  Ministerium  des  Innern  erlassenen  Vor- 
schriften    mit  welchen  sie  sich  in  der  Hauptsache  decken. 

3.  Die  Gewerbeordnungsnovellen  von  1881 
bis  1883.  Wenige  Jahre,  nachdem  die  Gewerbeordnung  von 
1869  ihr  Geltungsgebiet  auf  die  süddeutschen  Staaten  ausgedehnt 
hatte,  trat  das  Bedürfnis  nach  Verschärfung  der  Bestimmungen 
über  die  Gesindevermieter  hervor. 

Unterm  19.  April  1881  wurde  dem  Reichstag  der  Entwurf 
eines  Gesetzes  betr.  Abänderung  der  G.O.  *)  vorgelegt«  durch 
welchen  §  3S  erweitert  wurde.  Das  Geschäft  eines  Gesindever- 
mieters  sollte  danach  nicht  mehr  nur  untersagt  werden  können, 
wenn  gewisse  Bestrafungen  stattgefunden  haben,  sondern  auch, 
wenn  Tatsachen  vorliegen,  welche  die  Unzuverlässtgkeit  des  Ge- 
werbetreibenden in  Bezug  auf  seinen  Gewerbebetrieb  dartun. 

Die  dem  Entwurf  beigefügten  Motive')  heben  hervor,  dass 
sich  bei  diesem  Betriebe  Uebelstände  herausgestellt  haben,  zu 
deren  Beseitigung  die  den  Behörden  zustehenden  Befugnisse  nicht 
ausreichen.  »Das  Gewerbe,  wird  gesagt,  wird  vielfach  und  in 
manchen  Bezirken  überwiegend  durch  Personen  von  zweifelhafter 
Rechtschaffenheit  und  Moralität  betrieben.  Diese  benachteiligen 
Herrschaft  und  Gesinde  durch  wahrheitswidrige  Angaben,  indem 
sie  unzuverlässige  und  untaugliche  Dienstboten  zur  Uebernahme 
von  Stellen  veranlassen,  zu  deren  Wahrnehmung  sie  sich  hinter- 
her untauglich  zeigen.  Um  durch  vermehrte  Stellennachweisung 
erhöhten  Gewinn  zu  erzielen,  verleiten  sie  das  Gesinde  geflissent- 

1)  Rcpicrungsblatt  S.  211. 

2)  Kciciiaiag  4.  Leg.-Per.  4.  Sess.  ibbi,  Drucks.  Nr.  98. 

3)  Stenogr.  Berichte  des  Reiclistiip  1881,  3.  Bd.  S.  580. 
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lieh  zu  leichtfertigem  Stellenwechsel  und  tragen  dadurch  in  vielen 
Orten  wesentlich  zur  allgemeinen  Verschlechterung  des  Gesindes 
bd.  Ihre  Gebiihrenforderungen  sind  oft  übertrieben,  und  nicht 
selten  verschalten  sie  sich  dadurch,  dass  sie  sich  sowohl  von  den 
Herrschaften  als  auch  von  den  Dienstboten  bezahlen  lassen,  einen 
unrechtmässigen  Gewinn.  Die  Zwangslage  stellenloser  Dienst- 
boten wissen  sie  dadurch  auszubeuten,  dass  sie  ihnen  gegen  hohe 
Vergütung  bei  sich  Unterkommen  gewähren  und  ihnen  erst  dann 
einen  Dienst  verschaffen,  wenn  sie  auf  diese  Weise  ihre  ganze 
Habe  an  sich  gebracht  haben.  Am  bedenklichsten  wird  dieser 
Gewerbebetrieb  in  den  nicht  seltenen  Fällen,  wo  er  dazu  benutzt 
wird,  der  UnsittUchkeit  Vorschub  zu  leisten,  dadurch,  dass  stel- 
lensuchende weibliche  Dienstboten  zum  Teil  unter  falschen  Vor- 
spiegelungen in  Bordellen  oder  lüderlichen  Schankwirtschaften 
untergebracht  oder  während  der  Zeit  der  Stellenlosigkeit  zu  un- 
züchtigem Verkehr  verleitet  werden.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass 
die  Säuberung  dieses  Gewerbes  von  unlauteren  und  unrecbtlichen 
Elementen  nicht  möglich  ist«  solange  die  Untersagung  des  Be- 
triebs nur  stattfinden  darf,  wenn  eine  Verurteilung  wegen  aus 
Gewinnsucht  begangener  Verbrechen  oder  Vergehen  gegen  die 
Sittlichkeit  ergangen  ist.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass  der  zur  Ver- 
urteilung ausreichende  Beweis  eines  solchen  Verbrechens  oder 
Vergehens  häufig  in  solchen  Fällen  nicht  geführt  werden  kann, 
wo  sich  die  Unzuverlässigkeit  des  Gewerbetreibenden  aus  noto- 
rischen Tatsachen  ergibt,  und  der  gemeinscbadtichste  Betrieb 
findet  sich  nicht  selten  gerade  bei  solchen  Personen,  welche  ihre 
unrechtlichen  und  unlautem  Geschäftsoperationen  geschickt  so 
einzurichten  wissen,  dass  sie  mit  den  Strafgesetzen  nicht  in  Kon> 
fiikt  kommen.  Sehr  zahlreich  sind  namentlich  auch  die  Fälle,  in 
welchen  eine  Person,  welcher  der  Gewerbebetrieb  untersagt  ist 
oder  wegen  erfolgter  Verurteilung  untersagt  werden  könnte, 
dennoch  das  Geschäft  durch  eine  vorgeschobene  Person,  nament- 
lich durch  den  nicht  bestraften  Ehegatten  führt  oder  fortfuhrt. 
In  solchen  Fällen  bieten  die  gegenwärtigen  Bestimmungen  keine 
Handhabe  zum  Einschreiten,  auch  wenn  offenkundige  Tatsachen 
die  Annahme  rechtfertigen,  dass  der  eigentliche  Letter  des  Gc' 
Schafts  eine  Person  ist,  welcher  der  Gewerbebetrieb  untersagt  ist 
oder  untersagt  werden  könntec. 

Die  Vorlage  wurde  in  der  Reichstagssitzung  vom  28.  April 
1881  in  erster  Lesung  beraten  und  nach  unwesentlichen  Debatten 
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an  eine  Kommission  zur  Vorberatung  überwiesen.  Die  Kommission 
beantragte  unterm  25.  Mai  1881  in  einem  mündlichen  Bericlit*), 
dem  Gesetzentwurf  in  der  vorgelegten  Fassung  unverändert  die 
Zustimmung  zu  erteilen.  Die  Gesetzesvorlage  gedieh  aber  nicht 
bis  zur  zweiten  Lesung. 

Nun  gelangte  der  Entwurf  in  abgeänderter  Form 
am  27.  April  1882  abermals  an  den  Reichstag  §  35  der  Re- 
gierungsvorlage hatte  jetzt  folgende  Fassung: 

>Da5  Geschäft  eines  Gesindevermieters  und  eines  Stellen- 
Vermittlers  ist  zu  untersagen,  wenn  Tatsachen  vorliegen,  welche 
die  UnZuverlässigkeit  des  Gewerbetreibenden  in  Bezug  auf  diesen 
Gewerbebetrieb  dartun  .  ,  .< 

Die  Motive  bezogen  sich  auf  den  vorjährigen  Entwurf  und 
bemerkten  kurz:  »Die  Gründe,  welche  für  dessen  Einbringung 
sprachen,  bestehen  unverändert  fort«. 

Die  erste  Lesung  des  Gesetzentwurfs  begann  am  5.  Mai 
1882.  In  der  Sitzung  vom  8.  Mai  1882  ging  die  Vorlage  an  eine 
Kommission  zur  Vorberatung.  In  derselben  wurde  nach  dem 
unterm  10.  Februar  1885  erstatteten  Kommissionsbericht') 
ein  Gegenantrag  auf  Beibehaltung  des  g  35  im  seitherigen  Gesetz 
gestellt,  jedoch  von  der  Mehrheit  der  Kommissionsmitglieder  ab- 
g^rlehnt  und  der  Regierungsentwurf  gutgeheissen. 

In  der  zweiten  Lesung  im  Plenum  hob  der  konser- 
vative Abg.  V.  Koi/er*)  u.  a.  hervor:  Es  sei  vor  nicht  langer 
Zeit  von  der  Berliner  Polizeibehörde  versucht  worden,  aufs  strengste 
gegen  Gesindevermieter  und  Stellenvermittter  vorzugehen,  aber 
nicht  mit  dem  gewünschten  Erfolg,  weil  gegen  einen  grossen  Teil 
derselben,  wenn  auch  notorisch  sei,  dass  sie  ihr  Gewerbe  miss- 
brauchen, nicht  vorgegangen  werden  könne,  da  sie  eben  noch 
nicht  bestraft  seien.  Der  konservative  Redner  bezog  sich  auf 
Klagen  des  freisinnigen  »Berliner  Tageblatts«  Über  das  Unwesen 
der  Gesindevermietungsbureaux  und  begrüsste  die  Kommissions- 
beschlüsse mit  Freuden. 

Den  liberalen  Parteien  ging  jedoch  die  Regierungsvorlage 
zu  weit.    Ein  Antrag  Heyäemaim  —  Dr.  Blum%  (Jer  die  Ab- 


i)  RdclwUK  i88t,  Druck».  Nr.  17a. 

3)  Rttehsteg  1882/83,  S-  Legnl.-Per.  a.  S«n.,  Drackt.  Nr.  5. 

3)  Reichstag  iSSa/S;",,  Drucks.  Nr.  206. 

4)  Stcn.  Rcr  des  Reichstags,  5.  Lcg.l'cr.,  z.  Sess,  1882/J,  S.  1730. 

5)  ReiciuUjisUrucks.  18S2/3,  Nr.  229. 
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Schwächung  des  Regierungsentwurfs  bezweckte,  schlug  für  den 
§35  Abs.  3  folgende  Fassung  vor:  »Das  Geschäft  eines  Gesinde- 
vermieters und  eines  Stellenvermittlers  kann  demjenigen  untersagt 
werden,  welcher  wegen  aus  Gewinnsucht  begangener  Vergehen 
oder  Verbrechen  gegen  das  Eigentum  oder  wegen  Vergehen  oder 
Verbrechengegen  die  Sittlichkeit  bestraft  worden  ist«.  Dieser  An- 
trag wurde  mit  der  knappen  Mehrheit  von  2  Stimmen  (130  gegen  128) 
angenommen,  wodurch  der  Regierungsentworf  beseitigt  war.  Dessen 
Wiederherstellung  war  das  Werk  der  dritten  Lesung. 

In  der  Sitzung  vom  29.  Mai  1883  wurden  zwei  neue  Anträge 
eingebracht.  Abg.  Dr.  Baumback  u.  Gen.  ^)  beantragten  im 
Abs.  I  der  Regierungsvorlage  (§  35)  »anstatt  des  vagen  BegrilTs: 
wenn  Tatsachen  vorliegen  —  zu  sagen:  wenn  Bestrafungen  we- 
gen Verbrechen  oder  Vergehen  vorliegenc  Diesem  freisinnigen 
Antrage  wurde  ein  nationalliberal  •  konservativer  Antrag  Acker- 
mann u.  Gen.*)  gegenübergestellt,  welcher  im  §  3$  in  Bezug 
auf  das  Gewerbe  der  Gesindevermieter  die  Regierungsvorlage 
wieder  herstellte. 

Der  Reichstag  lehnte  den  Antrag  Baumbach  ab,  und  der  An* 
trag  Ackermann  u.  Gen.  erzielte  eine  Mehrheit.  In  der  Schluss- 
abstimmung am  2.  Juni  1883  wurde  das  ganze  Gesetz  mit  160 
gegen  127  Stimmen  angenommen  und  demgemäss  publiziert*). 

Die  neuen  Bestimmungen  waren  schärfer  gefasst  als  die  der 
Gewerbeordnung  von  1869  und  verliehen  den  Verwaltungsbehörden 
mehr  diskretionäre  Befugnisse.  Früher  konnte  der  Betrieb  un- 
tersagt werden,  nur,  wenn  gewisse  Bestrafungen  vorlagen, 
jetzt  wurde  den  Behörden  eine  straffere  Direktive  gegeben,  da- 
durch, dass  es  hiess :  er  ist  zu  untersagen,  lAd  die  Unter- 
sagung war  schon  gerechtfertigt,  wenn  »Tatsachen  vorlagen, 
welche  die  Unzuverlässigkeit  des  Gewerbetreibenden  in  Bezug  aftf 
diesen  Gewerbebetrieb  dartun«. 

Die  Folge  dieses  Gesetzes  war,  dass  nun  auch  Preussen 
Kontrollvorschriften,  die  es  1870  nicht  fllr  notwendig  gehalten 
hatte,  erliess.  Ein  Zirkularerlass  des  Ministers  für  Handel  und 
Gewerbe  vom  18.  März  1885  traf  Bestimmungen  über  die  Führung 
von  Geschäftsbüchern  und  verpflichtete  im  §  8  die  Gesinde  Ver- 
mieter, den  PoHzeiorijanen  auf  Verlangen  ihre  Gcscliaüsbuciier 

1)  Reichstagsdrucks.  1SS2/3,  Nr.  319. 

2)  Rcichstagsdruc'KS.  1SS2/3,  Nr,  32I. 

3)  R.G.BI.  Nr.  15  vom  18.  Juli  1883. 
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und  die  gesamten,  auf  ihren  Gewerbebetrieb  bezüL^'lichen  Schrift- 
stücke vorzulegen  oder  zu  verabfolgen,  sowie  jede  gewünschte 
Auskunft  über  den  Geschäftsbetrieb  wahrheitsgetreu  zu  erteilen. 
Diese  Verordnung  ging  aber  keineswegs  soweit,  wie  die  der  süd- 
deutschen Staaten  aus  früheren  Jahren,  sie  enthält  beispielsweise 
über  den  Gebührentarif  keine  Bestimmungen. 

Dagegen  wurden  in  Baden  durch  die  Verordnung  vom  l8.  März 
1887^)  einschneidende  Kontrollvorschriften  erlassen.  Danach  wurde 
in  den  Gemeinden  von  mindestens  3CX)0  Einwohnern  jeder,  wel- 
cher das  Geschäft  eines  Gesindevermieters  betrieb,  zur  ordnungs- 
massigen  Führung  zweier  Geschäftsbücher  verpflichtet  (§  i).  Ueber 
letztere  wurden  detaillierte  Bestimmungen  getroffen.  Nach  §  7 
hatte  jeder  Gesindevermieter  einen  Gebührentarif  aufzustellen, 
welcher  in  deutlicher  und  erschöpfender  Weise  angeben  musste, 
welche  Gebühren  für  die  einzelnen  Geschäftsleistungen  erhoben 
werden.  Diese  Sätze  durften  nicht  überschritten  werden.  Die 
Tarife  waren  dem  Bezirksamt  einzureichen  und  dort  abzustempeln. 
Durch  ortspolizeiliche  Vorschrift  konnte  die  Geltung  der  §§  1^7 
der  Verordnung  auch  auf  Gemeinden  unter  3000  Einwohnern  aus- 
gedehnt werden.  Nach  §  9  musste  das  Geschäftslokal  angezeigt 
werden  und  §  12  setzte  fest:  ^Bezüglich  derjenigen  Gesindever- 
mieter, welche  sich  zugleich  mit  der  Beherbergung  von  Stellen- 
suchenden befassen,  können  weitere  ortspolizeiliche  Vorschriften 
auf  Grund  der  §§  49,  87  a,  136  PoLStr.G.B.  erlassen  werden«. 

Das  Reichsgesetz  von  1885  hat  nur  wenig  zur  Beseitigung 
der  Missstände  der  gewerbsmässigen  Gestndeverroittlung  beige- 
tragen, namentlich  weil  es  an  der  str  äff  en  D  u  rchführung 
der  aus  dem  §  38  d.  G.O.  hergeleiteten  partikularen  Verordnungen 
gefehlt  hat  und  weil  diese  nicht  weit  genug  gingen.  Darauf 
deutet  auch  ein  Runderlass  der  preussischen  Minister  des 
Innern  und  für  Handel  und  Gewerbe  an  sämtliche  Regierungs- 
präsidenten vom  12.  Februar  1898  hin.  Darin  heisst  es  unter  Be> 
rufung  auf  die  Erhebungen  des  Jahres  1895  :  »Zu  einem  grossen 
Teil  erklären  sich  jene  Missstände  daraus,  dass  die  zuständigen 
Behörden  es  an  der  erforderlichen  Aufsicht  über  diesen  Ge- 
werbebetrieb haben  fehlen  lassen.  Bei  den  Behörden  scheint  die 
Auffassung  zu  bestehen,  dass  die  Untersagung  des  Gewerbebe- 
triebs nur  zulässig  sei,  wenn  den  Gewerbetreibenden  strafbare 

1)  Ges.'  u.  Veroidii.Bl.  .S.  lOI. 

2)  Vgl.  oben  S.  32. 
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Handlungen  zur  Last  fallen,  die  ihre  Unzuverlässigkeit  dartun, 
und  das^  auch  solche  strafbare  Handlungen,  um  als  Grundlage 
für  die  Untersagung  dienen  zu  können,  in  direkter  Beziehung  za 
dem  Gewerbebetrieb  stehen  müssen.  Beides  ist  irrig.  Es  können 
nicht  bloss  strafbare  Handlungen,  sondern  auch  andere  Tatsachen 
zur  Einleitung  des  Verfahrens  auf  Untersagung  des  Gewerbebe- 
triebs Anlass  geben.  Insbesondere  aber  ist  zu  beachten,  dass 
auch  solche  strafbare  Handlungen,  die  vor  dem  Beginn  des  Ge- 
werbebetriebs begangen  sind,  zur  Untersagung  des  Gewerbebe- 
triebs ausreichen.  Hieraus  erwächst  für  die  zuständige  Polizei- 
behörde die  Verpflichtung,  nach  jeder  Anzeige  von  der  Eröffnung 
eines  der  bezeichneten  Gewerbebetriebe  eine  genaue  Prüfung  der 
Frage  vorzunehmen,  ob  nicht  bereits  strafbare  Handlungen  des 
Anmeldenden  oder  andere  Tatsachen  vorliegen,  die  seine  Unzu- 
verlässigkeit  in  Beziehung  auf  den  angemeldeten  Gewerbebetrieb 
dartun.  Dieselbe  Prüfung  wird  nach  Beginn  des  Gewerbebetriebs, 
auch  ohne  dass  ein  besonderer  Anlass  dazu  gegeben  wäre,  von 
Zeit  zu  Zeit  zu  wiederholen  und  in  jedem  Fall,  wenn  die  An- 
nahme der  Unzuverlässigkeit  durch  Tatsachen  hinlänglich  be- 
gründet erscheint,  das  Verfahren  wegen  Untersagung  des  Ge- 
werbebetriebs einzuleiten  und  nötigenfalls  bis  zur  letzten  Instanz 
durchzuführen  seine. 

4.  Die  Verhandlungen  des  Deutschen  Land- 
wirtschaftsrats 1893/94.  Auf  die  weitere  Entwicklung 
des  Polizeirechts  für  die  Gesindevermieter  übten  die  Verhand- 
lungen des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  von  1893  und  1894  einen 
solchen  Einfluss  aus,  dass  sie  an  dieser  Stelle  mi^eteUt  werden 
müssen. 

Der  21.  Plenarversammlung  (1893)  erstattete Oekono- 
mterat  v,  Mendd'SUinfels  in  Halle  a.  S.  ein  Referat  über  die  ge- 
setzliche Regelung  des  Gesindemaklerwesens  in  Deutschland^), 
in  dem  er  n.  a.  ausführte:  Der  landwirtschaftliche  Zentralverein 
der  Provinz  Sachsen  hat  einen  Verband  zur  Besserung  der  länd- 
lichen Arbeiterverhältnisse  eingerichtet.  Derselbe  liess  in  zahl- 
reichen Städten  Deutschlands  eine  Rundfrage  veranstalten  in  Be- 
trelT  der  Qualität  der  Arbeiteragenten,  sowie  der  Bedingungen, 
unter  denen  sie  ihr  Geschäft  betreiben.  Das  Ergebnis  war  ein 
sehr  interessantes.  116  Städte  haben  geantwortet,  und  von  diesen 


t)  ArcbiT  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats,  18.  Bd.,  Jahrg.  1894,  pag.  XXX  ff. 
ZdlKhrift  liir  dia  gw.  Siuttwiiwaieb.    BrgäaniBcalMft  10.  4 
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konnten  nur  38  behaupten,  dass  sie  Gesindearbeitsnachweisstellen 
besitzen,  deren  Iniiabcr  nicht  schon  einmal  mit  dem  Gesetz  in  Kon- 
flikt geraten  sind.  Alle  übrigen  teilten  mit,  dass  die  Agenten  schon 
mit  dem  Strafgesetzbuch  in  Kollision  gekommen  wären  und  zwar 
hauptsächlich  wegen  Diebstahls  oder  Kuppelei,  über  einzelne 
wären  schon  8  —  10  Strafen  verhängt  worden.  Der  Anwalt  des 
Verbandes  hat  aber  auch  zahlreiche  Arbeiteragenten  in  Süddeutsch- 
land, der  Schweiz,  im  Osten  Deutschlands,  ja  selbst  in  Russland 
aufgesucht.  Auch  dieses  Resultat  war  ein  nicht  befriedigendes» 
indem  sich  herausstellte,  dass  die  allermeisten  Inhaber  solcher 
Geschäfte  weder  die  materiellen  noch  die  intellektuellen  Mittel  be> 
sitzen,  um  den  Anforderungen  eines  rationellen  Arbeitsnachweises 
gerecht  zu  werden.  Einer  vernünftigen  Organisation  des  Arbeits» 
nachweises,  einer  einigermassen  geordneten  Buchführung  und  sonst 
glaubwürdiger  Beweise  eines  zweckmässigen  lind  reellen  Geschäfts- 
betriebs können  sich  die  allerwenigsten  rühmen.  Besonders  be- 
achtenswert erscheint  eine  Mitteilung  aus  der  Stadt  Schwaan  in 
Mecklenburg,  der  zu  entnehmen  ist,  dass  nach  dort  durch  eine 
Frau  in  Posen  wiederholt  ländliche  Dienstboten  geschickt  worden 
waren,  unter  denen  sich  eine  grosse  Anzahl  von  an 5; gewiesenen 
Kontrolldirnen,  bestraften  Verbrechern,  notorischen  Trinkern  und 
sonst  moralisch  bedenklichen  Personen  befunden  hatte.  Zu  Erd- 
arbeiten in  der  Provinz  Sachsen  wurden  kürzlich  50 — 80  Leute 
durch  einen  Agenten  aus  dem  Norden  bezogen  zur  Zeil,  als  der 
Rückstau  der  Industrie  bereits  begonnen  hatte.  Der  betreffende  Agent 
schickte  zu  diesen  Erdarbeiten  Schuster,  Tuchmacher,  Schneider, 
Kravattenmacher,  Kaufleute,  Schauspieler  usw.  Einige erschie* 
nen  In  Gummigalloschen  und  C y  1  i n  d  e  r  ,  andere  wieder 
barfuss  und  vollständig  herabgekommen.  Am  Arbeitsort  begannen 
sie  sofort  eine  fröhliche  Demonstration  und  streikten,  be* 
vor  sie  einen  Spatenstich  getan  hatten,  mit  der 
Erklärung,  das  wären  Arbeiten  für  Tiere,  nicht  für  Menschen. 
Sie  verlangten  entsprechende  Entschädigung  für  Zeitversäumnis 
und  steckten  eine  rote  Fahne  auf  einen  Stock,  bis  sie  unter  dem 
Zwange  der  Polizeimacht  wieder  von  dannen  zogen.  Ein  in  neue- 
rer Zeit  sehr  beliebtes  Verfahren  der  Arbeitsvermittler  hat  vielen 
Landwirten  schon  bittern  Schaden  gebracht.  Der  betrefTende 
Makler  vermietet  die  Arbeitskräfte,  die  meist  aus  dem  Norden 
oder  Osten  bezogen  sind,  für  eine  Emtepeiiode  an  4 — 6  Stellen, 
indem  er  den  Leuten  den  Auftrag  gibt,  an  jedem  Platz  nur  ei* 
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nige  Wochen  zu  verbleiben,  das  Reisegeld  einzukassieren  und 
dann  als  frisch  zugewandert  an  dem  nächsten  Ort  sich  zu  melden. 
Das  auf  solche  Weise  4 — 6  fach  eingezogene  Reisegeld  wird  dann 
zwischen  Agent  und  Arbeitern  geteilt.  Auch  die  Arbeiter  wer- 
den oft  in  schlimmster  Weise  durch  die  Agenten  aiisr^ebeutet. 
Der  eine  schreibt  aus,  er  brauche  lOO  Knechte,  während  er  tat- 
sächlich nur  10  Stellen  nachweisen  kann.  Mit  allen,  die  sich  auf 
die  falsche  Annonce  hin  melden,  werden  aber  Verhandlungen  an- 
geknüpft, von  allen  wird  Anmelde*  und  Nachweisgeld  sowie  Porto 
einkassiert  und  die  meisten  werden  in  schamloser  Weise  ausge- 
sogen.  Der  Referent  stellte  daher  folgende  Forderungen: 

a)  strenge  Vorprüfung  der  moralischen,  intellektuellen  und 
materiellen  Lage  der  Bewerber  um  die  Bewilligung  zur  Eröffnung 
eines  Arbeitsnachweisbureaus, 

b)  regelmässige  Kontrolle  des  Betriebs  durch  die  Polizei- 
o^ane, 

c)  Vorschrift  einer  einfachen,  aber  klaren  Buchführung,  die 
jede  Kontrolle  ermöglicht, 

d)  Regelung  des  Gebührenwesens, 

e)  Verbot,  Arbeitsuchende  im  eigenen  Hause  zu  beherbergen, 

f)  Strafandrohung  bezw.  Entziehung  des  Gewerbescheins  bei 
nachgewiesener  Verführung  zum  Kontraktbruch. 

Zur  22.  Plenarversammiung  (1894)  hatte  Landrichter 
K*  ScAnei^'Csßscl  ein  Gutachten*)  vorgelegt,  das  die  bestehen- 
den gewerberechtlichen  Bestimmungen  als  ungenügend  bezeichnete. 
Ehe  aus  den  Geschäftsbüchern  des  Gesindemaklers  sich  eine  »Un- 
Zuverlässigkeit  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetriebe  ergebe,  könne 
viel  Unfug  verübt  sein.  Das  nötige  überzeugende  Material  sei 
für  eine  stark  in  Anspruch  genommene  Polizeibehörde  sehr  schwer 
zu  beschaffen,  zumal  der  faule  Geschäftsbetrieb  das  Licht  scheue, 
und  die  Geschädigten  sich  nicht  melden,  unauffindbar  seien  oder 
gar  mit  dem  Makler  unter  einer  Decke  spielen. 

In  der  Sitzung  des  Lw.R.  vom  7.  März  1894  erstattete  Oeko- 
nomierat  v»  Mendel-SUinftis  das  Referat  Er  verlangte  strenge 
Vorschriften  für  Konzesstonserteilung.  Nur  unbescholtene,  mit 
entsprechenden  Subsistenzmitteln,  die  eventuell  durch  Kautions- 
stellung nachzuweisen  seien,  ausgestattete  Personen  dürften  über- 
haupt zugelassen  werden.  Derartige  Agenturen  müssten  wie  kauf- 

I)  Archiv  d,  D.  Lw.R.,  18.  Bd.  Jahrg.  I894,  S.  aoi  ff. 
3)  Archiv  d.  D.  Lw.R.,  iS.  Bd.  Jalirg.  1894,  S.  ai8  It 
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männisch«  Geschäfte  ihre  Bücher  föhren,  Kopien  aller  Korre- 
spondenzen  nachweisen  und  alljährlich  ihre  Abschlüsse  machen« 
Grosse  Missstände  herrschten  im  Gebührenwesen.  8 — 60  Mark 
werden  dem  Arbeiter  Provisionen  abgenommen,  ausserdem  be> 
zögen  sie  noch  solche  vom  Arbeitgeber.  Folgende  Tatsache 
beleuchte  grell  das  ganze  Arbeitermaklerwesen.  In  der  Zeit- 
schrift  »Hotelrevue«  vom  29.  Juni  1893  habe  ein  Gestndemakler 
aus  Halle  bekannt  gemacht,  dass  er  bereit  sei,  kostenfrei  den  Ho- 
telbesitzern  Kellner  und  Gesinde  nachzuweisen  und  dabei  die 
Hälfte  der  Provision,  die  er  von  diesen  Leuten  einziehe,  den  Ho^ 
telbesitzern  auszuzahlen.  Hier  werde  also  der  Arbeitgeber  ver- 
führtf  mit  dem  Makler  gemeinsam  die  Ausbeutung  des  Stellen- 
suchenden  zu  betreiben.  Die  Tarifsätze  könnten  nicht  in  einem 
Gesetz  festgelegt  werden,  sie  sollten  aber  nach  bestimmten  Grund- 
sätzen kreis-  oder  kommunenweise  durch  die  betreffenden  Be- 
hörden geregelt  bezw.  genehmigt  werden.  Der  Verband  zur  Bes- 
serung der  ländlichen  Arbeiterverhältnisse  des  Zentratvereins  der 
Provinz  Sachsen  habe  grundsätzlich  mit  allen  Gesindemaklern, 
deren  Dienste  er  beansprucht,  die  Vereinbarung  getrofien,  dass 
sie  eine  Konventionalstrafe  bis  $00  Mk.  bezahlen,  wenn  sie  Dienst- 
boten und  Arbeiter  überwiesen,  von  denen  sie  wussten,  dass  sie 
kontraktbrüchig  seien.  Man  solle  also  dahin  wirken,  dass  Ge- 
sindemakler, welche  wissentlich  kontraktbrüchige  Arbeiter  oder 
kontraktbrüchiges  Gesinde  unterbringen,  mit  hohen  Strafen  bcic^L 
und  ihrer  Konzession  fiir  verlustig  erklärt  werden. 

Der  Korreferent,  Landrichter  Schneider,  misst  den  in  den  Ge- 
.sindcordnungen  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  zivilrecht- 
liche Haftbarkeit  der  Gcsindcniakier  keine  praktische  Bcdcutun;^ 
bei.  Es  sei  sehr  schwer,  dtni  Gesindemaklcr  eine  Unredlichkeit 
nachzuweisen.  KRntionsstcllun;^  sei  praktisch,  denn  der  Consus, 
der  darin  hege,  erhöhe  die  Aussicht  auf  Zuverlässigkeit  der  aus- 
gewählten Personen.  Dem  Makler  solle  vielleicht  die  Verpflich- 
tung auterK'Lii  werden,  an  möglichst  hervortretenden  Slelkn  in 
seinem  I  lause  und  in  >einen  Geschäftsraninen  die  Bekanniinachuiitr 
an/.usclilaj^en :  Be-chwerdcn  gegen  die  Vermiltlcr  werden  jederzeit 
im  PuUzeibureau  entgegengenommen.  Wer  die  Stellesuchenden 
kenne,  werde  sich  der  Einsicht  nicht  entziehen,  dass  es  wiciiiig 
sei,  ihnen  den  Beschwerdeweg  in  jeder  möglichen  Weise  7\\  er- 
leichtern. Eine  Vorschrift  iiber  die  Hohe  der  Gebühren  weide 
nicht  nötig,  auch  mit  den  sonstigen  Bestimmungen  der  G.O.  kaum 
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in  Einklang  zu  bringen  sein. 

In  der  Debatte  bemerkte  SietHmey^'DAnzig:  »Wir  haben  in 
der  Provinz  Westpreuasen  bereits  Bezirke,  wo  die  Arbeitemot 
sehr  gross  ist,  wo  die  Arbeitgeber  sich  bereits  zu  einem  Tribut 
gegenüber  den  Gesindemaklem  bewogen  gefühlt  haben.  Sie  sagen 
nämlich  zu  einem  solchen :  Wenn  du  mir  Gesinde  vermietest  und 
dieses  bleibt  wenigstens  ein  Jahr  bei  mir,  dann  kriegst  du  so  und 
so  viel«. 

Die  Ergebnisse  der  Verhandlungen  fanden  hierauf  Ausdruck 
in  folgenden  Beschlüssen:  »an  die  Reichsregierung  den  dringen« 
den  Wunsch  zu  richten,  es  möge  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung 
dafür  gesorgt  werden,  dass  der  Beginn  des  Geschäfts  der  Gesinde« 
makler  nach  Analogie  der  §§  30 — 34  d.  R.G.O.  von  behördlicher 
Konzession  gesetzlich  abhängig  gemacht  und  dass  diesen  Gewerbe- 
treibenden die  Pflicht,  einen  Gebührentarif  aufzustellen  und  ein« 
zuhalten,  wie  nach  der  einschlagenden  bayrischen  Verordnung  von 
1879,  auferlegt  werde;  der  Deutsche  Landwirtschaftsrat  erklärt 
ferner,  dass  er  in  einer  schärferen  Handhabung  der  jetzt  und  nach 
obigem  Vorschlage  möglichen  polizeilichen  Kontrolle  ein  wesent- 
liches Mittel  zur  Besserun <^  der  mannigfachen  Schäden  der  Ge> 
Sindemaklerei  erbtickt  und  dass  er  die  reichsgesetzliche  Andro- 
hung von  empfindlicher  Strafe  gegen  die  Verleitung  zum  Arbeits- 
Vertragsbruch  bei  dem  Gesindemaklerwesen,  sowie  gegen  mehr» 
malige  Vermietung  einer  Person  durch  ein«  und  denselben  Ge- 
stndemaklcr  in  einem  Jahre  für  dringend  notwendig  hält.« 

Der  Deutsche  Landwirtschaftsrat  überreichte  dem  Bundes- 
rat unterm  31.  Mai  1894  eine  in  obigem  Sinne  motivierte  Eingabe. 
Die  landwirtschaftlichen  Interessenkorporationen  der  Einzelstaaten 
beschäftigten  sich  ebenfalls  mit  dieser  Materie  und  fassten  gleich- 
artige Beschlüsse  wie  der  D.  Lw.R.  Der  sächsische  Landeskultur- 
rat beantragte  noch  eine  Erweiterung  derselben,  dahingehend, 
dass  Gesindemakler  nicht  nur  zur  Aufstellung  eines  Gebührenta- 
rifs, sondern  auch  zur  Aushängung  gesetzlich  verpflichtet  werden'). 

Die  vom  D.  Lw.K.  schon  1893  und  früher  fjelegentlich  Ljctre- 
bencn  Anrci^uni^eii  bewirkten,  dass  der  preussische  llandelsmi- 
nister  anulichc  Krhebungcn  anstellte.  Durch  einen  I'.rlass  vom 
22.  April  1893  an  die  Oberprasidenten  wurde  daiaul  hingewiesen, 
dass  »von  beachtenswerter  Seilen  (gemeint  ist  der  D.  Lw.R.  bezw. 


I)  Archiv  d.  D.  Lw.K.,  Bd.  19,  Jahrg.  1S95,  ^*  45  ^' 


Digitized  by  Google 


—    54  — 

der  Landwirtschaftliche  Zentralverein  der  Provinz  Sachsen)  die 
dem  Geschäftsbetrieb  der  Gesindevermittler  durch  die  Ministerial- 
verordnong  von  1S85  gegebene  Regelung  als  unzureichend  be> 
zeichnet  und  eine  Ergänzung  derselben  angeregt  worden  sei.  Die 
Gutachten  der  Oberpräsidenten  gingen  namentlich  in  der  Beur- 
teilung eines  Beherbergungsverbots  auseinander.  Aus  einer  der 
östlichen  Provinzen  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  nicht  an  allen 
Orten  Gelegenheit,  zu  wohlfeilen  Preisen  Logis  und  Beköstigung 
in  gut  beleumundeten  Häusern  zu  finden,  vorhanden  sei  und  die 
Unterkunft  bei  einem  verlässlichen  Gesindevermieter  oft  weniger 
Geiahren  als  die  in  einem  Gasthofe  biete.  Dagegen  befürworteten 
die  Berichte  übereinstimmend  eine  Verschärfung  der  den  Polizei^ 
behörden  obliegenden  Kontrolle  der  Buchführung  und  Einführung 
der  staatlichen  Konzessionierung '  j.  Behufs  Gewinnung  genügender 
statistischer  Grundlagen  wurde  sodann  vom  Handelsminister  die 
an  anderer  Stelle  *)  besprochene  statistische  Enquete  angeordnet 

Die  Vorschläge  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  haben  in 
der  Folge  in  Gesetzgebung  und  Verwaltung  teilweise  Berück- 
sichtigung gefunden  —  in  einem  Punkte  gingen  sie  aber  zweifel- 
los zu  weit:  die  geforderte  »reichsgesetzliche  Androhung  von 
empfindlicher  Strafe  gegen  mehrmalige  Vermietung  ein  und  der* 
selben  Person  durch  ein  und  denselben  Gesindemakler  in  einem 
Jahr«  würde  nur  den  Interessen  der  Dienstgeber  zu  Gute  kom- 
men, jedoch  eine  giosse  Härte  für  den  Dienstnehmer  und  zwar 
einen  Eingriff  in  die  persönliche  Freiheit  des  Gesindes  bedeuten. 
Es  ist  offenbar  das  Bestreben  der  agrarischen  Kreise  gewesen, 
den  Uebelständen,  die  sich  für  die  Landwirtschaft  durch  das 
Freizügigkeitsgesetz  ergeben  haben,  besonders  der  Leutenot,  auf 
Umwegen  zu  steuern.  Diese  Anregung  ist  aber  von  den  Regie> 
rungen  nicht  berücksichtigt  worden,  die  Grossherzoglich  badische 
Regierung  hat  sie  direkt  bekämpft 

5.  Die  Verhandlungen  des  preussischen  Ab- 
geordnetenhauses von  1898  und  1899.  Die  Verhand- 
lungen des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  über  die  Schäden  im 
Gesindevermietergewerbe  und  Mittel  zu  deren  Abhilfe  fanden  in 
den  Jahren  1898  und  1899  einen  Nachklang  im  preussischen  Ab- 
geordnete nhause.    Da  jene  Landtagsdebatten  auf  den  Gang  der 

1)  RnlzensUin,  a.  «.  ü.  S.  76> 

2)  Oht:n  S.  32. 

3;  Akten  des  Grossh.  badischen  Ministeriums  d.  Innern. 
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Reichsgesetzgetning  von  grossem  Einfluss  waren,  seien  sie  hier 
mitgeteilt. 

Anlass  zu  den  Debatten  gab  die  unterm  12.  Februar  1898 
vom  Abgeordneten  Ssmtäa  eingebrachte  Interpellation,  betr.  die 
Leutenot: 

«Ist  der  Königl.  Staatsregierung  bekannt,  dass  in  den  öst< 
liehen  Provinzen,  speziell  in  der  Provinz  Schlesien,  sowohl  bei 
grossen  als  kleinen  Grundbesitzern  ein  derartiger  Mangel  an 
ständigen  Dienstboten  und  landwirtschaftlichen  Arbeitern  vor* 
banden  ist,  dass  die  Landwirte  nicht  mehr  im  stände  sind, 
rechtzeitig  und  rationell  ihre  Felder  zu  bestellen  und  abzuern- 
ten ^   Auf  welche  Weise  gedenkt  die  Staatsregierung  diesem 
Uebelstande  abzuhelfen  ^d). 
Die  Interpellation  des  oberschlesischen  Zentrumsabgeordneten 
gelangte  in  der  Sitzung  vom  15.  Februar  zur  Verlesung,  wurde 
aber  auf  die  Erklärung  des  Regierungskommissars,  Unterstaats- 
sekretärs Sierneher^^  dass  der  Landwirtschaftsminister  die  betei- 
ligten Behörden  bereits  zu  Berichten  aufgefordert  habe,  die  noch 
nicht  vorliegen,  daher  die  Interpellation  zur  Zeit  nicht  beant- 
worten könne,  vertagt*). 

Erst  in  den  Sitzungen  vom  20.  und  21.  April  gelaugte  sie 
zur  parlamentarischen  Verhandlung  *).  Der  Interpellant  besprach 
in  seiner  Begründung  den  ländlichen  Dienstbotenwechsel  und 
führte  u.  a.  aus,  die  Dienstboten  würden  fast  alle  auf  i  Jahr 
gemietet.  Würde  nun  den  Vermietern  polizeilich  verboten,  Ge- 
sinde anzunehmen  und  weiter  zu  vermieten,  welches  durch  ihre 
Schuld  den  Dienst  vorzeitig  verlassen  habe,  so  hätte  der  Kon- 
traktbruch gleich  ein  Ende,  denn  die  Vermieter  wüssten  doch 
ganz  gut,  dass  solcher  Menschenhandel  Betrug  sei. 

Der  Landwirtschaftsminister  v,  Hanmterstein  sagte  in  sei- 
ner Erwiderung  eine  Reihe  von  Massnahmen  gegen  die  Leute- 
not zu  und  bemerkte  u.  a.,  die  Staatsregierung  werde  beim 
Bundesrat  beantrage»,  dass  dem  nächsten  Reichstag  ein  Gesetz- 
entwurf vorgelegt  werde,  durch  welchen  das  Gewerbe  der  Ge- 
sindevermieter und  Stellenvermittler  konzessionspflichtig  gemacht 
werde.   Diese  Ankündigung  wurde  auf  der  Rechten  t>eifällig  be- 

1)  PrviBi.  Abg.Hwn,  5.  Sen.,  18.  LegisLPer.  1898,  Dnicks.  Nr.  51. 

2)  Stenogr.  Ber.  Preuss.  Ab8;.Hatu,  5.  Se»,  18.  Leg.Per.  1898,  S.  655  ff. 

3)  Stenogr.  Ber.  Prean.  AbK.HaiM,  5.  Sess.  18.  Leg.Per.  1898,  S.  2069  ff.  und 
S.  3103  ff. 
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griisst  und  hierauf  in  die  Besprechung  der  biterpellation  einge* 
treten. 

Der  Abg.  Richthofen  besprach  die  bekannten  Schäden 
der  gewerbsmässigen  Gesindevermittlung ,  welche  die  Leutenot 
verschärfe.  Die  Erklärung  des  Ministers  sei  ausserordentlich  er- 
üreulich,  aber  bis  die  Konzessionspflicht  eingeführt  sei,  vergehe 
noch  einige  Zeit.  Bayern  habe  durch  die  Verordnung  von  1879 
nachahmenswerte  Bestimmungen,  besonders  bezüglich  der  Ge« 
bührentaxen  getroffen.  Auch  sei  es  nach  §  38  Abs.  2  d.  R.  G.O. 
jetzt  schon  möglich,  eine  geordnete  Buchführung  für  Gesindever- 
mieter vorzuschreiben.  Es  sei  nach  §§  16,  17  der  alten  preus- 
sischen  Gewerbeordnung  noch  jetzt  eine  Strafbestimmung  giltig 
für  unreelle  Gesindemakler,  und  es  könne  jetzt  noch  das  Verfah- 
ren eingeleitet  werden,  in  welchLMn  diesen  Leuten  das  Gesinde- 
vermitteln untersagt  werde.  £s  scheine,  dass  von  diesen  Hilfs- 
mitteln nicht  immer  der  genügende  Gebrauch  gemacht  worden 
sei.  Die  preussische  Zentralinstanz  möge  schleunigst  in  diesem 
Sinne  tätig  sein  und  auch  den  untern  Instanzen  ein  schärferes 
Vorgehen  gegen  die  Gesindevermieter  zur  Pflicht  machen^). 

Der  Abg.  xk  Mendel- Stein/eis  meinte,  er  sei  sehr  dank« 
bar  für  den  angekündigten  Gesetzentwurf,  aber  die  Erklärungen 
des  Regierungsvertreters  gingen  nicht  weit  genug.  Die  Verschär- 
fung müsse  in  folgender  Weise  eintreten:  1.  Offene  Stellen  dürfen 
nur  bei  nachweisbaren  Aufträgen  in  den  Zeitungen  ausgeboten 
werden.  2.  Den  Vermittlern  ist  zu  untersagen,  Dienstbotenbucher, 
Zeugnisse,  Legitimationspapiere  oder  sonstige  bei  ihnen  deponierte 
Gegenstände,  z.  B.  Koffer^  wider  den  Willen  der  Hinterleger  zu- 
rückzubehalten, weil  sie  damit  einen  schweren  Druck  gegen  die 
Leute  ausüben  und  sie  zwingen,  in  gewissem  Sinn  in  ihrer  Bot- 
mässigkeit  zu  bleiben.  3.  Beköstigung  und  Beherbergung  der 
Stellensuchenden  muss  verboten  werden.  4.  Vor  Abschluss  des 
Dienstvertrags  darf  seitens  der  Vermittler,  abgesehen  von  einer 

l)  Der  konservative  Redner,  welchem  die  Ministerialvcrfiigung  von  1685  unbe- 
kannt gewesen,  Ut  ewd^fellos  fm  Iittom  mit  der  Behauptung,  da»  noch  jetit  Straf- 
besttmnangen  der  alten  preiwisdien  Gewerbeordnung  gegen  die  Gesindevcnnieter 
gütig  seien.  Nach  dem  .Satze:  Reichsrecht  bricht  I^ndebrecht  sind  jene  Strafbe- 
Stimmungen  ausser  Kraft  getreten,  als  die  Rechte  und  Pflichten  der  Gesindever- 
raieter  bundesfresetzlich  geregelt  wurden.  Anderen  Heschränkitn»:;pn  als  solchen,  die 
Steh  aus  der  Gewerbeordnung  herleiten  (wie  lan<.!c>paiizciliche  VorschrifteQ  auf  Grund 
der  im  §  38  den  Eiiuelstaaten  erteilten  Ermächtigung),  dürfen  die  Geandevermieter 
nicht  unterwoffen  werden. 
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massigen  Einschreibgebühr  (höchstens  i  Mk.),  nichts  beansprucht 
werden.  5.  Der  Dienstvertrag  muss  in  jedem  Falle  schriftlich  ge- 
macht werden.  6.  Die  Reglements  mit  dem  ad  1  —  5  geforderten 
Inhalt  sowie  ein  genauer  Tarif  müssen  in  dem  Geschäftslokal  des 
Vermittlers  aushängen. 

Im  nächsten  Jahre  ^nh  der  Ahij.  Scmula  durch  eine  neue 
Interptliation  gleichen  Inhalts^)  dem  Landlag  wiederum  Anlass» 
sich  mit  der  Angelegenheit  zu  beschäftigen.  Sie  wurde  in  der 
Sitzung  vom  9.  Februar*)  besprochen.  Der  Interpellant  brachte 
in  seiner  Begründung  nichts  Neues.  Die  Abgeordneten  Graw 
und  V.  Mendei-StetM/els  traten  für  eine  möglichste  Beschleunigung 
in  Betreif  der  Konzessionierung  ein,  und  der  letztere  Redner  be* 
hauptete,  dass  gewissenlose  Gesindemakler  die  Veranlassung  zu 
tausenden  von  Kontraktbrüchen,  sowie  an  der  Verringerung  der 
Qualität  der  Arbeiter  schuld  seien. 

In  Verbindung  mit  der  Interpellation  Ssmula  wurde  ein 
unterm  8.  Februar  gestellter  Antrag  Camp  und  Gen.*)  beraten, 
in  welchem  die  Staatsregierung  ersucht  wurde,  mit  Rücksicht  auf 
die  Arbeiternot  ungesäumt  die  zur  Milderung  derselben  geeig* 
neten  gesetzgeberischen  und  Verwaltungsmassregeln  in  die  Wege 
zu  leiten  und  zu  diesem  Zweck  insbesondere  in  Aussicht  zu  neh- 
men :  i.  Die  Einfuhrung  der  Konzessionspflicht  fiir  Gesindemakler, 
Arbeitsvermittler  und  ähnliche  Gewerbetreibende  und  das  Verbot 
des  Betriebs  dieser  Gewerbe  im  Umherziehen.  2.  Die  Erschwe- 
rung des  Kontraktbruchs  durch  Ahndung  der  Verleitung  zu  dem> 
selben  seitens  der  Arbeitgeber  sowie  der  Gesinde-  und  Arbeits* 
vermittler  und  die  Regelung  der  Ersatzpflicht  für  den  dem  be- 
schädigten Arbeitgeber  entstandenen  Schaden  u.  s.  w. 

In  der  fortgesetzten  Beratung  in  der  Sitzung  vom  10.  Fe- 
bruar^) gab  der  Vizepräsident  des  Staatsministeriums  Dr.  Miquel 
eine  Erklärung  ab,  dass  der  erste  Wunsch,  die  Einführung  der 
Konzessionspflicht  für  Gesindemakler,  bereits  erfüllt  sei,  denn 
nach  der  der  Beratung  des  Bundesrats  unterliegenden  Vorlage 
an  den  Reichstag  wegen  Aenderung  einiger  Bestimmungen  der 
Gewerbeordnung  solle  auf  Antrag  Preussens  diese  Konzessions« 
pflicht  eingeführt  werden.   Das  Verbot  des  Betriebs  dieser  Ge- 

1)  Preuss.  Al.{;.IIaus  1898,  Drucks.  Nr.  a?. 

2)  Slcn.  Ik-r.  i«oo,  S   42S  fT 

3)  Preusi».  AbgUaus  1899:  Drucks.  Nr.  39. 

4)  Stcn.  Ber.  1S99,  S.  4S3 
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werbe  im  Umherziehen  sei  allerdings  noch  nicht  in  die  Vorlage 
aufgenommen,  könne  aber  noch  tn  Erwägung  gezogen  werden. 
Wenn  die  Gesindemakler  konsessionspilichttg  seien,  müssen  sie 
sich  auch  den  Konzessionsbedingungen  z.  B.  in  Bezug  auf  die 
Buchführung  und  sonstigen  Geschäftsformen  unterwerfen.  Im  Lauf 
der  Sitzung  ging  ein  Amendement  Arendt  und  Gen. ')  zu  dem 
Antrage  Gamp  ein,  welches  vorschlug:  i.  Einführung  der  Kon- 
zessionspflicht für  das  Gewerbe  der  Gesindevermieter  und  Stet 
lenvermittler  und  Verbot  des  Betriebs  dieses  Gewerbes  im  Um- 
herziehen. 2.  Verschärfung  der  Kontrolle  der  Gestndevermieter 
und  Stellenvermittler  hinsichtlich  der  Buchführung,  der  Vermie- 
tungstarife, der  Zuruckbehaltung  von  Legitimationspapieren,  der 
Beherbergung  der  Stellensuchenden  u.  dgl.,  sowie  3.  Bestrafung 
der  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  bei  Verleitung  zum 
Kontraktbruch. 

Einen  neuen  Gesichtspunkt  in  die  Debatte  brachte  der  Abg. 
GdrdeUr^  der  die  Erlaubnis  nicht  nur  versagt  haben  wollte, 
wenn  der  Nachsuchende  unzuverlässig  sei,  sondern  auch,  wenn 
kein  Bedürfnis  vorliege.  Er  meinte,  es  existierten  heutzutage  viel 
zu  viel  Vermittler  in  den  Städten  sowohl  wie  auf  dem  Lande. 
Die  Stadt-  und  Kreisausschusse  würden  sehr  wohl  zu  ermessen 
wissen,  wieviel  Gesindevermieter  notwendig  seien.  Ein  Antrag 
des  Abg.  Grafen  Sirachwitz,  beide  Anträge  einer  Kommission  von 
21  Mitgliedern  zu  überweisen,  wurde  zum  Beschluss  erhoben. 

Aus  dem  Kommissi  onsberi  cht  vom  15.  April') 
sind  besonders  einige  Aeusserungen  des  Regieningsvertreters,  des 
Geheimen  Oberregierungsrats  Conrad^  von  Interesse.  Er  meinte, 
dass  es  mit  den  Vorschriften  des  §  38  schwer  vereinbar  erscheine, 
die  bayrische  Verordnung  wegen  Aufstellung  und  Aushangu ng 
eines  Gebührentarifs  im  Verordnungswege  einzuführen,  da  §  73 
1.  c.  die  Aufstellung  derartiger  Tarife  ausdrücklich  auf  Bäcker  und 
Verkäufer  von  Backwaren  beschränke.  Wenn  für  Gesindever- 
mieter die  Konzessionspflicht  nach  Prüfung  ihrer  Zuverlässigkeit 
eingeführt  sei  und  demnach  angenommen  werden  müsse,  dass 
die  unbedingte  Zuverlässigkeit  dieser  Gewerbetreibenden  fest- 
stehe, so  liege  eigentlich  kein  Grund  mehr  vor,  ihnen  die  Beher- 
bergung der  Stellesuchenden  zu  versagen.  Es  könne  nach  Lage 
der  örtlichen  Verhältnisse  sogar  wünschenswert  sein  und  im  In- 

l)  Prcuss.  Aby.Haiis  1S99,  Drucks.  Nr.  40. 
3)  Prcuss.  Abg.Hauä  ii>99i  Drucks.  Nr.  141. 
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teresse  der  Stellesuchenden  liegen,  wenn  sie  für  die  Zeit  der 
Stellenlosigkeit  bei  zuverlässigen  Gesindevermietem  Unterkunft 
finden.  Namentlich  könnten  weibliche  Dienstboten  dadurch  vor 
Gefahren  bewahrt  werden.  Schliesslich  wurde  die  Regierung  er« 
sucht,  folgende  Massnahmen  2U  treffen: 

1.  Einfuhrung  der  Konzessionspflicht  fUr  das  Gewerbe  der 
Gesindemakler,  Arbeitsvermittler  und  ähnlicher  Gewerbetreibender 
mit  der  Massgabe,  dass  für  kleinere  Orte  die  Erteilung  der  Kon- 
zession von  dem  Nachweis  des  vorhandenen  Bedürfnisses  abhängig 
gemacht  wird,  Verbot  des  Betriebs  dieses  Gewerbes  im  Umher- 
ziehen,  Verschärfung  der  Kontrolle  der  Gesindevermieter  und 
Stellenvermittler  hinsichtlich  der  Buchführung,  der  Vermittlungs* 
tarife,  der  Zurückbehaltung  von  Legitimationspapieren,  der  Be- 
herbergung von  Stellesuchenden  u.  s.  w. 

2,  Erschwerung  des  Kontraktbruchs  durch  Bestrafung  der 
Arbeitgeber  und  Stellenvermittler  wegen  Verleitung  dazu  u.  s.  w., 
Einführung'  der  Ersatzpflicht  nach  Analogie  der  §§  124  b  und  125 
d.  R.G.O. 

Der  Kommissionsbericht  wurde  in  der  Plenarsitzung 
vom  I.  Mai  1899  beraten.  Jetzt  erst  kam  ein  Vertreter  der 
Opposition  zu  Worte,  der  der  freisinnigen  Volkspartei  an- 
gehörende  Abg.  Landwirt  ffVn/^'iw^^'/r  ■  Wiesbaden.  Er  er- 
klärte, dass  seine  Partei  grundsätzlich  auf  dem  Standpunkt  stehe, 
dass  die  Auferlegung  einer  Konzessionspflicht  nicht  erforderlich 
sei.  Es  sei  in  der  Kommission  der  Nachweis  erbracht  worden, 
dass  gegen  die  allermeisten  Gesindevermieter,  welche  sich  Ver- 
gehen u.  s.  w.  haben  zu  Schulden  kommen  lassen ,  schon  auf 
Grund  der  gegenwärtig  bestehenden  Gesetze  hätte  eingeschritten 
werden  können.  Man  scheine  die  Gesindevermittlung  überhaupt 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  verhindern,  jedenfalls  ganz  wesent- 
lich beschränken  zu  wollen.  Darauf  scheine  der  Umstand  hinzu- 
deuten, dass  für  kleinere  Orte  die  Erteilung  der  Konzession  von 
dem  Nachweis  eines  liedui  fnisses  abhängig  gemacht  werden  solle. 
Das  Verbot  des  Uinherzieheiis  l)e/eichiiete  Retlncr  als  zw  eischnei- 
di'^'c  Bestiimmmg  fiir  die  Landwii  tschafl.  Iii  der  Wiesbadener 
Ge;^end  sei  es  all^^emcin  üblich,  dass  der  Vermittler  dem  Land- 
wirt die  Arbeiter  an  Ort  und  Steile  ins  1  laus  brin'H;.  Wenn 
man  das  als  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  verbiete ,  wurden 


1)  Stenogr.  Ber.  1899,  S.  1999  ff. 
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die  Gesindevermieter  gezwungen,  die  Leute  auf  gut  Glück  hinzu- 
schicken. Ob  sie  ankämen  oder  nicht,  das  wisse  aber  niemand. 
Schliesslich  wurden  Nr.  i  und  2  der  Konimissionsanträge  ange* 
nommen. 

6.  Die  Gewerbcordnungsnovelle  von  1900.  Die 
von  agrarischer  Seite  schnsüchtifj  erwartete  neue  Gewerbeordnungs- 
novclle  wurde  schon  am  16.  Februar  1898  der  Petitionskommis- 
sion des  Reichstags  von  einem  Regierungsvertreter  angekündigt') 
und  unterm  2.  März  1899  beim  Reichstage  eingebracht').  Nach 
ihrem  hier  allein  interessierenden  Art.  3, 1  wird  das  Gewerbe  der 
Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  im  §  34  d.  R.G.O.  genannt, 
nach  dem  der  Gewerbebetrieb  von  einer  besonderen  Erlaubnis  ab- 
hängig ist,  die  zu  versagen  ist,  wenn  Tatsachen  vorliegen,  welche 
die  UnZuverlässigkeit  des  Nachsuchenden  in  Bezug  auf  den  bc* 
absichtigten  Gewerbebetrieb  dartun.  Nach  Art.  3,  III  wird  die 
Erwähnung  des  genannten  Gewerbebetriebs  im  g  35  gestrichen, 
nach  dem  die  von  ihm  bezeichneten  Gewerbebetriebe  zu  unter- 
sagen sind,  wenn  Tatsachen  vorliegen,  welche  die  Unzuverlässig- 
keit  des  Gewerbetreibenden  in  Bezug  auf  diesen  Gewerbebetrieb 
dartun.  Nach  ZiiT.  IV  erhält  g  38,  i  d.  R.G.O.  die  Fassung:  Die 
Zentralbehörden  sind  befugt,  über  den  Umfang  der  Befugnisse 
und  Verpflichtungen,  sowie  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Ge- 
sindevermieter und  Stellenvermittter,  soweit  darüber  die  Landes- 
gesetze nicht  Bestimmungen  treffen,  Vorschriften  zu  erlassen. 
Nach  Ziflf.  VI  wird  hinter  §  75  ein  g  7$a  eingeschaltet:  »Die  Ge* 
Sindevermieter  und  Steltenvermittler  sind  verpflichtet»  das  Ver- 
zeichnis der  von  ihnen  für  ihre  gewerblichen  Leist^jngen  aufge- 
stellten Taxen  der  Ortspolizeibehörde  einzureichen  und  in  ihren 
Geschäftsräumen  anzuschlagen.  Diese  Taxen  dürfen  zwar  jeder- 
zeit  abgeändert  werden,  bleiben  aber  solange  in  Kraft,  bis  die 
Abänderung  der  Polizeibehörde  angezeigt  und  das  abgeänderte 
Verzeichnis  in  den  Geschäftsräumen  angeschlagen  ist.« 

Die  beigefügten  Motive  zu  Art.  3  betonen,  dass  die  durch 
die  G.O.  V.  1869  geschaffene  grössere  wirtschaftliche  Freiheit  sich 
nicht  bewährt  habe;  auch  die  in  der  Novelle  von  1883  getroffene 
Regelung  habe  nicht  ausgereicht,  die  Missstände,  deren  wirksamer 
Bekämpfung  sie  dienen  sollten,  zu  beseitigen.  Es  wird  nun  auf 
die  Verhandlungen  des  Deutschen  Landwirtschaftsrats  und  auf 

1)  Kcithstag  9.  Leg  Per.,  5.  Scss.  1897/8.  Drucks.  Nr.  159, 

2)  Reichstng  10.  Leg.P«r.,  i.  Sess.  iSijS/igoo,  Druck«.  Nr.  16$. 
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die  amtlichen  Erhebungen  Preussens  von  1895,  besonders  auf  die 
daselbst  über  die  Gesindevermieter   und  Stellen  Vermittler  auf- 
gestellte Moralitätsstatistik  Bezug  genommen.   Aehnliche  Miss- 
stande seien  auch  in  andern  Einzeistaaten  zu  Tage  getreten. 
Die  Begründung  macht  sich  sodann  die  Sätze  des  preussischen 
Ministerialerlasses  von  1898  zu  eigen  und  gibt  zu»  dass  von  den 
Befugnissen  des  §  55  G.O.  in  seiner  gegenwärtigen  Fassung,  wel- 
cher die  Ausschliessung  unlauterer  Elemente  ermögliche,  nicht 
überall  in  erforderlichem  Masse  Gebrauch  gemacht  worden  sei. 
Es  genüge  nun  nicht,  dass  die  Behörden  gegen  unzuverlässige 
Personen,  erst  nachdem  sie  diesen  Gewerbebetrieb  begonnen  ha- 
ben, mit  der  Untersagung  des  letzteren  vorgehen  können.  Es 
bedürfe  einer  gesetzlichen  Handhabe,  solche  Personen  von  diesem 
personliche  Zuverlässigkeit  in  hohem  Masse  erfordernden  Gewerbe 
von  vornherein  auszuschliessen.   Denn  Über  der  nachträglichen 
Feststellung  der  Unzuverlässigkeit  auf  dem  Wege  der  polizeilichen 
Ermittlung,  über  der  Einleitung  und  Durchführung  des  Verfah- 
rens bis  zur  rechtskräftigen  Untersagung  des  Gewerbebetriebs  ver- 
gehe eine  geraume  Zeit,  während  welcher  der  Unternehmer  hin- 
reichend Gelegenheit  habe,  das  Arbeit  gewährende  und  suchende 
Publikum  zu  schädigen.   Gegenüber  diesem  auf  anderem  Wege 
nicht  zu  beseitigenden  Nachteile  des  gegenwärtigen  Rechtszu- 
standes könne  die  mit  dem  Genehmigungsverfahren  verknüpfte 
kurze  Verzögerung  für  solche  Personen,  die  eine  Prüfung  ihrer 
Verbältnisse  nicht  zu  furchten  haben,  nicht  in  Betracht  kommen, 
zumal  es  gerade  ihnen  erwünscht  sein  müsse,  ihr  Gewerbe  nach 
Möglichkeit  von  unzuverlässigen  Elementen  bewahrt  zu  sehen. 
Freitich  wäre  es  verfehlt,  von  der  vor  der  Erteilung  der  Geneh- 
migung stattfindenden  Prüfung  der  persönlichen  Verhältnisse  den 
Ausschluss  solcher  Elemente  mit  völliger  Sicherheit  zu  erwarten. 
Immerhin  aber  werde  alsdann  auf  eine  erhebliche  Besserung  ge- 
genüber dem  gegenwärtigen  Zustande  schon  um  deswillen  ge> 
rechnet  werden  dürfen,  weil  die  Behörden  auf  die  Notwendig- 
keit eingehender  Ermittlungen  bei  jedem  Gesuch  hingeführt  wer- 
den, unsaubere  Elemente  aber  die  Aufklärung  ihres  Verhaltens 
im  Genehmigungsverfahren  scheuen  und  deshalb  mehr  wie  bis- 
her vermeiden  werden,  sich  diesem  Gewerbebetrieb  zuzuwenden. 
Aus  diesen  Gründen  werde  vorgeschlagen,  diesen  Gewerbebetrieb 
von  der  Erlaubnis  der  zuständi^^en   Behörden  abhängig  zu  ma- 
chen.   Die  Versagung  der  Erlaubnis  werde  an  solche  tatsäch- 
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liehe  Voraussetzungen  zu  binden  sein,  die  die  Unzuverlässigkeit 
cl(  s  Nachsuchenden  in  Beziehung  auf  den  beabsichtigten  Gewerbe- 
betrieb ergeben. 

Die  von  den  Zentralbehörden  auf  Grund  des  §  38,  2  erlasse- 
nen Vorschriften  über  die  Art  der  Buchführung  und  die  danach 
diesen  Betrieben  zuzuwendende  polizeiliche  Kontrolle  habe  einen 
nennenswerten  Einfluss  auf  die  ordnungsmässige  Gestaltung  der 
gewerbsmässigen  Arbeitsvermittlung  kaum  au^uüben  vermocht. 
Da  aber  die  Missstände  an  verschiedenen  Orten  und  zu  verschie- 
denen Zeiten  in  wechselnder  Gestalt  und  Schärfe  auftreten,  sei 
für  eine  in  das  Sachliche  eingebende  allgemeine  Regelung  kein 
Boden.  Der  Entwurf  wolle  daher  den  Landesregierungen  durch 
die  unter  IV  vorgeschlagene  Aenderung  des  §  38  die  Vollmacht 
geben,  je  nach  den  Verhältnissen  einzelner  Orte  oder  Bezirke  die 
erforderlichen  Bestimmungen,  soweit  sie  nicht  im  Wege  der  Lan- 
desgesetzgebung getroffen  seien  oder  getroffen  werden,  ihrerseits 
zu  erlassen.  Auf  diesem  Wege  können  je  nach  dem  Bedürfnis 
Bestimmungen  ergehen,  die,  weil  sie  eben  nur  unter  besonderen 
örtlichen  Verhältnissen  sich  empfehlen»  von  einzelnen  Bundesre- 
gierungen als  zweckmässig  und  erwünscht,  von  andern  als  ent- 
behrlich oder  gar  bedenklich  bezeichnet  worden  seien.  Hierhin 
gehöre  das  Verbot  der  Beherbergung  und  Beköstigung  von  Ar« 
beitsuchenden  durch  Gesinde  Vermieter,  das  Verbot  doppelter  zu* 
gleich  von  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  geforderter  Gebühren, 
das  Verbot  der  Verdingung  von  Personen,  welche  bereits  im  Ge- 
sindedienst gestanden  haben,  ohne  Vorlegung  eines  rechtsgiltigen 
Kündigungs«  oder  Entlassungsscheins,  ebenso  die  allgemeine  Ver- 
pflichtung  der  Gesindevermieter  zur  Einziehung  sorgfältiger  Er- 
kundigungen darüber,  ob  die  von  ihnen  anzuwerbende  Person 
keine  anderweitigen  kontraktlichen  oder  sonstigen  Verpflich- 
tungen habe,  die  sie  an  dem  Eingehen  eines  neuen  Arbeitsver* 
hältntsses  hindern.  Auch  die  Verleitung  zum  Kontraktbruch,  die 
übrigens  in  der  Regel  einen  ausreichenden  Grund  zur  Konzessions- 
entziehung bieten  dürfte,  würde  dort,  wo  die  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse ein  Bedürfnis  dazu  erkennen  lassen,  unter  Strafe  ge- 
stellt werden  können.  Die  in  einzelnen  Bundesstaaten  erlassenen 
Vorschriften  über  die  Taxen  der  Gesindevermieter  und  Stellen- 
vermittler hätten  sich  derart  bewährt,  dass  es  zweckmässig  er- 
schien, derartige  Bestimmungen  (durch  §  75  a)  reichsgesetzlich 
festzulegen. 
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Die  Anregungen,  welche  die  Vorlage  den  Landcsbehör- 
den  gibt,  nach  welcher  Richtung  hin  —  entsprechend  den  je- 
weilirjen  territorialen  Bedürfnissen  —  sie  Vorschriften  erlassen 
könnten,  bewegen  sich  ziemlich  in  agrarischem  Gedankenkreise. 
Prinzipiellen  Bedenken  muss  der  Vorschlag  begegnen,  Gesinde- 
vermietern  zu  verbieten,  Personen,  welche  bereits  im  Gesinde- 
dtenst  gestanden  haben»  ohne  Vorlegung  eines  rechtsgiltigcn  Kün- 
digungs-  und  Entlassungsscheins  zu  verdingen.  Durch  eine  solche 
Bestimmung  würde  das  Gesinde  härter  betroffen  als  der  Gesinde- 
vermieter. Es  würde  damit  dem  Gesinde  das  Recht  genommen 
werden,  sich  einen  neuen  Dienst  zu  verschaffen,  bevor  eine  Kün> 
digung  des  seitherigen  Arbeitsvcrhiiltiiisses  eingetreten  ist  —  ein 
Recht,  das  jedern  anderen  Arbeitnehmer  zusteht.  Dass  sich  ein 
Dienstbote  gleichwie  ein  Arbeiter  fürsorglich  um  eine  Stelle  be- 
müht, schon  ehe  er  gekündigt  hat,  um  nicht  dem  Risiko  ent- 
gegenzugehen, nach  Ablauf  des  Kündigungstermins  ohne  Stelle 
zu  sein  —  darf  doch  nicht  Hemmnissen  begegnen.  Das  Gesinde, 
das  an  und  für  sich  rechtlich  ungünstiger  dasteht  als  der  Arbei- 
ter (Fürsorge  für  Krankheit,  Unfall  usw.),  sollte  in  dieser  Hinsicht 
nicht  noch  mehr  beschränkt  werden,  sonst  wird  das  Abströmen 
in  die  Industrie  und  der  Dienstbotenmangel  immer  noch  grösser 
werden.  Derartige  Bestimmungen  würden  aber  auch  nicht  die 
erhofTte  unmittelbare  Wirkung  erzielen.  Man  würde  dadurch  den 
im  Kündigungs Verhältnis  stehenden  oder  entlassenen  Arbeiter 
bezw.  Dienstboten  dem  unlautern  Stellenvermitller  und  dessen 
schädlichen  £in6üssen  nur  noch  fester  in  die  Arme  treiben.  Die- 
ser  Anregung  ist  daher  auch  in  keinem  deutschen  Einzelstaate 
Folge  gegeben  worden. 

Der  Gesetzentwurf  wurde  in  den  Reichstagssitzungen  vom 
19.  und  20.  April  1899  in  Verbindung  mit  den  Arbeiterschutz- 
anträgen V*  Heyl  und  Bassemumn  in  erster  Lesung  be- 
raten*). Die  Vorlage  fand  lebhaften  Beifall  bei  der  konser- 
vativen Partei,  dem  die  Abgg.  Jacobskötter  und  /Viir/i-Potsdam 
Ausdruck  gaben.  Auch  der  nationalliberale  Redner  Abg.  Bas- 
sermann nahm  zu  der  Vorlage  einen  im  allgemeinen  freund- 
lichen Standpunkt  ein.  Er  hielt  die  Einfuhrung  einer  Vorprüfung 
für  die  Ausübung  dieses  Gewerbes  itir  richtiger  als  den  gegen- 
wärtigen Zustand,  nach  welchem  erst,  wenn  die  Unzuverlässigkeit 


i)  StcD.  Bcr.  da  Reidutagi,  f.  Scss.  1898/1900,  S.  1851  fL  und  S.  187$  fC 
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nachgewiesen  sei,  eine  Untersagung  des  betr.  Gewerbebetriebs 
erfolgen  könne.  Der  Regierungsentwurf  schaffe  aber  für  die  Par- 
tikulargesetzgebung einen  zu  weiten  Spielraum,  z.  B.  bezüglich 
der  Befugnis,  Bestininiungen  gegen  die  Verleitung  zum  Kontrakt- 
bruch zu  treffen.  Es  sei  erst  gründlich  zu  prüfen,  ob  es  über- 
haupt notwendig  sei,  solche  Strafbestimmungen  aufzustellen.  Sei 
die  Frage  zu  bejahen,  dann  sollte  man  auf  dem  Weg  der  Reichs^ 
gesetzgebung  bleiben  und  nicht  die  Einführung  einer  derartigen 
Bestimmung  der  Partikulargesetzgebung  überlassen.  Denn  ein 
Zustand,  dass  in  einem  Staat  die  Verleitung  zum  Kontraktbruch 
'  strafbar  sei  und  in  dem  Nachbarstaat,  vielleicht  eine  Stunde  da> 
von,  straflos,  könne  nur  zu  Missstandon  fuhren. 

Dor  Vertreter  der  sozialdemokratischen  Partei,  Abg.  PfanU' 
kuchf  leugnete  nicht,  dass  das  Gesindevermietungswesen  aus 
serordentlich  wunde  Punkte  aufzuweisen  habe.  Aber  durch  Eta- 
fühnmg  der  Konzessionspflicht  werde  man  die  Schäden  nicht  be- 
seitigten. Das  könne  am  radikalsten  dadurch  geschehen,  dass  den 
Gesindevermietern  und  Steüenvermittlern  verboten  werde,  über- 
haupt eine  Gebühr  von  Stellesuchenden  zu  erheben.  Die  Gebühr 
solle  von  den  Arbeitgebern  entrichtet  werden.  Dass  für  die  So- 
zialdemokratie noch  andere  als  sachliche  Gesichtspunkte  bei  der 
Stellungnahme  zu  dem  Regierungsentwurf  massgebend  waren, 
verriet  Abg.  Pfaimkueh  mit  seiner  Aeusserung:  >Wir  sind 
keine  Freunde  davon,  dass  die  Machtvollkom- 
menheiten derPolizeibehörden  ausgedehnt  wer- 
den, dass  die  Polizei  mehr  noch  als  heute  schon  die  Möglich^ 
keit  bekommt,  Eingrifie  in  das  wirtschaftliche  Leben  zu  ma> 
chenc.  Abg.  yacobskotter  entgegnete,  dass  in  der  Landwirtschaft 
die  Vermittlungsgebühren  schon  jetzt  zumeist  die  Arbeitgeber 
zahlen. 

Prinzipielle  Bedenken  gegen  die  Vorlage  hegte  der  Redner 
der  freisinnigen  Volkspartei,  Abg.  Lenstnann,  Er  erblickte  in 
ihr  eine  weitere  Durchbrechung  des  Prinzips  der  Gewerbefrei- 
heit  und  hielt  die  Bestimmungen,  welche  das  Heil  in  der  Polizei- 
vormundschaft sehen,  für  unerträglich.  Die  Bestimmungen  über 
die  Gesindevermieter  seien  »der  schlechteste  Punkt  der  ganzen 
Regierungsvorlagec.  Die  Missstände  Hessen  sich  dadurch  besei> 
tigen,  dass  man  demjenigen  die  Konzession  entziehe,  der  wegen 
bestimmter  Delikte  bestraft  sei.  Die  Bestimmungen  über  die  Aus- 
hängung der  Taxen  würden  nicht  viel  helfen.   Besser  sei  schon, 
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die  Gebührenerhebung  von  Arbeitnehmern  zu  verbieten.  Der 
Zweck  der  Vorlage  sei  nicht  der  der  Fürsorge  für  die  Stellen- 
suchenden, sondern  den  ländlichen  Arbeitern  im  Osten  das  Stellen- 
finden und  Stellensuchen  zu  erschweren.  Der  liberale  Abg. 
Roesicke  tadelte  die  mangelhafte  Anwendung  des  §  35  d.  G.O. 
durch  die  Verwaltungsbehörden,  die  derart  mit  allen  möglichen 
Verpflichtungen  belastet  seien,  die  eigentlich  gar  nicht  zu  ihrem 
Kessort  gehören,  dass  es  ihnen  fast  unmöglich  sei,  alle  die  Kon- 
trollen auszuüben,  die  ihnen  durch  Gesetze  übertragen  seien.  Dass 
auf  dem  Gebiet  der  Gesindevermittlung  notorisch  grosse  Uebel* 
stände  bestehen,  gab  der  sozialdemokratische  Führer,  Abg. 
Bebel,  vollkommen  zu,  er  sprach  sogar  von  einer  schandbaren 
Ausbeutung  durch  diese  Mittelspersonen  und  dass  die  Gesetz- 
gebung »diesem  unsaubern,  im  höchsten  Grade  verderblichen 
Treiben«  Einhalt  tun  müsse,  —  aber  für  Einfuhrung  der  Kon- 
zessionspflicht sei  seine  Partei  nicht  zu  haben.  Der  Redner  blieb 
in  seinen  Ausfuhrungen  nicht  konsequent,  denn  während  er,  wie 
erwähnt,  gesetzgeberisches  Einschreiten  für  nötig  hielt,  verwies 
er  gleichzeitig  auf  den  Weg  der  Exekutive,  indem  er  ebenso  wie 
ein  Vorredner  zugab,  dass  es  möglich  sei,  die  bestehenden  Uebei- 
stände  schon  durch  §  35  zu  beseitigen.  Abg.  Bebel  wiederholte 
endlich,  ohne  zu  konkreten  Forderungen  zu  kommen,  die  von 
seiner  Partei  schon  1S85  erhobene  Forderung  der  staatlichen  Or- 
ganisation des  gesamten  Arbeits-  und  Stellenvermittlungswesens. 
Er  behauptete  schliesslich  beweislos,  dass  die  süddeutschen  Staaten 
den  §  35  schärfer  handhabten  und  eine  Statistik  über  die  Ver- 
gangenheit der  Gesindevermieter  dort  jedenfalls  günstigere  Er- 
gebnisse liefern  würde  als  im  Norden.  Staatssekretär  Graf 
Posadewshy  erwiderte,  man  habe  die  Statistik  nur  in  Preussen 
erhoben,  weil  die  vorgeschlagene  Gesetzesbestimmung  auf  einem 
preussischen  Antrage  beruhte.  Die  Statistik  würde  in  den  an- 
dern Bundesstaaten  wahrscheinlich  die  gleichen  Resultate  liefern 

Den  durchschlagendsten  Grund  für  die  Notwendigkeit  der 
Einführung  der  Konzessionspflicht  und  des  Bedürfnisnachweises 
hervorgehoben  zu  haben,  war  das  Verdienst  des  freikonservativen 
Abg.  Gamp,   Derselbe  äusserte  wörtlich:   »Ich  bedaure  es  auf- 

t)  Kine  derarlige  Statistik  lag  damals  längst  vor.  Die  Frf^ehnissf  in  Bayern 
und  Baden  waren  nicht  wesentlich  günstiger.  Während  in  Freussen  '/s  der  betr. 
GcwerbtreibcDdeo  vorbestraft  war,  waren  es  in  Bayern  und  Baden  je  '/lo«  oben 
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richtig,  dass  nicht  ebenso  wie  für  die  Pfandleiher  auch  für  die 
Gesindevermieter  durch  Landesgesetz  die  Konzessionicr-:n::  von 
der  Bedürfnisfrage  abhängig  gemacht  werden  kann.  Ich  bedaure 
das  gerade  von  dem  Standpunkte  aus,  für  den  der  Herr  Abg, 
Bebel  Verständnis  haben  sollte,  dass,  wenn  wir  einmal  zu 
einer  durchgreifen  d  cn  Organisati  on  des  Arbeits* 
nachweises,  vielleicht  nicht  durch  Vermittlung 
der  Staats»,  sondern  der  Selbstver waltungs* 
Organe  kommen,  es  in  hohem  Masse  erwünscht 
und  notwendig  sein  würde,  um  diese  Organ  i> 
sationaufrecht  zu  erhatten  und  ihre  ordnungs- 
mässige  Funktionierung  zu  sichern,  in  den  klei> 
neren  Orten  mit  dem  Verbot  der  Gesindever* 
mieter  vorzugehen«.  Abg.  Gamp  bedauerte  noch,  dass 
das  Verbot  der  Ausübung  des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen 
für  die  Gesinde  makler  nicht  ausgesprochen  worden  sei.  Gerade 
hierin  Hege  ein  besonderer  Krebsschaden,  weniger  für  die  Inter> 
essen  der  Arbeitgeber  als  der  Arbeiter.  Denn  auf  dem  Lande 
komme  es  vielfach  vor,  dass  die  Gesindevermittler  umherziehen, 
um  die  Arbeiter  zu  veranlassen,  die  Arbeitsstätten,  auch  solche, 
die  sehr  gut  sind,  zu  verlassen,  lediglich  zu  dem  Zweck,  ilamit 
die  Gesindevermittler  eine  Gebühr  für  die  Unterbringung  bekom* 
men.  In  manchen  Gegenden  sei  es  ganz  üblich,  dass  die  Gestn- 
devermieter  kurze  Zeit  vor  dem  Kündigungstermin  von  Ort  zu 
Ort  gehen,  um  die  Arbeiter  zur  Kündigung  zu  veranlassen.  Der 
Gesetzentwurf  wurde  einer  2igliedrigen  Kommission  zur  Vorbe- 
ratung  überwiesen. 

Die  Aufnahme,  welche  die  Regierungsvorlage  in  der  Kom- 
mission fan<f,  entsprach  der  Stellung  der  Fraktionen  bei  der 
Generaldiskussion  in  der  ersten  Lesung.  Wie  aus  dem  vom  Abg. 
Dr.  HUU  erstatteten  Bericht^)  hervorgeht,  wurden  zahlreiche 
Abänderungsanträge  eingebracht  und  wieder  zurückgezogen.  War 
schon  im  Plenum  angeregt  worden,  die  Konzessionserteilung  von 
dem  Nachweis  eines  vorhandenen  Bedürfnisses  abhängig  zu 
machen,  so  wurde  in  der  Kommission  ein  entsprechender  Antrag 
gestellt.  Gegen  denselben  wurde  jedoch  regierungsseitig  geltend 
gemacht,  dass  der  Bedürfnisfrage  ein  entscheidender  .  Einfluss  auf 
die  Zulassung  des  Betriebs  wohl  bei  solchen  Gewerben  beige- 


1)  Reichstag  lO.  Leg.rer,,  i.  Sess.  1898/1900,  Drucks.  Nr.  593. 
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messen  werden  könne»  die  ihrer  Natur  nach  von  lokaler  Bedeu- 
tung wären,  wie  das  Pfandleihgewerbe  und  der  Betrieb  der  Gast- 
und  Schankwirtschaft,  dass  dagegen  bei  Gewerben,  deren  Aus- 
übung sich  weit  über  lokale  Grenzen  erstrecke,  wie  das  erfah- 
mngsgemass  bei  Gesindevermietern  und  Stellenvermittlern  der 
Fall  sei,  die  Bedürfnisfrage  nicht  in  Betracht  kommen  könne. 
Der  Antrag  fand  infolgedessen  nicht  die  Zustimmung  der  Kom- 
mission. Eingehend  diskutiert  wurde  über  den  Umfang  der  Rechte 
und  Befugnisse  dieser  Gewerbetreibenden  und  ganz  besonders 
darauf  hingewiesen,  es  müsse  vor  allem  die  Möglichkeit  geschaffen 
werden,  die  grossen  Uebelstände  wenigstens  einzudämmen,  zu 
welchen  der  Geschäftsbetrieb  im  Umherziehen  und  die  besonders 
gefährliche  Vereinigung  des  Stellenvermittlungsgewerbes  und  des 
Gast-  und  Schankwirtschaft^ewerbes  in  einer  Person  geführt 
habe.  Der  Regierungsvertreter  bemerkte  hierzu,  dass  die  in  die- 
ser Richtung  erforderlichen  Vorschriften  unbedenklich  auf  Grund 
des  §  38, 1  an  und  för  sich  erlassen  werden  könnten.  Die  Kom- 
mission erachtete  es  jedoch  zur  Beseitigung  jedes  Zweifels  fUr 
erwünscht,  gerade  diese  Auswüchse  als  besonders  geeignet  für 
ein  Eingreifen  der  Behörden  hervorzuheben,  und  nahm  demge- 
mäss  den  Antrag  mit  11  gegen  5  Stimmen  an,  im  §  38,1  in  der 
Fassung  des  Entwurfs  hinter  den  Worten  >Vorschriften  zu  er- 
lassen« einzuschalten:  »Insbesondere  kann  die  Aus- 
übung des  Gewerbes  im  Umherziehen,  sowie  die 
gl  eichzeitige  Ausübung  des  Gast-  u  n  d  Schank- 
wirtschaft sgewerbes  beschränkt  oder  ganz  un- 
tersagt werde  nc. 

Eine  materielle  Aenderung  wurde  noch  von  der  Kommission 
bezüglich  der  Taxvorschriften  getroffen.  Es  wurde  her- 
vorgehoben, dass  es  nicht  genüge,  wenn  dem  Stellesuchcnden 
etwa  sämtliche  in  dem  Geschäftsverkehr  des  Stellenvermittiers 
anwendbaren  Taxen  mitgeteilt  würden  und  es  ihm  überlassen 
bliebe,  sich  die  für  ihn  zur  Anwendung  kommende  Taxe  ausxti* 
suchen,  dass  vielmehr  im  Htnbikk  auf  die  geschäftliche  Unge- 
wandtheit  zahlreicher  Stellestichenden  dem  Stellenvermittler  zur 
Pflicht  gemacht  werden  müsse,  jenem  die  speziell  für  ihn  zur  An- 
wendung kommende  Taxe  mitzuteilen,  damit  nachher  keinerlei 
Uebervorteilungen  unter  Bezugnahme  auf  das  mitgeteilte  Taxen- 
verzeichnis versucht  werden  könnten.  Die  Kommission  beschloss 
daher,  den  §  75a  der  Regierungsvorlage  wie  folgt  abzuändern; 
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>Die  Gesindevermteter  und  SteHcnvermitUcr  sind  verpflichtet, 
das  Verzeichnis  der  von  ihnen  für  ihre  gewerblichen  Leistungen 
aufgestellten  Taxen  der  Ortspolizeibehdrde  einzureichen  und  in 
ihren  Geschäftsräumen  an  einer  in  die  Augen  fallen- 
de n  S  t  e  1 1  e  anzuschlagen.  Sie  sind  ferner  verp  flieh* 
tet,  dem  Stellesuchenden  vor  Abschluss  des 
Vermittlungsgeschäfts  die  für  ihn  zur  Anwen* 
dung  kommende  Taxe  mitzuteilen.« 

Die  zweite  Lesung  begann  in  der  Sitzung  vom  23.  No- 
vember 1899 In  derselben  brachte  der  der  freisinnigen  Volks- 
partei angehörende  Abg.  Fischbeck  einen  Antragt)  ein,  den 
Art  3,1  (Konzessionspflicht)  und  3,  IV  (Ausübung  des  Gewerbe- 
betriebs im  Umherziehen)  zu  streichen.  Der  Antragsteller  verwies 
in  seiner  Begründung  auf  die  bez.  preussischen  Landtagsverhand- 
lungen und  erklärte  die  Gesetzesvorlage  lediglich  mit  politischen 
Motiven  —  Beschränkung  der  Freizügigkeit  der  ostelbtschen 
Arbeiter.  Ihm  sekundierte  der  sozialdemokratische  Abg.  BeM, 
welcher  befürchtete,  dass  bei  Annahme  der  Konzessionspflicht 
die  allgemeine  Regelung  des  Arbeitsnachweises  auf  gesetzlichem 
Wege  erst  recht  auf  steh  warten  lassen  werde.  Demgegen- 
über hob  der  nationalliberale  Abg.  Bctssermann  hervor,  dass  die 
Kommissionsmehrhett  von  keinerlei  Nebenabsichten  geleitet  wor- 
den sei.  Nicht  in  Rücksicht  der  Leutenot,  sondern  auf  Grund 
der  von  Seiten  der  Regierung  nachgewiesenen  Missstände  im  Ge- 
werbe der  Stellenvermittlung  seien  die  Kommissionsbeschlüsse 
gefasst  worden.  Die  Bestrebungen  auf  reichsgesetzliche  Regdm^g 
des  Arbeitsnachweises  würden  in  keiner  Weise  durch  die  Kom- 
missionsvorschläge behindert.  Wenn  dadurch  die  Zahl  der  ge- 
werbsmässigen Stellenvermittler  steh  vermindern  würde,  so  würde 
gerade  das  Bedürfnis  des  Arbeitsnachweises  in  der  Richtung 
wirken,  dass  man  immer  mehr  zu  gemeinsamen,  gemeinnützigen 
Arbeitsnachweisen  übergehe.  Das  Verfahren  der  Entziehung  der 
Gewerbeberechtigung  nehme  unter  Umständen,  namentlich  wenn 
es  durch  die  Instanzen  der  Verwaltungsjustiz  laufe,  eine  sehr  er- 
hebliche Zeit  in  Anspruch.  Während  dieser  ganzen  Zeit  sei  die 
in  Frage  stehende  unzuverlässige,  vielleicht  unmoralische  Person* 
lichkeit  in  der  Lage,  Stellenvermittlungen  vorzunehmen.  Dem- 
gegenüber empfehle  sich  die  Vorprüfung.   Im  weiteren  Verlauf 

1)  Sten.  Ber.  des  Reichstag«  lo.  Leg.Per.,  l.  Sess.  1898/1900,  S.  2947  ff. 

2)  Reichstag  10.  Leg. Per.,  i,  Sess.  1898/1900,  Drucks.  Nr.  443. 
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der  Debatte  traf  die  Kritik  des  sozialdemokratischen  Abg.  Mid- 
l^nbuhr,  die  sich  gegen  die  »kleinliche  PoiizeimassregeU  rieh« 
tete,  in  einem  Punkte  allerdings  das  Richtige.  Redner  hob  her- 
vor« dass  die  Konzessionierung  gegen  die  Ausbeutung  nicht  den 
mindesten  Schutz  gewähre,  da  der  Tarif  beliebig  hoch  sein 
könne. 

Bei  der  nun  folgenden  Abstimmung  wurde  gemäss  der  Rc- 
gierungsvorlage  unter  Ablehnung  des  Antrags  Fischbeck 
beschlossen,  den  Gewerbebetrieb  der  Gesindevermieter  und  Stel- 
lenvermittler von  einer  besonderen  Erlaubnis  abhängig  zu  machen, 
die  zu  versagen  ist,  wenn  Tatsachen  vorliegen«  welche  die  Un- 
zuverlässigkeit  des  Nachsuchenden  in  Bezug  auf  den  beabsichtig- 
ten Gewerbebetrieb  dartun.  Zu  Art.  3«  IV  der  Regierungsvor- 
läge«  betreffend  das  Recht  der  Landeszentralbehörden«  den  Gc< 
Werbebetrieb  im  Umherziehen  zu  verbieten,  plaidierte  Abg.  Fiscbr- 
heck  Tür  Ablehnung«  da  diese  Bestimmung  sowohl  das  Gesinde 
beeinträchtige  als  die  Herrschaften.  Es  sei  vielfach  üblich,  dass 
Mietsfrauen,  welche  die  Annoncen  gesindebedQrftiger  Herrschaft 
ten  in  den  Zeitungen  lesen,  diese  aufsuchen,  um  ihre  Dienste  an- 
zubieten«  namentlich  wxnn  sie  für  ein  Mädchen  eine  Stelle  zu 
suchen  haben  Mit  Entschiedenheit  befürwortete  Abg.  Dr. 
Oertel  (Bund  der  Landwirte)  Ziff.  IV.  Es  Hege  sowohl  im  In- 
teresse der  Arbeitgeber  wie  der  Arbeitnehmer,  dass  der  Ge- 
Werbebetrieb  im  Umherziehen  diesen  Vermittlem  verboten  werde, 
wo  kein  Bedürfnis  vorliege,  wo  er  nur  benutzt  werde,  um  die 
Leute  in  eine  andere  Stellung  zu  locken«  nur  damit  der  Gesinde- 
vermittler sein  Schäfchen  scheere.  Wie  das  Gesindevermittler- 
wesen zum  Unwesen  geworden  sei«  könne  er  mit  zahlreichen  Zeug- 
nisscn  belegen.  In  diesen  Tagen  sei  ihm  folgendes  Beispiel  ent- 
gegengetreten. Ein  Gesindevermieter  habe  für  Beschaffung  ei- 
ner Magd  und  eines  Knechtes  von  einem  kleinen  Bauern  80  M. 
verlangt.  Dieser  habe  sie  eingeschickt,  aber  keinen  Knecht  und 
keine  Magd,  sondern  einen  weiteren  Brief  erhalten,  die  Sache 
mache  viel  mehr  Kosten,  er  solle  noch  15  M.  einschicken.  Der 


I)  Deraxtige  GepHogcDbciten  «rSrea  dn  Unfug,  dem  geiteoect  werden  nttacte. 
Denn  es  wire  eine  Bellitignng  und  eveotnell  eine  Schldigung  der  HerrKhaft«  die 

schon  durch  die  Zeitungsannunce  den  beabsichtigten  Zweck  erreicht  und  gerade  von 
der  Vermittlerin,  der  sie  doch  besondere  Provision  zu  ünlilcii  hat,  .l1)^c^le^  woHtc. 
In  diesem  Falle  bitte  sie  die  Gebühr  fUr  die  ZeituDgsannoace  und  für  die  Vermittlerin 
zu  z^hleo. 
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gute  Mann  habe  die  15  M.  auch  noch  eingeschickt  und  nach  lan- 
ger Zeit  endlich  eine  Magd  erlialten,  deren  Leibesumfang  ihr  die 
Bitte  in  den  Mund  gelegt  habe,  sie  sofort  am  nächsten  Morgen 
wieder  zu  entlassen.  Der  Bauer  habe  ihr  das  Reisegeld  geben, 
sie  entlassen  müssen  und  für  diese  95  M.  nichts  als  das  freudige 
Bewusstsein  gehabt,  eine  Magd  unter  diesen  besonderen  Umstän- 
den  eine  Nacht  bei  sich  beherbei^t  zu  haben.  Das  sei  kein 
vereinzelter  Fall.  Der  freikonservative  Abg.  v,  Kardorff  hielt 
gerade  im  Interesse  der  bäuerlichen  Besitzer,  die  sich  schwerer 
als  die  Grossgrundbesitzer  Arbeiter  verschaffen  könnten,  das  Ver- 
bot des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen,  der  wesentlich  zur  Ver- 
schärfung der  Leutenot  beitrüge,  fiir  angezeigt.  Endlich  wünschte 
noch  der  Centrumsabg.  Dr.  Hitee,  dass  durch  Z.  IV  »den 
Unruheaposteln,  die  bloss  an  ihren  eigenen  Geldsack  denken« , 
das  Handwerk  gelegt  werde.  Bei  der  nun  folgenden  Abstimf* 
mung  wurde  Z.  IV  nach  den  Kommissionsbeschlüssen  und  dann 
der  ganze  Artikel  3  unverändert  angenommen. 

Die  dritte  Lesung,  welche  am  5,  Dez.  1899  begann,  bot  nichts 
Bemerkenswertes.  Das  Gesetz  wurde  am  30.  Juni  1900  vollzo- 
gen*) und  trat  am  i.  Oktober  in  Kraft. 

7.  Die  Ausführungsverordnungen  der  Lan- 
deszentralbehörden. Im  folgenden  Abschnitt  werden 
neben  den  Ausführungsverordnungen  der  grösseren  Staaten  auch 
die  von  Hamburg  mitgeteilt,  weil  sie  in  einigen  Punkten  eigen- 
artig  sind. 

I.  Preussen. 

Von  dem  im  §  3S  d.  R.G.O.  den  Ministerien  erteilten  Befug- 
nissen hat  Preussen  in  reichem  Umfange  Gebrauch  gemacht  Durch 
Erlass  des  Ministeriums  für  Handel  und  Gewerbe  vom  la  Au- 
gust 1901  wurden  eingehende  Befugnisse  der  Verwaltungsbehör- 
den statuiert  und  den  Gewerbetreibenden  zahlreiche  Pflichten  auf- 
erlegt'). Nach  Ziffer  17  ist  den  Gesindevermietem  sowie  ihrem 
Hilfspersonal  einschliesslich  der  Familienangehörigen  der  Gewer- 
bebetrieb im  Umherziehen  sowie  der  ambulante  Gewerbebetrieb 
—  das  Aufsuchen  von  Aufträgen  am  Niederlassungsort  ausserhalb 

1)  RL-ichsf^e<üetzblatt  321. 

2)  /Iojf/nan?7,  (ich.  R».t,'.R,it  und  vorir,iL;ei»iicr  Rat  im  MiniMerimn  lur  llainiel 
und  GcwerbCj  > Vorschriften  tur  den  Gcächätlsbelricb  der  Ge»indeverniieter  und 
StellenTcrmUtler«,  Berlin  1901. 
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der  Geschäftsräume,  insbesondere  jede  Geschäftstätigkeit  auf 
öflTentHchen  Wegen,  Bahnhöfen  usw.  —  verboten').  In  Z.  14  ist 
den  gleichen  Personen  der  Betrieb  des  Gast-  und  Scbankwirtschafts- 
gewerbes  sowie  der  Kleinhandel  mit  Bier,  Branntwein  und  Spiri- 
tuosen untersagt,  auch  darf  das  Gewerbe  in  Räumen,  welche  der 
Gast-  oder  Schankwirtschaft  dienen,  oder  mit  solchen  in  unmit* 
telbarem  oder  mittelbarem  Zusammenhang  stehen,  nicht  betrieben 
werden.  Bezüglich  der  Befugnis  zur  Beherbergung  stellesuchender 
Personen  und  zur  Verabreichung  von  Speisen  und  nicht  geistigen  Ge- 
tränken an  sie  unterscheidet  die  Verordnung  zwischen  den  Gesinde- 
vermietern, welche  ihren  Gewerbebetrieb  schon  vor  dem  Inkraft- 
treten des  Gesetzes  vom  30.  Juni  1901  begonnen  haben,  und  je- 
nen, welche  später  auf  Grund  des  §  3$  d.  R.G.O.  eine  Erlaubnis 
erlangt  haben.  Nur  letzteren  wird  diese  Befugnis  erteilt,  wenn 
für  die  Unterbringung  gcci^mete  Räume  vorhanden  sind.  Doch 
kann  die  Befugnis  jederzeit  von  der  Ortspolizeibehörde  ohne  An- 
gabe von  Gründen  entzogen  werden  (Z.  15).  Stillich''),  der  durch 
seine  Enquete  über  die  Dienstboten  in  Berlin  sowohl  von  Herr- 
schaften als  von  Gesinde  nur  ungünstige  Urteile  über  die  Ge- 
sindcvermieter  erlangt  hat,  nennt  trotzdem  diese  Bestimmung 
»drakonisch«.  Die  verschiedene  Behandlung  der  vor  resp.  nach 
dem  1.  Oktober  1900  ihren  Gewerbebetrieb  ausübenden  Gesinde- 
vermictcr  erklärt  sich  wohl  dadurch,  dass  die  auf  Grund  der 
neuen  Bestiiiiiuuuycn  konzessionierten  Gewi-rbelreibenden  einer 
strenijeren  Pruiun^  unterworfen  wurden  und  daher  eme  L^ros.sere 
Gcw  .iiir  für  reelle  Gesciiäfisfuhrunc^  bieten.  Um  einer  Ausbeutung 
des  bei  den  Gesindevermietern  Unterkunft  suchenden  Gesindes 
vorzubeugen,  haben  die  ersteren  Preisverzeichnisse,  die  der  Orts- 
polizeibehörde vorgelegt  werden  müssen,  in  ihren  Räumen  aufzu- 
hängen. Bezuglich  der  Geljüiiren  wird  auf  §  75  a  d.  R.G.O.  ver- 
wiesen, jedoch  die  I  .rhcbung  eines  Einschreibgeldes  bei  Annahme 
des  Auftrags  verboten,  ebenso  die  Berechnung  von  Nebenkosten 
und  Erstattung'  von  Barauslagen,  deren  \  erwendung  nieht  auf 
Verlangen  des  Auftragt^ebers  erfolgt  ist  und  nachgewiesen  werden 
kann  (Z.  18).  Unter  bestimmten  \'oraussetzun<^en  sieht  Z.  II  so- 
gar die  Ruckzahlung  der  Vermittlungsgebühr  vor.  Die  Z.  7,  9,  10 

1}  DemiMtih  wurde  die  vom  Abg.  Flichbeck  in  der  3.  Lesung  der  Gewerbe- 
novelle  von  1900  protegierte  Micti>frau,  die  sich  Henncheften  anbietet,  ohne  van 

ibaen  Aufträge  zu  besitzen,  strafftlUig  sein.    .S.  oben  S,  69. 

2)  :itiiiick,  Die  Lage  der  weiblichen  Dienstboten  in  Berlin,  Berlin  1902,  S.  292 
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sichern  Ahndung  der  Verleitung  2um  Kontraktbruch  etwa  ira 
Geiste  der  alten  Gesindeordnungen.  Nach  Z.  lo  darf  der  Gesinde- 
vermteter  mit  Personen,  welchen  er  eine  die  Erwerbstätigkeit 
des  zur  Dienstleistung  Verpflichteten  vollständig  in  Anspruch  neh« 
mende  Stellung  vermittelt  hat,  erst  dann  wegen  Beschaffung  einer 
anderen  Stellung  in  Verbindung  treten,  wenn  der  erste  för  das 
bestehende  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnis  massgebende  Kündi- 
gungstermin verstrichen  ist,  sofern  nicht '  ein  gesetzlicher  Grund 
für  das  Verlassen  der  Stellung  nachgewiesen  wird.  Z.  8  schützt  das 
Gesinde  gegen  unbefugte  Ausübung  des  Retentionsrechts  der  Ge> 
Sindevermieter.  Die  Vermietung  weiblicher  Personen  ins  Aus- 
land ündet  durch  Z.  12  eine  zweckmässige  Kontrolle.  Z.  4  und  5 
treffen  Bestimmungen  gegen  die  Verhüllung  des  gewerbsmässigen 
Charakters  des  Gewerbebetriebs  und  gegen  schwindelhafte  Re> 
klame.  Vorschriften  über  die  Geschäftsbücher  sind  enthalten  in 
Z.  X,  2, 5  und  22.  Eine  eigenartige  Einrichtung,  die  ausser  in  Preus> 
sen  nur  noch  in  Hamburg  eingeführt  ist,  ist  der  durch  Z.  13  ge- 
forderte Ausweis.  Danach  hat  der  Gesindevermieter  über 
jede  Vermietung  sowohl  dem  Dtenstgeber  als  dem  Dienstnehmer 
(nach  einem  bestimmten  Formular)  einen  Ausweis  auszustellen, 
der  zur  Klarstellung  der  Dienstverhältnisse  bei  etwaigen  Streitig- 
ketten  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  oder  zwischen 
Arbei^ebern  oder  Arbeitnehmern  einerseits  und  dem  Gesinde- 
vermittler andererseits  dient.  Durch  Z.  20  werden  die  Öffentlichen 
bezw.  gemeinnützigen  Arbeitsnachweise  von  den  Vorschrif- 
ten eximiert. 

II.  Sachsen. 

Die  Verordnung  vom  6.  August  I902<)  ist  der  preussischen 
nachgebildet.  §  9  untersagt  ebenfalb  den  ambulanten  wie  den 
Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  trifft  ausserdem  noch  eine 
Schutzbestimmung  zu  Gunsten  der  öffentlichen  Arbeitsnachweise, 
indem  den  Gesindevermietern  jede  Geschäftstätigkeit  »in  der 
Nähe  von  nicht  gewerbsmässig  betriebenen  Arbeits-  und  Stellen- 
nachweisen« verboten  ist.  Das  Schankwirtschaftsverbot  ist  in 
§  16  ausgesprochen,  der  sich  von  Z.  14  der  preussischen  Ver* 
Ordnung  nur  dadurch  unterscheidet,  dass  sich  das  Verbot  nur  auf 
die  zum  Haushalte  gehörigen  Familienangehörigen  erstreckt.  Die 


1)  Ges.  und  Verordnungsblatt  fiir  das  Königreich  S«ch»en,  &  339. 
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Beherbergung  von  Stellesuchenden  unterliegt  nach  §  17  der  aus- 
drückUchen  Genehmigung  der  Ortspolizeibehörde,  die  nur  unter 
besonderen  Verhältnissen  und  nur  dann  zu  erteilen  ist,  wenn  für 
die  Unterbringung  geeignete  Räume  vorhanden  sind.  Die  übrigen 
Bestimmungen  über  die  Beherbergung  sowie  diejenigen  über  Be- 
köstigung der  Stellesuchenden  in  §  iS  sind  analog  den  preussi- 
schen  Vorschriften  getroffen.  Anders  als  in  Preussen  ist  die  Ge« 
bührenfrage  geregelt  §  14  Abs.  i  und  2  ist  gleichlautend  mit 
der  preussischen  Z.  ]8;  doch  bestimmt  §  15.  dass  die  Vermitt- 
lungsgebühren von  demjenigen  zu  entrichten  sind,  der  den  Auf- 
trag erteilt  hat.  Haben  beide  Vertragsteile  Aufträge  erteilt, 
die  zum  Abschluss  des  Vertrages  geführt  haben,  so  darf  der  von 
beiden  Teilen  gezahlte  Gesamtbetrag  die  einmalige  Vermitt- 
lungsgebühr nicht  übersteigen.  Ferner  sind  Reisegelder  oder  Auf- 
gelder dem  Stellesucbenden  nach  Bestimmung  der  Auftraggeber 
ungeschmälert  auszuhändigen  und  dürfen  nicht  unter  Anrechnung 
auf  die  geschuldeten  Gebühren  vorenthalten  werden.  Sachsen  ist 
demnach  unter  Befolgung  der  in  den  Motiven  zur  Gewerbenovelle 
von  1900  gemachten  Anregungen  zum  Verbot  der  Doppelgebühr 
geschritten,  wie  überhaupt  die  Bestimmungen  Ober  die  Gebühren 
schärfer  als  in  Preussen  gefasst  sind.  Schutz  gegen  Verleitung 
zum  Kontraktbruch  gewähren  die  §§  6.  7  und  8,  die  gleichlautend 
sind  mit  den  Z.  7,  9,  10  der  preussischen  Verordnung,  nur 
untersagt  §  6  noch  insbesondere  die  Vermittlung  von  landwirt* 
schaftlichem  Gesinde,  das  für  eine  andere  als  die  gesetzliche  An- 
trittszeit (welche  im  §  18  der  Revidierten  Gesindeordnung  bestimmt 
ist)  Stellung  sucht.  §  12  richtet  sich  gegen  unbefugte  Ausübung 
des  Retentionsrechts  an.  den  Ausweispapieren  des  Gesindes.  Die 
preussischen  Bestimmungen  bezüglich  der  Vermietung  weiblicher 
Personen  ins  Ausland  sind  acceptiert  und  durch  §  6  Abs.  2  noch 
mit  weiteren  Kautelen  umgeben.  Danach  sind  bei  der  Vermitt- 
lung von  ausländischen  Stellen  an  weibliche  Personen  alle  Ver- 
hältnisse mit  besonderer  Sorgfalt  zu  erörtern,  um  Schädigungen 
der  Stellesuchenden,  namentlich  in  sittlicher  Beziehung,  fernzu- 
halten. Für  minderjährige  weibliche  Personen  muss  ausserdem 
die  Einwilligung  des  gesetzlichen  Vertreters  zur  Annahme  einer 
ausländischen  Stelle  vorliegen.  Gegen  die  Verhüllung  des  ge- 
werbsmässigen Charakters  des  Gewerbebetriebs  und  gegen  Schwin- 
delreklame sind  in  §  X  und  §  10  Bestimmungen  getroffen,  analog 
denen  Preussens.   §  i  Abs.  i  enthält  noch  den  zweckmässigen 
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Zusatz :  Unpersönliche  Bezeichnungen,  wie  »Mädchenschutz,  Mäd- 
chenheim«  u.  der^l.  sind  den  gewerbsmässigen  Vermittlern  unter- 
§§  ' — 4  enthalten  Vorschriften  über  die  Geschäftsbücher, 
die  übrigens  in  allen  Bundesstaaten  siemlich  gleichartig  sind. 

III.  Bayern. 

Die  Verordnung  vom  28.  Juli  1879  wurde  durch  die  Mini' 
sterialverordnung  vom  29.  Mai  1901')  ersetzt,  welche  am  i.  Juli 
1901  in  Kraft  trat.  Sie  erweitert  in  vielen  Punkten  die  erstere 
Verordnung.  §  13  verbietet  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen, 
§  6  den  ambulanten  Gewerbebetrieb.  Besonders  ist  auch  das 
Aufsuchen  von  Aufträgen  in  den  Arbeitsämtern  verboten.  §  14 
untersagt  den  Gesindevermietern  die  gleichzeitige  Ausübung  des 
Gast-  oder  Schankwirtschaftsgewerbes  und  bestimmt,  dass  auch 
das  Geschäftslokal  sich  nicht  in  einem  Hause  befinden  dürfe,  in 
welchem  Gast-  oder  Schankwirtschaft  betrieben  wird.  §  11  ent« 
hält  ein  uneingeschränktes  Beherbergungs-  und  Verköstigungsver- 
bot.  §  8  verbietet  die  doppelte  Vermittlungsgebühr  wie  in  Sach- 
sen, sagt  aber  nichts  über  die  Einschreibgebühr.  Scßtans*)  fol- 
gert daraus,  dass  die  Erhebung  derselben  unzulässig  sei.  Dieser 
Auffassung  wird  nicht  beizutreten  sein Die  bayrische  Verwal- 
tungspraxis hat  auch  für  die  Zulässigkeit  der  Einschreibgebühr 
entschieden,  betrachtet  sie  aber  als  Entschädigung  für  die  auf 
den  Abschluss  eines  Dienstvertrags  gerichtete  Dienstleistung  im 
Falle  des  NichtZustandekommens  einer  Vermittlung.  Daraus  wäre 
zu  folgern,  dass  bei  erfolgreicher  Vermittlung  nur  die  Vermitt- 
lungsgebühr zu  entrichten  sei  und  die  Einschreibgebuhr  in  Weg- 
fall zu  kommen  habe.  Bemerkenswert  ist  die  Bestimmung,  dass 
der  Gebübrentarif  »innerhalb  und  ausserhalb  des  Geschäfts* 
lokals  gut  leserlich  an  einer  leicht  in  die  Augen  fallenden  Stelle 
anzubringen«  ist.  §  7  trifft  Bestimmungen  gegen  die  Verleitung 
zum  Kontraktbruch,  §  12  über  Reisegelder  und  sog.  Drangelder 
(übergegangen  in  die  sächsische  Verordnung) ,  besonders  wird 
noch  das  Fordern  und  die  Annahme  von  sog.  Kautionen  von  den 
Kunden  für  unzulässig  erklärt.  §  4  trifft  die  unreelle  Reklame. 
Gct,'cnüber  der  Verordnung  von  1879,  die  ein  Geschäftsbuch  zu 
führen  vorschrieb  (Einbuchsystem),  wird  jetzt  durch  den 

1)  Ges.  und  Verordnungsblatt  iiir  d.  Könif^.  Bayern,  S.  435. 

2)  Schanz  a.  a.  O.,  S.  29. 

3)  Vgl.  oben  S.  33  fr. 
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§  I  das  Zweibuchsystem  vorgeschrieben,  das  jetzt  allge^ 
fnein  eingeführt  bt.  Danach  ist  für  Dienstgeber  und  für  Dienst- 
nehmer ein  gesondertes  Buch  zu  führen. 

IV.  Württemberg. 

Die  Verordnung  vom  iS.  August  1878  wurde  durch  eine  Ver- 
fügung des  Ministeriums  des  Innern  vom  24,  Juni  1901*)  ersetzt 
Der  neuen  Verordnung  ging  eine  Ministerialenquete  von  1900 
voraus,  deren  Ergebnisse  die  Unterlage  zu  dem  neuen  Rechtszu- 
stand wurden.  Sie  sind  daher  vor  Besprechung  der  neuen  Ver- 
ordnung zu  betrachten. 

A.  Die  Ministerialenquete  von  1900. 

Im  Sommer  1900  forderte  die  Königliche  Zentralstelle  für  Ge- 
werbe und  Handel  von  den  8  württ.  Handelskammern  und  von 
22  Bezirksämtern  Berichte  über  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesinde- 
Vermieter  und  Stellenvermittler ,  über  etwa  vorkommende  Miss« 
stände  und  über  gebotene  behördliche  Gegenmassregeln  ein.  Auf 
Grund  des  eingegangenen  Materials  erstattete  die  Zentralstelle 
unterm  27.  März  1901  an  das  Ministerium  des  Innern  einen  Be- 
richt, in  dem  sie  sich  gutachtlich  äusserte.  Diesem  amtlichen 
Bericht ")  entnehmen  wir  folgende  Angaben. 

Von  einer  grösseren  Anzahl  von  Oberämtern  wurde  über  in 
ihren  Bezirken  in  Erscheinung  getretene  üble  Zustände  berichtet. 
AU  solche  erwähnten  sie:  Verleitung  der  Dienstboten  zum  Stel« 
lenwechsel  und  Kontraktbruch  und  der  Arbeitgeber  zum  Perso- 
nalwechsel, gesundheitliche  und  sittliche  Gefährdung  der  Stelle- 
suchenden  durch  die  Art  ihrer  Beherbergung  bei  Gesindevermie- 
tern. Die  Erscheinung,  dass  Stellenvermittler  oder  ihre  Agenten 
in  ausgedehntem  Masse  das  Land  bereisen  und  in  grossem  Mass- 
stabe aus  der  ländlichen  Bevölkerung  zum  Teil  unter  schwindel- 
haften Versprechungen  Dienstboten  und  Arbeiter  zum  Abzug  in 
grosse  Städte  und  Industriebezirke  veranlassen,  ist  in  Württem- 
berg nicht  von  erheblicher  Bedeutung.  Nur  in  einem  Bezirk  ziehen 
die  Gesindevermieter  auf  Märkten  herum.  Die  Zentrabtelle  für 
Gewerbe  und  Handel  sprach  sich  nicht  dagegen  aus,  dass  den 
Polizeibehörden  die  Bciu^üis  eingeräumt  werde,  vorzuschreiben, 
dass  die  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  nur  fiir  solche 

l)  Regierungsblatt  f.  il.  KonlL;r.  Wiirttcmherj;,  S.  157. 
2}  Akten  der  Kgl.  württ.  ZcntraUlcHc  für  Gewerbe  und  Handei. 
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Bemühungen,  für  welche  der  Auftragfjeber  ausdrücklich  unter- 
schriftlich im  Geschäftsbuch  oder  auf  bcMinderem  Zettel  bestä- 
tigten Auftrag  gegeben  hat,  neben  der  Taxe  Auslageoersatzge- 
bührcn  verlangen  dürfen.  Auch  befürwortete  die  genannte  Be- 
hörde, dass  das  Formular  für  die  Geschäftsbücher  in  der  Rich- 
tung erweitert  werde,  dass  in  einer  besonderen  Rubrik  neben  den 
Gebühren  die  Auslagen,  für  welche  der  Auftraggeber  aufzukom- 
men hat,  angegeben  werden  müssen,  und  dass  die  Belege  (ur  die 
Auslagen  und  die  Bescheinigungen  über  die  erteilten  Aufträge 
zur  polizeilichen  Kontrolle  gesammelt  und  aufbewahrt  werden. 
V^on  Ulm  und  Stuttgart  wurde  eine  Vorschrift  beantragt,  nach 
der  Ankündigungen  nur  über  nachweislich  vorliegende  Angebote 
und  Nachfragen  gemacht  werden  dürfen  und  aus  den  Ankündi- 
gungen Name  und  Berufsstand  des  Vermittlers  ersichtlich  und 
letztere  Angaben  auch  am  Geschäftslokal  in  einer  von  der  Strasse 
aus  sichtbaren  Weise  angebracht  sein  müssen.  Die  Zentralstelle 
weiss  gegen  solche  Vorschriften  erhebliche  Bedenken  nicht  gel- 
tend zu  machen.  Der  Erlassung  des  Verbots  der  gleichzeitigen 
Ausübung  des  Schankgewerbes  haben  naliezu  sämtliche  Behör- 
den und  Handelskammern  zugestimmt.  Das  Oberamt  Biberach 
wünschte  jedoch  Ausnahmen  fttr  Wirte  in  früheren  Zu nfth er- 
ber gen,  in  welchen  die  Stellenvermittlung  für  einzelne  Berufs« 
arten  in  hergebrachter  Weise  stattfindet.  Wenn  das  Verbot  fiir 
grössere  Städte  angezeigt  sei,  so  liege  doch  kein  ausreichender 
Grund  vor,  es  auch  auf  kleinere  Orte  auszudehnen,  wo  mitunter 
Inhaber  von  Wirtschaften,  in  welchen  die  reisenden  Handwerks- 
gesellen zu  verkehren  pflegen  und  Herberge  nehmen,  meist  ohne 
besondere  Entschädigung  sich  nebenher  mit  einer  Art  von  Stellen- 
vermittlung abgeben.  Das  Stadtpolizeiamt  Stuttgart  empfahl  vor- 
zuschreiben, dass  der  Gewerbetreibende  besondere,  nicht  gleich- 
zeitig zu  Wohn«,  Schlaf-  und  andern  Zwecken,  insbesondere  nicht 
zum  Betrieb  anderer  Gewerbe  bestimmte  Geschäftsräume  halten 
müsse.  Dadurch  solle  erreicht  werden,  dass  den  vielen,  kleinen 
Geschäften,  welche  ohne  verhältnismässige  Ausbeutung  ihrer  Auf- 
traggeber nicht  bestehen  können,  die  Existenz  entzogen  werde, 
und  dass  Personen,  welche  das  Gewerbe  nur  zum  Deckmantel 
unsauberen,  kupplerischen  Treibens  ausüben,  ausgeschlossen 
werden. 

Aus  den  Begleitberichten  ist  zu  erwähnen,  dass  das 
Oberamt  Stuttgart  die  Vollständigkeit  der  Eintrag un<;en  in  die 
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Geschäftsbücher  bezweifelt.  Auch  der  Bericht  der  Stadtdirektion 
Stuttgart  enthält  interessante  Feststellungen.  Das  Stadtpoltzeiamt 
hat  in  Stuttgart  gefunden,  dass  mitunter  2 — 3  Personen  in  einem 
Bette  bei  der  Gesindevermieterin  nächtigen.  Es  schöpft  eben- 
falls Verdacht,  dass  nicht  alle  Eintragungen  in  die  Geschäfts- 
bücher erfolgen.  1900  bestanden  in  Stuttgart  S3  derartige  Ge- 
werbebetriebe, wovon  3  von  Eheleuten  gemeinschaftlich  geführt 
wurden,  sodass  eigentlich  nur  50  vorhanden  waren  (1889:  72, 

i«9i:  73) 

15  vermittelten  nur  w.Mliiiche  Personen, 

35         »         Personen  beider  Geschlechter, 

II        »        vonossweise  Wirtschafttpersonal, 

t8  Geschäfte  hatten  im  Berichtsjahr  je  bis    loo  Auftrage 

II  »  »a  •  >»       300  » 

6       •  >      *         »        »    »    400  • 

9       »  *      >         >        >         800  * 

4  »  »9  »  >     »    I300  > 

s       >  >      >  »        Aber   t200  • 

Erledigt  wurden  von  diesen  Geschäften  1899  von  31767  Auf- 
trägen nur  14799,  1900  bis  i.  Juli  von  15492  Auftragen  7042'). 
Die  württembergische  Gewerbestatistik  vom  14.  Juni  1895  zählte 
für  das  ganze  Land  74  Geschäfte  im  Hauptbetrieb,  35  im  Neben- 
betrieb. Ein  grosses  Gesindevcrmittlungsbureau  in  Stuttgart  hat 
nach  dem  Bericht  der  Stadtdirektion  trotz  des  Städtischen  Ar- 
beitsamts keinen  Rückgang  erfahren.  Der  Arbeitnehmer  habe 
das  Misstrauen,  dass  bei  dem  gebührenfreien  Arbeitsnachweis 
seine  Interessen  nicht  genügend  wahrgenommen  werden. 

Die  Ministerialenquete  zeigte  die  grosse  Verschiedenheit  der 
lokalen  Bedürfnisse  und  bewirkte,  dass  die  württembergische  Aus- 
fuhrungsverordnung die  Aufsicht  stark  dezentralisierte. 

B.  D  i  e  Verordnung  von  1  90  I . 

Die  Ministerialverfügung  vom  II.  Juli  1901  überlässt  eine 
Reihe  von  Vorschriften,  die  in  andern  Staaten  durch  die  Zentral- 
behörden gegeben  sind,  den  unteren  Verwaltungsbehörden.  Sie 
untersagt  nur  strikte  in  §  i  die  Ausübung  des  Gewerbebetriebs 
im  Umherziehen  und  die  Verleitung  der  Arbeitnehmer  zum  Bruch 

1)  Diese  Zifieni  haben  kdne  abiolote  Beweiikraft  fttr  die  aniutlagUchen  Lei- 

stungen  der  gewerblichen  Stellenvermittlung,  denn  bei  der  Zahl  der  Aufträge  &ind 
Doppelzählungen  nicht  berücksichligt.  Bei  der  herrschenden  Dienstbotennot  lassen 
sich  viele  Herrschaften  bei  mehreren  Gesindevermietern  zugleich  einschreiben,  um 
sicherer  zum  Ziele  zu  kommen.    Einer  kann  aber  nur  das  Geschäft  machen. 
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des  Dienstvertrags.  Sie  überlässt  es  dagegen  einer  frühestens 
6  Monate  nach  ihrer  Verkündigung  in  Wi;ksainkeit  tretenden 
orts-  oder  bezirkspoli/elHchen  Vorschrift»  den  Gesindevermietern 
und  Stellenvermittlern  die  Ausübung  des  Gast-  und  Schankwirt- 
schaftsgewerbes und  die  Gewährung  von  Kost  und  Herberge  an 
Stellensuchende  zu  untersagen  (§§  2,  81.  Das  letztere  Verbot 
kann  nur  erlassen  werden,  wenn  in  der  Gemeinde  hinreichende 
anderweite  Gelegenheit  zur  Unterkunft  Air  Stellcnsuchende  vor- 
handen ist.  §  6,  eine  Erweiterung  des  §  5  der  Verordnung  von 
1878,  regelt  das  Gebühren wesen.  Von  der  Einschreibgebühr  ist 
darin  nicht  die  Rede,  allein  es  sind  ausdrücklich  auch  »Taxen 
für  erfolglose  Vermittlungen'  vorgesehen.  §  3  gestattet  ausser* 
dem  eine  orts-  oder  bezirkspolizeiliche  Vorschrift ,  dass  die  Ge- 
sindevermieter neben  der  Taxe  für  ihre  Mühewaltung  Ersatz  nur 
für  solche  Aufwendungen  beanspruchen  dürfen,  für  welche  der 
Auftraggeber  ausdrücklichen,  unterschrifiiicli  bestätigten  Auftrag 
gegeben  hat.  §  5  enthält  ausführliche  Bestimmungen  über  die 
Geschäftsbücher,  wodurch  die  Vorschriften  von  187S,  die  schon 
das  Zweibuchsystem  vorsahen,  zweckmässig  verbessert  werden. 
Die  in  den  Ausfuhr ungs Verordnungen  der  vorerwähnten  Einzel- 
staaten enthaltenen  Bestimmungen  über  andere  Missstände,  die 
sich  aus  dem  Gewerbebetrieb  der  Gesindevermieter  in  den  grös- 
seren Städten  regelmässig  ergeben,  fehlen  hier,  was  auf  das  Er- 
gebnis der  Ministerialenquete  von  1900  zurückzuführen  ist. 

V.  Baden. 

Die  Revision  der  Verordnung  von  1887  erfolgte  durch  die 
Ministerialverordnung  vom  10.  Oktober  1901^),  welche  am  i.  No- 
vember 1901  in  Kraft  trat.  Voraus  ging  eine  Enquete,  die  durch 
Erlass  vom  25.  Februar  1901  vom  Ministerium  des  Innern  einge- 
leitet war. 

A.  Die  Ministerialenquete  von  19OI. 

Die  badische  Ministerialenquete  zeichnet  sich  durch  systema- 
tische Spezialisierung  aus.  Der  Erlass  vom  25.  Februar  1901  *)  ist 
an  die  Hälfte  der  Grossh.  Bezirksämter  gerichtet  und  fordert  Gut- 
achten ein,  ob  sich  nach  der  Gewerbeordnungsnovelte  von  1900 
formelle  oder  materielle  Aenderungen  der  Verordnung  von  1887 

l)  Gcselzes-  und  Verordn.Blatt  f.  d.  Grossh.  Baden,  S.  472. 
a  Akten  des  GroBh,  Badtsclien  Ministerium«  des  Innern. 
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atif  Grund  der  bei  ihrem  Vollzug  gemachten  Erfahrungen  em- 
pfehlen möchten.  In  materieller  Beziebung  wurde  verordnet, 
eine  Prüfung  folgender  Fragen  vorzunehmen: 

1.  ob  ein  Bedürfnis  vorliegt ,  die  Ausübung  des  Gewerbes 
im  Umher/jehen  sowie  die  gleichzeitige  Ausübung  des  Gast«  und 
Schankwirtschaftsgewerbes  zu  beschränken  oder  zu  untersagen; 
im  Falle  eines  etwaigen  Verbots  des  Gewerbes  im  Umherziehen, 
ob  nicht  eine  Ausnahme  von  diesem  Verbot  hinsichtlich  der  Ver- 
mietung landwirtschaftlichen  Gesindes  angezeigt  erscheine ; 

2.  ob  die  Erlassung  weiterer  Bestimmungen  in  folgenden 
Richtungen  angezeigt  erscheinen  würde: 

a)  Verbot  der  Beherbergung  und  Beköstigung  von  Stelle- 
suchenden durch  Gesindevermieter; 

b)  Vorschrift»  dass  die  Geschäftsstelle  der  Gesindevermieter 
sich  nicht  in  einem  Hause  befinden  dürfe,  in  welchem  Gast-  oder 
Schankwirtschaft  betrieben  wird; 

c)  Begründung  der  Verpflichtung  der  Gesindevermieter,  jeder 
Vermittlung  genaue  Nachforschungen  vorausgehen  zu  lassen,  ob 
die  ihre  Mitwirkung  in  Anspruch  nehmenden  Personen  nicht  durch 
ältere  Verpflichtungen  an  der  Eingehung  und  Erfüllung  eines 
neuen  Dienst  Vertrags  gehindert  sind; 

d)  Verbot,  Personen  Vermittterdienste  zu  leisten,  von  denen 
die  Gesindevermieter  wissen  oder  den  Umständen  nach  anneh- 
men müssen^  dass  sie  durch  ältere  Verpflichtungen  an  der  Ein- 
gehung eines  neuen  Dienstvertrags  gehindert  sind; 

e)  Verbot  an  die  Gesindevermieter,  den  ihre  Dienste  in  An- 
spruch nehmenden  Personen  über  die  persönlichen  Verhältnisse 
der  Dienstgeber  und  der  Dienstnehmer,  über  die  Art  des  Dienstes 
oder  die  Höhe  des  Lohns  eine  Auskunft  zu  geben,  von  der  sie 
wissen  oder  den  Umständen  nach  annehmen  müssen,  dass  sie 
den  tatsächlichen  Verhältnissen  nicht  entspricht; 

f)  Verbot,  in  einem  Gesinde-  oder  Dienstverhältnis  stehende 
Personen  zum  Verlassen  oder  zum  Nichtantreten  des  Dienstes 
oder  der  Stelle  oder  zur  Verletzung  des  Gesinde*  oder  Dienst- 
vertrags zu  veranlassen;  eine  solche  Verleitung  zum  Kontrakt- 
bruch würde  übrigens  in  der  Regel  einen  ausreichenden  Grund 
zur  Konzessionsentziehung  bieten; 

g)  Vorschrift,  dass  die  Erhebung  von  Gebühren  nur  gestattet 
sein  soll,  wenn  der  Gesinde-  oder  Dienstvertrag  infolge  ihrer 
Tätigkeit  zu  stände  gekommen  ist,  und  Verbot,  ein  anderes  zu 


Digitized  by  Google 


—   8o  — 


vereinbaren ; 

h)  Vorschrift,  die  festgesetzte  Taxe  nur  einmal  zu  erheben, 
so  dass,  wenn  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  die  Tätigkeit  der 
Gesindevermieter  gemeinsam  verf^üten,  der  von  beiden  bezahlte 
Gesamtbetrag  diese  Taxe  nicht  überschreiten  dürfe; 

t)  Vorschrift,  dass  der  Gebührentarif  und  dessen  Abnndcruog 
auf  Vorlage  jeweils  seitens  des  Bezirksamts  auf  Kosten  der  zur 
Vorlage  Verpflichteten  im  amtlichen  Verkündigungsblatt  ölfent* 
lieh  bekannt  zu  machen  sei. 

Das  Ministerium  ordnete  noch  an,  sofern  in  einem  Bezirke 
eine  Arbeitsnachweisanstalt  bestehe,  solche  vor  der  Berichter- 
stattung zu  hören  und  deren  Erklärung  vorzulegen.  Die  Vorlage 
des  Berichts  hatte  durch  Vermittlung  des  Grossh.  Landeskom* 
missärs  zu  erfolgen. 

Den  auf  diesen  Erlass  hin  an  das  Ministerium  gelani^'ten  Gut- 
achten der  Landeskommissäre  und  Bezirksämter  sei  folgendes 
entnommen :  Ein  Laiideskommissär  bemerkte  beispielsweise,  dass 
die  gleichzeitige  Ausübung  des  Gast*  und  Schankwirtschaftsge- 
werbes neben  der  Gesinde-  und  Stellenvermittlung  unbedingt  zu 
untersagen  sei,  desgleichen  der  Betrieb  in  einem  Hause,  in  dem 
das  Gast'  und  Schankwirtschaftsgewerbe  ausgeübt  wird.  Ein 
allgemeines  Verbot  der  Beherbergung  und  Beköstigung  gehe  zu 
weit.  Wenn  die  SteUesuchenden  bei  zuverlässigen  Leuten  billig 
logieren  könnten,  wäre  dies  nur  zu  wünschen.  Etwaigen  Missbräu- 
eben  und  Auswüchsen  dürfte  im  Wege  ortspolizeiltcher  Vorschrif- 
ten und  durch  Untersagung  des  Gewerbebetriebs  ausreichend  be- 
gegnet werden  können.  Der  Gewerbebetrieb  werde  im  Umher- 
ziehen nirgends  ausgeübt.  Für  die  Landwirtschaft  wäre  auch 
der  dadurch  erwachsende  Nutzen  geringer  als  die  damit  verbun« 
denen  Belästigungen  und  Kosten,  Ein  allgemeines  Verbot  dieser 
Art  von  Stellenvermittlung  möchte  sich  vielleicht  auch  aus  dem 
Gesichtspunkte  empfehlen,  dass  der  hausierweise  Betrieb  geeignet 
erscheine,  von  der  Benützung  der  mehr  und  mehr  sich  entwickeln- 
den ÖfTentlichen  Arbeitsnachweisstellen  abzuhalten.  Eine  Ver- 
pflichtung für  die  Gesindevermieter  zu  statuieren,  in  jedem  Falle 
nachzuforschen,  ob  das  Gesinde  ältere  Verpflichtungen  habe  usw., 
sei  zu  weitgehend,  aber  auch  undurchführbar.  Die  Aufnahme  der 
unter  d,  e,  f  bezeichneten  Verbote  in  die  Verordnung  dürfte 
zweckmässig,  wenn  auch  nicht  gerade  notwendig  sein,  insofern 
die  unter  Verbot  zu  stellenden  Handlungen  für  sich  regelmässig 
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dnea  ausreichenden  Grund  zur  Uotersagung  des  Gewerbebetriebs 
bieten  werden.  Zu  g  sei  auch  die  Aufnahme  einer  dem  §  652  d 
B.G.B.  entsprechenden  Bestimmung  in  die  Verordnung  zweckmäs- 
sig, wonach  die  Erhebung  von  Gebühren  nur  gestattet  sein  soll, 
wenn  der  Gesinde*  oder  Dienstvertrag  infolge  der  Tätigkeit  des 
Gesindevermieters  zu  stände  gekommen  ist.  Gegen  eine  kleine 
Einschreil^ebühr  ist  jedoch  nichts  einzuwenden.  Zu  h  würde  eine 
Vorschrift  der  ziemlich  allgemetn  bestehenden  Uebung  widerspre- 
eben,  wonach  in  solchen  Fällen  jeder  Teil,  Arbeitgeber  wie  Ar- 
beitnehmer, den  Stellenvermittler  selbständig  und  unabhängig 
vom  andern  Teile  zu  entlohnen  pflegt.  Wenn  die  Taxen  beider 
Teile  mit  einander  in  Verbindung  gebracht  würden,  dürfte  es 
zum  Nachteil  des  Arbeitgebers  ausschlagen,  da  alsdann  die  ganze 
Taxe  dem  Arbeitgeber  zur  Last  bleiben  werde.  Zweckmässiger 
sei  es,  die  Taxen  beider  Teile  von  vornherein  getrennt  fest- 
setzen zu  lassen.  Von  einer  amtlichen  Bekanntmachung  der  Ge- 
bührentarife im  Amtsverkündigungsblatt  sei  abzusehen,  weil  darin 
vielfach  eine  Empfehlung  der  betreffenden  Unternehmung  erkannt 
werden  würde. 

Aus  den  Berichten  der  nachgeordneten  Bezirksämter  und 
Arbeitsnachweise  ist  zu  bemerken,  dass  sich  die  städtischen  Be- 
hörden meist  für  ein  Verbot  des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen, 
die  Behörden,  deren  Amtsbezirke  rein  ländliche  Bevölkerung  um- 
&ssen,  meist  dagegen  aussprachen,  weil  bei  der  Schwierigkeit, 
Dienstboten  zu  bekommen,  das  Umherziehen  nicht  zu  umgehen 
sei.  Anklang  fand  die  vorgeschlagene  Vorschrift,  dass  das  Ver- 
mittlungäbureau  sich  nicht  in  einem  Hause  befinden  dürfe,  in  wel- 
chem Gast-  oder  Schankwirtschaft  betrieben  wird.  Dagegen  hielt 
man  allgemein  die  Vorschrift  unter  c  (Nachforschungspflicht)  für 
zu  weitgehend  resp.  undurchführbar.  Bezüglich  der  meisten  übri- 
gen Vorschläge  gingen  die  Gutachten  auseinander.  Interessant 
waren  die  Aeusserimi;cji  aber  die  Gebührenfrage.  Uebcr  die  Zu- 
lässigkeit  der  Erhebung  der  Doppelgebühr  waren  die  Meinungen 
geteilt.  Ueberwiegend  erklärte  man  sich  gegen  die  Publ  kation 
tler  Gei)ührentarife  in  den  AmtsverkündigungsblätLern.  Ein  He- 
iirksanu  emptahl,  dass  der  Gesintieverinieter  beim  Nichtzustandc- 
komnien  des  Dienstvertrags' ,4 — vom  Tarif  erheben  dürfe.  Der 
Vermieter  müsse  doch  (Gebühren  erhalten,  auch  wenn  seine  Be- 
mühungen keinen  Kitoig  gehabt  haben.  Das  Be/irksanit  der  Lan- 
deshauptstadt bciurwortetc  Schritte  gegen  das  Gebührenunwesen. 

Zettaduift  für  die  ges.  Staauwitsensch.    Eigän^uugsbeft  10.  6 
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Die  Gebühren  seien  sehr  hoch  und  könnten  nach  der  Verordnung 
von  1887  nicht  beanstandet,  sondern  es  könne  lediglich  darauf 
geachtet  werden»  dass  sie  eingehalten  und  nicht  überschritten 
würden.  Diese  Tatsache  der  Unmöglichkeit  direkter  polizeilicher 
Beanstandung  werde  von  manchen  Stellenvermitttern  zu  einer  ge- 
radezu schamlosen  Ausbeutung  des  stellesucbenden  Personals  be- 
nutzt, insbesondere  soweit  Kellnerinnen,  Hausburschen  und  andere 
derartige  gewerbliche  Dienstboten  in  Frage  kämen.  Hausburschen 
hätten  für  eine  Stelle  in  einem  Hotel  mittleren  Ranges,  in  wel* 
chem  sie  nur  kurze  Zeit  verbleiben  konnten  und  in  dem  sie  für 
Bezahlung  lediglich  auf  Trinkgelder  angewiesen  waren,  von  wel- 
chen sie  überdies  noch  einen  Teil  an  den  zweiten  Hausburschen 
abgeben  mussten,  1 5 — 20 M. Vermittlungsgebühren  bezahlen  müssen. 
Ein  Bezirksamt  des  Bodenseekreises  weiss  zu  berichten,  dass  ein  Gast- 
wirt in  einem  Städtchen  am  See  in  der  Stellenvermittlung  Tüch- 
tiges leiste  und  durch  Reellität  sich  auszeichne.  (Der  einzige 
.  bekannte  Fall.  Anm.  d.  Verf.)  Eine  bedeutendere  Arbeitsnach- 
webanstalt  tritt  für  ein  beschränktes  Beherbergungsverbot  ein. 
Dasselbe  solle  dort  eingeführt  werden,  wo  Mädchenheime  bestehen. 
Zur  Kontrolle  der  Gesindevermieter  empfiehlt  die  Anstalt,  dass 
auf  den  Krankenkassenanmeldungen  jeweils  angegeben  werden 
müsste,  wer  die  Stellenbesetzung  vermittelt  habe,  und  wie  viel 
hierfür  seitens  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  an  Gebüh- 
ren habe  entrichtet  werden  müssen  >). 

Eigenartig  liegen  die  Verhältnisse  in  der  bevölkertsten  Stadt 
Badens,  in  Mannheim.  Das  dortige  Bearksamt  bedauert,  dass 
nicht  reichsgesetzlich  die  ortsstatutarische  Einführung  des  Bedürf- 
nisnachweises für  Gesindevermieter  und  Stellenvermittler  zuläs- 
sig ist,  da  in  Mannheim  eine  unverhältnismässig  grosse  Zahl  von 
Personen  die  genannten  Gewerbe  ausüben,  die  durch  die  Mög- 
lichkeit einer  leichten  und  mühelosen  Ausbeutung  unerfahrener 
Personen  eine  grosse  Anziehungskraft  bewahren.  Das  Amt  hegt 
Bedenken,  ob  nicht  ein  generelles  Beherbergungsverbot  fiir  das 
ganze  Grossherzogtum,  namentlich  für  kleine  Städte  schädlich 
wirke.  Auch  die  Erlassung  ortspolizeilicher  Vorschriften  sei  hier 
nicht  zu  befürworten.  In  Mannheim  sei  vorläufig  dem  stelle- 
suchenden Personal  keine  ausreichende  Gelei^'cnhcit   /.u  aiistan- 

l)  Der  Vf.rschlag  wäre  sehr  beachtenswert,  wenn  überall  obligatoi  isclic  Kranken- 
versiclierun*^'  far  1  );pn<;thoten  bestünde,  auch  für  die  Statistik  wäre  eine  solche  Ein- 
richtung von  holicrn  Wert, 
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dtger  Unterkunft  geboten.  1899  haben  nach  Mitteilungen  der 
Zentralanstalt  für  Arbeitsnachweis  über  2000  Dienstboten  an  den 
beiden  grossen  Zielen  ihre  Stellen  verlassen,  von  denen  jedenfialls 
ein  erheblicher  Prozentsatz  nicht  sofort  in  eine  andere  Stelle  un- 
tergebracht werden  konnte,  während  ebenfalls  an  diesen  beiden 
Zielen  mehr  als  looo  Madchen  von  auswärts  zureisten.  Die  in 
Mannheim  vorhandenen,  auf  konfessioneller  Grundlage  errichteten 
Mädchenheime  haben  erfahrungsgemäss  mit  einer  weit  verbreite^ 
ten  Abneigung  der  Dienstboten  zu  kämpfen.  Die  Zentral- 
anstalt für  Arbeitsnachweis  Mannheim  bemerkt, 
das  Beherbe^e-  und  Bekostigungsverbot  sei  im  Auge  zu  behal- 
ten, aber  nicht  für  das  ganze  Land  durchzufuhren,  Ortspolizei* 
liehe  Vorschriften  empfehlen  sich  fakultativ,  für  Mannheim  könn- 
ten sie  erst  nach  Schaffung  ausreichender  Unterkunftsgelegenhett 
in  Betracht  kommen. 

Aus  dieser  Ministerialenquete  geht  hervor,  dass  die  Beamten 
der  inneren  Verwaltung  zu  weit  gehende  Anforderungen  an  die 
Zuverlässigkeit  der  Gesindevermieter  bezw.  Garantien  för 
Berücksichtigung  älterer  Verpflichtungen  des  Gesindes  u.  s.  w. 
als  undurchführbar  ablehnen.  Es  zeugt  auch  von  Verkennung  der 
tatsächlichen  Verhältnisse,  diesen  Gewerbetreibenden  allerhand 
ideale  Qualitäten  zumuten  zu  wollen.  Zwecklos  aber  wäre  es, 
Vorschriften  zu  erlassen,  die  in  praxi  nur  auf  dem  Papier  stehen. 
Bestätigt  ist  durch  diese  amtliche  Erhebung  die  Tatsache,  dass 
die  grössten  Schäden  im  Gesindevermietei^e werbe  in  den  grös- 
seren Städten  zu  Tage  treten,  dagegen  die  Gewerbetreibenden 
in  den  kleinen  Städten  sich  meist  eines  soliden  Rufs  erfreuen, 
sodass  man  letzteren  nicht  unnötige  Erschwerungen  in  der  Aus- 
übung des  Gewerbes  zufügen  will.  Ein  Beherberg ungs verbot  von 
der  Landeszentrale  aus  verbieten  die  tatsächlichen  Verhältnisse, 
da  nicht  überall  geeignete  Unterkunftsgelegenheit  für  Gesinde 
vorhanden  ist.  Ehe  man  mangelhafte  Einriebtungen  beseitigt, 
müssen  bessere  geschaffen  werden.  Vor  allen  Dingen  lehrt 
die  Enquete,  dass  man  diese  Fragen  noch  nicht  einmal  für 
ein  verhältnismässig  kleines  Land  nach  einer  Schablone  r^eln 
darf,  geschweige  denn  für  das  Reich.  Einen  entgegengesetzten 
Standpunkt  wie  der  Norden  nimmt  Baden  bezüglich  eines  Ver- 
bots des  Gewerbebetriebs  im  Umherziehen  dn.  In  Norddeutsch- 
land erblickt  man  nur  Schäden  in  dieser  Art  des  Gewerbebetriebs, 
hier  wünscht  man  ihn  in  den  ländlichen  Bezirken  gerade  mit  Rück- 

6* 
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sieht  auf  die  Bedürfhisse  der  Landwirtschaft  erhalten  zu  sehen. 
Allerdings:  jeder  Gewinnung  ländlichen  Gesindes  durch  den  Ge- 
werbebetrieb der  Gesindevermieter  im  Umherziehen  steht  immer 
der  entsprechende  Abgang  von  Gesinde  gegenüber.  Vorzüge 
und  Nachteile  werden  sich  also  ziemlich  ausgleichen.  Aber  das, 
was  seit  Jahrzehnten  Brauch  gewesen,  lässt  sich  nicht  durch  be< 
hördliche  Reglements  ohne  weiteres  beseitigen. 

B.  Dje  Verordnung  von  1901. 

Die  Verordnung  vom  10.  Okt.  1901  beseitigt  den  in  der 
Verordnung  von  1887  hervortretenden  Unterschied  zwischen  den 
Gemeinden  von  über  und  unter  3000  £inwohnern.  Sie  verbietet 
im  §  8  den  ambulanten  Gewerbebetrieb,  auch  das  Betreten  der  Ge* 
Schäftsräume  der  öffentlichen  Arbeitsnachweisanstalten.  Nach 
§  10  ist  die  gleichzeitige  Ausübung  des  Gast*  und  Schankwirt» 
Schaftsgewerbes  untersagt,  sowie  der  Betrieb  des  Gewerbes  in 
Gast-  oder  Schankwirtschaften  und  in  solchen  Räumen,  welche 
mit  Gast-  oder  Schankwirtschaften  im  Zusammenhang  stehen, 
dagegen  ist  den  Gesindevermietern  ausdrücklich  die  Befugnis 
erteilt,  dienst-  oder  stellensuchende  Personen  zu  beherbergen 
und  ihnen  Speisen  und  nicht  geistige  Getränke  zu  verabreichen; 
doch  kann  ihnen  diese  Befugnis  von  dem  Bezirksamt  jederzeit 
nach  freiem  Ermessen  entzogen  werden.  Beachtenswert  sind  die 
Bestimmungen  Über  das  Gebührenwesen.  §  12  untersagt  aus- 
drücklich Maximal-  und  Minimaltaxen.  §  13  bestimmt,  dass  die 
Vermittlungsgebühr  nur  dann  erhoben  werden  darf,  wenn  die 
Vermittlungstätigkeit  zum  Abschtuss  eines  giltigen  Dienstver 
trags  geführt.  Sie  ist  von  demjenigen  zu  entrichten,  welcher  den 
Auftrag  erteilt  hat.  Danach  ist  also  Doppclgebühr  zulässig, 
wenn  Auftragerteilung  von  beiden  Kontrahenten  vorliegt,  was 
die  Regel  sein  wird,  kt  jedoch  eine  unverhältnismässig  hohe 
Vermittlungsgebühr  vereinbart,  so  gilt  §  655  d.  B.G.B. :  »Ist  fiir  den 
Nachweis  der  Gelegenheit  zum  Abschluss  eines  Dienstvertrags 
oder  für  die  Vermittlung  eines  solchen  Vertrags  ein  unverhält- 
nisinässii?  hoher  Mäklerlohn  vereinbart  worden,  so  kann  er  auf 
Antra<^  ilcs  Schuldners  durch  Urteil  auf  den  angemessenen  Be- 
tta<^  hcrab.L^cst't/t  werden.  N.icli  der  Entrichtung  des  Lohnes  ist 
die  Herabsetzung  aus^c.^cii!o.>sciu .  Au.sdrücklich  wird  im  §  13 
die  ZulässT;4kt!it  d(»r  Kinschreibegebiihr  (im  Gegensatz  zu  andern 
Einzclsta.iLcn)  slaiuicrt ;    ^liei  Kntgegennahme  des  Auftrags  darf 
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von  dem  Auftraggeber  eine  im  Tarif  festzusetzende  massige  Ge* 
bühr  für  die  Eintragung  im  Geschäftsbuch  (Einschreibgebühr)  be- 
ansprucht werden«.  Hier  wird  die  Einschreibgebühr  im  Gegen- 
satz zur  bayrischen  Begriffsbestimmung  ^)  als  »Gebühr  für  die 
Eintragung  ins  Geschäftsbuch«  definiert  *).  Abs.  3  und  4  des 
§  13  lauten:  »Aufwendungen  sind  dem  Gesindevermieter  oder 
Stellenvermittler  nur  zu  ersetzen,  wenn  es  vereinbart  ist.  Dies 
gilt  auch  dann,  wenn  ein  Vertrag  nicht  zu  stände  kommt.  Be- 
sondere Auslagen,  welche  dem  Gesindevermieter  oder  Stellen- 
Vermittler  aus  der  Ausführung  solcher  besonderer  Aufträge  er- 
wachsen, die  nicht  zu  ihrem  gewöhnlichen  Geschäftsbetrieb  (der 
eigentlichen  Steilenvermittlung)  gehören,  sind  den  Auftraggebern 
genau  zu  verrechnenc.  Abs.  5:  »Auslagen  för  Gänge,  Porto, 
Korrespondenzen  und  ähnliches,  die  mit  dem  Geschäftsbetriebe 
regelmässig  verbunden  zu  sein  pflegen,  dürfen  nicht  besonders 
verrechnet  werden«.  §  9  trifft  Bestimmungen  gegen  den  Kon- 
traktbruch, §  1 1  über  Vermittlungen  nach  auswärts.  §  6  wendet 
sich  gegen  unlautere  Reklame  und  besagt  ausdrücklich,  dass  Be- 
zeichnungen und  Angaben,  welche  die  Meinung  erwecken  können, 
als  handle  es  sich  nicht  um  eine  gewerbsmässige,  sondern  um 
eine  gemeinnützige  Dienst-  oder  Stellenvermittlung,  zu  unterlassen 
sind.  Die  §§  i — 5  regeln  die  Führung  der  Geschäftsbücher  in 
ausfuhrlicher  Weise.  Eine  bemerkenswerte  (ausser  in  Baden  nur 
noch  in  Hessen  bestehende)  Vorschrift  betrifft  g  12;  danach  ha- 
ben die  Gesindevermieter  über  die  Zahlung  der  Taxe  sofort  eine 
schriftliche  Empfangsbescheinigung  auszustellen,  worin  die  bezüg- 
liche Bestimmung  des  Gebührentarifs  anzuführen  ist. 


1)  Oben  S.  24, 

2)  Sf^nnz  a.  a.  O.  S.  2S  hält  die  badische  Veroninurit^  für  ungültig,  weii  sie 
gegcrtt  §  75  a  d.  R.C.O.  Verstoss«.  §  75  a  kennt  nur  Belohnungen  für  gewerbliche 
Lebtungen  der  Vcnnieter  und  ScAan*  beMreitet,  dus  die  Eimchreibgebilir  fttr  eine 
solcbe  cotriclMct  werde;  tle  werde  für  den  Auftrag  xar  Vornehme  einer  {ewerb- 
Uchcn  Lebtdttg  entrichtet,  nicht  für  eine  gewerbliche  Leiilung  selbst.  Du  ist  aber 
offenbar  unrichtig.  Die  Einschreibgebühr  wird  dafür  entrichtet,  dass  der  Vermieter 
den  Auftrac;  in  ^ein  Buch  einschreibt,  um  die  geeigneten  weiteren  Massregeln  fol^'cn 
lassen  zu  können  oder  ihn  beim  Einlaufen  korrespondierender  Aufträge  zu  berück- 
sichtigen. Er  nimmt  also  eine  Leistung  vor,  und  zwar  eine  gewerbliche.  Zadew 
findet  Bch  weder  in  den  Motiven,  noch  m  den  Reichrti^verhandlongen  der  Oe> 
werbcordnnngnoTeUe  tod  1900  irgend  dn  Anhalt,  auf  den  wuAi  die  Andcht  von 
Sckan»  «tQtxca  könnte. 
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VI.  Hessen. 

Die  hessische  Ausführungsverordnung,  datiert  vom  5.  Februar 
1901  untersagt  im  §  1  die  Ausübung  des  Gewerbebetriebs  im 
Umherziehen,  soweit  der  Gewerbebetrieb  nicht  zum  Zweck  der 
Vermietung  landwirtschaftlichen  Gesindes  ausgeübt  wird,  im  §  2 
die  gleichzeitige  Ausübung  des  Gast-  und  Schankwirtschaftsge- 
werbes und  im  §  4  ganz  allgemein  das  Beherbergen  und  Be- 
köstigen des  Gesindes.  Im  §  5  ist  daran  die  spezielle  Vorschrift 
geknüpft,  dass  für  die  Vermittlung  von  Wohnung  an  Stelle- 
suchende eine  Gebühr  nicht  erhoben  werden  darf.  Sehr  scharfe 
Bestimmungen  sind  in  Bezug  auf  das  Gebührenwesen  getroffen. 
§  15  untersagt  ausdrücklich  die  Erhebung  der  Doppelgebühr, 
§  16  die  der  Einschreibgebühr.  Die  Quittungspflicht  ist  gegen- 
über Baden  noch  verschärft ;  nach  §  15  hat  die  Zahlungsbeschei- 
nigung auch  dann  zu  erfolgen,  wenn  der  Zahlende  ein  schrift- 
liches Empiangsbekenntnis  nicht  verlangt.  Die  Gebührentaxe  ist 
nach  17  innerhalb  und  ausserhalb  des  Geschäftsraums  an  auf- 
fälliger Stelle  auszuhängen  und  nach  §  18  zu  jedem  Quartalsersten 
sowie  jedesmal  binnen  8  Tagen  nach  eingetretener  Abänderung 
der  Ortspolizeibehörde  vorzulegen,  welche  dieselbe  auf  Kosten 
der  zur  Vorlage  Verpflichteten  in  den  die  amtlichen  Bekannt- 
machungen enthaltenden  Lokalblättern  öffentlich  bekannt  gibt. 
Zum  Schutz  gegen  den  Kontraktbruch  sind  in  den  §§  6 — 8  rigorose 
Bestimmungen  getroffen.  Nach  §  6  sind  die  Gesindevermieter 
verpflichtet,  nicht  nur  jeder  Vermittlung  genaue  Nachforschungen 
über  ältere  Verpflichtungen  des  Gesindes  vorausgehen  zu  lassen, 
sondern  auch  über  alle  ihre  Vermittlung  ansprechenden  Dienst- 
boten alsbald  bei  den  OrtspoUzeibehörden  Auszüge  aus  den  dort 
geführten  Dienstboteiu'egistern  zu  erheben  und  auf  Verlangen  den 
Dienstgebem  vorzulegen.  Die  §§  19 — 22  treffen  Vorschriften  über 
die  Geschäftsbücher,  §  10  bietet  Schutz  gegen  unreelle  Reklame. 

VII.  Hamburg. 

Die  vom  Senat  am  30.  April  1902  erlassenen  Vorschriften 
für  den  Geschäftsbetrieb  der  Gesindevermieter  und  Stellenver- 
mittler*) sind  am  i.  Mai  1902  in  Kraft  getreten.  Damit  wur- 
den zwei  einzelne  Reglements,  eins  fbr  die  Gesindevermieter 

1)  Grosih.  bc«s.  Regicnin^blatt,  S.  345. 
3)  Geaetteitammluiig  1.  Abt.  Nr.  35. 
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vom  I.  Mai  1881  und  eins  für  die  Stellenvermittler  vom  10.  März 
1893  aufgehoben.  Die  neue  Verordnung  ist  in  mehrfacher  Hin- 
sicht charakteristisch.  So  bestimmt  14,  dass  der  Gewerbebe- 
trieb im  Umherziehen  und  der  ambulante  Gewerbebetrieb  »nur 
mit  Genehmigung  der  Behörde«  gestattet  sei.  Das  gilt  für  den 
Gewerbetreibenden  selbst  wie  für  sein  Hilfspersonal  einschliess- 
lich der  Familienangchöri«^<  n.  Von  besonderem  Interesse  ist  sj  13. 
Derselbe  verbietet  nicht  nur  die  5.;lLich/eiti;4e  Ausübuni^  cics  (iast- 
und  Schankwirt^chaftsgeweibes ,  boiulerii  auch  den  Handel  mit 
Bekleiduni,'b  und  sonstigen  AnsriistunL,sj^egcnständen  und  das 
Geschätt  eines  1  IciratsverniiLiicrs.  i\,r  zieht  aUo  den  Kreis  der 
mit  der  Gcbindeverniietuni;  unvereinbaren  Gewerbe  weiter  als 
irgend  eine  andere  Verordnung.  Die  Gesindevcrmielung  darf 
auch  nicht  in  solchen  Lokalen  ,  in  welchen  eines  der  vorgenann- 
ten Gewerbe  nns^'eübt  wird,  noch  in  Nebenranmcn,  die  mit  die- 
sen Lokalen  in  unmilleibarer  Verbindung  stehen,  betrieln  n  wer- 
den. Generell  enthalt  §  15  das  Behei  bergungs-  und  IJcl.osti- 
yungsvcrbot,  noch  dadurch  verschärft,  dass  es  Gesindeverniielern 
untersagt,  Stellcsuchende  für  ihre  Rechnung  bei  dritten  Personen 
in  Kost  oder  Loi^is  /.u  j^eben.  Die  im  If  16  eniliallenen  Bcstini- 
munt^en  über  die  Gebuhren  schliessen  sich  eng  an  die  preussi- 
schen  Vorschriften  an  .  auch  >;  II  bezü<^lich  der  Rückzahlung  der 
Vermittlungsgebühr.  Auch  den  in  Pren>sen  verlangten  Ausweis^) 
samt  dem  gleichen  Sclu  nia  hat  Hamburg  acceptiert  lO).  Durch 
{j  9  ist  den  Gestnde\ ermietern  verboten,  nicht  ausreichend  Icgi- 
timierlen  Personen  VermiltlerdiLnste  zu  leisten,  ebensowenig  Am- 
men, die  nicht  das  im  4  der  Dienstbotenordnung  vom  7.  De- 
zember liSgS  vori^L-scht iebene  ammenarztUche  Attest  voi leiten. 
Dasselbe  gilt  auch  L;ei;enuber  kontraklbi  uclii -en  Personen,  ijij  6» 
7,  8,  19  regeln  die  Buchfulirung  in  üblicher  Weise. 

1)  Oben  S.  72. 
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IV. 

Die  Gesindevermittlung  durch  öffentliche  Arbeits- 
nachweise. 

Die  Idee,  einen  allgemeinen  Arbeitsnachweis,  H.  h.  öffent- 
liche Einrichtungen  7.u  schaffen,  wodurcii  sich  Angebot  und  Xaclv 
frage  von  Arbeitskräften  für  das  «^anxc  Land  austjleichen  konnten, 
wurde  zuerst  in  Frankreich  vertreten.  Am  23.  August  1789  schlug 
Malouet  in  der  Nationalversammlung  die  Herstellung,»  einer  allge- 
meinen Arbeitsvermittlung^  unter  werktätiger  Anteilnahme  der 
Gemeinden  vor.  Danach  sollten  durch  die  Pro\in/ial-  untl  Gc- 
meindeversammhmpjen  in  allen  Stadien  und  Markltlecken,  ni  den 
grossen  Städten  in  jedem  Pfarrspreni^el  ,  -^burcnux  </,■  si  cours  de 
travail^  errichtet  und  aus  ötlentlicheu  Mitteln  unterhaiten  wer- 
den, welche  ihrerseits  tnit  einem  ui  jeder  Provin;^  '/u  gründenden 
*bureau  de  ftpartition  in  Verbmdun;^  zu  stehen  hatten.  Die  Spitze 
der  Organisation  sollte  ein  hnreiiu  L^nnral  de  surr  eil  Inn  cc^  am 
Sitze  der  NationalversamnihniL;  bilden.  Die  Hills-  und  .\rbeits- 
bun  nux  sollten  dem  Unterstutzungswesen  und  der  ünterbrmgung 
BeschaftigunL.'sloser  dienen;  fehhe  es  an  Arbeitsgelej^enhciten.  so 
wären  p;eci5;nete  Verzeichnisse  zu  verfassen,  damit  das  burcau 
de  repartttion  bezw.  das  bureau  general  in  der  Lage  wäre  ,  Be- 
schäftigung in  den  andern  Teilen  der  Provinz  oder  selbst  in  den 
andern  Provinzen  zuzuweisen.  Die  Reisekosten  sollten  von  den 
Städten  getragen  werden ,  die  der  Arbeitsuchende  auf  seinem 
Zuge  passiert^).  Dieses  Projekt  verknüpfte  mit  dem  Arbeitsnach- 
weis zugleich  Fürsorge  für  die  Arbeitslosen,  trug  aber  schon  dem 
Grundgedanken  Rechnung,  dass  die  einzelnen  Arbeitsnachweis- 
anstalten  mit  einander  in  Verbindung  stehen  und  von  einer  Zen- 

t)  V.  Matajat  Stildtucbe  Sofialpolitik  (Zducbrift  fOr  Volkiwirtschaft,  SmiiI- 
poUtik  tmd  Verwaltung),  3.  Bd.,  Wien  1894. 
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trale  aus  diiii»iert  werden  müssen.  Der  Vorschlag  fand  in  der 
NatioiiaK ersaniiiilung  keine  Annahme,  obgleich  schon  um  diese 
Zeit  Bcschwerilcn  der  Arbeiterschaft  gegen  die  bestehende  Stel- 
lenvermittlung laut  wurden.  In  der  Folj^e  wurden  aber  immerhin 
einzelne  Massnahmen  auf  diesem  Gebiet  c^etroffen.  So  gclan<:;ten 
in  Paris  1803 — 4  für  eine  Reihe  von  Et  werhszweigen  Arbeiterver- 
inittlanfjsbureaux,  mit  monopolistischem  Charakter  und  auf  den 
Be/.ug  tesler  Gebühren  an<:,fcaieMcn.  /.uv  I'.riichtuni^. 

Die  Idee  einer  umfassenden  Re^elun<^'  des  Arbeitsmarkts 
durch  (iriindung  von  Arbeitsbörsen  hervorra!j;end  publizistisch 
gefördert  zu  haben  (seit  1843),  ist  das  Vertüenst  G.  de  Molina- 
ris  (geb.  1819  in  Lüitich,  seit  1881  Chefredakteur  des  tjoitr- 
nal  des  Economistes*  in  Paris).  MoHnari  hatte  melir  die  Zentra- 
lisierung]; der  Publikation  offener  Steilen  als  die  nicht  zu  umgehende 
individualisierende  Arbeitsvermittlunf:;  im  Au^e  und  In'elt  offenbar 
mit  der  Grundunj^  eines  Arbeitsbulletins  und  mit  dem  Zusam- 
menlaufen  der  \'akan/.enmeldungen  in  eine  Zentrale  das  Problem 
des  Arbeitsnachweises  für  gelöst.  In  der  hartnacki;^^en  Verfol- 
gung seiner  Theorien  wurde  er  schliesslich  Utopist  und  träumte 
sogar  von  einer  Zentralisierung  des  Arbeilsmarkts  für  den  j^janzen 
europaischen  Kontinent,  ja  selbst  für  Asien  und  Afrika  Sein 
System  hatte  er  in  allen  ICinzelheiten  aus[^ek1ü^elt  und  vori^'e- 
rechnet,  wie  man  emen  beschäftigungslosen  Schiffer  von  Marseille 
nach  Riga  für  24  Frcs.  Bahnreise  incl.  Telegraphengebuhr  ver- 
mittelt M  Internationale  Schwierigkeiten  gab  es  für  ihn  nicht. 
Was  Wunder,  dass  diese  Ideen,  zu  wenig  auf  realpolitische  Grund- 
lagen gestellt,  bald  in  Vergessenheit  gerieten.  Erst  1887  wurde 
in  Paris  das  erste  städtische  Arbeitsnachweisbureau  im  18.  Arron- 
dissement  begründet.  Die  französischen  bourses  du  travail,  über- 
v  iegend  ein  Vereinigungspunkt  der  Arbeitnehmerverbände,  haben 
auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsvermittlung  nur  geringe  Erfolge  auf- 
zuweisen. 

Dagegen  ist  es  in  der  Schweiz  und  in  Deutschland  gelungen, 
den  Arbeitsnachweis  auf  kommunaler  Grundlage  zu  errichten  und 
auszubauen.  Der  erste  städtische  Arbeitsnachweis  in  der  Schweiz 
wurde  1888  in  Bern,  die  ersten  in  Deutschland  1894  in  Esslingen 
und  Erfurt  gegründet,  im  letzten  Jahrzehnt  haben  sich  in  Deutsch- 
land theoretisch  die  Meinungen  geklärt  und  die  öffentlichen  Ar^ 

i)  Vgl.  Mataja     a.  O*  und  di«  dort  Migegebene  literatur. 
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beitsnachweisansialtcii  praktisch  ihre  Lxistenzbercchügung  erwie- 
sen. Es  kann  hier  nicht  die  Aufgabe  sein,  den  Werdegang  der 
Arbeitsnachweisbewegung,  um  die  sich  der  Privatdozent  an  der 
Universität  BerHn,  Stadtrat  in  Charlottenburg  Dr.  y.  Jastrozv  die 
liervüi  raj^eiidstcn  organisatorischen  Verdienste  erworben  hat,  auch 
nur  in  Kürze  zu  skizzieren,  folgende  Zahlen  mögen  aber  die  ge- 
machten Fortschritte  ilhistrieren.  Man  zahlte")  1S97:  128  Arbeits- 
nachweise mit  353000  üllenen  StelK-n,  56ÜOOO  Stellengesuchen 
und  273000  Vemiitthmgen ;  Ende  1901:  2i6  Arbeitsnachweise 
mit  592000  ofÜMien  Stellen,  1 087000  Stellengesuchen  imd  434000 
VerniitiluiiLjen.  Üie  Zahl  der  Arbeitsnachweise  hat  sich  seitdem 
wieder  \  erL;r*JSsert,  und  alle  Anzeichen  sprechen  dafür,  dass  sich 
in  absehbarer  Zeit  ein  dichtes  Netz  von  Arbeitsnachweisen  über 
ganz  Deutschland  spannen  wird. 

T.  O  r  a  n  j  s  a  t  i  o  n  und  Einrichtungen.  Die  öffent- 
lichen Arbeitsnachweise  in  Deutschland  lassen  sich  —  wenn  wir 
von  den  berufsgenossenschafllichcn  oder  gewerkschaftlichen,  ai-^o 
nicht  allgemeinen  Nachweisen  absehen  —  in  zwei  grosse  Grup- 
pen scheiden:   in  kommunale  und  gemeinnutzige  resp.  karitative. 

Kommunale  A  r  b  e  i  t  s  ti  a  c  h  w  e  i  s  e  sind  von  den  Ge- 
meinden unterhaltene  oder  geleitete  oder  von  ihnen  ül)erwie;^eiid 
subventionierte  Anstalten,  in  denen  r<.:;4elmassig  für  aile  gewerb- 
lichen oder  häuslichen  Berufsarten  Arbeitskräfte  vermittelt  wer- 
den. Atich  Arbeitsnachweise  von  weiteren  Kümnu'Tv?!\ erbänden 
sind  dieser  Katet^orie  einzureihen.  Die  nicht  kommunalen  Ar- 
beitsnachweise werden  \(in  L;emeinnützigen  Vereinen  unterhalten, 
die  entweder  nur  den  Arbeitsnachweis  organisieren  wollen  oder 
zugleich  wohltätige  Bestrebungen  verfolp^cn. 

Die  kommunalen  Arbeitsnachweise,  auch  Arbeitsämter,  Ar- 
beitsnachweiseanstalten, Zentralarbcitsnachweise  u.  s.  w.  genannt, 
—  es  fehlt  leider  an  einer  einheitlichen  Bezeichnung  —  zerfallea 
wieder  in  paritätische  und  nicht  paritätische.  Das 
von  Jastroiv  geprägte  Schlagwort  »paritätische  bezieht  sich  nicht 
auf  gleichmässige  Berücksichtigung  der  religiösen  Bekenntnisse, 
sondern  auf  eine  Organisation,  die  aus  gleichmässiger  Vertretung 
der  Arbeitgeber  und  Arbeiter  unter  einem  unparteiischen  Vor- 
sitzenden gebildet  wird.  Die  Bezeichnung  tparitätisch«  in  diesem 
Sinne  ist  von  den  Staats-  und  Gemeindebehörden  allgemein  ac* 


1)  Akten  des  VerbAnds  deutscber  Arbeitsnachweise  in  Berlin. 
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ceptiert  worden.  Die  kommunalen  Arbeitsnachweise  haben  gegen- 
über den  karitativen  den  Vorzug  grösserer  Stabilität  (z.  B.  bez. 
Beamtenanstellung),  besser  gesicherter  Finanzierung  und  nachdrück- 
licherer Wahrung  der  öiTentlichen  Interessen.  Die  paritätische 
Organisation  verdient  wieder  den  Vorzug  vor  der  unparitätischen» 
da  erstere  sich  leichter  das  allgemeine  Vertrauen  in  ihre  Unpar- 
teilichkeit erwerben  wird. 

Ucber  die  zweckmässigste  Bildung  der  paritätischen  Leitung 
herrsclitc  früher  lebhafter  Streit.  Von  Frankfurt  a.  M.  ging  1890 
der  Gedanke  aus,  das  Gewerbegericht  mit  seinem  unparteiischen 
Vorsitzenden  und  seinen  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmerbeisitzem 
ak  Aufsichtsinstatiz  für  den  kommunalen  Arbeitsnachweis  zu 
benutzen  Der  Gewerbegerichtsvorsitzende  Dr.  FUsch  und 
der  Oberbürgermeister  Dr.  Miqiiel  in  Frankfurt,  sowie  der  Stult- 
garter  Gewerbegerichtsvorsitzende  Lautenschlager  waren  die  Vor- 
kämpfer dieser  Idee,  die  in  vcis  l  i^denen  Städten,  aber  nicht 
allgemein,  verwirklicht  worden  ist.  Rcitzenstein  *)  erhob  gegen 
diese  Kombination  grundsätzliche  Bedenken.  Er  meinte,  das 
Gewerbegericht  sei  in  erster  Linie  eine  zur  Entscheidung  von 
Streitigkeiten  bestimmte  Spruchbehörde,  an  welche  die  Ange- 
legenheiten \on  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  regelmässig 
unter  dem  Gesichtspunkte  des  Widerstreits  ihrer  beiderseitigen 
Interessen  herantreten,  und  es  würde  daher  bei  dieser  Verbin- 
dung schwer  zu  vermeiden  sein,  dass  dieser  Widerstreit  auf  die 
Handhabung  der  Arbeitsvermittlung  wie  auch  umgekehrt  Ge- 
sichtspunkte der  letzteren  auf  die  Behandlung  der  Streitsachen 
Einfiuss  gewinnen.  Heute,  wo  Erfahrungen  über  die  kommunalen 
Arbeitsämter  vorliegen,  wird  Einigkeit  darüber  herrschen,  dass 
die  Bildung  der  Aufsichtsbehörde  ziemlich  gleichgültig  ist,  weil 
der  Schwerpunkt  der  Vermittlungstätigkeit  beim  leitenden  Be- 
amten des  Arbeitsamts  liegt,  bei  dem  Inspektor  oder  Verwalter. 

Eine  Kommission,  die  etwa  alle  Quartale  einmal  tagt  und 
nur  über  wichtigere  Fragen  beschliesst,  ist  gar  nicht  in  der  Lage, 
auf  die  eigentliche  Vennittlungstätigkeit  einen  nennenswerten  Ein- 
fluss  auszuüben.  Von  Wichtigkeit  ist,  dass  der  Verwalter  im 
Hauptamt  fungiert  und  seiner  Aufgabe  gewachsen  ist.  Wo  ein 
mit  Arbeit  überbürdeter  Stadtsekretär  oder  gar  ein  Polizeibe- 

ij  Jastrow^  Somlpolilik  uud  VerwaUungswiiscnschaJl,  Bd.  I.,  Heriin  1902,  Ü.  140. 
2)  I^tumsUm^  »Städtttche  Arbeiuämter  tind  Zentralarbeitsamt«  (Deatschei  Wo- 
cheoblMc,  7.  Jahrg.  1B94). 
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amter  nebenamtlich  den  Arbeitsnachweis  leitet,  wird  letzterer  sich 
nic-nials  richtig  entwickeln.  Jeder  poii/.ciliclic,  jeder  biireaiikra- 
tisclic  Charakter  muss  von  einem  Arbeitsnachweise  ferngehalten 
werden,  und  ebenso  alles,  was  nach  Wohltätigkeit  aussieht,  d  c  r 
moderne  Arbeitsnachweis  soll  m\t  nichts  anderm 
verquickt  werden,  er  soll  nichts  sein  als  ein  \'olks- 
wirtsc  haftlicher  Organismus.  Auch  Jastroiv  ' )  sagt 
deutlich:  >l)cr  oftentliche  Arbeitsnachweis  ist  nicht  Bestandteil  der 
Armenpflc;^fe  und  darf  nicht  als  solcher  behandelt  werden,  ob- 
wohl die  Armenpflege  fast  uberall  das  Mutterressort  des  Arbeits- 
nachweises gewesen  ist.  In  dem  <{r'»<stGn  Teil  der  Arbeiterbe- 
vülkerung  herrscht  t;egen  alles,  was  mit  Armenpflege  zusammen- 
hängt, eine  weitgehende  Abneipfiing'.  die  aus  sehr  ehrenhaften 
Be\ve<^f^ründen  entspringt'-.  Aus  diesen  Gründen  wird  man  z.  B. 
gegen  verschiedene  Einrichtungen  des  neuen  Berliner  Arbeits- 
nachweisgebäudes in  der  Gormannstrasse  (billiges  Bier,  billige 
Bader  u.  s.  w.)  prinzipielle  Bedenken  erheben  müssen.  Es  ist 
gewiss  zu  billigen,  wenn  in  Grossstädten  derlei  Benefizien  für  die 
Arbeiterklassen  geschaffen  werden,  aber  dies  sollte  ohne  Zusam- 
meuhang  mit  dem  Arbeitsnachweis  geschehen. 

Ueber  die  Frage,  ob  man  Gebühren  erheben  soll,  herrschten 
früher  lebhafte  Meinungsverschiedenheiten.  Die  Praxis  hat  sich 
fast  allgemein  für  Gebührenfreiheit  entschieden,  was  als  Konkur- 
renzwaffe gegen  den  gewerbsmässigen  Arbeitsnachweis  nur  zu  be- 
griissen  ist.  Wo  noch  kleine  Gebühren  erhoben  werden,  haben 
sie  mehr  den  Charakter  von  Kontrollgebühren.  Von  wesentlicher 
Bedeutung  ist  die  Verbindung  der  einzelnen  Arbeitsnachweise 
untereinander,  damit  innerhalb  eines  grösseren  Gebiets  in  den 
einzelnen  Arbeitszweigen  ein  Ausgleich  von  Angebot  und  Nach- 
frage erfolgen  kann.  Wir  haben  gegenwärtig  7  territoriale  Ver- 
bände, die  solchen  Zwecken  dienen:  Württemberg,  Baden,  Bayern, 
Regierungsbezirk  Düsseldorf,  Rhein-Mainverband,  Regierungsbe- 
zirk T.iegnitz,  Mark  Brandenburg.  Die  lebenskräftigsten  Verbände 
sind  die  in  Württemberg,  Baden  und  Bayern  (letzteres  hat  noch 
Unterverbände  geschaffen),  der  Rhein-Mainverband  ;  dagegen  stehen 
diejenigen  der  Regierungsbezirke  Düsseldorf  und  Liegnitz  gröss- 
tenteils nur  auf  dem  Papier.  Der  am  4.  Februar  1898  begrün- 
dete Verband  deutscher  Arbeitsnachweise  mit  dem 
Sitz  in  Berlin  hat  eine  wesentlich  andere  Aufgabe,  als  die  ein- 

1)  Jaitrom      a.  O.»  &  181,  182. 
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zelnen  Landesverbände,  er  bewir]<t  nicht  einen  Austausch  von 
Arbeitskräften  über  das  deutsche  Reich,  sondern  erstrebt  Erfah* 
rungsaustausch,  gleichmässige  Statistik  und  Propaganda  für  Ver- 
mehrung der  Arbeitsnachweise.  Für  den  Aitttausch  der  Arbeits- 
kräfte von  Ort  zu  Ort  ist  von  Wichtigkeit,  dass  Württemberg 
und  Bayern  Arbeitnehmern,  die  eine  auswärtige  Stelle  annehmen, 
für  die  Reise  an  ihren  Bestimmungsort  soprozentige  Bahnpreis* 
ermässigung  gewährt  haben,  Preussen  bewilligt  Stundung  des 
Fahrprebes  auf  Vorlegung  eines  Ausweises  vom  Arbeitsamt.  In 
Württemberg  ubernimmt  der  Staat  die  Kosten  der  Telephonge- 
buhren der  Arbeitsämter 

Heftig  umstritten  war  immer  die  s.  g.  Streikklausel. 
Die  sozialdemokratische  Partei  verlangte,  dass  der  Arbeitsnach« 
weis  bei  Streikfallen  seine  Tätigkeit  für  den  betr.  Arbeitszweig 
einstelle;  wer  Streikbrecher  vermittle,  sei  nicht  mehr  neutral.  In 
den  meisten  Städten,  in  denen  darüber  Bestimmungen  getroffen 
sind,  hat  man  sich  dafür  entschieden,  dass  zwar  bei  Streikfallen 
vermittelt,  jedoch  die  Interessenten  auf  die  Tatsache  des  Streiks 
ausdrücklich  hingewiesen  werden. 

Die  innere  Einrichtung  der  deutschen  Arbeitsnachweise  lässt 
noch  vielfach  zu  wünschen  übrig.  Zentrale  Lage  ist  Vorbedin- 
gung für  eine  gedeihliche  Entwicklung,  ferner  entsprechende  Re* 
klame  durch  Plakate  an  Bahnhöfen,  belebten  Plätzen  u.  s.  w.  Für 
genügende  Warteräume  in  den  Arbeitsnachweisanstalten  ist  auch 
nicht  immer  gesorgt,  nur  München  und  Berlin  bilden  rühmliche 
Ausnahmen.  Die  deutschen  Kommunen  haben  auf  diesem  Gc> 
biete  noch  ein  weites  dankbares  Feld  vor  sich,  auf  dem  sie  sich 
im  Interesse  der  allgemeinen  Wohlfahrt  betätigen  können.  Vieles 
liegt  noch  im  Argen,  und  Städte,  die  für  prunkvolle  Stadthallen, 
die  doch  hauptsächlich  Vergnügungszwecken  dienen,  Hundert« 
tausende  von  Mark  ausgeben,  stellen  noch  für  den  Arbeitsnach- 
weis, eine  der  wichtigsten  wirtschaftlichen  Funktionen,  erbärm- 
liche Lokalitäten  in  irgend  einem  abgelegenen  Winkelgässchen 
zur  Verfügung.  Der  innere  Betrieb  in  den  einzelnen  Arbeits- 
nachweisanstalten hat  sich  den  örtlichen  Verhältnissen  anzupassen. 
Bei  der  Eintragung  der  Stellesuchenden  in  die  Register  des  Ar- 

l)  GtL^rg  S.vuitu,  -Die  ]>ck:impfung  der  Arhoulosiijkeitt  i.  Archiv  f.  soziale 
Geset7i;ehuii>^  uml  .Staii^>ük  v.  Dr.  //.  Braun,  1901,  16.  R-ind,  5.  und  6.  Heft,  S.  55H. 
Die  uefrliche  Abhandlung  ist,  soweit  iie  den  Arbeitsnachweis  umfaü^t  ,  grösstenteils 
überholt  durch  yastrew,  Sozialpolitik  und  Verwattoogswissenschaft. 
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beitsnach weises  herrscht  das  Listensystem  vor:  die  Stellesuchen« 
den  werden  in  eine  fortlaufen  le  Liste  eingetragen  und  die  ent'^^pre- 
chenden  Vermerke  bei  Zuweisung  von  Arbeit  gemacht.  In  Berlin 
besteht  das  Kartensystem:  der  Name  des  Stellesuchenden  wird  auf 
eine  besondere  Karte  eingetragen,  und  die  Karten  werden  nach 
Berufsgruppen  sortiert.  Bei  Massenbetrieb  hat  sich  dieses  System 
besonders  bewährt.  In  beiden  Fällen  erhält  der  Stellesuchende 
einen  entsprechenden  Ausweis,  mit  dem  er  sich  zu  dem  Arbeit- 
geber,  dem  er  empfohlen  wird,  begibt.  In  gleicher  Weise  wer« 
den  die  Eintragungen  der  offenen  Stellen  bewirkt. 

2.  Die  Statistik.  Die  Statistik  der  deutschen  Arbeits- 
nachweise litt  bisher  unter  dem  Mangel  an  Einheitlichkeit,  in 
vielen  kleineren  Anstalten  an  Genauigkeit  und  notwendiger  Spe> 
zialisierung  der  einzelnen  Berufsgruppen»  ja  sie  war  an  einigen 
Arbeitsnachweisen  für  einen  wissenschaftlichen  Zweck  direkt  un- 
brauchbar.   Als  hauptsächlichste  Missstände  sind  anzuführen: 

a)  Unter  Vermittlung  wird  nicht  überall  das- 
selbe verstanden.  Einzelne  Arbeitsnachweise  buchen  als 
vermittelt,  wenn  sie  einem  Stellesuchenden  eine  offene  Stelle  mit- 
geteilt haben.  Sie  bezeichnen  diesen  Vorgang  als  »Erledigung 
durch  Zuweisung«.  Eine  derartige  Statistik  ist  natürlich  ganz 
wertlos,  denn  sie  gibt  die  Zahl  der  Vermittlungen  viel  zu  hoch 
an.  Nur  erfolgreiche  Zuweisung  kann  als  Vermittlung  gelten. 
Jede  Statistik,  tn  der  das  Verhältnis  der  Vermittlungen  zu  der 
Zahl  der  offenen  Stellen  oder  Stellengesuche  ungewöhnlich  hoch 
ist,  ist  dem  Verdacht  ausgesetzt,  dass  sie  unter  Vermittlung  die 
Zuweisung  ohne  Rücksicht  auf  den  Erfolg  versteht,  oder  dass  un* 
genaue  Buchführung  die  Untertage  ist.  So  z.  B.  wenn  angegeben 
wird:  lOO  offene  Stellen,  120  Stellengesuche,  98  vermittelt.  Es 
ist  ganz  undenkbar,  dass  fast  alle  Stellesuchenden  den  Wünschen 
der  Arbeitgeber  derart  entsprechen,  dass  Plazierung  erfolgt.  Nur 
bei  einzelnen  Kategorien  ungelernter  Arbeiter  mag  dies  vorkom- 
men, wenn  der  Bedarf  an  Arbeitskräften  gerade  gross  ist.  Der 
bestgeleitete  Arbeitsnachweis  wird  kaum  über  70^75  Proz.  Ver- 
mittlungen erzielen.  Andere  Arbeitsnachweise  nehmen  an,  die 
Vermittlung  sei  erfolgt,  wenn  sie  vom  Arbeitgeber  nicht  die  ge- 
genteilige Mitteilung  erhalten  haben.  Diese  Zählung  beruht 
ebenfalls  auf  willkürlicher  Annahme.  Mancher  Arbeitnehmer  findet 
anderweite  Arbeitsgelegenheit,  als  die  ihm  durch  den  Arbeits- 
nachweis  zugewiesene,  und  hält  es  nicht  für  notwendig,  sich  an 
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letzterem  Orte  abzumelden.  An  dieser  Kalamität  laborieren  üb- 
rigens alle  Arbeitsnachweise:  sie  können  schwer  feststellen,  ob 
wirklich  die  Einstellung  des  den  Arbeitgebern  gesandten  Arbeiter- 
materials  erfolgt  ist.  Arbeitgeber  sind  in  der  Benachrichtigung 
an  das  Arbeitsamt,  ob  Plazierung  erfolgt  ist,  häufig  ebenso  lässig 
wie  die  Arbeitnehmer,  und  es  ist  oft  nur  durch  wiederholte  An* 
frage  möglich,  darüber  Klarheit  zu  erhalten ;  in  vielen  Fällen  über- 
haupt nicht. 

Während  die  meisten  Arbeitsnachweise  eine  Vermittlung  nur 
dann  als  von  ihnen  ausgeführt  zählen,  wenn  die  beiden  Parteien, 
die  einen  Arbeitsvertrag  schliessen,  sich  an  sie  gewendet  hatten, 
zählen  andere  auch  die  Fälle,  in  denen  sie  einen  Auftrag  von  nur 
einer  der  Vertragsparteien  hatten,  während  sie  den  Bedarf  der 
andern  durch  ein  Zeitungsinserat  erfuhren.  So  erklärt  es  sich, 
dass  einzelne  Arbeitsnachweise,  z.  B.  Karlsruhe,  mehr  Vermitt- 
lungen als  ofiene  Stellen  aufzuweisen  haben. 

b)  Die  grössten  Verschiedenheiten  zeigen 
sich  in  der  Vormerkungsfrist.  In  jedem  Arbeitsnach- 
weis wird  ein  Gesuch  nach  Ablauf  einer  gewissen  Frist  gelöscht, 
wenn  es  nicht  befriedigt  werden  konnte.  Es  kann  aber  natürlich 
erneuert  werden.  Je  nach  den  Kategorien  der  von  den  Arbeits- 
nachweisen hauptsächlich  vermittelten  Personen  ist  die  Vormer- 
kungsfrist verschieden.  So  betrug  sie  1S98  i  Tag  In  Hamburg, 
3  Tage  in  Heidelbei^,  7  Tage  in  Dessau,  8  Tage  in  Frankfurt  a.  M., 
Rtxdorf,  Essen,  Elberfeld,  Düsseldorf,  Kreuznach,  Mainz,  10  Tage 
in  Worms,  14  Tage  in  Kiel,  Halle  a.  S.,  Quedlinburg,  Hannover, 
Osnabrück,  Dortmund,  Köln,  Aachen,  Trier,  Wiesbaden,  Giessen, 
Lahr,  Karlsruhe,  Mannheim,  Cannstatt,  Ludwigsburg,  Esslingen, 
Reutlingen,  Göppingen,  Ulm,  Fürth  i.  B.,  Nürnberg,  28  Tage  in 
Erfurt,  Kaiserslautern,  28—56  Tage  in  München,  30  Tage  in  M.- 
Gladbach, Darmstadt,  Strassburg  i.  E. ,  Schopfheim,  Pforzheim. 
56  Tage  in  Freiburg  i.  B.,  60  Tage  in  Posen,  Gera,  Oftenburg, 
Augsburg,  90  Tage  in  Breslau,  unbestimmt  in  Beriin  und  Heil- 
bronn 

c)  Von  manchen  Arbeitsnachweisen  werden 
aussichtslose  Gesuche  mitunter  überliaupt  nicht 
eingetragen.  Diese  Methode  gibt  ein  falsches  Bild  von  der 
Inanspruchnahme  des  Arbeitsnachweises  wie  von  dem  Stande  des 
Arbeitsmarkts. 

l)  jfdstrow  a.  a.  O.  S.  |2l. 
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d)  Bei  manchen  Arbeitsnachweisen  fehlt  eine 
genügende  Einteilung  der  Arbeiter  (2.  B.  bilden 
in  Stettin  alle  weiblichen  Arbeiter  eine  einzige  Gruppe)  oder  es 
werden  Gruppen  aus  nicht  zusammen  gehören- 
den Personen  gebildet,  z«  B.  aus  Kellnerinnen  und  Ge- 
sinde oder  aus  Dienstmädchen,  die  dauernd  gemietet  werden 
und  gtflegentlichen  Stundenarbeiterinnen,  Waschfrauen, 
Spülfraucn.  Aufwärterinnen  u.  s.  w. 

e)  Die  Zahl  der  Berufs gruppen  ist  bei  den 
einzelnen  Arbeitsnachweisen  verschieden,  ge- 
wöhnlich nur  dort  gleich,  wo  ein  Landesverband  für  die  demsel- 
ben angehörigen  Arbeitsnachweise  besteht. 

Bei  den  grösseren,  leistungsfähigen  Arbeitsnachweisen  ist  all- 
mählich eine  Verbesserung  der  Zählmethoden  eingetreten  und 
namentlich  ist  man  in  den  süddeutschen  Staaten  auf  Einführung 
eines  einigemiassen  einheitlichen,  zweckmässigen  Systems  bedacht 
gewesen.  Künftig  wird  infolge  einer  Anregung  des  Ka;s.  statisti- 
schen Amtes  die  Arbeitsnachweisstatistik  nach  einheitlichen 
Grundsätzen  aufgestellt.  In  einer  Verbandsversammlung  des 
Verbandes  Deutscher  Arbeitsnachweise  vom  9.  Oktober  1902 
wurde  eine  Kommission  gewählt,  die  mit  dem  Kais,  statistischen 
Amte  eine  Revision  der  seitherigen  Statistik  ausarbeiten  sollte. 
Die  Kommission,  der  angesehene  Berufsstatistiker  und  Leiter  von 
städtischen  Arbeitsnachweisen  angehörten,  trat  am  23.  Jan.  1903 
in  Berlin  zusammen  und  einigte  sich,  wie  aus  dem  Rundschreiben 
des  Verbandes  vom  4.  Februar  1903  hervorgeht,  über  ein  For- 
mular für  eine  Monatsübersicht,  die  bis  spätestens  zum  10.  jedes 
Monats  dem  Kais.  Statist.  Amt  zu  übersenden  ist.  Danach  sind 
24  B  e  I  u  f  s  g  r  u  p  p  e  n  festgestellt,  und  ein  alphabclisciu-s  Bc- 
rufsvcrzcichnis  ist  beii^'e^jebcn,  welches  die  rasclie  Kinreihun«^  der 
einzelnen  Bctule  ni  die  Gruppen  erleichtern  soll.  Ferner  wurde 
die  V  o  r  m  c  r  k  u  n  y,  s  1  r  i  s  t  <i  u  f  einen  Monat  mit  der 
Massgabe  festgesetzt,  dass  die  Frist  voni  lV\L;inne  des  aut  die 
Einschreibung  fol<::;enden  .Monats  läuft.  Schliesslich  wurden  spe- 
zielle Vorschläge  fijr  die  Ausfulkinsr  des  Monatsformulars  gemacht 
und  u  a.  hervorgeliuben,  dass  in  der  Kubnk  sZahl  der  besetzten 
Stellen«  nur  diejenigen  Stellen  einzutragen  sind,  welche  tatsäch- 
lich durch  den  Arbeitsnachweis  besetzt  wurden ;  es  genüge  nicht, 
da^s  der  Arbeitsuchende  nur  in  die  Stelle  gewiesen  sei,  ohne  dass 
in  irgend  einer  Weise  der  Arbeitsnachweis  sich  die  üeberzeugung 
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verschatlt  habe,  dass  auch  tatsächlich  der  Arbeitsuchende  die 
Beschäftigung  angenommen  habe.  Die  erstmahge  Uebersicht  wurde 
für  den  Monat  März,  spätestens  bis  zum  lO.  April  1903  erbeten. 
Die  energische  Durchtühi  11111:^  dieses  Programms  vorausgesetzt 
bedeuten  diese  Beschlüsse  einen  wichtigen  Fortschritt  auf  dem 
Gebiete  der  Arbeitsnachweisstatistik. 

Die  seitherige  Statistik  der  Arbeitsnachweise  ist  keine 
1  n  (1  i  V  i  d  u  a  I  s  t  a  t  i  s  t  i  k  ,  sondern  eine  Registratur  der 
Falle,  d.  1).  man  zählt  niciit  die  einzelnen  Individuen,  die  Ge- 
suche gestellt  haben,  sondern  die  Fälle,  in  denen  der  Arbeits- 
nachweis in  Anspruch  genommen  wurde.  Das  deckt  sich  nicht: 
1200  Stellengesuche  im  Jahr  können  auf  nur  900  Personen  zuriick- 
zufuhren  sein,  sofern  ein  Teil  der  Stellesuchenden  nach  Ablauf 
der  Vormerkungsfrist  auts  neue  eiiiLjetragen  wurde.  Folglich  wäre 
es  verfehlt,  anzunehmen,  dass  die  Zahl  der  Stellengesuche,  wel- 
chen nicht  entsprochen  wurde,  sich  mit  der  Zahl  tler  Arbeitslosen 
deckt.  Eine  für  wissenschaftliche  Zwecke  überaus  wünschens- 
werte Individualstatistik  für  das  ganze  Reich  wird  von  Fach- 
nilinnern,  wie  aus  den  Verhandlungen  der  Kommission  für  Ar- 
beitsnach'.veisstatistik  des  Verbandes  Deutscher  Arbeitsnachweise 
vom  23.  Januar  1903  in  Berlin  -  |  liervorgeht,  für  undurchführbar 
gehalten.  Folglich  ist  die  Arbeitsnachweisstatistik  noch  keine 
Statistik  des  wirklichen  Arbeitsmarktes,  und  eine  summarische 
Verwertung  des  Zifiernmaterials  wird,  wenn  sie  nicht  mit  pein- 
lichster Vorsicht  erfolgt,  den  erheblichsten  kritischen  Bedenken 
unterliegen.  Darauf  wurde  in  einem  trefflichen  Artikel  »Zur  Be- 
urteilung der  Statistik  der  Arbeitsvermittlung  der  württembergi- 
schen Arbeitsämter-  im  Jahre  1901^)  hingewiesen.  Mit  Recht  sagt 
der  Verfasser  (Oberfinanzrat  Dr.  Losch  vom  Kgl.  statistischen 
Landesamt  in  Stuttgart) :  »Die  Zahlen  verschleiern  eher  manchmal, 
natürlich  ohne  es  zu  wollen,  die  tatsächliche  Lage  der  Dinge c. 

3.  Die  Kurve  im  »Arbeits  markt.«  Die  von  j.  Ja- 
strow  herausgegebene  Zeitschrift  »Der  Arbeitsmarkt«, 
Organ  des  Verbandes  Deutscher  Arbeitsnachweise,  veröffentlicht 


i)  Ir/wkchcn   mel<?et   das  »Reichs. arbeitsblatl»,   herausgegeben  vom 
Kakcrl.  st.it.  Amt,  Abtl.  für  Arbeiterslatistik,  i.  fahrt?.  Sr.  i,  S.  5,  fhiss  die  wuriicm- 
Lergjschen  Arbeitsnachweise,  welche  <iem  Verbünde  Ucuucher  Arbeitsnachwcibc  aii- 
ge]iörcD,  bei  der  bestehenden  I4tägigen  Vormerktmgsfrist  geblieben  tind. 
3)  »Der  Arbeitsninrkt«,  6.  J^lurg.  Nr.  9,  S.  I74. 
5)  MUteilangen  de«  Kgl.  staL  Landesnintii  Stuttgart  1901,  Nr.  4. 
Zeitiehrift  für  ^«  gts.  StaaUwiiMaacli.  ErgäniuDtrtbefk  10.  7 
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allmonatlich  einen  Situationsbericlu  ül)er  die  I.age  des  deutschen 
Arbeitsmarkts  auf  Grund  des  Verhältnisses  der  Zahl  der  offenen 
Stellen  und  der  Stellengesuche  an  den  deutschen  Arbeitsnachwei- 
sen. Dieser  Bericht  wird  illustriert  durch  folgende  Arbeitskur\*e : 

Auf  100  offene  Stellea  kamea  ArbeiLsucbende . 
Ju.  Fbr.  MOrt  Apr.  Mtl  Janf  Jali  Aag.  Spt.  Okt  Nov.  D«z. 

340 

330 

300 
ist» 
160 
14ü 
130 
100 

isoj  — _  I9ÜJ   Durctucboitt  l89«i-rJoa 

Der  Bericht  geht  durch  die  »Arbeitsmarkt-Korre- 
spondenz«  in  die  Zeitungen  über  und  führt  in  der  Oeffent* 
lichkeit  zu  verallgemeinernden  Schlüssen.  Es  dürfte  daher  von 
Interesse  sein,  zu  untersuchen,  ob  die  sog.  »Arbeitskurvec 
Anspruch  auf  Bedeutung  machen  kann.  Sie  wird  dadurch  ge- 
wonnen, dass  die  ZifTern  der  einzelnen  Arbeitsnachweise,  also 
einerseits  die  Vakanzen  und  andererseits  die  Stellengesuche,  zu* 
sammengestellt  werden  und  aus  den  Gesamtziffern  das  prozen- 
tuale Verhältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  ermittelt  wird. 
Diese  Ziffern  werden  aber,  selbst  wenn  sie  vollkonmien  korrekt 
ermittelt  wurden,  durch  folgende  Momente  in  ihrem  Wert  be- 
einträchtigt : 

a)  Durch  die  verschiedene  Organisation  und 
Zählungsmethode  der  einzelnen  Arbeitsnach- 
weise (vgl.  oben  S.  94  üf. j. 

b)  Durch  Doppel-  resp.  Mehrzählungen.  Da 
nicht  die  Personen,  sondern  die  Fälle  gezählt  werden,  keh- 
ren gewisse  Personen  in  der  Zählung  Mer  wieder.  Je  länger  die 
Zähiungsperiode  und  je  kürzer  die  Vormerkungsfrist,  desto  Öfter 
kann  ein  Stellesuchender  gezählt  werden,  da  er  sich  nach  Ablauf 
der  Vormerkungsfrist  immer  wieder  aufs  neue  eintragen  lassen 
kann.  Welch  gewaltiger  Unterschied  zwischen  den  Zahlen  der 
Stellengesuche  und  den  Personenzahlen  ist ,  davon  erhält  man  eine 
Vorstellung,  wenn  man  beispielsweise  den  Jahresbericht  des  >Zen- 
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tralvereins  für  Arbeitsnachweis  liir  Berlin«  für  1901  zur  Hand 
nimmt.  Danach  betrug  im  Jahre  1901  in  Berlin  die  Zahl  der  Ar- 
beitsgesuche 28  036,  die  Zahl  der  Arbeitsuchenden  nur  14934. 
Im  Jahre  1900  war  das  Verhältnis  noch  ungünstiger,  37729  Ar> 
beitsgesuchen  stehen  nur  16  61 5  Arbeitsuchende  gegenüber.  Die 
Doppeizähtungen  vermehren  sich  natürlich  noch  mehr,  wenn  man 
verschiedene  Arbeitsnachweise  zusammenfasst,  denn  em  Stelle* 
suchender  kann  auch  gleichzeitig  bei  mehreren  Arbeitsnachweisen 
gezählt  werden,  namentlich  wenn  sie  nahe  beisammen  liegen,  wie 
z.  B.  Stuttgart,  Cannstatt,  Esslingen,  Plochingen  oder  Elberfeld, 
Barmen,  Ronsdorf,  Remscheid,  Solingen  u.  s.  w.  Bei  einer  Sum* 
mierung  schnellen  dadurch  die  ZiflTem  der  Arbeitslosen  natürlich 
sehr  in  die  Höhe,  aus  5  Arbeitslosen  werden  25  und  mehr.  Um- 
gekehrt, aber  in  viel  geringerem  Masse,  finden  sich  Doppelzäh* 
lungen  bei  den  offenen  Stellen,  z.  B.  beim  Arbeitermangel. 

c)  Durch  den  Zufall.  Es  können  100  Arbeitslose  auf 
dem  Wege  zum  Arbeitsnachweise  20  Kollegen  begegnen ,  die 
ihnen  erklären,  es  wären  nur  10  Stellen  offen  gewesen,  die  aber 
schon  besetzt  seien.  Infolgedessen  sehen  die  100  Arbeitslosen 
davon  ab,  sich  als  Stellesuchende  auf  dem  Arbeitsnachweis  ein- 
tragen zu  lassen.  Hätten  sie  ihre  Arbeitskollegen  nicht  getroffen, 
wären  sie  vielleicht  sämtlich  eingetragen  worden.  Es  ist  auch 
nicht  ungebräuchlich,  dass  mehrere  Arbeitsuchende  einen  Maon 
in  das  Arbeitsnachwebbureau  schicken,  um  Über  die  Zahl  der 
Vakanzen  Auskunft  zu  holen.  Sind  keine  Vakanzen  vorhanden, 
so  unteriassen  sie  den  nutzlosen  Gang. 

d)  Durch  frühere  Misserfolge  des  Arbeits* 
nachweise s.  Wer  ihn  einmal  oder  gar  öfter  vergeblich  in 
Anspruch  genommen  hat.  wird  dadurch  unter  Umständen  von 
weiterer  Inanspruchnahme  abgeschreckt,  und  wenn  die  Behörde 
längere  Zeit  den  Bedarf  der  Arbeiter  oder  Arbeitgeber  nicht  be- 
friedigen konnte,  kann  es  in  weiten  Kreisen  Uebung  wenlcn,  sie 
nicht  in  Anspruch  /u  nehmen,  sondern  lieber  zu  inseneien  oder 
zum  gewerbsmässigen  Vermittler  zu  gehen. 

c)  n  u  r  c  h  B  s  c  h  1  ü  s  s  e  von  Vereinen,  V  e  r  b  a  n- 
d  e  n.  (i  e  w  e  r  k  s  c  ]i  a  1 1  e  n.  den  all  ^  e  m  e  i  n  e  n  A  r  h  e  i  t  s- 
n  a  c  Ii  »V  e  i  s  zu  b  e  n  u  t  z  e  n  ,  nachdem  sie  diesen  trüher  ignoriert 
hatten,  weil  sie  ihre  berufsgenossenschaltlichen  Nachweise  vorzogen. 

f )  Durch  U  e  b  e  r  a  n  l;  von  Arbeitern  zu  anderen 
Berufen.    Wenn  z.  B.  em  gelernter  Arbeiter  in  der  Abteilung 
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für  L^elerntc  Arbeiter  keine  Stelle  gefunden  hat,  lässt  er  sich  von 
neuem  in  der  Abteilnn<^'  für  ungelernte  Arbeiter  eintragen  und 
wird  daher  zweimal  «:jezahlt. 

j^)  Durch  Erweiterung  oder  Verengung  des 
Wirkungskreises  des  Arbeitsnachweises.  Wenn 
ein  Arbeitsnachweis,  der  bisher  keine  Dienstbotenvermitthing  be- 
trieb und  das  Prozentverhältnis  von  125  Stellensuchenden  auf 
100  Vakanzen  aufwies,  sich  der  Gesindevermietung  zuwendet^  so 
muss  sich  dieser  Prozentsatz  wesentlich  verändern,  denn  meistens 
ist  die  Zahl  der  offenen  Dienstbotcnstelleo  grösser  als  die  Zahl 
der  Stellengesuche.  Es  kann  sich  daher  nun  der  Prozentsatz  z.  B. 
dahin  ändern,  dass  auf  100  offene  Stellen  95  Stellengesuche  ent- 
fallen, während  der  Arbeitsmarkt  in  dem  Orte  sich  in  Wahrheit 
gar  nicht  geändert  hat. 

Endlich  ist  noch  ins  Auge  zu  fassen,  dass  die  Berichterstat* 
tung  der  öffentlichen  Arbeitsnachweise  in  Deutschland  nur  einen 
kleinen  Ausschnitt  des  ganzen  Vermittlungsge- 
schäfts umfasst.  Die  wichtirrsten  Industriegebiete  haben  nur 
Anfängt  eines  öffentlichen  Arbeitsnachweises ,  Sachsen  z.  B.  be- 
sitzt nur  einen  bedeutungslosen,  kommunalen  Nachweis,  der  nicht 
einmal  dem  Verbände  angehört  (Chemnitz),  wahrend  in  einigen 
andern  Städten  des  Königreichs  kleine  karitative  Nachweise  be* 
stehen,  das  Wuppertal  mit  seiner  kolossalen  Industrie  hat  zwar 
öffentliche  Arbeitsnachweise,  aber  mit  verschwindend  geringen 
Frequenzziffem,  und  was  sind  14000  Stellesuchende  für  die  Reichs- 
hauptstadt mit  ca.  1900000  resp.  2  500000  Einwohnern,  wenn  man 
die  Vororte  hinsurechnet !  Es  ist  daher  zu  verneinen,  dass  der 
Kurve  im  > Arbeitsmarkt«  irgendwelcher  Wert 
zukommt,  selbst  dass  sie  auch  nur  ungefähr  das  wirkliche 
Prozentverhältnis  der  offenen  Stellen  und  der  Arbeitsuchenden  auf 
dem  Arbeitsmarkt  angibt.  Der  Einwand  gegen  die  geäusserten 
Bedenken,  dass  dieselben  Fehler  alljährlich  wiederkehren  und  steh 
daher  ausgleichen,  ist  eine  willkürliche  Annahme.  Die  Fehler 
können  wohl  wiederkehren,  aber  nicht  immer  in  dersel- 
ben Weise,  in  denselben  Orten  und  in  derselben 
Stärke.  Anstatt  sich  aus  zugleichen,  können  die  Fehler  ins  Unge- 
messene vergrössert  werden.  Nur  Zahlengruppen  mit  gleich- 
artigen Fehlem  sind  kommensurabel.  Wenn  man  aus  100  fal- 
schen Prozentverhältnissen,  von  denen  jedes  auf  einen  andern 
Fehler  zurückzuführen  ist.  einen  Durchschnitt  zieht,  so  wird  dar- 
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aus  niemals  ein  richtiges  Prozentverhältnis.  Nur  gewisse  Ten- 
denzen treten  zu  Tage,  wenn  man  die  Gestaltung  der  Prozent- 
sätze bei  einzelnen  Berufsgruppen  in  allen  Arbeits- 
nachweisen verfolgt  Wenn  beispielsweise  bei  allen  Arbeitsnach- 
weisen die  Zahl  der  offenen  Dienstbotenstellen  grosser  ist  als  die 
Zahl  der  stellesuchenden  Dienstboten,  so  kann  daraus  geschlossen 
werden,  dass  das  vorhandene  Dienstbotenmaterial  den  Bedarf 
nicht  deckt,  wenn  auch  die  Rechnung,  nach  der  auf  loo  offene 
Stellen  eine  bestimmte  Zahl  von  Stellesuchenden  kommt,  als  wert- 
los bezeichnet  werden  muss. 

Das  neue  »Reichsarbeitsblatt <,  im  wesentlichen  ein 
amtliches  Organ  für  die  Arbeitsmarktstatistik,  gibt  überall  nur  ab- 
solute Ziffern  und  verzichtet  auf  die  Feststellung  des  Prozentsatzes 
zwischen  den  offenen  Stellen  und  Stellengesuchen  an  den  Arbeits* 
nachweisen.  Die  amtliche  Statistik  zeigt  damit,  dass  auch  sie 
einer  solchen  Prozentberechnung  keine  Bedeutung  beilegt. 

4.  Qualifikation  der  Arbeitsnachweise  zur 
Gesindevermittlung.  Dass  sich  die  öffentlichen  Arbeits- 
nachweise zur  Gesindevermittlung  qualifizieren,  wurde  früher  meist 
bestritten.  Dr.  MolUr,  welcher  1894  einen;  Zentralarbeitsnach- 
weis forderte  ^j,  wollte  von  diesem  das  Gesinde  direkt  ausschlies- 
sen,  da  er  die  Gesindevermieter  für  ein  notwendiges  Uebel  hielt. 
Diese  Auffassung  ist  heute  im  allgemeinen  Überwunden.  Auch 
von  amtlicher  Seite  hält  man  die  Arbeitsnachweise  für  geeignet, 
auf  dem  Gebiet  der  Gesindevermittlung  Erspriessliches  zu  leisten. 
So  wies  ein  gemeinsamer  Erlass  des  preussischen  Ministers  des 
Innern  und  des  Handelsministers  an  die  Regierungspräsidenten 
vom  18.  November  1902  auf  die  Notwendigkeit  von  Arbettsnacb- 
weisen  in  Städten  mit  10 — 20000  Einwohnern  hin,  in  welchem 
ausdrücklich  hervorgehoben  wurde:  »Ein  dankenswertes  Feld  der 
Tätigkeit  bietet  sich  für  solche  Nachweisestellen  namentlich  auch 
in  der  Vermittlung  hauswirtschaftlicher  Arbeitskräfte,  insbesondere 
von  Dienstboten,  die  sich  überall  dort,  wo  sie  bisher  eingerichtet 
bt,  als  eine  wertvolle  Ergänzung  des  gegen  die  bestehenden  Miss- 
stände  auf  dem  Gebiete  der  Gesindeveimittlung  gerichteten  re- 
pressiven Vurgcliens  erwiesen  hat«. 

Häufiger  ist  noch  die  Behauptung,  dass  zwar  die  Arbeits- 
nachweise nicht   untauglich  zur  Gesindevermittlung   seien ,  dass 

I)  Möller,   Die  ZciilralibiLTUiii^  (ies   ^cufrblichca  ArbcilsnachvvcisLs  in  Deui&ch- 
Und,  Jahrb.  f.  Geseugcb.  und  Verwaltung,  ib.  Jahrg.  1S94,  b.  I,  15,  lO. 
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ihnen  aber  die  gewerbsmässige  Stellenvermittlung  vermöge  ihrer 
grösseren  Fähigkeit»  zu  individualisieren,  überlegen  sei.  Letztere 
Möglichkeit  ist  nicht  zu  bestreiten,  sie  wird  aber  paralysiert  durch 
den  Mangel  an-  gutem  Willen  hierzu,  weil  das  egoistische  Interesse 
am  häufigen  Stellenwechsel  vorherrscht.  Dazu  kommt  noch, 
dass  der  allgemeine  Mangel  an  Dienstboten  einer  Individuali$ie> 
rung  en^egenwirkt,  die  Gestndevermieterin  ist  meist  froh,  wenn 
sie  ihrer  Kundschaft  überhaupt  Mädchen  schicken  kann.  Schliess» 
lieh  muss  auch  der  Arbeitsnachweis  bestrebt  sein,  zu  individuali* 
sieren,  er  soll  nicht  dem  Arbeitgeber  den  ersten  besten  Gesellen 
senden,  sondern  den  far  jeden  Arbeitgeber  passendsten.  Vermag 
er  sich  den  Wünschen  des  Auftraggebers  nicht  anzupassen,  dann 
ist  er  ein  toter  Mechanismus.  Die  Gesindevermittlung  er- 
fordert allerdings  einen  besonders  hohen  Grad  von  Indtvidualisie* 
rung,  aber  bei  guter  Leitung  ist  der  Arbeitsnachweis  auch  dieser 
Au^abe  gewachsen.  Er  mrd  die  Gesindevermittlung  regelmässig 
um  so  vollkommener  besorgen,  je  mehr  er  folgende  Postulate 
erfällt : 

a)  Lokale  Trennung  der  weiblichen  Abtei> 
lung  von  der  männlichen.  Es  ist  nicht  zweckmässig, 
dass  die  Bureaux  der  weiblichen  Abteilung  sich  in  demselben 
Hause  wie  die  der  männlichen  Abteilung  befinden.  Ganz  verfehlt  ist 
es,  wenn  derselbe  Eingang  allen  Benutzem  des  Arbeitsnachweises 
und  beiden  Geschlechtem  dient  Wenn  nur  ein  Gebäude  zur  Ver* 
fügung  steht,  so  empfiehlt  es  sich,  den  Eingang  iiir  die  weibliche 
Abteilung  mögliclist  in  eine  andere  Strasse  zu  verlegen.  Ebenso 
ist  getrennter  Eingang'  für  Dienstboten  und  für  Herrschaften  er- 
wünscht. Die  Konferenz  der  Arbeitsnachweise  der  Main-Rhein^ 
Gegend  vom  12.  Januar  1S97  *^  Darmstadt  erachtete  es  sogar  für 
ratsam,  den  Dienstbotennachweis  von  dem  aligemeinen  Arbeits- 
nachweis für  Frauen  und  Mädchen  Uberhaupt  räumlich  zu  tren- 
nen. Reditsrat  Dr.  MeHsinger-Münchtn  forderte  auf  der  zweiten 
Verbandsversammlung  und  Arbeitsnachweiskonferenz  vom  25.  bis 
26.  September  1900  in  Köln  a.  Rh.,  auf  der  die  Arbeitsvermitt- 
lung für  weibliche  Personen  und  Dienstboten  zur  Debatte  stand : 
»Die  Lokalitäten  sollen  möglichst  im  Zentrum  des  Verkehrs  liegen, 
leicht  zugänglich  und  der  Stadttage  nach  völlig  einwandfrei  sein. 
Auch  die  Ausstattung  der  zur  Vermittlung  dienenden  Lokalitäten 
muss  dazu  beitragen,  den  Aufenthalt  in  ihnen  angenehm  und 
heimisch  zu  machen.    Dem  Bedürfnis  nach  persönlicher  Rück- 
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Sprache  der  Parteien  und  ungestörter  Aussprache  über  das  Ar« 
beitsverhältnts  muss  durch  geeignete  Räumlichkeiten  Rechnung 
getragen  werdenc  Danach  müsste  also  mindestens  ein  Sprech- 
zimmer  vorhanden  sein,  abgesehen  von  den  Wartezimmern  für 
Herrschaften  und  für  Dienstboten.  Auch  der  frühere  Leiter  der 
weiblichen  Abteilung  des  Arbeitsnachweises  in  Wiesbaden,  Dr.  H* 
Frey,  hält  die  Lokalfrage  für  eine  der  wichtigsten  und  meint, 
dass  in  dieser  Hinsicht  gemachte  Fehler  oft  nicht  wieder  gut  zu 
machen  seien  und  den  Arbeitsnachweis  von  Anfang  an  in  Miss- 
kredit bringen.  Der  genannte  Praktiker  rät  dringend,  lieber  keinen 
Arbeitsnachweis  für  Frauen  ak  nur  einen  notdürftigen  zu  errich* 
ten»  der  den  ganz  besonderen  Bedürfnissen  dieses  Zweiges  der 
Vermittlung  nicht  entspreche*).  Den  Anforderungen  in  der  Lo- 
kalfrage entsprechen  leider  nur  wenige  deutsche  Arbeitsnachweise. 

b)  Weibliche  Beamte  für  die  weiblichen  Dienstboten. 
Wenn  sie  auch  technisch  vielleicht  nicht  mehr  leisten  wie  Männer» 
so  wird  ihnen  doch  das  in  Betracht  kommende  Publikum  im  all- 
gemeinen mehr  Vertrauen  entgegenbringen.  Häufig  leitet  die  Frau 
des  Verwalters  des  Arbeitsnachweises  die  weibliche  Abteilung, 
ein  Verfahren,  das  sich  überall  bewährt  hat.  Auf  der  vorerwähn- 
ten Arbeitsnachweiskonferenz  sprach  sich  der  Beigeordnete  Dr. 
Ao^Xfr- Worms  dafür  aus,  dass  zur  Verwalterin  einer  weiblichen 
Abteilung  des  Arbeitsamts  eine  frühere  Gesindevermieterin 
genommen  werde.  Es  bestehe  dann  eine  gewisse  Garantie  für 
die  Leistungsfähigkeit,  und  die  damit  übergehende  seitherige  Kund- 
schaft  könne  für  die  Anstatt  einen  wertvollen  Grundstock  bilden. 
Der  Verfasser  vermag  sich  mit  dieser  Regelung  vorerst  nicht  zu 
befreunden,  wenn  auch  vielleicht  in  einem  Falle  ein  glücklicher 
Griff  getan  worden  ist.  Zu  begrüssen  ist  es  vielmehr,  wenn  Frauen 
der  gebildeten  Stände  die  Leitung  einer  solchen  weiblichen  Ab- 
teilung übernehmen.  An  einigen  Arbeitsnachweisen  haben  wir 
z.  B.  tüchtige  Fastorswitwen,  die  mit  Geschick  ihr  Amt  ausfüllen. 

c)  Verbindung  mit  karitativen  Vereinen.  In 
W^iesbaden  und  München  sind  die  Arbeitsnachweise  mit  karita- 
tiven Vereinen  in  Verbindung  getreten,  und  es  sind  besondere 
Frauenkommissionen,  denen  die  Aufsicht  über  die  Ab- 
teilung für  Frauen  übertragen  wurde,  gebildet  worden.  Die  An- 

l)  Schriften  d.  Verli.  detitsdier  Ar!)citsriaciiwei%e  Nr.  3. 

2!  Der  Arbeitsnachweis    für    Frauen,    iosbCS.    für   wdbl.    Dienstboten  (»Sosiale 
l'raxb«,  Nr.  4S  vom  30.  August  1900). 
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stalt  von  Wiesbaden  ist  die  erste,  welche  diese  Einrichtung  in 
Deutschland  getroffen  hat.  Dort  ist  es  Dr.  Frey  gelungen,  sämt- 
liche humanitären  Frauenvereine,  welcher  religiösen  und  ^o/iaieo 
Richtung  sie  auch  angehören,  zu  veranlassen,  sich  an  der  Ver* 
waltung  des  Arbeitsnachweises  für  Frauen  zu  beteilic^cn  ').  Wie 
Frey  berichtet,  ist  durch  solche  Mitarbeiterinnen,  die  sich  bereits 
in  den  verschiedensten  Zweigen  philanthropischer  Tätigkeit  be« 
währt  haben,  die  nötige  Fühlung  mit  allen  Kreisen  der  Be- 
völkerung  hergestellt,  und  es  vollzieht  sich  die  notwendige  Pro- 
paganda für  den  Arbeitsnachweis  in  der  Frauenwelt  ganz  von 
selbst,  ohne  kostspielige  Bekanntmachungen.  Gleichzeitig  erreiche 
man  dadurch  den  Anscbluss  an  bereits  bestehende  Institute,  die 
ähnliche  Zwecke  verfolgen.  Namentlich  sei  die  Verbindung  mit 
den  Mädchenheimen  von  grosstem  Wert  zur  Unterbringung  der 
von  auswärts  sich  meldenden  Stellesuchenden.  Die  Bildung  von 
Frauenkommisstonen  dQrfte  sicherlich  der  Sache  förderlich  sein, 
und  selbst  wo  diese  Kommission  nur  dekoratives  Beiwerk  ist, 
wird  sie  für  den  Arbeitsnachweis  günstig  wirken  und  das  unbe- 
dingt erforderliche  Vertrauen  der  Frauenwelt  steigern. 

d)  Fürsorge  für  die  Beherbergung  der  stelle- 
suchenden Dienstboten.  Gegen  die  Schäden,  die  aus 
der  Beherbergung  des  Gesindes  bei  den  Gesindevennieterinnen 
resultieren,  wird  am  wirksamsten  dadurch  anzukämpfen  sein,  dass 
man  die  Beherbergung  selbst  einführt.  So  werden  die  Dienst- 
mädchen am  besten  den  Einflüssen  der  Verdingerinnen  entzogen, 
und  kaum  eine  Frage  wird  wichtiger  für  die  rationelle  Gesinde- 
vermietung durch  öffentliche  Arbeitsnachweise  sein  als  diese. 
Auch  die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  Arbeitsnachweise,  welche 
Mägdeherbergen  eingerichtet  haben,  auf  dem  Gebiete  der  Gesinde- 
vermittlung vorzügliche  Leistungen  aufzuweisen  haben:  Ulm,  Frei- 
burg i.  Br.,  Konstanz. 

Neben  diesen  wichtigsten  Grundsätzen  werden  überhaupt 
die  Bedürfnisse  und  Wünsche  des  Publikums  zu  berücksichtigen 
und  dabei  wird  auch  eine  zweckmässige  Reklame  nicht  ausser 
Acht  zu  lassen  sein  z.  B.  Strassenplakate  bei  den  Dienstboten- 
ziehterminen  bezw.  Kündiguii^bterminen.  Auch  empfiehlt  sich, 
da  stellesuchende  Dienstboten  nicht  jederzeit  abkömmlich  sind, 
um  sich  den  Herrschaften  vorzustellen,  gemeinsame  Sprechstunden 
für  Herrschaften  und  Dienstboten  in  einem  Raum  des  Arbeits« 

i)  Der  ArbeiUnachweü  fiir  Fraueo  etc.  a.  a.  O. 
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nachwetslokals  einzurichten  und  eine  Botin  anzustellen,  die  die 
Mädchen  auf  dem  Gange  zur  Herrschaft  begleitet,  um  zu  ver* 
hindern,  dass  sie  unterwegs  von  den  Gesindevermieterinnen  und 
ihren  Helfershelferinnen  abgefangen  werden. 

$,  Die  Leistungen  der  Arbeitsnachweise  auf 
dem  Gebiet  der  Gesindevermittlung.  Die  Arbeits- 
nachweise haben  dort,  wo  sie  die  Gesindevermittlung  in  den  Be- 
reich ihrer  Geschäftstätigkeit  gezogen  haben,  bereits  ansehnliche 
Erfolge  erzielt.  An  einer  grösseren  statistischen  Nachweisung 
darüber  hat  es  bisher  gefehlt.  Der  Verfasser  hat  sich  daher  be- 
müht,  die  seither  erzielten  Erfolge  in  dieser  Richtung  statistisch 
zu  erfassen,  und  das  Matertal  mit  ganz  wenigen  Ausnahmen  an 
Ort  und  Stelle  persönlich  eingeholt.  Diese  Statistik  macht  keinen 
Anspruch  auf  Vollständigkeit,  vorweg  sei  aber  bemerkt,  dass 
alle  deutschen  Arbeitsnachweise,  die  für  die 
Gesindevermittlung  von  eini^^er  Bedeutung 
sind,  berücksichtigt  wurden.  Ausser  Betracht  bleiben 
mussten  einige  Arbeitsnachweise,  von  denen  zwar  das  Zahlen- 
material vorlag,  bei  dem  es  aber  an  einer  Spezialisierung  der  Be* 
ru&gruppen  in  der  weiblichen  Abteilung  fehlte  (z.  B.  Stettin, 
Schwäb.'Gmünd  u.  a.)  Um  einen  Vergleich  der  gewonnenen 
Zahlen  zu  ermöglichen,  wurde  nur  das  weibliche  Haus- 
gesinde in  Betracht  gezogen.  Das  Hotel-  und  Wirtschafts- 
peraonal  musste,  aus  theoretischen  Gründen  und  um  vergleich- 
bare Zahlenreihen  zu  gewinnen,  konsequenterweise  durchweg  aus- 
geschieden werden,  in  der  Statistik  der  Arbeitsnachweise  ist  es 
meistens  für  sich  gezählt,  auch  wenn  es  zum  Teil  zum  Gesinde 
gehört.  Männliches  Gebinde  wird  von  den  Arhoitsnacluveiscn 
fast  gar  nicht,  ländliches  Gesinde  nur  von  Ljan^:  \ereiii/.ekeii  An- 
s lallen  vermittelt,  und  an  lelzLercn  fehlt  es  utt  noch  an  einer  au.>- 
reichenden  Scheidung  zwischen  Gesinde  und  landlichen  Arbeitern, 
so  dass  diese  Ziffern   nur  einen   bedingten  \\  ert  gehabt  liatten. 

Die  Zahlen  wurden  aus  den  Jaliiesberichten  i  allerdings  geben 
nur  wenige  Arbeitsnachweise  regelniässip^e  Jahresberichte  heran-,) 
oder  den  Akten  ermittelt,  oft  mussten,  \vu  Jahresüljcrsichtcn  mit 
Gruppcnspezialisjcrung  nicht  vorlagen,  die  Monatstabelicn  für  jedes 
Jahr  /AI  diesem  Zweck  sunmiiert  werden.  Von  dem  Jahre  an,  in 
dem  von  einem  Arbeitsnach\vei:>e  erstmalig  Gesindevermittlung 
betrieben  wurde,  wurden  die  Zahlen  seiner  Gesamtvermittlung 
zum  Vergleich  daneben  gestellt.     Obwohl  der  Anteil  der  Ge- 
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sindcverniittlung  an  der  Gesamtvermittlung  eines  Arbeitsnach- 
weises nicht  von  erheblicher  Bedeutunr:  ist,  ergibt  sich  aus  dem 
Vergleich  doch,  in  welchem  Masse  sich  der  Arbeitsnachweis  der 
Gesindevermittlung  angenommen,  und  aus  den  GesamtzifTern, 
welche  Bedeutung  er  im  allgemeinen  hat.  Die  Zahlen,  welche 
die  Höhe  der  Gesindevermittliini:  anzeigen,  dürften  ein  ziemlich 
richtiges  Bild  geben,  da  bei  der  langen  Dauer  der  Gesindemiet- 
vertrage  (für  Görlitz  und  Freiburg  ist  beispielsweise  amtlich  er- 
mittelt, dass  durchschnittlich  ein  Dienstmädchen  noch  nicht  ganz 
einmal  tm  Jahre  seine  Stelle  wechselt)  weniger  Doppelzählungen 
vorkommen  dürften  als  bei  gewerblichen  Arbeitern,  höchstens  in 
der  Rubrik  »offene  Stellen«. 

Der  Schwerpunkt  der  öffentlichen  Arbeitsvermittlung  im  Reiche 
liegt  in  den  süddeutschen  Staaten,  weshalb  hier  von  diesen  aus- 
gegangen wird. 

A.  Bayern. 

Das  Königreich  Bayern  steht  an  der  Spitze  der  Staaten, 
welche  die  öffentliche  Arbeitsvermittlung  organisiert  haben,  und 
die  Erfolge  der  Landeshauptstadt  München  überragen  Berlin  so- 
gar in  den  absoluten  Ziffern  der  Vermittlung.  Die  öffentlichen 
Arbeitsnachweise  sind  in  Bayern  durchweg  gemeindlich 
mit  paritätischer  Organisation.  Es  besteht  eine 
Zentrale  für  das  ganze  Land  in  München,  und  ausserdem  sind 
Unterverbände  für  die  Regierungsbezirke  geschaffen  worden.  1902 
zählte  man  46  städtische  Arbeitsämter,  von  denen  allerdings  ein 
ziemlicher  Teil  nur  auf  dem  Papier  steht.  Speziell  für  Gesinde- 
vermittlung haben  die  bayrischen  Arbeitsnachweise  ihre  Leistungs- 
fähigkeit erwiesen,  wie  nachstehende  Ziffern  beweisen. 


S  t  ä  (1  t  i  s  c  Ii  c  s  A  r  b  c  i  t  s  a  m  t  ^T  ii  n  c  h  i'  11. 


Jahr 

J 

Insgesamt 

DaTon  weiM.  HauBgecmde 

1 

Offene  Stellen 

.Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

Offene  Stellen 

StellcD- 
gesache 

Vcn^ttdt 

iSu3 
1^90 
I  Sqy 

1899 

1  moo  ! 

1901 
1902 

^  ^39 
30057 

ii>  99» 
50  384 

5  \ 

30  556 
,  53 

9  Oyi 
47008 

4  1  002 

54  994 
5»  897 

■}  >  ^  7 

70  .-07 

71  530 

I    MO  5 

25,  ;Sh 

3233^ 
40  3t95 

44  V>^ 

45  '7.^^ 
40  5'3 

69S6 

6  050 

7 

9099 

!  0  546 
II  974 

"  «33 

1257 

64S7 

0604 
7^95 
6Sa7 

S245 
oySS 

9377 

540 
498  r 

5076 

5040 

5085 
602 1 

6SS4 
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Im  Jahre  1895  (Gründungsjahr)  fungierte  das  Arbeitsamt  nur 
2  Monate  (November  und  Dezember).  Ausser  der  paritätischen 
Kommission  (3  Vertreter  der  Arbeitgeber,  3  Vertreter  der  Arbeit- 
nehmer und  je  2  Stellvertreter)  besteht  eine  weibliche  Neben- 
kommtssion:  10  Mi^Iieder,  9  Stellvertreterinnen,  zusammengesetzt 
aus  Vertreterinnen  karitativer  Vereine.  Das  Arbeitsamt  zählt 
6  männliche  und  7  weibliche  Beamte.  Der  Inspektor  wird  regel- 
mässig zur  polizeilichen  Revision  der  Geschäftsbücher  der  ge- 
werbsmässigen Stellenvermittler  und  Gesindevermieter  zugezogen. 
Die  Vermittlung  von  weiblichem  Hausgesinde  betrug  1902  16,2  Proz. 
der  Gesamtvermittlung  des  Arbeitsamts.  Auch  für  die  Landwirt- 
schalt  war  das  Arbeitsamt  mit  steigendem  Erfolg  tätig.  Dar- 
über geben  folgende  Ziffern  der  letzten  3  Jahresberichte  Auf- 
schluss : 


Vermittlung   von   landwirtschaftlichen  Arbei 

tern  und  Dienstboten. 


1 

J»hr 

f        Offene  Stellen 

Stellengesuche 

Vermittelt 

wiWhii|_ 

wcibl. 

Ins- 
gesamt 

minnl. 

weibl. 

Ins- 
gcMint 

männl.  1  weibl.       ^"^  . 
I          1  gesamt 

iqoi 
.902^ 

1940 

20a* 
,«30, 

869 

1204 

.3« 

2809 

3297 
3653 

1650 

1993 
2461 

359 
476 

786 

2009 

2469 
3247 

1416  1  257  1  »673 

1306     313  '709 
1090     544  3234 

Städtischer  Arbeitsnachweis  Nürnberg. 


1  In«getamt 

Davon  weibl.  Haiugealnde 

jüftcn.  S..U«| 

Vermillcll 

Offene  Slelleni  |^Jf*^;  ,  Vermittelt 

1896  }•              8695          1  8614 

1897  7529  7:7-' 
J898          ,              8427                     S479  , 

1899  12  i8t  10582 

1900  12  497  12 

1901  1        II  2  s4       '      IS  636 

1902  II  743           «4  $02 

49^ 

5864 
6764 
8003 

"-\^7 

J>«33 
88q2 

3616       1     1861  1098 
4368       j     2254  1894 
4695           2412     '  2247 
4888       ^     2416  2240 

Die  Gcsindevcrmittlung  wurde  erst  F899  begoniTcn  und  be- 
Xni^  1902  25.2  Proz.  der  Gesamtvernnitlung  des  Arbcitsnacli- 
weises.  Die  weibliche  Abteilung  stellt  unter  weiblicher  Leitung. 
Die  Beamten  beklaf^cn  sich  über  iinlautctc  Manöver  der  Gesinde- 
vermieterinnen und  fortwahrende  Neukon/.essionieriniijen  der  letz- 
teren, wodurch  die  Tätigkeit  des  Arbeitsnachweises  erschwert 
werde. 
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Städtisches  Arbeitsamt  Augsburg. 


1 

Jahr  j 

1 

lns|jesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

Oflene  SteUeo^  ^^tWcn-  y^^^^^^^ 
^  ^e&uche  ^ 

Offene  St«Uco 

Stellen- 
geüuche 

Veimittdc 

1 1)00 

190t  , 
1902 

I  281      1      3  142   i  448 

II  714     !    25739      54  vS 
14304    j   23424  7343 

4184 
5000 

332 
3931 
3743 

89 
1711 
1855 

Das  Arbeitsamt  wurde  am  i.  Oktober  1900  eröffnet.  Es  ist 
zugleich  Hau ptarbeits Vermittlungsstelle  des  Regierungsbezirks 
Schwaben  und  Neuburg.  Die  paritätische  Kommission  besteht 
aus  je  4  Vertretern  der  Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer  und 
je  2  Stellvertretern.  Die  weibliche  Abteilung  steht  unter  wetb^ 
lieber  Leitung.  Die  Gesindevermittlung  betrug  1902  25,2  Proz. 
der  Gesamtvermittlung.  Das  Arbeitsamt  entfaltet  auch  eine  er- 
spriessliche  Tätigkeit  für  die  Landwirtschaft :  es  wurden  beispiels- 
weise  im  Jahre  1901  auch  177  landwirtschaftliche  Arbeitskräfte 
vermittelt. 


Städtisches  Arbeitsamt  Würzburg. 


Jahr 


1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1903 


Insgesamt 


Offene  Stellen 


Slclicn- 
gesuche 


VernittcU 


5  010 

7  135 
1060s 
10295 
10  985 
10951 


3775 
S3oa 

S63« 
6422 

9072 

8048 


2SSS 

44*5 
4817 
5337 

^>i35 
6449 


Davon  weibl.  Hausgesinde 


utTene  Stellen 


Stellen- 
gesuche 


V^mittelt 


1685 
2673 
2893 
3745 
2731 
3092 


957 
1650 

«233 
1255 

932 
1762 


788 
1102 
lozt 

1065 
745 

»437 


Die  Zahlen  von  liSgy  bctrcft'cii  nur  8  Monate,  da  das  Arbeits- 
amt erst  am  20.  Ajjril  1S97  eröffnet  wurde.  Das  Arbeitsamt  ist 
zujjleicli  Zentrale  lür  den  ReL;ierungsbezirk  Unterfranken  und 
AüCiialk  nburjj;.  iJie  j.iarilaiische  Konmiission,  deren  Vorsitzender 
zugleich  Vorsitzender  ties  Gewcf bc^ericht>  ist,  besteht  aus  je 
3  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  sowie  aus  je  3  Krsatzn.ann  rn. 
Seit  I.  Januar  1902  ist  die  weibliche  Abteilunfj  von  der  iha/ai- 
Uchen  lokal  getrennt  und  weiblicher  Leitung  unterstellt  worden. 
Die  Gcsindevermiitlung  betrug  1902  22,3  Proz.  der  Gesamtvcr- 
mittlung  des  Arbeitsamts. 
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Städtisches  Arbeitsamt  Regensburg. 


1  Insgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

J.hr  , 

Qffeoe  Stellen 

IVermitteh 

gesuche  f 

Oflene  Stenen 

gesuche 

Venniuelt 

II 

looo  3803 
1901  2462 

li 

3522  >82I 
2458    ^  1262 

121  I 

868 

102 1 
825 

487 
360 

Die  Zittern  für  I902  fehlen,  da  der  Bericht  erst  im  August 
zur  VeröMentlichung  gelangt.  Die  Gesindevertnitthing  betrug  190I 
28,5  Proz.  der  Gesamtvermittlung  des  Arbeitsamts. 


Städtisches  Arbeitsamt  Bamberg. 


||  Insgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

Oflcae  Stdleo 

Siellen- 
gesuche 

Vermittelt 

Offene  Stellen 

1  Stellen- 
gesuche 

Venniuelt 

180S 
1899 
1900 
1901 

t9M 

1  993 
4005 
4766 

3956 

a«74 
2361 

».9 

518 
1615 
16S8 

1755 
1917 

258 
917 

"55 

1366 

1417 

195 
405 
410 

634 
679 

108 
288 

3*7 

456 

467 

Die  paritätische  Kommission  bestellt  aus  je  5  Vertretern  der 
Arbeitgeber  und  der  Arbeitnehmer.  Trotzdem  keine  weibliche 
Abteilung  und  keine  weibliche  Leitung  besteht,  ist  es  dem  Arbeits« 
amt  gelungen,  gerade  die  Vermittlung  der  tüchtigsten  Dienst- 
boten den  gewerbsmässigen  Verdingerinnen  zu  entreissen,  deren 
Zahl  im  steten  Rückgang  begriffen  ist.  Die  Gesindevermittlung 
betrug  1902  24,3  Proz.  der  Gesamtvermittlung  des  Amts.  Als 
Zentrale  für  Oberfranken  hat  das  Arbeitsamt  Bamberg  eine  er* 
spriessliche  Agitation  eingeleitet.  Es  sind  daher  im  Bezirk  1901 
in  Bayreuth,  1902  in  Kronach  und  Kulmbach  neue  Arbeitsnach* 
weise  entstanden.  Die  ZiflTern  (von  der  Zentrale  Bamberg  er- 
halten) seien  hier  beigefügt  zum  Beweis,  dass  es  auch  in  kleinen 
Landstädten  möglich  ist,  Arbeitsämter  zu  schaffen ,  welche  die 
dankenswerte  Aufgabe  haben,  dem  Zug  der  Arbeiter  und  des 
Gesindes  in  die  grossen  Städte  entgegenzuwirken. 
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Jalir 

|>  IntgcMmt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

^  Offi»e  SteUen  l'^^^' 

>  Vermittelt 

OfTene  StcUenj  gJ^^J^  •  Veimittelt 

190S 

3994     1  40*0 

.  U30 

1284      1    1076  1 

Städt.  Arbeitsamt  Kronach. 

1903    II        «43       ]      133    I       73    \        118      I       39    I  24 

Städt.  Arbeitsa  in  t  Kulmbach. 
1902    ;       180     I     204    I      86    I        26      '        5    I  a 


B.  Württemberg. 

Der  Gedanke,  die  Arbeitsvermittlung  kommunal  zu  gestalten, 
hat  in  Württemberg  zuerst  von  allen  deutschen  Staaten  Wurzeln 
geschlagen.  Stuttgart,  das  in  dem  1865  begründeten  karitativen 
Arbeitsnachweise  einen  der  ältesten  Arbeitsnachweise  allgemeinen 
Charakters  in  Deutschland  besass,  stellte  sich  an  die  Spitze  der 
im  Anfang  der  90er  Jahre  des  vorigen  Jahrh.  entstandenen  Be- 
wegung;, die  Konimuncn  für  die  Zwecke  der  Arbeitsvermittlung 
auf  der  Grundlage  [)aritati.sclier  Bclcilii^ung  von  Arbeitgebern  und 
von  Arbeilnelinicrn  dienstbar  zu  machen.  Ks  wurde  daher  eine 
Reihe  von  derartigen  städtischen  Anstalten  nach  und  nach  ins 
Leben  gerufen,  die  eine  wachsende  Bedeutung  errangen.  Zur 
Zeit  bestehen  hier  15  städüsclie  Arbeitsämter,  von  denen  aber 
nur  4  liauptamtlich  geleitel  sind:  Stuttgart,  Ulm,  Cannstatt  und 
Ludwigsburg.  Aber  auch  nur  diese  haben  auf  dem  Gebiet  der 
Gesindevermittlung  Erfolge  erzielt.  Daraus  ist  zu  folgern,  dass 
sich  für  eine  so  weitgehende  IndividuaHsicrung,  wie  sie  die  Dienst- 
botenvermittlung erfordert,  eine  nebenamtliche  Tätigkeit  und 
vollends  die  Verbindung  mit  einer  poii/eih'chen  Funktion  —  der 
Grundfehler  in  der  Organisation  eines  Arbeitsnachweises  —  prin- 
zipiell nicht  eignet. 

Die  vvürttembergischen  Arbeitsämter  sind  einheitlich  auf  kom- 
munaler paritätischer  Grundlage  aufgebaut  und  zeichnen  sicii 
durch  die  rege  Geschäftsverbindung  aus,  die  sie  mit  den  Arbeits- 
nachweisen der  Nachbarstaaten,  Baden  und  Bayern,  unterhalten. 
Namenllich  zwischen  Pforzheim  und  den  wurttcmbergischen  Ar- 
beitsämtern besteht  ein  starker  Austausch  der  Arbeitskräfte.  Von 
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der  Landeszentrale  Stuttgart  aus  werden  mit  den  andern  württenn- 
bergischen  Aemtern  die  Vakanzcnlisten  regelmässig  ausgetauscht, 
Ueber  die  auf  dem  Gebiet  der  Gesindevermittlung  erzielten  Er- 
folge —  soweit  sie  nennenswert  sind  und  sich  statistisch  erfassen 
lassen  —  ist  zu  berichten. 


Städtisches  Arbeitsamt  Stuttgart. 


,;  ImgcMunt 

Davon  weibl.  !1&iiigcnn<i« 

^    !  Offene  Stellen   fl^Sl  VermiileU 

Offene  Stellen 

Stellen-          ...  ,. 

.  Vermiltelt 
gesuche 

1896    "  19S38 

I  897         ;.             22    1  I  3 

1898  k  24572 

1899  }'  39208 

1900  1  27039 

1901  2-{  169 

1902  ')  749 

21  775          13  I  12 

23  3>^4        14  966 
25517        16  011 
27  182   1    17  900 
27  244        17  701 
31733  169S9 
37  loS  [    19  916 

3359 
3802 

3752 
4588 
421 1 

3644 
5056 

1786     1  981 
1683  1105 
1605     j  1073 
1737    1  IUI 
1419  S05 
1404    1  848 
2050    !  1284 

Nach  den  Feststellungen  des  Stadtpolizeiamts  haben  sämt^ 
liehe  gewerbsmässige  Gesindevermieter  an  Vermittlungen  aufzu* 
weisen 

für  1899  7266  I  für  1901  65SJ 

»  1900  6444  ;  »   1902  ^991 

Beim  Arbeitsamt  betrug  die  Dienstbotenvermittlung  6,4  Proz. 
der  Gesamtvermittlung  des  Amts.  Die  weibliche  Abteilung  steht 
unter  weiblicher  Leitung,  die  Lokalitaten  genügen  noch  nicht  den  An- 
sprüclien  für  die  Zwecke  einer  rationellen  Gesindevermietung.  Wenn 
zugleich  Beherbergungsgelegenheit  für  Dienstboten  im  Arbeitsamt 
bestünde,  würde  sich  die  Vermittlungszifter  bedeutend  günstiger 
gestalten.  Das  Arbeitsamt  liat  unter  der  scharfen  Konkurrenz 
zu  leiden,  die  ihm  von  dem  früheren  (1865  begründeten)  gemein« 
nützigen  Arbeitsnachweis  gemacht  wird,  dc-^sen  Leiter  das  Bureau 
gewerbsmässig  auf  eigene  Rechniinc^  weiter  betreibt.  In  der  Ge- 
schäftsführung des  Arbeitsamts  ist  insofern  eine  Neuerung  einge- 
führt worden,  als  man  im  März  1902  probeweise  dazu  überging, 
von  den  Dienstboten  die  Hinterlegung  einer  Gebühr  von  50  Pfg. 
zu  verlangen.  Die  Veranlassung  hiezu  gab  der  Umstand,  dass 
mindestens  40  Proz.  derjenigen  Stellensuchenden,  welchen  vom 
Amte  Stellen  nachgewiesen  worden  waren,  von  dem  Erfolg  der 

i)  Die^e  Ziffern  wurden  dem  Verfasser  vor  der  Zusammenstellung  des  Jahresbe- 
richts für  1902  vom  Arbeit&amt  zugesandt,  diejenigen  im  gedruckten  liericht  zeigen 
tinige  anerhebliche  Abweichangen. 
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Nachweisung  keine  Nachricht  mehr  j^aben,  sodass  der  Diener  oft 
taijelang  hinter  den  Mädchen  herzugehen  liatte,  um  Erkundigung 
ein/u/.i<*hcn,  damit  die  Listen  richtig  gestellt  werden  konnten. 
Der  Erfoli,'  lilieb  denn  auch  nicht  aus.  denn  es  brachten  uifolLje- 
dessen  weitere  27  Pro;',  der  Stellesuchendcn  dem  Amte  die  An- 
weisunj^skarten  zurück,  und  nur  13  IVoz.  fanden  es  nicht  der  Mühe 
wert,  wieder  Nachricht  zu  geben  und  ihr  Geld  in  Empfang  zu 
nehmen 

Die  Jahresberichte  des  Arbeitsamts  zeichnen  sich  durch  Aus- 
führlichkeit und  Zuverlässigkeit  aus  und  bringen  eine  Fülle  stati- 
stischer Mitteilungen,  darunter  Uebersichten  über  die  Tätigkeit 
aller  württembergischen  Arbeitsämter.  Der  Jahresbericht  für  1902 
beklagt  in  Bezug  auf  die  Gesindevermittlung,  dass  in  vielen  Fällen 
die  Inanspruchnahme  des  Amts  seitens  der  Dienstherrschaften 
gleichzeitig  mit  verschiedenen  Privatvermittlungsstellen  stattfindet 
und  es  dann  vielfach  unterlassen  wird,  dem  Amt,  trotz  münd- 
lichen und  schriftlichen  Ersuchens,  von  der  anderweitigen  Be- 
setzung der  Stelle  Kenntnis  zu  geben.  Dadurch  kommt  es  nicht  . 
selten  vor,  dass  Arbeitsuchende  an  mehreren  Plätzen  fehlgehen, 
das  Vertrauen  zum  Amt  verlieren  und  auf  Nachweis  weiterer 
Stellen  verzichten  Mehrfach  wurde  auch  festgestellt,  dass  Dienst- 
herrschaften, die  das  Amt  selbst  benützen,  ihre  austretenden 
Mädchen  von  der  Inanspruchnahme  des  .^mts  abwendig  zu  machen 
versuchten,  vermutlich  damit  dieses  nicht  bei  dem  Mädchen  Er^ 
kundigungen  über  die  Herrschaft  einziehe. 


Städtisches  Arbeitsamt  Ulm. 


t 

Jahr 

InsfeMunt 

Davon  weibl.  Hatngeainde  .! 

Oifene  Steilen 

Slellen- 
gcsuche 

Vermittelt 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vcnnittek 

  r"ja 

»895 

320 

412 

•54 

153 

189 

1896 

2152 

4930 

1154 

2013 

1928 

1691 

iSqj 

4776 

8319 

'>  ^  ^  y 

225a 

»394 

1S98 

7242 

1 1  860 

4166 

3304 

3020 

1751 

1899 

7778 

10  052 

4625 

359« 

2511 

1682 

1900 

u  45» 

5«34 

3»79 

2IT4 

1506 

190t 

8266 

»4  739 

5273 

3331 

2101 

1718 

1903 

8815 

»7381 

5788 

3376 

2314 

178s 

1 

Das  Arbeitsamt  wurde  am  i.  März  1895  eröffnet.  Es  ver- 
dankt seine  Erfolge  auf  dem  Gebiet  der  Gesindevermittlung  (50,9 


i)  S.  Geschftftsbericht  des  Arbeitsamts  Stuttgart  für  1902. 
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Prozent  der  Gesamtvermittluog  des  Amts)  der  Verbindung  mit 
dem  Mädchenheim,  das  im  oberen  Stock  des  Arbeitsamtsgebän- 
des  untergebracht  ist.  Das  Mädchenheim  ist  von  einem  wohl- 
tätigen Körnitz  begründet  und  wird  von  einer  Vorsteherin  (Haus- 
mutter) geleitet.  Der  Zweck  des  Heims  ist,  weiblichen  Personen, 
welche  entweder  von  auswärts  nach  Ulm  kommen,  um  einen 
Dienst  zu  suchen,  oder  welche  schon  hier  gedient  haben,  aber 
zur  Zeit  ohne  Stellung  sind,  eine  christliche  Herberge  anzubieten. 
Für  Kost  und  Logis  sind  täglich  70  Pfg.  zu  entrichten.  9  Betten 
stehen  zur  Verfügung. 


Städtisches  Arbeitsamt  Cannstatt. 


Jl  -. — 

Insgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

loffeD«  Stellen'  ^'^"'l"- 
gcüuche 

VermiUelt 

Offene  Stdlen 



Ivenmitelt 

gesucne  I 

1895  2625 

1896  3296 

1897  3452 
189S            41 16 

1 899  4308 

1900  3966 
190t     i.  3272 
190«     1  3389 

4757 
5864 

7057 
7058 

7833 
7908 

907S 
10  062 

1166 
1712 
2114 
2470 

2596 
2251 

2148 

790 
1010 

996 
1080 

937 
891 

675 
752 

7.3 

9f'3 

945 
866 

599 

445 
464 

500 

304 
421 

434 

395 
266 
196 
168 

2»5 

Die  ungewöhnlich  hohe  Zahl  der  Stellengesuche  ist  wohl 
dadurch  zu  erklären,  dass  die  Arbeitslosen  auf  dem  Weg  nach 
Stuttgart  auch  hier  gewöhnlich  um  Arbeit  nachfragen,  wie  ja 
alle  Arbeitsnachweise,  die  an  den  Hauptverkehrsstrassen  liegen» 
sich  starker  Frequenz  seitens  der  Arbeitnehmer  erfreuen.  Eine 
Teilung  des  Arbeitsamts  nach  dem  Geschlecht  der  Interessenten 
wurde  nicht  für  erforderlich  erachtet  Die  Gesindevermittlung 
betrug  1902  10  Proz.  der  Gesamtvermittlung. 


Städtisches  Arbeitsamt  Ludwigsburg. 


Jahr 

1  Inägei»atnt 

Davon  wcibl.  Hausgesinde 

Oflene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vennittett 

OfTene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vemittelt 

|i            ■  ■ 
1896     i  678 

767 

218 

1897 

1162 

2321 

467 

258 

282 

85 

189S 

2853 

3366 

1080 

S70 

593 

aS2 

1899 

2420 

996 

1900 

2843 

5025     i  I731 

588 

416 

235 

«901  1 

»736 

5S90  1909 

537 

448 

262 

1902 

3468 

2374 

710 

573 

402 

Zeiucbrift  fiir  di«  ges.  StaattwiNiiudi.  Ergäuiwgtbeft  lO.  8 
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Das  Arbeitsamt  wurde  am  15.  Mai  1896  eröffnet.  Seit  i.  Ok- 
tober 1898  sind  die  Geschäftsräume,  welche  bis  dahin  etwas  ab* 
seits  gelegen  waren,  in  das  Zentrum  der  Stadt  verlegt  worden, 
wodurch  die  Frequenz  bedeutend  gestiegen  ist.  In  der  Statistik 
für  1896  fehlt  die  Spezialisierung  der  weiblichen  Berufe,  für  1899 
fehlt  die  Dienstbotenstatistik.  Bezüglich  der  Dienstboten  (deren 
Vermittlung  1902  16,9  Froz.  der  Gesamtvermittlung  des  Amts  be- 
trug) bemerkt  der  Jahresbericht  för  die  Jahre  1899  und  1900: 
Trotzdem  kaum  Dienstboten  zu  bekommen  sind,  kommt  es  dann 
und  wann  vor,  dass  stellesuchende  Mädchen  abgewiesen  werden 
müssen,  weil  z.  Z.  eine  passende  Stelle  nicht  gemeldet  ist  Eine 
Vormerkung  der  Stellesuchenden  zu  späterer  Vermittelung  ist  in 
den  weitaus  meisten  Fällen  vei^eblich,  weil  sich  die  abgewiesenen 
Mädchen  sofort  an  die  nächste  Türe,  an  die  gewerbsmässige 
Vermittlerin,  wenden.  Im  Jahre  1900  haben  181  Mädchen  ihre 
Stellengesuche  zurückgenommen.  Unter  diesen  181  ist  eine  be- 
trächtliche Anzahl  solcher  Mädchen,  für  die  zwar  im  Augenblick 
der  Nachfrage  keine  Verwendung  vorhanden  war,  die  aber  zweifel- 
los da  und  dort  dringend  benötigt  wurden.  Die  Abweisung  eines 
Mädchens  durch  das  Arbeitsamt  hat  den  Uebelstand,  dass  es, 
einmal  von  diesem  abgewiesen,  sich  in  der  Regel  ein  zweites  Mal 
überhaupt  nicht  mehr  an  dasselbe  wendet,  sondern  zur  Magd- 
verdingerin  geht.  Das  Amt  wurde  bis  zum  l.  April  1900  von 
einem  Beamten  im  Nebenamt  versehen,  während  seit  diesem  Tage 
ein  besonderer  Geschäftsführer  bestellt  ist.  Vorsitzender  der  pari- 
tätischen Kommission  (3  Arbeitgeber,  3  Arbeitnehmer)  ist  der 
Gewerbegerichtsvorsitzende. 

C.  Baden. 

Auch  im  Grossberzogtum  Baden  hat  man  der  Idee  des  dffent- 
liehen  Arbeitsnachweises  schon  frühzeitig  grosses  Verständnis  ent- 
gegengebracht. Seit  der  Gründung  des  »Unentgeltlichen  Arbeits- 
nachweises« in  Karlsruhe  1890  ist  nach  und  nach  eine  Reihe  auf- 
blühender allgemeiner  Arbeitsvermittlungsstellen  entstanden,  die 
iinlercinandcr  den  Listenaiistausch  pflegen,  aber  auch  mit  den 
Arbeitsanitern  in  den  Nachbarländern  ^Württemberg,  Elsass,  bayr. 
Pfalz)  in  reifer  (ieschäftsverbindunn  stehen.  In  Baden  überwiegen 
die  von  i^enieinnut/.i<;en  Vereinen  geleiteten  Arbeit^^nachweise  über 
die  koninuinalen.  Von  12  derartigen  Anstalten  sind  nur  5  (Frei- 
burg, Heidelberg,  Offenburg,  Lahr,  Schopfheim)  kommunal  pari- 
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(ättsch  organisiert.  Gerade  die  grössten  Arbeitsnachweise  des 
Landes  (ausser  Freiburg)  haben  karitative  Organisation,  doch  sind 
auch  bei  diesen  Vereinsnachweisen  Arbeitnehmerorganisattonen 
(GeweHcschaftskartell,  Arbeitervereine)  im  Ausschuss  vertreten. 
Die  badischen  Arbeitsnachweise  sind  schon  seit  4.  Mai  1895  in 
einem  Landesverband  vereinigt,  welcher  lUr  eine  einheitliche 
Statistik  (nicht  immer  erfolgreich)  wirkte.  In  Bezug  auf  Gesinde- 
vermittlung sind  nachstehende  Arbeitsnachweise  zu  betrachten: 

Anstalt  für  Arbeitsnachweis  jeglicher  Art  in 

Karlsruhe. 


Jahr 

IjisgcsAint 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

OffisM  Stdicn 

Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

Ofleoe  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

VennUtelt 

1S96 
1897  1 

1S99 
1900 
1901 
f9M 

?  -■ 

9  434 
l      II  723 
i  15685 
17  232 

14973 
IJ  620 

ia887 

«o  799 
15019 

17  277 

lö  094 

14940 

16  313 

9520 

9912 
12  49S 
14  42g 
13586 
II  834 
II  444 

II  53 
1 560 

1463 
1 522 
1211 
1108 
95« 

84S 

963 
1322 

1324 
I2t0 
IttO 
1306 

843 

8tS 

1035 

1 140 

1090 

939 
757 

Die  Statistik  der  ersten  Jahre  ist  hier  nicht  aufgenommen 
worden,  da  in  ihre  Zuverlässigkeit  begründete  Zweifel  gesetzt 
werden.  Auch  die  Zifternreiheii  von  1S96  und  1897  sind  zu  be- 
anstanden. Dass  1896  9520  Vermittlungen  zu.staade  ^'ckommen 
sind  bei  nur  9434  otienen  Stellen  und  dass  von  848  Stellenge- 
suchen in  der  Rubrik  weibliches  I  laiisf^esinde  843  zu  Vermitt- 
hin^^en  führten,  bedürfte  der  Aufklarung  in  den  Jahresberichten. 
Auch  1897  erscheint  die  Zahl  von  9912  VermittluntJcn  auf  10799 
Stellengesuche  (ca.  92  Proz.)  ungewöhnlich  hoch').  Die  Karls- 
ruher Statistik  gab  schon  mehrfach  andern  Arbeitsnachweisen 
Anlass  zur  Kritik  Der  Arbeitsnachweis  zu  Karlsruhe  wurde 
am  3.  De/.ember  J890  von  13  Vereinen  und  der  Handelskammer 
begründet.  Im  Laufe  der  Zeit  .sind  tiiescm  Vereinsverband  noch 
weitere  6  Vereine  zugetreten.  Von  Arbeitnehmervereinen  nennen 
wir  den  Arhciterbildungsverein.  evangelischen  Arbeiterverein,  ka- 
tholischen Ge^^ellenvcrcin,  kath.  Arbeitervcnein,  kath.  Geschäfts- 
gehilüaneaverein  und  das  GewerkschattskartelL    Seit  1899  weist 

1)  S.  die  Ansfttlinmgen  oben  S.  94* 

2)  Jahresbericht  der  Zentralaostalt  für  unentgeltlichen  Arbeitsnachweis  su  Mann- 
hetm  f.  1901,  S.  10,  f.  1903,  S.  8. 

8* 
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der  katholische  Dienstbotenverein  alle  Dienstboten,  die  sich  seiner 
Fürsorge  unterstellen  und  deshalb  im  St.  Franziskushause  bei  den 
Barmherzigen  Schwestern  vorübei^ehende  Aufnahme  finden,  be- 
hufs Stellenvermittlung  der  Anstalt  zu. 

Seit  dem  l.  Marz  1901  befindet  steh  der  Arbeitsnachweis  in 
neuen  Mietsräumen,  welche  so  ausgedehnt  sind,  dass  eine  be- 
sondere  Abteilung  für  den  Verkehr  eingerichtet  werden  konnte» 
welcher  auf  die  Anmeldung  von  weiblichen  Dienstbotenstetlen 
und  die  entsprechenden  Gesuche  der  Dienstherrschaften  Bezug 
hat.  Die  Gesindevermittlung  betrug  1902  nur  6,6  Proz.  der  Ge- 
samtvermittlung des  Arbeitsnachweises.  Den  Rückgang  der  Ge> 
sindevermittlong  seit  1899  erklärt  der  Jahresbericht  für  190t  da- 
mit, dass  infolge  der  ungünstigen  Zeitverhältnisse  so  manche 
Dienstherrschaft  entweder  den  bisher  eingestellten  weiblichen 
Dienstboten  ganz  abgeschafft  oder  aber  an  Stelle  der  bisherigen 
zwei  Dienstboten  nur  noch  einen  beibehalten  habe. 

Zentralanstatt    für    unentgeltlichen  Arbeits- 
nachweis Mannheim. 

— ^»  ■  -   L    


Jahr 

nsgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesiode 

Offene  Stellen 

Slellen- 
gesuche 

Vennittch 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vennittdt 

«893/4 

1895 
1896 

1897 
1898 

1899 
1900 
190t 
1902 

1  5806 
j     1 0  706 

1 7  989 
«7456 

1      2 1  70 1 

1      24  446 
32  107 
19*61 

;  14780 

24  118 
31  884 
17  194 

23777 

'9  939 
21  128 
18778 

16  446 
12  968 

6967 
14055 
15  902 

14  f)74 
1 7  222 
15462 

I  3  f'37 
10939 

2769 
1820 
1726 
1994 
2193 
2257 

I820 

_ 

1204 

«315 
t0O2 

I 

1 

880 
1205 
1412 
1666 
805 
964 
797 
75S 
712 

Die  Statistik  der  ersten  Berichtsjahre  • —  die  Anstalt  uu-Jc 
aui  2.  August  1893  erölYnet  —  leidet  an  Unvollstandi^keit  und 
S\  stemIosigfkeit.  Der  Grund  la^  nach  den  Jahresberichten  in  deiu 
Mangel  ausreichenden  ßureaujjersonals.  Die  Organisation  der 
Anstalt  ist  die  gleichartige  wie  ui  Karlsruhe  —  also  nicht  zahlen- 
mässig  gleiche  Vertretung  von  Arbeitc^ebern  und  Arbeitnehniern, 
dagegen  Beteiligung  der  Arbeitnchmervcrcine  bezw,  -verbände 
durch  Delegierte  in  den  Ausschuss.  Die  Mannheimer  Anstalt  war 
die  erste,  welche  mit  dem  Prinzip  der  völligen  Unentgeltlichkeit 
des  Arbeitsnachweises  begann,  seit  1900  wird  jedoch  von  den 
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Dieastboten  eine  Kontrollgebuhr  von  20  Pfg.  erhoben,  die  bei 
Rückgabe  des  Zuweisungszettels  wieder  zurückerstattet  wird.  Da- 
mit wird  nur  eine  geregelte  Geschäftsführung  bezweckt»  da  die 
Anstatt  mangels  Nachricht  weitere  Bewerberinnen  zu  unnötigen 
Gängen  nach  schon  besetzten  Stellen  veranlasst.  Andererseits 
kommt  es  natürlich  auch  vor,  dass  Mädchen  die  ihnen  bezeich- 
neten  Stellen  nicht  aufsuchen.  Nach  dem  Jahresbericht  von  1902 
hat  man  auf  die  Einschreibgebühr  wieder  verzichtet. 

Das  Prinzip  der  Unentgeltlichkeit  hat  in  Mannheim  von  An- 
fang an  gute  Wirkungen  in  Bezug  auf  die  Gesindevermittlung  ge- 
zeitigt. Der  I.  Jahresbericht  meldetCi  dass  die  Gesindevermieter 
von  der  Anstalt  Konkurrenz  ahnten  und  grosse  Anstrengungen 
dagegen  machten.  »So  zahlen  die  Dienstmädchen  beute  kein 
oder  ein  gegen  früher  sehr  ermässigtes  Verdinggeld.«  Die  Or- 
ganisation hat  insofern  eine  Erweiterung  erfahren,  als  1900  zwei 
Damen  zur  Leitung  der  weiblichen  Abteilung  zugesehen  wurden 
und  Sitz  und  Stimme  im  Ausschuss  erhielten.  Die  Gesindever- 
mittlung betrug  1902  nur  6,5  Proz.  der  Gesamtvermittlung.  Sie 
würde  bedeutend  gesteigert  werden  können,  wenn  mit  dem  Ar« 
beitsnachweis  eine  Dienstbotenherberge  verbunden  wäre,  weil 
gerade  in  Mannheim-  schlechte  Unterkunftsgelegenheit  besteht 
Leider  ist  ein  1901  unternommener  Versuch  zur  Gründung  eines 
Dienstbotenheims  an  der  Kostenfrage  gescheitert.  Von  welcher 
Wichtigkeit  gerade  für  die  Gesindevermittlung  die  Lokalfragc  ist, 
beweist  folgende  Bemerkung  der  Leiterin  der  weiblichen  Abtei- 
lung im  Jahresbericht  für  1901 :  »Der  Grund  der  geringen  Dienst- 
botenvermittlung liegt  nicht  einzig  und  allein  ausserhalb  der  An- 
stalt, sondern  zum  Teil  auch  in  den  Verhältnissen  der  Anstalt 
selbst:  in  den  Räumlichkeiten.  Der  Eingang  für  die  männliche 
und  die  weibliche  Abteilung  ist  gemeinsam;  dadurch  ist  das  Lokal 
meistens  überfüllt,  und  so  erklärt  sich  die  Scheu  vieler  Mädchen 
und  Herrschaften,  den  Arbeitsnachweis  zu  benutzen.  ^  Diesem 
Uebelstaudc  wird  vom  jetzt  an  abi^chollcn  werden,  da  die  Arbeits- 
naclnveisanstalt  seit  April  1903  neue  Lokalitaten  bezechen  h.it, 
und  nunmehr  tur  die  niatuiliclie  und  die  weibliche  Abteiluni,^  völlig 
^-trennte  Einginige,  jeder  von  einer  anderen  Strasse  aus,  vor- 
lianden  sind.  Der  Jahresbericht  lür  1902  bezeichnet  es  als  er- 
freulich, dass  seit  Jahren  erstmalig  wieder  landwirtschaftliclics 
Gesinde,  wetm  auch  nur  in  wenigen  Fallen,  durch  den  Arbeits- 
nachweis vermittelt  wurde. 
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Allgemeine  Arbeitsnachweisanstalt  Freiburg. 


1 

Jahr 

Imgiettiiit 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

Offene  Stellen 

1  

SieUenr 

Vermittelt 

Offene  Stellen 

i  aoMche  VermiUelt 

1892 

1893  ; 

1894 

1895 
1896 

1S97  1 

1898  i 

1899 

1900 

I901 

1909 

1  1818 

3  426 

4  U49 
5881 
8  156 

1005s 
10486 
10499 
11  601 
II  872 
12606 

2  023 

3 

4  548 
6369 
8475 

10  290 

11  914 

1 1 353 
1 1 894 

11994 
13463 

■  339 

2763 

34<J3 
5'38 
6S66 

8259 
8491 

8636 

9336 
8949 

9886 

795 
1300 
1 52 1 

«995 

2366 

2430 
2806 

2673 
2601 
3806 
2907 

!    776   '  609 
1211  1051 

1   1492  '319 
1872  1687 

3I3I      1  1S8S 

2179  1833 
3213  3t6l 
2696  2045 
2562  1977 
3701      ,  2104 

3087  »473 

Am  23.  Mai  1892  ist  »die  von  einer  Anzahl  gemeinnütziger 
Vereine  mit  behördlicher  Beihilfe  gegründete  und  verwaltete  An- 
stalt für  allgemeinen  Arbeitsnachweis«  ins  Leben  getreten.  Die 
Arbeiterfachvereine  verhielten  sich  anfangs  ablehnend,  erst  1895 
traten  das  Gewerkschaftskartell  und  der  katholische  Gesellenver- 
ein dem  Verbände  bei.  Im  Anfang  wurde  die  Benutzung  der 
Anstalt  durch  die  Erhebung  von  Gebühren  von  Arbeitgebern  und 
Arbeitnehmern  beeinträchtigt.  Ein  Aufschwung  trat  ein,  als  1895 
die  unentgeltliche  Vermittlung  für  Arbeitnehmer  durchgeführt 
wurde.  1897  wurde  die  Anstalt  als  Gemeindeinstitut  in  die  städ- 
tische Verwaltung  übernommen  und  hierauf  eine  paritätische  Kom- 
mission von  3  Arbeitgebern  und  3  Arbeitnehmern  unter  dem  Prä- 
sidium des  Gewerbegerichtsvorsitzenden  eingesetzt.  1900  wurde 
die  vollständige  Unentgeltlichkett  für  Arbeitgeber  und  Arbeitneh- 
mer durchgeführt.  Heute  wird  nur  noch  eine  kleine  sog.  Her- 
bergsgebühr bei  Vermittlung  von  weiblichem  Dienstpersonal  von 
den  Privatherrschaften  erhoben,  deren  Ertrag  zur  teilweisen  Be- 
streitung der  Kosten  für  die  Mädchenherberge  bestimmt  ist. 

Letztere  Einrichtung  hat  wesentlich  zu  den  grossen  Erfolgen 
des  Freiburger  Arbeitsnachweises  auf  dem  Gebiet  der  Gesinde- 
vermittlung beigetragen.  Die  Mädchenherberge  wurde  1892  mit 
15  Betten  errichtet.  Die  Logisgebühr  betnig  25  Pf.  Die  Fre- 
quenz hat  sich  im  Laufe  der  Zeit  sein  gehoben,  diese  Einrichtung 
entsprach  einem  dringenden  Bedürfnisse. 
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1S93  überaacbteleQ  410  Midcli«n 

1894  '  265  > 

1895  »  57« 
(danaittr  KdliMriiittcn) 

1896  übenMcbletcn  858  9 

1897  »  676  • 


1898  abcmwlitetai  6t6  MMdclwn 


1899 
1900 
1901 
1902 


621 
642 

534 
639 


Die  Gesrndevermittlung  betrug  1902  25%  der  Gesamtver- 
mtttlung  der  Anstalt.  Im  Jahresbericht  för  1902  findet  sich  eine 
interessante  Berechnung  darüber,  welchen  Anteil  der  kommunale 
Arbeitsnachweis  an  der  Stellenvermittlung  fUr  häusliche  Dienst- 
boten in  Fresburg  hat.  Da  jede  Einstellung  eines  Dienstboten 
die  Anmeldung  zur  Gemeindekrankenversichening  zur  Folge  haben 
muss,  lässt  sich  aus  den  Zugängen  zu  dieser  Kasse  genau  be- 
stimmen, wie  viel  Dienstboten  den  Dienst  gewechselt  haben  oder 
neu  eingestellt  worden  sind.  Die  Anmeldungen  von  solchen  zur 
Kasse  beliefen  sich  auf  4999.  Nimmt  man  nun  die  Zahl  der  An- 
meidungen  ab  ebenso  viele  Vermittlungen  an ,  so  ergibt  sich, 
dass  dem  Arbeitsnachweis,  der  (unter  Ausserachtlassung  des  aus- 
wärtigen Verkehrs)  2345  häusliche  Dienstboten  vermittelt  hat, 
46,9^^  der  Gesamtvermittlung  am  Orte  zufallen,  dagegen  den 
karitativen  Gesindenachweisen  (Marienhaus  und  evang.  Stift)  697 
^  I3«9%  und  19  gewerbsmässigen  Gesindevermietem  1957  = 
39,2 ''/o.  Ein  grossartiges  Zeugnis  für  die  Befähigung  des  kom- 
munalen Arbeitsnachweises  zur  Gestndevermittlung. 

Allgemeine  Arbeitsnachweisanstalt  Pforzheim. 


Jmhr 

Insgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Venitittdt 

Oüeiie  Stellen 

Stellen- 
gesache 

Vermittelt 

1895 
1896 
1897 

1898  ; 

1899  ; 

»900  1 
1901 
1902  , 

1 1 14 
1719 
2989 
4124 
4726 

5  «43 

5169 

5205 

1432 
«953 
3514 
4198 
4884 
5346 

^-SS 
10  622 

950 
1532 
2488 

3303 
3750 

4059 

4076 

4061 

155 
194 

5«  2 
453 
443 

4'7 
401 

435 

12S 
164 

369 
328 
287 
2S7 

20f) 

109 

«43 
3«4 
291 

353 
245 

244 
264 

Die  Anstalt  wurde  am  24.  Januar  1894  als  gemeinnütziger 
Vereinsnachweis  gegründet.  Zu  den  Gründern  gehörte  auch  die 
Stadtgemeinde,  die  anfangs  einen  Barbeitrag  votierte,  gegenwär- 
tig die  Bureaulokalitäten  nebst  Wohnung  des  Verwalters  stellt 
Bei  dem  Abströmen  der  weiblichen  Arbeitskräfte  in  die  Bijoute- 
rieindustrie, die  in  Pforzheim  ca.  20000  Arbeiter  beschäftigt,  ist 


Digitized  by  Google 


—    I20  — 


hier  für  die  Gesiudcverniiltlung  kein  günstiger  I^oden.  Trotz  der 
Ungunst  der  Verhältnisse  hat  die  Anstalt  aber  auch  der  Land- 
wirtschaft sich  nützlich  erwiesen:  es  wurden  an  ländlichem 
Gesinde  und  landwiiischaftUchen  Arbeitern 

iueli 


1894 

6s  Personen  vcrai 

1895 

t6o 

*  * 

IS96 

1S6 

1897 

»  1 

1898 

2^ 

»  1 

1899 

300 

»  » 

1900 

3>o 

•  • 

1901 

315 

»  • 

190a 

394 

»  1 

Die  Hausgesindevermittlung  betrug  1902  6,5Proz.  der  Gesanit- 
vermittlung. 

Städtische  allgemeine  unentgeltliche  Arbeits- 
nachweisanstalt Heidelberg. 


Intgesamt 


Jahr 


Offene  Stellen, 


Stellen- 


Vemittelt  lOffene  Stellen 

l 


Dftvon  weibL.  Hausgesinde 


Stellen- 
gesuche 


Veradttelt 


1896 

1 

5050 

7441 

185 1 

2037 

»937 

629 

1897 

;  S202 

7270 

-777 

1852 

1455 

675 

1898 

1  6709 

5894 

4047 

•S44 

533 

IS99 

!  7961 

6509 

5319 
6185 

1657 

844 

649 

1900 

8413 

7479 

762 

633 

I90I 

1  6843 

7109 

5454 

»348 

708 

545 

1902 

1  5890 

6667 

4955 

1079 

686 

511 

Die  Jahresberichte  klagen  über  die  Konkurrenz  der  Gesinde- 
verniieter,  deren  Zahl  nicht  wesentlich  abgenommen  habe.  Die 
Vermittlung  von  Hausgesinde  betrug  1902  12,3  Proz.  der  Gesamt- 
vermittlung der  Anstalt. 

Arbeitsamt  Konstanz. 


'  Insgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

Jahr  ,t 

1  Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vemaittelt 

0£Eiuie  Stellen 

Stellen- 
gesttche 

VennitteH 

1895  705 

1896  3365 

1897  ,  5836 

1898  1  6691 

1899  7461 

1900  7529 
190t  7356 
1902    j.  7117 

7632 
7857 
7569 
8  234 
9291 
12  582 
13644 

37  " 
3976 
4462 
4541 
5574 
5504 
5732 

53«8 

loi  5 

795 
925 
1 1 19 
1262 
1219 
1268 

1337 

"75 
918 

1046 

944 
1094 
1078 

916 
731 

879 
854 

932 
927 
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Zur  Statistik  ist  erläuternd  zu  bemerken,  dass  die  Zifi'ern  betr. 
Haas<^esindc  vom  Jahre  1895  nicht  zu  beschaffen  sind,  für  1896 
ist  aus  dem  Jahresbericht  die  Vcriniltliinc^s/.iffcr  nicht  ersichtlich, 
da  nur  die  Gesamtziffcr  für  die  \vciblichc  AbtcilmiLj  (ohne  Aus- 
sonderung des  Gesindes"»  notiert  ist.  lüicilich  bedeutet  1897  die 
Ziffer  unter  Hausgesinde  ^offene  Stellen«  nur  die  Zahl  der  Ar- 
beitsgeber, welche  offene  Steilen  angemeldet  hatten,  nicht  dieje- 
nige der  ottenen  Stellen  selber.  Daraus  erklärt  sich  die  niedrige 
Zift'cr,  weil  eben  häufig  e  i  n  Arbeitgeber  nu  hrere  Stellen  aus- 
schreibt. Das  Arbeitsamt  ist  durch  einen  karitativen  Verband  ins 
Leben  gerufen  worden,  Mitglieder  desselben  sind  u,  a.  die  Stadt- 
gemeinde, der  Kreisausschuss  von  Arbeitnehmervercinen,  der 
evangelische  und  der  katholische  Arbeiterverein,  der  kalhol  sche 
Gesellenvereui,  der  Buchdruckers-erband,  das  Gewerkschaftskartell. 
Zur  Zeit  sind  an  das  Arbeitsamt  27  landliche  Filialen  angeglie- 
dert. Die  Gesindcvermittlung  hat  sich  ganz,  bedeutend  entwickelt 
Seil  Gründung  des  am  l.  Nov.  1896  errichteten  Made  hen  h  e  i  m  s, 
an  dessen  Beaufsichtigung  und  Verwaltung  zwei  Vorstandsdamen 
des  h'rauenvereins  beteiligt  sind.  Die  Dienstmädchen  haben  täg- 
lich 80  Pf.  für  Beherbergung  und  Beköstigung  zu  zahlen.  Das 
Mädchenheim  entsprach  einem  dringenden  Bedürfnis  und  erfreut 
sich  andauernd  guter  Frequenz.   Es  wurden  beherbergt 

iSqo               71  DicBftinldchen  1900  505  Dienstmädchen 

1S97  469           >  1901  617  » 

189S  518           »  1902  514  > 

1899  5*9  » 

Gebuhren  werden  nur  von  Dienstherrschaften  erhol)en  und 
zwar  von  in  Konstanz  wohnenden  50  Pf.  und  von  auswärts  woh- 
nenden I  M.  pro  Dienstbote.  Die  Gesindcvermittlung  betrug  1902 
17,4  Proz.  der  Gesamtvermittlung. 

D.  Hessen. 

Hessen  besitzt  seit  1893  einen  karitativen  allgemeinen  Arbeits* 
nachweis  in  Darmstadt,  städtische  Arbeitsämter  mit  paritätischer 
Organisation  in  Worms,  Glessen  und  Offenbach  seit  1896,  in 
Mainz  seit  1897,  sowie  drei  Arbeitsvermittlungsstellen  im  Kreise 
Friedberg  (Friedberg,  Butzbach  und  Gross^Karben)»  die  mit  Na- 
turalverpflegungsstationen  verbunden  sind.  Die  lebenskräftigsten 
Nachweise  sind  die  von  Mainz  und  Worms.  Sie  haben  auch  auf 
dem  Gebiet  der  Gesindevermittlung  vorzügliche  Resultate  erzielt. 
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Mehrfache  Versuche  der  hessischen  Regierung,  auch  in  kleineren 
Orten  Arbeitsnachweise  zu  gründen,  sind  leider  gescheitert,  in 
einzelnen  Fallen  hat  man  auch  zu  früh  die  Projekte  fallen  gelas- 
sen. Eine  bis  dahin  unbekannte  Institution  bedarf  immer  2 — 3 
Jahre,  ehe  sie  sicli  im  Publikum  ein  k  l  i  und  populär  wird.  Man 
darf  nicht  ^(ieich  im  ersten  Jahre  _l,mossc  l^>folge  erwarten,  nament- 
lich in  ländlichen  Kreisen,  wo  die  Rcvölkcrunü^  Neuerungen  ge- 
genüber stets  etwas  schwerfällip  ist.  Die  Verbindung  mit  den 
Naturalverpflegungsstationen  im  Kreise  Friedberg  wird  als  prak- 
tisches Palliativmittel  anzuseilen  sein,  durch  Arbeitsvermittlung 
auf  dem  Lande  dem  Zug  der  Arbeitsuchenden  nach  den  grossen 
Städten  entgegenzuwirken.  Prinzipiell  sind  auch  da  Arbeitsnach- 
weise zu  erstreben,  die  nur  mit  Arbeitsvermittlung  sich  befassen. 
Für  die  Gesindevermittlung  kommen  nachfolgende  Arbeitsnach- 
weise in  Betracht: 


Städtisches  i\  i  b  e  i  t  s  a  ni  t  Mainz. 


1'^  Insgesamt 

Davon  weibl.  Hamgesinde 

Jahr 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vemiiucli 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

1897/8  ' 

1  43»9 

6027 

3124 

387 

133 

«s 

1898/9 

7018 

8S08 

3647 

333 

«35 

29 

1899/1900 

9702 

10415 

5242 

1029 

469 

330 

1900/01 

9754 

10  589 

5980 

1670 

864 

75« 

1901/02 

8789 

10318 

5456 

«844 

1040 

851 

Das  Arbeitsamt  wurde  am  6.  Mai  1897  eröffnet.  Die  Stati- 
stik des  ersten  Jahres  nmfasst  den  Zeitraum  bis  zum  31.  Marz 
1898.  Von  da  an  deckt  sich  das  Berichtsjahr  mit  dem  Etatsjahr: 
vom  I  April  bis  31.  März.  Sr  r  i.  April  1899  besteht  eine  weib- 
hchc  Abteilung  unter  weibh'cher  Leitung  (Frau  des  Verwalters). 
Aus  obiger  Statistik  ist  ersichtlich,  dass  mit  diesem  Zeitpunkt  die 
Frequenz  des  Amtes  ganz  bedeutend  gestiegen  ist,  und  nament- 
lich hat  sich  damit  die  Gesindevermittlung  eingebürgert,  die  1902 
15,6  Proz.  der  Gesamtvermittlung  des  Amtes  betrug.  Auch  die 
ländliche  Gesindevermittlung  wird  mit  steigendem  Erfolge  betrie« 
ben:  1899/1900  41  Personen,  1900/01  123  Personen. 

Städtische  Arbeitsnachweisstelle  Worms. 

Das  Amt  wurde  am  i.  September  1896  eröffnet,  die  erste 
Statistik  läuft  bis  zum  31.  Dezember  1897,  von  da  an  mit  dem 
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Jahr  ' 

1 

i 

Insfesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

Ofleae  Stellen| 

]  gesuche 

;  Vennittelt 

Offene  Stellen 

IVermktek 
getuche  | 

1896/7 
1S98  < 
1899  i 
J900 
1901/2 

1  3844 
1  3184 

1  3605 
2870 
2 191 

1  5731 
>    4  600 

4  960 

,     6  988 

j  10078 

r  H07 
1  1367 

'57' 
,    1 180 

1  «476 

18a 
102 
«034 
1523 
1573 

14    i  14 

73    '  '7 
696  424 

1146  7«? 

laiS  833 

Kalenderjahr,  die  letzte  Zifiemreihe  betrifit  den  Zeitraum  vom 
I.  Januar  1901  bis  31.  März  1902.  Die  weibliche  Abteilung  wurde 
am  I.  Mai  1899  eröffnet  und  für  die  Leitung  eine  frühere  Gesinde- 
vermieterin bestellt.  Seitdem  nahm  die  Gesindevermittlung  einen 
ungewöhnlichen  Aufschwung,  so  dass  1900  der  Jahresbericht  be- 
haupten konnte,  dass  weitaus  der  grösste  Teil  der  Vermittlung 
von  Dienstboten  am  Orte  durch  die  Anstalt  erfolge.  Die  Leite* 
rin  der  weiblichen  Abteilung  ist  jedoch  wieder  zurückgetreten.  In 
Worms  ist  hinsichtlich  der  Gestndevermittlung  eine  zweckmässige 
Einrichtung  getroffen  worden.  Um  Über  das  Ergebnis  der  Ver- 
mittlung sicher  zu  sein  und  um  das  hie  und  da  versuchte  Ein- 
greifen der  privaten  Stellenvermittlerinnen  zu  verhüten,  werden 
die  Dienstboten  bei  ihrer  Vorstellung  durch  eine  Botin  begleitet. 

Die  Arbeitsnachweisstelle  Worms  vermittelte  vom  Jahre  1900 
an  überwiegend  Gesinde.  1901/2  betrug  die  Gesindevermittlung 
56,4  Froz.  der  Gesamtvermittlung  des  Arbeitsnachweises.  '  Von 
Interesse  dürfte  daher  eine  Aeusserung  im  Geschäftsbericht  für 
1902  sein,  welche  individualisierende  kritische  Vermittlungstätig- 
keit gegenüber  den  Dienstherrschaften  empfiehlt.  Es  heisst  in 
diesem  Bericht  auf  S.  9:  »Bei  der  Dienstbotenvermittlung  kom- 
men die  persönlichen  Eigenschaften  der  Hausfrauen  und  der  Dienst- 
mädchen in  so  hohem  Grade  in  Betracht,  dass  es  nicht  immer 
möglich  ist,  jeder  Herrschaft  einen  Dienstboten  und  jedem  Dienst- 
mädchen eine  Stelle  zu  verschaffen;  insbesondere  sind  manche 
Dienststellen  bei  den  Dienstboten  in  dem  Sinne  bekannt,  dass 
die  Mädchen  von  vornherein  die  Verhandlung  mit  der  betreffen- 
den Herrschaft  ablehnen.  Wollte  man  versuchen,  die  Dienstboten 
zur  Uebernahme  solcher  Plätze  oder  wenigstens  zur  Vorstellung 
bei  den  betreffenden  Dienstherrschaften  zu  nötigen,  so  würde  man 
dieselben  damit  nur  den  privaten  Gesindeverdingerinnen  in  die 
Arme  treiben.  Von  den  bclrclTendcn  Dienstherrschaften  wird  frei- 
lich diese  Sachlage   nicht   unaier  richtig   beurteilt.«  Aehnliche 
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KlaL'en  hu  der  Verfasser  an  verschiedenen  Arbeitsnachweisen 
vernommen.  Solche  unliebsame  Kundinnen  des  Arbeitsamts  ma- 
chen häufig  Prioritätsrechte  geltend,  wenn  die  Beamtm  sich  ^c- 
nötigt  ^eschen  hat,  ein  tüchtii^es  Dienstmädchen  an  eine  humane, 
biihi;  denkemle  Herrschaft  zu  weisen.  Ivin  oft'entlicher  Arbeits- 
nachweis wird  naturHch  nicht  umhui  können,  auch  mitunter  kri- 
tisciie  Auswahl  von  Personen  vorzunehmen,  um  nicht  sein  Niveau 
zu  versclilechtern  und  alle  besseren  Elemente  von  der  Benutzung 
des  Arbeitsnachweises  abzuschrecken.  Gerade  die  Gesinde  Ver- 
mittlung stellt  eben  hohe  Anforderungen  au  den  Takt  der  Be- 
amtin. 


Zentralanstalt  fürArbeits  -  undWohnungsnach- 

weis  Darmstadt. 


1 

Jahr 

1 

1  InagCMml 

Davon  wdbL  Haug^iiiiide 

Ortcnc  Stellen 

1 
1 

Stellen- 
geauehe 

Vcrmitlcli 

otiTene  Sielle« 

Stdlen- 
gcnche  1 

VcrmUteit 

1897 

! 

■  ™ 

_  i 

i$6o 

_  1 

Uf 

1898 

949 

475  1 

209 

1899  j 

1  494» 

4975 

2424 

109Ö 

530  1 

375 

1900  i 

1  4775 

5760 

«336 

««33 

548 

1 901 

4369 

5562 

2379 

1 171 

615  ! 

310 

I 902    ^  44b6 

57SO  ^ 

2297 

»399 

893  i 

417 

Die  Anstalt,  eine  karitative  Einrichtung,  besteht  bereits  seit 
1893,  jedoch  wird  erst  seit  1897  Gesinde  vermittelt.  Es  besteht 
eine  weibliche  Abteilung  mit  weiblicher  Leitung.  Die  Ziffern  der 
Anstalt  können  Anspruch  auf  grösste  Genauigkeit  erheben,  da 
sie  mit  den  Aufzeichnungen  der  Krankenkasse,  die  sich  in  dem« 
selben  Geschäftshause  befindet,  in  jedem  einzelnen  Fall  kontrol- 
liert wurden.  Die  Anstalt  ist  zur  Zeit  ein  halbamtlicher  Nach- 
weis, die  Geschäftsführung  erfolgt  durch  die  Stadtbehörde;  die 
völlige  Kommunalisierung  des  Arbeitsnachweises  steht  in  näch- 
ster Zeit  bevor.  1899  wurde  zur  Erweiterung  des  Arbeitsmarkts 
eine  engere  Verbindung  einer  Anzahl  kleinerer  Städte  und  Land- 
orte der  Provinz  Starkenburg  mit  der  Anstalt  als  Zentralvermitt- 
lungsstelle geschaffen.  Diese  Einrichtung  wurde  jedoch  1902  we- 
gen zu  geringer  Benutzung  wieder  aufgehoben.  Die  Gesindever- 
mittlung der  Anstalt  betrug  1902  i8,i  Proz.  ihrer  Gesamtver- 
mittlung. 
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E.  Preussen. 

Die  Arbeitsnachweise  in  Preussen  stehen  an  2^hl  und  an  Be- 
deutung relativ  hinter  denen  der  süddeutschen  Staaten  zurück. 
Preussen  hat  zwar  nach  dem  Stand  vom  i.  Mai  1903  39  kom- 
munale, 24  allgemeine  karitative,  zwei  Arbeitsnachweise  von  wei* 
teren  Kommunalverbänden  —  Görlitz  (Stadt-  und  Landkreis), 
Hörde  (Kreis)  —  und  5  von  Landwirtschaftskammern.  Aber  nur 
wenige  von  diesen  öffentlichen  Nachweisen  haben  eine  der 
Bevölkerung  ihres  Sitzes  entsprechende  Geschäftstätigkeit  aul- 
zuweisen, und  manche  stehen  überhaupt  nur  auf  dem  Papier.  Ver- 
schiedentlich herrscht  ein  bureaukratischer  Zu;.;,  der  .sich  nut  di  in 
Wesen  der  ArbeitsvcrmitlluiiLj  absolut  nicht  verträgt,  vielfach  ist 
der  Schwerpunkt  anstatt  in  die  Verwaltung  des  Arbeitsnachwei- 
se in  die  stadtische  Aufsicht  darüber  ^eU-c^t,  und  es  tut  sicher- 
heil  auch  der  Fre{iuenz  Abbrucii,  dass  die  städtischen  Arbeits« 
nachweise  häufig  in  die  Rathauser  bezw.  in  die  gleichen  Gebäude 
verlegt  sind,  in  denen  die  Polizeibehörden  amtieren. 

Es  bleibt  noch  überall  viel  zu  tun,  um  den  Arbeitsnachweis 
richtig  populär  zu  machen,  ganz  besonders  aber  gilt  dies  für  die 
norddeutschen  Staaten.  Auch  auf  dem  Gebiet  der  Gesindever- 
mitüung  ist  der  Norden  —  allerdings  abgesehen  von  einzelnen 
ganz  besonders  rühmenswerten  Ausnahmen  —  nicht  in  gleichem 
Masse  vorgeschritten  wie  der  Süden.  Schon  die  Metropole  Ber- 
lin mit  dem  zweitgrössten  (karitativen)  Arbeitsnachweis  des  deut- 
schen Reichs  hat  in  der  Gesindevermittlung  noch  gar  nichts  ge- 
leistet. Nachdem  im  November  1902  die  grossartigen  Geschäfts- 
räume in  der  Gormannstrassc  dem  Betrieb  übergeben  worden 
sind,  ist  ja  eme  Expansion  der  Arbeitsvermittlung  auch  nach  die- 
ser Richtung  in  Aussicht  gf-nnmmen,  aber  bis  zur  "^lunde  noch 
nicht  zur  Vollendung  gediclicn.  Gerade  für  l^eriui,  wo,  wie  in 
jeder  Millionenstadt,  die  grellsten  Misständc  auf  dem  Gebiet  der 
gewerbsmässigen  Stellenvermittlung  bestehen,  wäre  dies  eine  ganz 
besonders  dankbare  Aufgabe. 

Bezüglich  der  Organisation  bestehen  in  Preussen  verschiedene 
S>'steme  unter  den  städtischen  Arbeitsnachweisen.  Wir  haben 
rem  paritätische  —  im  Ausschuss  die  gleiche  Zahl  von  Arbeit- 
gebern wie  von  Arbeitnehmern  —  halbparitätische  —  die  Arbeit- 
nehmer sind  zwar  vertreten,  aber  in  geringerer  Anzahl  als  die  Ar- 
beitgeber —  und  auch  nichtparitätische  —  die  Arbeitnehmer  er- 
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mangeln  jeder  Vertretung.  Unter  den  karitativen  zählt  Preussen 
eine  Anzahl  vorzüglicher  Arbeitsnachweise,  die  in  jeder  Beziehung 
eine  reiche  segensvolle  Tätigkeit  entfalten.  Für  die  Gesinde- 
Vermittlung  kommen  vorzugsweise  folgende  Arbeitsnachweise  in 
Betracht : 

tt)  kooununale. 

Städtischer  Arbeitsnachweis  Breslau. 


InigeMiDt 


OfTene  Stellen 


Stellen- 
gwnchc 


,  Vermittelt 


1S96/7 

1898/9 
1899/190O }' 
1900/01 
1901/02  „ 


6  0-^2 
S  870 

i0  493 
11471 

8  374 

7  816 


746« 

10924 

t»  475 
II  168 

»•  235 
10  730 


5  »43 

6932 
S3»9 
8739 

676  I 
6291 


Davon  weibl.  Huag^diide 


Offene  Stellen 


5«5 

1340 
161  s 
1620 
I3>6 
1360 


St«llm-  venniuelt 
gewdie  i   


17a 
45a 
37a 
414 
5" 
SSI 


«S7 

385 
349 
364 

413 
406 


Der  Arbeitsnachweis  wurde  am  i.  Sept.  1896  eröffnet.  Das 
erste  Geschäftsjahr  schliesst  31.  August  1897.  Mit  1901  ist  das 
Geschäftsjahr  mit  dem  Kalenderjahr  zusauimcn^clci^t.  Nach  den 
Geschäftsberichten  ist  der  Zeitraum  vom  i.  September  1900  bis 
I.  Januar  1901  überhaupt  nicht  i^ezahk  worden,  des  Uebert;;angs 
halber.  Die  Ori^anisation  ist  paritätisch,  die  Kommission  besteht 
aus  7  Arbeitgebern  und  7  Ai bciLnchmern  unter  eintMii  unpartei- 
ischen Vorsitzenden.  Die  weibliche  Abteilung  stehi  unter  weib- 
licher Leitung.  An  weibUchen  Dienstboten  besteht  Mangel.  Der 
Grund  ist  in  den  örthc'nen  Verliallnissen  zu  suchen.  JJie  bei  ih- 
ren Angehörigen  wohnenden  Mädchen  hnden  hinreichend  Arbeits- 
gelegenheit in  gewerblichen,  kauimäunisclieu  imd  F<d:)rikbetrieben. 
Andererseits  Hegt  speziell  die  Vermittlung  von  Hausgesinde  noch 
fast  ausschhesslich  in  den  Händen  der  gewerbsmässigen  Gesinde- 
vermieler.  Die  Gesindevermittkmg  betrug  1902  nur  6,4  Proz.  der 
Gesamtvermitthing.  Die  Lokalitäten  des  Arbeitsnachweises  ent- 
sprechen keineswegs  der  Bedeutung  der  zweitgrössten  Stadt 
Freussens. 

Städtische   Arbeitsvermittlungsstelle  Frank- 

f  u  r  t  a.  M. 

Die  paritätische  Kommission  besteht  aus  je  4  Arbeitgebern 
und  Arbeitnehmern  und  je  2  Steliverlretern  unter  Vorsitz  eines 
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Jahr 


1895/6 

1896/7 

1897/8 

18980 

1899 

1900 

1001 

1902 


[iO&ne  Stellen 

7  947 
13  746 
16  894 

19  ?T0 

23  594 
26601 
28048 
3»  374 


Stellen- 

14740 
»4  979 

21  053 

23  450 

ju  692 

40  oSo 

47  135 
55 '37 


i 


VemitteU 

6492 
9695 
12  455 
15  297 
18655 
20  881 
32  072 
35  352 


Davon  vve;lji.  Hausgesinde 


Oflene  Stellen,  Stellen-  IvemitteU 
,  gesuche  j 


97 
637 
242 

395 
»235 
3044 
323« 


45 
315 

93 
112 

233 

107 1 

1364 


I 


45 
59 
25 
33 
110 

495 
529 


Magistratsmltglieds.  Die  Gesindevermtttlung  wurde  1896  begon- 
nen,  die  weibliche  Abteilung  steht  unter  weiblicher  Leitung.  1901 
wurden  die  gemeinnützigen  Frauenvereine  zur  Bildung  eines  Aus- 
schusses vereinigt,  der  die  Geschäfte  der  Dienstbotenverniitttung 
regelmässig  überwacht,  1902  wurde  ein  Laufmädchen  angestellt, 
das  die  ortsfremden  Dienstboten  an  die  angebotenen  Stellen  be- 
gleitet. Mit  I.  Januar  1903  ist  eine  Dienstbotenherberge  mit  4 
Betten  versuchsweise  eingerichtet  worden.  Damit  ist  zu  holTen, 
dass  die  Vermittlung  von  weiblichem  Hausgesinde,  welche  1902 
nur  2,8  Proz.  der  Gesamtvermittlung  betrug,  sich  von  nun  an  re- 
ger gestalten  wird.  Unzweckmässig  ist,  dass  nicht  ein  besonderer 
Eingang  für  Herrschaften  und  ein  besonderer  für  Dienstboten  be- 
steht. Auch  der  Landwirts  chaft  hat  sich  die  Arbeitsvermitt- 
lungsstelle  infolge  eines  Abkommens  mit  der  Landwirtschaftskam- 
mer  in  Wiesbaden  nützlich  gemacht.  Es  wurden  an  ländlichem 
Gesinde  vermittelt 

I      1900  101  s  Personen 

I      1901  1070  > 


1898 
1899 


396  Penonen 
687 


Städtische  Arbeitsnachweisstclle  Magdeburg. 


Jithr 

1  lugetamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

jOffene  Stellen 

Siellen- 
gesuche 

1  Venniltelt 

Oflfene  Stellen 

Stellen- 
^uche 

Vermittelt 

1899 
1900 
•  1901 

1902 

J  579« 
9089 
9248 

!  8673 

5050 

7578 

»5  433 
17  310 

;  3278 
1  5823 

6343 
6239 

»439 
3731 

.^5-4 

7S8 
1426 

2027 
1920 

5»9 

1056 
1616 
1S16 

Der  Arbeitsnachweis  (männliche  und  weibliche  Abteihing  ;^e- 
trennt)  wird  von  einer  Kommission  bcaufsichliLjt  ,  welche  aus 
einem  Magistratsmitglied  und  je  5  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern 
besteht,  von  denen  je  3  von  den  Beisitzern  des  Gewerbegerichts 
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getrennt  von  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  und  je  2  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  auf  5  Jahre  gewählt  werden.  Soweit 
die  Gewerbegerichtsbetsitzer  die  Vornahme  der  Wahl  ablehnen» 
wird  auch  diese  von  der  Stadtverordnetenversammlung  vollzogen. 

Wir  halten  diesen  Wahlmodus  für  unzweckmässig.  Die  Mit- 
glieder städtischer  Kommissionen  sollten  nur  von  den  städtischen 
Behörden  gewählt  werden.  Letztere  begeben  sich  sonst  jedes 
Einflusses  auf  die  Kommission;  zumal  wenn  sie  von  einem  Per- 
sonenkreis gewählt  wird,  der  nach  politischen  Grundsätzen  zustande 
gekommen  ist,  erscheint  dieser  Modus  bedenklich.  Die  Grossh. 
hessische  Regierung  hatte  s.  Z.  einer  analogen  Bestimmung  im 
ersten  Entwurf  zur  Errichtung  des  Städtischen  Arbeitsamts  in 
Mainz  die  Genehmigung  ausdrücklich  versagt,  weil  sie  dieses  Wahl- 
verfahren fiir  gesetzlich  unzulässig  hielt').  Die  Gesindevermitt- 
lung betrug  1902  29,1  Proz.  der  Gesamtvermittlung.  Nach  Mit- 
teilungen der  Vorsteherin  der  weiblichen  Abteilung  agitieren  die 
Gesindevermietennnen  lebhaft  gegen  den  Arbeitsnachweis  und 
treiben  unlautere  Konkurrenz.  Sie  versuchen  jetzt  oft,  sich  Mäd- 
chen aus  den  Warteräumen  des  Amtes  zu  holen.  Einige  Ver- 
dingerinnen machten  sogar  den  Versuch,  sich  selbst  als  Herr- 
schaften anzumelden,  damit  ihnen  Mädchen  zur  Vorstellung  zuge- 
schickt werden  sollten.  Durch  die  Aufmerksamkeit  der  Beam- 
tinnen sind  aber  diese  Manöver  rechtzeitig  vereitelt  worden. 


Städtischer  Arbeitsnachweis  Königsberg. 


Jahr 

,  Insgesainl 
1 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

Offene  Stellen^ 

j  gesuche 

Vermittelt 

Offene  Stellen 

StcllcD- 

gesiiche 

VeraiitteU 

1900/01 
1901/02 

494'        •  7699 
7132        1    II  qoo 

2363 
1  3649 

»375 
2182 

I03I 

230 
501 

Auch  im  Osten  erweist  der  kommunale  Arbeitsnachweis  seine 
Existeiizlahi'^kcit.  Das  Amt  in  K(jiiiq:sbercf  wurde  erst  am  f.  Juli 
1900  eröffnet.  Das  Gcschaitsjahr  deckt  sich  mit  dem  litatsjahr, 
I,  April  bis  31.  Marz.  Die  Gesindevermittlunc;,  die  sich  anscheinend 
gut  /.u  entwickein  beginnt,  betrug  1902  13,8  Proz.  der  Gesamt- 
vermittlung. 

Städtische  Arbeitsnachweisstelle  Dortmund. 

Der  Arbeitsnachweiä  wurde  am  24.  April  1897  eröffnet  und 
1)  Akten  des  Gronh.  heu.  IhGiittterittins  det  Innern. 


Digitized  by  Google 


—     129  — 


i 

iDigesamt 

Duvon  wcibl.  HausgCflinde 

Offene  Stellen 

Stellen-  'vermiUelt 
gesuche  | 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

1897/« ' 

iSqS'9 
1899/00  ^ 
1900/0 1 
1901/02 
1903/03 

!       7  -'56 

1      14  840 
'      10  049 
6091 
5024 

2967  1518 

I  4  U 
I  1  074  6102 

>  I  545        45 '5 

10781  2S50 

10255  ;  33i>ö 

430 
1791 
2302 

><>9.> 
1628 

116 
761 
987 
1144 
1308 

127 

580 
848 

ii<)7 
1158 

rechnet  mit  dem  Etatsjahr.  Die  Organisation  ist  insofern  beroerkens* 
wert,  als  wir  es  hier  mit  einem  kommunalen  nicbtparitätischen  Nach- 
weis zu  tun  haben,  und  zwar  sind  in  dem  Ausschuss  Arbeitnehmer 
überhaupt  nicht  vertreten.  Z.  3  der  Satzungen  bestimmt  nur, 
dass  der  Ausschuss  aus  2  Magistratsmitgliedern  und  5  von  der 
Stadtverordnetenversammlung  zu  wählenden  Bürgern  besteht,  von 
welchen  2  dieser  Körperschaft  angehören  müssen*  Nur  hat  der 
Ausschuss  das  Recht,  Sachverständige  aus  dem  Kreise  der  Arbeit- 
geber  und  Arbeitnehmer  mit  beratender  Stimme  zuzuziehen.  Von 
diesem  Recht  ist  aber  seither  kein  Gebrauch  gemacht  worden. 

Der  grosse  Rückgang  im  zweiten  Berichtsjahr  ist  zum  Teil 
auf  unzulängliche  Statistik  zurückzufuhren.  Der  Beamte  konnte 
letztere  wegen  Geschäftsüberbürdung  nicht  bewältigen.  Seit  Sep- 
tember 1 899  besteht  eine  weibliche  Abteilung  mit  getrennten  Ein- 
gangen fiir  Herrschaften  und  für  Dienstboten  und  unter  weiblicher 
Leitung.  Die  Gesindevermtttlung  hat  sich  seitdem  hervorragend 
entwickelt  und  betrug  1902  sogar  48,6  Proz.  der  Gesamtver» 
mittlung. 


Städtisches  Arbeitsamt  Essen. 


Jahr 

InsgCMmt 

Davon  wetbl.  Hausgesinde 

Offene  Stellen'  Ivennittelt 

6619         II  897    '  2857 
7928         12543    \  4137 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vennittelt 

1901 
1902 

2363       1  '632 
3146      \  2Ü13 

536 
108^ 

Das  Amt  ist  aus  einem  karitativen  Nachweise  hervorgegan- 
gen. Der  Arbeitsnachweiseverein  fiir  den  Stadt-  und  Landkreis 
Essen  wurde  schon  1894  gegründet.  Mit  i.  April  1902  wurde  der 
Nachweis  auf  paritätischer  Grundlage  kommunalisiert.  Eine  weib- 
liche Abteilung  besteht  erst  seit  1901  und  unter  weiblicher  Lei- 
tung.  Früher  wurde  nur  männliches  Personal  vermittelt,  weshalb 

Z«(ttcbrift  für  «Be  f et.  Staaiswitaeasch.  Erfiataagsheft  10.  Q 
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die  Statistik  der  Jahre  1894— 1900  för  vorliegenden  Zweck  ausser 
Betracht  bleibt.  In  den  2  Berichtsjahren  hatte  die  Gesindever- 
mittlung erfreuliche  Erfolge,  1902  betrug  sie  26,3  Pros,  der  Ge- 
samtrermittlung. 


Städtischer   A  r  b  e  i  t    n  a  c  h  w  e  i  s  Posen. 


Jahr 

Insgesamt 

Davon  wdbl.  Haucgesinde 

Offene  Stellen 

.Stellen- 
gesuche 

VemUteU 

Ofiene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vennill^t 

1S96 

(  8690 

9723 

2871 

3916 

250S 

i  290 

1897 

8  544 

9  30« 

3076 

3280 

2345 

«447 

189$ 

6  61 7 

9  M9 

2-^20 

19S4 

1039 

850 

1899 

1  *^4»4 

9084 

2818 

1880 

817 

596 

1900 

1  8683 

10820 

349«J 

>5'7 

545 

308 

1901/2 

10  1 1 1 

•3705 

i3'9 

30 1 

216 

1902/3 

1 1 683 

II  907 

8332 

1429 

201 

178 

Der  Arbeitsnachweis  ging  aus  einer  karitativen  Einrichtung 
hervor.  1894  wurde  von  einem  Verein  eine  »Zentralanstalt  für 
Arbeitsnachweis  in  der  Stadt  Posen«  begründet.  Der  Verein 
wurde  jedoch  1900  aufgelöst»  und  die  städtische  Verwaltung  über- 
nahm  die  Geschäfte.  Da  die  Vereinsverwaltung  unzuverlässig  war, 
ist  auch  den  Ziffern  der  ersten  Jahre  kaum  eine  statistische  Ge- 
nauigkeit zuzuerkennen ;  dass  im  ersten  und  zweiten  Jahre  die  Ge- 
stndevermittlung  so  bedeutend  gewesen  sein  soll,  ist  wohl  zu  be- 
zweifeln. Sie  betrug  1902  nur  2,t  Proz.  der  Gesamtvermittlung. 
In  den  weiblichen  Berufen  vermittelt  die  Anstalt  hauptsächlich 
Bedienungs-,  Wasch-,  Scheuerfrauen,  Laufmädchen  u.  s.  w.  Im 
laufenden  Verwaltungsjahr  ist  von  den  städtischen  Behörden  die 
versuchsweise  Einführung  einer  weiblichen  Abteilung  beschlossen 
worden. 


Städtische  Arb  eits  Vermittlungsstelle  Cassel. 


Jahr 

■^^^  

Ij  Insgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

joffcM  Stellen' 

1«                     !  gesuche 

1  Vennittelt 

Offene  Stellen   ^^«"I'«"'  i  VeimiUelt 
.  gesuche  | 

1902/3 

8714       1  18615 

1  5686 

3073      1    193$  9S6 

Die  Anstalt  besteht  seit  1899.  Da  die  Resultate  der  Ver- 
mittlung weiblicher  Arbeitskräfte  ganz  unbedeutend  waren  —  eine 
Statistik  hierüber  ist  nicht  zu  erlangen  —  beschlossen  die  stadti- 
schen Behörden,  die  weibliche  Abteilung  probeweise  auf  2  Jahre 
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den  ztt  diesem  Zwecke  xusammengetreteneii  Casseler  Fraueover- 
einen  zu  übertragen,  die  am  t.  April  1902  dieselbe  anter  dem 
Titel  »Städtische  Stellenvermittlung  Casseler  Frauenvereinec  uber- 
nahmen. Wir  haben  also  hier  eine  Kombination  von  kommunalem 
Arbeitsnachweis  mit  karitativen  Vereinen.  Nach  dem  ersten  Ge- 
schäftsjahr zu  schliessen,  ist  der  Versuch  geglückt.  Die  Gesinde- 
Vermittlung  betrug  16,8  Proz.  der  Gesamtvermittlung. 

Städtisches  Arbeitsamt  Erfurt. 


ImSCMiiBt 

Davon  weübl.  Hautgcsiade 

Jahr 

1 

jOffoae  Steilen 

Stellen- 
gesnche 

V'cruiiUell 

Oflfcn«  i>l«llcn 

Stellen- 
gesaclM 

Vermittell 

1^94/ 5 

3440 

4687 

3066 

1468 

!  «563 

139t 

10  81  8 

14  025 

0615 

4063 

3528 

1^96; 7 

14118  , 

16  559 

12394 

3434 

3562 

3172 

13816 

16037 

13  193 

3083 

3063 

3648 

1S9S/9 

t  t  6O5 

'•;  257 

3609 

2484 

20 ;  I 

^^^^  i^OO 

1      «3  3*>3  j 

i  5  002 

376t 

2065 

174S 

•900/01 

12464 

9  <^4S 

3946 

3369 

1890 

1901/oa 

«0173 

1 

11647 

8325 

3033 

3456 

t90S 

Nachdem  schon  seit  1892  ein  ganz  primitiver  Arbeitsnach* 
weis  fast  unter  Ausschluss  der  Oeffentlichkeit  bestanden  hatte, 
wurde  im  Januar  1894  die  Errichtung  eines  städtischen  Arbeits- 
amts mit  vollständig  paritätischer  Organisation  beschlossen.  Die 
Kommission  besteht  danach  aus  einem  Magistratsmitglied  als  Vor- 
sitzenden, je  3  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  sowie  je  2 
Stellvertretern.  Mindestens  ein  Arbeitgeber  muss  aber  der  Stadt- 
verordnetenversammlung angehören.  Die  männliche  Abteilung 
wurde  am  16.  April,  die  weibliche  am  i.  Oktober  1894  in  einem 
andern  Hause  eröffnet.  Die  Leistungen  des  Arbeitsamts  auf  dem 
Gebiet  der  Gesindevermittlung  sind  sehr  bedeutend,  sie  beherr- 
schen überwiegend  den  Dienstbotenmarkt  in  Erfurt.  1902  betrug 
die  Gesindeverniiltlung  22,9  Proz.  der  Gesamtvermittlung  des  Amtb. 


Städtischer  Arbeitsnachweis  Frankfurt  a.  O. 


1 

Jmbr 

'  ImgcMmt 

DaToa  wdbl.  Hausgesinde 

jOffene  Stellen 

Stellen-  IveriniUeit 
gesucht  1 

Offene  Stellen 



Stellen-  Vermittelt 
gesuche 

1896/7 

1897/8 
1898/9 
1899/1900 
1900/01 
1901/03  1 

49>5 

6595 
7116 

747» 
6524 

t  4314 

355'     f  '937 
5579  3365 
5907     1  3^44 
481 3     1     301 5 

6267     .  3342 
7469    \  3664 

«503 
1649 

»5«9 
1370 
919 

427     1  291 
510     1  379 
408  298 
363  393 
374     1  276 
505     ,  348 

9* 
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Der  Arbeitsnachweis  wurde  am  i.  Juli  1896  eröffnet.  Das 
Berichtsjahr  zählt  vom  i.  Juli  bis  30.  Juni  n.  Js.  Die  Berichte 
klagen  über  das  unreelle  Treiben  der  Gesindevennieter.  Die  Ge> 
Sindevermittlung  betrug  1902  13  ProTc.  der  Gesamtvermittlung  des 
Amtes. 


^)  von  einem  weiteren  Kommonaiverbend  errichtet. 

AmtlicheArbeitsnachweis-undGesindevermitt- 

lungsstelle  Görlitz. 


Jahr 

•1  ItMffCttmt 

II  ^ 

Devon  weibL  liausgesinde 

ibffene  Stdien 

i' 

Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

Offene  Stellen 

Stellen-  |  Vetmittelt 
gesuche 

1901 
1902 

II 

4194 

!  4258 

2774 
320s 

1381 
2783 

2175 
20S1 

919  633 
1278  ii$7 

Der  Arbeitsnachweis  ist  gemeinschaftlich  von  der  Stadtge« 
meinde  Görlitz  und  von  der  Kreisbehörde  des  Landkreises  Gör- 
litz am  2.  Januar  1901  errichtet  worden.  Ganz  eigenartig  ist  die 
Organisation  dieses  amtlichen  Nachweises.  Nach  §  2  des  Statuts 
steht  die  Anstalt  unter  Leitung  einer  Kommission.  Dieselbe  be- 
steht aus  einem  Vorsitzenden,  dessen  Stellvertreter  und  vier  Bei- 
sitzern. Für  jeden  der  Beisitzer  wird  ein  Stellvertreter  gewählt. 
Der  Vorsitzende  und  dessen  Stellvertreter  werden  vom  Ersten 
Bürgermeister  der  Stadt  Görlitz  nach  vorangc<^'angener  Einigung 
mit  dem  Landrate  des  Landkreises  Görlitz  ernannt.  Von  den 
Beisitzern  werden  zwei  Mitglieder  und  deren  Stellvertreter,  und 
zwar  je  ein  Arbeitnehmer  und  je  ein  Arbeitgeber,  vom  Kreistage 
des  Landkreises  Görlitz  und  zwei  Mitglieder  und  deren  Stellver- 
treter von  der  Stadtgemeinde  Görlitz  gewählt.  Die  Wahl  der  letz- 
teren beiden  Mitglieder  und  Stellvertreter  erfolgt  durch  die  Beisitzer 
des  Gewerbegerichts  Görlitz,  und  zwar  wird  durch  die  Arbeitgeber 
und  Arbeiter  in  getrenntem  Wahlgange  je  ein  Mitglied  resp.  Stell- 
vertreter gewählt.  Der  Vorsitzende  des  Gewcrbci^ei  ichts  beruft 
die  Beisitzer  /.uv  Wahl  u.  s.  w.  Als  ein  Unikum  in  Deutschland 
ersclieint  die  Tatsache,  dass  in  dieser  paritätischen  Kommission 
ein  ländlicher  Arbeitnehmer  sitzt. 

In  der  irri«^en  Vorstellung,  dass  der  Personenkreis  der  Ar- 
beitsnachweiskommission  unbedingt  mit  demjenigen  des  Gewerbe- 
gerichts idenlis(  h  sein  müsse,  lasst  man  auch  in  Görhtz  die  Wahl 
von  Mitgliedern  emer  städtischen  Kommission  nicht  durch  die 
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Stadtbehörden  vollziehen,  sondern  durch  ein  ausserhalb  des  stadti- 
schen Verwaltungsorganismus  stehendes  Koltegium.  Dieser  Modus 
ist,  wie  schon  in  anderm  Zusammenhange  erwähnt  prinzipiell 
zu  beanstanden.  —  Von  Interesse  ist  §  8  des  Statuts.  Danach 
werden  die  Gesuche  tunlichst  nach  der  Reihenfolge  der  Anmel- 
dungen berücksichtigt.  Ländliche  Arbeiter  sollen  in  erster  Linie 
ländlichen  Ai  bcü^.stcllcn  und  stadtihclie  Arbeiter  in  erster  Linie 
iitadtischeii  Arbeitssielleii  zugewiesen  erden.  Der  letztere  Passus 
soll  die  Be*4unsti-;iin^  der  Landflucht  verhindern. 

Ganz  besondere  l^edeutuni^  hat  der  Nachweis  tur  die  Gesinde- 
vcrmittlung  und  zwar  für  beide  KateLjurien  von  Gesinde,  für  iiau>- 
iiches  und  landliches.  Das  Bild  der  ländlichen  Gesintie- 
vermittlung  gestaltete  sich  wie  folgt : 

190 1  :  Offene  Stellen  1277  (921  mann!.,  350  weibl.),  Stellen- 
gesuche 333  (466  männl.,  67  weibl.).  Vermittelt  312  (272  mäunl., 
40  weibl J 

1902;  Ulfeiie  Stellen  829  (670  mannl.,  159  weibl.),  Stellenge- 
suche 519  (465  männl.,  54  weibl.^.  Vermittelt  458  (412  männl., 
46  weibl.). 

Somit  betrug  i902die  Vermittlung:  von  Hausgesnidc  41,6  Pr<»z,, 
die  Vcrniittiung  von  ländlichem  (ir^inde  16,5  Proz.  der  Cjesamtxcr- 
mittlung  der  Anstalt  —  die  i^osanite  Gesindevermittlung  demnach 
58,1  Proz.  Weibliche  Abteüung  lesj).  weibliche  Leitung^  hat  man 
nicht  für  erforderlich  gehalten.  Der  Arbeitsnachweis,  der  sich  so  her- 
vorragten d  entwickelt,  hat  unter  der  unlauteren  Konkurrenz  nicht 
nur  der  Gesindevermieterinnen,  sondern  auch  des  Marthaheims  zu 
leiden  gehabt. 

7)  Inrittitiv«* 

Allgemeine  Arbeitsnachweisanstalt  Köln. 


i  Insgesamt 

bavoa  wcibL  Hauügc&indc 

Jahr 

joflcne  Stellen 

Stellen- 

Vendittdt 

Ofleoe  Stellen 

Slellcn- 

Vennittdt 

gpnche 

gesucbe 

1896/7 

1  »5560 

15743 

12  124 

7071 

4161 

3959 

1897/8 

20432 

19664 

15  096 

3272 

3234 

i«9«/9 

«3  »3« 

13886 

18  100 

8936 

3374 

33»» 

1899/1900 

97699 

30  494 

21  941 

7368 

3052 

2870 

1900^01 

26491 

33004 

21  723 

7083  ! 

3277 

3066 

1901/02 

23536 

40436 

20  264 

6286 

3755 

3607 

Die  Anstalt  wurde  bereit«  am  17.  Dezember  1894  eröfthct, 
I)  Oben  S.  128. 
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doch  fehlt  in  den  statistischen  Aufzeichnungen  der  ersten  beiden 
Geschäft^ahre  jede  Berufsgruppenspesiatisierang,  weshalb  jene 
Zahlen  fiir  vorliegenden  Zweck  unbrauchbar  sind.  Daher  beginnt 
unsere  Statistik  erst  mit  dem  3.  Geschäftsjahre.  Die  Anstalt 
wurde  von  einem  karitativen  Verband  mehrerer  Vereine  und 
Korporationen  errichtet.  Doch  ist  in  dem  geschäftsleitenden  Ver- 
band das  Prinzip  der  Paritiit  vollständig  gewahrt.  Derselbe  be- 
stand 1902  aus  12  Arbeitgebern  (4  Vertretern  des  Gewerbcvercins, 
3  des  VcrcMiis  .sclbstandit,'cr  Handwerker.  3  des  Innuii<:;sausschusscs, 
2  der  Kölner  Wirteinnung)  und  12  Arbeitnelunern  ii  Vertreter  des 
kath.  ( jesellenvercins.  i  des  ev.  Arbeitervereins,  3  der  kath.  Ar- 
beitervereine, 4  des  Gcvverkschaftskartclls,  2  der  K<)lner  W  irte- 
inniuig,  I  des  Ortsverbands  der  deutschen  Gewerkvereine  1.  Es 
ist  zweifellos  ein  grosser  Vorzug  dieser  Organisation,  dass  in  dir 
alle  möglichen  Interessenteni^rupiien  vertreten  sind. 

Für  die  vveibliciie  Ableiliini;  wurden  189S  für  Arbeitgeber 
und  Arbeitnehmer  getrennte  Räume  mit  besondeicü  Zui;aagen 
und  davon  abt;esündert  ein  Sprechraum  geschahen,  in  welchem 
beide  Teile  ungestört  verliandeln  können.  Leider  ist  der  Warte- 
raum für  Arbeitnehmer  bei  der  bedeutenden  Frequenz  der  Anstalt 
viel  zu  klein  (1=;  qm),  während  gewerbsmässige  Stellenvermittler, 
angespornt  durch  die  Konkurrenz  der  Anstalt,  den  weiblichen 
Stellcsuciienden  angenehm  eingerichtete  Warteräume  und  weib- 
lichem Dienstpersonal  zum  Teil  auch  kostenfreie  Stellenvermitt- 
lung: bieten;  in  letzterem  Falle  erheben  sie  nur  noch  Gebühren 
von  den  Herrschaften.  Es  sind  sogar  Fälle  bekannt,  dass  Ge- 
stndevermieterinnen,  um  ihre  Kundschaft  an  sich  zu  fesseUi,  Ge- 
•schenke  (Sparkassenbücher  u.  s.  w.)  an  die  Dienstboten  verteilen. 
Ende  1899  ist  von  Kölner  Damen  die  Bahnhofsmission  begründet 
worden,  mit  der  der  Arbeitsnaciiweis  in  V'erbtndung  getreten  ist. 
Die  an  einem  Abzeichen  kcnntliciien  Damen  nehmen  sich  der 
stellesuchenden  Mädchen  am  Bahnhof  an  und  versehen  sie  mit 
Instruktionen,  Wegweisern  in  das  Geschättslokal  u.  s.  w.  Die  Ge- 
sindevermittlung der  Anstalt  betrug  1902  Froz.  der  Gesamt- 
vermittlung. 

A  1  1  <:  e  m  e  i  n  o  \  \  h  r  i  t  s  n     r  h     c  i     s  t  r  1  1      P)    i"  m  t:  n. 


Insgesamt 


Davon  wetbl.  Hausgesinde 


Jahr 


Stcllen- 
I  gesuche 


Oflcne  Stdlen 


Oflene  Stetleo 


Venniudt 


1901/3  i 


4^57 


361 


»54 


129 
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Von  dem  am  i.  Mai  1901  eröffneten  Arbeitsnachweis  liegt 
nur  das  Ergebnis  des  ersten  Geschäftsjahrs  vor,  das  (ur  den  An- 
fang erfolgversprechend  ist  Die  Anstalt  steht  unter  Leitung  eines 
karitativen  Verbands  für  Arbeitsnachweis,  der  zu  Mitgliedern  u.  a. 
die  Stadtgemeinde,  die  Handelskammer,  die  Gewerkschaftskom- 
misston, die  evangelischen  und  katholischen  Arbeitervereine  zählt. 
Die  Gesindevermittlung  betrug  nur  3,9  Pros,  der  Gesamtvermitt- 
lung. 


Verein  für  Arbeitsnachweis  Wiesbaden. 


JUkr 

Insgesamt 

Davon  weibl.  Hausgesinde 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vermittelt 

Offene  Scelten 

Stellen- 
gesuche 1 

Vennittek 

i8q6 

1897  ■ 
■«98 

1899  ' 
1900 

1901 
190a  1 

Der 
gemeind« 

4  4S3 
,  9611 
10300 

550 

12  283 
II  925 

11653 

Verein  wu 
s  zur  Zeit  r 

6  580    ■  2046 
1 1  078        463  J 

»2  44'  5538 
12035    1  6580 
»3 137  6752 
14632  7311 

«3  «70  74*4 

rde  1894  gegrunc! 
nit  15CX)  Mk.  Jahr 

1802 

495» 
5424 
5402 

44' S 
4002 

et  und  wir 

esbcitra;^  si 

1 206  384 

—  I2()0 

391 8    1  tdaa 

3752  i9'7 
3725  2164 

3385     1  1938 
3*5«    1  »95« 

d  von  der  Stadt- 

ibventioniert.  Bis 

1896  war  der  Arbeitsnachweis  für  Frauen  mit  dcmjcnit^en  für 
Männer  vereinigt.  Sodann  wurde  eine  besondere  weibliche  Ab- 
teilung eröftnet.  Der  Verwaltung  steht  ein  Damenkomite  zur 
Seite,  in  dem  t'olj^ende  karitative  Vereine  vertreten  sind:  Wies- 
badener I'rauen\ eretn,  Vaterländischer  Frauenverein,  Verein  der 
Freundinnen  junger  Mädchen,  St.  EUsabethverein,  Altkatholischer 
Verein,  DeutschkathoHscher  Frauenverein,  Israelitischer  b'rauen- 
verein,  Evangelisches  Mädchenheim,  Katholisches  Mädchenheim 
und  Volksbildungsverein,  1897  wurde  in  der  weiblichen  Abtei- 
lung eine  Unterabteilung  für  feinere  Berufsarten  (Hausbeamtinnen, 
Gouvernanten,  Kindergärtnerinnen,  Gesellscbafterinnen  u.  s.  w.)  ein- 
gerichtet, die  sich  hervorragender  Frequenz  erfreut.  Die  Ein- 
richtung der  Geschäftslokalitäten  dieses  karitativen  Arbeitsnach- 
weises entspricht  der  vornehmen  Badestadt  Wiesbaden.  Nicht 
nur  die  Gesamtleistungen  des  Vereins  sind  vorzügliche,  auch  auf 
dem  Gebiet  der  eigentlichen  Gesinde  Vermittlung,  die  1902  26,3  Proz. 
der  Gesamtvermittlung  betrug,  sind  hervorragende  Resultate  er- 
zielt worden. 
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F.  Uebrige  Staaten. 

Arbeitsnachweis  der  Patriotischen  Gesell- 
schaft Hamburg. 

Der  Arbeitsnachweis  vermittelt  vorzugsweise  diejenigen  Ar- 
beiterkategoricn,  die  fiir  die  wirtschaülichen  Bediirfnisse  der  ersten 
Handelsstadt  Deutschlaiuls  in  Betracht  kommen  :  also  Personal 
für  den  ILitenverkehr  (1901  wurden  allein  3321,  1902  5623  I  lat'en- 
arbeiter  vermittelt),  für  die  Lagerhäuser,  Speicher,  Speditions- 
firmen und  überwiegend  ungelernte  Arbeiter.  Obwohl  der  Nach- 
weis der  Patriotischen  Gesellsciiatt  auf  dem  Gebiete  der  I  laus- 
gesindevermittlung  niciit  tatig  ist,  sei  er  hier  erwähnt,  weil  er 
einen  besonderen  landwn  lächafllichen  Nachweis  eint^erichtet  hat 
und  ländliches  Gesinde  uberwie<^end  nach  der  Provinz 
Schleswig-Holstein  vermittelt.  So  wurden  1901  bei  1416  offenen 
Stellen  in  landwirtschaftlichen  Betrieben  738  Personen  und  1902 
bei  1397  offenen  Stellen  in  landwirtschaftlichen  Betrieben  823  Per- 
sonen vermittelt.  Ausserdem  werden  für  landwirtschaftliche  Xeben- 
betriebe  (Ziegeleien,  Cenient-,  Kartoffelmehl-,  Zuckerfabriken)  Ar- 
beiter in  beträchthcher  Zahl  vermittelt. 


Verein  für  Arbeitsnachweis  Leipzig. 


Jahr 

1  Insgesamt 

1 

Davon  wetbl.  Hattsgesinde 

Offene  Scellett'  Stellen- 
1               J[  cesuehe 

Vermittdt 

Offene  Stdlen 

Stdlen- 
gesttche 

Venaittelt 

L 

1901 
1902 

!                         1          -  - 
7  082           7  q8  I 
16522      J  14585 

5S54 

12  047 

H 

898 

2184 

Der  Nachweis  wurde  1900  mit  paritätischer  Organisation  er- 
richtet. Seit  1.  Juli  1901  besteht  eine  besondere  weibliche  Ab- 
teilung unter  weiblicher  Leitung.  Mit  diesem  Zeitpunkt  wurde 
auch  eine  aus  8  Mitgliedern  bestehende  Frauenkommission  ge- 
bildet. Die  Statistik  gibt  beim  Hausgesinde  nicht  die  Zahl  der 
offenen  Stellen  und  Stellengesuche,  sondern  nur  die  der  Vermitt- 
lungen an.  Letztere  betrug  1902  18,1  Proz.  der  Gesamtvermitt* 
lung  dieses  karitativen  Arbeitsnachweises. 

Arbeitsnachweis  des  Vereins  gegen  Armennot 

und  Bettelei  Dresden. 

Der  im  23.  Jahr  bestehende  Verein  gegen  Armennot  und 
Bettelet,  an  dessen  Spitze  Geh.  Regierungsrat  Prof.  Dr.  V.  Höh* 
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mert,  die  Seele  aller  karitativen  EinrichtuDgen  Dresdens,  steht, 
hat  auch  im  Jahre  1888  den  Arbeitsnachweis  in  den  Bereich  seiner 
verdienstvollen  Tätigkeit  gezogen.  Die  von  der  Stadtgemeinde 
Dresden  subventionierte  Anstalt  vermittelte  2902  16290  Stellen, 
meist  an  ungelernte  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  (unter  letzteren 
überwiegend  Scheuer-  und  Waschfrauen).  Die  gelernten  Arbeiter 
scheuen  vor  der  Benutzung  des  Arbeitsnachweises  zurück,  weit 
sie  an  dem  Namen  des  Vereins  Anstoss  nehmen.  Neuerdings 
befasst  sich  der  Arbeitsnachweis  dieses  wohltätigen  Vereins  auch 
mit  Vermittlung  von  Hausgesinde,  doch  sind  die  Erfolge  gering. 

1900  wurden  37  Personen  vermittelt 

1901  „      66      „  „ 

1902  „      50      „  „ 

In  geringerem  Umfang  vermittelt  der  seit  1840  in  Dresden 
bestehende  Verein  für  Arbeitsnach  Weisung  für  die 
gleichen  Kategorien  ungelernter  Arbeiterinnen  wie  der  Verein 
gegen  Armennot  und  Bettelei  sowie  für  verschämte  hilfsbedürf- 
tige Anne  kleinere,  meist  vorübergehende  Arbeitsgelegeniieit. 


Städtische  Arbeitsnachweisstelle  Strassburg  i.  £. 


InsgcMiot 

Davon  wetbl.  H«iifsesin<U 

janr 

Offene  SteUen 

SteUen. 

Vennittdt 

Offen«  Stdlen 

Stellen- 

Vennittelt 

geHicbe 

gesuche 

l8q5/6 

'  3136 

45»4 

1S92 

1033 

963 

S53 

1896/7 

3374 

4393 

1942 

1226 

1049 

643 

4104 

4760 

»777 

1634 

1898/9 

4479 

575  3 

2005 

2168 

1S99/1900 

5022 

6S94 

2183 

2260 

1900/01 

415» 

6289 

1897 

1892 

1901/03 

4073 

B143 

«534 

t6i6 

«999 

6S1 

Üic  Statistik  ist  höchst  lückenhaft.  Von  1897 — 1900  wurde 
nicht  die  Zahl  der  Vermittlungen  festgestellt,  sondern  nur  die 
Zahl  der  Personen,  die  den  Arbeitsnachweis  benutzt  haben.  Der 
nüijemeine  Rückgang  der  Frecjuenz  im  vorletzten  Berichtsiahre 
wird  auf  die  Verlegung  der  Gcschattsstelle  in  eine  andere  Slras^e 
zurückgeführt.  Die  Ciesinde Vermittlung  betrug  1902  26,9  Froz. 
der  Gesamtvermittlung. 

Städtisches  Arbeitsamt  Braunschweig. 

Die  Vermittlung  von  Hausgesinde  wurde  am  6.  Juni  1901 
begonnen.   Sie  betrug  1902  nur  4  Proz.  der  Gesamtvermittlung. 
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Jahr 

Lugetamt 

Davon  weibl.  H«ni| 

Offene  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vermlnelt 

Offieo«  Stellen 

Stellen- 
gesuche 

Vcnniltelt 

1900 
1901  1 
1903  1 

322S 
387S 
2474 

2154 

3558 
3688 

1804 
2361 

t66s 

_ 

144 

309 

-    !  - 

3o8     1  79 
173  67 

G.  Statistischer  UeberbUck. 

Nachdem  die  Leistungen  der  deutschen  Arbeitsnachweise  auf 
dem  Gebiet  der  Gesindevermittlung  im  einzelnen  dargestellt  worden 
sind  und  die  Verschiedenartigkeit  der  lokalen  Organisationsformen 
der  Arbeitsnachweise  zur  Anschauung  gebracht  ist,  dürfte  ein 
statistischer  Ueberblick  über  die  gewonnenen  ziffemmässigen  Re- 
sultate von  Interesse  sein.  Wir  gruppieren  nach  dreierlei  Rich- 
tungen : 

a)Die  Hausgesindeverniittlung  bei  den  cie  11 1 sehen 
Arbeitsnachweisen  1902.  gruppiert  nach  der  Be- 
völkerungszahl der  Städte. 


Stadt  1 

ESttwohnenahl 

Hau  s  ge  ü  i  n  derer- 
mittluag 

^'^  der  Gesarat- 
vemuttlttng 

München 

49993a 

6S54 

Leipzig 

456  124 

3184 

i8j 

Breslau 

422  709 

406 

6.4 

Ki.ln 

372  529 

3607 

•7.8 

Frankfurt  a.  M. 

28S  989 

529 

2.8 

Nürnberg 

261  081 

2240 

25.3 

Magdeburg 

229  667 

1816 

29.« 

Königsberg 

189  483 

501 

13.« 

Stuttgart 

1 76  699 

1284 

6.4 

StrattboTg  i.  E. 

151  041 

681 

26,9 

Dortmund 

»42  733 

1158 

48.6 

Barmen  , 

141  944 

129 

3.9 

Mannbein 

14»  «33 

712 

6.5 

rraunaehweig 

1 28  226 

67 

4 

Essen 

1  iS  862 

1089 

26.3 

PoKn  f 

117  033 

178 

a.i 

Kassel  [ 

106  O  ^} 

956 

16.8 

Karlsruhe 

97  «*»5 

757 

6.6 

Augsburg 

89  170 

1855 

Wiesbaden  ; 

86  I  II 

1951 

«6,3 

Erfurt 

85  802 

190S 

22,9 

Maine 

84251 

85t 

15.6 

(jörlitz  1 

80931 

•  157 

4».6 

Würzborg  j 

75  499 

1437 

22,3 

Darmstadt 

72  381 

4»  7 

18,1 

Frankfurt  a.  O. 

61  852 

348 

•  3 

Freiburg  i.  B. 

61  504 

«473 

25 

Regentbttig 

45  429 

360 

28.5 

Pforzheim 

43  35  > 

264 

6,5 

Ulm  I 
Bamberg 

42  982 

1782 

41  823 

467         1  24»3 
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Stadt 

j  JunwonncRani 

Hausgesindever- 

^Jq  der  Gesamt- 
vennittlnnc 

Worms 

40  70$ 

Hdddbers 

1 

40  131 

«*»3 

Bayreuth 

29 

418 

3  ».4 

Cannstatt 

26  794 

21 5 

10 

Konstanz 

21  445 

927 

17.4 

Ladw^tbnig 

1 

«9  436 

402 

16,9 

p)  Die  Haus 

g  e  s  i  n 

devermitt 

I  u  n  g  bei  de 

n  deutschen 

Arbeitsnachweisen  1902. 

gruppiert 

nach  den 

absolute 

n  Zahlen  der  Ge 

sindevermittlung. 

Arbdl«> 
nacbwcsB 

München 
Köln 

Leipzig 
Wiesbaden 

Erfurt 
Augsburg 
Magdeburg 
Ulm 

Wörzburg 

Stuttgart 

r>ortmand 

Görlitz 

E^en 

Kanel 

Konstant 

Mainz 

Wonns 


GcnndevennittloDf»* 
liffer 

3607 

2473 
2240 
2184 
1951 
1905 

1855 
1816 
1782 

1437 
12S4 

»»57 
1089 

956 

027 
851 

»J3 


Arbdta- 
Mchweit 

Karlsruhe 

Mannheim 

Stratsburg 

Frankfurt  a,  M. 

Heidelberg 

Königsberg 

liamberg 

Bayreath 

Darmstadt 

Itreslau 

Ludwigsburg 

Regensburg 

Frankfurt  a.  O. 

Pforzheim 

Cannstatt 

Posen 

Barmen 

Braunschweig 


Genndevennittlttogi- 
nffer 

757 
712 

68f 
529 
5«« 
501 

467 
418 

4>7 
406 
402 
360 
348 
364 
2IS 
178 
129 
67 


Y)  Die  Hausgesindevermittlung  bei  den  deutschen 
Arbeitsnachweisen  1902,  gruppiert  nach  den 
Prozentsätzen  von  der  Gesamt  vermittl  u  n  g. 


Arbdtt- 

%  der  Getarnt« 
Vermittlung  ' 

Arbeiti- 

%  der  Gesamt* 

nachwcii 

nachwett 

Vermittlung 

Worms 

$6,4 

Konstanz 

17-4 

Dortmund 

48,6 

Ludwigiburg 

16,9 

GMHt 

41.6 

Kassel 

16^ 

Bayreuth 

3M 

MOnchen 

16,2 

Ulm 

30.9 

Mainz 

i5>6 

Magdeburg 

29,1 

Königsberg 

»3.8 

Regensburg 

28,5 

I'rnnkfurl  :i.  O. 

>3 

Strasburg 

26,9 

Heidelberg 

12.3 

Wiesbaden 

26.3 

Cannstatt 

to 

Essen 

26.3 

Karlsruhe 

6.6 

Nürnberg 

25.2 

Mannheim 

6.5 

Aogsburg 

25,2 

Pfmbeim 

6.5 

Freiburg  i.  B. 

aS 

Stuttgart 

6.4 

Bamberg 

«4,3 

Breslau 

6.4 

Erftat 

22,9 

Braunschweig 

4 

Wflrebnrg 

22,3 

Barmen 

3»9 

Leipzig 

iS,i 

Frankfurt  a,  M. 

»,8 

Darmstadt 

•  18,1 

Posen 

Köln 

17.8 
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Die  vorstehende  Abbildung  auf  S.  140  gibt  unter  A  eine 
graphische  Darstellung  von  den  absoluten  Ziffern  der  Hausgesinde- 
vermittlung der  deutschen  Arbeitsnachweise  im  Jahre  1902,  unter 
B  sind  die  relativen  Zahlen  (Prozentsätze  von  der  Gesamtvermitt- 
lung)  dargestellt. 

6*  Vorzüge  und  Nachteile  der  Gesindever- 
mtttlung  durch  öffentliche  Arbeitsnachweise. 

I.  Die  Vorzüge  der  öffentlichen  allgemeinen  Arbeits- 
nachweise lassen  sich  wie  folgt  zusammenfassen: 

a)  Sie  gleichen  Angebot  und  Nachfrage  auf 
dem  Gestttdemarkt  aus.  Dieser  Ausgleich  kann  nicht 
nur  lokaler  Natur  sein,  sondern  er  kann  sich  auch  über  grössere 
Territorien  erstrecken,  dort  wo  die  Arbeitsnachweise  verschiedener 
Orte  und  Staaten  mit  einander  in  Verbindung  stehen. 

b)  Sie  ersparen  durch  ihre  unentgeltliche 
Vermittlung  Dienstherrschaften  und  Dienst- 
boten ein  grosses  Kapital,  das  sonst  an  die  gewerbs- 
mässige Vermittlung  verloren  ginge.  Die  Gesamtsumme  der  von 
den  Arbeitsnachweisen  im  Jahre  1902  bewirkten  Gesindevermitt- 
lungen betrug  nach  obiger  Statistik  42971.  Da  in  dieser  kleinere 
Arbeitsnachweise  oder  Anstalten  mit  geringen  Ziffern  nicht  inbe- 
griffen sind,  wird  die  Zahl  in  Wirklichkeit  noch  höher  sein.  Neh> 
men  wir  an,  dass  diese  Vermittlungen  von  gewerbsmässigen  Ge- 
sindevermietem  nur  zu  4—5  Mk.  für  den  einzelnen  Fall  (von 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zusammen)  vollzogen  worden 
wären so  ergibt  sich,  dass  das  in  einem  Jahr  den  Interes- 
senten durch  die  Arbeitsnachweise  ersparte  Kapital  rund  aooooo  llk. 
beträgt. 

c)  Sie  vermitteln  reell  und  objektiv,  da  die  Be- 
amten der  Arbeitsnachweise  am  Zustandekommen  der  Dienstver- 
träge nicht  pekuniär  interessiert  sind  und  daher  keinen  Grund 
haben,  gewissen  Dienststellen  oder  Dienstmädchen  Eigenschaften 

anzudichten,  die  sie  in  Wirklichkeit  nicht  besitzen, 

d)  Sic  sind  ;im  Stellenwechsel  nicht  interes- 
siert 11  n  d  daher  bestrebt,  1  e  t  /.  t  c  r  e  in  entgegen- 
zuwirken. Da  die  beliördlichcn  Arbeitsnachweise  eine  gewisse 
Autorität  besitzen,  können  sie  nicht  nur  auf  die  Dienstboten, 

l)  Der  Satz  ist  axn  dem  Grunde  niedrig  gegriffen  worden,  weil  dieser  Summe 
der  Aufwand  gegenOber  steht,  der  den  Gemeinden  und  Vereinen  für  ihre  Nachweise 
erwächst. 
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sondern  auch  auf  die  Herrschafte»  in  dieser  Hinsicht  einwirken. 
Verfasser  hat  vielfach  wahrnehmen  können,  wie  namentlich  die 
weiblichen  Beamten  gegenüber  Herrschaften  den  Billigkettsstand- 
punkt  zu  Gunsten  des  Gesindes  vertraten. 

e)  Die  Beamten  der  Arbeitsnachweise  ver* 
fügen  durchschnittlich  über  eine  bessere  BiU 
dung  als  die  Gesindevermieter,  erfassen  daher  ihre 
Aufgabe  mit  weiterem  Blick  und  widmen  ihrer  Lösung  grössere 
Geschicklichkeit.  In  München,  Nürnberg  u.  a.  a.  O.  machen  sich 
die  Beamten  während  des  Gesprächs  mit  den  Herrschaften  zweck- 
dienliche stenographische  Aufzeichnungen. 

)I.  Als  Nachteile,  die  diesen  Vorteilen  gegenüberstehen, 
sind  hervorzuheben: 

a)  Die  Beamten  sind  am  Zustandekommen 
der  Vermittlung  nicht  pekuniär  interessiert 
und  daher  um  dieselbe  nicht  in  dem  Grade  bemüht,  wie  gewerbs- 
mässige Vermittler. 

b)  Die  Beamten  sind  nicht  in  der  Lage,  im  In* 
teresse  der  Vermittlungstätigkeit  zeitraubende 
Gänge  zu  unternehmen  und  können  daher  nicht  in  dem 
Masse  individualisieren,  wie  es  zu  wünschen  wäre. 

c)  Die  Arbeitsnachweise  begünstigen  durch 
ihre  Existenz  die  Landflucht.  Ihr  Entstehen  wurde 
daher  in  agrarischen  Kreisen  mit  Misstrauen  aufgenommen. 

So  äusserte  sich  in  der  XXIV.  Plenarversammlung  des 
Deutschen  Landwtrtschaftsrats  bei  Besprechung  der 
Organbation  des  ländlichen  Arbeitsnachweises  der  Referent  Land- 
rat v.  We rd er-Halle  a.  S.  u.  a. :  »Diese  Arbeitsnachweisstellen 
sind  hinsichtlich  der  allgemeinen  Erhaltung  der  Arbeitskräfte  auf 
dem  Lande  geradezu  schädlich.  Durch  diese  Arbeitsnachweisstellen 
werden  die  Leute  vom  Lande  verfuhrt,  in  den  Städten  Arbeitsgele- 
genheit zu  suchen.  Nun  ist  es  ja  sehr  leicht  möglich,  einen  kräf- 
tigen, ländlichen  Arbeiter  in  der  Stadt  unterzubringen.  Es  worden 
also  in  der  Regel  die  Arbeiter,  die  vom  Lande  nach  solchen 
Stellen  hin  sich  melden  und  die  glauben ,  dass  es  in  der  Stadt 
schöner  sei,  hier  untergebracht  werden.  Dagegen  wird  von  den 
Arbeitsstellen  nitinals  etwas  Ordentliches  wieder  aufs  Land  hin- 
auskommen, aus  dem  ganz,  naturlichen  Grunde  auch  schon,  weil, 
wenn  ein  Zutluss  von  gesunden,  kraftigen  Arbeitern  vom  L.ande 
nach  der  Stadt  kommt,  die  Arbeitgeber  nicht  daran  denken  wer- 
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den»  die  guten  Leute  abzuschieben,  sondern  immer  von  den 
schwachen  sich  zu  entlasten  suchen.  Je  mehr  ein  Aufschwung 
der  Industrie  in  der  Stadt  stattfindet,  um  so  schädlicher  werden 
derartige  Organisationen  für  das  I^and  wirken,  da  durch  sie  die 
Arbeiter  in  vermehrtem  Masse  vom  Lande  angezogen  werden. 
Dagegen  wird,  wenn  in  der  Stadt  Ueberfluss  an  Arbeitskräften 
ist,  etwas  geeignetes  nicht  nach  dem  Lande  abgeschoben  wer> 
den«  Die  Plenarversammlung  des  Deutschen  Landwirtschafts- 
rats trat  den  Ausführungen  des  Referenten  bei  und  fasste  folgen- 
den Bescbluss:  »Die  Errichtung  von  Arbeitsnachweisen  durch 
Kommunen  und  andere  nicht  aus  Landwirten  gebildete  Körper- 
schaften in  den  grösseren  Städten  erscheint  nicht  geeignet,  einen 
richtigen  Austausch  der  Arbeitskräfte  zwischen  Stadt  und  Land 
herbeizuführen,  begünstigt  vielmehr  einseitig  das  schädliche  Ab- 
strömen der  Arbeitskräfte  vom  Lande  nach  der  Städte 

Im  Kernpunkt  der  Sache  sind  obige  Ausführungen  richtig, 
wenn  auch  von  übertriebenem  Pessimismus  erfüllt.  Denn  wenn 
keine  Arbeit  vorhanden  ist,  wird  auch  der  kräftigste  Arbeiter  vom 
Lande  nicht  angenommen,  und  in  den  meisten  städtischen  Be- 
trieben, die  sich  mehr  und  mehr  alle  mechanischen  Vorteile  zu 
Nutze  machen,  kommt  es  weniger  auf  hervorragende  Körperkraft 
als  auf  Geschicklichkeit  an.  Vor  allem  aber  ist  die  Annahme 
irrig,  dass  die  Arbeitsnachweise  prinzipiell  nur  nach  der  Stadt 
vermitteln.  Die  Arbeitsnachweise  in  München,  Frankfurt  a.  M., 
Hamburg,  Pforzheim  u.  a.  vermitteln  schon  jetzt  auch  ländliches 
Gesinde,  das  Arbeitsamt  in  Frankfurt  a.  M.  sogar  in  Verbindung 
mit  der  Landwirtschaftskammer  in  Wiesbaden,  und  diesen  Zweig 
der  Vermittlungstätigkeit  noch  weiter  auszubauen,  wird  Aufgabe 
der  nächsten  Zukunft  sein. 

Dem  an  und  für  sich  unleugbaren  Nachteil  der  Arbeitsnach- 
weise, dass  sie  indirekt  den  Zustrom  in  die  Städte  begünstigen, 
lässt  sich  aber  aucli  c  n  t  g  e  g  c  n  w  i  i  k  c  n 

a  )  durch  Gründung  von  .\  r  b  e  i  t  s  n  a  c  h  \v  e  i  s  e  n 
in  kleineren  Orten.  Bestehen  auch  in  kleineren  Orten  in- 
mitten ländlicher  Umgebung  Arbeitsnaclnvei.se  ,  so  k(«nncn  die 
Stellesuchcnden  dort  vermiiick  weiden,  und  man  braucht  sie  ja 
nicht  in  die  Grossstädte  zu  dirigieren'^); 

durch  Errichtung  von  gemischten  Arbeits- 

1)  Archiv  d.  Deutschen  LandwiiUchaftsraU,  XX.  Jabig.  1896,  S.  274. 

2)  Oben  S.  109. 
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nachweisen  seitens  der  Vertreter  ländlicher  Interessen  zu- 
sammen mit  städtischen  Behörden,  wie  in  Görlitz  ein  solcher  mit 
grossem  Erft)l<^  wirkt').  Solche  gemischte  Arbeitsnachweise  wer- 
den naturgemäss  den  Grundsatz  befolgen,  ländliche  Arbeiter  länd- 
lichen Arbeitsstellen  zuzuweisen. 

Die  preussischen  Landwirtschaftskammern 
haben  übrigens  in  verschiedenen  Provinzen  Arbeitsnachweise  er- 
richtet, die  anscheinend  nicht  sehr  prosperiert  haben;  meist  sind 
sie  nicht  geneigt,  ihr  statistisches  Material  der  Oeffentlichkeit  zu- 
gänglich zu  machen, 

i)  Oben  S.  132, 
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V. 

Die  Gesindevermittiung  durch  spezielle  Gesindenach- 
weise. 

Ausser  den  allgemeinen  öflendichen  Arbeitsnachweisen,  welclie 
grundsätzlich  die  Vermittlung  aller  Arbeiterkategorien  betätigen, 
bestehen  in  vielen  deutschen  Städten  noch  spezielle  Gesindenach- 
weise, d.  h.  Arbeitsnachweise,  welche  sich  ausschliesslich 
mit  Gesinde  Vermittlung  beschäftigen.  Diese  letzteren  lassen 
sich  wieder  in  drei  Gruppen  scheiden,  in  kommunale,  karitative 
nichtkonfessionelle  und  karitative  konfessionelle. 

I.  Kommunale  Gesindenachweise.  In  diese  Kate- 
gorie ist  die  »Amtliche  Arbeitsnachweisestelle  für  Dienstboten! 
in  Oppeln  (Oberschlesien)  einzureihen.  Diese  Anstalt  wurde 
am  I.  April  1899  von  der  Stadtgemeinde  Oppeln  errichtet,  welche 
die  Kosten  der  Einrichtung  und  Unterhaltung  tragt.  Ihre  Orga- 
nisation ist  durch  ein  Ortsstatut  vom  8.  Februar  1899  geregelt 
Dasselbe  bestimmt  im  4,  dass  die  StellenvermiiLkmi^  für  das 
Gesinde  unentgeltlich,  für  die  Dieiisthcrrsciiaft  ge^^en  Zahlung  von 
5  Proz.  des  vereinbarten  Vierteljahrcslohns,  mindestens  aber  I  Mk. 
50  Pfg.  ertulgt.  Die  Gebühren,  welche  lediglich  die  Kosten  der 
Unterhaltung  decken  sollen,  werden  im  Sinne  des  §  4  des  Kom- 
munalabgabenic:jeset/.cs  vom  14.  Juli  l<i93 ,  eventuell  un  Verwal- 
tungszwangsveiiaiircn  bcigetrieben.  Nach  §  6  des  Ortsstatuts  sind 
die  Gesindenehmer  verpflichtet ,  der  Ai  beitsnachweiscstelle  von 
der  Annahme  eines  ihnen  zugewiesenen  Dienstboten  innerhalb 
24  Stunden  nach  Zuweisunpf  auf  dem  vorgeschriebenen  Formular 
MittcilunL;  zu  machen.  Beschwerden  über  die  Arbeitsnachweise- 
Stelle  werden  nach  §  7  endgültig  vom  Magistrat  entschieden. 

1)  Ztnchfift  des  MasHtiatt  »1  Oppeln  an  den  Verf. 
Zdtsclirift  fir  di«  fcs.  StaatswisMiudi.  Ergftatitngf lieft  10.  lO 
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Ueber  die  von  der  Anstalt  erzielten  Erfolge  wird  mitg^eteilt, 
dass  seit  dem  Bestehen  des  Gesindenachweises  bis  28.  April  1903 
503  Angebote  und  229  Nachfragen  vorgekommen,  sowie  229  Stel- 
len vermittelt  worden  sind,  darunter  waren  216  weibliche  und 
13  männliche  Dienstboten.  Der  Nachteil  dieser  Organisation  be- 
steht in  der  Gebührenerhebung.  Um  erfolgreich  gegen  die  Schä- 
den der  gewerbsmässigen  Vermittlung  anzukämpfen,  ist  Unent* 
geltlichkeit  einer  wenn  auch  nicht  sehr  hohen  Gebührenerhebung 
vorzuziehen.  Die  Ergebnisse  der  Oppelner  Einrichtung  sind  be- 
scheiden. 56  Vermittlungen  durchschnittlich  in  einem  Jahr  be- 
sagen auch  fiir  eine  Stadt  von  nur  30  000  Einwohnern  nicht 
sehr  viel. 

2.  Karitative  nichtkonfessionelle  Gesinde- 
nachweise. Der  unter  Leitung  des  Geh.  Regierungsrats  Prof. 
Dr.  V.  Böhmert  stehende  Verein  »VolkswohU  in  Dresden 
hat  zahlreiche  philanthropische  Institutionen  geschaffen,  die  für 
alle  derartigen  Bestrebungen  immerdar  leuchtende  Vorbilder  sein 
werden.  Auch  auf  die  karitative  Gesindevermittlung  hat  der  Ver- 
ein seine  reiche  Wirksamkeit  ausgedehnt.  Am  1.  Juli  1889  wurde 
ein  Mädcbenheim  eröffnet,  mit  dem  seit  1890  eine  Stellenvermitt- 
lung verbunden  ist.  Das  Heim  bietet  in  behaglichen  Räumen 
stellenlosen  Mädchen  für  70  Pfg.  täglich  Wohnung,  Frühstück  und 
Mittagessen.  Im  Gegensatz  zu  den  konfessionellen  Mädchenhei- 
men finden  hier  keine  Andachten  u.  s.  w.  statt .  doch  ist  durch 
eine  verständige  Hausordnung  dafür  gesorgt,  dass  grossstadtfremde 
Mädchen  vor  sittlichen  Gefahren  bewahrt  werden  und  Ersatz  für 
eine  Heimat  finden.  An  Gebühren,  die  einen  Teil  der  Kosten 
der  Unterhaltung  decken  sollen,  werden  erhoben  von  Dienst- 
mädchen 25  Pfg.,  von  Herrschaften  50  Pfg.  Einschreibgebühr  und 
50  Pfg.  Vermittlungsgebühr. 

Die  Vermittlungstätigkeit  gestaltete  sich  in  den  letzten  Jahren 
wie  folgt : 

Jahr  Oflene  Stellen  VerauUlunKen 

1897  1913  1177 

I SoS  1480  8S7 

i«99  «380  775 

1900  1150  597 

1901  131S  756 

1902  1120  450 

Das  nichtkonfessioiiclle  Mädchenheim  hat  gegenüber  kontc^- 
sioncllen  Schwestcran>laUcn  den  Vorzug,  dass  bei  der  Verwal- 
tung nicht  konfessionelle  Gesichtspunkte  sachlichen  vorangestellt 
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werden.  Ferner  ist  der  Zwang  zu  religiösen  üebungen  dort  nicht 
einwandfrei,  wo  nicht  für  alle  Konfessionen  Mädchenheime  be- 
stehen und  wo  daher  unter  Umständen  Mädchen  in  das  Heim 
einer  fremden  Konfession  eintreten.  Auf  die  gemeinsamen  An- 
dachtsübungen kann  auch  insofern  leicht  verzichtet  werden,  als 
die  Mädchen  Zeit  haben,  die  Kirchen  ihrer  Konfession  zu  be- 
suchen, und  weil  das  Bedürfnis  nicht  dringend  ist,  da  es  sich  bei 
Dienstmädchen  meist  nur  um  den  Aufenthalt  von  wenigen  Tagen 
handelt. 

Unter  die  Kategorie  der  nichtkonfessionellen  Gesindenach- 
weise gehören  auch  die  von  Frauen  vereinen  eingerichteten 
gemeinnützigen  Arbeitsnachweise,  die  allerdings  oft  ausser  dem 
Gesinde  noch  Hausbeamtinnen  u.  s.  w.  vermitteln ,  aber  gewöhn- 
lich nur  an  Mitglieder.  Als  Beispiele  seien  erwähnt:  der  Berliner 
Letteverein,  der  Berliner  Hausfrauenverein,  die  Hamburger  Orts- 
gruppe des  Allgemeinen  Deutschen  Frauen  Vereins. 

3.  Konfessionelle  Gesindenachweise.  Der  Ge- 
sindevermittlung haben  sich  schon  früh  die  kirchlichen  Kreise  an- 
genommen ,  wie  ja  überhaupt  die  karitative  Tätigkeit  auf  die 
Kirche  zurückzuführen  ist.  Die  in  den  grösseren  Städten  einge- 
richteten konfessionellen  Gesindenachweise  bieten  stetlesuchenden 
Dienstboten  gegen  eine  geringe  Vergütung»  die  meist  nicht  die 
Selbstkosten  deckt,  Obdach  und  Verpflegung,  ausserdem  betrei- 
ben sie  die  Stellenvermittlung  gegen  Gebühren  oder  unentgeltlich 
unter  Entgegennahme  freiwilliger  Betträge.  Diese  Gesindenach- 
weise sind  alle  ziemlich  gleichartig  eingerichtet,  die  Leistungen 
sind  je  nach  den  Einnahmen  des  Vereins,  der  die  Gesindever- 
mittlung in  die  Hand  nimmt,  verschieden.  In  manchen  dieser 
Anstalten  zahlen  die  Dienstboten  gar  keine  Vermittlungsgebüh- 
ren, in  den  meisten  einen  geringen  Betrag,  der  fast  in  allen 
Fällen  niedriger  normiert  ist  als  derjenige  fUr  Herrschaften.  In 
den  Anstalten,  die  unter  Leitung  einer  Hausmutter,  Oberin, 
stehen,  herrscht  eine  strenge  Hausordnung,  und  es  besteht  ein 
Zwang  zu  religiösen  Uebungen,  dem  sich  Mädchen  auch  dann 
unterwerfen  müssen,  wenn  sie  einer  anderen  Konfession  angehö- 
ren. Einigen  konfessionellen  Gesindenachweisen  sind  auch  Haus- 
haltungsschulen angegliedert.  In  Deutschland  bestehen  derartige 
Nacliweise  von  evangelischen  sowie  von  katholischen  Vereinen. 

a  Die  c  V  a  n  c  1  i  s  c  h  e  n  G  e  s  i  n  d  c  n  a  c  h  w  e  i  s  e,  meist 
M  a  r  1 1»  a  h  e  i  ui  e  oder  -häuser  gciiunut,  haben  ihren  Schwerpunkt 

lO* 
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in  Gegenden  mit  uberwt^end  evangelischer  Bevölkerung.  Ueber 
ihre  Leistungen  als  Vermittlungsanstalten  besitzen  wir  nur  von 
einigen  grösseren  Städten  statistische  Nachweisungen.  Aber  auch 
diese  haben  nicht  Anspruch  auf  Vollständigkeit.  In  einzelnen 
Heimen  werden  diejenigen  Dienstboten,  die  dort  logieren,  über- 
haupt nicht  eingetragen.  Die  Buchführung  bei  allen  konfessio-. 
nellen  Anstalten  ist  meist  primitiv.  Da  es  sich  nicht  um  gewerbs- 
mässige Getindevermittlung  handelt,  findet  eine  behördliche  Kon- 
trolle der  Bücher  nicht  statt  Die  Gestndevermittlung  ist  bei  ein- 
zelnen Marthaheimen  ganz  bedeutend.  Z.  B.  wurden  im  Dres- 
dener Marthaheim  in  der  Altstadt 

1896  470  Pemmeo  Ycnnittelt  |    1900  1524  Penonai  vermittelt. 

1897  926  »  j  1901  14S9  >  ■ 
189S  1181  >  »I  1902  1532  >  • 
1899            1385       »            -  I 

Daneben  vermittelte  das  unter  derselben  Leitung  stehende 
seit  1898  in  der  Neustadt  «ingerichtete  Marthaheim 


1898  1343  Personen 

1899  114a  • 

1900  1157  » 


1901  1215  Personen 

1902  1063  ' 


Das  evangelische  Marthahaus  in  Stuttgart  erzielte  in  den 
letzten  Jahren  in  der  Gesindevermittlung  folgende  Erfolge: 

Jtbr  Off«M  Stellen     Stellengesuche  Vermittelt 

1900  55t  S89  17s 

1901  2026  946  60S 

1902  2062  973  681 

Eine  Statistik  über  eine  längere  Reihe  von  Jahren  Hegt  vom 
Marthahaus  in  Karlsruhe*)  vor. 


Jahr 

Offene  Stellen 

Stellengesache 

Vermittelt 

1S94/5 

5012 

4970 

1896 

4620 

3909 

2895 

1897 

3160 

«343 

4090 

22S0 

1647 

I899 

43S9 

2545 

1053 

1900 

4688 

«734 

1184 

1901 

4^S 

2536 

1096 

1903 

4»77 

2822 

i'35 

Das  Marthahaus  in  D  a  r  m  st  a  d  t  vermittelte  nach  den  Jah- 
resberichten der  Zentralanstalt  für  Arbeits-  und  Wohnungsnach- 
weis zu  Darmstadt 

1900  ungefähr      900  Dienstboten 

1901  »        1000  > 

1902  a  IS49  t 

i)  Mitt.  der  Marihahausverwaltung  Karlsruhe  an  den  Verf. 
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b.  Die  katholischen  Gesindenachweise,  meist 
Marienanstalten  (Marienhäuser)  genannt  (auch  Bezeichnun- 
gen wie  Bennostift  [Dresden],  Barmherzige  Schwesternhaus  [Darm- 
stadt] kommen  vor)  verfolgen  die  gleichen  Ziele  wie  die  Martha« 
häuser,  jedoch  auf  katholischer  Grundlage,  und  stehen  meist  un* 
ter  der  Leitung  katholischer  Frauenorden.  Ihre  Erfolge  sind  in 
überwiegend  katholischen  Gegenden  sehr  bedeutend.  So  vermit* 
telte  z.  B.  die  Marienanstalt  in  München 

1900  7067  Dienstboten 

1901  6614  » 

Die  Marienanstalt  in  Augsburg  vermittelte  1902  nach  Mit- 
teilung der  leitenden  Oberin  ungefähr  2000  Dienstboten. 

Die  konfessionellen  Gesindenachweise  haben  im  allgemeinen 
folgende  Vorsilge: 

1.  Sie  wirken  durch  reelle  Vermittlungstätigkeit  den  Schäden 
der  gewerbsmässigen  Gesmdeverroittlung  entgegen. 

2.  Sie  bieten  stellesuchenden  Dienstboten  eine  solide  Ge- 
legenheit zum  Aufenthalt  und  zur  Verkösttgung  bei  ausserordent- 
lich billigen  Freisen.  Das  ist  von  besonderer  Wichtigkeit  für 
Grossstädte,  wo  häufig  zur  Badesaison  im  Hochsommer  das  Ge- 
sinde entlassen  wird. 

3.  Sie  bieten  Dienstboten  während  der  Stellenlosigkeit  Ge- 
legenheit zu  nützlicher  Beschäftigung,  namentlich  dort,  wo  an 
diese  Heime  Haushaltungsschulen  angegliedert  sind. 

4.  Sie  kommen  den  Bedürfnissen  derjenigen  Herrschaften 
entgegen,  welche  bei  der  Auswahl  des  Gesindes  überwiegend  kon- 
fessionelle Gesichtspunkte  walten  lassen. 

5.  Sie  befriedigen  religiöse  Bedürfnisse  des  Gesindes  während 
des  Aufenthalts  bei  Stellenlosigkeit. 

Diesen  Vorzügen  stehen  folgende  Nachteile  ^^cgcnüber: 

1.  Sie  werden  geneigt  sein,  wie  bei  der  Verwaltung  des  Ge- 
bindenachweises  so  auch  bei  der  Gesindevermittlung  konfessio- 
nelle Gesichtspunkte  andern,  z.  H.  wirtschaftlichen,  voranzustellen. 

2.  Sie  erheben  Gebuhren  direkt  oder  indirekt  durch  hci- 
\ul.ij^c  BeitiaL'c.  denen  sich  die  Interessenten  nicht  cni/ichen  kön- 
nen, walirend  die  allgenR-inen  l.uiiiiiiuiuiicii  oder  karitativen  Ar- 
beitsnachweise im  Arbeitgeber  und  Atbciinehmer  icyelmassig  un- 
entgeltlich ihre  Tätigkeit  ausüben. 

3.  Sie  üben  insofern  einen  religiösen  Zwang  aus,  als  sie 
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Dienstboten  einer  andern  Konfession  zu  Andacbtsübungen  nach 
einem  ihnen  fremden  Ritus  nötigen. 

Dass  hiernach  die  Vorzüge  weitaus  die  Nachteile  überwie- 
gen, bedarf  keiner  Auseinandersetzung.  Die  konfessionellen  Ge- 
sindenachweise werden  besonders  dort  zu  fördern  sein,  wo  noch 
keine  ailgemeinen  kommunalen  oder  karitattven  Arbeitsnachweise 
bestehen. 
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VI. 

Andere  Formen  der  Gesindevermittlung. 

I.  G  e  s  i  n  d  e  V  e  r  m  i  t  t  1  11  n  durch  D  i  n  s  t  b  o  t  c  n- 
k  r  a  n  k  c  11  k  .1  s  s  c  n.  D.is  badisclic  (jcsel/.  vom  7.  Juli  1892  be- 
stiiuinL  in  N,  14.  dass  die  Dienstboten  der  reichsgcscl/liclien  Kran- 
kenversicherung unterliegen,  und  ermöglicht  ihre  Versicherung  bei 
der  Gemeinde,  in  der  sie  beschäftii^t  sind,  oder  bei  einer  Orts- 
krankcuKa.sse.  Uic  Komniunalbcliorden  in  Mannheini  entschieden 
sich  tur  iirrichtuni^  einer  eigenen  Ortskrankenkasse,  und  so  trat 
im  Februar  1 893  die  O  r  t  s  k  r  a  n  k  e  n  k  a  s  s  e  der  Dienst- 
boten in  Mannheim  ms  Leben.  Dieselbe  hat  seitdem  eine 
sej^ensreiche  Wirksamkeit  entfaltet  und  in  den  letzten  Jahren  ihre 
so/ialpulitischcn  Ziele  noch  weiter  gesteckt.  Da  sicii  in  der  Stadt 
Mannheim  der  Mangel  an  häuslichen  Dienstboten  besonders  fühl- 
bar macht,  plante  der  Rechner  und  Verwalter  der  Kasse,  Josef 
Kempf,  antan^js  1900,  bet  der  von  ihm  verwalteten  Kasse  eine 
gemeinnut/iL;e  Stellenvermittlung  für  Mausgesinde  einzuführen.  Er 
ging  dabei  von  dem  (ledankcn  aus,  dass  Herrschaften  wie  Dienst- 
boten sich  lieber  zur  Ortskrankenkasse  beireben  als  zur  Zentral- 
anstalt  für  Arbeitsnachweis,  weil  bei  ersterer  fast  nur  weibliche 
Personen  verkehren,  während  bei  Irt/terer  ein  Verkehr  beider 
Geschlechter  statthndet.  Zur  Verwuklichung  dieser  Idee  ^var  die 
Genehmigung  der  Landeszcntralbehörde  erforderlich.  Das  Grossh. 
Ministerium  des  Innern  erteilte  dieselbe  unterm  17.  März  1900  un- 
ter der  Bedingung,  dass  fiir  die  Stellenvermittlung  nicht  eine  Ver- 
gütung erhoben  werde,  durch  welche  mehr  als  die  baren  Aus- 
lagen und  Verwaltungskosten  gedeckt  werden.  Dabei  wurde  da- 
rauf hingewiesen,  dass  die  Verwendung  irgendwelcher  Mittel  der 
Ortskrankenkasse  für  diesen  Zweck  durch  die  Bestimmung  des 
§  29,  Abs.  2  des  Krankenversicberungsgesetzes  ausgeschlossen  ist. 
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Im  September  igoo  wurde  die  Stellenvermittlung  erdfinet. 
Dieselbe  erfolgt  für  Dienstboten  unentgeltlich,  während  von  den 
Dienstherrschaften  fiir  Auslagen  eine  Gebuhr  von  i  Mk.  pränu- 
merando erhoben  wird.  Da  diese  Kasse  auch  die  Beiträge  für  die 
Invalidenversicherung  erhebt,  ist  bei  ihr  für  Dienstboten  die  Kranken* 
Versicherung,  Invalidenversicherung  und  Stellenvermittlung  in  einer 
Hand  vereinigt.  Diese  exzeptionelle  Einrichtung,  welche  sonst 
nirgends  in  Deutschland  besteht,  hat  sich,  wie  die  erzielten  Re- 
sultate beweisen,  vorzüglich  bewährt  Die  statistischen  Ergeb- 
nisse der  Anstalt  sind  folgende: 

>hr  Offene  Stellen        Stellengesuclie  Vermittelt 

190 '  1891  1780  131- 

1902  1544  i«45  itSj 

Von  den  Stellesuchenden  stammten  121  aus  Mannheim,  808 
aus  dem  übrigen  Baden,  172  aus  der  Bayr.  Pialz,  492  aus  Würt- 
temberg, 84  aus  Hessen  und  168  aus  sonstigen  Staaten.  Die  Ver- 
mittlungstätigkeit übersteigt  bei  weitem  diejenige  der  Zentralanstalt 
fiir  Arbeitsnachweis  in  Bezug  auf  Hausgesinde Man  befürch- 
tete anfangs  Koliistonen  im  Geschäftskreb  dieser  t>eiden  Anstalten, 
die  aber  glücklicherweise  nicht  eingetreten  sind.  Die  beiden  In- 
stitutionen, die  dem  gleichen  Ziel  zustreben,  den  Schäden  der  ge- 
werbsmässigen Gesindevermittlung  entgegenzutreten,  wirken  fried- 
lich nebeneinander,  sich  gegenseitig  ergänzend. 

Die  Stellenvermittlung  der  Ortskrankenkasse  für  Dienstboten 
hat  zweifellos  grosse  Vorzüge.  Die  Kasse  vermag,  da  bei  ihr 
die  An-  und  Abmeldungen  der  Dienstboten  zusammenlaufen,  einen 
guten  Ueberbiick  über  den  Dienstbotenwechsel  an  sich  zu  ge- 
winnen, und  damit  erleichtert  sich  ihre  Vermittlungstätigkeit.  Sie 
steht  vor  allem  in  engem,  natürlichem  Konnex  mit  den  Dienst- 
boten, wodurch  den  Beamten  bei  der  Vermittlung  die  Personen- 
kenntnis zu  gute  kommt.  Endlich  ist  sie  in  der  Lage,  am  besten 
zu  kontrollieren,  ob  die  Einstellung  eines  von  ihr  zugewiesenen 
Dienstboten  bei  der  betr.  Herrschaft  tatsächlich  erfolgt  ist,  weil 
bei  ihr  die  Anmeldung  zu  geschehen  hat.  Dadurch  kann  sie  eine 
zuverlässige  Statistik  liefern,  die  för  die  Beurteilung  des  Ar- 
beitsmarkts von  höchstem  Werte  bt.  Im  übrigen  besitzt  sie  die 
allgemeinen  Vorzüge  der  öffentlichen  Arbeitsnachweise  mit  einer 
Einschränkunp^ :  sie  funktioniert  für  Herrschaften  nicht  v5lUg  un- 

1)  Akten  der  OitHkronkenkasse  der  Dienstboten  in  Mannheim. 

2)  Oben  S.  116. 
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entgeltlich.  Dieser  Nachteil  ist  freilich  geringfügig,  da  die  Gebühr 
einesteils  sehr  niedrig  bemessen  ist  und  andemteils  den  leistungs- 
fähigeren  Interessenten,  den  Dienstgeber,  trifft. 

2.  Die  Gesindevermittlung  durch  Fachver- 
einigungen von  Gesinde.  Zu  den  seltensten  Formen 
der  Gesindevermittlung  gehört  diejenige  durch  Fachvereinigungen 
von  Gesinde.  Solche  Fachveretnigungen  sind  für  männliches  Ge- 
sinde vor  einem  Jahrzehnt  gegründet  worden. 

Heute  besteht  noch  der  1893  in  Berlin  gegründete  »Allge- 
meine  Deutsche  Dienerbund«,  der  mit  der  Berliner 
Dienerschule  verbunden  ist  und  satzungsgemäss  den  Zweck  hat, 
stellenlosen  Mitgliedern  unentgeltlich  Beschäftigung  nachzuweisen. 
Der  Verein  zählt  gegenwärtig  130  Mitglieder,  die  einen  monat- 
lichen Beitrag  von  einer  Mark,  bei  der  Aufnahme  ausserdem  ein 
Eintrittsgeld  von  3  Mk.  zu  zahlen  haben.  Die  stellenlosen  Diener 
erhalten  nicht  nur  in  Berlin  Stellung  nachgewiesen,  sondern  sind 
vom  Verein  aus  im  ganzen  Deutschen  iteich  und  auch  im  Aus- 
lande (Paris,  Montenegro,  Amerika,  Russland)  plaziert  worden*). 
Ueber  die  Zahl  der  Vermittlungen  liegen  keine  Nachrichten  vor. 

Ein  lokaler  Dtenerverein  bestand  in  den  90er  Jahren  des 
vorigen  Jahrhunderts  in  Heidelberg.  Derselbe  ist  1899  wieder 
aufgelöst  worden.  Nach  Mitteilungen  eines  früheren  Vereinsmit- 
glieds war  die  Stellenvermittlung  nicht  bedeutend.  Auch  an  Ver- 
suchen, das  weibliche  Gesinde  zu  koalieren,  hat  es  nicht  gefehlt. 

Im  Jahre  1899  entstand  in  Berlin  eine  lebhafte  Dienstboten- 
bewegung unter  der  Aegide  des  nationalsoziaten  Schriftstellers, 
jetzigen  Reichstagsmitglieds,  H,  v.  Gerlach,  Es  fanden  Dienst- 
botenversammlungen statt,  die  bezweckten,  einen  Ansturm  gegen 
die  veraltete  preussische  Gesindeordnun^^  zu  unternehmen,  sowie 
das  Augenmerk  weiterer  Kreise  auf  die  bestehenden  Missstände 
im  Gesindedienst  zu  lenken  und  günstigere  Lebensbedingungen, 
namentlich  Gowahruni^^  von  bestimmten  Erholungspausen,  also 
Einschriinkuiv4  der  Arbcils/cil,  zu  crriiij^'cii.  1  )ic  Frucht  jener 
A'jitation  war  die  (iriuidimg  zweier  X'ereiiie,  die  sich  die  Ver- 
Wii  khciiüiit^  obii^fcr  Ziele  ge.^teckt  luiUcn.  ICs  \mii  l1c  am  12.  Ok- 
tober 1899  der  1 1  i  1  t  s  \-  e  r  e  1  n  J  u  r  weibliches  1 1  a  u  s  p  e  r- 
s  o  n  a  I  und  am  i .  Juli  1900  der  Verein  Berliner  Dienst- 
herrschatten   und   Dienstange  stellten  gegründet. 

i)  Miu.  d.  Vors.  Robert  Trogi»cU  a.  tl.  Verf. 
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Beide  Vereine  erstrebten  neben  der  Durchführung  eines  ausfiihr- 
hchen  sozialen  Programms  auch  die  Einführung! eines  fiir  die  Mit* 
glieder  unentgeltlichen  Arbeitsnachweises.  Ihre  Wirksamkeit  muss 
aber  nur  von  kurzer  Dauer  gewesen  sein,  denn  im  Berliner  Adress- 
buch für  1905  sind  sie  nicht  mehr  vermerkt.  Der  Versuch,  Dienst- 
herrschaften und  Dienstboten  in  einem  Verband  zur  Durchführung 
des  bben  bezeichneten  Programms  zu  vereinigen,  musste  an  den 
Innern  Gegensätzen  scheltern. 

Somit  haben  wir  im  allgemeinen  nur  negative  Resultate  zu 
verzeichnen.  Forschen  wir  nach  den  Gründen,  so  tritt  uns  sofort 
ein  Moment  entgegen,  das  aus  der  Natur  des  Gesindeverhättnisses 
hervorgeht.  Das  Gesinde  hat  durch  die  Gebundenheit  seiner  per- 
sönlichen Stellung  kaum  die  Möglichkeit,  steh  zu  koalieren.  Eine 
feste  Normierung  der  Arbeitszeit  resp.  der  Arbeitsstunden  besteht 
nirgends  für  das  Gesinde,  und  ohne  diese  stellen  sich  der  gewerk- 
schaftlichen Vereinigung  des  Gesindes  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten entgegen.  Auch  prinzipiell  wird  die  Besorgung  des  Ar- 
beitsnachweises durch  Arbeitnehmervereinigungen  zu  verwerfen 
sein.  Es  handelt  sich  um  eine  Angelegenheit,  an  der  die  Arbeit- 
geber in  gleichem  Masse  interessiert  sind,  und  deshalb  wird  der 
Arbeitenachweis  nur  auf  neutralem  Boden  gedeihen  können. 

3.  Gesinde  Vermittlung  durch  die  Tagespresse. 
Entsprechend  der  Bedeutung  und  Verbreitung  der  modernen 
Presse,  die  in  alle  Schichten  des  Volks  eingedrungen  ist,  dient 
auch  der  Anzeigenteil  der  Zeitungen  als  ein  beliebtes  Mittel  für 
Bekanntgabe  von  An^^cbot  und  Nachfrage  auf  dem  Arbeitsmarkt. 
Auch  Dienstherrschaften  und  Dienstboten  (letztere  gegenwärtig 
allerdings  in  weit  geringerem  Masse,  weil  ihnen  bei  ihrer  Begehrt- 
heit genügend  andere  Wege  als  kostspieliges  Inserieren  zur  Er- 
langung einer  Stelle  offen  stehen),  benutzen  für  diesen  Zweck  die 
Presse,  und  wenn  man  den  Inseratenteil  der  Zeitungen  überbUckt, 
so  kommt  man  zur  Ueberzeugung,  dass  ein  erheblicher  Teil  der 
Hausgesindevermittlung  sich  durch  die  Zeitung  vollziehen  muss. 
Das  trifft  zu  für  die  grossstädtischen  Generalanzeiger  wie  für  das 
kleinste  Lokalblatt,  durch  das  die  Frau  Landrat  oder  die  Frau 
l^ofessor  ein  Dienstmädchen  sucht.  Ja  für  höher  qual  li/r.^rtes 
Gesinde  und  1  lausbeanitinnen  (Stützen  der  liausliauca,  Kinder* 
h  äuleins,  Honnen  1  ist  der  Anzeigenteil  einiger  Fauiilicnzcitschriften 
(besonders  »Dalicinuj  der  gangbarste  Weg  zur  Erreichung  einer 
passenden  Stelle. 
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Natürlich  ist  der  Umfang  der  Gesindevermittlung  durch  die 
Presse  statistisch  nicht  zu  erfassen.  Selbst  wenn  man  mit  Hilfe 
der  Zcitungsexpeditionen  die  Zahl  der  inserierten  offenen  Stellen 
und  Stellengesuche  ermitteln  könnte,  wobei  zu  beachten  wäre, 
dass  derartige  Annoncen  häufig  von  vornherein  in  verschiedenen 
Zeitungen  zugleich  und  mehrere  Male  veröffentlicht  werden,  so 
wüsste  man  damit  noch  nicht,  in  wieviel  Fällen  ein  Erfolg  erreicht 
worden  ist.  Dieses  Ermittelungsverfahren  würde  aber  auch  daran 
scheitern,  dass  die  Zeitungen  darin  ein  Eindringen  in  geschäft- 
liche Verhältnisse  sehen  würden,  dem  die  Konkurrenzrücksichten 
entgegenstehen. 

Um  einen  ungefähren  Massstab  für  die  Benutzung  der  Presse 
auf  dem  Dienstbotenmarkt  zu  gewinnen,  wäre  immerhin  eine  Zäh- 
lung  der  inserierten  offenen  Stellen  und  Stellengesuche  für  einen 
einzelnen  Platz  nicht  ohne  Interesse,  da  sie  zeigen  würde,  dass 
der  Anzeigenteil  der  Zeitungen  in  weit  höherem  Masse  benutzt 
wird,  als  man  bei  oberflächlicher  Betrachtung  vermutet  Der  Ver- 
fasser hat,  nur  um  eine  Stichprobe  zu  geben,  eine  solche  Aus- 
zählung in  Frankfurt  a.  M.  vorgenommen  und,  da  dort  für 
Dienstboten  eine  I4t^^e  Kündigungsfrist  besteht,  einen  Zeitraum 
von  über  14  Tagen  ausgewählt»  Danach  wurden  inseriert  für 
Hausgesinde 


i 

im  Frankfurter 

iiuelligeozblatt 

im  Frankfurter  Generalanzeiger 

Datum 

i 

OlTtne  Slellen 

Stelleiigc^uclte 

OfTciic  Steilen 

Stellengesuche 

15.  April  1903  1 

1  >s 

14 

93 

13 

i6.  . 

> 

»9 

»3 

100 

3> 

17.  ' 

>5 

«5 

93 

23 

18.  » 

>  '■ 

«S 

9 

61 

»3 

19.  ' 

> 

33 

5 

85 

1 1 

21.  » 

* 

1  35 

13 

86 

2t 

33.  • 

• 

33 

II 

91 

■9 

23-  » 

29 

9 

95 

19 

24.  » 

» 

>5 

4 

71 

«5 

35,  » 

9 

13 

5 

53 

16 

36.  > 

* 

15 

7 

6+ 

10 

38.  » 

*  i 

«5 

31 

78 

«5 

39.  • 

» 

30 

14 

I03 

«4 

30.  » 

»  1 

xo 

12 

88 

24 

1.  Mai 

>  1 

S 

8 

67 

»7 

3.  » 

10 

6 

40 

14 

3.  * 

II 

13 

72 

5.  • 

: ! 

37 

»7 

89 

»7 

327 

196 

1429 

323 
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In  den  2  Zeitungen  zusammen  ergeben  sich  für  den  Zeitraum 
von  i8  Tagen  demnach  1756  ofiene  Stellen,  519  Stellengesuche. 
Wenn  man  diesen  Ziffern  gegenfiberstelUp  dass  im  ganzen  Jahre 
1902  bei  der  Städtischen  Arbeitsvermittlungsstelle  Frankfurt  a.  M. 
323 1  offene  Stellen  und  1364  Stellengesuche  derselben  Kategorie 
registriert  wurden,  so  dürfte  klar  erhellen,  welch  wichtigen  Fak- 
tor auch  die  Presse  für  den  Dienstbotenmarkt  darstellt. 

Von  einer  Vermittlung  im  strengsten  Sinne  des  Worts  kann 
man  allerdings  bei  dem  Wege  durch  die  Zeitung  nicht  reden;  es 
existiert  keine  Mittelsperson,  die  Kontrahenten  treten  einander 
direkt  gegenüber.  Nur  im  weiteren  Sinn  ist  die  Zeitung  der  Ver- 
mittler, der  auch  seine  »Gebühren  c  erhebt.  Für  die  Dienstherr- 
schaften ist  dieser  Weg  im  allgemeinen  bequem,  für  das  Gesinde 
aber  zeltraubend,  lästig  und  mit  empfindlichen  Kosten  verbunden. 

4.  Freundschaftliche  Gesindevermittlung. 
Als  letzte  Kategorie  von  Vermittlungen  kommt  noch  diejenige 
in  Betracht,  welche  freundschaftlicher,  gefälliger  Natur  ist  Zu- 
weilen besorgen  verwandte,  befreundete,  bekannte  Dienstherr- 
schaften einander  Dienstboten,  und  letztere  spielen  mitunter  den 
Vermittler  für  ihre  Verwandten  oder  Freundinnen.  In  manchen 
ländlichen  Gegenden  werden  regelmässig  die  Vakanzen  und 
Stellengesuche  privatim  bekannt  und  privatim  erledigt,  ohne  dass 
es  förmlicher  Vermittlung  bedarf.  Je  grösser  die  Städte  sind, 
um  so  mehr  tritt  diese  Vermittlungsart  in  den  Hintergrund. 

Der  Umfang  dieser  Art  privater  Besetzung  von  Gesindestellen 
lässt  sich  natürlich  auch  nicht  auf  annähernde  Weise  schätzen, 
geschweige  denn  feststellen. 
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VII. 

Kritik  und  Refonnvorschläge. 

X.  Kritik. 

Die  verschiedenardgen  Formen,  in  denen  sich  die  Gesinde* 
vennittlung  vollzieht,  sind  im  einzelnen  besprochen  und  kritisch 
beleuchtet  worden.  Aus  einer  Gegenüberstellung  der  einzelnen 
Vermittlungsformen  ergab  sich,  dass  tn  den  öffentlichen  allge- 
meinen Arbeitsnachweisen,  wenn  sie  gewissen  (als  Postulate  be^ 
reits  formulierten)  Anforderungen  entsprechen,  die  rationellste 
Form  Hir  eine  zweckmässige  Arbeitsvermittlung  im  Gesindewesen 
zu  erblicken  ist,  die  des  weiteren  Ausbaus  durchaus  fähig  ist. 
Und  namentlich  erscheint  der  kommunale,  auf  paritätischer  Grund- 
läge  errichtete  Arbdtsnachwew  berufen,  ein  solider  Unterbau  (ur 
die  gesamte  öffentliche  Arbeitsvermittlung  zu  werden.  Die  von 
einigen  Seiten  geforderte  Verstaatlichung  des  Arbeitsnachweises 
kann  vorerst  nicht  in  Betracht  kommen.  Auch  mit  der  obligato- 
rischen Einführung  von  Arbeitsnachweisstellen  würde  das  Problem 
noch  lange  nicht  gelöst  sein.  Wir  besitzen  eine  Reihe  öffentlicher 
Arbeitsnachweise,  die  lediglich  auf  Initiative  der  staatlichen  Ver- 
waltungsorgane errichtet  worden  sind  und  nur  eine  Scheinexistenz 
fristen.  Der  Arbeitsnacinveis  darf  nicht  kiiiistlich  von  oben  einem 
kommunalen  Organismus  (jin^epfroj^fl  w  erden  —  er  nuiss  vun  un- 
ten heraufwachsen  und  seine  Lebcnsfäliii^kcil  erweisen.  Die  (je- 
nieinde  nut  ihren  intimeren  Wechselbeziehungen  zum  Publikum 
erscheint  gerade  für  die  Durchliihrung  der  hier  in  lietracht  kom- 
menden volkswirtschaftlichen  Aufgabe  geeicfneier  als  der  Staat, 
br.'i  dem  sich  die  Gefahr  einer  Rnreaukratisierung  —  und  diese 
wäre  der  Todeskeim  lur  den  Arbeitsnachweis  —  nicht  von  der 
Hand  weisen  lasst. 
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Wie  schon  dargelegt,  haben  die  öffentlichen  allgemeinen  Ar- 
beitsnachweise wo  sie  noch  karitativ  gestaltet  sind,  wird  ihre 
Kommunaüsierung  nur  eine  Frage  der  Zeit  sein  —  auch  für  die 
Gesindevermittlung  ihre  Qualifikation  erwiesen.  Die  erzielten  Re- 
sultate, im  ganzen  betrachtet,  sind  noch  nicht  übermässig  günstig, 
aber  auch  nicht  zu  unterschätzen  in  Anbetracht  der  Tatsache, 
dass  es  sich  um  ziemlich  junge  Institutionen  handelt.  Schon  jetzt 
sind  sie,  und  das  ist  ihr  grosses  Verdienst,  überall  (ur  die  ge- 
werbsmässige Vermittlung  eine  heilsame  Konkurrenz  geworden. 
Das  ist  bereits  amtlich  anerkannt.  So  bemerkt  der  preussische 
Gewerbeaufsichtsbeamte  für  den  Bezirk  Köln  in  seinem  Jahr- 
buch  für  I9CX>:  »Das  Vorgehen  der  Arbeitsnachweisanstalt  hat  auf 
dem  Gebiet  der  hiesigen  gewerbsmässigen  Stellenvermittlung  einen 
gänzlichen  Umschwung  hervorgerufen.  So  z.  B.  inserieren  fast 
alle  Stellenvermittler,  dass  Dienstmädchen  nunmehr  keine  Ein- 
schreibgebühr zu  entrichten  haben,  andere  bieten  ganz  kostenfreie 
Vermittlung  sowie  kostenloses  Logis  bis  zur  Erlangung  einer  Stelle 
an  usw.c  Aehnlich  bemerkt  der  Aufsichtsbeamte  för  den  Bezirk 
Hessen  I,  dass  die  Benutzung  der  Zentralanstalt  für  Arbeits- 
und Wohnungsnachweis  in  Darmstadt  für  Dienstboten  unentgelt- 
lieh  und  diese  Einrichtung  wohl  geeignet  ist,  die  Nachteile  der 
teuren  Privatstellenvermittlung  zu  umgehen.  Auch  das  Städtische 
Arbeitsamt  München  weiss  von  ähnlichen  erfreulichen  Erfah- 
rungen zu  berichten^). 

Es  ist  unbestreitbar,  dass  nur  dort,  wo  tüchtige  Leistungen 
der  Arbeitsnachweise  vorliegen,  die  Missstände  auf  dem  Gebiet 
der  gewerbsmässigen  Gesindevermiitlung  nachgelassen  haben,  die 
Gesetzgebung  aHein  hat  auf  die  Besserung  der  Zustände  nur  ge- 
ringe Wirkung  ausgeübt,  und  das  Urteil  von  Vervvaltungsmännern 
lautet  allgemein  dahin,  dass  selbst  die  Ausfuhrungsverordnungen 
der  G<nvcrbcnovcllc  von  1900  —  so  trcHlich  sie  in  einzelnen 
Punkten  auch  sein  mögen  —  im  alli^enieinen  ungeniigend  >inJ. 

Die  iiauptsachlichsten  Mangel  der  bestehenden  G  c- 
s  c  t  z  c  b  u  a  g  in  ß  c  /.  u  g  auf  die  gewerbsmässige 
G e si n  d e  ve  r  m  i  1 1 1  u n     lassen  sich  in  drei  Gruppen  zerlegen: 

I.  Die  vom  G  c  s  i  11  d  e  v  e  r  in  1  c  t  e  r  zu  erfüllenden 
Konzessionsbedinpjungen  sind  u  n  z  u  r  e  i  c  Ii  e  n  d. 
Da  Tatsachen  vorliegen  müssen,  welche  die  Unzuveriässigkeit  des 

1)  Soziale  Praxis,  9.  Jabrg.,  Nr.  15. 
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Nachsuchenden  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetricl) 
dartun,  um  2ur  Versagung  der  Konzession  zu  gelangen,  so  wird 
im  allgemeinen  jeder  Nachsuchende  zum  Gewerbebetrieb 
zugelassen  werden  müssen,  denn  ehe  jemand  den  Gewerbebetrieb 
beginnt,  werden  regelmässig  solche  Tatsachen,  welche  die 
Unzuverlässigkeit  des  Nachsuchenden  in  Bezug  auf  den  Ge- 
werbebetrieb dartun,  eben  nicht  zu  erweisen  sein.  Ist  die 
konzessionierende  Behörde  geneigt,  den  §  34  R.G.O.  streng  zu 
interpretieren,  um  alle  irgendwie  bedenklichen  Elemente  von  dem 
Gewerbebetrieb  fern  zu  halten,  so  ist  noch  mit  der  Judikatur  der 
Verwaltungsgerichte  zu  rechnen.   Davon  einige  Beispiele. 

In  Nürnberg')  wurde  in  letzter  Zeit  einer  Frauensperson, 
die  dreimal  wegen  gewerbsmässiger  Unzucht  und  wegen  einer 
Anzahl  anderer  Delikte  vorbestraft  war,  die  Erlaubnis  zum  Ge- 
werbebetrieb als  Gesindevermieterin  versagt.  Das  Rekursverfahren 
ging  bis  zur  letzten  Instanz,  und  der  Verwaltungsgerichtshof  in 
Mönchen  entschied  auf  Zulassung  zum  Gewerbebetrieb,  weil  seit 
der  Bestrafung  mehrere  Jahre  vergangen  waren,  in  denen  gegen 
die  Person  nichts  Nachteiliges  bekannt  geworden  war.  Auch  die 
ersten  Instanzen  lassen  es  oft  an  der  nötigen  Strenge  fehlen.  So 
wurde  in  Heidelberg  vor  einiger  Zeit  die  Ehefrau  eines  mehr< 
fach  vorbestraften,  übel  beleumundeten  Menschen  als  Gesinde» 
Vermieterin  konzessioniert*).  In  diesem  Falle  lagen  eben  auch 
keine  Ta ts ach e n  vor,  welche  die  Unzuverlässigkeit  der  Pe- 
tenttn  in  Bezug  auf  den  beabsichtigten  Gewerbe- 
betrieb dargetan  haben.  Ein  Gesindevermieter  in  Leipzig, 
der  im  Jahr  1899  wegen  Diebstahls  in  12  Fällen  zu  2  Wochen 
Gefängnis  verurteilt  worden  und  dem  die  Fortführung  des  Ge* 
werbes  untersagt  war,  petitionierte  um  Wiederzulassung.  Sein 
Gesuch  wurde  vom  Rat  der  Stadt  Leipzig  befürwortet,  in 
höherer  Instanz  aber  abgelehnt.  Ein  Gesindevermieter  in  Dres- 
den, dessen  Ehefrau  vor  einigen  Jahren  wegen  Diebstahls,  Ur- 
kundenfälschung und  gewerbsmässiger  Unzucht  mehrfach  bestraft 
worden  war,  und  dem  man  den  Gewerbebetrieb  untersagt  hatte, 
wurde  zu  diesem  letztinstanzlich  wieder  zugelassen  auf  Befürwor- 
tung des  Rats  der  Stadt  Dresden 

Bei  dieser  laxen  Durchführung  des  §  34  R.G.Ü.  in  der  Praxis 

l)  Akten  des  Magistrats  zu  Nürnberg. 

2'  Akten  des  Grossh.  badischen  Her-rksamts  Mannheim. 

3j  Akten  des  Kgl.  Sächsischen  Ministeriums  des  laaera. 
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ist  man  versucht,  die  Frage  aufzuwerfen,  aus  welchen  Tatsachen 
oder  Delikten  eigentUch  die  Unzuverlässigkeit  dieser  Gewerbe- 
treibenden gefolgert  werden  kann.  Der  preussische  Ministeiial- 
erlass  vom  12.  Februar  189^^)  beurteilt  jedenfalls  die  reichsge- 
setzlichen  Bestimmungen  anders  aU  die  obengenannten  Be- 
Hörden. 

II.  Der  Schwerpunkt  der  Bestimmungen  ist 
aufdie  Buchführung  gelegt,  die  sich  am  aller- 
wenigsten kontrollieren  lässt.  Die  Buchführung  der 
Gesindevermieterinnen  entbehrt  regelmässig  der  Zuverlässigkeit. 
Missstände  können  bei  den  Revisionen  schwer  aufgedeckt  wer- 
den, denn  sobald  es  sich  um  Vermittelungsgeschäfte  handelt,  die 
aus  irgend  einem  Grunde  zu  beanstanden  sind,  werden  einfach 
die  Eintragungen  unterlassen.  Auch  dürfte  schwer  zu  kontrollieren 
sein,  ob  nicht  die  Gesindevermieterinnen  in  ihr  Buch  geringere 
Gebührensätze  eingeschrieben  haben,  als  sie  von  den  Interessenten 
gefordert  haben  —  unter  Umständen  geschieht  dies  sogar  mit 
Einverständnis  der  letzteren.  Hausfrauen,  die  dringend  ein  Dienst- 
mädchen  benötigen,  drücken  der  Vermieterin  gern  einen  Extra- 
taler in  die  Hand,  nur  um  befriedigt  zu  werden.  Da  die  Bücher 
Unterlagen  für  die  Steuerbehörden  bilden,  ist  ein  doppelter  An- 
reiz vorhanden,  möglichst  wenig  Eintragungen  zu  machen. 

Für  die  Richtigkeit  des  Gesagten  sprechen  die  Erfahrungen 
von  Praktikern.  Arbeitsamtsverwalter  SeAu/er-Vlm  hat  in  fünf 
Fällen,  in  denen  er  als  Zeuge  vor  das  Amtsgericht  geladen  war, 
da  er  bei  der  Visitation  eine  unrichtige  Buchführung  ermittelt 
hatte,  bei  der  gerichtlichen  Verhandlung  dem  Richter  auf  die 
Frage,  ob  ihm  nicht  auch  die  Versäumnis  von  Einträgen  in  die 
Bucher  bekannt  sei,  die  Antwort  geben  müssen,  ausser  in  jenen 
Fällen,  hinter  die  er  durch  Zufall  gekommen  sei,  könne  er 
nichts  nachweisen'}.  Arbeitsamtsverwalter  7}(srnw/r- Würzburg 
bemerkt  in  einem  Bericht  an  das  bayrische  Ministerium  des  In- 
nern vom  Jahre  1900:  »Die  Vermittler  können  in  ihre  Listen 
(Geschäftsbücher)  eintragen,  was  ihnen  beliebt  Die  Vollstöndig- 
keit  und  die  Richtigkeit  der  Geschäftsbücher  kann  nicht  kontroU 
liert  werden,  denn  es  ist  eine  positive  Handhabe  nicht  gegeben. 
Dass  die  Stell  envermittler  nicht  alle  Aufträge  verbuchen,  ist  ziem- 

1)  Oben  S.  4% 

2)  ProtokuU  der  Verhandlungen  der  Verwaltungsbcamten  tler  württ.  Arbeiti« 
ämter  v.  17.  Juni  1901  in  Stnltgart. 
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lieh  naheliegend,  denn  das  Geschäftsbuch  bildet  gegebenenfalls 
einen  Ausweis  für  die  Steuerbehörde«  *).  Von  Interesse  ist  auch 
ein  Bericht  eines  Polizeibeamten  an  die  Grossh.  badische  Polizei* 
direktioii  Mannheim  von  1902  über  die  von  ihm  voi^enom- 
menen  Revisionen  der  Geschäftsbücher  der  Gesinde  Vermieter: 
»Misstrauen  erregte  bei  mir  die  Tatsache,  dass  ich  bei  keinem 
der  Stellenvennittler  Gebührenüberforderungen  feststellen  konnte, 
trotz  vorgenommener  Stichproben  und  trotz  der  Anschuldigungen 
mehrerer  Stellen  vermittler  von  selten  anderen  Hiernach  scheinen 
alle  Aufträge,  die  nicht  vorschriftsgemäss  und  nicht  ohne  Gebühren- 
überforderung erledigt  wurden,  nicht  in  die  Geschäftsbücher  auf- 
genommen worden  zu  sein.  Eine  Prüfung  des  ganzen  Geschäfts- 
betriebs muss  deshalb  resultatlos  bleiben,  wenn  die  Ueberforde- 
rungen  nicht  durch  andere  Personen  zur  Kenntnis  der  Behörde 
gelangen« 

in.  Die  Vorschriften  über  die  Gebührentaxen 
sind  unzweckmässig.  Die  Polizeibehörde  hat  nach  §  72 
R.G.O.  auf  die  Höhe  der  Gebühren  der  Gesindevermieter  keinen 
Einfluss,  mag  der  Tarif  noch  so  ungerecht  und  ausbeuterisch  sein; 
nur  bei  Ueberschreitung  desselben  ist  eine  Bestrafung  möglich. 
Der  nach  §  75  a  R.G.O.  der  Ortspolizeibehörde  einzureichende 
Gebührentarif  wird  urschriftlich  und  mit  dem  polizeilichen  Stempel 
versehen  dem  Gesindevermieter  zurückgegeben,  damit  er  ihn  in 
seinem  Geschäftsraum  an  einer  in  die  Augen  fallenden  Stelle  an« 
schlage.  Durch  die  Abstempelung  wird  im  Publikum  die  Vor- 
stellung erweckt,  dass  auch  die  Höhe  der  Gebühren  polizeilich 
festgesetzt  sei,  und  die  Gesindevermieter  nähren  diese  Annahme, 
namentlich  dann,  wenn  .die  Gebührensätze  sehr  hohe  sind.  Das 
amtliche  Visum  trägt  also  zur  Täuschung  des  Publikums  bei. 
Nachdem  in  Hamburg  durch  die  Verordnung  vom  30.  April  190z 
die  Erhebung  der  sog.  Einschreibgebühr  untersagt  worden  war, 
erhöhten  die  Gesindevermieter  die  Vermittlungsgebühr  und  be- 
riefen sich  dem  Publikum  gegenüber  auf  die  neue  Verordnung. 
Dem  Verfasser  Uegt  ein  Schreiben  im  Original  vor,  in  dem  eine 
Gesindevermieterin  von  einer  Herrschaft  8  Mk.  40  Pfg.  für  Ver- 
mittlung eines  Dienstmädchens  ab  Provision  verlangte,  »welche 
nach  dem  neuen  Ge-setz  4%  vom  Jahreslohn  betrage«. 


1)  Akten  des  Kgl.  bayer.  Ministeriums  des  Innern. 

2)  Akten  der  Groah.  badttchea  Polizeldwektion  Maonheim. 
Zeitschrift  filr  die  ■«■.  SueuwkMMch.  Eif intuacslieft  10.  1 1 
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2.  Reformvorschiäge. 

Die  Missstande  der  gewerbsmässigen  Arbeitsvermittlung  durch 
Präventivmassregeln  zu  beseitigen,  ist  die  Aufgabe  von  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung.  Ueber  die  Mittel  und  Wege,  die  zur 
Besserung  der  gegenwärtigen  Zustände  eingeschlagen  werden 
sollen»  gehen  aber  die  Meinungen  noch  weit  auseinander.  Wer 
sich  vom  Banne  manchesterlicher  Anschauungen  nicht  loslosen 
kann  —  in  absoluter  Reinheit  wird  zwar  das  Laisas  /adre-'Pntmp 
in  Deutschland  von  keiner  Partei  mehr  vertreten  —  erwartet  im- 
mer noch  Besserung  durch  Selbsthilfe  der  Interessenten  und  hofft, 
dass  eine  gesunde  Konkurrenz  die*  Auswüchse,  wie  sie  im  Para> 
sitentum  der  Arbeitsvermittlung  emporgewuchert  sind,  von  selbst 
beseitigen  werde.  Diametral  entgegengesetzt  ist  die  Auflassung, 
dass  man  durch  möglichst  viele  Gesetzesparagraphen  und  ein- 
gehendste polizeiliche  Reglementierung  den  Uebelständen  wirk* 
sam  zu  Leibe  gehen  könne. 

Beide  Auffassungen  sind  irrig.  Indem  man  freies  Spiel  der 
Kräfte  fUr  die  Ausbeuter  statuiert,  gelangt  man  niemals  zum 
wirksamen  Schutz  der  Ausgebeuteten,  und  bei  der  Selbsthilfe  ist 
der  wirtschaftlich  Schwache  andauernd  im  Hintertreflen.  Ganz 
besonders  trifit  dies  auf  das  Gesinde  zu,  das  bei  geringer  Koa- 
litionsmöglichkeit sich  am  wenigsten  zu  schützen  vermag.  Ande- 
rerseits ist  durch  Polizei massregeln  in  wirtschaftlichen  Dingen 
ein  Uebel  niemals  mit  der  Wurzel  zu  beseitigen. 

Als  radikalste  Lösung  wird  von  manchen  Seiten  proponiert, 
die  gewerbsmässige  Stellenvermittlung  überhaupt  zu  verbieten. 
Derartige  Vorschläge  wurden  dadurch  gestärkt,  dass  in  Frank- 
reich die  gesetzgebenden  Faktoren  hierzu  schon  mehrfach  An> 
läufe  genommen  haben.  In  der  Session  der  Deputiertenkammer 
von  Ib97  wurden  über  die  Abschaffung  der  Plazierungsbureaux 
drei  Gesetzentwürfe  eingebracht,  einer  von  Contant,  der  die  so- 
fortige Abschaflung  forderte,  einer  von  Berry^  der  eine  Frist  von 
einigen  Jahren  vorschlug,  und  dner  von  Mnureur^  mit  bedingter 
Abschaffung,  wenn  die  städtischen  Behörden  den  unentgeltlichen 
Arbeitsnachweis  für  genügend  entwickelt  ansehen.  Die  Kommis- 
sion beschloss  allmähliche  Abschaffung  innerhalb  5  Jahren.  Am 
5.  März  1897  erklärte  sich  jedoch  der  Deputierte  Guilleviin  na- 
mens der  Minorität  der  Arbeitskommission  gegen  die  Abschaltung 
überliaupt,  sei  es  die  sofortige  oder  eine  allmähliche.   Er  äusserte 
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sich  sehr  verständig  dahin:  »In  diesem  Zeitpunkt  werden  wir 
noch  nichts  zu  stände  gebracht  haben,  wo  noch  kein  ernstlicher 
Anfang  zur  Organisation  gemacht  ist.  Von  heute  auf  morgen, 
oder  selbst  wie  es  die  Kommission  vorschlägt,  innerhalb  einer 
abgesteckten  Frist  die  bestehenden  Biireaux  in  ganz  Frankreich 
abzuschaffen,  das  würde  heissen,  den  Arbeitern  die  Möglichkeit 
einer  leichten  Arbeitsbeschaffung  nehmen,  ihren  wichtigsten  Inter- 
essen entgegentreten €.  Am  19.  März  1897  wurde  von  der  Depu- 
tiertenkammer das  Weiterbestehen  des  privaten  Arbeitsnachweises 
neben  dem  öfientlichen  beschlossen,  nachdem  ihr  die  Regierung 
einen  entsprechenden  Gesetzentwurf  vorgelegt  hatte.  Auch  der 
Senat  hat  bis  jetzt  regelmässig  einer  Aufhebung  der  Vermittlungs- 
bureaux  Widerstand  entgegengesetzt. 

Am  29.  November  1900  kam  ein  Kammerbeschluss 
zu  Stande,  der  in  Abänderung  der  früheren  Beschlüsse  die  radi- 
kalsten Bestimmungen  traf.  Danach  wird  die  private  Stellenver- 
mittlung vollständig  zu  beseitigen  gesucht,  jedoch  ein  Kompromiss- 
weg durch  Statuierung  einer  Gnadenfrist  eingeschlagen.  Von  der 
Veröfientlichung  des  Gesetzes  ab  werden  keine  Konzessionen  zur 
Errichtung  privater  Stellenvermtttlungsgeschäfte  mehr  erteilt.  Die 
bestehenden  Konzessionen  können  von  den  Gemeinden  sofort  ein- 
gezogen werden,  jedoch  müssen  in  diesem  Fall  Entschädigungen 
gewährt  werden.  Die  entschädigungslose  Aufhebung  aller  pri- 
vaten  Geschäfte  ist  nach  Ablauf  von  5  Jahren  gestattet.  Gemein* 
den  mit  mehr  als  10  000  Einwohnern  sind  verpflichtet,  unentgelt- 
liche Nachweise  einzurichten.  Die  kleineren  Gemeinden  haben 
zum  mindesten  ein  Register  zum  Eintragen  der  Stellenangebote 
und  Nachfragen  aufzulegen.  Der  Senat  hat  die  einschneidendsten 
Bestimmungen  gegen  die  Stellenvermittler  beseitigt  und  auch  sonst 
den  Gesetzentwurf  stark  modifiziert.  In  dieser  Form  ist  er  am 
3.  Februar  1902  wieder  an  die  Deputiertenkammer  gelangt,  welche 
sich  über  ihn  bis  15.  Mai  1903  noch  nicht  schlüssig  gemacht 
hatte.  Anscheinend  legt  die  Kanmier  auf  die  sehr  abgeschwächte 
Vortage  keinen  Wert  mehr. 

Im  gegenwärtigen  Stadium  enthält  der  Gesetzentwurf)  u.  a. 
folgende  Bestimmungen.  Art.  I  statuiert  für  gewerbsmässige 
Stellenvermittler  Konzessionspfitcht  durch  die  Ortsbehörde.  Die 

1)  Vr.  2940  Chatnhre  des  D  'puiJs,  7.  k'g-slature  sps^^ion  <le  19OO :  » Proposition 
de  loi,  relative  au  placement  des  employe»  et  ouvriers  des  deux  sexes  et  de  toutes 
professioiui«. 
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Genehmigung  kann  zurückgezogen  werden,  wenn  der  Vermittler 
wegen  gewisser  Delikte  bestraft  worden  ist.    Nach  Art.  i6  ist 
Rekurs  an  den  Präfekten  bei  Verweij^^erung  oder  Zurückziehung 
der  Genehmigung  zulässig.   Die  Anforderungen  an  die  Persön- 
Hchkeit  des  Stellenvermittlers  sind  nicht  hoch  geschraubt;  die 
Genehmigung  wird  erteilt      tauU  personne  majeure  de  fun  ou  de 
rautre  sexc,  d'une  moralite  recotmue^^.  Art.  4  führt  obligatorische 
Arbeitsnachweise  für  Städte  von  mehr  als  30000  Einwohnern  ein, 
während  es  für  kleinere  Gemeinden  bei  der  Bestimmung  des  £nt* 
Wurfs  der  Deputiertenkammer  verbleibt,  wonach  diese  zum  min- 
desten ein  Register  zum  Eintragen  der  Stellenangebote  und  Nach- 
fragen aufzult'gen  haben.    Art.  7  sichert  den  Stadtbehörden  einen 
Einfluss  auf  die  Höhe  des  Gebuhi  cnlarifs  der  gewerbsmässigen 
Vermittler.    Es  heisst  darin:  %EUe  (fauiorite  municipale)  rkgle  le 
tarif  des  droits,  quipourrant  Hre  pergus  dans  les  bureanx  payants 
autorisis**   Art.  9  verbietet  ihnen  die  Erhebung  einer  Einschreib- 
gebühr:  »Ai  perceptim  dun  droit  ttinscription  prealabU  est  inffr- 
ditet.   Eine  eigenartige  Strafbestimmung,  die  in  Deutschland  nir- 
gends eingeführt  ist,  enthält  Art  13,  der  übrigens  auch  Zivilrecht- 
liehe  Haftung  vorsiebt    Danach  können  die  Gerichte  Urteile 
gegen  Stelienvermittler,  die  nach  Art.  12  (Verleitung  zum  Kon- 
traktbruch etc.)  erfolgen,  auf  Kosten  der  Verurteilten  in  den  Zei- 
tungen veröfTentlichen  und  an  den  Türen  des  Geschäftsbureaus 
und  des  Rathauses  anschlagen  lassen:  *les  trilmnaux  pourrotU 
ordonner  que  les  jugements  de  eondamnaiion  prommces  par  appli' 
cation  de  cet  artkie  J2,  soient,  par  extraits  ou  Htteralement,  pu- 
blies  dans  les  joumaux  qvCils  designeront^  ou  affichis  aux  partes 
du  bureau  de  placement  et  de  la  mairie,  et  ce,  toujours  aux  frais 
du  condamnH, 

Man  ersieht  hieraus,  dass  alle  Bestimmungen,  welche  die  De- 
putiertcnkammer  im  Interesse  der  sofortigen  oder  schrittweisen 
Beseitigung  der  Stellenvermittler  getroffen  hatte,  durch  den  Senat 
ausgemerzt  worden  sind.  Was  übrig  geblieben  ist  von  der  grossen 
gesetzgeberischen  Aktion,  ist  in  Bezug  auf  die  Stellenvermittler 
nicht  viel  mehr,  als  was  in  Deutschland  bereits  Rechtens  ist  Da- 
bei steht  es  noch  dabin,  ob  der  Entwurf  wirklich  Gesetzeskraft 
erhalten  wird. 

Wh:  können  daraus  die  Lehre  ziehen,  dass  die  radikalsten 
Forderungen  an  der  rauhen  Wirklichkeit  scheitern  müssen.  Man 
kann  eben  in  Frankreich  ebenso  wenig  wie  irgendwo  anders  die 
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gcwcrhsinässigc  Stcllciucrniittlmv^  beseitigen,  ehe  man  für  sie 
ausreichcncicii  Krsat/.  «^cschatTcn  lial'l. 

Iii  Deutschland  ist  der  otTculiichc  Arbeitsnachweis  nocli  lani^e 
nicht  in  dem  Grade  entwickelt,  um  die  gewerbsmässige  Stellen- 
vermittlung ersetzen  zu  können.  Es  wird  daher  für  eine  Neu- 
re^elnn;4  ein  vermittelnder  Uebergang  in  der  Weise  gefunden 
werden  nnisscn,  dass  die  gewerbsmässige  Gesindevermittlung  in 
ihrer  Funktion  dort  belassen  wird,  wo  für  sie  noch  kein  genügender 
1  >satz  durch  öft'entliche  Nachweise  da  ist,  dass  aber  auch  die  Mög- 
iiciikeit  besteht,  überflüssige  Neukonzessionierungen  gewerbsmäs- 
siger  Vermittler  zu  verhindern.  Um  dieses  doppelte  Ziel  zu  erreichen, 
glaubt  der  Verfasser  folgende  Vorschläge  machen  zu.  sollen: 

A.  für  die  Gesetzgebung. 

1.  Einführung  des  Bedürfnisnachweises  bei 
der  Konzessionier  II  ng  der  Gesinde  Vermieter 
und  Stellenvermittler.  §  34  R.G.O.  ist  dahin  abzuän- 
dern, dass  nach  dem  zweiten  Satze  eingeschaltet  wird;  Die  Er- 
laubnis für  das  Geschäft  des  Gesindevermieters  und  Stellenver- 
mittlers ist  von  dem  Nachweise  eines  vorhandenen  Bedürfnisses 
abhängig.  Die  BedürfnisfraL;(;  ist  insbesondere  dort  zu  verneinen, 
wo  für  diese  Aufgabe  öffentliche  Arbeitsnachweise  bestehen. 

2.  Festsetzung  der  Taxen  für  Gesinde  Ver- 
mieter durch  die  Ortspolizeibehörde,  g  76  i^.G.O. 
ist  dahin  zu  ergänzen:  Die  Ortspolizeibehörde  ist  in  üeberein* 
Stimmung  mit  der  Gemeindebehörde  befugt,  für  ...  .  Gesinde- 
vermieter*) Taxen  festzusetzen. 

B,  für  die  Verwaltung. 

L  Die  Koromun  al  Verwaltung  hat  die  Aufgabe,  ö(- 
fentiiche  allgemeine  Arbeitsnachweise  zu  errichten  und  die  be* 
stehenden  Anstalten  weiter  auszubauen.  Bei  der  Lokatttätenfrage 
ist  auf  die  speziellen  Bedürfnisse  der  Gesindevermittlung  durch 

1)  Wahrend  d  c^e  Abhandlung  sich  unter  ckr  Presse  hcfaiul,  haben  Ende  Ok- 
tober 1903  in  l'aris  blutige  Zusammenstösse  zwischen  den  m  der  »boursc  de  iravail : 
hemch«iiden  G«we*ksetkaften  mA  derPotisei  sUttgdindcn.  Die  heftige  Agitation  der 
organiMertCB  Arbeiter  KCgcn  die  privalen  SteUenvenDittluRgsburcaux  hat  den  Erfolg  ge- 
habt, dass  am  3.  November  1903  in  der  Deputiertenkamitter  ein  Gesetsentwarf  betr. 
die  Abschaffung  der  privaten  Slellpnvermittlungsgeschäfte  angenummen  worden  ist.  Der- 
selb?  kann  jedoch  hier  nicht  mehr  licrücksichtiet  werden,  da  die  Beschaffung  des 
auttientiM:iicn  Geselzestextes  eine  Verzögerung  des  i>ruckes  herbcilUhren  müsi>tc. 

2)  Auf  Gesetzesrefoimen  bezüglich  der  Stellenvermittler  einzugehen,  ii>l 
hier  kein  Anlan. 
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Erfüllung'  der  nnf  S.  102  ff.  aiilgcslclllen  i*ostul.iu-  Riicksicht  zu 
nehmen.  iJie  Kusu  11  der  Einrichtunp;  und  UiUci liahunL,^  der  all- 
gemeinen Arbeitsnachweise  sind  aus  den  Gcnicindeeinnahinen  zu 
bestreiten.  Wo  alls^enieine  kaiitatix  i-  Arbeitsnaclnvcise  bestehen, 
empfiehlt  sich  deren  Kommunalisierung,  wo  in  einem  Orte  meh- 
rere Arbeitsnachweise  neben  einander  bestehen,  ist  die  Zentrali- 
sierung im  Interesse  der  dadurch  zu  bewirkenden  grösseren  Lei- 
stungsfähigkeit und  Einheitlichkeit  anzustreben. 

2.  Die  staatlichen  Verwaltungsbehörden  ha- 
ben die  aligemeinen  Arbeitsnachweise  nach  jeglicher  Richtung 
zu  fördern. 

Von  diesen  Vorschlägen  erscheint  als  der  wichtigste  die  Ein- 
führung des  Bedürfnisnachweises  für  Gesindevermieter.  Dadurch 
würde  erreicht  werden: 

a)  dass  keinerlei  Interessen  der  bestehenden  reellen  Gesinde- 
vermieter verletzt  und  alle  Harten  vermieden  werden; 

b)  dass  die  Zahl  der  Gesindevermieter  sich  nicht  ausser  Ver- 
hältnis zur  Bevölkerungsziffer  vermehrt,  wodurch  die  Kontrolle 
schwieriger  und  die  Leistungsfähigkeit  vermindert  wird ; 

c)  dass  der  Nahrungsstand  dieser  Gewerbetreibenden  besser 
gesichert  und  die  Versuchung  zu  unreellem  Geschäftsbetrieb  ver* 
ringert  wird; 

d)  dass  zweifelhafte  Elemente  mit  grösserer  Sicherheit  von 
diesem  Gewerbebetriebe  ferngehalten  werden  können,  als  dies 
nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  möglich  ist; 

e)  dass  die  öfTentltchen  allgemeinen  Arbeitsnachweise  bei 
ihren  Bestrebungen  auf  dem  Gebiet  der  Gesindevermittlung  eine 
wünschenswerte  Stärkung  erfahren,  indem  die  Zahl  ihrer  unlau- 
teren Konkurrenten  vermindert  und  das  Publikum  mehr  auf  er* 
stere  angewiesen  sein  würde. 

Durch  die  Festsetzung  der  Taxen  durch  die  Ortspolizeibebörde 
würden  freilich  die  Missstände  im  Gebühren  wesen  noch  nicht  beseitigt, 
da  bei  zu  niedrig  normierten  Taxen  wieder  die  Gefahr  der  Umgeh- 
ung derselben  besteht ;  es  würde  aber  doch  erreicht  werden,  dass 
direkt  ausbeuterische  Tarife  von  vornherein  unmöglich  sind,  und 
das  wäre  ein  grosser  Fortschritt  gegen  den  bestehenden  Zustand. 
Eine  Abstufung  der  Tarife  je  nach  den  lokalen  Bedürfnissen,  Ge-  * 
wohnheiten  und  den  mehr  oder  minder  teuren  Lebensverhält- 
nissen würde  ja  dadurch  erzielt,  dass  die  Festsetzung  der  Taxen 
in  Uebereinstimmung  mit  der  Gemeindebehörde  erfolgt.  Hand 
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in  Hand  mit  diesen  Massnahmen  niüsste  der  Ausbau  der  kom- 
munalen Arbeitsnachweise  auf  dem  Gebiet  der  Gesindevermitt> 
lung  gehen.  Ako  schärfere  Kontrolle  der  gewerbsmässigen  Ver* 
mittlung  —  gleichzeitige  Ausgestaltung  des  öffentlichen  Arbeits^ 
nachweises!  Nur  wenn  diese  Reformen  steh  gegenseitig  ergänzen, 
sind  bessere  Zustände  zu  erreichen  und  kann  die  Gesindevermitt- 
luDg  in  gesunde  Bahnen  einlenken,  wie  es  ihrer  Bedeutung  für 
Familie  und  Volksleben  entspricht. 
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Der  (»ro'JHhaiuU  iMkclir  der  Ta  ipzif^cr  Messen  vollzieht  sich 
heilte  für  die  !■  r/t  uj^nisse  der  Ki  r.unik,  der  (ilas-,  Metall-,  Kurz-, 
Galanterie-,  Spielwaren-  und  vi  rwandten  Industnen  in  der  l^'orm 
des  Mustcrlagcrverkehr«^.  Diese  l-orm  des  Verkehrs  besteht  darin, 
(]:\K<^  von  den  Verkäutern  zur  Messe  nur  Muster  der  zu  verkaufen- 
den Waren  ausi^cstellt  werden  und  von  den  Kinkäufern  nacli  diesen 
Mustern  j^ekauft  wird,  wogegen  die  Waren  selbst  auf  der  Messe 
gar  nicht  erscheinen,  sondern  an  den  lün] »fanger  von  ihrem  Lagc- 
rungs-  oder  Hcrstellungsort  aus  gelangen.  Im  fnlL;;i'nden  soll  dieser 
Mcss -Mtisterlagerverkchr  des  näheren  untersucht  werden.  Die 
Punkte,  deren  Erörterung  von  wissenschaftlichem  Interesse  ist, 
sind  zunächst  seine  Entstchun;^  um]  bisherige  Kntwickehmg.  l^^s 
wird  darzulegeii  sein,  wie  die  Mustmiii  ssen  aus  den  früheren 
Warenmessen  hervorgewachsen  sind  und  warum  sich  die  neue 
Verkehrsform  nur  für  die  oben  genannten  Warengattungen  heraus- 
gebildet hat,  während  bei  anderen  (ieschäftszwcigen  nach  wie  vor 
die  Ware  selbst  zur  Messe  gebracht  wird  und  eine  grosse  Reihe 
von  Wari  n  dem  Messhandel  gänzlich  verloren  gegangen  ist.  Im 
Zusammenhang  damit  soll  auch  erzählt  werden,  auf  welche  Weise 
und  durch  welche  Mittel  die  Kntfaltung  des  Mustcrlagerverkehrs 
gefördert  worden  ist.  Weiter  werden  wir  zu  betrachten  haben, 
welche  Ausdehnung  und  Gestaltung  der  Leipziger  Mess-Mustcr- 
lagcrverkchr  jetzt  nach  Zeit,  Ort  und  Gegenstand  der  Ausstellimg, 
sowie  nach  Zahl,  Art  und  Herkunft  der  Teilnehmer  aufweist,  welche 
wirtschaftliche  Bedeutung  er  besitzt  und  welche  Stellung  er  neben 
den  andern  Formen  des  Absatzes  gewerblicher  Erzeugnisse  ein- 
nimmt. 

Zeitachrift  für  4i«  Res.  Sl*«t«wi»icmeh.   £rgan<un(slieri  11.  I 
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I. 

Die  Entstehung  des  Mess-Musterlagerverkehrs. 

Für  die  Beantwortung  der  Frage,  wie  sich  der  Mess-Mustcr- 
lageryerkehr  entwickelt  hat,  ist  es  zunächst  wesentlich,  ob  die 
Beziehungen  der  an  ihm  beteiligten  Geschäftszweige  zu  den  Leip- 
ziger Messen  von  Anfang  an  in  der  Ausstellung  von  Mustern 
bestanden  haben  oder  ob  sich  diese  Form  für  sie  erst  im  Laufe 
der  Zeit  herausgebildet  hat.  Die  genannten  grossen  Gruppen 
von  Geschäftszweigen  begreifen  sämtlich  Industrien  in  sich,  deren 
Beziehungen  zu  den  Leipziger  Messen  älter  sind  als  der  Mess* 
Musterlagerverkehr,  daneben  aber  auch  manche,  die  erst  während 
dessen  Entfaltung  entstanden  sind.  Die  letzteren  haben  sich  von 
Anbeginn  an  in  der  Form  des  Musterausstellens  beteiligt,  jene 
schauen  dagegen  zum  Teil  schon  auf  ein  Jahrhunderte  langes  Be- 
stehen zurück  und  hängen  in  ihrer  geschichtlichen  Entwickclung 
mit  der  ganzen  Entwickelung  der  I^eipziger  Messen  eng  zusammen. 
Eine  umfassende,  quellenmässige  Erforschung  der  gesamten  Vor« 
geschichte  des  Mess-Musterlagerverkehrs,  für  die  in  den  Archiven, 
nach  den  Quellenübersichten  Hasses  und  einzelnen  veröffentlichten 
Urkunden  zu  urteilen,  ein  reiches,  unbearbeitetes  Material  vor> 
banden  sein  dürfte,  ist  im  Rahmen  der  vorliegenden  Abhandlung 
und  innerhalb  der  für  ihre  Druckleitung  in  Aussicht  genommenen 
Zeit  nicht  anj^änt^i^;.  Es  muss  genügen,  wenn  hier,  vorzugsweise 
auf  Grund  einiger  zeitgenössischer  Schriften  des  achtzehnten  und 
neunzehnten  Jahrhunderts,  angedeutet  wird,  welche  der  jetzt  im 
Messmustcrlagcrverkehr  vertriebenen  Warengattungen  schon  in 
früheren  Zeiten  auf  die  Messe  gebracht  wurden,  zwischen  wem 
und  in  welcher  Weise  sich  ihr  Umsatz  vollzog  und  welche  Tat- 
sachen späterhin  allmählich  eine  Umwandlung  und  den  jetzigen 
Zustand  herbeiführten. 
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Gewisse  Schlüsse  für  den  anzustellenden  Rückblick  gestatten 
schon  die  von  734  Firmen,  etwa  einem  Drittel  der  gegenwärtigen 
Musterlager-Aussteller,  ermittelten  Gründungsjahre  ihrer  Be- 
triebe.  Es  fallen  davon  in  die  Zeit 

bis  1700 :  5  von  l86t  bis  1870:  107 

von  1701    >  44  •  1871    »  1&80:  139 

»    1801    »  1830:  54  »  1881    »  iS^ot  133 

>    1831    »  1860:  145  I             »  1891    »  I900:  127 


Die  49  Betriebe,  die  hiemach  vor  1800  bestanden  haben, 
gaben  an  als 

Gr&n- 


u  n  g  s  • 

1    *  mm 

Verkaufsartikel 

Jahr 

1637 

Piesau  (S.-Mein.) 

Hobfglas 

1630 

Neuwelt  (Böhmen  t 

Glas 

1642 

Allersberg  b.  Nürnberg 

Leoni&cbe  Drähte 

I6s6 

Kaiserswalde ,    Post  Langenbrttck 

Kristall-  und  Farbenglas 

i.  Schi. 

168S 

Mägdesprung  a.  Harz 

Kunstgusswaren  in  Eisen,  Zink 

1710 

Meissen 

tt.  s.  w. 

Porzellan 

1735 

Doccia  (Italien) 

Keramik 

1742 

Höchstem  tt.  Kupfeischmelz  (Pfalz) 

Kunstgussgegenstände 

1742 

Grünhainichen  i.  S. 

HmI/-  lind  Blechs|)iel\varcn 

«743 

Bemsbach  i.  S. 

Blech-,  Eisen'»  und  Holzwaren 

1747 

Färstenberg  a.  d.  W. 

Porzellan 

«747 

Nym|>henburg 

> 

«749 

Frankfurt  a.  d.  O. 

Wachswaren 

«755 

Bonn 

Steingut 

1755 

Bonn-Foppcisdorf 

> 

1 760 

Sieinbach-Liebcnstein 

Stahlwarcn,  Werkzeuge  tt.  dgl. 

1 762 

Volkstedt  b.  Rudolstadt 

Luxusporzellan 

1764 

Freiberg  i.  S. 

Zinngttsswarett 

1765 

Wallendorf  i.  Th. 

Porzellan 

1700 

Leipzig 

SjiieUv.aren 

1767 

Rabla  i.  Th. 

Tabakpfeifen 

1768 

ßlumenhnch  b.  Strany  (Mähren) 

Glaswaren 

1768 

Nürnberg 

Zinnfiguren 

1770 

Kricdrichsgrund  i.  Schi. 

Glas  und  Kristallglas 

«772 

F-imbach  b.  Alsbach  i.  Th. 

Porzellan 

1772 

Adolf  b.  Winterberg  (Böhmen) 

Krisiallglas 

I77S 

KUngembal  i.  S. 

Musikinstrumente,  Saiten 

«775 

Neii-Rupyiin 

KnnM>1ruc1icr  ei-Kr;'ciiL:ni-.-^c 

1775 

Meistersdorf  (Böhmen) 

Glas- .  Kristall-  und  Lu.xuswareu 

«777 

Ifanenau  i.  Th. 

Porzellan 

177S 

Lei)>zig-IMa'.;'vvii.' 

rhirurgiäche  Artikel 

»779 

WibdrulT-Drcsden 

Meiailwaren 

1780 

Kl.  Schmalkalden 

Eisen-  und  Stahlkurzwaren 

«783 

Raucnstein  b.  Eisfeld  i.  Th. 

Porzellan 

1785 

Paris 

Galanterie-,  Bronze-  und  Kurz- 

waren 

1785 

Nürnberg 

Spielwaren 

17S5 

Ilaida  (Böhmen) 

Kristallglas 

1785 

Grflnbainichen  i.  S. 

Holzspielwaren 

1786 

Fürth 

Kurz-  und  Spielwaren 

1789 

GrUnhainichen  i.  Ö. 

llaus-  und  Küchengeräte,  Spiel- 

waren 
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d  Ullg  ä.  - 

jähr 


Sitz 


Verkauf  sa  rtikel 


1790 
1792 
179a 

1793 
1795 

»795 

1797 

1797 
»799 


II  Ulla  f  Böhmen)' 
Mümliswyi  (SchweU) 
Waldkircben  b.  Zschopau 
Liegnitz 
RuhU  i.  Th. 
Eisenberg  (S.-AlcenlNirg) 
II<)hr  h.  Koblens 
Mainz 
Leipzig 


Kristallglas 
Kämme 

Hokspielwaren 

Zinnspielwaren 

Tabakpfeifen 

Porzellan 

Briiy«:  re-Pfcifcn 
Lkhugr.  Bedariäartikel 
KttnstgegenstAnde 


DaNs  1  "i  zcuL^nissc  dieser,  namentlich  über  das  iiiiulcrc  Ucutsch- 
land  verstreuten,  iietriebe  mit  auf  den  Leipzii^er  Messen  erschienen, 
ist  wahrscheinlich,  bildeten  doch  die  Messen  damals,  wie  noch 
weit  ins  neunzehnte  jahrhimdcrt  hinein,  die  \uchtiL;>:c  l'.inrichtun.; 
des  knutmännischi-n  W  ikchis.  denn  kein  Zwi  i;^  des  1  landels  eüi- 
raten  kt)nnte,  nachdem  .sie  das  ;^an/.e  Mitti-Ialler  liiiidurch  an 
die  Schwelle  der  neueren  Zeit  überhaupt  die  t  in/i;4en  Zeiten  und 
Stätten  gebildet  hatten,  wo  Waren  mi  grossen  unv^eset/t  wurden. 
Von  der  Meissner  Porzellanmanufaktur  z.  H.  wud  berichtet  1  )er 
Verkauf  der  Porzellanwaren  .  .  .  crfolj^rtc  anfani^-^s  hauptsächlich  auf 
den  L  e  i  p  z  i  e  r  M  (vs  ^  c  n  ,  wahrend  für  die  spätere  Zeit 
auch  von  Konsignationen,  von  ins  Ausland  ausqesandtcn  Reisen- 
den und  an  grösseren  Plätzen  engagierten  Kommissionären  die 
Rede  ist*).  Man  darf  ferner  annehmen,  dass  ausser  den  oben 
aufgeführten  noch  viele  andere  Betriebe  gleicher  oder  ähnlicher 
Art  im  17.  und  18.  Jahrhundert  vorhanden  waren  imd  zu  den 
Leipziger  Messen  unmittelbar  oder  mittelbar  in  Beziehung  stan- 
den, die  sich  nicht  bis  heute  forterhalten  haben  oder  ihr  Grün- 
dungsjahr nicht  mehr  angeben  können.  Es  gibt  ausdrück- 
liche Belege  dafür ,  dass  Waren  der  erwähnten  Gattungen  auf 
den  Messen  jener  Zeit  eine  Rolle  spielten.  So  treten  in  einer  Ur- 
kunde aus  tlem  Jahre  1580  Heutlcr  und  Täschner,  Bürstenbinder, 
Nadlcr  und  Messerschmiede  auf,  vermutlich  Handwerker  und 

1)  Nach  Erhebungen  des  Mess- Ausschusses  der  Leipziger  Handelskamnier  vom 
Nov*  1900  und  vom  Nov.  1903. 

2)  BohiHtri,  Urkundl.  (leschichlc  u.  Statistik  der  Meissner  rorzellnnmauufaktar 
von  1710  bis  iSSo.  /cilschr.  <1ls  K.  Sachs.  Slat.  Bür.  XXVL  Jahrg.  1880  S.  46. 
Vyl.  nurh  Stitiia ,  FUc  Anfange  der  l'or/clianfn'irikrui' >n  ntif  doni  Thfu  inijcTwnldc. 
Jena  1902  S.  I3Syi39  und  I45;l4ö  über  Uic  teils  unrniiiclbaren,  teils  uiiitclbarcn  Uc- 
aiehangcn  der  Ponellanfabrik  in  Wallendorf  au  den  Leipziger  Messen. 
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Händler  oder  Verleger  in  einer  Person,  die  sowohl  im  einzelnen 
als  auch  im  grossen  verkauften,  und  1640  nennt  ein  Schreiben 
des  Leipziger  Rates  »Nürnberger  Kurze,  Messing-  und  Pfennig* 
wertwarens  »so  jährlich  mit  grossen  Summen  anher  kommen  und 
von  hier  weiter  auf  Hamburg,  nach  Schlesien,  Polen,  England, 
Schottland,  Preusscn,  ja  sogar  nach  Ost-  und  Westindien  gehenc »). 
Marperger,  dessen  1711  erschienene  »Beschreibung  der  Messen 
und  Jahrmärkte«  eine  grosse  Fülle,  für  unsere  Betrachtung  wert- 
voller, Daten  bietet,  berichtet  gleichfalls  von  den  »fast  alle  Mess 
zum  Vorschein  kommenden  neuen  Inventiones  an  Nürnberger 
Waaren,  welche  die  Curiosttät  angenehm,  und  zum  ersten-  und 
andemmahl,  biss  sie  endlich  gemein  werden,  verkäufflich«  mache, 
von  »in  Teutschland  von  Silber,  Stahl  und  Holtz  gemachten 
Kunstwaaren  ,  inbesondere  dem  Augsburgischen  »Silberwerck«, 
femer  von  »Galanterien*  und  ausserdem  ganz  allgemein  von  den 
»Nümbergischen,  Augspurgischen,  Thüringischen,  Voigtländischen 
und  Sächsischen  mamilacturen ,  welche  ihren  Sammelplatz  in 
L  e  i  {>  /.  i  -  .iutg(  schlaL;<'nt,  mit  einem  Hinweis  auf  den  »bey  einem 
so  grossen  Confluxu  vieler  tausend  Frembden<  möglichen  Absatz 
seiner  manufactintMi  ...  ').  Zu  den  N  ü  r  n  b  c  i  g  c  r  \V  a  r  e  n 
ist,  wie  Johann  Samuel  lUinsius  ein  Menschenalter  später  in  seiner 
'Allgemeinen  Schai/kainmer  berichtet,  >fast  alles  zu  /i-hlcn,  was 
zu  des  menschlichen  Leibes  Nothdurttt  aus  Wolle,  1-lachs,  Gold, 
Silber,  Messing,  Stahl  und  l'.ix  n,  ans  Unit/  und  anderen  un- 
;f<*hligen  Mineralien,  uk  In  l;( dachtLS  Xürnberg  ausgiebet«,  z.  B. 
auch  ssü  genannte  Poppen  odrr  Docken  von  Tragant  und  Mehl, 
ingleichen  von  gepaptem  Tapiei ,  Schachteln  und  andere  1  loltz- 
waareii,  Messe  r,  Spiegel,  Schellen  und  d<  l  iileichen  *).  Als  Artikel, 
die  von  Leipzig  in  weit  entlegene  Lander  verführet  werden  , 
bezeichnet  dieselbe  Quelle  auch  »schöne  Spiegel  und  Trinckg läser*. 

1)  Htutt,  Geschichte  der  Leipziger  Messen,  Leipzig  1SS5  S.  177  u.  459. 

2)  I  S.  361.  66.  II  S.  394.  386.  I  S.  53.  65.  67. 

3)  Leipzig  1742.  Bd.  I  S.  531,  II  S.  1322  u.  III  S.  541/4-'. 

4)  Voll  den  NürnlH-T^er  Kauflcutcii  uurtlcn  um  «lioclbc  /eit  die  lhiirinj;ischcn 
. SonneV>cT:[:er)  und  er7ii;chirt:i>-rhcn  If.  h-  und  SpicUv.Trcn  nuf  die  Mr.^ctT  L"  ^r  l.  ^lf 
die  S<.imtbergcr  schon  weit  friihcr,  die  crzycliirgiNchcn  bis  in  die  ersten  Jahr/ehntc 
d«s  19.  Jahrhunderts  herein.  Vgl.  Sux.  Die  Hausindustrie  in  Thüringen.  1.  Das 
Mcininger  Oberland.  Jena  1882,  S«  6.  (Sammlong  nationalökonomischer  and  stati- 
stischer Abhandlunf;en  des  staatsw.  Sem.  su  Halle  a.  S.  Hcrausgeg«  von  Conrad. 

■ 

IL  Bd.  Jena  1878/88)  und  Jahresber.  der  Handels-  und  Gewerbekaromer  Chemnitz 
auf  1863.  S.  116. 
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Ueber  das  Silberwerk  aus  Augsburg  sagt  Heinsius  an  an- 
derer Stelle:  »Die  Arbeit  so  daselbst  verfertigt  wird,  bestehet 
meistentheils  in  getriebener  und  anderer  wohlgemachten  Gold- 
und  Silber-Arbeit,  schönen  Schreib -Tischen,  künstlichen  Uhren« 
schönen  Schildereyen,  und  guten  Kupfer-Stichen.  Ihre  Arbeit  wird 
vor  die  feinste,  und  ihr  Silber  mit  vor  das  beste  in  Deutschtand 
der  Probe  nach  gehalten.  Daher  verführen  sie  ihre  Arbeit  weit 
und  breit,  und  siehet  man  auf  denen  Leipziger  und  Frank- 
furter Messen  die  Gewölber  derer  Augspurger  Silber-Händler  mit 
erstaunendem  Reichthum  a ngc füllet ^  >).  Als  Galanteric- 
Waren  endlich  werden  in  dem  nämlichen  Werke  aufgeführt: 
»Indianischec  Stoffe,  Taifete,  Atlasse,  Damaste,  Strümpfe,  aller- 
hand Arten  von  güldenen  und  silbernen  Galonen,  Litzen,  Knöpfe, 
Tressen,  Spitzen,  Frantzen,  Quasten,  Bänder,  Echarjjes  vor  Frauen- 
zimmer, Kopf-Zeuge,  Kappen,  Mützen,  Handschuhe,  Flore,  Hals- 
tücher« Nacht-Zeuge,  Nacht-Mäntel,  femer  Theezeug,  Spiegel, 
Kästgen,  Schencktische,  Schreibzeuge,  Futterale,  Degen-Gefässc, 
Schuh-Schnallen,  Ringe,  Federn  auf  die  Hüte,  Schnupftobacks- 
Dosen,  Balsam-Büchsen,  Messer  und  Scheeren.  Ks  wird  dazu 
bemerkt,  dass  die  Galanterien,  »welche  mehrentheils  die  Frantzosen 
und  Italiäner  führen,  deren  auch  viele  von  Nürnberger  und  Augs- 
purgem  verfertiget  werden«,  in  Deutschland,  »absonderlich  auf 
der  Leipziger  Osler-  und  Michaelis-Messe  eingekauft  werden, 
wohin  viele  Nationes  ihre  Galanterie-Waarcn,  die  sie  absonder- 
lich machen,  bringen,  und  aus  der  ersten  Hand  verkauffen« 

Mögen  nun  auch  die  Niunberger,  Augsburger  und  anderen 
deutschen  und  fremdlandisclicn  Kurzwaren  schon  vor  zweihundert 
Jahren  für  den  Leipziger  Messhandel  wichtig  gewesen  sein,  so 
fielen  die  I  Iaui)tumsätze  tloch  jedenfalls  auf  andere  Gegen- 
slandc.  Die  Mengen,  in  denen  die  einze  lnen  \\  arcni^attunL^en  um 
jene  Zeit  auf  die  Messe  kamen,  sind  aus  den  mir  be  kannten  alteren 
und  neueren  Werken  nicht  zu  erniiiu  ln  iiiul  dürften  vielleicht 
auch  auf  (iruml  des  in  den  Archiven  ruhenden  AlUenniaierials 
nur  schwer  unel  imgenügend  festzuslcilen  sein.  Dagegen  findet 
sich  bei  J/asst\  allerdings  erst  für  das  Jahr  1824,  eine  s])eziah- 
sierte  Uebersicht  der  zu  den  Messen  eingegangenen  Wan  n  ab- 
gedruckt, welche  die  l''rzengnisse  der  Keramik.  Kurz-  und  Ga- 
lanteriewaren u.  dergl.  innerhalb  des  gesamten  Mcsswaren- 

1)  I  s.  304/305. 

2)  II  S.  513. 
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Verkehrs  noch  sehr  zurücktreten  lässt  und  an  andrer  Stelle  wieder- 
gegeben werden  solP).  Hin  Zeugnis  aus  dem  Jahre  1682  be- 
kundet aber  wenigstens,  welche  Artikel  überhaupt  neben  den  im 
Vorhergehenden  betrachteten  vorkamen  und  erlaubt,  schon  aus 
ihrer  grossen  Zahl  und  Mannigfaltigkeit,  auch  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  auf  ihre  Bedeutung  für  den  Messverkehr  zu  schliessen. 
Die  Waren,  die  darin  aufgezählt  werden,  sind  der  Mehrzahl  nach 
Nahrungs-  und  Genussmittcl  und  sonstige  Produkte  des  Boden- 
baus  und  der  Viehzucht,  Rohmaterialien  und  HilfsstofTe  der  ver- 
schiedensten Gewerbe,  insbesondere  der  Textil-,  der  Leder-  und 
der  Metall-Industrie,  zu  einem  kleinen  Teil  auch  Fertigfabrikate 
wie  Gewebe,  Vapier  und  Waffen  *). 

Woher  die  verschiedenen  Waren  auf  die  Messe  kamen  und 
w  o  h  i  n  sie  von  da  gingen,  ist  teilweise  aus  den  Ausführimgen 
Mtirpi:r^i;Lt  s  über  die  Situation  der  Handels-Stadl  Leipzig  zu  er- 
sehen, nach  welcher  sie  gleichsam  das  Zentrum  eines  florissanten 
Churfürstenthuins  iiiul  auch  zugleich  vii-lrr  aiuU  i er  ihr  von  ( )sten, 
Westen,  Siuleii  und  NOrdm,  an-i aiitzcnden  lu  ri  liclu-n  Reichen  und 
Länder  mehr  ist,  wclclie  Länder  alle  vielcrhand  ungleiche  Natur- 
und  Kunstgaben  ausgeben  können  :  >.  .  .  da  bringet  der  Oester- 
reicher sein  Lngariscli  Leder,  etwas  vnii  Salti  an,  'linki>chcn 
Saffian,  Wein  etc.  uiui  ciliaiuU-li  dagi-i,;en  viel  iilicr  uiui  von 
Mamburgkomnicnde  I  lulländische,  ICnglische  undSpanisclu-  W  aai cn, 
allerhand  \\  ( »lien-manufacturen  an  Tüchern,  Zeugen.  Striini])ten. 
feine  Li  uiwand,  Colon  und  Nessel-Tuch,  und  was  Sach^rn  sclljsi 
an  seinen  Manufacliiren  aus/ir^x  ben  hat  .  .  .  Der  Bühiiii.'iclie  Kauf- 
mann versilbert  im*  Landt^ W'aaren,  und  ziehet  hingegen  eine 
unbeschn  ibliclK'  Mi  iv^c  Krain-W'aarcn  wiedi  r  da\(>r  aii^  d<*r  Mi-^st", 
sonderlich  aber  >oiclie,  die  znni  Verlegen  s<»  \ielei  Hohniischer 
Grafen-  uiui  1  b'rren-lb'ife  niUhii;  sevn.  Scfili-sien  zerret  sich  mit 
semein  grossen  Lcinwands-Handi  L.  denn  wenn  auch  nach  i".n;^dand. 
Holland  und  Spanien  viele  hundert  Kisten  die  Oder  und  die 
Spree  imd  bdbe  hinab  gingen,  so  gebe  es  doch  auch  noch  viele 
Kauiei,  die  niclit  be>'  so  grossen  l'arteyen  aus  Schlesien  ver- 
'-chreibcn,  .sondern  lieber  ihr  Sortement  in  Leip/'.i;^  suchen,  niehren- 
teiis  darum,  weil  nicht  st  iten  ein  -uter  bnratt*»  ,L;e:_;en  andere  da- 
hin gebrachte  Waarcn,  welche  Schlesien  wieder  nötliig  hat,  zu 

1)  Vgl.  5.  9  und  Anlage  I. 

2 )  Wa.ige-Tax'Regisier  des  Rfttes  der  Stadt,  abgedruckt  bei  Matptrgtt  a,  a.  O. 
1.  S.  315  ff. 
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machen  ist.  Eben  diese  Schlesische  Kaufif-Leute  führen  auch  viel 
Polnische  Waaren,  an  Leder,  Wachs«  Wolle  etc.  und  verhandeln 
solche  an  die  in  Lcipzi«^  sich  aufhaltende  Fremde  . . .  Pommern 
und  die  Marek-Brandenburg  bringen  und  holen  diverseKramrWaaren, 
und  bedienen  sich  hingegen  der  Italiänischeni  die  ihnen  in  grossen 
Sortementen  an  Taflft,  Damast  und  andern  Seiden-Zeug  vorgelei^ 
werden:  und  ob  gleich  sonst  vielerhand  andere Waaren  besagten 
Ländern  von  der  Ost-See,  und  auf  dem  Elb-Strom,  wie  auch  von 
Dantzig  zu  kommen,  so  müssen  sie  doch  die  Italiänische  aus  und 
Über  Leipzig  haben« 

Die  Verkäufer  der  auf  den  Messen  erscheinenden  Artikel 
waren  teils  I  Vcmdc  und  zwar,  wie  schon  Marperger  unterscheidet, 
entweder  die  Waren  selbst  fabrizierende  »Manufacturiers«  oder 
nur  V'erlegers«  «der  sonstige  ins  Gross,  das  ist  bcy  gantzen 
Stücken  und  Centnernt  handelnde  Grossirers  ,  teils  Leij)ziger 
Kauflculc,  namentlich  »Commissionaires  oder  J'actors«,  die  ges^en 
gebührende  Provision  ausländische  Kauficutc  in  l'-mptang  und 
Versendung  ihrer  Waurcn,  lünca.^siii  ii  uiui  Auszahlen  ihrer  Gel- 
der etc.-  bedienten*).  Die  Wicht i;_;krit  commissiones  und 
Factoreyen^  und  der  Geschäfte  überiiaupt,  dii-  die  Leipziger  Hiir- 
ger  in  den  Münden  hatten,  zeigt  Marperger^  indem  er  als  eine  der 
nstrn  \'( >i aussctzungen  für  die  Kntwickrlung.  IVospcrität  untl  Niitz- 
liclikeit  einer  grossen  Messe  das  X'oriiandensi-in  von  Einwohnern 
mit  hinlänglichem  Kapital  und  Kredit  liinsleilt.  I>iLsc  k<»nntrn 
sich  dadurch  eine  gute  Factorey-Gebühr  durch  Si)edirnnu;  und 
in  ICmpfangnehmung  der  l  'remden  ihrer  Güter  verdienen,  nelienst 
den  Fremden  in  gleichem  l'rciss  aus  der  l'Vembde  Waarrn  in 
allerhand  Sortementen  darlrgrn.  und  Trutz  denen  VVcmbden  mit 

* 

fremden  auf  die  Mess  L;rl()ckt(  n  KaufTern  und  \  erkauffern  ban- 
deln, und  dadurch  in  dem  Schoss  ihrer  Stadt  einen  pcrpetuirlichen 
llantkl  ausser  und  inner  Mess-Zeitcn  sich  etabliren.  ein  Requisi- 
tuuu,  dem  Leipzig  vollauf  genüge,  wie  es  überhaupt  gU  icii  l'  iank- 
furt  a.  M.  im  Unterschied  zu  N.iuinlung,  Hraunschweig,  l'iank- 
furt  a.  ().  und  andern  mehr  »alle  zu  einer  solennen  Mess  erfor- 
derte cpialitätcU'  be^itzi'.  Ks  trifft  sicherlich  auch  für  Leipzig 
zu,  wa'^  er  in  anderem  Znsainmenhaiii^  hinsichtlich  der  Ka[utal- 
kraft  i'rankfurts  nochmaL^  bt-^onders  iiervorhebt,  dass  nämlich  die 
Kinwohncr  >den  grösstcn  iheil  ihrer  Mess  selbst«  machten,  >und 

1)  I  S.  6v'6S. 

2)  Marperger,  Vorrede  an  die  Leser. 
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was  noch  die  Ausländer  thun,  doch  dergestalt  mit  durch  ihre 
Hand  gehen  lassen«  könnten,  »dass  einigen  durch  Provision, 
Factorey-Gebühr,  Interesse  von  Vorschuss,, Wechsel-Agio  und  der- 
gleichen ja  so  viel,  und  offt  mehr  von  des  Frembden  Waaren  an 
Gewinn  in  Händen  bleibt,  als  der  Fremde  selbst  nicht  deren  zu 
haben  sich  rühmen«  könnte'). 

So  die  Leipziger  Messen  nach  Art  und  Herkunft  der  Waren 
und  Fremden  und  den  Formen  des  sich  abwickelnden  Verkehrs 
am  Ausgang  des  17.  und  am  Anfang  des  18.  Jahrhunderts.  Eine 
ähnliche  Zusammensetzung  und  Struktur  behielten  sie  nach  den 
Berichten  der  Kommerzien-Deputation  bez.  der  Geheimen  Finanz- 
räte und  nach  Hasses  statistischen  Zusammenstellungen  über 
den  Mess-Personen-  und  den  Mcss-Waren-Verkehr  eine  Reihe  ver- 
schiedener Jahre  *)  bis  in  die  ersten  Jahrzehnte  des  neunzehnten 
Jahrhunderts,  doch  nahm  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung  infolge 
der  glänzenden  Entfaltung  der  sächsischen  Industrie  noch  be- 
trächtlich zu,  wie  sich  auch  die  beherrschende  StcUui^,  die  sie 
vom  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  an  im  Handel  des  ganzen  euro- 
päischen Ostens  eingenommen  hatten,  weiter  befestigte^).  Für 
die  Ostermesse  und  die  Michaelismesse  des  Jahres  1824  gibt  die 
bereits  erwähnte  Uebersicht  Hasses*)  von  dem  Anteil  der 
einzelnen  Warengattungen  ein  genaues  Bild.  Wie  aus 
ihr  laut  der  Anlage  I  des  näheren  hervorgclit,  fallen  von  dem 

Wareneingang  der  Ostermesse  1824    iMIchaelismesse  1824 

auf  Kolonialwaren,  Spirituosen,  Nah- 
nings-  und  Genussmittel 

>  Material-  und  Farbwaren,  Mine- 
ralien, Metalle  u.  s.  w. 

i  SchatwüUc,  Baumwolle,  Rauch- 
waren, Leder  u.  s.  w. 

»  Wollen-,  BaumwoU-  und  Leinen- 
waren 

»  gemeine  Handwerkswaren 

>  Papier,  Bücher  u.  s.  w. 

>  Seide  und  Galantericwaren,  Kurz- 
waren, Glas  u.  Porzellan  \\.  di^I. 

zusammen    138761  Ztr.      116937  ^t*"- 

1)  !.  S.  49.  54.  56.  68. 

2)  Hasse  a.  a.  O.  S.  309/446,  304/309  u.  262/71. 

3)  Hasse  S.  2.  Während  Marpe r ^cr ,  au^  Iloflichkeit  gegen  die  Frankfurter» 
die  grossere  Bedeutung  der  Messen  Leipzigs  nur  durchUicken  ISssi,  ist  das  Ueber- 
gewkht  Leipsigs  Aber  Frankfurt  bei  Savary,  Dict.  »niv.  de  Comm.,  Paris  1723  Bd.  II 
S.  105,  bereits  auMlrUcklich  anerkannt. 

4)  a.  a.  O.  S.  264/367. 
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der  weitaus  grösste  Teil  also  auf  Nahrungs-  und  Genussmittel, 
Rohstoffe,  Rauchwaren  u.  dgl.  und  Textilfabrikate,  nur  ein  kleiner 
Teil  hingegen  auf  Galanterie-  und  Kurzwaren  u.  s.  w.  einschliess- 
lich der  Seide  und  Seidenwaren. 

Kinc  wesentliche  Umwandlung  vollzog  sich  in  der  Ge- 
staltung des  Messverkehrs  innerhalb  der  folgenden  Jahrzehnte. 
Die  Ursachen  waren  die  fortgesetzte  Ausbreitung  des  Fabriksystems, 
die  rasche  Vermehrung  und  freiere  Bewegung  der  Bevölkerung 
infolge  der  grossen  wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Reformen, 
die  dadurch  herbeigeführte  Stcigerui^  des  Güterverbrauchs,  die 
gleichzeitig  vor  sich  gehende  politische«  zunächst  zollpolitischc 
Einigung  Deutschlands  und  die  Ausbildung  des  modernen  Ver- 
kehrswesens. 

Die  einzelnen  Zweige  des  Messverkehrs  w^urden  davon 
in  sehr  verschiedener  Weise  beröhrt. 

Für  eine  Reihe  von  Artikeln  war  es  beim  Messbandel  weniger 
auf  die  Besichtigung  und  Auswahl  der  Ware  angekommen  als 
auf  ihren  Transport  und  ihren  Austausch  in  grossen«  gleich- 
artig beschaffenen  Mengen.  Für  sie  hatten  die  Leipziger  Messen 
neben  den  andern  grossen  Messen,  insbesondere  der  Frankfurter, 
die  Statten  gebildet,  an  denen  sich  überhaupt  ein  Umsatz  grossen 
Stils  im  Binncnlande  hatte  entfalten  können.  Sie  hatten  dem 
I-Iandel  neue  Verbindungen  und  Absatzwege  eröffnet,  ihm  die 
Vorteile  des  Wettbewerbs  gesichert  und  zur  Anlage  oder  Auf- 
nahme von  Kapitalien,  zur  Begleichung  und  Einziehung  der  Schul- 
den und  Fordeningen  sowie  zur  Abwickelung  der  gesamten  Geld-« 
Wechsel-  und  Kreditgeschäfte  Gelegenheit  gegeben.  Ermöglicht 
und  künstlich  gefördert  hatten  die  ErfüIlunL;  dieser  Aufgaben  die 
den  Fremden  eingeräumten  Vergünstigungen,  vor  allen  Dingen 
die  berühmten  kaiserlichen  Privilegien,  nach  denen  sich  an  Leih 
und  (iut  des  auf  der  Messe  Weilenden  niemand  vergreifen  durfte, 
jeder  Reisende  auf  den  nach  I.eij)Zig  lührendcn  Strassen  mit  seinen 
Waren  kaiserlichen  Schul/  genoss  und  Leipzig  zugleich  mit  dein 
Nii;derlagc-  und  Stapelrecht  das  Vt^rrecht  besass,  dass  »hmlüro 
kt m  Jahrmarla.  Messe  oder  Niederlage  inner  fünfzehn  Meilen^ 
im  Linkreis  errichtet  werden  konnte.  Diese  der  Stadl  Leipzig 
1497  und  1507  von  Muxiiniiian  k  verliehenen  Privilegien ')  waren 

1)  Das  noch  iiitcic,  erste,  von  I'ricdrich  HI.  1466  j^cwiihitc  T'rivik-fjiuin  ist  we- 
niger wtitirasicmicn  Inhalts  inul  hn/icht  sich  auch  im  I  ntcrschied  zu  «Icn  späteren, 
für  alle  Urci  iMoscn  gcllcnUcu,  uur  auf  die  Neujahr>iii«»!>u.  Hasse  a.  a.  O.  17. 
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ihr  fast  von  dessen  sämtlichen  Nachfolgern  nach  oft  jahrelanger, 
grosse  Geldopfer  kostender  Bearbeitung  der  jeweilig  zu  gewinnen« 
den  hohen  Würdenträger  immer  wieder  erneuert  worden  und 
Jahrhunderte  hindurch  in  Geltui^  und  allgemein  anerkannt  und 
gefurchtet  geblieben  Der  Zerfall  des  alten  Reichs  hatte  nun 
aber  ihren  Untergang  mit  sich  gebracht,  auch  wären  sie  in  den 
30er  und  40er  Jahren,  ebenso  wie  die  früher  so  wichtigen  Zoll- 
vergünstigungen, bei  den  veränderten  Verhältnissen  überflüssig 
und  gegenstandslos  geworden.  Es  war  daher  nur  natürlich,  dass 
die  mehr  oder  weniger  fungibeln  Waren  dem  Messverkehr  nach 
und  nach  verloren  gingen,  nachdem  sich  der  Handel  mit  ihnen 
auf  den  Messen  einige  Zeit  in  dem  alten  Geleise  noch  forter- 
halten, zu  einem  grossen  Teil  aber  auch  schon  längst  in  einen 
ständigen,  in  Leipzig  ansässigen,  spezialisierten  Grosshandel  um- 
gebildet hatte,  wie  es  ähnlich  mit  dem  Geld-  und  Kredit-  und 
dem  Buchhandel  der  Fall  gewesen  war.  Die  verschiedenen  Zweige 
des  heutigen  Leipziger  Grosshandels  mit  Waren  der  fraglichen 
Art,  so  namentlich  der  gesamte  Wollhandel,  der  Gamhandel,  der 
Produktenhandel,  der  Handel  mit  Tabak,  Weinen,  KoloniaU  und 
Materialwaren,  Fischen  und  anderen  Nahrungs-  und  Genussmitteln, 
der  Handel  mit  Metallen,  Farbwaren,  Drogen,  Chemikalien,  Fett- 
waren und  Oelen,  verdanken  ihren  Ursprung'  und  ihre  grosse 
Ausdehnung  wohl  sämtlich  dem  früheren  Messhandel.  Sie  waren 
berufen,  dessen  für  diese  Waren  nicht  mehr  geeignete  Formen 
durch  neue,  passendere  zu  ersetzen  und  nehmen  seine  Stellung 
gewissermassen  auch  heute  noch  ein. 

Bei  mehreren  von  ihnen  erinnern  an  den  Ursprung  aus  den 
Messen  besondere,  zum  Teil  den  Namen  Messe  tragende  Min- 
richtungen, die  entweder  aus  den  Messen  selbst  hervorgegangen 
oder  ihnen  in  manchen  l'unktcn  nachgebildet  und  vcruamll  sind, 
teilweise  auch  nuch  mit  ihnen  zusammenhängen.  Zu  diesi  n  l "m- 
richtungcn  /.ählen  zunächst  die  l-cderniessbörse,  die  Boi st(-ninessen 
und  BorstcnnKirkte.  die  Ausstellung  des  deutsciiun  Kürschner- 
Vereins  und  die  I-apierlachausstellung  des  Mitteldeutschen  Papicr- 

1)  Vgl.  die  kaUuq!eschichtlich  interessanten  Mitteilungen  und  Kuhicnburcch- 
nungen  Htates  a.  a.  O.  S.  32— >33. 

2)  Bezeichnend  »ind  die  scharren  Bemerkungen  BüsclC%  (sSmtliche  Schriften, 

dritter  Band,  Wien  1814,  S.  360  ff  ),  au«,  denen  noch  iktitlii  L  die  Misspunst  >pricht, 
die  dem  l)inn>  nl;iiii!ischen  Wettbewerber  der  ^escliicklcn  Wahnni^  und  .XusbeUtUtlg 
seiner  alten  Vorrechte  wegen  von  Hamburg  nuü  entgegengebracht  wurde. 
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industrie- Vereins  (>Papieniiesse< ),  auf  die  alle  noch  zurückzu- 
kommen sein  wird.  Weiter  geh<»rt  dazu  der  zur  (>stcrmes<?c  }^2^ 
ins  l-c  fien  getretene  l^örscnverein  d et  deutschen  Buciihändler,  der 
rej^elmässifj  einmal  im  Jahre,  am  Kantatesonntag  und  den  nächst- 
folgenden Tagen,  in  Leipzig  zur  Ii  u  c  h h ä  n d  1  e r mc  s s c<  zu- 
sammenkommt. Zu  ihr  werden  in  der  an  dem  genannten  Sonn- 
tag stattfindenden  ordentlichen  Hauptversammlung  die  (icsch.itte 
des  Vereins  und  allgemeine  Angelegenheiten  des  Buchhandels 
beraten,  während  an  den  folgenden  Tagen  zwischen  dem  Sortiments« 
Buchhändler  und  dem  Verleger  oder  dessen  Beauftragten,  dem 
Kommissionär,  abgerechnet  wird.  Dies  geschieht  dadurch,  dass 
die  dem  Sortimentsbuchhändler  seit  der  letzten  Messe  mit  der 
Berechtigung  zur  Rückgabe  überlassenen,  von  ihm  nicht  abgesetzten 
Bücher  dem  Verleger  bez.  Kommissionär  zurückgi^eben  werden 
(»Rcmittcnden«)  oder  ihre  weitere  Belassung  auf  dem  Lager  des 
Sortimentsbuchhändlers  gestattet  wird  (»Disponenden«)  und  für 
die  im  vorhergehenden  Kalenderjahr  verkauften  Bücher  die  Be- 
zahlung erfolgt.  Der  Sortimentsbuchhändler  geniesst  seitens  des 
Verlegers  bei  diesem  Ausgleich  ein  sog.  Messagio'). 

Wie  die  Buchhändlermesse  ist  dem  Messverkehr  femer  die 
Garnborse  entsprungen,  eine  regelmässig  im  Frühjahr  und  im 
Herbst  stattfindende  Zusammenkunft  von  Spinnern,  Händlern, 
Webern  und  andern  Grossvcrbrauchem,  die  dem  persönlichen 
Meinungsaustausch  sowie  auch  dem  Abschluss  von  Geschäften 
zwischen  den  Besuchern  dient.  Seit  einigen  Jahren  werden  in 
Verbindung  mit  ihr  gewöhnlich  kleine  Ausstellungen  veranstaltet, 
namentlich  von  Neuheiten  auf  textilindustricllem  Gebiet  wie  Appa- 
raten, Patenten  u.  s.  w.,  gelegentlich  auch  von  Mustern  in  frem- 
den Ländern  gangbarer  Gewebe,  Proben  von  Baumwollernten 
u.  a.  m.  ^). 

Eine  nicht  aus  den  Messen  selbst  entstandene,  ihnen  aber 
nachgebildete  Einrichtung  ist  schliesslich  die  seit  1898  jeden  Herbst 
in  Leipzig  abgehaltene  tDcutsche  Fahrradmesse  und  Mo- 

« 

1)  Vgl.  A*.  Dziatzke,  Art.  »BocbhandeU  im  Handw.  d.  Staauw.  IL  Aufl.  Jen» 
1899  Bd.  II,  S.  1122  AT.  und  Bücher^  Der  deutsche  Buchhandel  und  die  Wissenschaft, 

Leipzig  1903  S.  14  if. 

2)  //a.-'f,  Vcrwaltiinjjshcricht  der  Stadt  Leipzig  für  die  Jahre  iS66  — 1S77, 
>.  Iltll  (All;;.  Teil ) :  Die  Stadl  Leipzig  un<l  ihre  L"mj;ebun|i,  t^o^rajdiisch  iiml  sta- 
tistisch heschrieheii.  I.cip?it?  tSjS  S.  366.  Jahresberichte  der  Mandebkaiiuncr  Leip- 
zig li)Ql  S.  j8,  1902  S.  40. 


Digitized  by  Google 


torwa^jcn-AusstclIungj  .  Sic  wurde  durch  den  Verband 
deutscher  Fahrradhändler  g(  Irt^oiitlicli  seines  Verbandstages  im 
Jahre  1S98  hervorgerufen  und  In  /wt  ckt,  soweit  es  sich  um  die 
Fahrräder  handelt,  in  erster  Linie  die  Anknüpfung  und  Fiirderung 
der  Heziehungen  zwischen  Fabrikanten,  Gross»  und  Kleinhändlern, 
mit  der  Motorwagen-Abteilung  dagegen  vor  allem  die  Vorführung 
der  Leistungen  dieser  Industrie  in  der  Oeftcntlichkeit.  Die  Aus- 
stellung erstreckt  sicli  ausser  auf  Fahrräder  und  Automobilfahr- 
zeuge auf  Fahrrad-Bestand-  und  Zubehörteile  aller  Art,  Maschinen 
für  den  Fahrradbau,  Fahrrad-Ständer  und  -Körbe,  elektrische  Zünd- 
apparatc,  feuersichere  Benzingcfässe,  Anhängewagen  u.  dgl,  auch 
auf  Gegenstände  verwandter  Industrien  wie  Schreibmaschinen, 
Nähmaschinen,  Registrierkassen  u.  s.  w.  und  wird  von  Finnen  aus 
allen  Teilen  Deutschlands  und  in  zunehmendem  Masse  auch  von 
solchen  des  Auslandes  beschickt.  Die  Zahl  der  Aussteller  erreichte 
1902  gegen  100,  die  der  Besucher,  unter  denen  sich  sehr  viele 
Käufer  befanden,  rund  25000'). 

Wesentlich  anders  als  bei  jenen  oben  betrachteten  Waren- 
gattungen, für  die  die  Bedeutung  der  Messen  hauptsächlich  nur 
in  den  erörterten  geschichtlichen,  vom  Wesen  der  Verkaufsgegen- 
stände unabhängigen  Tatsachen  bestanden  hatte  und  die  dem 
Messhandel  daher  unter  den  veränderten  neuen  Verhältnissen  ver- 
loren gehen  mussten,  verhielt  es  sich  bei  einer  zweiten  Gruppe 
von  Waren.  Sie  umfasst  solche  Artikel,  bei  denen  jedes  Stück 
oder  jeder  Posten  in  seiner  natürlichen  Beschaffenheit  oder  tech- 
nischen Ausführung  eine  individuelle  Verschiedenheit 
zeigt,  sodass  der  Käufer  die  Ware,  um  die  vorteilhafteste  Wahl 
treffen  zu  können,  in  Augenschein  nehmen  muss,  wozu  ihn  die 
Messen  mit  in  den  Stand  gesetzt  hatten.  Ks  gehören  hierher  die 
schon  unter  den  wenigen  Handelsartikeln  des  Mittelalters  *)  und 
vermutlich  auch  bereits  im  13.  und  14.  Jahrhundert  auf  den  Let|> 
ziger  Messen')  mit  an  erster  Stelle  stehenden  Rauchwaren  und 
Tuche,  ferner  Felle,  I^eder,  Borsten,  Federn  und  dergl.  und,  in 
geringcrem  Grade,  die  übrigen  Wollwaren,  die  Seidenwarcn^  Lcinen- 

1)  Jahresber.  d.  Handekk.  1902  S.  47  uiid  die  vorhergehenden  Jahre. 

2)  Bücher,  Kntst.  d,  Volksw.  3.  Aufl.   Tübingen  1901  S.  147. 

3)  Wann  die  Leipziger  Märkte  als  Jalirmärktc  ihren  Aiifaiij;  ycnoinincn  und 
vv-inn  sif  sich  7.\\  Messen  erweitert  haben,  l:l>sl  sich  nicht  bcstitntnt  aii^el>en.  Nach- 
weisbar isi  nur,  dass  im  Jahre  1170  Jahrmärkte  und  im  juhrc  I2(>b  Messen 
vorhanden  waren.   Hasse  a.  a,  ü.  S.  5,6. 
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und  liaumwollwarcn.  I''ür  diese  Waren  blieb  dem  Messverkehr 
die  in  ihrem  Charakter  begründete  Hedeutun<»^,  wenn  auch  in  sehr 
verschiedenem  Masse,  erhalten,  und  zwar  nahm  der  Mcsshandel 
mit  ihnen  allen  zunächst  einen  den  allgemeinen  \\'irkungen  der 
Eisenbahnen  entsprechenden  Aufschwung,  der  sich  lür  einige  von 
ihnen  von  Dauer  erwies,  für  die  andern  daj^cgen  teils  von  einem 
Stillstand,  teils  von  einem  Rückgan<T  gefolgt  war.  Zu  weltwirt- 
schaftlicher Bedeutung  gelangte  als  Zweig  des  Messverkehrs  wie 
des  ansässigen  Grosshandels  der  Kauchwarenhandel.  Die 
Umwälzungen  im  Verkehrswesen  erlaubten  ihm  eine  Entfaltung, 
die  bei  der  grossen  Entfernung  seiner  Haupt-Bezugs-  und  .Absatz- 
gebiete sonst  undenkbar  gewesen  wäre.  Welchen  Umfang  die  zu 
den  Messen,  namentlich  zur  Ostermesse,  sowie  das  Jahr  hindurch 
erfolgenden  Umsätze  erreichen,  durch  die  der  ganze  Kontinent 
\  ersorgt  und  zwischen  den  Hauptproduktionsländem,  Russland  und 
Amerika,  der  gegenseitige  Austausch  ihrer  Erzeugnisse  vermittelt 
wird,  lässt  sich  nach  der  bis  1900  auf  rund  50  bezw.  40  Millionen 
Mark  gestiegenen  Ein-  und  Ausfuhr  Deutschlands  ^)  ermessen,  die 
fast  ausschliesslich  auf  Leipzig  zu  rechnen  ist,  da  anderwärts  ein 
nennenswerter  Rauchwarenhandel  in  Deutschland  nicht  besteht 
Von  gewissem  Belang  ist  sodann  noch  der  Messhandel  mit  Leder, 
Fellen,  Borsten, Rosshaaren,  Bettfedem,  Schuhmacherbcdarfs- 
artikeln,  Tuchen,  Leinen-  und  BaumwolIstofTen,  der  gleichfalls 
zum  Teil  in  einen  ständigen,  ansässigen  Grosshandel  übergegangen 
ist,  wogegen  eine  Reihe  anderer  Erzeugnisse  der  textilen  Indu- 
strien, die  früher  für  die  Messe  sehr  wichtigen  Seidenstoffe,  Bänder 
und  deigl,  wollene  Damenkleiderstoffe  u.  a.  m.  gegenwärtig  auf 
ihr  nicht  oder  fast  nicht  mehr  vertreten  sind.  Der  Grund  ihres 
Verschwindens  ist  darin  zu  erblicken,  dass  diese  Artikel  heutzu- 
tage in  der  Hauptsache  durch  Reisende  und  Agenten  nach  Mustern 
verkauft  werden,  die  dem  Käufer  zur  Beurteilung  der  zu  fertigen- 
den Ware  genügen.  In  derselben  W^eise  vollzieht  sich  übrigens 
auch  der  Absatz  von  Tuchen  und  andern  Geweben,  von  denen 
noch  Lager  zur  Messe  gebracht  werden,  nebenher,  zum  Teil  auf 
den  Messen  selbst,  nach  Proben.  Die  weitere  Förderung  und 
Ausdehnung  des  Verkaufs  von  Fabrikaten  der  Textilbranche  inner- 
halb des  Messverkehrs  nach  Mustern  ist  vor  einigen  Jahren  vom 

1)  Statistik  <K  -  Deutschen  Ktiiclis.  Neue  Fol^e.  ]U\.  t3>y  Berlin  IQOO.  Tab.  I 
S.  II  und  24  (Nr,  405.  404  und  75O)  und  Monatliche  Nachweise,  l)ezemlH:i-  1900, 
S.  85  und  167. 
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Mc«s-Aiisschiiss  der  Handelskaninn  i  auf  Anroc^unfjen  aus  Interes- 
sentenkreisen zum  GejTcnstand  einer  Umfrage  gemacht  worden; 
die  von  der  Mehrzahl  der  HctciUgten  geltend  gemachten  Hedenken 
haben  es  indessen  rätHch  scheinen  lassen,  von  der  weiteren  Ver- 
folgung des  Gedankens  abzusehen.'). 

Eine  verbleibende  dritte  Gruppe  der  Waren,  die  in  den  ersten 
Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  auf  die  Leipziger  Messen  gc- 
bracht  wurden,  hält  zwischen  fungibeln  Waren  wie  den  ins  Auge 
gefassten  Rohprodukten,  Materialwaren  u.  s.  w.  und  nicht  fungibeln 
wie  Rauchwaren,  bei  denen  jedes  Fell  individuellen  Liiarakter  be- 
sitzt, die  Mitte.  Die  dazu  gehörigen  Artikel  erheischen  nach 
Stoff,  h'orm,  Farbe  und  sonstiger  Beschaffenheit  seitens  desjenigen, 
der  sie  vor  ihrem  Ankauf  kennen  und  beurteilen  will,  gleichfalls 
eine  Besichtigung,  können  aber  mit  ganz  den.selben,  ihnen  von 
Maschinen  oder  Menschenhand  verliehenen  Eigenschaften  in  be- 
liebigen Mengen  hergestellt  und  infolgedessen  nach  einem  ein- 
zelnen Exemplar  gewählt  werden.  Den  Seidenzeugen,  Damen- 
kleiderstoffen und  andern  Textilfabrikaten  gegenüber,  für  die  das- 
selbe in  gewissem  Grade  auch  zutrifft,  kommt  bei  ihnen  noch 
hinzu,  dass  ihr  Transport  wegen  ihres  Gewichts,  ihrer  I-'"orm  t^der 
ihres  1  lerstellungsmateriuls  schwieriger  und  kostspieliger  ist.  i'^ür 
diese  Waren  —  keramische,  G las-,  Me  t a  1 1-,  fl olz- Papier^ 
und  Lederwaren,  Spielwaren,  Musikinstrumente  und 
verwandte  Artikel  —  trat  an  die  Stelle  des  Austauschs  der  Waren 
selbst  auf  den  Messen  ihr  Verkauf  nach  dort  ausgestellten  M  u- 
Stern:  die  verhältnismässige,  auch  für  blosse  Frobe-Hxemplarc 
in  Betracht  kommende  Schwierigkeit  ihres  Transports  erhielt  sie 
den  Messen  in  Gestalt  des  Mess-Mustcriagcrverkehrs,  ähnlich  wie 
früher  die  Notwendigkeit  der  Messen  überhaupt  in  der  allgemeinen 
Schwierigkeit  des  Warentransports  begründet  gewesen  war,  zu- 
gretch  blieb  aber  die  Erleichterung  des  letzteren  durch  das  neue 
Verkehrswesen  auch  auf  sie  nicht  ohne  Einfluss,  sondern  entzog 
den  Messen  die  Güter  selbst,  die  fortab  nur  noch  durch  Muster 
vertreten  wurden. 

Der  Ursprung  dieses  Mess-Musterlagerverkehrs  liegt  in  der 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts.  Die  allmählich  vor  sich  gehende  Um- 
wandlung wurde  schon  in  ihren  Anfangsstadien  erkannt  und  richtig 
beurteilt  und  weiterhin  fortgesetzt  beobachtet   Im  Jahre  1852 


I)  Jahresber.  d.  Handelskammer  für  189$  S.  51. 
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l)<.'zcichiictc  Hiiinit'r  in  seinem  Jahrbuch  für  V^olkswiiLschaÜ  und 
Statistik  ')  als  walii  schein  hell,  dass  lür  gewisse  Waren  die  Messen 
in  Zukunft  \vonii;er  WaicnUr^cr  als  Miisterlagcr  sein  würden.  Aus 
den  6oer  Jahren  i^ibt  i!s-  sodann  Zeugnisse,  die  bekunden,  dass 
sich  die  Tendenz  der  Unnvamlhnvjf  um  ji-ne  Zeit  benMts  (.k-utÜch 
äusserte.  ICin  Schreiben  des  l,eij)zi;4er  Kates  über  die  Verhält- 
nisse der  Messen  an  den  Stadtrat  in  Zürich  vom  22.  Okt.  1864 
enthält  die  Bemerkung,  dass  di  r  (bosshandel  in  vielen  Artikeln 
»nur  durch  Mnsterlai^cr'  vertretiMi  si  i  '''1  und  im  Jahresbenclit  der 
Handelskammer  für  1S65/66  wird  mit  Nachdruck  hingewiesen  auf 
die  in  gewissen  Branchen  mimer  mehr  und  mit  bestem  Erfolg 
sich  ausbreitende  Sitte,  die  Messe  mit  ^Tustcrlagcrn  zu  beziehen 
—  eine  Sitte,  welche  dem  Messgeschäft  in  diesen  Branchen  eine 
neue  zeitgemässe  und  zukunftreichc  Gestalt«  gebe*).  Die  alte 
Form  des  Geschäfts  wich  der  neuen  indessen  nur  schrittweise. 
In  einer  Denkschrift  der  Handelskammer  vom  Januar  1872*), 
ebenso  in  ihrem  Jahresbericht  für  1883 ist  in  ähnlicher  Weise 
wie  ein  und  zwei  Jahrzehnte  vorher  noch  immer  von  der  in  man- 
chen Geschäftszweigen  ^mchr  und  mehr  aufkommeruK  11  Gewohn- 
heit, die  Messe  nur  mit  Musterlagem  zu  beziehn«  und  der  »immer 
mehr  sich  vollziehenden  Umwandlung«,  ^dass  in  den  meisten 
Zweigen  vorwiegend  nur  Musterlager  zur  Messe  gebracht  werden«  ^) 
die  Rede. 

Mit  diesen  Beobachtungen  drängte  sich  massgebenden  Per- 
sönlichkeiten und  Behörden  die  l*v :r;e  auf,  wie  der  neue,  vielver- 
sprechende Zweig  des  Messhandels  am  besten  ZU  f  (">  r  d  c  r  n  sei, 
insbesondere,  ob  sich  für  ihn  eine  Aenderung  der  seitherigen  Mess- 
Vcrfassung  in  der  Richtung  einer  l'cstlegung  und  hVüherlegung 
der  Messen  empfehle.  Hie  alten  Termine,  nach  denen  die  Ostcr- 
messe acht  Tage  nach  ( )stern,  die  Michaelismesse  acht  Tage  vor 
dem  Sonntag  vot  Michaelis  begann  und  beide  vier  Wochen 
dauerten  —  die  Neujahrsmesse  kam  für  den  Mcss-Mustcriager- 

1)  Leipzig  1S52,  S.  225, 

2)  Hots*,  Geschichte  der  Leips.  Messen,  S.  503. 

3)  Leipzig  1867,  S.  158. 

4)  Abi^edruckt  bei  Hasst  a.  a.  O.  S.  505. 

51  ^.  2Q. 

6)  Vgl.  ferner  die  Hemcrkunf;  ScJitiltzes  nWr  Hie  nur  in  .Mu.>ictii  crfolyende  Zu- 
führung Ixdimischcr  (jla^uarcu  u.  f.  w.  >Dic  Leijiziger  Mesaeu  und  die  Entwick- 
lung des  Lci{>xi|L;er  Handels  van  1835—1875  ,  Zeitschr.  d.  K.  Sächs.  Stau  Bar.  187 
S.  91,  auch  Haste^  Die  Stadt  Leipzig  und  ihre  Umg.,  Leipzig  1878  S.  390. 
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vericehr  weniger  in  Betracht  —  waren  berechnet  und  geeignet  ge- 
wesen, die  Kunden  rechtzeitig  mit  den  gewünschten  Waren  zu 
versehen,  solange  diese  schon  vor  der  Messe  angefcrtij:^  waren. 
Nachdem  jedoch  für  die  betr.  Geschäftszweige  der  lünkauf  nach 
blossen  Mustern  und  mit  ihm  mehr  und  mehr  der  Kauf  auf  An- 
fertigung zur  Herrschaft  gelangt  war,  die  bestellte  Ware  also  nach 
der  Messe  vielfach  erst  hergestellt  werden  musste,  konnte  dir  bis- 
herige Messzeit  den  Bedürfnissen  der  Käufer,  die  für  den  Km- 
pfang  der  Ware  auf  denselben  Zeitpunkt  angewiesen  blieben, 
nicht  mehr  entspreclu  n.  einem  klaren  Abschluss  der  im 

Gange  befindlichen  Entwickelung  glaubte  man  indessen,  von  einer 
Einwirkung  auf  sie  durch  Umgestaltung  der  hergebrachten  Mess- 
ordnung zunächst  absehen  zu  sollen,  zumal  die  Ansichten  und 
Wünsche  der  beteiligten  Kreise  vielfach  auseinandergingen  und 
langjährige  frühere  Verhandlungen  über  Aenderungen  der  Mess- 
termine  und  eine  eventuelle  Festlegung  des  Osterfestes  entgegen- 
stehender Bedenken  und  Schwierigkeiten  wegen  negativ  verlaufen 
waren  ^).  Ein  Anlass,  in  den  natürlichen  Verlauf  der  Dinge,  viel- 
leicht verfrüht,  einzugreifen,  bestand  auch  umsowenigcr,  als  I^eip- 
zig  im  Gegensatze  zu  den  beiden  Frankfurt,  denen  unter  den  mo- 
dernen Verhältnissen  nur  ihre  Leder-  und  ihre  Tuchmesse  erhalten 
blieben,  der  einzige  der  alten  Messplätze  war,  wo  sich  eine  der- 
artige Entfaltung  eines  jungen  Zweigs  des  Messverkehrs  ver- 
heissungsvoll  ankündigte.  Je  deutlicher  aber  diese  Entfaltung 
fortschritt  und  ihre  wetttragende  wirtschaftliche  Bedeutung  verriet, 
die  der  Ausfall  der  Michaelismesse  1892  wegen  der  drohenden 
Choleragefahr  noch  in  besonders  helles  Licht  setzte  umso  wach- 
samer hatte  sie  I^ipzig  zu  verfolgen  und  desto  mehr  musste  es 
darauf  bedacht  sein,  sie  zu  fördern  und  ihr  jede  etwaige  Schädi* 
gung  oder  Störung  fem  zu  halten. 

1)  Viil.  //assf,  Geschichte,  S.  219  ff. 

2)  NalitiCi  hierüber  sowie  über  die  irn  niuh->un  Ali^clmui  berührteii  Gegen- 
stände enthalten  die  Jahresberichte  der  Leipziger  Handelskammer  1892  ff. 


Zciuchrift  für  die  ges.  Siaatswi»sensch.    Erganiungüheit  II. 
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II. 

Die  Förderung  und  bisherige  Bntwickelung  des  Mess- 

Musterlagerverkehrs. 

Um  dem  Rate  der  Stadt  inbezu|^  auf  die  Krfüllung^  dieser 
Aufgaben  mit  Rat  und  Tat  zur  Seite  zu  stclu  n,  trat,  infolge  einer 
Anre<:jun<T  des  Kommerzicnrats  C.  Gustav  Herrmann  in  der 
öffentlichen  Sitzung  der  Handelskammer  vom  17.  (^ktoluM-  1892, 
am  29.  Oktober  1S92  aus  deren  Mitglicderkreis  unter  i-ierrnianns 
Vorsitz  ein  >M  e  s  s- A  u  s  s  c  Ii  u  s  s«  ins  Leben,  dem  zugleich  auch 
Vertreter  der  städtischen  Kollegien  angehörten.  Seine  Tätigkeit 
richtete  sich  zunächst  auf  die  einer  gründlichen  ICrörterung  be- 
dürftige ,  seit  langem  schwebende  Frage  der  zeitlichen  Ver- 
legung der  Messen,  wurde  aber  vor  deren  Lösung  in  hohem 
Masse  nach  einer  andern  Seite  hin  in  Anspruch  genommen,  näm> 
lieh  zur  Abwehr  einer  den  I^eipzigcr  Messen  von  aussen,  von 
Berlin  her,  drohenden  Ciefahr. 

Es  hatte  sich  hier  eine  Vereinigung  einer  Anzahl  Fabrikanten 
und  namentlich  auch  Agenten  gebildet,  die  den  Messmusterlager- 
verkehr  der  keramischen,  Bronze-,  Kurz-,  Spielwaren-  und  ver- 
wandten Branchen  oder  Teile  davon  von  Leipzig  nach  Berlin  zu 
ziehen  versuchen  wollten.  Mochte  auch  Leipzig  als  geschichtlicher 
und  geographischer  Sammelpunkt  der  Vertreter  der  beteiligten  In- 
dustrien und  der  deutschen  wie  ausserdeutschen  Käuferschaft  eine 
emstliche  Gefahrdung  seiner  Messen  nicht  zu  befürchten  haben, 
so  musstc  es  doch  einer  Unternehmung,  die  weite  Kreise  beun- 
ruhigen und  die  Entwickelung  der  neuen  Verbältnisse  beeinträch- 
tigen konnte,  mit  Entschiedenheit  en^cgentrcten.  Utes  geschah 
dadurch,  dass  vom  Mess-Ausschuss  alle  Firmen,  bei  denen  als 
bekannten  regelmässigen  Ausstellern  ein  wohlbcgründetes  Interesse 
an  dem  Bestände  und  der  weiteren  Entfaltung  der  Leipziger  Messen 
vorauszusetzen  war,  zu  einer  Stellungnahme  zu  den  Berliner  Be- 
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strebui^en  veranlasst  viurden.  Es  ward  dazu  ein  Formular  aus- 
gesandt, in  dem  man  die  Verpflichtur^  einging,  in  keiner  Weise 
an  den  geplanten  Berliner  Veranstaltungen  teilzunehnnen,  und  die 
Hoffnung  aussprach,  die  Entstehung  einer  Doppelmesse  in  Leipzig 
und  Berlin  im  Keime  erstickt  zu  sehen.  Diese  Erklärung  wurde 
sofort  von  mehr  als  800  Ausstellern  unterschriftlich  vollzogen 
zurückgesandt,  um  dann  mit  diesem  Ergebnis  in  der  deutschen 
und  der  ausländischen  Presse  Veröffentlichung  zu  linden.  Nach- 
träglich gingen  noch  weit  über  loo  Erklärungen  desselben  Inhalts 
ein,  während  weitere  200  Firmen,  ohne  sich  so  streng  zu  binden, 
gleichfalls  entschieden  für  1-cipzig  gegen  Berlin  eintraten.  Damit 
hatten  sich  ziemlich  genau  '/s  aller  bekannten  Messbesucher  aus^ 
drücklich  gegen  das  Berliner  Unternehmen  ausgesprochen.  Diese 
Kollektiverklärungen,  deren  erste  in  der  Anlage  II 
wiedergegeben  ist,  wurden  auf  Wunsch  der  Beteiligten  allerwärts 
veröffentlicht  und  verbreitet  und  bilden  in  der  Geschichte  ^er 
Leipziger  Messen  ein  denkwürdiges  Blatt. 

Der  von  der  fraglichen  Berliner  Vercini-iin-;  mit  der  Abhal- 
tung einer  »Messe«  in  Berlin  kurz  vor  der  Leipziger  Michaelis- 
messe des  Jahres  1893  angestellte  Versuch,  eine  Reihe  Geschäfts- 
zweige von  der  Leipziger  Messe  loszulösen,  niissi^lücktr  denn  auch 
mangels  genügender   Beteiligung ')  und    erlebte   keine  Wieder- 

l)  Die  }<.nizc  Angelegenheit  wiirilc  erklärlicherweise  in  der  ( )efrentlichkcit  leb- 
haft er''rtrrt  Nnch  einer  Khi::  >  hrift  von  O.  F.  Fitiike:  »Unfrei willige^  Statistik 
der  Berliner  Herbstmesse,  Herlin,  Anfang  Oktober  1893,  S.  5,  bar  ein  wirklich 
mcssftbnlicber  Verkehr  nur  in  dem  in  der  Dresdener  Strasse  gelegenen  City- 
Hotcl  »tattgcfundcn ,  wo  das  »ZemraUBureau«  der  Mcs«e  eiogericbtet  gewesen 
ts(  und  7a  auswMrtige  Firmen  mit  gutem  Erfolg  ausgestellt  haben  sollen.  Den 
ausserhalb  dieses  Hotels  befin<Ilichen  ,  auf  <lie  ständigen  Berliner  Musterlagcr  be- 
schränkten Atls^^,.t^Iln<^cIl  m»;  dagegen  tlurchans  kein  incs>m:issiger  Kindruck 
abzugc«  iiiti«.  Ii  ;;cuc>tu.  Eine  günstit't  '^f'  Ift  urfeilun;?  )>t  dem  Berliner  l'nterneh- 
men  >n  einer  im  Verlag  der  Tonwarcn-Industne  in  Hunzlau  1893  erschiene- 
nen Broschfire  »Die  Sonder-Mcioe  in  Berlin  und  ihr  Verhältnis  sur  Leipziger 
Messe«  von  Gustav  ^einirtekt  an  teil  geworden,  doch  wird  auch  hier  (S.  8 
und  S.  2^fy»)  ausdrilcklich  anerkannt,  dass  die  Gegnerschaft  der  Fabrikanten  wohl 
zu  verstehen  sei.  wenn  man  sich  den  Vorteil  der  zentralen  Lage  Leipzigs  ver- 
gegcnwärf ige.  «sowohl  für  den  Unndel  an  sich,  aK  mich  fi'n  die  ausstellemlen  Fa- 
brikanten Bayerns,  'rhuni»gen>,  Sachsens  und  Ocsieiieitli-l  iigarns.  Ks  unterliege 
ja  keinem  Zweifel,  dass  die  Fabrikanten,  wissend,  was  sie  in  Leipzig  geliabt 
hstten,  für  eine  Messe  in  Berlin  grösstenteils  keine  Neigung  besessen,  «in  den 
HaoptgrOnden  wohl  einmal,  weil  ihnen,  die  sie  ja  doch  meistens  Vertreter  stetig 
in  Berlin  haben,  ihr  direkter  Verkehr  mit  der  Kundschaft,  ihre  direkte  Einwirkung 
auf  das  Geschäft  durch  ihre  Vertreter  abgenommen  würde;  dann  behaupten  sie 

2* 
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holung,  die  erfolgreicher  gewesen  wäre.  Es  zeigte  sich  also  die 
Wahrheit  des  zwei  Jahrhunderte  alten  Ausspruchs  Marperger*&t 
dass  »die  neu  zu  introducirenden  Messen  und  Jahr-Märkte,  welche 
etwan  auff  das  Tapet  gebracht  werden,  vorher  wohl  überleget 
seyn«  müssen,  >sinteniahl  nicht  alle  species  der  Handlung  oder 
Commerciorum  sich  ohne  Unterschied  auf  alle  Oerter  und  zu  allen 
Zeiten  appliciren  und  practiciren  lassen«  >). 

Nach  der  erfolgreichen  Zurückweisung  der  Bestrebungen  der 
Berliner  Vereinigung  konnte  der  Mess-Ausschuss  zur  weiteren 
Klarstellung  der  Frage  einer  Neuordnung  der  Messter- 
mine schreiten.  Die  zu  diesem  Bchufe  vorgenommene  Befra- 
gung aller  bekannten  und  vermutlichen  Mess-Aussteller,  insgesamt 
1961  Firmen,  offenbarte  die  für  die  keramischen,  Metalk  Holz- 
waren- und  verwandten  Branchen  nunmehr  zum  Abschluss  gelangte 
Umwandlung  der  Warenlager-  zur  Musterlagcrmesse  so\iie  die 
schon  besprochene  Notwendigkeit  früherer  Termine  für  diesen 
Teil  des  Messverkehrs.  Zu  dem  Interesse  der '  Musterlager- Aus- 
steller an  einer  Früherlegung  der  Messen  stand  jedoch  das  der 
nach  wie  vor  die  Ware  selbst  zur  Messe  bringenden  Verkäufer 
namentlich  des  Rauchwaren-  und  des  Lederhandels,  soweit  es  sich 
um  die  Ostcrmesse  handelte,  im  Gegensatz.  Einmal  sind  die 
natürlichen  Verhältnisse  dieser  Geschäftszweige  schon  an  sich  an- 
ders geartet  als  die  der  Musterlagerbranchen,  ausserdem  kam  vor 
allem  aber  auch  die  Abhängigkeit  der  Oster-Rauchwaren-  und 
-I^dermesse  von  den  Londoner  Rauchwaren-Auktionen  und  der 
Frankfurter  Ledermesse  in  Betracht,  sodass  sich  eine  gleichzeitige 
Verschiebung  auch  dieser  Veranstaltungen  nötig  gemacht  hätte. 
Angesichts  dessen  sowie  der  Unmöglichkeit,  überhaupt  einen  ein- 
heitlichen, den  Interessen  aller  entsprechenden  Termin  zu  finden, 
entschied  man  sich,  für  die  am  Musterlagerverkehr  beteiligten  (ie- 
Schäftszweige  eine  früher  abzuhaltende  »V'or  messe«  von  der 
allgemeinen  Ostcrmesse,  die  an  das  Osterfest  gebunden  blieb,  ab- 

fenicr  oder  wcnlcn  es  tun  —  nicht  ohne  (irun«l  ,  um  uffeii  zu  sein  —  «lass  ihr« 
Irjtert'sseii  vnn  Vertretern,  die  noch  die  Iiiterc;'-cn  von  einer  oder  mehrercti  ^e- 
\viihnlich  kunkui ricrcndcn  Fai>rikcn  wahr/unchinen  haben ,  nicht  in  so  uilcnsivcin 
Masse  berücksichtigt  werden  können,  als  sie  es  wQiiüchen,  verlangen  und  verlangen 
mfissen.  Nimmer  auch  werden  sich  die  konkurriereaden  Fabrikinten  daso  ver- 
stehen, vielleicht  scibdritt  die  Musterxiinmer  ihres  Berliner  Vertreters  als  Asyl  nu 
die  Zeh  der  Messe  zu  erwählen,  um  etwa  einen  »Mtthlendanmc  in  moderner  Auf» 
läge       inszenieren  ' ' 

i)  a.  a.  U.  I.  i>,  45. 
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zuzweigen.  Um  einer  et\vni»^en  Verschleppung  der  Sache  zu  be- 
i;ciTi(*n,  die  sich  seitens  i'K  iissens  oder  Braunschweigs  im  Falle 
ihrer  Berufung  auf  den  Artikel  24  der  alten  ZoUvereinsverträgc ') 
hätte  ergeben  können,  verzichtete  man  von  vornherein  für  die 
neue  sog.  Vormesse,  die  ausdrücklich  als  eine  blosse  Ausstellung 
von  Musterlagern  eingeführt  werden  sollte,  sowohl  auf  die  Eröff- 
nung von  Messkonten  als  auch  auf  die  Aufstellung  von  Buden 
und  Ständen  auf  öffentlichen  Strassen  und  Plätzen.  Die  erwähnten 
Beschränkungen  waren  umso  unbedenklicher,  als  sich  der  Mess- 
grosshandel  der  fragl.  Geschäftszweige,  für  den  die  Vormesse  ge- 
schaffen wurde,  ausschliesslich  in  der  Form  des  Musterlagerver- 
kehrs und  in  geschlossenen  Gebäuden  vollzog  und  die  ausländi- 
schen Aussteller  sich  für  ihre  Muster  des  für  solche  bestehenden, 
Zollfreiheit  gewährenden  Vormerkverfahrens  bedienen  konnten. 

Für  die  Michaelismesse  liess  sich  eine  ähnliche  Trennung  ver- 
meiden, da  für  sie  der  Wahl  eines  gemeinsamen  früheren  Termins 
unüberwindliche  Hindemisse  nicht  im  Wege  standen.  Ebenso  be- 
gegnete eine  in  Anregung  gebrachte  anderweite  Festlegung  der 
nur  für  Rauchwaren,  Leder  und  dergl.  und  Textilfabrikate  in 
Frage  kommenden  Neujahrsmesse  keinen  wesentlichen  Schwierig- 
keiten. 

Die  Termine,  die  nach  genauer  Prüfung  und  gegenseitiger 
Abwägung  der  vielfach*  auseinandergehenden  Wünsche  und  Vor- 
schläge beim  Königl.  Ministerium  des  Innern  schliesslich  beantragt 
wurden  und  zugleich  eine  längst  angestrebte  Verkürzung  der  Oster- 
und  Michaelismesse  von  vier  auf  drei  Wochen  vorsahen,  waren 
die  folgenden: 

Beginn:  Ende: 
Vormcste  erster  Montag  des  Mlin  Sonnabend  der  darauf  folgenden 

Woche. 

Octennette  erster  Sonntag  nach  Ostern      vierter  Sonntag  nach  Ostern. 

Ml  haclismeue       letzter  Sonntag  des  Angtttt       ilritter  Soantag  des  September. 
>ieujabrsniesse       dritter  Januar  secluehnter  Januar  '''). 

1)  Ks  «lurficii  danach  ijcwivsc  Messprivilegien  nicht  erweitert  oder  neu  erteilt 
uerdtti  —  Kine  Untersuchung  der  ebenso  intfressnnten  ^vit»  vcrwirkehen  rcchflichcn 
Seile  »«Icr  Angelegenheit  ist  im  Rahmen  eines  blussen  Abschnittes  dicsci  Arbeit 
icider  nicht  möglich.  Sic  häuc  iusbuüondere  anzuknüpfen  an  den  erwähnten 
Artikel  24  der  Zollvereina vertrage  von  1833,  die  dam  gehörigen  Scparatarttkel 
(»Vertrlge  und  Verhandlangen  ans  dem  Zeitraum  von  1833  bis  einschliesslich  1836 
ttber  die  Bitdung  und  Ausführung  des  deutschen  Zoll-  und  Handelsvcreins<,  Bd.  i, 
2,  3  Vorhanden  in  der  Bibliothek  des  Reichstags)  und  »lie  be!v  iimtL-  DelbrUck- 
s»chc  Abhandlung  -Der  Artikel  40  der  Reichsverfassunc  .  Herliii  iSSi. 

2)  Die  Ergebnisse  der  in  der  Angelegenheit  veranstalteten  L  mt ragen  sind  in 
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Sie  befinden  sich  laut  der  als  Anlage  III  beigegebenen  Be* 
kanntmachung  des  Rates  der  Stadt  Leipzig  seit  1894  in  Kraft. 
Hinzuzufügen  ist  noch,  dass  der  Beginn  der  Lcdermessen,  der 
zugleich  den  Termin  der  Ledermessbörse')  bildet,  besonders,  näm* 
lieh  zur  Ostermesse  auf  deren  ersten  Montag  und  zur  Michaelis- 
messe  seit  1899  auf  den  Mittwoch  der  dritten  Messwoche  festge- 
setzt ist,  während  er  zur  Neujahrsmesse  mit  deren  Anfang  zusam- 
menfallt. Auch  die  Borstenmessen  haben  bestimmte  Termine  für 
sich,  die  regelmassig  bekannt  gemacht  werden 

Nachdem  die  neue  Ordnung  geschaffen  war,  galt  es  vor 
allem,  sie  zur  allgemeinen  Kenntnis  zu  bringen  und  dafür  zu 
sorgen,  dass  sie  sich  bei  Ausstellern  und  Einkäufern  einbürgerte. 
Diesem  Zweck  diente  die  vom  Mcss-Ausschuss  in  den  Jahren 
1894  bis  1896  in  zwanglosen  Heften  herausgegebene  >Zeit- 
Schrift  des  Leipziger  Messverband s<.  Sie  stellte 
sich  die  Erörterung  und  Klarstellung  aller  die  Leipziger  Messen 
betreffenden  Angelegenheiten  zur  Aufgabe  und  wurde  den  den 
Verband  bildenden  Messbesuchem,  die  zu  ihm  einen  kleinen 
Jahresbeitrag  zu  leisten  hatten,  unentgeltlich  zugesandt,  überdies 
auch  im  Buchhandel  verbreitet  Als  sie  für  die  Zeit  des  Ueber- 
gangs  von  der  alten  zur  neuen  Mess-Ordnung  und  für  die  Periode, 
in  der  die  Berliner  Bestrebungen  noch  von  sich  reden  machten, 

Auft^aJ^e  des  Mess-Ausschii^^e-  von  Pohle,  der  damals  zweiter  Sekrcfnr  der  Leip- 
ziger Handelskammer  war,  in  /.wci  iJcnk.M.iiriüen  zusammcngcstcUt  worden:  »Unter- 
lagen für  die  Frag«  der  seitlichen  Verlegung  der  Leipziger  M^üsen«  und  »ViTeitere 
Unterlagen  u,  %,  w.<,  beide  Leipzig  1895  erschienen. 

1)  Die  »Ledermesshtfrsec,  die  jedesmal  am  Anfangstag  der  Ledermesse 
nachmittags  5 — 7  Uhr  im  grossen  Saal  der  Neuen  Ur>tsc  ah;;chahcn  wird,  i*<t  eine 
Zuammenkunft  von  Händlern  invd  Industriellen,  iIil  der  Aussprache  ülioi  die  Ge- 
schäftslage und  der  Anhahiiuni:  ^r"ts«iercr  .Misihlüssc  dieru,  wobei  vicll.ich  nach 
Muster  mit  vorgelegt  werden.  Ihr  Besuch  hutiä^i  nach  den  Angaben  des  Vor- 
standes der  Messbörse  fttr  Lederindastrie  sa  Leipzig  zur  Osterrocsse  gewöhnlich 
gegen  700  Personen;  su  den  übrigen  beiden  Messen  ist  er  geringer.  Genannt  irerdcn 
mag  an  dieser  Steile  femer  die  >AussteIlvng  des  deutschen  KQrschncr  ver- 
einst, ilie  regelmässig  an  einem  der  ersten  Tage  der  Ostermesse  in  einem  anderen 
Snale  der  Neuen  Br»r*^c  stattfindet.  Sie  dient  der  Vorführung  der  Neuheiten  auf  liein 
Gebiete  der  Pelzkonteklion,  von  /utaicn,  Bcsatzartikeln,  Werkzeugen  und  Maschinen, 
Gestellen  und  Büsten  für  Schaufenster  sowie  noch  manchen  äoii&tigen  Erzeugnissen 
und  wird  von  Aosstellem  und  Kftttfcm  aus  ganz  Deutschland  besucht,  von  denen 
viele  sugleicb  auch  Besucher  der  Rauchwaren.  Leder-  oder  Tuchmesse  sind. 

2)  Ausser  den  zur  Zeit  der  Messen  Stattfindenden  drei  Borsten-Messen  besitzt 
Lci|>  iir  Tioch  :'uei  Hni  st<  ii  Mftrlcte,  die  am  Montag  nach  Invocavit  und  am  letxten 
Montag  im  Juni  beginnen. 
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ihren  Zweck  erfüllt  hatte,  beschloss  der  Mess-Ausschuss,  sie  ein- 
gehen zu  lassen,  um  als  Ersatz  dafür  die  Herausgabe  eines  offi- 
ziellen Verzeichnisses  der  Mess-Verkäufer  in  die  Hand  zu  nehmen 
und  damit  den  Messbesuchem  etwas  noch  Nützlicheres  und  Zu- 
sagenderes zu  bieten,  als  ihnen  weiterhin  eine  Zeitschrift  hätte 
sein  können.  Ein  Verzeichnis  der  Mess-Einkäufer  hatte  er  schon 
seit  1894  regelmässig  jährlich  herausgegeben  und  den  Ausstellern 
unentgeltlich  zugestellt.  In  ähnlicher  Weise  sollte  nun,  und  zwar 
zweimal  jährlich,  auch  ein  offizielles  Verkäufer-Verzeichnis  er- 
scheinen und  gratis  den  Käufern  überlassen  werden.  Ein  nicht- 
offizielles Aussteller>Adressenbuch  war  von  einer  Privatuntemeh- 
mung  seit  längerer  Zeit  bereits  aufgelegt  und  vom  Mess^Ausschuss 
mehrere  Male  aufgekauft  und  unentgeltlich  versendet  worden,  eine 
befriedigende  Vereinbarung  über  regelmässige  Abnahme  mehrerer 
tausend  Ex^plare  seitens  des  Mess-Ausschusses  hatte  sich  je- 
doch mit  der  betreifenden  Firma  nicht  erreichen  lassen.  Ausser- 
dem waren  über  die  ganze  Einrichtung  des  Buches  und  die  bei 
seiner  Herausgabe  befolgten  Grundsätze  aus  den  Kreisen  der 
Messbesucher  häufig  Beschwerden  laut  geworden,  die  trotz  ent- 
sprechender Schritte  des  Mess-Ausschusses  zu  dem  erwünschten 
Erfolg  nicht  geführt  hatten,  was  für  den  Beschluss  der  Heraus- 
gabe eines  eigenen  offiziellen  Verkäufer-Verzeichnisses  den  Aus- 
schlag gab 

Die  Einrichtung  des  Inhaltes,  der  Bearbeitung  und  der  Ver* 
breitung  des  »Offiziellen  Leipziger  Mess-Adress- 
b u c h s  (Verkäufer- Verzeichnisses) *  vv ie  des  offiziellen  »Verzeich- 
nisses der  auf  den  Leipziger  Messen  verkehren- 
den L  i  n  k  ä  u  f  e  r«,  die  seither  noch  verschiedentUch  V'ervoll- 
komiiinunL:  Lic  tuiuU  n  hat,  verdient  einen  kut/cn  L'eberhlick. 

Dei  1  n  Ii  a  1  t  beider  \'eizciclinishc  zerfallt  in  zwei  Abschnitte: 

i)  Kinen  cificntiinilichin  Versuch  zur  IIernus|;abe  cims  offiriellcn  Lcipzijjcr 
Mess-Adressbuchs  sicilt  bcrc-it>  eine  nilerdings  nicht  zur  Austiihrung  gelangte,  kur- 
f&ri»tlichc  Verordnung  vom  Jabre  17 18  dar.  Es  heisst  darin:  »Wir  vernehmen,  dass 
die  auf  die  Messe  kommendeii  fremden  Kaufleute  nicht  sogleich  erfahren  können, 
in  welchen  H3a$em  sowohl  in  der  Stadt,  als  in  den  Voretitdten,  diese  oder  jene 
Ware  anzutreffen.  Da  ts  aber  dem  Publikum  zutrKgiich  sein  würde,  wenn  solches  durch 
gedruikic  Xiichriclit  mSiiriigbch  kund  gemacht  würde;  aK  i^i  Incmi»  unser  Befehl, 
ihr  Wollet  ^iitni liehe  Makler  vor  euch  fordern  .  .  .  Dicm.-  snllcii  nun  vor^ü^lirh 
eni  akkurates  Verzeichnis  aufstellen  aller  (ja!>scn,  MäUäcr  und  dann  befindlicher 
Gewölbe,  L&den  und  anderer  Lager,  der  Namen  aller  daselbst  handelnden  Personen, 
getrennt  nach  in»  und  Ausländem,  mit  Angabe  der  Waren,  mit  denen  ein  jeder 
bandelt.«   Aassf,  Geschichte  a.  a.  O.  S.  237* 
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i)  Mustcrlagcrbranchen,  2)  andere  Geschäftszweige.  Das  Ein- 
käufer-Verzeichnis enthält  innerhalb  dieser  Abschnitte  die  einzel- 
nen Firmen  in  alphabetischer  Reihenfolge  mit  Angabe  ihres  Sitzes 
und  der  genauen  Adresse,  der  von  ihnen  hauptsächlich  gekauften 
Warengattungen,  der  von  ihnen  besuchten  Messen  und  neuerdings 
auch,  soweit  als  möglich«  ihrer  Leipziger  Messwohnung.  Im  Mess- 
Adressbuch  bestehen  vier  Unterabschnitte:  Firmen-,  Branchen-, 
Strassen-  und  Ortsverzeichnis.  Im  Firmenverzeichnis  werden  die 
Aussteller  in  alphabetischer  Reihenfolge  unter  Hinzufügung  ihres 
Geschäftszweigs,  ihres  Herkunftsortes,  der  Messen,  zu  denen  sie 
ausstellen,  und  ihres  Messlokals  aufgenommen,  desgleichen  An- 
gaben gemacht  über  die  Natur  des  Betriebs,  das  Gründungsjahr, 
die  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter,  etwaige  Spezialitäten,  Aus- 
zeichnungen u.  s.  w.  sowie  ferner  die  Telegrammadresse,  die  Fcm- 
sprcchnummer,  die  Namen  der  Inhaber  und  die  etwaigen  Zweig- 
niederlassungen und  ständigen  Vertreter  aufgeführt.  Das  Bran- 
chenverzeichnis zeigt  die  Ausstellenden  mit  Herkunftsort  und 
Messiokal  in  der  alphabetischen  Reihenfolge  der  Warengattun- 
gen. Das  Strassen-  und  das  Ortsverzeichnis  endlich  bieten  eine 
Uebersicht  der  Strassen  des  Messviertels  und  der  Herkunfts- 
orte in  alphabetischer  Reihenfolge.  Ausserdem  enthält  das  Buch 
neben  dem  Prospekt,  der  neuen  Mess-Ordnung  und  einer  Ta- 
belle der  Messtermine  fQr  das  laufende  und  das  jeweils  fol- 
gende Jahr  einen  für  die  Zwecke  der  Messen  besonders  bear- 
beiteten Plan  der  inneren  Stadt,  einen  kleinen  Plan  des  grössten 
Mcssgcbäudes,  des  Städtischen  Kaufhauses,  und  einen  Anzeigen- 
teil. Die  Aufnahme  erfolgt  wie  im  Einkäufer-Verzeichnis  un- 
entgeltlich, soweit  nicht  der  prospckti^cmäss  verfügbare  Raum 
überschritten  wird.  Bei  darüber  hinausgehenden  Raumansprüchen 
ist  zur  Deckung  der  Mehrkosten  ein  im  Prospekt  und  auf  den 
Formularen  bezeichneter  Beitrag  zu  leisten.  Reklamen  irgend 
welcher  Art,  Anwendung  besonderen  Druckes,  Beifügung  von 
I^brikmarken,  Abbildungen  und  dergl.  sind  im  Hinblick  auf  die 
Hestininuin-  des  Buchs,  den  ICinkäufern  ein  gleichmässig  und 
übersichtlich  aiv^corthieter  Führer  zu  sein,  luii  in  dem  (lat'iir  ein- 
gerichteten An/.ei;.;enteil  /u;,^c>lassen.  Mil  seiner  Hesori^utiL;  uiui 
mit  der  des  Anzci,i;entcils  des  lCinkäufer-\'crzeicluii.sses  ist  vom 
Mess-Ausschuss  eine  Leij^ziger  Kirma  betraut. 

I  )!(•  ]>  e  a  r  b  e  i  t  u  n  g  der  beiden  \'crzeichnisse  geschieht  auf 
Grund  jedesmal   vor  den   .Mes-scn  zur  Versendung  gelangender 
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Fragebogen,  da  sich  allein  auf  diesem  Wege  die  Richtigkeit  und 
Vollständigkeit  ihres  Inhalts  erreichen  und  den  wechselnden  Be- 
dürfnissen und  Wünschen  der  Aufzunehmenden  Rechnung  tragen 
lässt.  Diese  regelmässigen,  fürs  lunkäufer-Verzeichnis  jährlich, 
fürs  Messadressbuch  halbjährlich  stattfindenden  Erhebungen,  auf 
denen  sich  jede  Auflage  neu  aufbaut,  dienen  ausserdem  zugleich 
der  statistischen  l'-rfassung  des  Messverkehrs,  der  Festst  tziinLf  der 
erforderlich  scheinenden  Zahl  Bücher- Exemplare  und  der  Vor- 
merkung für  die  vorherige  (iratisversendung  oder  persön- 
liche Gratis  aushändig  ung  des  Mess-Adres^hiichs  an  die 
1  Ankäufer,  bezw.  des  Kinkäufer-Verzeichnis«;i'<  an  tiir  Ausstcilcr. 
Befragt  werden  dabei  alle  I'iimcn.  die  dem  Mess-Ausschuss  im 
Laufe  der  Zeit  als  Messbesucher  bekannt  geworden  sind,  auch 
wird  auf  die  jeweilig  erfolgten  l  nifragen  durch  Notizen  in  der 
Fachpresse  aufmerksam  gemacht,  damit  etwa  nicht  berücksichtigte 
Interessenten  sich  noch  rechtzeitig  melden  können.  Eine  Er« 
gänzung  und  Kontrolle  findet  die  Einrichtung  in  gewissen  wäh- 
rend der  Messe  selbst  getroffenen  Massnahmen,  so  durch  die  Aus- 
beutung der  polizeilichen  Fremdenzettcl,  die  vor  einigen  Jahren 
auf  Antrag  des  Mess-Ausschusses  mit  einer  Zusatzfrage  nach  der 
Messbesucher- Eigenschaft  versehen  wurden  und  ihm  für  seine 
Zwecke  zeitweise  zur  Verfügung  gestellt  werden,  namentlich  aber 
auch  durch  die  an  den  öffentlichen  Abgabestellen  geführten  Ein- 
zcichnungslisten.  Als  solche  Abgabestellen,  an  denen  die  Mess- 
besucher das  ihnen  zugedachte  Verzeichnis,  soweit  es  ihnen  nicht 
schon  zugeschickt  worden  ist,  gegen  Eintragung  ihres  Namens 
und  ihrer  Adresse  unentgeltlich  verabreicht  bekommen,  fungieren 
die  Geschäftsstelle  des  Mess-Ausschusses  im  Städtischen  Kauf- 
hause und  eine  Reihe  im  Messvicrtcl  befindlicher  Ladengeschäfte, 
deren  Inhaber  die  gemeinnützigen  Bestrebungen  des  Mess-Aus- 
schusses dadurch  in  anerkennenswerter  Weise  unterstützen.  Ucber- 
dies  wird  das  Mess-Adressbuch  in  allen  bedeutenderen  Hotels  der 
Stadt  sowie  in  den  Restaurants,  Kaffees  und  Zigarrengeschäften 
des  Messviertels  zur  beliebigen  Einsicht  jedermanns  ausgelegt  und 
deutschen  und  ausländischen  Handelskammern,  deutschen  und 
fremden  Konsulaten,  wirtschaftlichen  Vereinen,  öffentlichen  Biblio- 
theken und  den  Behörden  der  am  Messverkehr  beteiligten  Ver- 
waltungszweige übersandt,  um  allerwärts  und  jederzeit  als  Quelle 
näherer  Auskunft  über  die  Leipziger  Messen  zu  Gebote  zu  stehen. 
Neben  den  erörterten  Aufgaben,  der  Abwehr  der  Berliner 
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Af^itation.  der  Ncunrdnung  der  Mcss-Tcrminc,  der  Herausgabe 
einer  Zeitschrift  und  zweckdienlicher  Verzeichnisse  der  Aussteller 
wie  der  iunkäufer,  fielen  dem  Mess-Ausschuss  während  seiner  auf 
die  l'ürdcrung  der  Messen  j;erichteten  Tatijjkeit  noch  zahlreiche 
andere  Anj^clej^^enhciten  zu.  Sie  betrafen  hauptsächlich  dreierlei : 
I)  den  Mess- Reiseverkehr  nach  I.eipzijr,  2)  den  Mess-Fremden- 
verkehr  und  die  Unterkunftsverhältnisse  in  Leipzij^s  endlich  3)  das 
Mess- Ausstellungswesen  und  den  Mess-Geschäfts verkehr. 

Minsichtlich  des  M  e  s  s  -  R  e  i  s  e  v  c  r  k  e  h  r  s  liefen  fortgesetzt 
Beschwerden  ein  über  die  kurze  Gültii^kriisdauer  der  sächsischen 
und  prcussischen  Rückfahrkarten,  über  die  Ueberfiillung  der  Wagen 
und  über  die  schlechten  Anschlüsse  und  Verbindungen,  auf  die 
der  nach  Leipzig  fahrende  angewiesen  ist.  In  dem  ersten  der 
drei  Punkte  hatte  das  Vorgehen  des  Mess-Ausschusses  und  der 
Handelskammer  im  Interesse  der  Messbesucher  insofern  einen 
raschen,  erfreulichen  Krfolg,  als  eine  1 897  an  die  Königl.  General- 
dircktion  der  sächsischen  Staatscisenbahnen  gerichtete  Eingabe 
die  gewünschte  Verlängerung  der  Rückfahrkarten -Gültigkeit  auf 
TO  Tage  am  15.  April  1898  für  Sachsen  herbeiführte.  Erfolglos 
blieben  dagegen  die  bei  der  Kgl.  preussischen  Eisenbahnverwaltung 
in  derselben  Richtung  wiederholt  erhobenen,  zuletzt  im  Februar  1901 
dringlich  erneuerten  Vorstellungen,  die  jahrelang  und  noch  am 
18.  Marz  1901  unter  Vertröstung  auf  schwebende  Verhandlungen  über 
eine  allgemeine  Personentarifreform  abschlagig  beschieden  wurden. 
Umso  angenehmer  war  die  Ueberraschung,  als  sich  Preussen  end- 
lich veranlasst  sah,  dem  Beispiel  Süddcutschlands  und  Sachsens 
zu  folgen,  und  am  4.  Juli  190 1  die  Geltungsdauer  aller  Rückfahr- 
karten im  Gebiete  der  preussisch-hessischenKisenbahngemeinschaft, 
wie  innerhalb  weniger  Tage  darauf  in  ganz  Deutschland,  sogar 
auf  45  Tage  ausgedehnt  ward.  Von  gewissem  Erfolg  begleitet 
waren  femer  die  bei  den  zuständigen  Stellen  erfolgten  Vorstel- 
lungen wegen  der  oft  beklagten  Ueberfütlung  namentlich  der  von 
Nord-  und  Westdeutschland  kommenden  Züge,  wenn  auch  die 
erwirkte  Vermehrung  der  Wagen  der  Steigerung  des  Verkehrs  zu 
den  Messen  zuweilen  noch  nicht  entsprach,  sodass  sich  stetig  er- 
neute  Vorstellungen  nötig  machten.  Ein  sichtbares  Zeichen  des 
Erreichten  sind  aber  z.  B.  die  seit  1897  an  gewissen  Tagen  vor 
Beginn  der  Messen  von  Amsterdam  nach  Leipzig  durchlaufenden 
Wagen,  mit  deren  Einstellung  ein  Wunsch  zahlreicher  holländi- 
scher Messbesucher  in  Erfüllung  gegangen  ist.    Sehr  bescheiden 
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waren  hingegen  leider  die  Erfolge,  die  in  Beziehung  auf  bessere 
Zugverbindungen  erzielt  wurden.  Die  zahlreichen  beim  Mess- 
Ausschuss  angebrachten  Beschwerden  und  Anträj^e  lieferten  eben- 
sovicle  neue  Beweise,  wie  berechtii^t  und  notwendij^  die  in  dieser 
Richtung  seit  Jahren  von  der  Leipziger  Handelskammer  unter- 
nonunenen  Schritte  gfewesen,  und  fanden  bei  der  weiteren  Behand« 
lung  der  Eisenbahn-Angelegenheiten  durch  die  zuständijjcn  Aus- 
schüsse und  das  Plenum  und  der  Aufstellung  der  einzelnen  der 
preussischen  Eisenbahnverwaltung  gegenüber  geltend  zu  machen- 
den Forderungen  nach  Möglichkeit  mit  Berücksichtigung.  Dem 
unausgesetzten  Bemühen  und  entschiedenen  Vorgehen  der  Kammer 
gelang  es  denn  auch,  eine  Reihe  nicht  unwesentlicher  Verbesse- 
rungen im  Laufe  der  Zeit  herbeizuführen,  doch  war  das,  was  er- 
reicht wurde,  nur  ein  kleiner  Bruchteil  von  dem,  was  gefordert 
werden  durfte.  Auf  welche  Punkte  sich  die  von  der  Kammer 
gestellten  Antrage  im  einzelnen  bezogen  und  inwieweit  den  von 
ihr  verfochtenen  Wünschen  Erfüllung  zu  teil  ward  oder  versagt 
blieb,  zeigen  die  betr.  Abschnitte  ihrer  Jahresberichte  aus  denen 
hervorgeht,  dass  seitens  der  Handelskammer  I^ipzig  nichts  ver- 
absäumt worden  ist,  Leipzig  diejenige  Stellung  im  deutschen 
Eisenbahnnetz  und  diejenige  verkehrspolitische  Behandlung  zu 
sichern,  auf  die  es  vermöge  seiner  Grösse,  seines  Handels,  seiner 
Industrie  und  seiner  Messen  Anspruch  hat. 

Wiederholt  beschäftigte  den  Mess-Ausschuss  und  das  Plenum 
der  Handelskammer  auch  die  Frage  des  Mess- Fremden- 
verkehrs und  der  Unterkunft  der  Fremden  in  Leipzig. 
Wie  an  allen  Orten,  wo  bei  bestimmten  Gelegenheiten  viele 
Fremde  zusammenströmen,  war  auch  in  I^eipzig  zu  den  Messen 
schon  von  alters  her  häufig  Mangel  an  Unterkunftsgelegenheit 
und  als  Folge  davon  eine  erhebliche  Steigerung  der  Wohnungs- 
preise aufgetreten*).  Besonders  empfindlich  äusserte  sich  dieser 
Missstand,  als  die  Zahl  der  die  Messen  besuchenden  Personen  mit 
der  Entfaltung  des  Messmusterlagerverkehrs  anhaltend  wuchs  *). 
Um  der  Ueberfüllung  der  Hotels  und  dem  Mangel  an  geeigneten 
Wohnungen  tunlichst  abzuhelfen,  Hess  sich  der  Mess-Ausschuss 
die  Nachweisung  von  Privatwohnungen  angelegen  sein,  zunächst 

1)  V^i.  insbesondere  1901  S.  41  ^-  und  1902  S.  55  ff. 

2)  Vgl.  z.  Ii.  die  1711  von  Marpergtr  empfohlene  ausfuhrliche  Verordnung 

a.  a.  O,  ir   S.  212. 

3)  Die  Zahl  der   beim  rulizeianit   der  Siadt  Leipzig  zu  Beginn  der  Mu:>tcr- 
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durcli  i^clcq^rntliche  l^ntj^ct^cnnahme  von  Anmeldungen  vermietbarer 
Zimmer  und  Mitteilung  der  Adressen  der  Vermieter  an  Nach- 
fragende, späterhin  aljer  ausserdem,  unter  Mitwirkung  des  Leip- 
ziger Verkeil- -\  reins ,  durch  Krrichtung  besonderer  Auskunfts- 
stellen in  der  X.ihe  der  Hahnhöfe,  wofür  Zimmer  anzumelden 
die  Einwohner  der  Stadt  öffentlich  aufgefordert  wurden.  Die  an- 
kommenden l'remden  erhielten  von  de  i  W  ranstaltung  durch  Pla- 
kate auf  den  Bahnhöfen  und  überdies  durch  besondere  Zettel 
Kenntnis,  die  die  beteiligten  Kgl.  Sächsischen  und  Preussischen 
Kisenbahnverwaltungen  entgegenkommender  Weise  auf  den  letzten 
Stationen  vor  Leipzig  in  die  Züge  verteilen  Hessen.  Die  Einrich- 
tung erfreute  sich  reger  Benutzung  und  wurde  in  manchen  Punk- 
ten noch  verbessert  und  weiter  ausgestaltet. 

Schwieriger  war  es,  wirksam  den  Beschwerden  über  die  so- 
genannten Messpreise  der  Gastwirte  zu  begegnen.  Sie  betrafen 
teils  die  Erhöhungen  der  Preise  an  sich,  teils  sonstige,  damit  nicht 
oder  nur  bedingt  zusammenhängende  Unannehmlichkeiten,  deren 
Hauptgrund  meist  in  der  Unklarheit  der  bei  der  Ennictung  der 
Zimmer  getroffenen  Abmachungen  lag.  Ein  Aufschlag  auf  die 
Preise  war  den  Gastwirten,  soweit  er  sich  innerhalb  angemessener 
Grenzen  bewegte,  bei  dem  grossen  Andrang  wohl  kaum  zu  ver- 
argen und  jedenfalls  nicht  zu  verbieten.  In  der  Zeit,  als  eine 
Zersplitterung  des  Messverkehrs  durch  die  Berliner  Agitation  zu 
befürchten  stand,  hatten  wohl  eine  Reihe  von  Hotelbesitzern  die 
Erklärung  abgegeben,  dass  »Messpreisc«  fortan  nicht  mehr  be- 
rechnet werden  sollten,  ob  und  inwiefern  jedoch  diese  Erklärungen 
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Zusammengestellt  auf  ClrunJ  der  im  Polizeiamt  seit  Juni  rqoi   für   die  einzelnen 

Tngc  crf<il'^ern!eti  Atif/ciclninn^jen.  Niclit  enthalten  sinil  in  den  Zahlt-n  \i<.lt  Mess- 
frcinde,  ilic  in  l'rivatwohnungtn  abgestiegen  und  polizeilich  nicht  angcnieldei  wor- 
den sind. 
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noch  als  bindend  angesehen  und  rechtlich  verwertet  werden 
könnten,  ist  schwer  2U  sagen  und  praktisch  auch  von  wenig  Be- 
deutung, da  die  Inhaber  der  betreffenden  Hotels  vielfach  gar 
nicht  mehr  dieselben  Personen  sind,  die  jene  Urkunden  vollzogen 
haben.  Soweit  die  allmählich  wieder  auftretenden  Preiserhöhungen 
aber  über  ein  gewisses  Mass  hinausgingen,  mussten  sie  unge< 
rechtfertigt  erscheinen  und  auf  die  Dauer  auch  eine  Schädigung 
der  Leipziger  Gastwirte  selbst  erwarten  lassen;  z.  B.  wurde  ver- 
schiedentlich beobachtet,  dass  manche  Messfremde  ihr  Quartier 
lieber  in  Vororten  und  Nachbarstädten  Leipzigs  aufschlugen.  Um 
solchen  ungerechtfertigten  Preisaufschlägen  und  namentlich  auch 
Missverständnissen  über  die  zu  zahlenden  Preise  und  den  daraus 
folgenden  Weiterungen  soviel  als  möglich  entgegenzuwirken,  wandte 
sich  der  Mess-Ausschuss  an  die  Gastwirte  wiederholt  mit  Vorstel- 
lungen. Zugleich  wurde,  nach  erneuter  Verhandlung  über  die 
Angelegenheit  in  der  öfientlichen  Gesamtsitzung  der  Handels- 
kammer vom  26.  Oktober  1900,  darauf  hingewiesen,  dass  unlieb- 
samen nachträglichen  Auseinandersetzungen  aller  Art  und  bis  zu 
gewissem  (irade  auch  willkürlichen  Freissteigerungen  durch  das 
Anschlagen  der  Preise  in  den  Zimmern  vorzubeugen  sein  dürfte, 
und  hoim  Rate  der  Stadt  beantragt,  auf  Grund  des  4;  75  der  (ie- 
wci  l)C-l)idnung  eine  entsprcclicmU  Anordnung  zu  erlassen.  Diesem 
Antrage  ist  von  den  Städtische  n  Kollegien  bei  der  Aufstellung 
des  am  i.  Januar  1902  in  Kralt  getreteneti  nicucti  Rcgalalivb  iiir 
Gast-  und  Schnnkwirtschaftsbctrieb  durcli  d>e  Aufnahme  der  fol- 
genden Bestiminung  entsprochen  wurden,  die  allgenirincin  Jicitall 
bei;(.-L;n(..'tc  S.    Gastwirti-  sind   überdies  vrr])thchU't,  ein  Ver- 

zeichnis der  Preise  für  Nachtquartier,  Licht  und  iH-dicnuni^  ui  den 
einzelnen,  nach  Nummern  bezeichneten  P'renidcn/.iinnit  rn  beim 
Cicw  crhi-anitc  zur  jjoH/cilichen  AbbLcnijK  lung  in  einem  l-.xcmplar 
einzureichen  \md  es  in  den  PVemdenziuinicrn  an  augt  ntalHger 
Stelle  anzusclilagrn.  Diese  Preise  dürfen  zwar  jccki/cil  abge- 
ändert werde  II.  bleiben  aber  so  lange  in  Krafl,  bis  die  /\bände- 
rimg  dem  (icwerbeamte  ani^cziigt  und  das  abg<'änd<Mte.  poli- 
zeilich abgestempelte  Verze  ichnis  in  den  Gastzimmern  angeschhigcn 
ist.  —  Die  l^^berschreMtiuiL,^  der  Preise  ist  strafbar  75,  148 
Z.  8  der  Gcwcrbc-Ordnungj  > 

t)  Auf  Beschwerden  Reisender  wegen  Ueberschreitung  der  verzeichneten  Preise 
steht  der  OrtspoHzcihehürdt-  eine  vorläufige  Entscheidung  vorbehaltlich  des  Rechts- 
weges zu  (g  75  der  G.-O,  Satz  3}. 
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! -inen  wcitcMcn  Hauptpunkt,  wo  der  Hntwickelung  des  Mess- 
verkehrs förderliclic  Massnahmen  einzusetzen  hatten,  bildeten  das 
Mess-Ausstellungswesen  und  der  M ess -Geschäfts- 
verkehr.  Waren  früher  die  Waren  von  den  Fremden  zum 
grossen  Teil  auf  Höfen,  Strassen  und  öffentlichen  Plätzen,  in  ein- 
fachen und  engen  Buden  und  Ständen  feilgeboten  worden»  so  er- 
heischten der  Umschwung,  der  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  des 
19.  Jahrhunderts  vollzog  und  der  fortgesetzt  wachsende  Anteil 
der  Musterlagerbranchen  andere  und  grössere  Räumlichkeiten,  als 
sie  dem  Besucher  der  Messen  bis  dahin  genügt  hatten.  Es  galt 
daher,  dem  schon  seit  längerer  Zeit  beklagten  Mangel  an  solchen 
durch  Errichtung  heller  und  geräumiger,  neuzeitlich  ausgestatteter 
Gebäude  abzuhelfen.  Den  Anfang  dazu  machte  der  auf  die  An- 
regung und  warme  Befürwortung  Herrmanns  in  den  Jahren  1895 
und  1896  durchgeführte  Umbau  des  alten  Gewandhauses  zu  einem 
allen  modernen  Anforderungen  entsprechenden  Messpatast,  dem 
Städtischen  Kaufhaus,  das  nach  Vollendung  des  von  den  Städti- 
schen Kollegien  1898  beschlossenen  Kr  Weiterungsbaus  jetzt  einen 
ganzen  Strassenblock  einnimmt  und  für  sich  allein  mehr  als  drei- 
einhalbhundert Ausstellern  Raum  gewährt.  Nach  dem  Vorbild 
dieses  städtischen  Unternehmens  erfolgte  mit  der  anhaltenden  Stei- 
gerung des  Verkehrs  die  Erbauung  einer  Reihe  privater  Ausstel- 
lungsgebäude, die  gleichfalls  für  die  Zwecke  der  Messen  beson- 
ders eingerichtet  wurden  und  zum  Teil  ihnen  ausschliesslich  dienen. 
Ihre  Zahl  ist  noch  gegenwärtig  in  beständigem  Zunehmen  be- 
griffen. Ausser  auf  die  Beschaffung  neuer  Räumlichkeiten  richte- 
ten sich  die  Wünsche  der  Messbesucher  weiter  vielfach  auch  auf 
den  Nachweis  in  den  Messgebäuden  freistehender  AusstcUungs- 
Lokale  und  -Stände,  auf  die  Orientierung  in  den  einzelnen  Ge- 
bäuden und  den  in  ihnen  vor  sich  gehenden  Verkehr  überhaupt. 
Eine  Nachweisung  von  Lokalen  und  Ständen  hatte  seitens  des 
Mess-Ausschusses  vor  und  während  der  Messen  schon  von  Anfang 
an  staltgcfuncicn.  die  vermehrte  Nachfrage  führte  aber  zu  ihrer 
Vervollkommnung  durch  halbjährliche  Herausgabc  eines  gedruck- 
ten Verzeichnisses,  das  neben  den  Adressen  der  V'ermietcr  ge- 
naue Angaben  über  Lage,  (TffVs^c.  1  jcht\ t  rhältnissc,  Ausstattung 
luul  Preis  iler  verliigbaren  Kaunu'  autnalini  und  allen  Nachtragen- 
den kostenfrei  zur  Verfügung  gestellt  wurde.  Die  Anregimgen. 
die  in  Bezug  auf  die  Orientierung  in  lien  Messgebäuden  auttiatt  n. 
betraten  teils  die  Konzentralion  der  verschiedenen  Geschäftszweige 
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auf  bestimmte  Gebäude,  teils  die  Anbringung  von  Schildern  und 
sonstigen  Orientieningsmitteln  in  den  Eingängen  und  IVeppen- 
häusem.  Hinsichtlich  beider  Punkte  musste  die  Herbeiführung 
und  Erprobung  den  Beteiligten  zusagender  Massnahmen  in  erster 
Linie  diesen  selbst  überlassen  bleiben,  da  sich  die  Wünsche  und 
Ansichten  der  Aussteller  und  der  Einkäufer  vielfach  widersprachen. 
Der  Mess-Ausschuss  fand  indessen  Gelegenheit,  wenigstens  ge- 
wisse, auf  beiden  Seiten  erwünschte  Veranstaltungen  unmittelbar 
oder  mittelbar  zu  fördern  und  zu  unterstützen,  so  z.  B.  die  Papier- 
fachausstellungen des  Mitteldeutschen  Papiervercins,  die  elektro- 
technischen Messausstellungen  und  sonstige  Kollektiv- Ausstel- 
lungen von  Fabrikanten  desselben  oder  verwandter  Industriezweige, 
die  Ersetzung  oder  Ergänzung  der  oft  in  buntem  Wirrwarr  aufge- 
hängten Reklame-Plakate  durch  rasch  übersehbare  gemeinschaft- 
liche Orientierungstafeln,  vor  allem  auch  die  Bearbeitung  der  von  den 
Inhabern  der  grossen  Ausstellungsgebäude  herausgegebenen  be- 
sonderen Führer,  die  mit  den  bezüglichen  Seiten  des  Mess-Adress- 
buchs  im  Manuskript  verglichen  wurden. 

Zwei  weitere,  mehr  den  Mess-Geschäftsvcrkehr  an  sich  be- 
treffende Fragen,  mit  denen  sich  der  Mess-Ausschuss  zu  befassen 
hatte,  waren  das  öfters  beobachtete,  von  Einkäufern  wie  Aus- 
stellern gleich  beklagte  vorzeitige  Schliessen  der  Musterlager  und 
der  Besuch  der  Messgebäude  durch  Privatpersonen.  In  ehemaligen 
Zetien  waren  Klagen  über  das  Verweilen  der  Messfremden  und 
die  Hinausziehung  des  Geschäfts  über  die  Termine  der  Messen 
hinaus  an  der  Tagesordnung  gewesen.  Mit  der  Ausbildung  des 
Kauf  und  Verkauf  vereinfachenden  und  beschleunigenden  Muster- 
lagerverkehrs traten  an  ihre  Stelle  bezeichnenderweise  Beschwer- 
den der  umgekehrten  Richtung.  Manche  Fabrikanten,  die  schon 
in  den  ersten  Tagen  mehr  Aufträge  erhalten  hatten,  als  sie  über- 
haupt ausführen  konnten,  auch  solche,  deren  Kollektionen  wenig 
Anklang  fanden,  sahen  davon  ab,  ihre  Musterlager  bis  zum  offi- 
ziellen ICnde  der  Messe  oder  auch  nur  bis  zum  Ablauf  der  ersten 
Woche  noch  offenzuhalten,  und  andere,  die  das  verfrühte  I'jn- 
packcn  jener  störend  L-injitanJcn.  folgten  schliesslich  ihiiMn  Bei- 
spiel. Die  Folge  \uu,  dass  sich  cUm  1  laupt\ crkchi  mehr  und 
mehr  auf  die  ersten  Tage  zusaniniendi .ingte,  wozu  die  kurze  Gül- 
tigkeitsdauer der  nonldeutschen  Rückfaiu  karten  und  der  Andrang 
in  den  !  intcls  noch  beitrugen.  Um  Ak*ln!lc  zu  schatten,  wurden 
im  Städtischen  Kauthause  und  den  grösseren  privaten  Ausstcl- 
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lun^si;obäuden  hinsiciitlicli  der  Zeit  des  Kinpackens  gewisse  Be- 
schränkungen eingeführt,  die  dem  Missstand  auch  bis  zu  gewissem 
Grade  steuerten.  Ausserdem  erging  an  die  Ausstellerschaft  durch 
die  Fach-  und  Tagespresse  und  a Herwärts  verteilte  Flugblätter  die 
Aufforderung,  mit  dem  lünpacken  ihrer  Muster  mm  mindesten 
nicht  vor  ICnde  der  ersten  Woche  zu  beginnen,  damit  die  aller- 
seits beklagte  Störung  und  übermässige  Zusammendrängung  des 
Verkehrs  vermieden  werde  und  im  Interesse  aller  beteiligten  eine 
grössere  Einheitlichkeit  Platz  greife.  Diese  Aufforderung  wurde 
allgemein  mit  Genugtuung  begrüsst  und  war  von  sichtlich  guter 
Wirkung. 

Eine  Beeinträchtigung  des  Verkehrs  zwischen  Ausstellern  und 
Einkäufern  verursachte  ebenso  der  Besuch  der  Ausstetlungsgebäude 
seitens  des  schaulustigen  Publikums,  worüber  verschiedentlich  Be- 
schwerden laut  wurden,  die  als  einen  Hauptgrund  dieses  Miss- 
standes die  Messmuster-Verkäufc  mancher  Aussteller  an  Private 
hinstellten.  Um  Verkäufe  dieser  Art  überflüssig  zu  machen,  er- 
richtete der  Rat  in  seinem  Geschäftszimmer  im  Städtischen  Kauf- 
hausc  eine  Vermittelungsstelle,  an  der  die  Aussteller,  die  ihre 
Muster  am  Schluss  der  Messe  zu  veräussem  wünschten,  mit  Händ- 
lern, die  solche  in  grösseren  oder  kleineren  Posten  zu  kaufen 
suchten,  in  Verbindung  gesetzt  wurden. 

Ausser  den  erwähnten  Gegenständen  betraf  die  Tätigkeit  des 
Mess-Ausschusses  im  Laufe  der  Jahre  noch  zahlreiche  andere, 
z.  B.  die  Vermehrung  der  Droschken  an  den  Bahnhöfen,  die  täg- 
liche Veröffentlichung  der  Fremdenlisten,  die  Regelung  des  Post- 
schalterdienstes, die  Beseitigung  des  in  gewissen  Jahren  in  die 
Ostervormesse  faltenden  Busstages  die  zur  Messe  in  Leipz^  tagen- 
den  Versammlungen  von  Interessenverbänden  und  die  Erweiterung 
der  den  Messbesuchem  gebotenen  Gelegenheiten  zur  Erholung 
und  Unterhaltung  Vor  allem  umfasste  der  Wirkungskreis  des 
Mess-Ausschusses  aber  auch  den  Verkehr  mit  den  Messbesuchem 
und  Messinteressenten  in  Messangel egcnhciten  aller  Art  durch 


1)  In  dieser  An^^clcycnhcil  wurden  vun  den  SHchsischen  Handels-  und  ♦  ic- 
werbekiuiiffiem  am  15.  AprU  1901,  in  W«iterverfolgung  frUherer  Schritte  tind  ancer 
besonderem  Hinweis  auf  die  Ostervormesse,  an  die  Ev.  Luth.  Lendes-Synode  ge> 

meinschaftliche  V«)rs(cllunj;cn  gerichtet,  sie  waren  jedoch  nicht  von  ICrfolg  begleitet. 

2)  Namentlich  auch  durch  das  neue  Zenlral-Theater,  dessen  l'rojelst  und  Er- 
b;uiun}i  dem  dainafi.Te»  V<jrsii7enden  de«»  Mess-Au$üchu$ses,  Stadtrat  Hiinrkh  Dodd, 
in  erster  Keihe  mit  zuzuschreiben  ist. 
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täglichen,  zeitweise  äusserst  umfanj^reichen  Schriftwechsel  und  ge^ 
l^entliche  persönliche  Aussprache  während  der  Messe. 

Alle  diese  Schritte,  die  der  Mess-Ausschuss  im  Interesse  der 
Mtvssbesu du- r  untl  der  Messen  unternahm,  trugen  wesentlich  dazu 
bei,  dass  sich  der  Messmiisterlagervcrkehr  günstig  fortentwickelte 
und  an  Umfang  und  Bedeutimf^  stetig  j^ewann.  Die  \  on  manchen 
Seiten  gehegte  BefürchtutiL^,  jedes  Rütteln  an  den  althergebrachten 
Einrichtungen  könnte  den  Messen  nur  schaden,  erwies  sich  als 
unbegründet,  es  zeigte  sich  im  Gegenteil,  dass  deren  weitere  Ent- 
faltung alte  Erwartungen  übertraf  und  mit  der  Einführung  der 
Oster- Vormesse  und  der  Früherlegung  der  Herbstmesse  ein  äusserst 
glücklicher  GrifT  getan  worden  war.   Gelegentlich  einer  im  Jahre 
1901  im  Zusammenhang  mit  den  Erhebungen  fürs  Einkäufer- Ver- 
zeichnis voigenommenen  Befragung  der  Einkaufer,  welche  etwaigen 
Massnahmen  zur  weiteren  Förderung  des  Messverkehrs  noch  er- 
wünscht und  geeignet  scheinen  könnten,  wurde  von  zahlreichen 
Firmen  ausdrücklich  anerkannt  und  betont,  dass  man  mit  der 
neuen  Ordnung  das  Richtige  getrofTen  habe.    Nur  eine  ver- 
schwindende Zahl,  im  ganzen  48  Firmen  oder  0,6  Proz.  der  Be- 
fragten, darunter  22  den  Musterlagerbranchen  angehörige,  oder 
noch  nicht  0,4  Proz.  der  Einkäufer  dieser  Geschäftszweige  befür- 
worteten eine  Aenderung  der  Messverfassung,  meist  dahingehend, 
dass  die  1894  als  einziger  Ausweg  erkannte  Teilung  der  Oster- 
messe wieder  beseitigt  werden  möchte  und  im  übrigen  in  so  ver- 
schiedener Richtung,  dass  eine  bessere  Vereini<,nin^  ihrer  Wünsche 
als  auf  die  geltenden  Termine  gar  nicht  zu  erzielen  wäre. 

Von  grossem  Einfluss  auf  die  steigende  Ausdehnung  des 
Messhandels  in  seiner  neuen  Form  war  aber  auch  eine  Reihe  von 
Tateachen  allgemeiner  Natur.  Die  meisten  Industrien,  deren  Kr- 
zciignisse  im  Messmusterlagerverkehr  vertrieben  werden,  hatten 
sich  in  den  letzten  Jahren  und  Jahrzehnten  ausserordentlich  ge- 
hoben. Die  Erhöhung  der  Lebenshaltung,  die  die  wirtschaftliche 
Aufwärtsbewegung  des  ausgehenden  19.  Jahrhunderts  hervorge- 
rufen hatte,  und  das  mit  ihr  stärker  auftretende  Interesse  für  Ga- 
lanterie- und  Luxuswaren,  die  dadurch  begünstij^te  Blüte  der 
Kunstgewerbe,  die  gleichzeitige  Entstehung  sonsti^^M  zahlreicher 
Industrien,  die  mannigfache  Gegenstände  der  verschiedensten  Ver- 
wendungsarten auf  den  Markt  brachten  untl  der  alten  Aussteller- 
Schaft  zuwuchsen,  nicht  /.um  mindesten  auch  d*  1  Aljschluss  der 
Handelsverträge,  der  auf  die  an   den  Messen  Ijcleiligtcn  ICxport- 

Z«iuchrift  Iw  die  gn.  StaMswiMeiuch.   Erttantiuigiheft  11.  1 
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Industrien  ungemein  fördernd  wirkte  alle  diese  Umstände  tüiirten 
dazu,  dass  der  Musterlac^crverkchr  der  Leipziger  Messen  zu  einer 
grossartigen  l'inttaltung  L^^elanijte  und  Leipzii^  in  ihm  seinen  ehe- 
maligen, zum  Teil  verschw  undenen  oder  zurückgegangenen  Mess- 
handel zu  neuem  Glanz  und  Ruhm  erstehen  sah. 

Ein  beredtes  Zeugnis  des  Aufschwungs  sind  die  Zahlen  der 
Aussteller  und  Einkäufer. 

Im  Jahre  1S93  belief  sich  die  Zahl  der  bekannten  und  ver- 
mutlichen Aussteller  aller  (ieschäftszweige»  an  die  die  erwähnte 
Umfrage  wegen  der  zeitlichen  Verlegung  der  Messen  gerichtet 
wurde,  auf  1961,  wovon  1277  auf  die  Must'  •  )n-erhranchen  und 
6S4  auf  den  Handel  mit  Rauchwaren,  Leder  und  dcrgl.  und  Tcxtil- 
fabrtkaten  entfielen.  Von  ihnen  antworteten  im  ganzen  925  Firmen, 
darunter  653  Mustcriageraussteller  und  272  den  übrigen  Gescliäfts- 
zweigen  angehörende').  Wie  viele  von  den  IO36  Firmen,  die 
sich  nicht  äusserten,  gleichwohl  Messbesucher  waren,  muss  dahin- 
stehen, jedenfalls  blieb  aber  die  Zahl  der  wirklich  beteiligten  Be- 
triebe hinter  der  der  herangezogenen  Adressen  ziu  iick. 

Demgegenüber  betrug  die  Zahl  der  nach  der  Feststellung 
ihrer  Beteiligung  auf  Grund  ihrer  eigenen  Angaben  ins  offizielle 
Leipziger  Mess-Adressbuch  aufgenommenen  Aussteller 


IL'iiilel  mit 

M  u  >i  i  c  r  - 

Rauchw., 

Zusam« 

in  der 

la     r  - 
branchen 

Leder  und 
dgl,  und 

Texlilfabr. 

mea 
Firmen 

1. 

AuA.  für  ().  0»ter-Vorme&sc  1S97 

1286 

itSb 

2. 

> 

• 

*  Oster-Vor«  und  OstermeBfe  > 

1877 

5«7 

1964 

3. 

* 

»  Michat•U■»mt•^>-L■  1S97  u.  Neuj.-M.  1898 

1649 

639 

22S8 

4- 

> 

> 

»  Osler- Vor-  uml  Osiermesse  » 

1701 

720 

242t 

5' 

J» 

»  Micliaelismesse  1898  u.  Neiij.-M.  1899 

1824 

783 

2607 

6. 

> 

» 

*  Oaler-Vor-  und  (5steriiiesse  » 

1964 

79' 

2755 

7. 

• 

» 

>  Michaelismesse  1S99  u.  Netij.-M.  1900 

217« 

881 

3059 

8. 

» 

* 

•  Oster- Vor-  und  Ostcrmesse  » 

8317 

880 

3 '97 

9. 

• 

» 

*  Michael ismesse  1900  u.  Nettj.-M.  190I 

2437 

973 

34 'ö 

»0. 

•  Oster-Vor-  und  Osiermesse  » 

2634 

Q56 

3590 

II. 

» 

•  Micliaehsmessc  1901  u.  Neuj.-M.  190a 

2537 

97S 

.1515 

la. 

>  Oster-Vor-  und  Osiermesse  * 

2659 

3010 

«3. 

• 

»  Michr\elismes«e  1902  u  Neiij.-M.  1903 

2780 

936 

u. 

• 

»  Oster- Vor-  und  Ostcrmcsse  » 

2658 

923 

3581 

• 

•  Michaclismeste  1903  tt.  Neuj.-M.  1904 

2889 

? 

Die  Zahl  der  nach  analuf^cn  l'c^tsti  llungon  und  Anmeldungen 
im  Einkäufer- Verzeichnis  aufgenommenen  Einkäufer  war 


1)  /W//C,  UniLi  1,1-Li)  S.  6. 

2)  Noch  nicht  genau  tcststehcud. 
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Muster- 
lager- 
branehen 


Handel  mit 
Kauchw., 

Leder  und 
dgl.  und 
Textiifabr. 


ZtfMun« 

roen 
Filmen 


in  der  l.  Auflai;e  1894 

»  -  a.  •  1895 

.  >■  3.  •  JS^b 

»  »  4.  »  IS97 

>  »  5.  •  I89S 

»  »  6.  •  1899 

•  »  7.  »  1900 

»  >  S.  •  1901 

»  '  9.  »  1902 

»    »  10.     »  1903 


79Ji 
I4S9 
1485 
1637 
1048 
»4«6 
4809 
5595 
6401 
7&79 


1171 

143« 

1425 

1396 

1425 
1 864 
2023 
307» 
1935 


1963 
2860 


2910 


303. 


■"1  «T 

5330 
6832 
7667 
8336 


Zu  beiden  Zahlenreihen  ist  zu  bemerken,  dass  ihr  rasches  An* 
wachsen,  namentlich  gegenüber  den  ersten  Auflagen,  nicht  aus- 
schliesslich auf  der  Steigerung  des  Vefkehrs,  sondern  zu 
einem  Teile  auch  auf  der  fortgesetzten  Vervollkommnung  der 
Vorkehrungen  beruht,  die  eine  möglichst  erschöpfende  Erhebung 
bezwecken,  doch  beweist  gerade  die  Tatsache,  dass  sich  trotz 
solcher  statistisch -technischer  Verbesserungen  Zunahmen  auch 
späterhin  immer  noch  aufs  neue  herausgestellt  haben,  den  wirk- 
lichen, dauernden  Aufschwung. 

I)  Noch  nicht  genau  featttehcnd. 


3* 
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UI. 


Die  heutige  Ausdehnung  und  Gestaltung  des  Mess- 


a)  nach  Zeit,  Ort  und  Gegenstand  der  Ausstellung. 

Dem  Vorhergehenden  ist  zum  Teil  bereits  mit  zu  entnehmen, 
zu  welcher  Ausdehnung  und  Gestaltung  der  Messmuster lagcrver* 
kehr  gegenwärtig  gelangt  ist.  Wie  es  sich  damit  im  einzelnen 
verhält,  soll  im  folgenden  Abschnitt  eine  nähere  Darstellung  finden. 

Ueber  seine  Gestaltung  und  Ausdehnung  in  Bezug  auf  die 
Zeit  ist  dem  Gesagten  nur  Weniges  hinzuzufügen.  Wie  wir 
sahen,  konzentriert  er  sich  auf  zwei  Zeitpunkte  im  Jahre,  die 
durch  die  Mws-Ordnung  gesetzlich  geregelten  Termine  der  Oster- 
Vormesse  und  Michaelismessc,  von  denen  die  erstere  am  ersten 
Montag  im  März,  die  letztere  am  letzten  Sonntag  im  August  be- 
ginnt. Dass  sich  der  Hauptverkehr  in  den  Musterlagem  nicht  auf 
die  vollen  1 3  Tage  der  ( )stervormesse  und  die  22  Tage  der 
Michaelismesse  ausdehnt,  aul  die  er  sich  nach  der  Mess-Ver- 
fassung  erstrecken  diiilte,  sondern  in  der  Regel  aut  tlic  erste 
W  oche  beschränkt,  wuiilc  L^K  ichfalls  bereits  erörtert.  Noch  fest- 
zustellen bleibt  dagegen,  in  welchem  Umfang  jede  der  beiden 
Messen  Vi>n  An^stellern  und  Einkäufern  Ix-suclit  wird.  Uie  weit- 
aus überwiegende  Mehrzahl  aller  Veikäuler,  ebens<i  die  grosse 
Mehrzahl  der  1  ".ink.iufer.  beteiligen  sicii  sowohl  an  der  (Xstcr- 
Vorniesse  als  auch  an  tler  Michaclismesse.  Nach  den  llrhehungen 
des  Mess-Au>schu^se^  tiir  die  14.  Auflage  des  Mess-Adrcs-«l)uchs 
und  die  10.  Autlagc  des  Einkäufer- Verzeichnisses  waren  von  der 


Musterlagerverkehrs. 


GenmtMhl  der         B«"cher  der 

Ostervormesse 


Besucher  der 
MiclMelismesse 


Au«teller  '2658):  2646 

deutschen  Einkäufer  (5978):  4S85 

ausländ.        >  (1601):  1424 

Einkftafer  fiberbAupt  (7579):  6309 


99.5 
82 


89 
84 


2414 
4498 

5"73 


91         2402  90.5 


76  3405  57 
42  498  31 

69         3903  52 
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Wie  hinsichtlich  der  Zeit  weist  der  Messmusterlagerverkehr 
auch  hinsichtlich  des  Ortes  der  Ausstellung  eine  grosse  Kon- 
zentration auf.  Die  Stätten,  an  denen  er  sich  in  der  Hauptsache 
abspielt,  befinden  sich  innerhalb  eines  wenige  Strassen  zählenden, 
annähernd  quadratischen  Viertels,  das  nicht  mehr  als  etwa  $4  ooo  qm 
oder  noch  nicht  den  neunten  Teil  der  nur  wenig  ausgedehnten 
inneren  Stadt  einnimmt  (nind  490000  qm  ohne  die  Fläche  des 
sie  umfassenden  Promenadenrings).  Den  Rahmen  dieses  Mess- 
musterlagerviertels,  dessen  zwischen  200  und  290  m  lange  Seiten 
den  vier  Himmelsgegenden  zugekehrt  sind,  bilden  im  Osten  die 
Universitäts-Strasse,  im  SQden  die  Magazingasse  mit  ihrer  Peters- 
kirchhof benannten  Verlängerung,  im  Westen  die  Peters-Strasse, 
im  Norden  der  Markt  und  die  Grimmaische  Strasse,  wobei  von  einigen 
von  aussen  einmündenden  Strassen,  wie  z.  B.  der  Reichs-Strasse, 
Hain-Strasse  u.  s.  w.  und  verschiedenen  in  der  Nähe  des  Viertels 
gelegenen  Hotels,  in  denen  ebenfalls  ausgestellt  wird,  abgesehen 
ist  £s  gehören  femer  dazu  eine  Strasse  namens  Neumarkt,  die 
das  Viertel  nordsüdwärts  schneidet  und  mehrere  diese  Strasse  mit 
der  Universitäts-Strasse  einerseits  und  der  Peters*Strasse  ander- 
seits verbindende  Gassen  und  Durchgänge.  Uro  die  Lage  der 
genannten  Strassen  zu  einander  und  innerhalb  der  inneren  Stadt 
zu  veranschaulichen,  ist  im  Anhange  der  kleine  Stmttplan,  den 
der  Mess-Ausschuss  für  die  Messen  bearbeitet  hat  und  den  Mess- 
adressbüchem  einfügen  lässt,  l)eigegeben  ' ). 

Innerhalb  dieses  Mess-Viertels  zeigt  der  IVless-Musterlagerver- 
kehr  abermals  eine ,  beständig  zunehmende ,  Konzentration  auf 
wenige  grosse  Ausstellungs-Gebäude.  >»ach  den  J.rhcbungon  tiir 
die  14.  AuHai;c  des  nffiziclK  n  LiMpzigcr  Mess-Adressbuclis  stellten 
1587  Firmen  oder  rund  60  l'ro/..  alUr  Aussteller  in  insgesamt 
nur  14  Gebäuden  mit  mciir  als  jc  40  LoUalon  und  Ständen  aus. 
Das  grösste  davon  ist  das  den  ganzen  Raum  zwischen  Xruiuaikt, 
Kupt'ergasschen,  Universitäts-Strasse  und  Gew  antlgässclu-n  liillende 
Städtische   Ivmiiiaus   mit   einer  (irundfläche  53CX:)  qm  ein- 

schliesslich oder  4500  qm  ausschlii  sslich  des  in  seiner  Mitte  be- 
findlichen Hofes  und  einer  Ausstellerzahl  von  364  l-'irmen.  Es 


i>  Die  im  nördlichen  Teile  der  inneren  Stadt  rot  hervortretenden  Ge- 
bSude  und  Ilüfe  dienen  dem  Mcss-Handel  mit  Rauchwaren ,  Borsten  u.  deryl. 
(nrühl/I'ark-Str.)»  Leder  (Ritter-Str./Goelhe-Str.)  and  Tuchen  (Hain-Str./Gr.  Flei- 
ücbcrgasse). 
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folgten  dann  nach  der  Zahl  der  Aussteller  das  Gebäude  Peters- 
Strasse  44  (»Leipziger  Messpalast  Rudolf  Fleischhauer«)  mit  277 
Firmen,  darunter  in  einem  Stockwerk  für  sich  123  Kollektiv- 
Aussteller  der  »Papiermesse«,  der  »Reichshof«  (Ecke  Grinunai- 
sche  und  Reichs-Strasse)  mit  206  Firmen,  das  Grundstück  »Auer- 
bachs Hof«  zwischen  Neumarkt  und  Grimmaischer  Strasse  mit 
132  Ausstellern,  das  Geschäftshaus  der  Firma  Moritz  Mädler 
(Peters^trasse  8)  mit  114  Aussteilem,  femer  vier  Gebäude  mit 
je  etwa  80  Aussteilem  (Markt  16 —  Peters-Str.  7,  Peters-Str.  17, 
Peters-Str.  20,  Peters-Str.  25)  und  fünf  mit  je  40—50  Aussteilem 
(Neumarkt  20/22,  Neumarkt  3,  Universitäts-Str.  18/24,  Peters-Str.  24 
und  Peters-Str.  26).  Daneben  gab  es  etwa  noch  ein  Dutzend  Ge- 
bäude, in  denen  je  20 — ^40  Musterlager  untergebracht  waren,  wäh- 
rend sich  der  Rest  der  Ausstellerschaft  auf  eine  grössere  Anzahl 
sonstiger  Häuser  des  Messvierteb  selbst  und  seiner  unmittelbaren 
Umgebung  verteilte. 

Die  Waren,  die  den  Gegenstand  der  Ausstellui^  in 
di^en  Musterlagem  bilden,  sind  der  mannigfachsten  Art.  Um 
einen  besseren  Ueberbltck  Ober  sie  zu  gewinnen,  als  ihn  die  blosse 
Aufzählung  der  zahlreichen  im  Branchenteil  des  Mess-Adressbuchs 
vorkonmienden  Gmppen  gewähren  würde,  werden  wir  sie  in  ein 
möglichst  einheitliches  System  zu  bringen  haben.  Es  bieten  sich 
dazu  zwei  Haupt-Einteilungsgründe,  von  denen  der  eine  auf  das 
Angebot  und  die  Erzeugung,  der  andere  auf  die  Nachfrage  und 
den  Verbrauch  hindeutet,  nämlich  Stoff  bez.  Herstellungs- 
art auf  der  einen,  und  Gebrauchszweck  bez.  Verwen- 
dungsform auf  der  andern  Seite. 

Die  im  Musterlagcrvcrkehr  ausgestellten  Waren  sollen  im 
folgenden  zunächst  nach  dem  ersten  und  hierauf  nach  dem  zweiten 
dieser  l>cidrn  Prinzipien  klassifi/.ieit  werden.  Bei  ihrer  Einteilung 
nach  StofT  und  I  lersiellungsait  wird  indessen  dieses  Moment  für 
sich  allein  nicht  v()llii^  ausreichen,  da  viele  lüztMiL^nisse  nicht  aus- 
schliesslich oder  vuiwie^end  aus  einem,  ^(>nde^n  au^  uiclireren 
StotYc  n  zugleich  hergestellt  sind  M.  Zur  \'ei  voUständigung  des 
Systems  wird  deshalb  nebenher  auch  das  rimzj]>  der  V  erwendung 


1)  Entmin ^hau.^  glaubt  aus  diesem  («runde  die  Uiuurscheiduug  der  Waren  nach 
4«r  Verwendung  allgemein  Tonciehn  za  sollen,  gibt  jedoch  zu.  das«  auch  diese 
Klassifikation  ihre  Mängel  habe»  da  in  sahireichen  Gewerben  verschiedenen 
Zwecken  dienende  GegensUnde  hergestcIH  wflrden.  Allg.  Gewerkslehre,  Berlin 
1S68,      19  ff. 
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bereits  mit  herangezogen  werden  müssen,  wie  dies  die  Keichs- 
Gewerbe-Statistik  tut,  indem  sie  von  den  15  Gewerbe-Gruppen 
ihrer  Gewerbe^Abteilung  B  (Industrie  einschl.  Bergbau  und  Bau* 
gewerbe)  7  nach  dem  verarbeiteten  Stoff,  5  nach  der  Art  der 
Herstellung  bez.  der  Gewinnun«^  und  3  nach  dem  Zweck  oder 
der  Art  der  Verwendung  bildet,  während  die  innerhalb  der 
Gruppen  unterschiedenen  Klassen  und  Arten  teilweise  und  zwar 
wiederum  vorw  icgcnd  auf  Stoff  oder  Herstellungsart  und  teilweise 
auf  den  genannten  andern  Einteilungsgründen  beruhen.  An  das 
in  dieser  Weise  aufgestellte  System  kann  sich  unsere  Klassifikation 
der  zu  den  Musterlagermessen  vertriebenen  Erzeugnisse  anlehnen. 

Von  welchen  einzelnen  Gcwerbe^Arten  im  Messmustcrlagt  1 - 
verkehr  Erzeugnisse  vertrieben  werden  und  wie  gross  die  Zahl 
ihrer  Aussteller  ist,  geht  aus  der  Ueberstcht  der  Anlage  IV  her- 
vor Von  allen  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  zum  Gewerbe 
L;chüiigcn  Gcwerbc-Arten  überhaupt  (242)  sind  danach  I02  oder 
42  l'roz.  an  den  Leipziger  Mustcriagennessen  mehr  oder  weniger 
beteiligt  und  zwar  verteilen  sich  diese  I02  (iewerbe- Arten  auf  die 
sämtlichen  13  Gcvvcrl)c--(iruppen,  die  nach  der  Ausscheidung  der 
örtlich  i^febnndcnen  Bergbau-  iinil  naugc\vcil)e  ((iruppen  III  11.  XV) 
als  ( ii\-,aiiitiieit  der  eigentlichen  liuhistrien  übrig  bleiben.  Zu  den 
Ausstellerzahlen  ist  zu  bemerken,  dass  eine  Keihe  von  Kirrncn 
unter  mehreren  Gewcrbc-Artcn,  -Klassen  oder  auch  -Cjruppen  zu- 
gleich vorkommen,  doch  beträgt  die  Summe  der  in  der  Tabelle 
erscheinenden  Zahlen  nur  '/i  und  einen  Bruchteil  der  wirklichen 
gesamten  Aussti-llerzahl  und  dieses  X'erhaUnis  wirtl  noch  kk'incr, 
wenn  man  zum  Zwecke  eines  summarischen  Leberbhcks  wenige 
c,rf)sse  I  laui)t-(  jruppcn  bildet,  da  hierbei  ein  Teil  der  Doppelauf- 
tiihrimgen  wegfällt.  Kine  solche  Zusanuiu-ntassung  hat  am  besten 
aut  dit  nachstehende  Gruppierung  hinauszulauten  und  ergibt  dann 
das  folgende  Bild  : 


i)  Diese  Ucbersicht  sowie  die  gesamte  übrige  in  diesem  Abschnitt  vorkom- 
mende Aussteller-Statistik  ist  auf  f'.rntid  der  Erhebungen  für  die  lo  Atid.  des  off. 
Leipz.  Mess-Adressbuchs  (1901)  autgcniacht.  Kine  so  wesentliche  Aenderung  in 
Umfang  und  Zusammensetzung  des  Aussteller-Verkehrs,  dass  eine  vollständige  V.v- 
neaeniog  des  gaoxen  im  folgenden  wiedcrgegebeneti  Zahlemiwterials  errorderlich 
wlre»  ist  seitdem  nicht  eingetreten.  (Vgl.  die  chronol.  Zasammenstellung  ol>en  «uf 
S.  34)- 
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1)  Gcwerbe-Kla&se  IVd  (Kt:amikj   360  Ausslelter 

2)  •  »      IVc  (Giaswaren)      .   iSl  » 

3)  •      Klamen  V  l>  u.  c  (Meullwaren)   5SO  • 

4)  <Jnippf  XII  (Waren  aus  Höh-  und  Si  1uu;/sioiTen)  572 

5)  »      Gruppen  X  u.  XI  (Papier-,  Gummi-  u.  Letlcrwaren)  482 

6)  die  übrigen  Gruppen  und  Klassen   739       •  *)l 

Der  im  vorhergehenden  durchgeführten,  im  wesentlichen  auf 
der  Unterscheidung  nach  dem  Stoff  beruhenden  Einteilung  soll  jetzt 
eine  solche  nach  dem  Gebrauchszweck  an  die  Seite  gc* 
stellt  werden.  Mehr  oder  weniger  auf  diesem  Prinzip  begründete 
Klassifikationen  finden  sich  vielfach  vor,  z.  B.  in  der  schon 
erwähnten  £mmim^/iaus*schen  Gewerkstehre  *),  in  dem  Katalog 
der  Pariser  Weltausstellung  von  1900')  und  in  der  systematischen 
Gruppierung  der  Waren  in  der  Handelsstatistik  zu  einer  An* 
iehnung  in  ähnlicher  Weise  wie  an  die  Reichs-Gewerbe-Statistik 
bietet  sich  aber  für  unsem  Zweck  nirgends  Gelegenheit,  vielmehr 
werden  wir  uns  ein  dafür  geeignetes  System  schaffen  müssen. 
Die  Gruppen,  die  es  zu  enthalten  hat,  und  die  Mess -Verkaufs* 
artikel,  die  unter  sie  fallen,  sind  die  folgenden : 

Gruppe  I ,  Kunst-  und  L  u  x  u  s  g  e  g  e  n  s  t  ä  n  d  e.  Zu 
ihr  sollen  die  Gegenstände  gerechnet  werden,  die  ausschliesslich 
tien  Genuss  ihres  AnbHcks  zu  gewähren  bestimmt  sind  :  l'iguron 
und  Hüsten,  Xippsachen,  Wandplatten,  Bilder,  Heiligen-  und  VVall- 
fahrtsartikel,  oik-r  die  zugleich  auch  cmcn  ])r.ikli'>ch(  n  Zui-ck  /u 
erfüllen  haben,  ihre  \vesentliclu>  lügciischatt  als  Kunst- uiui  l.uxiis- 
gegenstände  aber  in  ihvcy  Bezeichnung  andeuten  :  Vasen,  Jaidi- 
nieren  und  sonstige  l^lununbrli.iltnisse,  Album-,  Photographie-, 
Uhren-,  Lampen-  und  «ioldfisch -Ständer .  Vogilkafige ,  BiKln-, 
Spiegel-  und  Pholographie-Kalnncn,  Säulen,  Salontische,  Wand- 
schirme, Spiegel,  ICtagcren  uiul  andere  Luxusmöbel.   Line  weitere 

1)  1%  situ!  «üfs-  .Iii  A;i--le!!cr.  die.  wie  noch  n.^her  zu  crurlern  sein  wir«),  :ils 
Kabriknnteii  otkt  \  <  i  k^ei  iii  .^pailc  4  der  Tabelle  Vf<rk'>minen.  ,'us.immen  ^  »^4. 
darunter  H05  Dujipclaufführungcn,  milhin  2179  ver^chietieue  Finnen.  Nicht  nuifjc- 
ithtt  lind  Also  die  in  Spalte  5  und  6  cathaitenen  Grossisten  u.  s.  w.  und  Agenten 
mit  denen  snsammen  sich  die  Zahl  der  ausstellenden  Firmen  auf  2445  belftufi« 
I>er  Unterschied  v<>n  iSo  Firmen  gegen  die  i»hen  S.  34  anfjeführte  Au^stellerzahl 
(2634)  beruht  darauf,  iJass  eine  Reihe  Firmen  bei  der  Aufbereitung  des  Krhebunf;>- 
materials  r^ll«^/u^^^bt'i(!en  waren,  z.  B.  scdchc.  die  ihren  Messbesuch  als  unbestimmt 
bezeichnet  oder  über  ihren  Ge&chäfuzweig  nur  ganz  allgemeine  Angal>eu  gemacht 
hauen  wie  »Kuriwaren«,  •Galanteriewaien« ,  «Blldcrartikcl«,  »Exportartikel«. 

2)  a.  a.  O«  S.  30  ff. 

3)  Amtl.  Katalog  d.  Ausst.  des  deutschen  Reichs  S.  419. 

41  z.  6.  Statistik  des  deutschen  Reichs  Neue  Fo^e,  Bd.  129,  Berlin  1900 
S.  366—392. 
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Keihe  Artikel,  die  ihr  der  Beschaffenheit  nach  gleichfalls  zugeteilt 
werden  könnten,  den  praktischen  (Gebrauchszweck  aber  mehr  in 
den  Vonleic^rund  treten  lassen,  sei  es  als  Beleuchtunt^sc^cgen- 
stände,  Tafelgeräte,  Uhren,  SchreibtischutenstUen  oder  Toilettc- 
artikel,  werden  dagegen  besser  den  nächsten  Gruppen  zuzuteilen 
sein. 

Gruppe  2,  ßeleuchtungsgegenständc.  Zu  ihr 
zählen  die  für  die  Beleuchtung  gebrauchten  Gegenstände  ver- 
schiedenster Art :  Lampen,  Kronleuchter,  Ampeln,  Kerzen,  Leuch- 
ter, Lichtmanschetten,  Feuerzeuge  u.  dergl. 

Gruppe  3,  Tafelgeschirr  und  Tafelgerät c.  Sie 
vereinigt  die  auf  der  Tafel  erscheinenden  Erzeugnisse  vor  allem 
der  keramischen  und  Glas-,  aber  auch  der  Metall-  und  anderen 
Industrien:  Tafelservices,  Tafelaufsätze,  Bowlen,  Syphons,  Liqueur- 
sätze,  Bierservices,  Krüge,  Becher  und  Pokale,  Weinkühlcr,  Ser- 
vierbretter, Rolltischdecken«  Menagen  und  sonstige  Tafelgeräte, 
während  die  Tafel-Messer,  -Löifel  und  -Gabeln,  da  von  den  in 
der  Küche  verwendeten  kaum  trennbar,  lieber  der 

Gruppe  4,  Küchengeräte  und  Wirtschaftsge- 
genstände, mit  einzuordnen  sind.  Sie  umfasst  zwei  in  ihren 
Gebrauchszwecken  einander  verwandte  Gattungen  von  Artikeln, 
einerseits  zur  Beschaffung,  Zubereitung  und  Aufbewahrung  der 
Nahrungsmittel  bestimmte:  Gartengeräte,  Markttaschen  und  -Netze, 
Wagen,  Kochöfen,  Kochgeschirr,  Backformen,  Messerwaren,  Löffel, 
Gabeln,  Korkzieher,  Eieruhren,  Brot-  und  Gurkenhobet,  Gewürz- 
und  Eierschränke,  Salzfasser,  Eisschränke,  Küchenmöbel,  ander- 
seits der  Instandhaltung  der  Wohnung  und  Kleidung  sowie  der 
Annehmlichkeit  der  Bewohner  dienende:  Möbelklopfer,  Federwedel, 
Bürsten  und  Pinsel,  Wichskasten,  Matten,  Läufer,  Teppich-Kehr- 
maschinen, Wringmaschinen,  Gardinenspanner,  Kleiderbügel, 
Wäsche-Klammern  und  -Leinen,  Zuggardinen-Einrichtungen,  Jalou- 
sien, Schlösser,  Werkzeuge,  Leitern,  Mausefallen,  Schornsteinauf- 
sätze, Thermometer,  liade<»fen,  Wärmeflaschen,  ßadeartikel.  Schwäm- 
me, Hängematten,  I'eld-  und  Klappstühle,  Kloset-Apparate. 

Gruppe  5,  (i  a  1  a  n  t  e  r  i  e  w  a  r  e  n  ,  Reise-  und  I  o  i- 
1  e  1 1  e  a  r  t  i  k  e  1.  1  K-n  /.u  ihr  geh*  »i  enden  Waren  ist  im  Cjcgen- 
sal/  zu  denen  der  obigen  vier  ( Ii uppi  n  gemeinsam,  dass  sie  aus- 
schliesslich von  einer  Person  heniitzt  werden.  Sie  dienen  die>er 
leils  zur  Verschönerung,  Ik-k leidung  oder  Schmiickung  des  Kt»r- 
pers,  wie  Kammwaren,  l'risierzangen,  Rasiermesser,  Partümcrien, 
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Necessaires  und  sonstige  Toilctteartikel,  Nadeln,  Kn()pfe.  I  losen- 
träger,  Gürtel,  Hut-  und  Haarschinuck,  ührj^cliänge,  Ketten,  Bro- 
schen, echte  und  unechte  Bijouterien,  J  teils  als  Utensilien  oder 
Behältnisse,  die  von  ihr  dauernd  oder  zeitweise  getragen  oder 
mttgcfuhrt  werden:  Brillen,  Klemmer,  Operngläser,  Fächer,  Pom- 
padours, Taschen,  Portefeuille,  Etuis,  Zigarrenspitzen  und  -Ab- 
schneider, Schnupftabakdosen,  Tabakpfeifen,  Schinne,  Stöcke, 
Plaid-  und  Schirmrienten,  Koffer  und  sonstige  Reiseartikel. 

Gruppe  6,  Spielwaren.  Unter  sie  fallen  die  tausen- 
derlei Sächelchen,  die  die  künftigen  Beschützer  und  Ernährer  zu 
unterhalten  und  heranzubilden  haben :  Soldaten,  Festungen,  Waffen, 
Fahnen  und  andere  Milttärrequisiten,  Spiel-  und  Schaukelpferde, 
Pferdeställe,  Kollwagen,  Eisenbahnen,  Kaufläden,  Baukasten  und 
Laubsägekasten,  oder  ähnliche  Aufgaben  für  die  dereinstigen  Mutter 
und  Hausfrauen  erfüllen  sollen:  Badekinder,  Täuflinge,  gekleidete 
und  ungekleidete  Puppen  und  Püppchen  aller  Grössen  und  Gat- 
tungen, Puppenstuben  und  -Küchen,  Puppenwagen,  -Möbel,  -Betten, 
-Koffer  und  sonstige  Ausstattungsartikel,  Puppen-Schnittmuster  und 
Kinder-Kochherde  und  endlich  solche,  die  beiden  aufwachsenden 
Geschlechtem  und  zum  Teil  auch  Erwachsenen  Vergnügung  und 
Anregung  zu  gewähren  bestimmt  sind :  Glas-  und  Stetnmärbel, 
Gummibälle,  WoU-  und  Plüschtierchen,  Aufstellschachteln,  mecha- 
nische und  optische  Spielwaren,  Kinder-Gartengeräte,  Gartenspiele, 
Gesellschafts-  und  Beschäftigungsspiele,  Schach-  und  Damenbretter, 
Zauberapparate,  Luftballons,  Vexier-,  Scherz-  und  Juxartikel.  Nicht 
mit  hierher  rechnen  wollen  wir  hingegen  Artikel,  deren  Aufgabe 
im  Unterschied  zu  den  Spielwaren  in  engerem  Sinne  mehr  in  einer 
besonderen  Richtung,  nämlich  in  der  der  Entwicklung  ganz  be- 
stimmter körperlicher  oder  geistiger  Fähigkeiten  und  Fertigkeiten 
liegt,  vielmehr  dürften  die  Waren  dieser  Art  —  z.  B.  Zimmer- 
tumgcräte,  Schlittschuhe,  Jugendschriften,  Kolorierbücher,  Karben- 
kasten, Kindermusikinstrumente  —  zweckmässiger  anderen,  noch 
anzuführenden  Gruppen  einzureihen  sein,  von  denen  sie  sich  über- 
dies nur  schwer  trennen  lassen  würden.  Von  der  Gruppe  Spiel- 
waren seien  ferner  ausgeschieden  zu  Gunsten  der 

Gruppe  7 ,  D  e  k  o  r  a  t  i  o  n  s  a  i  t  i  k  e  I ,  C  h  r  i  s  t  b  a  u  ni- 
schmuck,  Attrappen,  K  a  r  ii  i  \  a  1  -  und  K  o  t  i  1  1  o  n- 
artike!  v'mv  Reihe  V(»n  Gci;i:nständcn.  die  wie  .Attrappen  in 
Gestalt  von  Figuren  oder  I-'rüchten,  Higolphuns.  Kot  11 K  »norden, 
Masken  u.  s.  w.  ihr  Leben  häufig  als  Spielsachen  beschlicssen, 
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zunächst  aber  bei  Geschenken,  Festen  und  dergl.  Gelegenheiten 
Verwendung  finden.  Ausser  Attrappen,  Bonbonnieren,  Masken, 
Karneval-  und  Kotiltongegenständen  begreift  die  Gruppe  noch 
andere,  vorwiegend  dekorativen  Zwecken  dienende  Waren :  Christ- 
baumschmuck, Lametta,  Düten,  Knallbonbons,  Uluminationslatemen 
und  Feuerwerkskörper,  künstliche  Blumen  und  präparierte  Pflanzen, 
Makartbouquets,  Papierausstattungen,  Blumentopfhüllcn,  Fliegcn- 
bälle,  Lampenschirme  und  Sargverzierungen.  Ihr  zuzugesellen  ist 
auch  die  Warengattung  »Japan-  und  Chinawaren«,  unter  der  im 
Zweifel  Zimmerdekorationsartikel  in  erster  Linie  stets  mit  zu  ver- 
stehen sind,  sodass  ihre  Hinfügung  an  dieser  Stelle  der  ausschliess« 
liehen  Einordnung  unter  eine  der  Gruppen  i  bis  7  oder  unter 
die  Gruppe  8  vorzuziehen  sein  möchte. 

Gruppe  8,  Schreib-  und  Zeichenwaren,  Schul- 
und  Bureauutensilicn.  Sie  enthält  einesteils  Artikel,  die 
Unterlage  oder  Mittel  der  ^l  aphischen  Darstellung  von  Gedanken 
sind:  Papier,  Gratulationskarten,  Patenbriefe,  Ansichtspostkarten, 
Poesiealbums,  Notizbücher,  Geschäftsbücher,  Etiketten,  Briefum- 
schläge, Blei-  und  Farbstifte,  Kreide,  Schiefer-Griffel  und  -Tafeln, 
Tinte,  Federn  und  Federhalter,  Tintenlöscher,  Farben,  Tusche, 
Stempel,  Schreibmaschinen,  Kopicrutensilicn,  Rechenmaschinen, 
Reisszeuge,  Lineale,  Kolorierbücher  und  Hemalungsartikel,  Ab- 
ziehbilder, Siegehnarkon,  Bilderbogen.  Jugendschriften,  Kalender, 
Bücher  und  I*'achzeitschriftcn,  andernteils  (jcgenstände,  die  Ma- 
terialien und  Utensilien  der  eben  bezeichneten  Art  oder  mit  ihrer 
Hilfe  hergestellten  l'rzrugnissrn  zur  Aufbewahrung  dienen  :  Schreib- 
pulte, Schri-il)inaj)j)en.  Schrrilv.c  uge,  l  inteutä.sser,  l^'ederkasten, 
laibkasten.  Bridorthiei  und  Hiief  beschwerer,  Sammelmappen, 
Schultaschen,  ßnctniarken-  und  Tostkartenalbums. 

( i  r  u  j )  p  e  9 ,  Musikinstrumente,  Uhren  und  A  11  - 
t  o  m  a  t  c  n.  Zu  ihr  gehören  Vorrichtungen,  die  das  <  >hr  und 
das  Auge  durch  die  auf  ihnen  hcrvorgerutenen  melodischen  und 
rhylhmisclu  n  X'organge  ergötzen,  tcrner  solche,  die  die  Zeit  messen 
und  deren  Verlauf  anzeigen,  endlich  solclie,  i\'u\  im  X'oilzug  ihrer 
Dienste  gleichfalls  an  gcnati  abgemessene  Zeiteinheiten  gebunden, 
in  mit  ihnen  \  i-rbiindenen  liehältnissen  Münzen  und  (iegenstände 
aufnehmen,  bezw.  automatisch  daraus  verabfolgen;  1  Jrehpianinos, 
Harmoniums,  Pianos,  Geigen,  Mund-  und  Ziehharmonikas,  Möten, 
Guitarren,  Zithern,  Saiten,  Holz-  und  Metall-Hlasinstrumente,  Dreh- 
orgeln, Phonographen,  automatische  Musikinstrumente  aller  Gat- 
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tungcn  und  Grössen  von  den  Spieldosen  bis  zu  den  Riesen- 
orchestrioTJs,  sonstige  Musikinstrumente  \),  Kindermusikinstrumente, 
Uhrwerk-Bilder,  mechanische  Schaufensterfiguren,  Kinematographcn» 
Taschen-  und  Zimmer-Uhren ,  Uhrfoumituren  und  Uhrgehäuse, 
Waren-Automaten  und  Kontrollkassen. 

Gruppe  to,  Wisse nschaft liehe  und  gewerbliche 
Instrumente  und  Bedarfsgegenstände,  Sport- 
a r t i k e  1  und  Fahrzeuge.  Für  diese  letzte  Gruppe  ver- 
bleiben zunächst  Gegenstände,  die  teils  für  besondere  berufliche 
und  gewerbliche,  teils  für  allgemeine  geschäftliche  Zwecke  ge- 
braucht werden :  chemische,  pharmazeutische  und  chirui^gische 
Instrumente  und  Utensilien,  Bandagen,  künstliche  Augen,  Accu- 
mulatorcnkasten,  Isolatoren  und  sonstige  elektrotechnische  Waren, 
Gas-  und  Wasserleitungsgcgenstände,  Maschinen,  z.  B.  Kartonnagen- 
Maschinen,  Mikrometer,  Senklote,  Wasserwagen,  Massstäbe,  photo- 
graphische Bedarfsartikel,  Lupen  und  Linsen,  Lack,  KlebestofTe, 
Beschläge,  Glasbuchstaben,  Firmenschilder,  Plakate,  Schaufenster- 
einrichtungen, Blechemballagen,  Kisten.  Hinzugefügt  seien  diesen 
Warengattungen  weiter,  zur  Vermeidung  der  Bildung  noch  mehr 
kleinerer  Gruppen,  die  noch  übrig  bleibenden,  sportlichen  und 
Beförderungszwecken  dienenden  Dinge :  Sportartikel,  Jagdartikcl, 
Angelutensilien,  Peitschen,  Waffen,  Schlittschuhe,  Turngeräte,  Fahr- 
räder und  Fahrrad-Garnituren,  Wagen,  Kinderwagen,  Leiterwagen, 
Krankenfahrstühle  und  Schlitten. 

Ordnet  man  die  Aussteller  in  diese  zehn  Gruppen  ein,  so 
bietet  sich  die  Uebersicbt  auf  S.  45. 

In  dieser  Zusammenstellung  fehlen  eine  Reihe  von  Ausstellern, 
die  keine  näheren,  den  Gebrauchszweck  ihrer  Waren  andeutende 
Angaben  gemacht  haben.  Für  das  Gesamtergebnis  ist  dies  in- 
dessen belanglos,  da  derartige  Fälle  verhältnismässig  selten  sind. 
Den  Zahlen  ist  femer  hinzuzufügen,  dass  viele  Aussteller  in  meh- 
reren der  zehn  Gruppen  und  manche  auch  in  mehreren  der  vier 
Spalten  a— d  zugleich  vorkommen.  Für  das  Verhältnis  der  zehn 
Gnippen  zu  einander  und  ihrer  Verteilung  auf  die  Spalten  a  -d 
bleibt  dies  jedoch  ohne  Hedeutung.  Diese  Verteilung  ist  übrigens, 
zumal  das  ILrhcbungsmaterial  oft  nur  den  (iebrauchszweck.  nicht 
aber  zugleich  Stoff  oder  Herstellungsart  Ucr  Ausstellungsgegen- 
stände erkennen  lässt,  ohne  Rücksicht  auf  die  Klassifikation  der 

i)  V^l.  Atiia:^e  iV  unter  VI  f.  1—4;  Kindermu&ikinstrunienti:  »iiid  dort  nicht 
mit  inbegrifTcn« 
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£s  stellen  ans  ; 


;  Finnen 


I    darnnter  erscheinen  als  Aossteller  von 

c.  d. 


1)  Kunst-  und  Luxusg^enstSnde  1  858 

2)  lieieuchtungigegenstfinde    .    .  1  344 

31  Tafelgeschirr   unH    TnfelgerUte  ;  334 

4)  Küchengeräte  urul  \Virl->chafts-  | 

gegenstände  | 

5)  GalanieriewAren .    Reise-    und  ! 

Tuilclteartikel  748 

6)  Spielwaren  ,  723 

7)  1  )eknration^nrtikcl,  riiri^thfttiiti-  ! 

schmuck,  Attrappen,  Karne-  | 
val-  und  Kotillonartikel  .  394 

S)  Schreib-  u.  Zeichenwaren,  Schal- 

und  Bureauarttkel  ....  413 

9)  Mastkinslrumente,  Ubren  und 

Automaten  345 

10)  Wissenschaftliche  und  gcwcrb-, 
liehe  Instramente  n.  B«d«rr»-  r 
gegenstände,  Sportartikel  und  ■ 
Fahrzeuge  |j  327 


Keram.  u. 
Glasararen 

43» 
341 
188 

«57 
150 

106 

37 
35 

65 


b. 
Metall- 
waren 

225 

94 

31« 

311 


73 
88 
81 

62 


I  Waren  aus  Gummi-, 
;  Holz  und  Papier-  u. 
;  Schnittst.  Ledetw. 


178 
28 
36 

238 

300 
186 


70 

99 
38 

49 


t 


93 
32 
8 

163 

167 
164 


118 

147 
18 

96 


Anlage  IV.  und  die  Zusammenfassung  auf  S.  40  crfol^jt,  mit  der 
eine  genaue  Uebereinstimmung  wegen  der  Doj^pelaufführungen 
ohnehin  nicht  zu  erzielen  gewesen  wäre.  Es  sind  daher  /.  h. 
auch  Verkäufer  von  Waren  wie  Glasinstrumenten,  Metallblas- 
instnimenten  und  Holzblasinstrumenten,  die  dort  in  den  Gewerbe- 
klasscn  VI  f  und  g  bezw.  in  der  Gruppe  6  erscheinen,  hier  der 
Vollständigkeit  halber  mit  unter  a,  b  und  c  eingereiht. 

hi  iitijrc  Ausdehnung  und  Gestaltung  des  Mess-Mustcrlagcr- 
verkelirs  nach 

b)  Art,  Zahl  und  Herkunft  der  Aussteller. 

(iej^enüber  dieser  i'rossen  Manni-raltiL;kt  it  und  X'icli^cstaltiL;- 
koit  in  Hezuf(  auf  Stoff,  llerstcllunt^sart  und  Ht  stinimuni4  der  aus- 
«»cstcllten  Waren  erscheint  die  Zusammensetzung  des  Leipzij:;er 
Messmusterlai^^erverkehrs  nach  der  Art  der  Aussteller,  so- 
weit nicht  ihr  Geschatis-Zw  ci.;.  sondern  die  Natur  ihres  H  e- 
t  r  i  e  L)  8  in  I'Vage  kuiinnl.  bis  zu  -rwissem  Grade  gU^ichntassig 
und  cinheitHch,  insofern  nimilich,  als  die  Ausstclierschalt  mit  Aus- 
nahme eines  geringen  Bruchteils  aus  Industriellen  bestellt. 
Ks  geht  dies  hervor  aus  den  in  dem  i'lrhebungsmaterial  und  teil- 
weise in  den  I'innen  selbst  enthaltenen  Bezeichnungen  des  (le- 
schäftszweigs,  die  fast  durchweg  mit  Worten  wie  »Fabrik«,  (Glas-) 
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Hüttes((rlas-)>Raffincric«.  *Manutaktui  ,  Werke  ,  »Fabrikation«, 
Herstellung«,  AVifcrtii^ung' ,  »li,rzeugiing«  und  dcrgl.  zusammen- 
t^c^^etzt  und  vielfach  auch  von  Angaben  über  die  Zahl  der  be- 
schälttt^tcn  Arbeiter  begleitet  sind.  Kinen  gewissen  Anhalt  für 
die  Annahme  der  Eigenschaft  als  Industrielle  bietet  ferner,  soweit 
andere  Untcrlac^(  n  fehlen,  in  zahlreichen  Fällen  die  Herkunft  der 
Aussteller,  die  noch  statistisch  und  kartographisch  zu  veranschau- 
lichen sein  wird.  An  dieser  Steile  mag  aber  bereits  bemerkt 
sein,  dass  die  Mehrzahl  aller  ausstclIiMidc  n  l^'irmen  aus  mittleren 
und  namentlich  kleinen,  über  ganz  Deutschland  und  Mitteleuropa 
verstreuten  Plätzen  stammt,  z.  B.  die  grosse  Hälfte  der  die  Aus- 
stellerschaft entsendenden  Orte  noch  nicht  5000  Einwohner  zählen. 
Im  Zweifel  darf  daher  wohl  überall  da,  wo  eine  Firma  aus  einem 
solchen  kleinen  Ort  ausschliesslich  I'>zeugnisse  einer  bestimmten 
Gewerbeaft  zur  Messe  bringt,  auf  einen  industriellen  Betrieb  gc* 
schlössen  werden,  zumal  wenn  der  Ort  ein  bekannter  Standort 
der  betr.  Industrie  ist.  Ms  wäre  nun  interessant,  festzustellen,  wie 
viele  dieser  am  Leipziger  Messmusterlagerverkehr  teilnehmenden 
Industriellen,  zu  denen  2179  Firmen  oder  89  Proz.  der  Aussteller 
zu  rechnen  sind,  auf  das  gewerbliche  Betriebssystem  der  Fabrik 
und  wie  viele  von  ihnen  auf  das  des  Verlags  hausindustrieller 
Erzeugnisse  entfallen.  Eine  solche  Feststellung  ist  jedoch  leider 
hier  nicht  möglich.  Sie  scheitert  einmal  an  der  Unzulänglichkeit 
der  dem  Material  hierüber  zu  entnehmenden  Anhaltspunkte,  ausser- 
dem aber  auch  an  den  vielfach  vorkommenden,  oft  sogar  vor- 
herrschenden Uebergangsformen,  die  ein-  und  denselben  Betrieb 
gleichzeitig  als  Fabrik-  und  Verlags -Unternehmen  erscheinen 
lassen.  Ebenso  wäre  es  nicht  angängig,  die  Aussteller  aus  be- 
stimmten Orten  und  Gegenden  bekannter  Hausindustrien  etwa 
sämtlich  ohne  weiteres  als  Verleger  zu  zählen,  da  fast  überall 
auch  eine  grössere  oder  kleinere  Zahl  daneben  bestehender  Fabriken 
in  Betracht  kommt.  Im  allgemeinen  lasst  sich  sagen,  dass  die 
Aussteller  von  keramischen  Waren,  Hohl-  und  Kristallglas,  Eisen- 
guss,  Blechwaren,  Erzeugnissen  aus  Nickel,  Kupfer,  Bronze  und 
andern  Metalllegierungen  meist  Fabrikanten,  die  Aussteller  von 
Waren  aus  Papier,  Leder,  Holz  und  sonstigen  Schnitzstoflfen, 
Korbwaren,  Spielwaren,  Christbaumschmuck,  Glasperlen  und  dergl., 
Musikinstrumenten,  Messerwaren  und  andern  Metall* Kurzwaren 
dagegen  töils  Fabrikanten,  teils  Verleger,  in  manchen  dazu  ge- 
hörigen einzelnen  Industrien  auch  vorwiegend  Verleger  sind. 
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Was  für  Fabriken  übrigens  in  den  verschiedenen  Hauptgeschäfts- 
zweigen unter  den  ausstellenden  Betrieben  vorkommen,  zeigt  die 
Zusammenstellung  der  freilich  nur  wenig  zahlreichen  Firmen,  von 
denen  Arbeiterzahlen  ermittelt  sind.  Von  382  Ausstellern, 
die  Angaben  darüber  gemacht  haben,  beschäftigen 

je  10-90  Arbeiter :  51  -  200  Arbeiter .  tt  b  C  r  200  Arbeiter : 

1)  Keramik              Ii  itu%.  330  Arb.)  v>  ('H''  iS^'i  Arb.)  41  (zus.  2t  76;  Arb.) 

2)  Glaswaren             ^  {  '             '    ^  I0(>  2160    »    )  17(»  lo  990    •  ) 

3)  Metallwaren       34  <  »    800    »  )  43  (  •  428$    »  )  18  (  >  8  580   »  ) 

4)  Molzwaren  etc.      33  (  •   "15     *    )  42  (  »  -HOO    »    )  24  (  •  I4  605  ) 

5)  Leder- u.  Papierw.  26  (  •    805    »   )  30  (  ^  3310    »    )  30  (  »  13415    »  ) 

6)  sonstige  Waren   34  (  *  1084    >  )  48  (  »  6030   »  )  47  (  »  88885    «  ) 

136  (tus.4360  Arb.)  212  (ins.  34846  Arb.)  167  (lus.  98338    »  ) 

unter  i  — 6  mehrfach 

vorkotnmentl         32  (  »  1055    »    )  (  >    6435    ^    1    45  i  »    20390    »  ) 

insgesamt               104  'zu*.  v>05  Arb.»  156  (7.115.18411  Ad».>  122  (/us.  77  84S  ,\rb.) 

Unter  diesen  Betrieben  befinden  sich  viele  Aktiengesellschaften, 
Kommandit-Akticngesellschaften  und  Gesellschaften  mit  beschränk- 
ter Haftung.  Die  Zahl  der  überhaupt  als  Aussteller  beteiligten 
industriellen  Unternehmungen  dieser  Arten  und  ihre  Verteilung 
auf  die  einzelnen  Geschäftszweige  stellt  sich  folgendermassen  dar : 

Aktiengesellschaften         Q  eiellsch.ften  mit 

und  KommandugesellBcbaf-  tescb rÄnkier  Haftung 
ten  auf  Aktien: 

1)  Keramik  18  aus  §8  verschied.  Orten  1$  nus  15  verschied.  Orten: 

2)  Cilaswaren  19-14         »  >  5*5         *  • 

3)  Metallwaren  21    »15        >  •  10   »7        *  * 

4)  Holzwarcn  etc.  10  »9        >  >  7*7       »  * 

51  Leder-  u.  Papierwaren    6»5  »  3».^»  • 

6)  Sonstige  Waren  30   »    17         »  »  14        11  » 

104  aus  78  verschied.  Orten  54  aus  48  verschied.  Urien. 

unter  i  bi»  6  mehrlkch 

vorkommend  34   »29        »  v  it»i8        »  > 

insgesamt  7Ö  aus  49  verschied.  Orten     43  aus  30  verschied.  Orlen. 

Neben  der  grossen  Mehrzahl  industrieller  Aussteller,  die  die 
von  ihnen  ausgestellten  Waren  in  eigner  Betriebsstätte  oder  ausser- 
halb des  Hauses  herstellen  bezw.  herstellen  lassen,  sind  am  Mess- 
musterlagerverkehr  als  Verkäufer  weiter  eine  Reihe  von  Firmen 

beteiligt,  die  zwischen  den  l*'abrikanten  und  Verlegern  einerseits 
und  den  deren  W  ai  (  n  autnchmendcn  Händlern  andrerseits  eine 
vcrinittelntle  Stclluni;  einnehmen:  Grosshändler  und  Agen- 
ten. Zu  den  Grosshändlern  zu  zählen  sind  einmal  die  den  Markt 
des  Inlands  und  der  Nachbarländer  versorgenden  Grossisten  im 
engern  Sinne,  sodann  die  namentlich  die  überseeische  Ausfuhr 
bewirkenden  Kommissions-  und  Exportgeschäfte,  wie  z.  B.  Nürn- 


« 
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berg,  Sonneberg,  Wien,  Taris,  Hamburg  solche  als  Aussteller  zur 
Messe  entsenden,  femer  die  zu  ilii  ausstellenden  Huch-  und  Kunst- 
verlagshandlungen und  endlich  auch  eine  Anzahl  Importfirmen, 
die  Fabrikate  Japans,  Chinas,  Indiens,  Amerikas  oder  fremdlän« 
dische  Rohmaterialien  für  die  Messmusterli^erbranchen  wie  Bam- 
busrohr, Horn,  Perlmutter  und  dergl.  zum  Verkauf  bringen.  Alle 
diese  vier  Kategorien  von  Grosshandclsuntemehmungen  haben 
gemein,  dass  sio  s(  Ibständig  zwischen  den  Produzenten  und  den 
weite^rcn  W'iederverkäufern  stehen  und  die  einzelne  zu  ihnen  gc- 
h<»rige  Firma  wegen  des  Bezugs  ihrer  Waren  meist  mit  vielen 
Lieferanten  oder  Kommittenten  desselben  oder  verschiedener  Ge- 
schäftszweige zugleich  Verbindungen  unterhält.  Sic  unterscheiden 
sich  dadurch  von  den  Agenten,  die,  im  Dienste  ihrer  Geschäfts- 
hcrm  stehend,  fär  diese  gegen  Provision  Verkäufe  abschliessen 
oder  in  die  Wege  leiten  und  in  der  Regel  nur  eine  beschränkte 
Zahl  nicht  miteinander  konkurrierender  Firmen  vertreten. 

In  welcher  Weise  sich  die  Gesamtheit  der  Mess-Aussteller 
für  die  Erzeugnisse  der  einzelnen  Gewerbearten  auf  die  drei 
Gruppen  i)  Fabrikanten  und  Verleger,  2)  Grossisten  u.  s.  w.  und 
3)  Agenten  verteilt,  erhellt  aus  der  Anlagt  IV,  Zu  beachten  ist 
darin  der  beim  Auslände  aus  naheliegenden  Gründen  stärkere 
Anteil  der  Grossisten  u.  s.  w. ,  ferner  bei  den  Grossisten  und 
Agenten  aus  Deutschland  sowohl  wie  dem  Auslande  der  Umstand, 
dass  ihre  Zahl  in  den  betr.  Spalten  mehr  hervortritt  als  es  dem 
tatsächlichen  Verhältnis  zu  Spalte  4  bezw.  S  und  12  entspricht. 
Es  ist  dies  der  Fall,  weil  derselbe  Grossist  bezw.  derselbe  Agent 
fast  immer  als  Aussteller  von  Erzeugnissen  mehrerer  Gewerbe- 
arten aufzuführen  gewesen  ist,  sodass  sich  z.  B.  die  Summen  der 
Spalten  $  und  6  auf  das  2^  fr  bezw.  3fache  der  wirklichen  Gesamt- 
zahlen belaufen,  während  die  der  Spalte  4,  wie  schon  früher  be- 
merkt wurde,  nur  '/i  und  einen  Bruchteil  der  tatsächlichen  Gesamt* 
heit  der  Fabrikanten  und  Verleger  ausmacht  Ohne  die  Doppcl- 
aufführungen sind  die  Gesamtzahlen  für  die  drei  Gruppen  die  fol- 
genden : 


Fnbrikanlon  ».  \erlegfr  8179 
2)  Grussisiet),  Kointnissiuns- 


% 
89 


davon  aus 
DeutscUand  %    dem  Ausland«  ^/^ 
1942       89.5         237  86,5 


u.  Kxporleeschttfie,  Im- 


portfirmen, Buchhandlg.  170 
3J  Agenten    IM) 


7,25 
3.75 


»45 
84 

Ü171 


6.75 
3.75 


3« 

6 

274 


11,2$ 

2,2s 


244ä 


100 


100 


100 
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Sehen  wir  nun,  wie  es  sich  mit  der  Herkunft  der  Aus- 
steller im  einzelnen  verhält.  Es  bieten  sich  dafür  vier  Gesichts- 
punkte: i)  die  Lae^e  der  Herkunftsorte,  2)  ihre  Grösse,  3)  ihre 
Ausstellerzahl  und  4)  der  Geschäftszweig  dei  aus  ihnen  kommen- 
den Aussteller. 

Die  Lapc  der  die  Ausstellerschaft  entsendenden  Orte  wird 
durch  die  im  Anhang  befindliche  Karte  veranschaulicht.  Es  sind 
darauf  ilie  einzelnen  ( )rte  je  nach  dem  Geschäftszweig,  den  sie 
auf  der  Messe  hauptsächlich  vertreten,  in  Gestalt  von  Recht- 
ecken verschietlener  Farbe  eingezeichnet,  sodass  die  Karte  zu- 
gleich cm  liild  der  Standorte  der  betr.  Inthistrii-n  gibt.  Zur  Ver- 
meidung eines  zu  gr<js.sen  l'^ormates  ist  dabei  nur  der  mittlere 
Teil  Deutschlands  zur  Darstellung  i^ebracht,  der  die  grosse  Mehr- 
zahl der  frag!.  Orte  aufweist,  wählend  die  übrigen,  ausserhalb 
des  Rahmens  der  Karte  fallenden  Orte  nach  Massgabc  ihrer  geo- 
graphischen Breiten-  bezw.  Längen-Lage  auf  dem  Rande  durch 
Pfeile  angedeutet  sind.  Angesichts  der  grossen  Zahl  di-r  in  Be- 
tracht kommenden  Hintragungen  und  der  Notwendigkeit  eines 
tunlichst  kleinen  Massstabs  haben  Gebirge,  l-'lüssi?  u.  s.  w.  niclit 
oder  nur  zum  l  eil  Aufnahme  finden  können ,  doch  dürfte  die 
Orientienmg  durch  die  auf  tler  Karte  erscheinenden  Grenzen  und 
grösseren  Städte  schon  hinlänglich  gewährleistet  sein. 

l  in  einen  L'el)erl)lick  über  all  die  bunt  durcheinander  liegen- 
den Herkunftsorte  zu  gewinnen,  empfiehlt  sich  eine  Kinteilung  in 
grössere,  zusammenhängende  Gebiete.  Am  zweckmässigsten  er- 
scheint mir  die  folgende : 

1)  Königreich  Sachsen; 

2)  die  Stadt  Berlin  für  sich; 

3)  Norddeutschland:  Brandenburgt  Posen,  Ost-  und 
Westpreussen,  Pommern,  Mecklenburg-Schwerin,  Mecklenburg- 
Strelitz,  Schleswig-Holstein,  Lübeck,  Hamburg,  Bremen,  Olden- 
burg ausschliesslich  Birkenfeld,  Lippe,  Schaumburg-Lippe  und  die 
Provinz  Hannover  ausschliesslich  des  Regierungsbezirks  Hildes- 
heim; 

4)  die  Provinz  Sachsen  ohne  die  Kreise  Erfurt,  Schleu- 
singen und  Ziegenruck,  die  von  ihr  umschlossenen  Teile  thü- 
ringischer Staaten  (Sondershausen,  Greussen,  Frankenhausen, 
Allstedt,  Schlotheim  u.  s.  w.)t  Braunschweig,  Anhalt  und 
der  Regierungsbezirk  Htldcsheim; 

Zcitaclktift  Ar  di«  gM.  StuuwisMUch.  ErsIntuaBsbaft  It.  4 
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5)  die  tharingischen  Staaten  ausschliesslich  der  be- 
zeichneten Gebietsteile  und  einschliesslich  der  preussischen  Kreise 
Erfurt,  Schleusinj;cn,  Ziegenrück  und  Schmalkalden; 

6)  Hessen-Nassau  ohne  Schmalkalden,  Oberhessen» 
Waldcck,  Westfalen,  Rheinland  mit  Birkenfeld; 

7)  der  we s  1 1  i  ch e  Te  i  1  Sü  d  d eu  tsc  h  1  a n d  s  .  Klsass-Loth- 
rinc^en,  l'talz,  Kheinhcsscn ,  Starkenburg,  l^adcn,  llohenzollcrn, 
Württemberg ; 

8)  Bayern  rechts  vom  Rhein; 

9)  Schlesien; 
lü)  H  <>  h  m  c  n ; 

1 1 )  das  übri<Tjc  Aus!  a  n  tl. 

Von  diesen  elf  Gebieten  sind  am  Leipziger  Messmustcrlager- 
verkehr  beteiligt 

%       %  <!. 
d.  Orte  Aussteller 


I  I  >!  is  Kgr.  S«chse»  mit  ttS  vcrsch. 

Orten 

II. 

727  Aussteuern  M: 

«9 

30 

2)  Berlin  » 

I 

Ort 

> 

368 

>  : 

«5 

3)  Norddeuttcliland  > 

3« 

» 

Orten 

90 

» 

S 

3-5 

4)  Prov.  Sachsen  USW.  > 

M 

• 

» 

88 

* 

6 

3.5 

^1  Thüringen  » 

132 

» 

• 

» 

388 

21 

16 

6)  VVestf.,  Rheinland, 

Hessen  » 

61 

• 

• 

163 

» 

10 

6,5 

7)  d«s  westliche  SSd- 

(leutschlanU  > 

48 

• 

» 

122 

>  : 

8 

5 

S)  Bayern  r.  v.  Rh.  • 

46 

• 

»S5 

»  i 

7.5 

6.5 

t)\  Schlesien  » 

33 

» 

70 

» 

S-S 

10)  Böhmen  • 

61 

» 

> 

14S 

10 

6 

Ii)  d.  abrige  Aasknd  » 

49 

fr 

> 

126 

8 

5 

zusaminfn  616  ')  versch.  Orte  m.  ]i446  Aussteuern 


100  100 


\)ic  unicr  II  erscheinenden  49  (Vtc  und  126  Aussteller  vor- 
teilen *^'\ch  hauptsächlich  auf  Oesterreich,  l'Vankrcich ,  l^ni:;l.ind, 
llollaiul,  Belj^Hen  und  Italien,  in  /.WL-ittr  Linie  auch  auf  die  \'cr- 
cini.L^ton  Staaten,  Skandinavien,  l'n^arn  und  die  Schweiz. 

In  die  Augen  sprin-^t  bei  drn  ohiL^cn  Zahlen  vor  allem  die 
starke  HottMÜi^unt^  dos  mittleren  und  südlichen  1  )eutschlands  im 
(icgensatz  /u  dem  schwachen  Anteil  des  grossen  als  Norddcutsch- 
land  zusanunengefassten  Gebiets''),  besonders  wenn  man  l^erlin 
für  sich  rechnet-    Unterscheidet  man,  um  wenige  grosse  Gruppen 

1)  Davon  ^^o  n'is  Leijizig. 

2)  Bei  Finrifii,  dic  Bclricbc  an  int.' )i 1 1- 1 c m  Orten  ^iipleich  lial)e!i.  i«;t  pnk- 
tischen  Oriinden  stets  nur  ein  Ort  gerechnet.  Da  solche  Falle  ziemlich  zahlreich 
vorkommen,  bleiben  die  gewonnenen  Zahlen  hinter  den  wirklichen  noch  snrflck. 

3)  Rnnd  345  000  qlcm  oder  45  Pros,  des  FIilchenhih«ks  gan«  Denttchlnnds. 
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zu  erhalten,  einen  nördlichen,  einen  mittleren  und  t  in  n  süillichcn 
Streifen  Deutschlands,  wobei  zu  dem  südlichen  auch  Böhmen  hin- 
zugenommen  werden  soll,  so  ergibt  sich  das  folgende  Bild: 

One  Au&steller 

a)  Norddeuischland  mil  Berlin  (211.3):    32  Orte  mit  458  Ausstellern  :      5  18,5 

Mittl.  Deutschland  (1, 4,  5, 6 11.  9):    380    >    *   1436       •        :    61,5  59 
c  )  Siiildeutschland  u.  Böhmen  (7, 8  U.IO):  155    •     >     425       >  25,5  17,5 

d)  das  übr^e  Ausland  (it):  49         >      126       "        :      8  5 

H16  Orte  mit  2445  Au^tellern:  100  loo 

Das  (uhiet,  das  die  weitaus  übcrwieijende  Mehrzahl,  etwa 
97  Proz.  aller  ausstellenden  I'irmen  sendet,  lässt  sich  durch  eine 
Ellipse  bezeichnen,  die  in  ihren  östlichsten  und  westlichsten  Funkten 
in  Überschlesicn  und  Belgien  den  mit  ihrer  j^rossen  Achse  zu- 
sammenfallenden 50.  Breitenkreis  schneidet  und  mit  ihren  beiden 
Bogen  an  der  n»»!  tllichstcn  Stelle  Berlin  und  im  Süden  Wien  und 
München  noch  mit  einschliesst.  In  ihrer  kleinen  Achse,  etwas 
nördlich  von  deren  Mitte,  also  fast  genau  im  Mittelpunkt  der  be- 
schriebenen Fläche,  liegt  die  Messstadt  Leipdg. 

Hinsichtlich  der  Grösse  der  beteiligten  Orte  gestattet  deren 
hohe  Zahl:  6i6,  davon  506  in  Deutschland  und  iio  im  Auslande, 
bereits  den  Schluss,  dass  die  meisten  nur  eine  niedrige  Einwoh- 
nerzahl haben  können,  da  es  im  ganzen  deutschen  Reich  nicht 
mehr  als  rund  400  Orte  mit  über  looCK»  und  darunter  nur  gegen 
200  mit  mehr  als  20000  Einwohnern  gibt.  Eine  Einteilung  in 
sieben  Ortsgrössenklassen  mit  den  Einwohnerziffem  2,  5,  10,  20, 
50  und  100  tausend  als  Grenzen  führt  zu  dem  nachstehenden  Er- 
gebnis *): 


Von  Orten  mit 

%  «i. 

Orte 

Aussteller 

bi2>  2u  2  000 

Emwol 

mern  senden 

206  Orte 

271  Aussteller 

•  33.5 

II 

fiber    2000  bi«  5000 

♦ 

» 

»43  • 

3*0 

> 

:  23 

»3 

w       5000      -  10000 

> 

93  ' 

269 

> 

■■  «5 

1 1 

»    10000    »  30  000 

» 

> 

72  * 

236 

» 

:  12 

10 

»   floooo   »  50000 

• 

46  • 

171 

'  7.5 

7 

>    50  000    >  tooooo 

16  > 

48 

■  2'5 

2 

»  100000 

40 

1 130 

:  A,5_ 

_  46 

zusammen 

616  Orte 

2445  Aussteller 

:  100 

100 

Der  L^rossc  Anteil  der  untersten  Grössenklassen  namentlich 
in  Bezug  auf  die  Zahl  der  Orte,  aber  auch  in  Bezug  auf  die  Zahl 


i)  Zu  Grande  gelegt  ist  dabei  die  deutsche  Votknahlang  rom  2.  D«z.  1895 
mit  dem  »Verzeichnis  der  Gemeinden  und  WohnplKtxe  von  mindestens  3000  Ein> 
wobncm«,  Vierteljahrsbefte  mr  Statistik  des  dentscben  Reichs,  Berlin  1897  III, 
S.  5—44  und  Jliatr'»  Geogr.-Stat.  Lexikon,  8«  Aufl.,  Leipzig  1898. 

4* 
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der  Aussteller,  den  die  obige  Ucbcrsicht  erkennen  lässt,  geht  noch 
deutlicher  hervor,  wenn  man  die  Zahlen  in  vier  grössere  Gruppen 
zusammenfasst : 


•)  die  Orte  bis  ta      5000  Ebw. 

b)  über    5  000  bis    :;o  000  » 

c)  »  aoooo  »  100000  » 
4)     »  100000  > 


Von  ihnen  senden 


349  Orte 
165  . 
63  f 
'  40  » 


591  AuMteller: 

505        »  : 
219       >  : 
1130  » 


%def 
Orte 

56.5 

27 

10 

6.5 


u;,  der 

24 

21 

9 
46 


616  Orte  ]i445  Aussteiler:  100 


100 


Die  Zahl  der  Aussteuert  die  die  einzelnen  Orte  entsen- 
den, kann  nach  den  dargelegten  Zahlen  in  den  meisten  Fällen 
ebenfalls  nicht  hoch  sein,  da  sie  im  Durchschnitt  nur  2445  : 616. 
also  noch  nicht  4  und  bei  Ausscheidung  von  I^ipzig  und  Berlin 
sogar  nur  1718  : 613  oder  2,8  beträgt.  Im  einzelnen  verhält  es 
sich  damit  wie  folgt: 

der  d.  Aitt- 
Orte  steiler 


I 

Anssteller 

senden 

385 

Orte  mit 

385 

Ausstellern : 

63 

15.5 

• 

2 

» 

83 

■  '» 

166 

» 

13.5 

7 

5  bis 

5 

83 

»  » 

307 

> 

13.5 

> 

6  » 

10 

> 

36 

»  » 

«55 

6 

io.5 

> 

it  » 

ao 

> 

17 

w  a 

234 

2.75 

9.5 

» 

SI  » 

30 

> 

5  •) 

126 

> 

I 

5 

> 

3»  • 

100 

> 

5') 

»  • 

»45 

> 

i 

10 

» 

aber 

too 

» 

2») 

>  > 

727 

> 

■ 
■ 

0,25 

30 

susanin»e&   616  Orte  mit  jM4ö  Aussteuern:  100  too 


Auch  hier  tritt  zu  Tage,  dass  die  untersten  der  unterschiede- 
nen Klassen,  tlie  Orte  mit  nur  wenigen  Ausstellern,  die  j^rosse 
Mehr/.alil  bilden  und  auch  zur  Ausstellerschait  ein  sehr  beträclit- 
liches  Kontingent  sti  llen.  Noch  deutlicher  zeigt  dies  wiederum 
eine  zusammenfassende  Gruppierung: 


Orte  ndt 


Von  ihnen  senden: 


a)  je    I  bis     2  Ansstellem:  468  Orte 

b)  >     3    >      10         >        :  119  » 

c)  »   11    >   100        >       :    27  > 

d)  »  fiber     too        >       :     3  > 


SSI  Aosstetler 

562  • 
605  • 
727  • 


%  der 

Ürie 

Aus»lclier 

75.5 

22.5 

»9,5 

«5 

4  75 

24.5 

0,25 

30 

100 

too 

616  Orte  2445  Austteller 


Es  bleibt  noch  zu  untersuchen,  in  welchem  Verhältnis  die 


1)  Ilamimrg,  Köln,  Frankfurt  a.  M.,  Fürth,  Offenbach  a»  M. 

2)  Dresden,  Nürnberg,  Sonneberg,  Wien,  Olbemhan. 

3)  Berlin  und  Leipzig. 
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verschiedenen  Geschäftszweigezu  den  Herkunftsorten  der  Aus- 
steller stehen.   Dieses  Verhältnis  ist  das  folgende: 

E.  «senden:  ^"  ''^ 


Orte  AttssteUer 


I )  Fabrikanten  u.  Ver- 


sehen  Waren 

207 

Orte 

mit 

360 

Ausstellern  dieser  Art : 

18 

1 1 

2)  von  Glaswaren 

126 

» 

2S1 

• 

ji 

• 

II 

8.75 

3)    »  Metanwatcn 

»95 

» 

> 

• 

» 

17 

17 

4)        Waren  aus  Holz 

u.  s.  w. 

318 

» 

57» 

» 

»9 

«7.5 

5)    3  Waren«.  Leder, 

Papier  u.  s.  w. 

140 

* 

» 

482 

■ 

» 

12 

«S 

6)    »  sonst.  Waren 

225 

V 

» 

739 

» 

» 

> 

19 

a3,5 

7)  GroMisten  «i.  *.  w. 

3» 

» 

• 

176 

» 

«.75 

5>S 

8)  Agenten 

14 

» 

• 

90 

» 

a.7S 

zusammen 

1156  Orte  mit  3250  AoMtellem 

100 

100 

unter  1  —  6  mehrfach 

vorkommend  540     »     »     805  » 

~       ^61«~Orte  aÄS'ÄwteneT. 

Die  vorstclu  ncic»  Zahlen  ergeben,  dass  die  lüzcugnisse  jeder 
der  sechs  unterschiedenen  Industriegnippen  von  melneren  hundert 
I'^irmen  ans  etwa  hundert  bis  zweihundert  verschieden(  n  Orten 
ausgesteUt  werden,  die  Gestaltung  und  Zusammensrtzunj,^  des 
Messnuisterlagerverkehrs  insoweit  also  eine  ijj-cwisse  Gleiclimässig- 
keit  aut  w  eist ,  wie  sich  eine  solche  in  anderer  Richtung  auch  in 
den  vorlieiLjehenden  Statistiken  ausspricht,  insofern  nämlich,  als 
die  meisten  Aussteller-Herkunftsorti-  Orte  Mittel-  und  Süddeutsch- 
lantls .  ( )rte  mit  kleinen  Einwohnerzahlen  und  Urtc  mit  je  nur 
wenigen  Ausstellern  sind. 

Um  zu  sehen .  ob  und  bis  zu  welchem  Grade  eine  solche 
Gleichmässic^kcit  nicht  nur  im  L;anzen.  sondern  auch  im  einzelnen 
besteht,  hat  man  die  im  Vorhers^^i-i^anj^enen  zunächst  getrennt  von 
einander  angewandten  vier  Gesichtspunkte  der  Lage,  Grösse,  Kin- 
wohnerzahl  und  Branche  wechselseitig  zu  verbinden.  Man  erhält 
dann,  da  sich  4  Momente  a,  b,  c,  d  in  der  sechsfach  verschie- 
denen Weise  ab,  ac,  ad,  bc,  bd  und  cd  vereinigen  lassen,  eine 
sechsfache  Gliederung  des  vorhandenen  Zahlenmaterials,  wie  sie 
in  den  6  Tabellen  der  Anlage  V  durchgeführt  ist. 

Die  Haupttatsachen,  die  aus  diesem  TabcUenwerk  hervor- 
gehen, sind  die  folgenden. 

Der  ersten  der  Tabellen,  die  zui;leich  eine  Einteilung  nach 
Lage  und  Ausstellerzahl  der  Herkunftsorte  bringt,  ist 
zu  entnehmen,  dass  bei  sämtlichen  unterschiedenen  Gebieten, 
Berlin  selbstredend  ausgenommen,  die  Zahl  der  Orte  mit  nur 
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1  Aussteller  grösser,  zum  Teil  wesentlich  grosser  ist  als  die  aller 
übrigen  Orte  zusammen.  Sie  beträgt  bei  dem  Königreich  Sach- 
sen, Norddeutschland  und  Thüringen  je  57 — 59  Proz.,  bei  Schle- 
sien, der  Provinz  Sachsen  u.  s.  w.,  Südwestdeutschland,  dem  west- 
lichen Mitteldeutschland  und  Böhmen  61 — 66  Proz.,  bei  dem  übri- 
gen Ausland  und  Bayern  74  und  78  Proz.  der  Gesamtzahl  der 
beteiligten  Orte.  Auch  die  Zahl  der  Aussteller  aus  diesen  Orten 
macht  infolgedessen,  obwohl  jeder  nur  eine  Firma  entsendet,  von 
der  Gesamtzahl  der  Aussteller  der  betr.  Gebiete  durchweg  einen 
sehr  ansehnlichen  Teil  aus,  bei  dem  Königreich  Sachsen,  Nord- 
deutschland, Thüringen  und  dem  westlichen  Mitteldeutschland  je 
19 — 20  Proz.  (bei  Sachsen  unter  Ausscheidung  Leipzigs),  bei 
Bayern,  der  Prov.  Sachsen  u.  s.  w.,  Südwestdeutschland  und  Böh- 
mcn  23 — 27  Proz.,  bei  dem  übrigen  Ausland  und  Schlesien  je 
29  Proz.  Uebereinstimmend  kommt  sodann  überall  der  grösste 
Teil  oder  doch  ein  Hauptteil  der  Aussteller  aus  den  Orten  mit 
2 — 10  Ausstellern,  bei  Bayern  und  dem  Ausland  ohne  Böhmen 
freilich  nur  17  bez.  27  Proz.,  bei  allen  andern  Gebieten  dagegen 
mehr  als  40  Proz.  und  bei  Thürinp^en  sowie  der  l'rov.  Sachsen 
U.S.W,  sogar  die  grosse  llältlc,  niimlich  52  bez.  63  Proz.  Mehr 
oder  weniger  gieichmä.ssig  v(Mt(Mlt  auf  alle  llerkunUslandci  sind 
endlich  auch  du-  29  (.)rte  mit  iihci  10  .\usstollcrn  bez.  die  aus 
ihnen  komnu  iiden  i'"iinu>n,  deren  Prozentsatz  /war  i)ei  tler  Prov. 
Sachsen  u.  s.  w.  nur  1 3  l'ro/.  bc^tr.lgt  und  bei  Jkiyern  (Nürnberg- 
Fürth  !)  61  Proz.  erreicht,  sich  bei  allen  übrigen  Gebieten  (unter 
Ausscheidung  wieder  von  Leipzig  und  lierlin)  hingegen  zwisciien 
28  und  45  l'roz.  der  betr.  Ausstellergesamtzahl  bewegt. 

Beträchtlichere  Verschiedenheiten  ottenbart  die  zweite  rabclie, 
in  der  Lage  und  Einwohnerzahl  der  Orte  in  Heziehung  ge- 
setzt sind.  Sie  zeigt  zunächst  ein  starki-s  Leberwiegen  der  Orle 
unter  20<J0  Einwohner  bei  Tiun  ingen  mit  79  Orten  oder  60  Proz. 
der  Orte  und  I17  Firmen  oder  30  l'ioz  der  thüringischen  Aus- 
.steller.  l-.s  erklärt  sich  dies  teils  aus  tler  hohen  Siedelungsdichtc 
1  luningens  an  sich,  teils  aus  der  DezentraHsation  semer  Industrien, 
die  die  vierte  Tabelle  näher  erkennen  lassen  wird.  Aehnlich 
liegen  die  Verhältnisse  in  Böhmen,  wo  4S  Proz.  der  Orte  und 
26  Proz.  der  Aussteller  auf  Orte   unter  2000  Einwohner  fallen. 

solche  Orte  weiter  auch  bei  Schlesien  und  Bayern  mit  je 
37  l'rnz  der  Ort.szahl  und  17  bez.  12  Proz.  der  Ausstellerzahl 
erhebliche  Anteile  aufweisen.    In  den  übrigen  Gebieten  ßndcn  sich 
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die  höchsten  Ortszahlen  meist  m  der  zweiten  ( )rtsi,^rössenklasse, 
der  von  2000—5000  Fin wohnern.  so  bei  dem  Konipfrcich  Sachsen, 
der  riovinz  Sacliscn  u.  s  u  .,  Nonklcut^chland  und  Siulwt'stdeutsch- 
land  (mit  33.  28.  20  iiiui  33  Tk»/  drr  betr.  Orts/ahlcnK  ferner 
in  der  Klas'-r  von  10000 — 20000  ICinwohncrn  bt  ini  westlichen 
Mitteldeutschland  (niit  25  Proz. )  und  in  der  Klasse  über  looooo 
Kinwohnern  beim  Ausland  ohne  Böhmen  (mit  31  Proz.).  Die 
Mehrzahl  der  Aussteller  entsenden  bei  dem  Königreich  Sachsen 
(ohne  T,eip/iL;)  I  hiirin^en  und  Huhnien  die  drei  Klassen  von  2 
bis  5000,  3 — iüüO(j  und  10— 20000  Einwohnern  ilie  drei  Klassen 
zusammen  beim  KöniiLfreich  Sachsen  67  i^roz.,  bei  Thüringen 
63  Proz.,  bei  Hölmien  ebenlalls  63  l'roz.  der  Aussteller),  während 
bei  diT  Prov.  Sachsen  11.  s.  \v..  tleni  westliciien  Milleldeulschland, 
Sudwehtdeulschland  und  Ha\  ern  naiueiuHch  auch  (  )rte  von  20 
bis  50000  lainvohni-rn  und  bi-i  NorddeulschlantL  Schlesien  ünd 
dem  Auslande  terner  die  Orte  nnl  mehr  als  50000  und  mehr  als 
lOOOwO  Einwohnern  wesentlich  mit  in  Betracht  kommen,  welch 
letztere  übrii^ens  liri  allen  der  unterschiedenen  Gebiete  —  ausser 
1  hüringen  und  Böhmen  —  zur  Ausstellcrschaft  ein  bedeutendes 
Kontingent  stellen. 

Die  nächste  der  Uebersichten  verbindet  die  Gesichtspunkte 
der  Einwohner-  und  der  Aussteller  zahl  der  Herkunftsorte. 
Die  Mehrzahl  der  Orte,  die  nur  einen  oder  wenige  Aussteller  ent- 
senden, gehört  danach  zu  den  kleineren  Orten,  doch  zeigt  sich 
dies  in  aufial liger  Weise  nur  für  die  3H5  Orte  mit  je  i  Aus.steller, 
von  denen  45  Proz.  unter  2000,  23  Proz.  2 — 5000,  14  l*roz.  5  bis 
10000,  10  Proz.  10^20000  und  nur  32  Orte  ode  r  8  Proz.  über 
20000  Einwohner  haben.  Dagegen  verteilen  sich  die  Orte  mit 
je  2,  3 — 5  und  6—10  Au.ssteUern  ziemlich  gleichmässig  auf  die 
verschiedenen  Ortsgrössenklassen,  auch  sind  die  29  Orte  mit  mehr 
als  10  Ausstellern  zur  Hälfte  kleinere  und  mittlere  (7  mit  unter 
10000,  7  mit  10 — 50000  und  15  mit  über  lOOOOO  Einw.).  Be- 
achtenswert ist,  dass  wohl  die  Mehrzahl  der  kleineren  Orte  bloss 
durch  wenige  Firmen,  nicht  aber  umgekehrt  die  Mehrzahl  der 
grösseren  und  grossen  Städte  durch  zahlreiche  Aussteller  beteiligt 
ist.  Unter  den  16  Plätzen  über  50 000  Einwohner  senden  z.  B. 
nur  2  und  unter  den  40  Grossstädten  nur  19  mehr  als  5  Aus- 
steller, während  reichlich  zwei  Drittel  der  65  Orte  mit  über  $ 
Ausstellern  in  den  unteren  und  mittleren  Grössenklassen  begriffen 
sind.   (26  unter  10000,  18  von  10 — 50000  und  nur  21  mit  mehr 
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als  soooo  Einw.) 

In  den  folgenden  drei  Tabellen  sind  die  ermittelten  Zahlen 
nach  den  Geschäftszweigen  auf  der  einen  und  nach  Lage, 
Grösse  und  Aussteüerzahl  der  Herkunftsorte  auf  der  andern 
Seite  gruppiert. 

Die  geographische  Verteilung  der  Aussteller  der  verschiede- 
nen Geschäftszweige,  die  im  einzelnen  durch  die  Karte  dargestellt 
ist,  findet  in  der  ersten  dieser  drei  Zusammenstellungen  ihren  zif- 
femmässtgen  Gesamtausdruck.  Die  Gebtete,  die  die  sechs  unter^ 
schtedenen  Industriegruppen  auf  der  Messe  vertreten,  sind  in  der 
Rethenfolge  ihres  Betciligungsumfanges : 


Für  Erzeu^aui»e  dctr 
Ker  Amik: 


Aus- 
steiler 


»icucr 

«olcher  I 


ThOringeD        43  39 
Lohmen            9  10 
Haycm              8,5  10,5 
d.  westl.  Mittel- 
deutschland    8  8 
Ausland  (ausser 

Böhmen)       7,5  10 
Provim  Sachsen 

tt.  s.  w.          6  5 

Kgr.  Sachsen      5,5  5 

Berlin                  5,5  0.5 

Schlesien             2,5  4 

Norddeutüchl.     2,25  4 

SW.«Dent$chl.  2,25  4 

100  100 


Für  Glftswar en: 


% 
der 

Aua» 

st«ll«r 


Böhmen 

Thüringen 

Rgr.  Sachsen 

Berlin 

Bayern 

Schlesien 

d.  westl.  Mittet- 

deiitschland 
Norddeutsch!. 
Ausland 
sw.-Dentschl. 
Prov.  Sachten 

u.  s.  w. 


38 

14,5 

13 

S.5 
6,5 

6 

4.5 
3.5 
».5 


% 
der 

Orte 

25.5 
14 
1 1 

0.75 
s 

1 1 

10,5 

4 

8 

4.75 


Für  Metali  waren: 


% 

der 
Au»- 
steller 

Kgr.  Sachsen  46 

Berlin  25 
d.we»tl.MtUel- 

deuiichland  13 

Thüringen  ^,5 

Bayern  7,5 

SW..Üeutochl.  7 

Böhmen  4,5 
Prov.  .Sachsen 

u.  s.  w.  3,75 

NorddeulschL  3,75 

Ausland  2,5 
Schlesien  1 , 5 


% 
der 

Orte 

0.5 
18 

7-75 
1 1 

8.7S 

7  7S 
5.<S 
3.5 
3 


100  too 


100  too 


Fiir  Holzwaren 
u.  dgl.: 


Für  Leder-,  Gummi' 
und  Papierwaren: 


% 
der 

Aas- 
steller 


der 
Orte 


Kt;r.  Sachsen  33  33 

Thüringen  19,5  2$ 

Berlin  10,75  0>5 

Bayern  8  7 

SW.-Deutschl.  5,75  10 
d.  we«!,  Mittel- 

deulNclil.  4,75  7,5 

Ausland  4,75  6,5 
Piov.  Sachseji 

u.  s.  w.  4,5  6,5 

Höhnten  3,75  6 

S.:hksicn  3,75  5 

Norddeulschl.  2,5  4 


100  100 


"'0 
der 

Aus- 
steller 

Kgr.  Sachsen  32,5 
Tii  Illingen  35,5 
Berlin  16.5 
SW.-DcuLschl.  5.75 
d.  westl.  Mittel- 

dciitscbland  4,5 
Bayern  4 
Schlesien  3,75 
Norddeulschl.  2.75 
Prov.  Sachsen 

u.  s.  w.  3,35 
Aifsland  1,75 
Böhmen  0,75 

100  I 


2  I 

Orte  I 


26.5 
39 

0,75 

8 

8.S 
4.25 
5J5 
6,5 

5.75 

'.5 
00 


Für  «onstige  Waren; 


der  > 
teller 


;  Kgr.  Sachsen  36 
I  Berlin  19 
Thüringen  12 
d.  westl.  Mittel- 

deutschl.'xnd  7,75 
SW.-Deutschl.  5 
Bayern  4,75 
Böhmen  4 
Prov.  .Sachsen 

u.  8.  w.  3,75 
Ausland  3,5 
Nord.lciit>chI,  2,75 
Schlesien  1,5 


25 
0.5 
a»»5 

10.5 

9 
4 
9 

5.75 
SJ5 

4.5 
3o 


100  too 
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Diese  Verhältniswahlen  bekunden,  dass  bei  jedem  der  sechs 
Geschäftszweige  zwar  gewisse  Gebiete  für  sich  allein  den  dritten 
oder  vierten  Teil  der  in  Frage  kommenden  Aussteller  und  Orte 
in  Anspruch  nehmen,  daneben  aber  auch  alle  andern  Gebiete  mit 
grösseren  oder  geringeren  Prozentsätzen  beteiligt  sind,  also  durch- 
weg die  verschiedensten  Länder  zusammenwirken,  um  dem  Mess- 
musterlagerverkehr  seine  vielgestaltige  Zusammensetzung  zu  ver- 
leihen.  Anders  verhält  es  sich  mit  den  Grossisten ,  Export-  und 
Kommissionsgeschäften  u.  s.  w.,  deren  Hauptteil  aus  nur  wenigen 
G^enden  und  Orten,  namentlich  aus  den  Gebieten  mit  Plätzen 
wie  Berlin,  Hamburg,  Leipzig,  Dresden,  Wien,  Paris,  Nümbeig, 
Frankfurt  a.  M.  und  Köln  kommt  und  bei  den  Agenten,  deren 
Herkunftsorte  vor  allem  Berlin,  Lcipzi«:^  und  Hamburg  sind. 

Die  Verteilung  der  Geschäftszweige  auf  die  verschiedenen 
Ortsgrössenklassen  in  der  fünften  Tabelle  lässt  bei  den 
.keramischen  und  Glaswaren  in  erster  Linie  die  kleinen  Orte,  bei 
den  andern  vier  Industriezweigen  hingegen  mehr  die  mittleren 
und  grossen  Plätze  hervortreten  und  bei  den  Grossisten  und 
Agenten  einen  weitaus  überwiegenden  Anteil  der  Grossstädte  er- 
keimen.  Achnlich  steht  es  nach  der  letzten  Tabelle  mit  den  Be- 
Ziehungen  zwischen  Geschäftszweigen  und  Ortsausstellerzah- 
len insofern,  als  von  den  Ausstellern  von  Metallwaren,  Holzwa- 
ren, Lcder-  und  Papierwaren  und  Waren  der  sechsten  Gruppe  im 
Cicgensatz  zu  denen  von  keramischen  und  (ilaswaren  und  ebenso 
von  der  Zahl  der  Grossisten  und  Agenten  ein  heträchtlichcr  Teil 
auf  die  meist  grösseren  Plätze  mit  zahlreichen  Ausstellern  entfällt. 

Die  Ausdehnung  und  Gestaltung  des  Mess-.Mustcrlagervcrkehrs 

c.  nach  Art,  Zahl  und  Herkunft  der  Einkäufer. 

Ausser  in  der  Art  und  Ilcikunli  der  Aussteller  zeigt  sich  die 
(ic^taltung  des  Messniustcrlagervcrkehrs  in  der  Art  und  Herkunlt 
der  Einkäufer. 

Die  Art  der  cinkauk  ntkn  l  iruien  nach  dem  Gcschaitszwi  iif 
creht  aus  den  im  Vt)rstehenden  enthaltt  iu  n  Au^tiihi  uiv'lii  und 
l'elursichtcn  insofern  bereits  mit  hervor,  als  darin  die  Wann, 
die  zur  Mc.vse  ausgestellt  iiiiv!  i^'ckauft  werden,  aufgeführt  und 
nach  verschiedenen  Gesichtspuiikü  n  klassifiziert  sind.  Ziftermässig 
fc^tzuNirllen ,  wie  sich  die  Gesamtheit  der  l^inkäuler  nach  Ge- 
schätt^zweigen  verteilt,  ist  auf  Cirund  des  vorhandenen  ^kilerials 
nicht  angängig,  da  die  ermittelten  Angaben  vielfach  zu  unbestimmt 
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oder  zu  allgemein  sind,  auch  gelangt  nur  zur  Erhebung,  welche 
Warengattungen  die  befragte  Firma  in  dem  gegebenen  Augen- 
blick vorzugsweise  zu  kaufen  beabsichtigt;  dies  hängt  aber  wie- 
der von  dem  jeweiligen  Vorrat  und  Bedarf  ab  und  wechselt 
häufig ,  sodass  dieselbe  Firma  bald  diese ,  bald  jene  Waren  als 
ihre  Haupteinkaufsartikel  nennt.  Davon  abgesehen  würde  sich 
einer  solchen  Einteilung  die  grosse  Schwierigkeit  entgegenstellen, 
dass  die  meisten  Einkäufer  nicht  wie  die  Aussteller  nur  Erzeug- 
nisse einer,  sondern  vieler,  ganz  verschiedener  Industrien  führen 
und  zwar  in  so  mannigfaltigen,  ineinander  übergreifenden  Kom- 
binationen .  dass  eine  \crsuchtc  Klassifikatiun  entweder  lücken- 
halt  oder  zu  kompliziert  sein  niiisste  und  jedenfalls  nur  l)escliränk- 
ten  Wert  hätte.  Aus  ähnlichen  Gründen  verbietet  sich  auch  die 
statistische  (llietlerung  des  l^inkäufer- Verkehrs  nach  den  Formen 
der  Gcschäftslietriebe.  ICs  muss  daher  genügen,  deren  Haupi- 
arlen  im  angenu  inen  anzufühlen. 

In  erster  Reihe  stehen  die  !•  irmen ,  die  dem  Handel 
angehören.  Ks  sind  zum  Teil  Grosshändler  des  In-  und  Aus- 
landes, die  die  für  eigene  Rechnung  bestellte  n  Waren  an  Wieder- 
verkäufer absetzen,  zum  feil  Kinkaufskoniniissionäre  und  ICxport- 
agenten,  die  die  Be/ii  hungen  zwischen  dem  die  Ware  weiter  ver- 
treibenden Händler  einerseits  und  de  in  sie  liefernden  Industriellen 
andrerseits  vermitteln,  endlich  sind  es,  der  Zahl  nach  zum  weit- 
aus grössten  Teile,  Inhaber  von  Ladengescliälten,  die  sich  un- 
mittelbar für  den  Hedart  des  Tublikums  findecken,  von  den  alle 
denkbaren  Dinge  vertreibenden  W  arenhäusern  bis  zu  den  vor- 
nehmsten Sjjezialgeschätten  und  von  den  ganze  Stadtviertel  ein- 
nehmenden amerikanischen  und  Pariser  Riesenbazaren  bis  herunter 
zu  kleinen  liandkmgen  bescheidener  l'rovinzorte.  Neben  dem 
ständigen  Verkehre  dienenden  I^etrieben  gehören  dazu  aueii  zahl- 
reiche Saisongeschäfte  an  Hadeplätzcn,  teiner  l'nteinehnumgen, 
die  .sicii  auf  den  Jahrmarkts-  oder  den  1  iausierhandel  gründen, 
Konsumvereinigmngen  und  vorübergehend  auftretende  Wiederver- 
käufer wie  Lotterien  und  Hazare  zu  Wohltätigkcitszweckcn. 

Zu  all  diesen  zum  Gross-  und  Kleinhandel  zählenden  Be- 
trieben gesellt  sich  weiter  eine  grosse  Zahl  dem  Gewerbe  zu- 
gehöriger Firmen,  namentlich  Fabrikanten  und  Verleger,  die  Roh- 
materialien, Halbfabrikate,  Hilfsstoffe,  Maschinen  oder  Werkzeuge 
für  ihre  Fabrikation,  Artikel  zur  \'erpackui^  und  Ausstattung 
ihrer  Erzeugnisse  oder  von  ihnen  mit  diesen  zusammen  vertriebene 


Digitized  by  Google 


—    59  — 


Waren  kaufen.  Vielfach  sind  es  Industrielte,  die  zugleich  auch 
auf  der  Messe  ausstellen  und  auf  diese  Weise  doppelt  an  ihr  be- 
teiligt sind,  wie  in  anderem  Zusammenhang  an  der  Hand  von 
Beispielen  näher  erörtert  werden  wird.  Endlich  kommen  dazu 
noch  viele  Handwerker,  von  denen  gleichfalls  teib  gewerbliche 
Materialien  und  Hilfsmittel,  teils  Fabrikate  zum  blossen  Mitverkauf 
an  die  Kundschaft  angeschafft  werden,  wie  z.  B,  Schreib-  und 
Zeichenwaren  von  Buchbindern,  Blechwaren  und  lumpen  von 
Klempnern,  Schirme  und  Stocke  von  Drechslern. 

In  mancher  Hinsicht  gewährt  einen  Anhalt  fQr  die  Art  der 
einkaufenden  Firmen  auch  ihre  Herkunft,  -im  besondem  die 
Lage  und  Grösse  der  Herkunftsorte  und  die  Zahl  der  aus  ihnen 
zur  Messe  kommenden  Einkäufer. 

Wie  sich  die  Einkäuferschaft  nach  der  Lage  der  Her- 
kunftsorte auf  die  verschiedenen  Staaten  des  Deutschen  Reichs 
und  des  Auslandes  verteilt,  zeigen  die  ersten  Spalten  der  Anlage  1 7, 
während  die  folgenden  eine  weitere  Gliederung  nach  der  J-^in- 
U'ohner-  und  der  Kinkäuferzahl  der  Orte  geben,  l^s  ist  aus  dic  si  i 
Anlage  zu  sehen,  dass  sänitliclu'  deutschen  iünzclstaatcn,  auch 
die  kleinsten,  chucli  Entsendung  von  Käutcrn  beteiligt  sind,  dass 
ferner  alle  1  ,ainler  l-^uropas  mit  Ausnahme  einiger  kleiner  Staaten- 
gebilde der  drei  südlichen  ffall)inseln  und  ebenso  tlie  meisten 
wichtigeren  Länder  der  fremden  Erdteile  zum  Einkauferverkehr 
beitragen,  die  Beziehungen  der  Leipziger  Messe  also  den  ganzen 
Erdball  umsj)annen. 

Unter  den  Eändern  Ueutschlands  steht  an  der  Spitze  Freussen 
mit  etwa  der  Hälfte  der  deutschen  Einkäufer  und  Orte  in  folgen- 
der Verteilung: 

Firmen  Orte  Firmen  Orie 

Provinz  Sachseo  —  — 

BerHn  —  ^ 

Rheinland,  SLhlesien  389  bez>  34I 
Weiktfalen,  Hannover,  Hes- 

sen-Nasna,  Bnuidenbu^  je  zwischen  24 1  und  163 
Schleswig  -  Holstein  ,  Pom« 

mem,  Posen,  Ostpreusseo, 

Westpreussen  >       »      90    »  56 

HohensoUeni  •      •      —    »  — 


Es  folgen  dann 

Xdnigrdidi  S'^iclisen  >  »  —  » 

»       Bayern  >  »  —  » 

Fr«ie  Sudt  Ktinbiirg  »  «  —  > 


76  bes.  79 

580 

140 
1 

»55 

zw.  77  und  52 

249 

»  —     >  — 

366 
I 

123 
1 

2952 

669 

»  —     »  — 

1324 

475 
196 

1S4 

97 
2 
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Finaen  Orte  Fürmeo  Orte 

Kuni^r.  Württcinberp  —          —  — >      IIJ  3S 

Sachsen  -  Weimar  ,  Baden, 

Gfonh.  Hessen,  S.*Meioiii- 

gcn,  Anhalt,  S.-GDburg- 

Ltotba,  Braunschweig,  S.- 

Altenburg  je  zwiichm  t04  und  55      tw.asuwlij     619  144 

Freie  Statlt  Bremen  9        »  —  48  2 

EU.-Llbr.,  Mccklenb.-Schw., 

ReaMj.L.,Schwanb-Rttd., 

Schwanb.-S<nidiali.,Rcun 

M.  L.  »       »       4a  »    20        »  14    •    3     »97  53 

Freie  Stadt  Lübeck  »      »  >—    »—      15  i 

Grossli.  Oldenburi; ,  Lippe, 
Scbaumburg«Lippe,\Vald- 

eck,  Hecklenb^-Stietiu      »      •      i$»3        »7>   a  39 

Deuttchet  Reich:  5978 


Von  der  ausländischen  Einkäuferschaft  entfallen  ungefähr 
Vs  der  Firmen  und  */»  der  Herkunftsorte  auf 

Firmen  Orte 

Oe«terreicli-Un^jurii  ♦  578  135 

davon  Hi))iinen  283  Finnen  was  83  Orten, 

das  übrige  Oesterreich  324  *  *  31  * 
und  Ungun  71      *       >    31  > 

Weiter  fol^fen 

Firmen  Orte 

Grussliritaiinicn,  Nieilcrlile., 
Dänemark,  Frankreich,  die 
Ver.  Staaten,  Rnnlend, 

Schwei?  je  zwischen  163  u.  9a   twiscben  33  tt.  13     790  136 

Belgien  ,  Schweden  ,  Nor- 
wegen, Italien,  RunUlnien  »       >       68  >  ao       •       15  •   4     181  4a 

Serbien  ,  Argentinien  ,  Spa- 
nien, Kauada,  Australien, 

Uruguay  und  die  Qbrigcn  »       »        9*'        *        4>t       5^  a5 

Autland:    1601  338 
Dentaehland  ttnd  AualAnd  mummen:  7579  1544 

Bildet  man  zum  Zwecke  einer  summarischen  Uebersicht,  wie 
oben  bei  der  Ausstcllerstatistik  geschehen,  grössere  Gruppen, 
deren  jede  die  lünkäutci  und  Orte  eines  zusanimcnhäni;cntlen, 
geschlossenen  Gebietes  umfasst,  so  j^cwinnt  man  hei  Beibehaltung 
di  r  dort  angewandten  1  inteihinL;  für  Deutschland  und  enLs])rec]ien- 
dcr  (jruppicrung  der  Zaiilen  lür  das  Ausland  das  folgende  liild. 
Ks  senden 

%  der         0/0  der 

deut-    Eb-     ,    .  ... 

sehen    kaufer  ^V'^'  iJ^^«^ 

Ein-  üb«-  •Sf» 

Idtufer  haupt    ^  ^»"P* 

I>  Königr.  Sachsen  1324  Finnen  aus  184  Orten:  aa,as  17.5  15,25  la 
3)  Berlin  436«       »        1  Oft:      7,25     5,75     —  — 
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o/p  der  «V«  der 


deut- 
schen 
Ein- 
kinfcr 

Kin- 
käufer 
flber- 

iMlipt 

deut- 
schen 

One 

Orte 

über- 
haupt 

3)  Norddeiitschiand 

Firmen 

aus 

257 

Orten 

:  16,75 

l.> 

21.5 

I  7 

4)  Prov.  Sachsen  u.  s.  w. 

761 

» 

> 

190 

» 

12,5 

10 

«5.75 

12,25 

5)  Thüringen 

469 

■ 

9 

tto 

> 

7.75 

6,25 

9 

7 

6}  Westfalen,  Rheinlrad, 

Hessen 

"5 

»4,5 

»1,5 

17.75 

'4 

7>  dAiweMlSOddcnUchl.  354 

> 

* 

«9 

0 

7.5 

5-75 

8)  Bayern  r.  d.  Rh. 

» 

81 

• 

7'25 

5>75 

0,75 

5-^5 

9)  Schlesien 

341 

> 

79 

5-75 

4.5 

6.5 

5 

Deutsches  Reich: 

5978  Firmen 

aus 

1 206  Orten : 

100 

7S.75 

78.25 

10)  Oeaterreich'Un^tm 

» 

> 

«35 

7.5 

40') 

8i75 

Ii)  Oat-  u.  Nordeoropa 

(BalkanläncJtr,  Russ- 

Und,  Skandinavien, 

DXnemark) 

304 

* 

» 

55 

• 

«9 

4 

10 

3>S 

12)  West-  0.  Südeuropa 

(Schweiz  ,  Beigten, 

Luxembg.,  Holland, 

Grossbrit.  .  Frankr., 

Spanien,  Italien) 

$87 

"5 

• 

36.75 

7.75 

34 

7.5 

13)  Nor-lLinifrika  fVercin. 

6»S 

Staaten  u.  Kanada) 

104 

> 

» 

so 

«.5 

6 

«.«5 

14)  die  anderen  niisser- 

europäischen  Lander     28      »         »        '3      *        *«75      ^'»S        4  *''75 
Ausland:    1 60 x  Firmen  aus   338  Orten:  loo      31,35  ^^75 


DratacbL  u.  Amlaiid 
«iMUliaien  7579     >       >  1544  Orten:         100  100 


In  die  Augen  fällt  an  diesen  Zahlen  zunächst  der  starke  An- 
teil des  Auslandes  mit  mehr  als  dem  fünften  Teil  der  Gesamt- 
zahl der  Firmen  sowohl  wie  der  Orte,  weiter  der  beträchtliche 
Anteil  jedes  einzelnen  der  unterschiedenen  neun  Gebiete  Deutsch- 
lands und  die  bis  zu  gewissem  Grade  auch  in  der  Verteilung  auf 
die  Ländergruppen  des  Auslandes  vorhandene  Gleichmässigkeit. 
In  allen  drei  Punkten  weicht  die  Gestaltung  des  Einkäuferverkehrs 
von  der  des  Ausstellerverkehrs  erheblich  ab,  wie  sich  bei  einem 
Vergleich  mit  den  oben  auf  S.  50  aufgeführten  Zahlen  deutlich 
zeigt.   Es  fallen  danach  von 

1)  %  der  ausländischen  Einkäufer. 

2)  %  der  ausländischen  Orte. 
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|V.  d,  auslind.  Firmen 

II.  Orten 

während  bei  Hävern,  Südwo^tiU'iit'^chlanil  uml  Schlesien  derartijr 
giüsse  Unterschiede  zwischen  Aussteller-  und  I'.inkäufervcrkehr 
nicht  c)hwalten.  Die  ICinkäutcMschaft  ist  also  der  1  lerkunft  nach 
L^leichniassif^er  verteilt  als  die  Ausslellerscliat't,  was  in  dem  ver- 
gleichsweise schwächeren  Anteil  des  Könij^reichs  Sachsen,  Ber- 
lins, Thürino^ens  und  Holmiens  einerseits  und  der  stärkeren  Be- 
t(MML;iinL,'  auch  Xorddeulschlands,  der  Prov.  Sachsen,  des  westl. 
Mitteldeutschlands  unti  des  Auslandes  ausser  Böhmen  andrerseits 
zum  Ausdruck  t;elan<4t.  Die  Erklärung  dafür  findet  sich  in  dem 
Umstand,  dass  für  den  Kinkäufervcrkehr  der  über  alle  Länder 
und  Orte  verbreitete  Bedarf  massgebend  ist  im  Gegensatz  zu 
dem  Ausstellerverkehr,  der  naturgemäss  hauptsächlich  aus  den 
Gegenden  herrührt,  in  denen  sich  die  Standorte  der  Erzeugung 
der  betr.  Waren  befinden. 

Kine  wesentliche  Verschiedenheit  zwischen  Kinkäufer-  und 
Ausstellerbesuch  besteht  auch  in  Bezug  auf  die  Grösse  der 
Herkunftsorte.  Sie  off  enbart  sich,  wenn  man  eine  Verteilung  auf 
die  oben  S.  51  unterschiedenen  7  Ortsgrösscnklassen  vornimmt 
und  die  beiderseitigen  Vcrhältniszahlen  nebeneinanderstellt.  Man 
erhält  dann  folgende  Uebersicht  ^) : 

i)  Zu  Grunde  gelegt  ist  dabei  die  deutsche  Volkäz.ihlung  vom  i.  Dez.  1900 
mit  <lem  »Verzeichnis  der  Gemeinden  und  WohnplKtze  des  deutschen  Reichs  von 
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Beachtlich  ist  dabei  in  erster  Linie  der  geringere  Anteil  der 
Orte  bis  zu  2000  Einwohnern  und  der  grössere  Anteil  derjenigen 
zwischen  20000  und  100000  Einwohnern  auf  seiten  des  Einkäufer- 
verkehrs, während  sich  die  beiderseitigen  Prozentsätze  bei  den 
Orten  zwischen  20CX>  und  2O0CX>  und  ebenso  denjenigen  über 
looooo  Einwohnern  mehr  oder  weniger  die  Wage  halten.  Die 
Einkätifcrschaft  verteilt  sich  demnach  wie  nach  der  Lage  so  auch 
nach  den  Grössenklassen  c](  1  !  Icrkunttsorti-  im  allgemeinen  c^lcich- 
mässiger  als  die  Ausstellerschatt,  die  sicii  einsprechend  den  Stand- 
orten der  ausstellenden  Industrien  hauptsächlich  aus  kleinen  (3rten 
und  aus  den  Grossstädten  rekrutiert,  im  Gegensatz  zur  Kinkäufer- 
schaft,  bei  der  auch  die  Plätze  mittlerer  Grösse  als  die  nach  den 
Grossstädten  wichtiL,sten  Konsumtionszentren  eine  bedeutende 
Rolle  spielen.  Relativ  klein,  absolut  recht  erheblich  ist  aber  auch 
der  Anteil  der  kleinen  Orte  am  Einkäuferbesuch,  vor  allem  in 
Bezug  auf  die  Zahl  der  Orte,  was  sich  aus  dem  starken  Zuspruch 
aus  Bädern  und  Luftkurorten  erklärt,  in  denen  Galanteriewaren 
und  dergl.  oft  in  weit  grösseren  Mengen  umgesetzt  werden  als 
in  kleinen  und  mittleren  Städten. 

Im  grossen  und  ganzen  treten  diese  Züge  der  Verteilung  des 
gesamten  Einkäuferverkehrs  auf  die  Ortsgrössenklassen  auch  bei 
den  verschiedenen  Ländern,  namentlich  denen  Mitteleuropas,  zu 
Tage,  wenn  dabei  auch  im  einzelnen  viele  lokal  begründete  Ab- 
weichungen vorkommen ,  wie  dies  die  Spalten  3  bis  9  der  Ati' 
tage  VI  und  die  Zusammenstellung  in  der  Anlage  IX  des 
näheren  zeigen.    Hervorzuheben  ist  aber  jedenfalls,  dass  ein 

2000  und  mehr  Einwohnern«,  Vierleljahrsheftc  ?'ir  Staiisük  des  deiitsrhcn  Reichs 
Berlin  1902,  I,  S.  109-160,  Kitttrs  Geogr.-St.  Lexikon,  S.  Aufl.,  Leipzig  1898  und 
für  die  ausländischen  grösseren  Städte  Wickmanns  geogr.*statistisc)ie  Notizen  in 
»Justns  Pertbes*  Tascben-Atlas«,  40.  Aufl.,  Gotha  1903»  S.  25—80. 
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sehr  beträchtlicher  Unterschied  zwisclu-n  den  Ländern  des  Deut- 
schen Reichs  und  dem  Ausland  besteht,  ilas  zwar  L^leichialls 
aus  Orten  aller  Grössen  Käufer  schickt,  den  Jlauptteil  sei- 
ner Käuferschaft  jedt>ch  aus  Grussslädten  sendet,  nämhch 
67,75  Proz.  mit  l^inschluss  oder  79.5  Proz.  mit  AusschUiss  <  )estcr- 
reich-Lngarns,  während  hei  iJeutschland  der  Anteil  seiner  33  Clross- 
städte  nur  37,5  Proz.  ausmacht.  VVelciies  diese  ausländischen  ( iros^- 
stiidte  sind,  ist  aus  der  An/agt  V'll  ersichtlich,  die  ziiL^leich  auch 
eine  Leitersicht  der  beteiligten  ausländischen  Urtc  der  beiden 
nächstniederen  Crossenklasscn  i:;^cwährt. 

Der  dritte  lünteihni_L,'SL;rund,  der  sich  auf  das  den  Hinkäufer- 
Verkehr  betreffende  Erhebuni^smaterial  anwenden  lässt,  ist  die 
Zahl  der  K  i  n  k  ä  u  f  e  r  aus  jedem  Orte.  Das  Nähere 
hierüber  ist  el)cnfalls  den  Anlagen  VI  und  IX  sf)wic  ,  im  Zu- 
sammenhang damit ,  der  Anlage  VIII  zu  entnehmen ,  die  die 
deutschen  Orte  mit  mehr  als  je  10  Messeinkäufern  aufweist. 
ICine  entsprechende  Ergänzung  hin.sichtlich  des  Auslandes 
bietet  die  schon  betrachtete  Anlage  VJI  mit  den  ausländischetl 
Orten  über  20000  Kinwohnern,  unter  denen  sich  samtliche  aus» 
ländischen  Einkäufer- Herkunftsorte  mit  mehr  als  je  10  Firmen 
mit  befinden,  wenn  man  drei  böhmische  Plätze  mit  geringeren 
EinwohncrzifTcm  aber  mehr  als  je  10  Einkäufern  ausnimmt.  Die 
aus  diesen  Uebersichten  hervorgehenden  Haupttatsachen  sind  ziem- 
lich einfacher  und  einheitlicher  Natur,  insofern  nämlich,  als 
auch  in  Bezug  auf  die  Ortseinkäuferzahl  und  zwar  bei  Deutsch- 
land sowohl  wie  beim  Auslande  die  Verteilung  des  Einkäuferbe- 
suchs  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  verrät,  wie  eine  solche  in 
analoger  Weise  ebenfalls  der  Ausstellerverkehr  zeigt. 
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Eine  gewisse  Kegelmässigkcit  herrscht  endlich  auch  in  den 
Beziehungen  zwischen  Orts-Einkäufer-  und  Orts-Einwohner-Zahl. 
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Sie  spricht  sich  darin  aus,  dass  die  kleinen  ( )rtc  natürlicher  Weise 
meist  nur  einen  oder  wenige  Käufer,  die  Plätze  mittlerer  Grösse 
hingegen  deren  oft  eine  ganze  Reihe  und  die  Grossstädte  ihrer 
vielfach  Dutzende  zur  Messe  entsenden,  worüber  die  am  Schlitss 
(Ic  r  Anfage  IX  befindliche  Tabelle  näheren  Aufschluss  gibt. 
Freilich  sind  durchaus  nicht  umgekehrt  alte  grossen  und  mitt- 
leren Städte  durch  zahlreiche  Firmen  vertreten»  vielmehr  gibt  es 
deren  auch  viele  mit  nur  wenigen  oder  nur  einem  Mess-lünkäufer, 
namentlich  im  Auslande,  wie  die  Anlagen  VI  und  VII  erkennen 
lassen. 


Z«ilSClttift  I8r  dl«  t**«  SlaaMvitMUcli.   Ergänzungabeft  tl. 
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IV. 

Die  Bedeutung  des  Mess-Musterlagerverkehrs. 

In  der  Darstellung  der  Entstehung  und  gegenwärtigen  Aus- 
dehnung und  Gestaltung  des  Leipziger  Mess-Musterlagerverkehrs 
ist  vielfach  zugleich  auf  seine  wirtschaftliche  Bedeutung  und 
die  Vorteile  hingewiesen  worden,  die  er  Käufern  und  Ausstellern 
bietet.  Worin  diese  Vorteile  bestehen,  soll  in  einigen  Punkten 
im  folgenden  noch  näher  betrachtet  werden. 

Von  Wichtigkeit  für  die  Käufer  ist  zunächst  die  Vereini- 
gung so  zahlreicher  verschiedener  Geschäftszweige,  die  sie  in  den 
Stand  setzt,  schnell  und  bequem  ihren  Bedarf  an  Waren  der  ver- 
schiedensten Gattungen  zu  decken.  Die  grosse  Mehrzahl  der 
Messeinkäufer,  der  inländischen  sowohl  wie  der  ausländischen, 
führen  gleichzeitig  Erzeugnisse  mehrerer  Produktionszweige,  ent- 
weder, wie  viele  Grosshandlungen  und  Spezialgeschäfte,  Waren 
gleicher  Verwendungsart  aber  verschiedener  Herstellung,  z.  B. 
Kunst-  und  Luxusgegenstände  aus  Porzellan,  Glas,  Metall,  Holz 
u.  s.  w.  oder,  wie  die  meisten  sogenannten  Kurz-,  Galanterie-  und 
Spielwarengeschäfte,  Waren  aus  verschiedenem  Material  und  für 
verschiedene  Gebrauchszwecke  zugleich.  Aehnlich  wie  in  der 
grossen  Zahl  der  zur  Ausstellung  gelangenden  Warengattungen 
begegnet  der  Käufer  einer  ausserordentlichen  Mannigfaltigkeit 
weiter  auch  in  dem  Angebot  innerhalb  des  einzelnen  Industrie- 
zweigs, das  für  denselben  Artikel  oft  einem  Wettbewerb  Dutzen- 
der von  Lieferanten  entspringt.  In  welch  hohem  Masse  die  in  Be- 
tracht kommenden  Industrien  durch  Entsendung  von  Ausstellern  an 
der  Messe  beteiligt  sind,  würde  sich  am  deutlichsten  offenbaren, 
wenn  sich  der  Zahl  der  Aussteller  einer  bestimmten  Warengattung 
Überall  die  Zahl  der  vorhandenen  Betriebe,  in  denen  diese  Waren- 
gattung hecgestellt  wird,  gegenüberstellen  liesse.   Eine  solche 
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GegenüberstellunL;  ist  incU  ssen.  auch  unter  Beschränkung  auf  das 
Deutsche  Reich,  nur  in  sehr  unvoilkomniener  Weise  möglich,  da 
die  untersten  Einteilungen  der  Reichsgewerbestatistik,  die  Ge- 
werbe^Arten,  neben  Messmusterlager-Hranchen  meist  zugleich  noch 
andere,  dem  Messverkehr  fern  stehende  Industriezweige  umfassen. 
Ausserdem  wird  die  X'orq^lcichharkeit  unserer  Messaussteiler-Stati- 
stik  mit  der  Gewerbe-Statistik  dadurch  beeinträchtigt,  dass  zwischen 
beiden  ein  Zeitraum  von  mehreren  Jahren  liegt  und  femer  die  Art 
der  Aufbereitung  des  Erhebungsmaterials,  insbesondere  auch  die 
liehandlung  der  susammengesetzten  Betriebe,  auf  beiden  Seiten 
in  manchen  Fällen  nicht  übereinstimmen  mag,  obgleich  die  Mess- 
statistik nach  den  Cirundsätzen  der  Reichsstatistik  aufgemacht 
worden  ist.  Immi  rhin  gibt  wenigstens  bei  einzelnen  Gewerbe- 
Arten  eine  Nebcncinanderstellung  der  Zahl  der  Fabrikanten  und 
Verleger  deutscher  Herkunft  [Anlage  IV  Spalte  8)  und  derjenigen 
der  von  der  Reichsstatbtik  im  Jahre  1895  nachgewiesenen  Betriebe 
mit  über  10  oder  20  Arbeitern  einen  gewissen  Anhalt,  z.  B.  be- 
tragt die 

bei  Gewerbe-Art 
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Die  durch  die  Messe  gegebene  Vereinigung  so  zahlreicher 
Industrieller  der  beteiligten  Ikanchen  schliesst  tih  den  Käufer 
neben  der  gebotenen  reichhaltigen  Auswahl  an  sich  den  weiteren 
Vorteil  ein,  dass  diese  Auswahl  innerhalb  der  Messstadt  wiederum 

I )  Also  einschhesslich  dcrjcnigeD  der  letzten  bpalte  mit  mehr  als  20  Personen. 
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auf  ein  kleines  l  läuser-\  iortcl  von  mir  200  bis  290  m  ins  Geviert 
und  7A\  60  l'roz.  der  Aussteller  auf  14  Gebäude  (licms  V^icrtel^; 
mit  je  über  40  bis  711  364  Ausstcllerlokalen  f>dcr  -Mantlen  kon- 
zentriert ist.  Wollte  ein  Waren  allcM'  (iattuni^en  kaufender  Mess- 
besucher die  zur  Messe  anwesenden  Verkäufer,  deren  Ausstel- 
lungen er  bei  seinem  l'vundc^anL,^  durch  die  Musterlagcr  in  rascher 
Aufeinandcrfnicrc  in  Aujjcnschein  zu  nehmen  vermag,  nacheinander 
einzeln  an  ihren  Herkunftsorten  aufsuchen,  würde  er  mehrere  Jahre 
hindurch  ununterbrochen  zu  reisen  haben.  Nicht  viel  anders  liegen 
die  Verhältnisse  auch  für  denjenigen,  dessen  Bedarf  sich  aus- 
schliesslich auf  einen  der  hauptsächlicheren  Geschäftszweige  er- 
streckt, deren  jeder  durch  Aussteller  aus  einer  grossen  Zahl  weit 
verstreuter  Orte  vertreten  ist. 

\' on  wesentlicher  Bedeutung  für  den  Käufer  sowohl  wie 
den  Verkäufer  ist  sodann  der  Umstand,  dass  beide  auf  der 
Messe  als  einem  g^einsamen,  regelmässigen  Treffpunkt  persön- 
lich zusammenkommen,  der  Detaillist,  Grosshändlcr,  Exporteur 
oder  Kinkaufskommissionär  auf  der  einen,  der  Aussteller,  vor  alK  m 
also  der  I'^abrikant  oder  Verleger  der  betreffenden  Erzeugnisse, 
auf  der  andern  Seite.  Die  grosse  Wichtigkeit  dieser  persönlichen 
\'eri  inigung  des  Käufers  und  des  Verkäufers  ist  bereits  von  F^/tU 
mit  Nachdruck  hervorgehoben  worden').  Der  Nutzen,  den  sie 
bringt,  fällt  beiden  Teilen  zu.  Der  Einkäufer  hat  das  Bedürfnis, 
seine  Bestellungen  bei  dem  Fabrikanten  bezw.  dem  Verleger  selbst 
aufzugeben,  um  beim  Hinkauf  zugleich  über  die  verschiedensten 
die  Fabrikation  und  die  Fabrikationsbedingungen  betreffenden 
Gegenstände  Auskünfte  zu  haben,  die  kein  anderer  zu  erteilen  in 
der  Lage  ist.  Er  will  wissen,  welcher  Veränderung  die  Ware  in 
Beziehung  auf  Form,  Farbe,  Ausstattung  und  Material  fähig  ist, 
um  vielleicht  selbst  Vorschläge  zu  neuen  Mustern  machen  zu 
können,  denen  sich  nach  seinem  Dafürhalten  die  allgemeine  Ge- 
schmacksrichtung zuwenden  wird,  oder  um  nach  seinen  eigenen 
Angaben  bestimmte  Typen  anfertigen  zu  lassen,  die  speziellen  in 
seiner  Heimat  herrschenden  Bedürfnissen  Rechnung  tragen.  Weiter 
hat  die  unmittelbare  persönliche  Berührung  und  Gelegenheit  zur 
Aussprache  den  Vorzug,  dass  sich  Missverständnissen  aller  Art 
und  den  aus  ihnen  entstehenden  Weiterungen  in  vielen  Fällen 
vorbeugen  lasst,  ganz  allgemein  aber,  und  das  ist  wohl  mit  das 

t)  Unterlagen  n.  s.  w,  S.  31. 
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Wichtigste,  auch  den,  dass  sich  Käufer  und  Verkäufer  überhaupt 
näher  kennen  und  beurteilen  lernen,  als  es  ein  nur  schriftlicher 
oder  mittelbarer  Verkehr  erlaubt. 

Die  ausserordentlich  grosse  Zalil  der  l  ünkäut'cr,  die  sich  aus 
nah  und  fern  zur  Messe  einfindet,  ist  lür  den  V  c  r  k  ä  u  f  e  r  von 
ähnlicher  Bedeutung  wie  die  grosse  Zahl  der  anv^rsenden  Aus- 
steller für  den  ixauler.  Iis  wäre  auch  hier  wieder  sehr  interes- 
sant, der  Zahl  der  zur  Messe  kommenden  deutschen  Firmen  die 
der  im  Jahre  1895  reichsstatistisch  nachgewiesenen  Ik  triebe  gegen- 
iiherzuhalten.  um  festzustellen,  welcher  Prozentsatz  aller  als  Mess- 
cinkäufer  in  Betracht  zu  ziehenden  l'irmen  am  Messnmsterlager- 
verkchr  teilnimmt.  Mine  solche  Gegenüberstellung  ist  jedoch  für 
die  liinkäuferheteiligung  noch  weit  schwierij^er  als  für  den  Au.s- 
^tellcrverkehr.  ^oll  incK^ssen  unter  den  niUit^en  Vorbehalten  und 
Zuhilfenahme  einer  Sciiätzung  wenigstens  versnclit  werdcMi.  Der 
l'unkt,  an  dem  sie  einsetzen  kann,  ist  allein  die  Gewerbe-Art 
XVIlIa  13.  Handel  mit  Kurz- und  Galanteriewaren,  die  16811  Be- 
trie!)e  zahlt  und  woiil  mindestens  die  Hälfte  aller  in  1  )eutschlantl 
als  Messeink.äufer  in  Frage  kommenden  Geschälte  umfassen  dürfte. 
Ausser  Betracht  -M-Iassen  werden  müssen  dagegen  die  verschie- 
denen übrigen  iium  ilandel  gelKMii^cn  Gewerbearten,  11.  a.  XVIIla  5 
Handel  mit  Metallen  und  MetalUvaren.  Will  a  6  ilandel  mit  Ma- 
schinen, XVIIIa  14  Handel  mit  verschiedenen  W  aren,  und  die  zum 
CJewerbe  im  volkswirtschaftlichen  Sinne  gehörenden  Gewerbearten, 
die  i;leichfa[ls  eine  absolut  nicht  unbedeutende,  im  Verhältnis  zu 
ihren  Gesamtzahlen  sowie  zur  Gewerbeart  XVIIIa  13  aber  nur 
eine  kleine  Zahl  für  den  Hesuch  der  Messe  in  Betracht  kommen- 
der Betriebe  cntlialten.  Rechnet  man  aut  die  ausser  I^etracht  zu 
lassenden  Gewerbcarten  zusammen  die  Hälfte  der  5978  deutschen 
Kinkäufcr,  so  würden  für  die  in  der  Gewerbeart  XVIIIa  13  ver- 
einigten Kurz-  und  Galantericwarenhandlungen  rund  3000  Kin- 
käufer-tirmen  verbleiben,  die  den  168 II  Betrieben  der  Gewerbc- 
art  gegenüberzustellen  wären,  sodass  also  ohne  Rücksicht  auf  den 
Umfang  der  Betriebe  und  die  Grösse  und  Entfernung  der  Her- 
kunftsorte jedes  fünfte  bis  sechste  aller  im  ganzen  Deutschen 
Reich  vorhandenen  Kurzwarengeschäfte  als  Messeinkäufer  anzu- 
sehen wäre.  Dieses  Verhältnis,  das  ohne  Zweifel  als  ein  Zeugnis 
der  gro.ssen  Bedeutung  der  Leipziger  Mc^sc  für  die  auf  ihr  Ab- 
satz suchenden  Industrien  gelten  kann,  steht  hinter  dem  wirklichen 
aber  vielleicht  noch  wesentlich  zurück,  da  man  den  Anteil  der 
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Gewerbeart  XVIIIa  13  ohne  grosse  Gefahr  schliesslich  auch  auf 
Vs  schätzen  darf,  in  welchem  Falle  sich  dann  schon  etwa  jeder 
vierte  Betrieb  als  Messeinkäufer  darstellen  würde,  ganz  abgesehen 
davon,  dass  die  Zahl  der  die  Messe  zum  Einkauf  besuchenden 
nur  unvollständig  zu  ermitteln  ist. 

Weit  sicherer  und  klarer  als  aus  derartigen,  zum  Teil  auf 
Schätzungen  angewiesenen  Vergleichen  mit  der  Rcichs-Gewerbc- 
Statistik  erhellt  aber  das  Verhältnis  der  durch  den  Messmuster- 
lagcrverkehr  vermittelten  Nachfrage  zu  dem  gesamten  über  Deutsch-* 
land  verzweigten  Hcdart  aub  den  X'erhältniszahlen  der  zum  Kinkäufer» 
verkehr  beitragenden  L,nösscren  Orte.  Nach  der  letzten  Volks- 
zählung gibt  es  in  Deut>chiand 


Ausser  diesen  allL^emeinen  Vierteilen,  die  die  zur  Messe  ge- 
botene grosse  Auswahl  und  die  regelmässige  Zusammenkunft 
Tausender  von  Ausstellern  und  Käufern  beiden  Teilen  gewährt, 
entspringen  dem  Messmusterlagerverkehr  für  gewisse  Klassen  oder 
Gruppen  von  Käufern  und  Verkäufern  noch  manche  besonde- 
ren Vorteile. 

Die  unter  den  Ausstellern  hefindUchen  Inhaber  kleinerer 
Fabriken  und  Verlagsgcschäfte  besitzen  in  der  Musterlagermessc 
vielfach  das  einzige  Mittel  selbständigen  Absatzes.  Der  geringe 
Umfang  ihres  Betriebs  und  ihr  beschränktes  Kapital  wurden  ihnen 
oft  gar  nicht  erlauben,  den  Vertrieb  ihrer  Waren  anstatt  oder 
ausser  auf  der  Messe  noch  durch  mehrere  Reisende  und  Agenten 
oder  auf  sonstigem  Wege  zu  suchen,  denn  hierzu  wären,  wie  wir 
weiter  sehen  werden,  bedeutend  höhere  Aufwendungen  erforder- 
lich, als  ein  jährlich  zweimaliger  kurzer  Besuch  des  meist  wenig 
entfernten  Leipzig  und  die  dortige  voioibergehende  Ausstellung 
nur  einer  Musterkollektion  erheischen.  Einen  besondern  Nutzen 
hat  die  Messe  ferner  für  viele  Inhaber  kleinerer  Geschäfte,  die  zum 

l)  In  den  Stati>tikcM»  der  Anlugot  VI  wxxA  IX  sind  die  selbständigen  über 
50  OoO  Einwohner  zahlenden  Vororte  R-.  i  liii-Rixti<.rr,  Bet lin-Srhrneheri:  und  Han- 
iiover-I  inden,  aus  denen  ebenfalls  Messeuikauttr  kunanen,  niu  zu  iicrlin  bez.  Han- 
iiDvei  gerechnet,  »odasi  durl  nur  3S  Orte  von  50  bis  100  OOO  Einwohnern  erschei- 
nen, wMhrend  in  Wirklichkeit  alle  41  Orte  dieser  Grössenklasse  durch  KBufer  znr 
Messe  vertreten  sind. 


10  bis  aoooo  Einwohner:  349 

20   »  50  000         >       ;  153 

50   *  100  000        •       :  41 

über  100000        >      ;  33 


Orte  mit 


davon  senden  Einklufcr 
t66  oder  67  % 


41      »     !0O  »  ') 

33    »    too  » 
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Einkauf  kommen.  Sie  verschafft  ihnen  die  Möglichkeit,  gleich 
den  Leitern  grösserer  Unternehmungen  Hunderte  verschiedener 
Kollektionen  zu  besichtigen  und  ihren  Bedarf  u.  a.  bei  manchem 
leistungsfähigen  Lieferanten  zu  decken,  der  sich  sonst  um  ihre 
Kundschaft  kaum  bewerben  würde,  die  ihm  zur  Messe  gegebenen 
kleinen  Aufträge  aber  ganz  gern  mit  ausfuhrt.  Besonders  nütz- 
lich ist  der  Besuch  der  Messe  fär  solche  Vertreter  kleinerer  Laden- 
geschäfte weiter  insofern,  als  er  ihre  Kenntnisse  und  ihren  Ge- 
sichtskreis erweitert,  sie  vielleicht  bestimmt,  sich  den  einen  oder 
andern  för  sie  ^ut  verkäuflichen  Artikel  zuzulegen  und  sie  vor  allem 
veranlasst,  dem  Einkauf  ungeteiltes  Interesse  entgegenzubringen. 
Zu  Hause  bei  ihnen  ist  das  letztere  oft  nicht  miiglich,  vielmehr 
erfolgt  dort  die  Durchsicht  von  Mustern  und  Katalogen  und  die 
Erteilung  von  Bestellungen,  wegen  der  anwesenden  Kundschaft 
oder  mangels  genügenden  Platzes,  häufig  nur  nebenher  und  unter 
erschwerenden  Umständen. 

Wie  den  kleineren  Betrieben  bringen  die  Musterlagermesscn 
aber  auch  den  grossen  manche  besonderen  Vorteile.  Der  grosse 
Dctailiist,  der  Grosshändicr,  der  deutsche  Kommissionär  und  Kx- 
])ortciir,  der  ausländische  Importeur,  der  W'arenliauscinkäufer  — 
man  denke  an  dif*  ihre  Kinknufer  7Air  Messe  sendenden  Unt<Mneh- 
mungen  John  VVaiiainakt  r  in  1  hiladclphia  und  Ne^^•-^'()rk  und 
Lnuvrc  und  Bnn  Marche  in  Paris  —  sie  alle  krmnen  bei  der 
iXckung  ihres  vielseitigen  und  luiitangrcichen  l^edarfs  aus  der 
Mannigfaltif;keit  der  vorhandenen  Auswahl  und  tlt  in  Wettbewerb 
der  Aussteller  in  ganz  besonders  hohem  Grade  Nutzen  ziehn. 
Aehnlich  steht  es  mit  den  i^nosseren  Verkäufern,  die  im  Mes-v 
miistcrlagerverkchr  ihre  Leistungsfähigkeit  durch  die  Ausstattung 
und  fveichhaltigkcit  ihrer  Kollektion  am  augenfälligsten  zu  offen- 
baren vermögen. 

Eine  besondere  Bedeutung  hat  die  Mustcria germesse  ferner 
für  die  l'irmrn  Leipzigs,  die  sie  ohne  Aufwand  an  Zeit  und 
Geld  für  die  Reise  nach  Helirbcn  besuchen  k()nnen.  Sie  setzt 
manchen,  der  als  Inhaber  emes  (ieschäfts  gleichen  L'mfanges  aus 
Künigs|)erg  oder  Metz  kaum  kommen  würde,  in  die  Lage,  sich 
im  I  jnkaul  und  dadurch  auch  im  V\'ettbewerb  den  gr()ssei'en  Be- 
trieben gegenüber  !richt(M'  auf  der  I  iT.he  7.u  halten,  was  bis  zu 
gewissem  Gradi'  auch  iür  dii'  l'.inkäiifcr  aus  der  l'mgei)ung  Leij>- 
zigs  und  den  weniger  entfernten  Gegenden  überhaupt  gilt.  Von 
erheblicher  W  ichtigkeit  ist  sodann  der  Messmustcrlagcrv  erkehr 
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für  eine  Reihe  Leipziger  Firmen  und  den  Handel  und  die  Industrie 
I^ipz^  insofern,  als  er  in  einzelnen  der  beteiligten  Geschäfts- 
cweige  die  Entfaltung  eines  hervorragenden  ansässigen  Gross- 
handels und  einer  regen  industriellen  Tätigkeit  herbeigeführt  hat, 
so  für  Kurz-  und  Galanteriewaren,  Papierwaren,  Holzwaren,  Me- 
tallwaren  und  vor  allem  auch  Musikinstrumente.  Es  wäre  eine 
sehr  lohnende  Aufgabe,  die  hier  aber  nicht  gelöst  werden  kann, 
zurfickzuverfolgen,  wie  die  betreffenden  Zweige  des  heutigen  Leip- 
ziger Handels  und  Gewerblleisses  im  Zusammenhang  mit  der 
neueren  Entwickelung  der  Messen  Fuss  gefasst  oder  an  Ausdeh- 
nung gewonnen  haben.  In  welchem  Umfange  Leipziger  Betriebe 
zur  Zeit  als  Vericaufer  beteiligt  sind  und  wie  sie  sich  auf  die 
Hauptgeschäftszweige  verteilen,  ist  aus  den  statistischen  Ueber- 
sichten  hervoiigegangen.  Beachtenswert  ist  dabei,  dass  sich  das 
Mes^eschäft  bei  ihnen  meist  ebenso  wie  bei  den  auswärtigen 
Ausstellern  vollzieht,  z.  B.  viele  Leipziger  Firmen,  die  nicht  schon 
selbst  ein  passendes  Lokal  im  Messviertel  besitzen,  daselbst  gleich 
den  fremden  Ausstellern  für  die  Dauer  der  Messe  ein  solches 
mieten.  Nach  den  zu  den  obigen  Statistiken  benutzten  Erhebungen 
war  dies  bei  nicht  weniger  als  114  Leipziger  Firmen  der  F'all. 

Besondere  Vorteile  gewährt  der  Messmustcrlagerverkehr  end- 
lich denjenigen  Firmen,  die  zugleich  ausstellen  und  ein* 
kaufen.  T>ic  Zahl  der  Firmen,  von  denen  Angaben  über  eine 
solche  dopjiclte  Beteiligung  an  der  Messe  vorliegen,  beträgt 
etwa  400.  Diese  Ziffer  darf  jedoch  nicht  als  genau  zutreffend 
angesehen  werden,  da  manche  Firmen,  die  sich  zugleich  als  Ein- 
käufer und  Verkäufer  bezeichnen,  gleichwohl  kein  Ausstellungs- 
lokal angemeldet  haben  und  andrerseits  von  manchen  Ausstellern, 
die  zugleich  Käufer  sind,  dies  nicht  angezeigt  worden  sein  durfte. 
Kinen  gewissen  Anhalt  gewährt  übrigens  auch  die  Zahl  der  Orte, 
die  ausstellende  und  kaufende  Firmen  entsenden.  Sie  beläuft 
.sich  auf  357,  kann  aber  nm  in  sehr  besclnänktcm  Umfang  zu 
Schlüssen  benutzt  werden,  da  die  Aussteller  und  ]  inkäutei  aus 
diesen  Orten  vielfach  nicht  id<'nlisch,  sondern  ganz  verschiedene 
iMrmen  sind,  auch  bei  den  dazu  gehoriij^en  kleinen  Orten,  die  oft 
zugleich  .Standorte  von  Hausindustrien  und  Bäder  oder  Luftkur- 
orte sind,  als  solche  aber  einerseits  Industrielle  und  andrerseits 
Iniiciher  von  Ladengeschäften  zur  Messe  schicken. 

Xiclitsdestowcniger  sind  die  Fälle,  in  denen  sich  die  Mess- 
Kinkäufer-  und  die  Mess-Verkäuter-Eigcnschaft  verbinden,  jedcn- 
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falls  sehr  häufig.  Den  Gegenstand  des  Einkaufs  der  ausstellenden 
Finnen  bilden  dabei,  wie  schon  oben  auf  S.  58  bei  der  Betrach- 
tung der  Art  der  Einkäufer  beiläufig  erwähnt  wurde,  teils  Mate» 
rialien,  Bestandteile  oder  Hilfsmittel  fiir  die  Fabrikation,  teils 
Artikel  zur  Ausstattung  und  Verpackung  der  eignen  Erzeugnisse, 
teils  endlich  mit  diesen  zusammen  vertriebene  Waren.  So  kaufen 
z.  B.  Aussteller  von  Bronze-,  Alfenide-,  Britannia-  und  andern 
Metallwaren  Montierungsartikel  von  Glas,  Porzellan,  Fayence  und 
Majolika,  Glasraffinerien  und  Aussteller  von  Holzgalanteriewaren 
bronzene  Beschläge,  Porzellanmalereien  und  Anstalten  für  Photo- 
keramik weisses  Porzellan,  halbfertige  Pfeifenköpfe  und  dergl. 
In  ähnlicher  Weise  beziehen  Industrielle  der  Kurz-  und  Spiel- 
warenbranchen von  andern  Mess -Ausstellern  Abziehbilder  für 
Schatullen  und  Federkästen,  gestanzte  Räder  zu  Wägelchen,  Eisen- 
teile zu  Holzgewehren,  Lederbälge,  Musikschwenker  und  sonstige 
Artikel  zur  Puppenverfertigung,  kleine  Püppchen,  Porzellan-  und 
Metallsächelchen  zur  Ausstattung  von  Puppenhäusem.  Zur  fer- 
tigen Ausstattung  oder  zur  wiikungsvollen  Aufmachung  der  eigenen 
Erzeugnisse  in  den  Schaufenstern  der  Abnehmer  werden  ferner 
gekauft  Porzellanköchengarnituren  für  abgc])as5te  Regale  von  Holz- 
warenfabrikanten, Vasen  und  Korbwaren  von  Fabrikanten  künst- 
licher Blumen,  Brote  und  Gurken  aus  Wachs  oder  Pappe  von 
Ausstellern  von  Brotschneidemaschinen  und  Gurkenhobeln,  wäh- 
rend als  Beispiel  neben  den  eigenen  Waren  vertriebener  fremder 
Artikel  der  Ankauf  von  Kolorierbüchem  und  Bilderbogen  durch 
Verleger  von  Farbenkasten  angeführt  sein  mag. 

Sind  die  erörterten  allgemeinen  und  besonderen  Vorteile, 
die  der  Leipziger  Mcssmiisterlager\ erkehr  dem  Käufer  und  dem 
Verkäufer  gewährt,  darin  begründet,  dass  er  Angebot  und  Nach- 
frage in  einem  bestimmten,  regelmässigen  Zeitpunkte  an  einem 
Orte  zusammenführt,  so  ist  der  Umstand  einer  solclien  zeitlichen 
Vereinigung;  dabei  tür  eine  grosse  Reihe  von  (icschiiitszw  eiL:en 
noch  m  einem  besonderen,  engeren  Sinne  wesentlich,  namlicli  für 
alle  die  Geschäftszweige,  deien  Aitikil  einein  periodisch 
auftretenden  K  f>  n  s  u  ni  tlic  nen.  I's  sind  das  teils  Waren, 
für  die  die  Zeit  des  Hedaris  die  Sommer-  und  Reisezeit  ist,  so 
die  Hatier-  und  Andenken-Artikel,  die  Reiscartikcl  und  die  Sport- 
artikel, teils  sind  es  Waren,  deren  1  lau] 't verbrauch  auf  ein  j)aar 
W  intermonate  beschränkt  ist,  so  die  vor  \\  eihnachten  am  stärk- 
sten gehenden  Spielwaren,  die  Christbaumverzicrungcn  und  aon- 
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stigen  Weihnachtsartikel,  wie  überhaupt  zahlreiche  Artikel  der 
Luxus^  und  Gaianteriewarenbranche  vornehmlich  zu  Weihnachts- 
Geschenken  gekauft  zu  werden  pflegen,  endlich  auch  alle  jene 
Erzeugnisse  der  Kartonnage,  die  ihre  Bestimmung  im  Kotillon 
oder  im  Karneval  erfüllen.  Dass  für  die  Beteiligung  dieser  Ge- 
schäftszweige an  den  Musterlagermessen  und  für  den  ganzen 
Messmusterlagerverkehr  diese  Periodizität  des  Bedarfs  von  wesent* 
lieber  Bedeutung  ist,  liegt  auf  der  Hand.  Eine  besondere  Unter- 
suchung der  Absatz«  und  Produktionsverhältnisse  jeder  der  frag- 
lichen Branchen  für  sich  würde  zugleich  ergeben,  inwiefern  die 
Ausfuhr  nach  fremden  Ländern  mit  andern  Sitten  und  Jahres^ 
Zeiten  die  ungteichmässige  Verteilung  der  Beschäftigung  für  den 
mitteleuropäischen  Markt  ausgleicht  und  in  welchem  Grade  die 
Erhaltung  des  Exports  für  solche  Saison«Industrien  eine  I^ebens- 
bedingung  bildet. 

Bei  einer  Untersuchung  dieser  Art  würde  sich  auch  offen- 
baren, welche  wirtschaftlichen  Tatsachen  auf  der  Seite  des  Kon- 
sums  wie  der  Produktion  das  Wesen  und  die  Bedeutung  des 
Leipziger  Messmusterlagcrverkehrs  in  letzter  Linie  im  einzelnen 
bestimmen.  Was  die  wissenschaftliche  Literatur  an  einschlägigen 
Abhandlungen  oder  Quellenmaterial  zur  Zeit  aufzuweisen  hat,  ist 
recht  bescheiden.  Am  besten  steht  es  dabei  noch  hinsichtlich 
der  Hausindustrie,  die  seit  der  Klärung  und  Bereicherung  des 
historisch-ökonomischen  Wissens  über  die  gewerblichen  I^etriebs- 
systemc  ein  Gegenstand  zahlt cicher  Forschungen  geworden  ist, 
nachdem  den  gewerblichen  Zustünden  in  ihren  konkreten  Erschei- 
nungen seit  (lein  W'eiclien  der  alten  Kameralistik  jahr/ehnte  hin- 
durch eine  nähere  lieob.ichtung  überhaupt  versagt  geblieben  war. 
Behandeln  die  vorhantienen  Schriften  und  Aufsätze  über  Haus- 
industrien in  erster  Keihe  gew'  Imlich  nur  die  Arbeiterverhältnisse, 
so  lassen  sie  doch  in  manchen  I'ällen  auch  die  Stellung  und 
Tätigkeit  des  Verlegers  utuI  die  Heilinj^ungen  des  Vertriel)s  der 
Produkte  bis  zu  gewisscui  Grade  mit  erkennen  'j.    Schon  soweit 

I)  y-^l  In  i-]'irl<\\  t  Inc  H  iusilulustric  und  I  K  iiiinrhcil  in  L)eui>chland  und  Ocsltrr- 
reich  in  »ien  >(hi'luii  (i.-v  N'ercin^  für  Sozialpolitik  Bd.  I. XXXIV,  Leipzig  189Q. 
5S.  i55ff. :  Ufiij'tJiü'r,  l>ie /innmalenmicu  in  Nürnberg  und  Fürlh  ;  Bd.  LXXXVI,  Leij>- 
zig  1899,  S.  215  ff.:  Ekrenktrgt  Die  SpielwaFenhausindustric  des  Kreises  SonDe> 
berg;  S.  570  ff.:  Wilßing^  Die  Haasindastrie  u.  Heimarbelt  auf  d.  Gebiete  d. 
Kamm-  und  FÄchcnnachcrei  in  Wien;  S.  4S1  fT.  Kostka,  Die  Hcimarbcii  in  d«r 
1  Inhl^lasindustrie  Nordlx'.hmens  ;  I!d.  lAXXVIlI,  Leipzig  1900.  S.  269  ff. :  Grunow. 
Die  Solinger  Industrie;  Uber  dens.  Gegenstand  ebenda     51  if. ;  femer  die  rerschic- 
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danach  und  auf  Grund  persönlicher  Beobachtung  des. Messverkehrs 
ein  Ueberblick  zu  gewinnen  ist,  sind  die  Verhältnisse  nicht  nur 
innerhalb  der  einzelnen  Geschäftszweige  sondern  auch  an  den 
einzelnen  Standorten  der  Industrien  und  bei  den  einzelnen  Be- 
trieben dermasscn  verschiedenartig  und  vielgestaltig,  dass  an  dieser 
Stelle  von  einem  Versuch,  sie  auch  nur  in  einigen  Hauptzügen 
anzudeuten,  schlechterdings  abgesehen  werden  muss. 

denen  im  Ansch]u-v>  an  <]io  Ik-nifs-  und  CL\vcr!>ez:ihlung  v.  1895  Zeitschr. 
des  K.  Sachs.  Stat.  Hiir.  eräciiienenen  Aul'-  ii/c  und  lutreffs  der  cr/^'c!).  IIa!-?-  und 
Spielwarcnerzeugung  die  zum  Teil  &ehr  eingehenden  beschrcibungen  und  Angaben 
iD  d«n  Jahr«sberic1ilcn  der  Haadelskamineni  Dresden  nnd  Cberanitt  fflr  1863 
S.  foo  ff.  benr.  115  ff.  und  die  spKteren  Jahre. 
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V. 

Die  Stellung  des  Mess-Musterlagerverkehrs  neben  den 
andern  Formen  der  Absatzgewinnung. 

In  den  vorhergehenden  Abschnitten  ist  besonderes  Gewicht 
darauf  gelegt  worden,  den  Ursprung  des  Messmnsterlagerverkehrs 
aus  den  früheren  Warenmessen  darzutun  und  hervorzukehren, 
dass  er  mit  ihnen  in  der  Periodizität,  der  räumlichen  Konzen- 
tration, dem  Umfang  wie  der  Vicigestaltigkeit  von  Angebot  und 
Nachfrage  und  dem  unmittelbaren  persönlichen  Verkehr  zwischen 
Käufern  und  Produzenten  noch  wesentliche  Berührungspunkte  be- 
sitzt. Wie  wir  gesehen  haben,  sind  es  aber  nur  gewisse,  wenn 
auch  sehr  zahlreiche  Zweige  der  industriellen  Produktion,  die  sich 
für  den  Vertrieb  ihrer  Erzeugnisse  dieser  neuen  Form  des  Mess- 
handels bedienen,  während  für  die  meisten  der  übrigen  ehemals 
auf  den  Messen  gehandclten  Warengattungen  der  Absatz  heute 
in  anderen  l'ormcn  erfolL;t.  Solche  [«"ormen  sind  die  Al)satzver- 
niittelung  duicli  die  Reklame,  durch  Reisende  und  iVgcntcn,  Aiis- 
Uilamusterlager  und  Ausstellungen.  Warum  sie  den  an  den 
Mustci  lagermessen  beteiligten  Geschäftszweigen  nicht  genügen, 
ist  bereits  verschiedentlich  mit  gestreift  wortlen.  hat  aber  inner- 
halb der  bisherigen  Betrachtung  ncich  nicht  im  Zusammenhang 
beleuchtet  werden  krmncn.  Im  folgenden  soll  das  Verhältnis  des 
Messnuisterlagcrverkehrs  zu  jenen  andern  Absatzformen 
gezeigt  werden. 

1.  Die  Vorzüge  der  Reklame  als  Mittel  der  Absatzge- 
winnung liegen  in  verbcliiedener  Richtung.  Der  Al)satz  suchende 
Kal  jrikant  oder  Verleger  kann  durch  die  öffentliche  Anzeige  oder 
gedruckte  Preislisten  und  Kataloi^e  seine  Ware  zahlreichen  In- 
teressenten anpreisen,  die  er  sonst  mit  scmcm  Angebot  nicht  cr- 
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reichen  würde,  ihr  Kreis  ist  schon  bei  Ausscndui^  mehrerer  hun- 
dert Anerbietungen  oder  bei  Benutzung  einer  einzij^m.  zweck- 
mässig gewählten  V'eröfü  ntlichung  sehr  gross  und  lässt  sich  noch 
behebig  vervielfachen.  Adressbücher  und  Adresscn-Bureaux,  Fach- 
und  Tageszeitungen,  Zeitschriften  und  Inseratenblätter  geben  mit- 
einander wetteifernd  reiche  (iclegenheit  dazu.  Ein  weiterer  Vor- 
zug ist  die  MögUchkcit  nachhaltiger  Einwirkung  auf  die  heranzu- 
ziehenden Käufer  durch  häufige  Wiederholung  des  Anerbietens. 
Zu  dessen  Vielfähigkeit  und  Nachhaltigkeit  geselh  sich  oft  eine 
grosse  Mannigfaltigkeit  oder  eine  streng  individuelle  Ausprägung 
der  gewählten  Reklame.  Durch  den  Reiz  steten  Wechsels,  Auf- 
treten in  täglich  neuem  Kleide,  an  täglich  andern  Stellen,  el^cnso 
durch  den  Ausdruck  erhabener  Ruhe,  Erscheinen  in  stets  gleichem 
Gewände,  an  stets  gleichem  Orte,  weiss  die  Reklame,  auf  beiden 
Wegen  sich  ewig  verjüngend,  beständig  zu  locken  und  fortgesetzt 
zu  wirken. 

Diese  Vorteile  werden  indessen  durch  beträchtliche  Mär^cl 
und  Schwierigkeiten  eingeschränkt.  Von  den  Tausenden  von  Per- 
sonen, an  die  sich  die  Anpreisung  richtet,  lesen  und  beachten 
sie  nur  die  wenigsten,  dafem  sie  nicht  durch  ihren  Umfang  und 
ihren  Charakter,  ihr  Vorkommen  an  allen  Orten,  zu  allen  Zeiten 
oder  in  allen  Gestalten  das  Auge  in  ganz  besonderem  Grade  ge- 
fangen nimmt.  Hierzu  bedarf  es  aber  grosser  Ucbung  und  Ge- 
schicklichkeit, guten  Geschmackes,  unerschöpflicher  Erfindungs- 
gabe, zäher  Ausdauer  und  vor  allem  sehr  ausgedehnter  Geldopfer. 
Erfüllen  sich  diese  Voraussetzungen,  so  ist  damit  ein  wirklicher 
Erfolg  doch  noch  keineswegs  sicher.  Die  Reklame  wird  selbst 
dann  den  Unternehmer  in  der  Regel  nur  bekannt  machen,  viel- 
leicht auch  tatsächlich  zu  Geschäftsabschlüssen  führen,  in  den 
seltensten  Fällen  aber  für  sich  allein  genügen,  den  gesamten  er- 
forderlichen Absatz  zu  vermitteln. 

Ihr  Anwendungsgebiet  wie  ihre  Leistungen  sind  hiernach  von 
vornherein  beschränkt.  Sie  sind  es  namentlich  bei  den  Geschäfts- 
zweigen, die  im  Mittelpunkt  unsrer  Betrachtung  stehen.  Ein 
grosser  Teil  der  Verlags-  und  Fabrikbetriebe  der  Spielwaren-  und 
Musikinstrumenten-,  Kurz-  und  Galanteriewaren-  wie  auch  der 
keramischen,  Glas-  und  Metallwarenverfertigung  könnte  die  hohen 
Kosten  einer  ausgedehnten  Reklame  überhaupt  nicht  tragen,  Bc- 
triebsumfang  iiinl  i*roduktionslähi;4kcil  wären  viel  zu  gering,  die 
Aufwendungen  lür  eine  solche  zu  ersetzen.    Sehr  wesentlich  ist 
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dabei,  dass  diese  Industrien  vielfach  in  erster  Linie  für  die  Aus- 
fuhr arbeiten,  die  Kosten  und  Schwierigkeiten  wirksamer  \'er- 
breitiini;  der  Anpreisung  sich  also  noch  unq;emein  vermehren 
würden.  Aber  auch  \uv  die  dazu  zählenden  L^rösseren  Betriebe 
bildet  die  Reklame  bei  der  Verschiedenartii^^keit  von  Stoff  und 
Form,  Ausführuni;  und  Gebrauchszweck  der  KrzeuL,'nissc  kein  selb- 
ständic^cs  Instrument  der  Absatzgewinnung,  sondern  in  der  1  laujit- 
Sache  nur  ein  Mittel,  den  Absatz  selbst  vorzubereiten  und  zu. 
fördern. 

2.  Die  im  allgemeinen  wichtigste  und  verbreitetste  I'nrm  des 
Vertriebs  gewerblicher  Krzeugnisse  ist  die  Absatzvermittelung 
durch  Reisende  und  Agenten  Ihr  Hauptvorteil  gegen- 
über der  Aussendung  vervielfältigter  Anerbietungen  und  der  öffent- 
lichen Anzeige  in  der  Presse  beruht  darin,  dass  der  Käufer  von 
dem  Angestellten  oder  Vertreter  des  Industriellen  an  Ort  und 
Stelle  aufgesucht  wird.  Die  Mittel  des  Angebots  sind  wirksamere 
als  Schrift  und  Bild :  das  gesprochene  Wort  und  die  Ware  selbst, 
diese  meist  in  der  Gestalt  des  Musters,  das  gewöhnlich  vermöge 
seines  geringen  Umfangs  bequem  zu  befördern  ist  und  die  Ware 
für  den  Abschluss  des  Geschäfts  in  genügender  Weise  vertritt. 
Die  Kosten  bewegen  sich  unter  normalen  Verhältnissen  innerhalb 
massiger  Grenzen.  Der  Absatzsucbende  bringt  seine  Erzeugnisse 
durch  einen  oder  wenige  Reisende,  die  er  unterhält,  an  den  ver* 
schiedensten  Orten  auf  den  Markt  und  findet  für  seine  Ausgaben 
an  Gehalt  und  Spesen  in  dem  erzielten  Umsatz  meist  den  erfor- 
derlichen Ersatz.  Verwendet  er  statt  fest  angestellter  Reisender 
Provisionsreisende  oder  an  den  wichtigeren  Orten  ständige  Agen> 
ten,  so  vermindern  sich  seine  Aufwendungen  unter  Umständen 
noch,  da  sie  dann,  von  der  BeschaiTung  der  Muster  abgesehen, 
vorwi^end  nur  in  einer  Verkaufsproviston  bestehen. 

Auf  der  andern  Seite  zeigt  die  Vermittelung  des  Absatzes 
durch  Reisende  und  Agenten  manche  Schwächen.  Der  Zahl  der 
Orte  und  der  Personen,  auf  die  sie  sich  erstrecken  kann,  sind 
ziemlich  enge  Schranken  gezogen.  Der  Reisende,  der  binnen 
kurzer  Zeit  ein  ausgedehntes  Gebiet  bereisen  muss,  vermag  von 
der  in  Betracht  kommenden  Kundschaft  nur  einen  Teil  zu  be- 
suchen. Ebensowenig  ist  durch  Agenten,  die  allein  fär  ihren 
Wohnsitz  oder  eine  bestimmte  Gegend  bestellt  sind,  auf  alle  dem 
Geschäftszweige  angehörenden  Kreise  einzuwirken,  wenn  nicht 
ihre  Bezirke  und  Beziehungen  zusammen  das  ganze  Land  be- 
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decken.  Damit  sich  Kundenkreis  und  Absatz  in  der  erforder- 
lichen Weise  ausdehnen,  muss  die  Zahl  der  Reisenden  und  Agen- 
ten daher  häufig  verhältnismässig  gross  sein.  Die  allgemeinen 
Geschäftskosten,  insonderheit  auch  die  Aufwendungen  für  die 
Kollektionen,  erreichen  dann  aber  eine  beträchtliche  Höhe. 

Sind  die  Herstellungskosten  der  Muster  an  sich  schon  be- 
deutend und  die  Muster  wegen  ihrer  Beschaffenheit  ausserdem 
schwer  zu  versenden  oder  mitzuführen,  so  wird  der  Unternehmer 
die  Dienste  von  Reisenden  und  Agenten  nur  in  beschränktem 
Masse  ven\'enden  und  verwerten  können,  l^ei  den  Waren,  deren 
Vertrieb  wir  hier  ins  Auge  fassen,  ist  dies  iler  Fall.  Ihre  Eigen- 
art und  Mannigfaltigkeit  bedingen  die  Vorführung  ganzer  Stücke 
und  dazu  noch  einer  reichhaltigen  Auswahl  solcher «  da  Material, 
Form  und  Ausstattung  der  Ware  anders  nicht  genügend  zu  zeigen 
sind.  Wie  die  Anfertigung  der  Probestücke  besonders  hohe 
Kosten  erheischt,  so  auch  ihre  Beförderung,  bestchn  sie  doch  aus 
Porzellan,  Glas,  Metall,  Holz  und  dergleichen  Stoffen,  die  sie 
schwer,  zerbrechlich  oder  sperrig  machen.  Dazu  kommt,  dass 
der  Kreis  der  zu  gewinnenden  Abnehmer  und  mithin  die  erfor- 
derlich werdende  Zahl  von  Reisenden  und  Agenten  grosser  ist 
als  bei  den  meisten  andern  Geschäftszweigen.  Nicht  nur  der 
grosse  Käufer,  der  Exporteur,  der  Grosshändler,  das  bedeutende 
Spezialgeschäft,  das  Warenhaus,  auch  der  gesamte  mehr  oder 
weniger  spezialisierte  Kleinhandel  bb  herunter  zu  den  beschei- 
densten Betrieben  kleiner  Orte  und  zum  Handwerker  zählen  viel- 
fach mit  zur  Kundschaft.  Andererseits  ist  das  in-  und  ausländi- 
sche Absats^ebiet  oft  so  ausgedehnt,  der  Ort  des  Bedarfs  so  ent- 
legen, dass  sich  die  Bereisung  oder  eine  ausreichende  Bestellung 
von  Vertretern  verbietet  Entscheidend  sind  dabei  vor  allem  die 
Kosten  der  Herstellung,  Beförderung  und  Instandhaltung  der  Muster. 
Das  Reisenden-  und  Agentengeschäft  trägt  aus  diesen  Gründen, 
soweit  es  nicht  wie  namentlich  bei  geringerem  Umfang  der  Unter- 
nehmungen überhaupt  fehlt,  oft  einen  andern  Charakter  als  den  ge- 
wöhnlichen. Sehie  Bedeutung  beruht  dann  weniger  in  der  Darbie- 
tung einer  vollständigen  Auswahl  als  in  der  Vorzeigung  von  ein- 
zelnen besonders  gangbaren  oder  besonders  neuen  Artikeln,  ge- 
wissermassen  nur  von  Mustern  von  Mustern,  weniger  in  der  Ein- 
holung der  Bestellungen  ab  in  der  blossen  Einleitung  und  Unter- 
stütaning  des  Absatzes. 

3.  Eine  dritte,  erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  entstandene 
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I'onii  der  AbsatZ}:(cwinminLi  ist  dir  Kinricluun'j^  der  A  iisf  uhr- 
in ii  s  t  r  r  1  a  i;  c  r.  I'"s  siiKl  dies  niclitottcntliclic  dauL-rndc  Mu--tci- 
Ausstcilun;^'cn  ^genossenschaftlich  \ oi i-ini^ttM  hKlusiricllrr  in  einer 
gemeinschaftlich  unterhaltenen  Anstalt,  che  den  Zweck  %erfolyjen, 
den  Ah-^atz  nach  dem  Auslande  zu  vermitteln.  Sie  sollen  den 
im  Lande  weilenden  fremden  Käufer  und  den  heimischen  I-.xpor- 
teur  mit  den  Erzeugnissen  der  Hctciligten  bekannt  machen  und 
sie  veranlassen,  l^estellungcn  darauf  zu  erteilen,  sei  es  an  <  >rt  und 
Stelle  durch  den  Leiter  des  Instituts,  in  spätcrem  sciniltlichcn 
Verkehr  oder  im  Wege  des  Besuchs  der  Ausstellenden  an  den 
meist  nahe  gelegenen  Produktionsorten. 

Ihr  Nutzen  für  den  Absatzsuchenden  wird  aus  dem  Prinzip 
der  Assoziation  hercreleitet.  Man  erblickt  ihn  hauptsächlich  darin, 
dass  ein  solches  inätitut  Industrielle ,  die  ihren  Kundenkreis  aufs 
Ausland  auszudehnen  wünschen,  (he  Kosten  der  Absatzgewinnung 
auf  eigene  Faust  aber  noch  niciit  auf  sich  zu  nehmen  vermögen, 
den  im  l'xportgeschäft  bereits  eingeführten  Firmen  gegenüber 
zum  Wettbewerb  befähige.  Die  Aufwendungen,  di(  tlie  Beteili- 
gung an  einem  .Vusfuhrmustcrlager  voraussetzt,  sind  in  der  Tat 
auch  verhältnismässig  gering,  i^ei  dem  ältesten  imd  bekanntesten 
dieser  Institute,  dem  1882  auf  Vorschlag  Hubers  ins  Leben  ge- 
rufenen Exportmustcrlager  in  Stuttgart,  beträgt  z.  ß.  der  jährliche 
Beitrag  für  einen  Geviertmeter  Raum  und  die  Aufnahme  in  den 
vpn  der  Direktion  verbreiteten  Katalc^  fünfzig  Mark.  Zu  verguten 
sind  daneben  eine  mit  dem  Aussteller  vereinbarte  Provision  auf 
alle  zwischen  ihm  und  den  Besuchern  des  Musterlagers  im  Laufe 
der  Zeit  zustandekommenden  Geschäfte  sowie  die  Porti  und  son- 
stigen Auslagen In  engen  Grenzen  bleiben  die  Aufwendungen 
namentlich  aber  insofern,  als  nur  eine  Kollektion  nötig  ist,  Her- 
stellui^s-  und  Beförderungskosten  der  Muster  sich  also  entspre- 
chend beschränken.  Ebenso  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  ein  Aus- 
fuhrmusterlager durch  die  Vereinigung  von  Mustern  verschiedener 
Industrieller  die  Orientierung  über  vorhandene  Bezugsquellen  we- 
sentlich erleichtem  und  sich  einer  vielseitigen  Benutzung  und  ge- 
deihlichen Kntwickelung  erfreuen  kann.  So  beliefen  sich  bei  dem 
Stuttgarter  Unternehmen  im  Jahre  1902  die  Zahl  der  Firmen,  die 
am  Lager  und  schriftlich  bestellten,  auf  406,  die  Zahl  der  von 
ihnen  gegebenen  Aufträge  auf  1828  und  die  Zahl  der  Empfänger 


I)  Ausstellungs-Bedingungen  des  ExportmusterUgers  Stuugart      i  und  7. 
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dieser  Auitraj^e  auf  506,  während  ausserdem  noch  weitere  65  Aul- 
träj^e  durch  Aj^'cnten  an  andern  Plätzen  und  917  durch  die  in 
Hamburg  unterhaltene  Filiale  des  Instituts  eingingen*).  Die  Orte, 
aus  denen  die  Besucher  und  Aufträge  kamen,  verteilten  sich  auf 
alle  wichtigeren  Länder  Europas  und  iler  fremden  Erdteile. 

Nicht  zu  verkennen  sind  auf  dt;r  andern  Seite  aber  auch  die 
Schwierigkeiten,  mit  denen  ein  Ausfuhrmusterla^^er  zu  kämpfen 
hat.  Es  gehören  dazu  vor  allem  das  schwer  erfüllbare  Erforder- 
nis steter  Instandhaltung  und  Erneuerung  der  ausgestellten  Muster 
und  die  notwendige  Beschränkung  des  einzelnen  Ausstellers  auf 
einen  engen  Raum.  Eine  weitere  Schwierigkeit  erwächst  aus  der 
üblichen  Ausdehnung  der  Ausstellung  auf  Erzeugnisse  nicht  nur 
verwandter  Industrien  und  eines  bestimmten  Industrie-Bezirks,  son- 
dern aller  denkbaren  Gewerbe  und  sehr  verschiedener  Erzeugungs- 
orte, die  an  die  Waren-  und  Geschäftskenntnis  des  I^iters  der 
Anstalt  ausserordentlich  hohe  Anforderungen  stellt.  Sehr  erschwe- 
rend kann  auf  die  Entfaltung  des  Unternehmens  endlich  auch  der 
Umstand  wirken,  dass  die  Bestellungen  vielfach  nicht  an  Ort  und 
Stelle,  sondern  nachträglich  im  Wege  unmittelbaren  Verkehrs  zwi> 
sehen  dem  Kaufenden  und  dem  Lieferanten  erteilt  werden,  wenn 
der  letztere  in  solchen  meist  unkontrollierbaren  Fällen  die  Zah- 
lung der  Provision  an  das  Institut  zu  vermeiden  sucht.  Es  können 
dann  die  Einnahmen  der  Anstalt  leicht  so  zusammenschrumpfen, 
dass  der  ganze  Betrieb,  wie  z.  B.  kürzlich  bei  dem  früheren  Ex- 
portmusterlager in  Frankfurt  a.  M.,  wegen  ungenügender  Renta- 
bilität eingestellt  werden  muss. 

Für  die  Keramik,  die  Glas-,  Metall-  und  Holzwarenfabrikation, 
die  Verfertij^ung  von  Kurz^  und  Spielwaren  und  deigl.  kommen 
diese  Mangel  und  Schwierigkeiten  in  besonders  hohem  Masse  in 
Betracht.  Gerade  der  rasche  Wechsel  des  Geschmacks  und  der 
Bedürfnisse,  die  rastlose  Schaffung  von  Neuheiten,  der  Reichtum 
und  Umfai^  der  vorzuführenden  Kollektionen  sowie  die  Mannig- 
faltigkeit der  Industrie-Zweige  und  Produktions-Standorte  hikien 
hier  die  Bedingungen,  denen  die  Formen  des  Vertriebs  gerecht 
werden  müssen.  Das  genossenschaftliche  Ausfuhrnuisterlager  mag 
wohl  dem  Aussteller  von  l'.rzeugnissen  dieser  lmiustii<.n  rocht 
gute  Dienste  leisten,  wird  im  allgemeinen  ab<  i  nur  einen  gewissen 
Teil  des  Absatzes  der  betr.  l  irmen  zu  vcruulteln  imstande  sein 


I)  Jahrcabcntht  »Ics  Exjiurinm.-.lcr!.  Snutt:.    'ul  Hj02. 
Zeiuchiift  fur  die  gcs.  StaAUwisseuich.    Ergänzung sheft  II,  6 
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und  auch  den  Absatz  selbst  weniger  bewirken  als  nur  an- 
bahnen. 

4.  Es  verbleiben  für  unsere  Betrachtung  die  öffentlichen  A  u  s- 
Stellungen.  Sie  unterscheiden  sich  von  den  bisher  besproche- 
nen Formen  der  iVbsatzvermittclung  zunächst  dadurch,  dass  sie 
einem  doppelten  Zweck  dienen.  Grundsätzlich  sind  sie  Veran- 
staltungen gemeinnütziger  Natur,  die  die  Leistungsfähigkeit  eines 
bestimmten  Bezirks,  eines  bestimmten  Geschäftszweigs  oder  aller 
Länder  und  Gewerbe  überhaupt  vor  Augen  führen,  die  gewerb- 
liche Technik  wie  den  Handel  mit  dem  In-  und  Auslande  heben 
und  fördern  und  weiten  Kreisen  mittelbar  zugute  kommen  sollen. 
Zugleich  sind  sie  aber  für  den  einzelnen  Ausstellenden  eine  Ge- 
l^enheit,  die  Aufmerksamkeit  auf  sein  Unternehmen  zu  lenken, 
von  mancher  Seite  Bestellungen  zu  erhalten  und  zahlreiche  neue 
Beziehungen  anzuknüpfen.  In  dieser  zweiten  Hinsicht  allein,  als 
Form  geschäftlicher  Absatzgewinnung,  haben  uns  die  Ausstellungen 
hier  zu  beschäftigen. 

Die  Vorteile,  die  sie  dem  Absatzsuchenden  gewähren,  sind 
zum  Teil  soeben  angedeutet  worden.  Der  Aussteller  ist  in  die 
Lage  gesetzt,  seine  Erzeugnisse  einer  grossen  Zahl  zusammen- 
strömender Interessenten  augenfällig  zu  unterbreiten,  sofort  manche 
Umsätze  zu  erzielen  und  sich  namentlich  für  späterhin  neue  Ab> 
satzwegc  zu  öffnen.  Ausserdem  kann  er  unter  Umständen  auf 
das  Privat-Publikum  einwirken,  es  von  den  Vorzügen  seines  Fa- 
brikats überzeugen,  alterwärte  Nachfrage  danach  hervorrufen  und 
auf  diese  Weise  durch  unmittelbare  Beeinflussung  des  Konsums 
seinen  künftigen  Absatz  steigern.  Neben  der  Förderung  des  Ab- 
satzes an  sich  bieten  die  Ausstellungen  noch  andere,  mehr  mittel- 
bare Vorteile.  Dazu  gehören  die  Aufltihrung  in  den  Katalogen« 
die  Erwähnung  in  den  Berichten  und  vor  allem  die  Verleihung 
dem  Ansehn  und  weiteren  Erfolg  der  Unternehmung  förderlicher 
Auszeichnui^en. 

Diese  Vorteile  sind  jedoch  meist  teuer  erkauft  und  werden 
in  ihrer  Wirkung  durch  mancherlei  Umstände  wesentlich  beein- 
trächtigt, so  durch  die  Verteilung  und  Ablenkung  des  Interesses 
der  Anwesenden  infolge  der  überwältigenden  Vielheit  des  Sehens- 
werten und  der  zahlreich  gebotenen  Erholungen  und  Vergnü« 
gungen,  femer  durch  den  einberwogenden  Verkehr  schaulustiger 
Privatpersonen,  der  in  der  Regel  von  Ausstellern  und  Kaufin- 
teressenten gleich  lästig  empfunden  wird.    In  erster  Linie  von 
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Belang  ist  aber  die  ausserordentliche  Höhe  der  Kosten.  Um  von 
seiner  Beteiligung  Nutzen  zu  haben,  muss  der  Aussteller  durch 
seine  Schöpfungen  selbst  wie  durch  den  Geschmack  und  die 
Grossartigkeit  ihres  Auf  baus  hervorragen,  auf  den  Beschauer  von 
Fach  Eindruck  machen,  das  Publikum  in  Staunen  und  Entzücken 
versetzen.  Dazu  bedarf  es  aber  langer  Vorbereitungen,  grossen 
Aufwandes  an  Zeit  und  Geld,  Material  und  Ausstattung,  auch 
beträchtlicher  Ausgaben  für  die  Verpackuf^  und  den  Transport. 
Ist  das  Ausstellen  an  sich  oft  mit  nur  geringen  Kosten  verknüpft, 
so  kosten  der  Aufenthalt  in  der  von  Fremden  erfüllten  Aus> 
Stellungsstadt  und  die  ausgedehnten  Reklamevcranstaltungcn,  von 
denen  der  Erfolg  nicht  zum  mindesten  mit  abhängt,  umsomehr. 
Als  Kosten  eigentlicher  Absatzgewinnung  lassen  sich  indessen 
diese  Aufwendungen  kaum  ansehn.  Sie  sind  weniger  laufende 
Ausgaben  im  regelmässigen  Geschäftsbetrieb  als  eine  Kapitalan« 
läge,  die  den  Gewinn  erst  im  Laufe  der  Zeit  bringen  soll  und 
vielen  unmi^lich  ist  oder  nicht  notwendig  scheint 

Bei  den  Erzeugnissen  der  Kunst-  und  Luxusgewerbe,  der 
Wirtschaftsartikcl-,  Galanterie-  und  Spielwaren-Industrien  erhei- 
schen Anfertigung,  Beförderung  und  Anordnung  der  auszustellen- 
den Gegenstände  wegen  ihres  Stoffes,  ihrer  Ausführung,  ihres 
Umtan-s  und  ihrer  Verschiedenarligkcit  besonders  hohe  Aufwen- 
diiiiL^cn.  Nichtsdestoweniger  pflegen  gerade  diese  Gcschäftszwcij^e 
auf  den  Ausstellungen  an  erster  Stelle  mit  \  ertreten  zu  sein,  weil 
in  Waren  der  gedachten  Arten  furtwahrend  neue  kinistlcrische 
kiccn  zur  Verkörperung  gelangen,  praktische  VervollkfMin  nunLjcn 
auftauchen  oder  sonstige  Neuheiten  herauskommen.  \  iin  dein 
Stande  solcher  fi>rt.schrcitender  l'.ntfaltung  von  Zeit  /.u  ZcMt  ein 
Zeugnis  abzulegen,  sind  die  Ausstellungen  der  rechte  ( )rt.  ICs 
gilt  dies  hier  umsomehr,  als  für  f iCL^enstande,  die  den  Körper, 
die  Tafel  oder  (he  VS  ohnunj^  schmucken,  ihre  Bestimmung  im 
Haushalt,  im  l'amilienkreise  oder  hei  froher  l*>stlichkcit  erfüllen, 
nicht  nur  (iewerhetreihi  nde  und  Händler,  sondern  alle  Schichten 
des  Volkes  Sinn  und  Verständnis  lu  sitzen,  einer  Vorführung  in 
der  OetTentlichkett  daher  desto  grössere  Bedeutung  zufällt.  Frei- 
lich kann  sich  der  Kreis  derer,  die  in  den  Wettkampf  emtn  ten. 
nicht  sehr  weit  erstrecken.  Nur  gr()ssere  und  mittlere  luiriebe 
werden  sich  tlen  an  den  Teilnehmer  gestellten  Anforderungen 
gewachsen  fühlen,  während  der  grossen  Schar  kleinerer  l  nler- 
nehmungen  eine  Beteiligung  meist  kaum  möglich  sein  dürfte. 
•  6* 
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Auch  für  die  Hctcili^tcn  stellen  jedochTdte  Ausstellungen  kein 
eigentliches  Mittel  des  Absatzes  dar.  Selbst  wenn  sie  in  erster 
Linie  nicht  einer  einmaligen  oder  in  längeren  Zeitabständen  wie- 
derholten Reklame  sondern  einem  regelmässigen  Warenvertrieb 
dienen  wollten,  würde  sie  bei  den  fraglichen  Geschäftszweigen 
schon  die  Beschränktheit  des  verfügbaren  Raumes  hierzu  unge- 
eignet machen,  die  den  einzelnen  gewöhnlich  nur  ein  Plätzchen 
für  einige  wenige  Schaustucke  finden  tässt,  ihm  keinesfalls  aber 
die  Ausbreitung  einer  umfangreichen  Auswahl  erlaubt. 

5.  Neben  diesen  Formen  der  Absatzvermittelung  durch  die 
Reklame,  durch  Reisende  und  Agenten,  Ausfuhrmusterlager  und 
Ausstellungen  steht  der  Musterlagerverkchr  der  Leip- 
ziger Messen. 

a)  Den  Gegenstand  des  Absatzes  bilden  bei  ihm  Er- 
zeugnisse aus  Glas,  Porzellan,  Ton,  Stein,  Metall,  Leder,  Pappe, 
Holz  und  noch  vielen  andern  Stoffen,  Dinge,  deren  Herstellung, 
Gestalt  und  Verwendung'  gleich  mannigfach  sind. 

Die  Reklame  kann  ihren  Vertrieb  günstigstenfalls  nur  wirk- 
sam unterstützen,  nicht  aber  für  sich  allein  bewerkstelligen.  Sie 
könnte  es  nicht,  selbst  wenn  die  Abbildung,  die  Beschreibung 
oder  die  einfache  Bezeichnung  solcher  Waren  deren  Vorführung 
zu  ersetzen  vermöchte.  Auch  zur  blossen  Aufzahlung  wäre  die 
Zahl  der  sämtlichen  Artikel,  die  der  einzelne  Industrielle  anzu- 
bieten hat,  oft  zu  gross. 

Das  Reiscnlassen  genügt  als  Mittel  der  Absatzgewitmung 
gleichfalls  nicht.  Die  Kollektionen  büssen  durch  Bruch  und  Be- 
schädigung bei  der  Ueberführung  von  Ort  211  Ort  erheblich  ein 
und  müssen  vor  allem  beschränkt  sein.  Sie  können  nur  einen 
Teil  der  ICrzeutniisse  des  Absatzsuchenden  begreifen,  dessen  l.ei- 
stungsfähiirkcit  nicht  im  vollen  Lichte  zeigen. 

Der  1  al Ulk, int  unterhält  deshalb  häufig;,  mag  er  Reisende 
ausschicken  oJ«  i-  nicht,  bei  Aj^enten  an  llauptabsatzzentren  stän- 
dij^'e  Musleilau  ;  r  Auch  diese  werden  jedoch  im  allgemeinen 
kaum  viel  voUsländiger  als  die  Keisemusler  sein,  schon  weil  der- 
selbe Agent  oft  ein  Dutzend  und  mehr  Fabrikanten  zugleich  ver- 
tritt, den  n  an/e  Kollektionen  ei  gar  nicht  bei  .sich  untcrzu- 
brini-en  wusste. 

Das  (ileiche  «rilt  für  die  -(.  iiossenschaftlichen  Au^luht  nni-^ter- 
lager,  \v()  tler  dem  einzelnen  zu  gewährende  Raum  noch  hv~ 
schränktcr  ist  und  bis  zu  gewissem  Grade  auch  lur  die  öticnt- 
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liehen  Ausstellungen,  deren  Teilnehmer  in  dieser  Hinsicht  nur 
sehr  bescheidene  Ansprüche  erheben  dürfen. 

Anders  beim  Leipziger  Messmusterlagcrverkehr.  Es  stehen 
hier  dem  Verkäufer  offene  Stände  und  geschlossene  Lokale  jeder 
Grösse  zur  Verfügung,  sodass  die  Ausstellung  einer  einzigen 
Firma  zuweilen  ffir  sich  mehr  Raum  einmmmt,  als  ein  Agent 
oder  ein  mittleres  Ausfuhrmusterlager-Institut  allen  Vertretenen 
zusammen  zu  bieten  hal)en.  l)er  einzelne  Aussteller,  der  betreffende 
(ieschäftszweig  und  die  ganze  (Iruppe  verwandter  Industrien  sind 
infolgedessen  in  der  Lage,  dein  Käufer  ein  erschöpfendes  Hild 
von  dem  zvi  geben,  was  der  Gewerbfleiss  und  der  Wettbewerb 
auf  dem  fraglichen  Gebiete  zu  leisten  vermögen.  Die  Messe  ist 
daher  tüi  den  das  erste  Mal  als  Kanu  r  kommenden  Gründer 
oder  Uebernehmer  eines  Geschäfts  eine  Enthüllung  alles  Wissens- 
werten, lür  den  regelmässigen  Messbesuchci  die  günstigste  Ge- 
legenheit, die  im  lünkaul  zu  befolgende  Richtung  /u  erkennen 
imd  seine  Auswahl  zu  treffen,  für  den  Absalzsuchenden  der  beste 
und  oft  iler  einzig  gangbare  Weg,  seine  Krzeugnis<e  abzusetzen. 

b)  Neben  der  HeschatTenheit  der  ausgestellten  \\  ar(  n  ist  von 
Wichtigkeit,  dass  der  Bedarf  an  ihnen,  z.  11  bi  i  Hader-  und  tic- 
sehenkartikeln,  Reise-  und  Sptirtutcnsilien,  Weihnachts-,  Kolillon-, 
Karneval-  und  Osterartikeln,  mit  dem  Wechsel  der  Jahreszeiten 
und  Geschmacksrichtungen,  der  Vergnügimgen  und  l'cstc  pcrio- 
discli  auiuitt. 

i  )ie  einmahge.  oder  nur  in  langen  Zeiträumen  wiederkehrende 
<)ffentliche  Aus^telhmg  kann  al>  llaupttorm  der  Absatzgewinnung 
hier  nicht  geeignet  sein,  ebens{  »wenig,  angesichts  der  Schwierig- 
keit steter  b'.rgänzung  und  I'.rneuerung  der  Muster,  das  stantlige 
Musteringer  beim  Agenten  oder  im  genossenschaftlichen  Ausfuhr- 
musterlager-lnstitut. 

Die  Reklame  und  das  Angebot  liurcli  Reisende  vermögen 
den  gedachten  Verhältnissen  eher  Rechnung  zu  tragen,  die  Re- 
klame, indem  sie  innerhalb  einer  kürzeren  Zeitdauer  desto  aus- 
gedehnter und  nachhaltiger  angewendet  werden  kann,  das  Reisc- 
gcschäft  insutern.  als  es  sich  ohnehin  gewöhnlich  nur  auf  einen 
kleinen  Teil  des  Jahres  erstreckt. 

Tritt  die  Unzulänglichkeit  der  beiden  zuletzt  genannten  Ab- 
satzformen in  der  fraglichen  Hinsicht  hiemach  weniger  zu  Tage, 
so  darf  doch  nicht  übersehen  werden,  dass  die  Ik-deutung  des 
Mess-Musterlagerverkehrs  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Zeit  nicht 
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bloss  auf  einer  Periodizität  beruht,  wie  sie  unter  Umständen  auch 
anderen  Vertriebsarten  eigen  sein  kann,  sondern  auf  einer  in  ganz 
bestimmten  Terminen  ausgedrückten  Periodizität,  der  Abhaltung 
in  einem  ein  für  allemal  festgesetzten,  allgemein  bindenden  Zeit- 
punkte, Nur  dadurch  ist  es  möglich,  dass  die  Kollektionen  aller 
jener  Industriellen  vollständig  ausgerüstet  und  bis  zum  letzten 
Augenblick  bereichert  zugleich  auf  dem  Platze  erscheinen  und 
Käufer  und  Verl^ufer  die  Vorteile  geniesscn,  die  eine  derartige 
zeitliche  Konzentration  von  Angebot  und  Nachfrage  zu  gewähren 
vermag. 

c)  Mit  dieser  zeitlichen  Konzentration  verbunden  ist  eine 
räumliche  und  persönliche  Vcreinigu^i^^  die  den  Mess- 
musterlai^t  rvcM  kohl  i'benfalls  von  den  andern  Können  der  Absatz- 
gewinnung unterscheidet. 

Bei  der  Reklame  finden  wir  das  ticin  ntcil  einer  räumlichen 
Zentralisation.  Sie  darf  sich  nicht  damit  begnügen,  nur  an  einem 
einzigen  verkehrsreichen  Platze  oder  nur  in  einer  einzigen  wich- 
tigen Veröth^ntlichung  aufzutreten,  sondern  muss  sich  aller  Ge- 
legenheiten bedienen,  an  allen  Orten  werben.  Sic  wendet  sich 
dann  wohl  an  eine  grosse  Zahl  von  kauffähigen  Personen,  diese 
wird  jedoch  in  <.lcn  meisten  b'ällen  immerhin  ziemlich  beschrankt 
sein,  denn  selb.st  tlie  w  (.-itesti^a-hende  Reklame  kann  alle  einem 
Gl  schäftszweige  im  in-  und  Auslände  angehörenden  schlechter- 
dings nicht  erfassen. 

Verstreut  sind  auch  die  Orte,  an  denen  die  Tätigkeit  des 
Reisenden  einzusetzen  hat.  Die  Gebiete  und  die  Zahl  der  Plätze 
und  Händler,  die  er  zu  besuchen  vermag,  sind  i^^Uichfalls  be- 
grenzt. Gerade  bei  den  fraq-lichen  Industrien  wollen  aber  Kunden- 
kreis und  AbsatZL;ebiet  aus-edehnt  sein.  Um  seine  BeziehunL;en 
zu  vermehren  und  zu  erweitern,  sucht  deshalb  der  Produzent  seinen 
Absatz  vielfach  auch  an  dritten  Orten,  indem  er  an  Plätzen,  die 
vermöge  ihrer  Lage  und  ihres  Verkehrs  dazu  l)esnnders  qeei^net 
scheinen,  bei  Agenten  oder  in  einem  genossenschaftlichen  Aus- 
fuhrmusterlager ständig  eine  Kollektion  unterhält  oder  die  an 
solchen  Orten  stattfindenden  (ifTcntlichen  Ausstellungen  beschickt. 
Die  Zahl  der  Käufer  bleibt  jedoch  auch  hier  überall  in  mehr  oder 
weniger  ei^en  Schranken,  es  handelt  sich  immer  nur  um  gewisse 
Gruppen  von  Personen,  nur  um  einen  Teil  der  Gesamtheit  der  in 
Frage  konunenden  Abnehmer. 

Der  Musterlagervcrkehr  der  Leipziger  Messen  umfasst  da- 
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gegen  mit  seinen  Beziehungen  nicht  nur  bestimmte  l'lätze  oder 
Gebiete  und  bestimmte  Gruppen  von  Personen»  sondern  fast  sämt- 
liche wichtigeren  Plätze  Europas  und  der  ganzen  Erde»  Tauscnde 
von  Absatzstätten  von  den  Metropolen  und  den  grossen  W  elt- 
handelshäusem  herab  bis  zu  Orten  und  Betrieben  der  bescheiden- 
sten Art,  alle  geschäftlichen  Kreise«  die  im  Vertrieb  von  Waren 
der  fraglichen  Gattungen  überhaupt  irgendwo  tätig  sind.  Er  ver- 
einigt jedesmal  nicht  weniger  als  2  Vs  tausend  Absatzsuchendc 
aus  mehr  als  600  verschiedenen  Orten  mit  einer  nachgewiesener- 
massen  dreifachen,  vielleicht  aber  noch  weit  höheren  Zahl  von 
Käufern  aus  allen  Weltteilen  und  schafft  dadurch  eine  Konzen- 
tration von  Angebot  und  Nachfrage,  wie  sie  in  ähnlicher  Weise 
nirgends  auf  dem  Erdball  wieder  vorkommt. 

Was  die  Musterlagermesse  zum  regelmässigen  Sammelpunkte 
der  Kaufenden  und  Verkaufenden  macht,  ist  die  Lage  Leipzigs 
inmitten  der  beteiligten  Industriebezirke.  Die  Gebiete,  in  denen 
die  vertretenen  Gewerbe  ihre  Standorte  haben,  liegen  entweder, 
wie  das  Königreich  und  die  Provinz  Sachsen,  Thüringen,  das 
nördliche  Böhmen,  Ober-  und  Unterfranken,  in  nahem  Umkreise 
oder,  wie  die  übrigen  mittel-,  süd-  und  westdeutschen  Produktioas- 
länder,  noch  in  wenig  erheblicher  Entfernung,  in  konzen* 
Irischen  Kreisen  um  ihren  verkehrsgeographischen  Mittelpunkt, 
die  Messstadt  Leipzig.  Dieser  Umstand  verbürgt  die  Vorführung 
voltständiger,  reichhaltiger  Kollektionen  und  vor  allem  auch  die 
persönliche  Anwesenheit  der  Industriellen  selbst 

Während  die  Reklame  als  eine  mehr  oder  weniger  unpersön- 
liche, an  alle  Welt  gerichtete  Anpreisung  in  der  Regel  nur  wenig 
Beachtung  findet  und  das  Angebot  durch  den  Reisenden,  den 
Agenten,  das  Ausfuhrmusterlager,  oft  auch  das  auf  der  Ausstel- 
lung, ein  Angebot  durch  einen  Vertreter  darstellt,  verkehren  auf 
den  Leipziger  Musterlagermessen  Produzent  und  Käufer  mitein- 
ander persönlich.  Der  Produzent  ist  dadurch  in  den  Stand  ge  - 
setzt, die  Bekanntschaft  seiner  Abnehmer  zu  machen,  sich  mit 
ihnen  über  alle  mit  dem  Geschäft  zusammenhan;^enden  Punkte 
auszusprechen  und  bei  der  Ik  Wirkung  dt  i  Vet  kaule  Kenntnisse 
un  l  Kräfte  zu  verwerten,  die  ihrer  Natur  nach  nur  er  in  sich  ver- 
einen kann.  Ks  sind  das  seine  I  .t  fahrungen  als  Industrieller,  scinr. 
genaue  Kenntnis  der  technischen  tmd  ökonomischen  liedinL^ungen 
der  Produktion,  sein  Interesse  üieiit  nur  an  dem  augenblicklichen 
Kaufabschluss,  sondern  an  der  Unternehmung  als  solcher  und 
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ihrem  dauernden  Gedeihen,  Kenntnisse  und  Kräfte,  die  lediglich 
da  in  den  Dienst  der  Absatzgewinnung  treten,  wo  zwischen  dem 
Produzenten  und  dem  Kunden  eine  unmittelbare  Berührung  Platz 
greift, 

d)  Wie  wir  gefunden  haben,  sind  die  Vorteile,  die  den  uns 
beschäftigenden  Geschäftszweigen  die  Reklame,  die  Verwendung 
von  Reisenden  und  Agenten,  das  genossenschaftliche  Ausfuhr- 
musterlager und  die  öffentliche  Ausstellung  bieten,  denen  des 
Messmusterlagerverkehrs  nicht  entfernt  vergleichbar.  Dieser  allein 
vermag  als  Form  der  Absatzvermittelung  allen  Anforderungen  zu 
entsprechen.  Die  Aufgaben  jener  liegen  mit  den  scinigen 
wohl  insofern  in  derselben  Richtung,  als  es  sich  ebenfalls  um  die 
Vermittclun^'  des  Absatzes  handelt.  Die  Reklame,  der  Reisende 
oder  Agent,  das  Ausfuhrmusterlager  und  die  Ausstellung  wollen 
dabei  aber  in  erster  Linie  den  Absatzsuchenden  und  seine  Er- 
zeugnisse bekannt  maclien,  einführen,  den  Absatz  anbahnen  oder 
unterstützen,  weniger  ihn  selbst,  wie  der  Messmustcrlagerverkehr, 
bewirken.  J)ieser  bedient  sich  daher  auch  vielfach  jener  andern 
Mittel,  um  sich  duicli  sie  vorzubereiten  und  zu  ergänzen.  Es  gilt 
das  von  den  Reisenden  und  AL;i  ntcn,  die  den  Kunden  bewegen, 
sich  die  Messausstellung  ihres  Gescliätislu  ri  n  anzusehen,  ihn,  wie 
es  haulig  im  l*lxportgeschäft  geschieht,  zum  lünkaul  nach  Leipzig 
begleiten  o{ler  nach  der  Messe  die  in  Leipzig  entstandenen  Be- 
ziehungen c  i  halten  und  pflegen  und  daselbst  eingeleitete  (ieschatic 
zum  Abschluss  bringen.  Aehnlich  \orhält  i---  ^ich  mit  dm  Aus- 
fulirmiisterlagern  und  öffentlichen  Au.vstellungen  insoti  ni,  als  dcicn 
Besucher  mit  ihnrn  dort  bekannt  gewordenen,  gleich  ihm  n  zur 
Messe  kommenden  l'irmen  auf  dieser  Geschäfte  machen  \),  so 
wie  mit  dei  K  e  k  1  a  m  v  .  die  in  allen  ihren  J'  ormen  zur  Steige- 
rung des  Messverkehrs  beiträgt. 

l)  So  besucheil  nach  Aii^ahc  <lcs  Leiter»  de»  Sluitgaiicr  lixporunuilerlagcia 
vüu  dur  (ie.samthcii  der  dort  auäülellenden  Firmen,  die  «ttcb  uh1r«iche  Aussteikr 
nicht  «ttf  der  Messe  vertriebener  Waren  wie  CheinikaKen,  Weine,  Liküre,  Zigar- 
ren» Kolonialwaren,  Konserven,  Cement,  Metalle,  Garne»  Gewebe,  Binder,  Spitzen 
U.  dergl.,  foriijjc  Klei<icr  und  Wäsche,  Schuhe,  Handschuhe,  Strumpf-  und  Wirk- 
wnrt-n  lind  nf)ch  vieler  anderer  Artikel  umfasst,  ca.  lo  Vt<>/  die  T  cipzi^icr  Mc>>c. 
vermutlich  die  iir.«sse  Mehr/nhl  der  den  Mc>>;m'i-;H-riagertjraiichen  angehörigcQ 
Mitglieder,  deren  Zahl  ich  nicht  jjenau  hnhc  crrniitein  können.  Kbciibo  begibt  sich 
der  Leiter  des  genannten  Inütitats  seit  dessen  GrOndung  im  Jahre  i9S2  regelnlsät^ 
auf  die  Leipziger  FrQhiahrsmesse  .  um  hier  mit  Fabrikanten  nnd  Einkäafcrn  n 
sprechen. 
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Das  «j^anzc  Jahr  über  werden  die  l^eteiligung  an  der  Messe 
und  (la^  Messlokal  am  Kopte  der  Briefbogen  und  Rechnungen, 
(irr  rrcislisten  und  Kataln^i  .  in  Inseraten,  Hezugsquellenlistcn  und 
Adressbüchem  angezeigt,  beim  1  Icrannahen  der  Messe  ausserdem 
noch  in  Tausenden  von  Messeinladungen  durch  Zirkulare  und 
Bekanntmachimgen  in  der  I^ach-  und  Tagespresse,  Zeitschriften 
und  ( )ffertcnblättern.  Auf  der  Messe  selbst  begegnet  der  Fremde 
auf  Schritt  und  Tritt  Veranstaltungen  der  Reklame,  durch  die 
ihn  jeder  an  sich  zu  ziehen  strebt.  Die  Aussenwände,  Eingänge 
und  Treppenhäuser  der  Gebäude  des  Messviertels  treten  ihm  mit 
Schildern  und  Plakaten  bedeckt  entgegen,  in  deren  Zahl  und 
Grösse,  Aufschrift  und  Farbe  einer  den  andern  zu  übertreffen 
sucht.  In  ihren  Dutzenden  von  Wiederholutigen  dienen  sie  dem 
Käufer  oft  von  der  Strasse  bis  ins  Zimmer  des  Ausstellers  als 
willkommener  Wegweiser,  oft  verwirren  sie  ihn  aber  auch,  indem 
sie  den  Namen  des  einzelnen  in  dem  bunten  Gewimmel  gleichsam 
untergehen  lassen.  Zu  der  an  den  Ort  gebundenen  Reklame  ge- 
seilen  sich  die  wandernde,  die  rollende,  die  schwebende,  die  all- 
gegenwärtige: die  Reklame  durch  Plakatträger,  Triumphwagen, 
fliegende  Drachen  und  Luftballons,  Scherz-  und  Vexierfiguren 
der  wundersamsten  Arten,  zu  der  auf  das  Auge  wirkenden  die 
tönende,  die  duftende,  die  wohlschmeckende :  die  Reklame  durch 
die  im  Sange  wetteifernden  Stimmen  der  Phonographen,  die  an 
die  Menge  verbreiteten  Sträusschen,  Nipp^Parfümerien,  Konfekt- 
und  Zigarettenschächtelchen ,  zu  der  einfachen  die  potenzierte: 
die  Reklame  der  Reklameartikclfabrikanten. 

Als  nützlichste  aller  Reklamen  wirkt  für  die  Mess-Aussteller 
zweifellos  aber  ihre  Aufführung  im  offiziellen  Leipziger  Mess- 
Adressbuch.  Vor  jeder  Herbst-  und  Frühjahrsmesse  trägt  es  als 
Vorbote  des  grossen  Wettkampfes  die  Namen  der  sich  einfinden- 
den Urmen  in  die  Welt  hinaus,  in  Tausenden  von  Exemplaren, 
die  den  Messeinkäufem  unentLjeltlich  und  i)ortofrei  vor  ihrem 
Messl)esuch  zueilen.  Während  der  Messe  wird  es  den  Käufern, 
die  es  nicht  schon  besitzen,  kostenlos  aus!4eiiän(Iii^»^t  und  überdies 
zu  beliebit^er  Hinsicht  allerwärts  ausi^elej^ft.  Nach  luiTillunL;  seiner 
Aul^abi-  als  Messführer  dient  es  dann  noch  bis  zur  nächsten 
Messe  tätlich  al>  Aiiicssennachschlai,'»  hvich  und  Bezugsquellen- 
nachweis. JCs  vermittelt  somit  auf  dem  Schauplätze  des  Mess- 
verkehrs selbst  wie  fern  von  ihm  jährlich  Hunderttausende  einzel- 
ner Beziehungen   und  macht  auf  diese  W  eise  nicht  nur  für  den 
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einzelnen  Reklame,  sondern  für  alle  Aussteller  zugleich,  für  die 
Institution,  für  die  Stadt,  für  ganz  Deutschland  und  Mitteleuropa, 
für  Hunderte  von  Zweigen  des  deutschen  und  fremden  Gewerl> 
fleisses. 

c)  Wie  verhält  es  sich  nun  mit  dem  Messmusterlagerverkehr 
im  \'ergleich  zu  den  übrigen  Formen  der  Absatzgewinnung  hin- 
sichtlich der  K  o  s  t  e  n  r 

Die  Aufwendungen,  die  eine  ausgedehnte  Reklame  erheischt, 
erreichen  aus  den  erörterten  Gründen  eine  beträchtliche  Höhe, 
ebenso  die  Kosten  erfolgreicher  Beteiligung  an  öffentlichen  Aus- 
stellungen. Recht  teuer  sind  auch  die  Beschaffung  einer  Mehr- 
zahl von  Kollektionen  für  Reisende  und  Agenten  und  ihre  Vor- 
führung an  einer  Reihe  verschiedener  Plätze.  Weniger  kostspielig 
scheint,  wenn  auch  vielleicht  nicht  immer  im  Verhältnis  zu  dem 
erzielten  Nutzen,  die  Unterhaltung  einer  Auswahl  von  Mustern  in 
einem  genossenschaftlichen  Ausfuhrmusterlager. 

Die  Kosten  der  Teilnahme  an  den  Musterlagermessen  werden 
im  wesentlichen  bedingt  durch  die  Anfertigung,  Versendung  und 
Unterbringung  der  Muster  sowie  die  Reise  und  den  Aufenthalt 
des  Ausstellenden  und  seines  Personals. 

Die  Aufwendungen  für  die  Herstellung  der  Mess- Kollektion 
sind  nicht  unbedeutend,  mögen  sie  auch  hinter  denen,  die  zu- 
weilen Öffentliche  Ausstellungen  veranlassen,  zurückstehen.  Es 
kann  indessen  fraglich  scheinen,  ob  diese  Aufwendungen  über- 
haupt in  die  Kosten  des  Messbesuchs  eingerechnet  werden  müssen, 
da  eine  vollständige  Kollektion  doch  jeder  Fabrikant,  gleichviel 
an  welchem  Orte,  schliesslich  braucht.  Aber  selbst  wenn  es  zu 
geschehen  hat,  bleibt  die  Anfertigung  einer  einzigen,  in  sich  ab- 
geschlossenen Kollektion  immer  noch  ebenso  billig  wie  die  einer 
ganzen  Anzahl  einen  Teil  der  Muster  begreifender.  Eine  abso- 
lute Ersparnis  tritt  jedenfalls  da  ein,  wo  die  Messkollektion  die 
alleinige  ist,  Vervielfältigungen  von  ihr  gar  nicht  bestehen,  die 
Darbietung  der  Erzeugnisse  nur  zur  Messe  und  etwa  noch  am 
Produktionsortc,  nicht  ausserdem  durch  Reisende  oder  Agenten 
erfolgt. 

Beträchtlich  sind  desgleichen  die  Kosten  der  Beförderung  der 
Kollektion  auf  die  Messe,  die  ihrer  Ausstellung  daselbst,  die  der 
Reise  und  des  Aufenthalts.  Oft  sind  es  zeiin  zwanzig  gros.se 
Ki.sten,  die  au-^  einer  einzigen  l'~al)rik  ihren  Weg  ins  Messlokal 
nehmen,  niclu  ein  blosser  Stand  oder  ein  kleineres  Zimmer,  son- 
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dem  weite  Räumlichkeiten,  die  die  Ausstellung  des  einzelnen  ein- 
nimmt, nicht  ein  Industrieller  allein,  sondern  ein  ganzer  Stab  von 
Inhabern  oder  Direktoren  und  Angestellten,  die  gemeinschaftlich 
zur  Messe  fahren,  alle  dort  wohnen,  essen  und  trinken  müssen, 
etwas  sehen  und  sich  vergnügt  machen  wollen. 

Ermässigend  auf  Transport-  und  Reisekosten  wirken  aber  die 
zentrale  Lage  Leipzigs  und  der  Umstand,  dass  die  Messmuster 
nicht  wie  die  Muster  des  Reisenden  eine  fortwährende,  sondern 
nur  eine  ein-  oder  höchstens  zweimalige  Beförderung  verlangen, 
nicht  wie  oft  die  zahlreichen  Agenten-Kollektionen  auf  dem  teuersten, 
sondern  auf  dem  nur  bei  einer  grossem  Sendung  benutzbaren 
billigsten  Wege  ans  Ziel  gelangen  und  vielfach  auch  wie  in  stän- 
digen Musterlagem  dauernd  am  Platze  bleiben,  um  zur  nächsten 
Messe  wieder  ausgepackt  und  teilweise  erneuert  zu  werden. 

Auch  auf  die  Aufwendungen  für  die  Ausstellung  der  Muster 
üben  gewisse  Tatsachen  einen  mindernden  Einfluss.  Das  Städtische 
Kaufhaus,  das  zur  Zeit  etwa  14  Proz.  aller  Aussteller  beherbeigt, 
bietet  seinen  Raum  zum  Selbstkostenpreise,  braucht  keinen  Ge- 
winn abzuwerfen,  sondern  nur  das  Areal-  und  Baukostenkapital 
zu  verzinsen  Aehnliche  Vorteile  in  Beziehung  auf  Lage,  Aus- 
stattung und  Preis  der  Lokale  suchen  in  ^gegenseitigem  Wettbe- 
werb die  grossen  privaten  Ikiuuntemehmungen  zu  gewähren*), 
die  mit  dem  Kauf  hause  bereits  60  Proz,  der  Aussteller  aufnehmen 
und  an  Zahl  fortgesetzt  noch  wachsen.  Dazu  kommt  endlich  das 
Angebot  von  Räumlichkeiten  in  jedem  Hause  und  Stockwerke 
der  im  Messviertel  gelegenen  Strassen  seitens  Gewerbetreibender 
und  Privater     die  sich  mit  ihrem  Betrieb  oder  Haushalt  während 

1)  Nach  Aiifiaben  des  Raics  um!  «Itii  Ilauslialtpliinen  iin«l  Rechnungen  der 
Stadt  Leipzig  »tclhcn  sich  niit  <!<  in  W  iL;r'  -^cT:ini;'>1ttiu  die  Arealkosten  nvtf  rund 
2  Millionen  Mark,  die  Rruikosuii  glcichfail-  iiul  lutid  2  Millionen  Mark,  der  Bruilo- 
ertrag  und  die  L'ntcrhnhungskustcn  im  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  auf  etwa 
3O0C00  bez.  35000  Mark,  der  Nettoeitri^  also  aof  «tw«  165  ooo  Mark  oder 
47«  Pro».  Dabei  sind  nocli  Iteinerlci  Rttctclagen  fQr  ausscrordemliche  Ausgaben 
oder  Abschreibangen  gereclinet  und  ebensowenig  ein  Hctrag  für  GebSlter  des  Ver- 
waltungspersonals und  sonstige  den  Betrieb  belastentle  allgeincinc  Kosten  einge» 
stellt.  Die  Heme-s-ing  der  Mieti>rcisc  für  die  einzelne  n  R.ltime  ist  nach  Stückwerk 
und  Lage  verschieden.  Der  Satz  für  den  (jeviertniclcr  schwankt,  von  den  Läden 
im  Erdgescboss  und  etlichen  besonders  vorteilhaft,  z.  B.  an  den  Kreuzpunkten  der 
Ginge  liegenden  Mustersimmem  al}geseiien,  zwischen  12  und  30  Marie  jithrKch. 
Die  Musler  htfnnen  das  Jahr  Uber  am  Platze  bteitien. 

2)  Nach  dem  Verzeichnis  freistehender  Messlokale  wurden  t.  B.  geforderl :  in 
einem  der  neuen  privaten  Meugebäude  in  der  besten  Lage  für  Geviertmeter  und 
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der  Messen  in  die  hinterste  ICcke  des  Ladens,  in  die  Werkstatt, 
in  Küche,  Schlaf-  oder  Kinderzimmer  zurückziehen,  um  aus  dem 
besten  Teil  ihrer  Räume  den  Nutzen  zu  ziehen,  der  ihnen  als 
Hausbesitzern  in  Gestalt  einer  Mess-Grundrente  anheimfällt  oder 
als  Mietern  im  Wohnunn^sprcise  oft  schon  mit  angerechnet  ist. 

Am  stärksten  zeigt  sich  diu  W'irkun«^  des  sich  vieltausendköpfig 
zusammendrän^jenden  Verkehrs  bei  den  Aufenthaltskosten,  in  dem 
zuweilen  auftretenden  Mangel  an  Gele«^enheit,  in  der  gewünschten 
Weise  unterzukommen  und  in  tler  dem  Andrang  entspringenden 
Steigerung  der  Unterkunftspreise,  den  sogenannten  Messpreisen 
der  Gastwirte.  Ks  sind  hier  nicht  nur  die  Firmen,  sondern  die 
Personen  und  nicht  nur  die  auf  Seiten  des  \'erkaufs  beteiligten, 
sondern  niicli  die  Käufer,  deren  Berater  und  Reisegefährten,  Fa- 
milienangehörige und  Angestellte,  die,  den  sonstigen  Fremden- 
verkehr vervielfachend'),  eine  schwer  zu  befriedigende  allseitige 
Nachfrage  herbeiführen.  Aber  auch  hier  fehlen  nicht  ausgleichende 
Kräfte  vermehrten  und  geregelten  Angebots.  Mit  ihren  zahlreichen 
Gasthäusern,  in  denen  die  Zimmerpreise  zu  Messzeiten  wohl  einen 
Aufschlag  erfahren'),  infolge  des  Zwanges  der  polizeilichen  Ab- 
stempelung und  des  Anschlagcns  der  Preise  aber  nicht  jeden 
Augenblick  willkürlich  verändert  werden  können,  mit  ihren  weiten 
Kreisen  von  Bürgern,  die  wie  den  Mustern  des  Fremden  im  Mess- 
viertel so  dem  Fremden  selbst  in  allen  Teilen  der  Stadt  Unter- 
kunft zu  gewähren  bereit  sind*),  mit  ihren  neu  erstehenden  Ge- 


Jshr  je  nach  dem  Stockwerk  15—60  Mark;  in  einem  zweiten,  Shnlicben,  fOr  einen 
Raum  von  i2  Geviertmetem  im  2.  Sttttk  joo  Mark  für  die  MtsM   <  der  400  Mark 

jährlich:  iti  sotisf  i'^'eii.  nicht  allsschlics^]i^!l  Mf«>?\v(.<kcn  lÜv  ik  lüit'n  I  läusern :  für 
einen  Laü<- in  .'.uiii  ■."ii  Jo  'j  M  nach  der  L  nivers.-Su ,  dleiii  K  ralh,  ;:L::;enüber)  rnit 
Schaufenster  und  nielucren  l  atehi  550  Mark  jährlich ;  lur  eni  /innner  vuu  4Ö  G.M. 
im  I.  Stock  nach  der  Grimm.-Str.  (zw.  Un.-Str.  und  Neumarkt)  350  Mark  (ur  die 
Messe.  650  Mark  jahrlich;  fUr  ein  zweifenstr.  Zimmer  von  15  G.M.  im  1.  Stock 
im  GewandgSsschen  (dem  Kaufliaus  gegenOber)  300  Mark  flir  die  Messe;  fttr  einen 
Raum  von  20  (J.M.  ini  Krdgeüchoss  nach  dem  Neumarkt  450  Mark  für  beide  Mes- 
sen /usninmeji :  für  2  S?:in«Ie  und  ?  kleinere  Zimmer  im  2.  St'>ck  eine-^  der  mei^t- 
henutzien  ilau>er  iler  Peters-Strasse  je  30 — 50  Mark  für  tiic  Mes^e,  OO — lOO  Mark 
für  das  Jahr.  Die  Preise  schliesscn  Heizung  und  Beleuchtung  ein. 
t)  Vgl.  oben      «7,  Anm.  3. 

a)  In  manchen  Gasthäusern,  wo  die  Messpreise  neben  den  gewöhnlichen  an- 
geschlagen sind,  einen  gewiss  nicht  al^  übcr>nü>sig  hoch  anzusehenden  Aufschlag 
von  10 — 15  Pri>z.,  in  an<l' rn  .TÜerdinjjs  oft  auch  eine  weit  bctriichllicliere  Krhühunt;. 

')  f)er  Frei:-,  der  füi  i  /  innier  mit  l  Bett  einschl.  Frühstück  und  Bedienung 
gefordert  wird,  ist  gewöhnlich  3  .Mark,   zuweilen  auch  nur  2  Mark  für  die  Nachi. 
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bäuden  und  Strassen,  die  allct  wärts  an  den  Stätten  alter  empor« 
schtessen  und  Bewohnern  und  Gästen  alle  neuzeitlichen  Annelim- 
lichkeiten  darbieten,  mit  ihren  grossen  anmutigen  Vororten  endlich, 
die  unter  Aufopferung  weniger  Pfennige  und  Minuten  für  die 
Strassenbahnfahrt  jeden  Augenblick  mit  dem  Messviertel  leicht 
vertauschbar  sind  —  mit  allen  diesen  Mitteln  erschliesst  die  Mess- 
stadt jedem  Fremden  ein  geeignetes  Quartier.  Er  braucht  sich 
nur  ein  solches  zu  wählen  und  zu  sichern,  den  ihm  gebotenen 
Wohnungsnachweis  oder  die  Zeitung  zu  benutzen  und  recht- 
zeitig eine  Postkarte  zu  schreiben,  um  dann  nicht  bei  seiner 
Ankunft  in  der  Nacht  mit  andern  wenig  Weitblickenden  von  Hotel 
zu  Hotel  wandern  und  eine  vielleicht  recht  kostspielige  Schlaf- 
stätte auf  Umwegen  suchen  zu  müssen. 

Nach  alledem  werden  die  Kosten  der  Beteiligung  am  Mess- 
musterlagerverkchr  an  sich  wie  im  Vergleich  zu  den  absoluten 
Kosten,  die  die  andern  Formen  der  Absatzgewinnung  bedingen, 
als  angemessene  zu  bezeichnen  sein.  Man  wird  sie  namentlich  als 
solche  anzusehen  haben,  wenn  man  in  Betracht  zieht,  dass  der 
Musterlagerverkehr  der  Leipziger  Messen  in  dem  gesamten  Ab- 
satzsystem der  fraglichen  Produktionszweige  den  Mittelpunkt  ein- 
nimmt, indem  er  jene  andern  Formen,  soweit  er  sie  nicht  vcr- 
drän^^t  und  ersetzt,  mitbenutzt  und  ihrer  Entfaltung  die  Grund- 
lage gewährt.  Der  Käufer,  der  vor  oder  nach  der  Messe  den 
Produktionsort  besucht,  den  der  Reisende,  der  Agent,  das  Aus- 
fuhrmusterlager, die  Ausstellung  oder  die  Reklame  heranziehen, 
den  der  Kommissionär  oder  Exportagent  zum  Einkaufe  nach 
Leipzig  führen,  er  erscheint  an  dem  gemeinsamen  Treffpunkte,  an 
dem  sich  Verkäufer  und  Käuter  aller  Länder  regelmässig  ver- 
sammeln. Mbenso  greifen  zahlreiche  auf  schriftlichem  Wege  oder 
(Jurcii  Vermittehingspcrsonen  ausser  Messzeiten  zustande  gekom- 
mene Geschäfte  auf  zur  Messe  angeknüpfte  Verbindungen  oder 
dort  erteilte  Pnibeaufträijc  /unicis.  Der  Mess-Musterlagcrverkchr 
bedeutet  für  beteiligten  indii>irien  etwa  dasseil)e  wie  für  die 
1  ..iniiwirtsch.ilt  die  llrnte,  er  brin^;!  aul  dem  nuihcvoli  vorbereiteten 
Kudtn  du  l  liichte  zur  Keife,  die  teils  selbst  erst  wieder  b'ruclit 
tragen  sollen,  /.um  -lOs^ten  Teile  aber  uniiultclbaren  Nutzen 
geben  i  »ic  Ko.slcn  tles  Dienstes,  den  er  dem  Absatzsuchenden 
leistet,  diufen  tlaher  nur  im  Zusammenhang  der  Absatzgewinnung 
im  ganzen,  unter  Bcrucksichti'nm;.'^  aller  mit  der  Mo^^^r  in  drr 
einen  oder  andern  W  eise  zusammenhängender  V'erkaute,  in  Be- 
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Ziehung  auf  den  gesamten  Jahresunr^ntz,  gemessen  und  beurteilt 
werden.  Der  Mustcrlagerv  crkeiir  der  Leipziger  Messen  hat  dann 
aber  nicht  nur  als  die  an  sich  vorteilhafteste,  sondern  auch  als 
die  kaufmännisch  lohnendste  und  volkswirtschaftlich  billigste  I'orm 
der  Vermittelung  des  Absatzes  zu  gelten.  Jene  Hunderte  von 
Inhabern  mittlerer  und  kleinerer  Betriebe,  die  weder  Reklame 
machen  und  die  öiTentlichen  Ausstellungen  beschicken  noch  reisen 
lassen  oder  Agenten  besitzen,  die  Aufwendungen  dafür  zu  tragen 
oft  auch  gar  nicht  imstande  wären,  würden  und  könnten  sonst 
doch  nicht  an  der  Messe  teilnehmen,  und  auf  der  andern  Seite 
würden  und  könnten  doch  auch  nicht  alle  jene  grossen  Unter- 
nehmungen, die  alle  Mittel  der  Reklame  benutzen,  auf  allen  Aus* 
Stellungen  vertreten  sind,  überallhin  Reisende  senden,  allerwärts 
Agenten  und  ständige  Musterlager  haben,  gleichwohl  auf  die 
leipziger  Musterl^ermesse  angewiesen  bleiben,  die  regelmässige 
Beteiligung  an  ihr  allem  voranstellen,  sie  als  das  beste  und  haupt- 
sächlichste Mittel  des  steten  Absatzes  und  dauernden  Erfolges 
betrachten. 
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AuliftKe  II. 

Erklärung, 
die  sogenannte  Berliner  Vormesse  betr. 

Die  Handelskammer  Leipzig  ist  ermächtigt,  im  Namen  der  unten 
verzeichneten  Firmen  ,  deren  Inhaber  zu  den  regelmässigen  Hesuchern 
der  Leipziger  Messe  gehören,  die  Erklärung  abzugeben,  dass  dieselben 
samtlich  in  ihrem  eigenen  Interesse,  wie  auch  in  dem  ihrer  Kimdschalt 
sich  verpflichtet  haben,  an  der  in  Kcriin  ftir  Ende  Aupiist  und  Anfnng 
September  d.  J.  von  cin/elnen  Firmen  uciWantrn  sogenanntt-ii  \'  o  vm  esse 
in  keiner  Weise  s  i  (  Ii  zu  heteiliuen.  Durch  diese  Erklarunt;,  zu 
deren  Vermittelnnj;  die  Handelskarnmci  vt)n  einer  t(ros5>cn  Anzahl  bedeu- 
tender Industiiclid  der  keramischen  Branche  angeregt  worden  ist,  wird 
hofl'entlich  die  für  Fabrikanten  wie  Einkäufer  gleich  verhängnisvolle 
Entstehung  einer  Doppelmesse  in  Leipzig  und  Berlin  im  Keime  erstickt 
werden l  Andernfalls  würden  die  unausbleiblichen  Folgen  sein:  teil- 
weise Auflösung  der  Messen  in  Fachmessen,  wodurch  die 
Vorteile,  die  aus  der  gleichzeitigen  Vertretung  aller  überhaupt  die  Messe 
besuchenden  Geschäftszweige  entspringen,  verloren  gehen  müssten. 
Femer:  Zersplitterung  des  Besuchs,  was  die  Fabrikanten  in 
die  Notwendigkeit  versetzen  würde,  in  Berlin  und  in  Leipzig  auszu- 
stellen, wodurch  ihnen  ohne  Erhöhung  des  Gewinns  nur  doppelte  Kosten 
erwachsen  würden. 

Zu  iliescr  Krk);irnng  haben  sich  die  unter/eichnelen  Firmen  um- 
Süuiehr  veranlasst  Lietuhlt,  als  sie  durch  die  ihnen  von  der  Handels- 
kammer zu!?ei,'angenen  MiUeilungen  die  Gewissheit  erlangt  haben,  dass 
der  Rat  tlei  Stadt  Leipzig  sowie  die  Handelskammer  Leipzig  den  be- 
rechtigten Wünschen  und  Beschwert len  der  Messbesucher  bezüglich  ver- 
schiedener Uebelstände,  die  in  den  letzten  Jahren  immer  mehr  hervor- 
getreten sind,  das  weitgehendste  Entgegenkommen  zeigen.  Besonders 
freudig  ist  es  in  dieser  Hinsicht  begrüsst  worden,  dass  der  vom  Rate 
beschlossene/  mit  grossen  Kosten  verknüpfte  Umbau  des  alten 
Gewandhauses  zu  einer  Mess- Aus  Stellungshalle  voraus- 
sichtlich schon  bis  zur  nächsten  Ostermesse  soweit  gefördert  sein  wird, 

7* 
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dass  cme  L'russeic  Anzahl  /wt- rkmassiger  Au.^stcliuni:sr:imne  /.u  nnc:e- 
messenea  Preisen  den  Messbesuchern  zur  Verfügung  gestellt  werden 
kann. 

Die  günstige  Wirkung  dieser  Massregcl  —  Verhütung  der  I'reis- 
übervorteilung  Messfrerader  —  wird  durch  die  schon  zur  nächsten 
Herbstmesse  unter  Mitwirkuog  der  HaDdelskammcr  ins  Leben  tre- 
tende Neu-Organisation  des  Wohnungs-Nachweises 
für  Messfremde,  worüber  s.  Z.  die  Handelskammer  nähere  Bekannt- 
machungen erlassen  wird,  noch  verstärkt  werden. 

Endlich  wird  su  dem  eben  erwähnten  Zettpunkte,  einem  oft  aus- 
gesprochenen Wunsche  der  Mess-Interesseoten  entsprechend,  von  der 
Handelskammer  die  t  äg  lic  he  H  e  r  a  u  s  g  a  b  e  einer  Liste  der 
cum  Besuche  der  Messe  eingetroffenen  Fremden,  eventuell 
in  der  Form  eines  besonderen  Messanzeigers  eingerichtet  werden. 

Allt-n  ^^'unschen  und  Beschwerden  der  Messbesnrher  hat  «!ie  Han- 
delskammer auch  weiterhin  sor.L,'talti,<;e  Piuüinu  uiiti  tatkräftige  Forde- 
rung zugesagt.  Insonderheit  gilt  dies  von  tlen  ihr  vor  kurzem  ül)er- 
mittelten  Wünschen  in  betreft"  einer  zeitlichen  Verlegung  der 
Messen,  die  gegenwartig  noch  zusammengestellt  weiden  und  auf  Grund 
deren  die  Handelskammer  sich  dann  schlüssig  werden  wird,  was  sie 
dem  Ministerium  in  dieser  schwierigen  Frage  vorzuschlagen  hat. 

Leipzig,  den  12.  August 

Die  Handelskamner. 

A.  Thieme,  Vorsitzender.  Dr.  Pohle. 

Es  folgen  hierunter  verzeichnet  842  Firmen. 
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Anliice  III. 

Bekanntmachung 

die  Leipziger  Messen  betreffend. 

Zufolge  der  vod  uns  im  Einvernehmen  mit  der  hiesigen  Handels- 
kammer und  der  Gewerbekammer  gestellten  Anträge  hat  das  König- 
liche Ministerium  des  Innern  im  Einverständnis  mit  dem  Königlichen 
Finanzministerium  tmd  nach  Vernehmung  mit  der  Königlich  Preussi- 
sehen  und  Herzoglich  Braunschweigischen  Regierung  wegen  ander- 
weiter Festsetzung  der  Zeit  undDauer  der  hiesigen  Mes- 
sen Folgendes  ht-stimmt: 

I.  Die  N  euj  a  h  1  smesse  beginnt  fortan  am  3.  J anuar  und  endigt 
am  16.  Januar. 

II,  Die  Osler  messe  beginnt  101  tan  für  Gross-  und  Klein- 
handel am  S o  n n  t a g e  u a s  i m  o  d o g e n  i  t i  (e  r s t  e  r  S o  n  n- 
tag  nach  Ostcrni  und  wahrt  unter  lieibeiialtung  der  Bezeich- 
nungen »Böticherwochec ,  »Messwoche«,  vZahlwoche«  bis  zum 
Sonntage  Cantate  (vierter  Sonntag  nach  Ostern) 
^einschliesslich.  Das  Einläuten  erfolgt  am  Sonntage  Misericor- 
dias  Domini  (zweiter  Sonntag  nach  Ostern)»  das 
Ausläuten  am  Sonntage  Jubilate  (dritter  Sonntag  nach 
Ostern). 

III,  Die  Michaelismesse  beginnt  fortan  für  Gross-  und  Klein- 
handel am  Kt/ten  Sonntage  im  August  und  währt  unter 

Bcllieiialtung  der  Bezeichnungen  > Böttcher wochec,  ^Messwoche«, 
Zahiwochc    22  Tage,   Das  Einläuten  erfolijt  am  zweiten,  das 
Ausläuten  am  dritten  in  die  >fcsse  fallenden  Sonntaij;e. 
Durch  diese  neuerli<  he  Fe.stsetzunL^  der  Zeit  und  Dauer  der  hie- 
sigen Messen  winl  im  übrigen  an  den  l)estehenden  Einrichtungen  und 
Zustandigkeilüverhaknissen  etwas  nicht  geändert. 

Sodann  haben  wir  mit  Genehmigung  des  Königlichen  Ministeriums 
des  Innern  und  im  Einvernehmen  mit  der  hiesigen  Handelskammer  und 
Gewerbekammer  beschlossen, 

in  der  Zeit  vom  ersten  Montag  im  März  bis  zum  Sonn- 
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abend  der  darauf  folgenden  Woche  fortan  alljährlich  eine 
sog.  Vorm  esse,  d.h.  eine  Ausstellung  von  Musterkollektionen 
und  Musterlägern  in  grössereni  l-nifange  für  die  am  Schlüsse 
aufgeführten  VVarengattungen  stattfinden  zu  lassen,  durch  welche 
den  Interessenten  die  Anschafl'ung  ihres  Bedarfs  durch  Ankauf 
nach  Probe  oder  Muster  ermöglicht  werden  soll. 

Mcsiikonten  für  diese  Vormesse  werden  nicht  eröffnet.  Ebenso 
weiiii;  wird  die  Aufstelluni:  von  üuden  ^und  ät«inden  auf  öffentlichen 
Strassen  und  Platten  gestattet. 

Zur  Vormesse  zugelassen  werden  nur: 
Porzellan-,  Majolika-,  Steingut-,  Terracotia-  und  Ton-,  Kristall-, 
Glas-,  Bronze-,  Eisen-  und  Zinkgusswaren,  Aluminium-,  Alfenide*. 
Nickel-  und  sonstige  Metallwaren  aller  Art,  Beleuchtungsartikel, 
Lederwaren,  Photographie- Albums,  Hokwaren,  Korbwaren,  Pa- 
pierarttkel,  Bijouterieartikel,  Japan-  und  Chinawaren,  künstliche 
Blumen,  Pappen  und  Spielwaren  aller  Gattungen,  Eisenwaren, 
Haus-  und  Küchengeräte,  Drahtwaren,  Musikinstrumente,  optische 
Waren,  Seifen  und  Parfümerien,  .Stöcke,  Peitschen,  Luxusartikel, 
Kur/  und  Galanteriewaren  aller  Art. 

Leipzig,  am  2.  Juni  1894. 

Der  Bat  der  htadt  Leipsig. 

Dr.  Georgi.  Lampe. 
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A.  Grundlagen  und  Ursachen  der  städtischen  Schulden 

im  Mittelalter. 

Die  von  heute  gesehen  merkwürdigen  Formen  des  öffentlichen 
Kredites  in  den  deutschen  Städten  des  Mittelalters  können  nur 
aus  ihren  allgemeinen  und  besonderen  historischen  Bedingungen 
heraus  verstanden  werden.  Das  städtische  Schuldenwesen  ist  all- 
gemein abhängig  von  den  gesamten  wirtschaftlichen  und  recht- 
lichen Verhältnissen  seiner  Zeit.  £s  ist  besonders  abhängig  von 
der  I-^ntwicklungsstufe,  auf  der  sein  unmittelbarer  Träger,  das  mittel- 
alterliche städtische  Gemeinwesen,  als  politischer  Körper  und  als 
Kollektivwirtschaft  steht.  Dt  r  Zusammenhang  mit  den  allgemei- 
nen Zuständen,  Ix  sonders  mit  privatrechtlichen  Institutionen,  soll 
zugleich  mit  der  Entstehung  der  Schuldformen  und  ihrer  Neben- 
erscheinungen dargestellt  werck  n  Ks  bleibt  demnach  zuerst  eine 
kurze  Charakteristik  des  mittelalterlich  städtischen  Gemeinwesens 
übrig,  soweit  es  Bedingung  seines  Schuldenwesens  ist. 

Die  Städte  haben  sich  als  Qr(>ssere  Verbände  materieller  und 
geistiger  Inten  ss(  n  aus  der  Zahl  gleichförmiger,  sich  selbst  ge- 
nügender Einzelwirtschaften  a])L;( »sondert  und  zusammengeschlos- 
sen. Anfangs  tragen  sie  noch  hervorragend  die  Merkmale  ihrer 
naturalwirtschaftlichen  Herkunft.  Neben  dem  Markte  wohnte  zu- 
erst noch  eine  zahlreiche  rein  ländliche  Bevölkerung,  die  erst  all- 
mählich in  den  Verkehr  hineingezogen  wurde,  bis  whltesslich  nur 
w^enig  naturalwirtschaftliche  S[>uren  übrig  blieben.  Die  arbeits- 
teilige Produktionsweise  mit  wechselseitigem  Güteraustausch  exgriflf 
die  ganze  Ansiedelung  und  verwandelte  sie  in  einen  wirtschaft- 
lichen Organismus,  dessen  Teile  einander  etgänztcn  und  so  von 
einander  abhingen,  dass  sie  nicht  mehr  für  sich  allein  bestehen 
konnten. 

2«iuehrift  für  di«  gn.  Scimuvwi«nsch.   £rcmiuuacshelk  It  I 
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Wie  als  W'irtscliaflsi  inhcit,  sonderte  sich  die  Stadt  auch  als 
militärischer  Körper  ab;  äiisscrhch  zeii^te  <\ch  das  an  durch  die 
üni,L;ürtuni;  mit  I'cstiinci^s werken.    Der  Markt  wurde  zugleich  Huri;. 

}  land  in  i  iand  mit  dieser  Entwicklung  ging  die  Umbildung 
der  sozialen  Struktur  der  Bevölkerung,  die  l\ntstchung  neuer  Kechts- 
und  Verfassungsformen.  Die  Bevölkcrun;;,  die  den  Verkehr  ver- 
mittelte, erlangte  grössere  persönliche  1'' reihe it  und  gelangte  bald 
dahin,  in  der  Stadt  unter  freien  Leiheverhältnissen  zu  wohnen. 
Neues  Recht  mit  dem  Zwecke,  Verkehr  zu  schützen  nnd  zu  för- 
dern, entstand  im  Marktrecht ;  es  erweiterte  sich  durch  Aufnahme 
burgrechtlicher  Bestandteile  zum  Stadtrecht.  Zugleich  machten 
sich  neue  öffentliche  Organisationen  nötig.  Ks  entstand  städtisches 
Beamtentum  und  schliesslich  eine  städtische  Rci^dmmg,  zum  ersten- 
male  ein  öffentliches  Organ  ausschliesslich  für  den  Dienst  einer 
Allgemeinheit. 

Diese  Neubildungen  vollzogen  sich  anfangs  unter  der  fördern- 
den Einwirkung  aller  naturalwirtschaftlichen  Mächte.  Der  Stadt- 
herr war  an  der  Vergrössenmg  und  Belebung  besonders  finanziell 
interessiert.  Er  war  es,  der  häufig  seine  Hintersassen  frei  liess, 
der  den  Zuziehenden  Land  zu  freier  Leihe  gegen  niedrigen  Zins 
austat,  der  neues  Recht  bestätigte  und  seine  Ministerialen  der 
Stadt  als  Beamte  vorsetzte,  eben  um  mit  Hilfe  der  neuen  wohl- 
habenden Bevölkerung  die  Einkünfte  aus  seinen  Gerechtsamen  zu 
steigern  und  neue  zu  begründen. 

Diese  finanziellen  Interessen  des  Stadtherm  und  die  wirtschaft- 
lich-rechtlichen der  Stadt  mussten  bei  deren  weiteren  Entwicke- 
lung  kollidieren.  Es  musste  der  Augenblick  kommen^  da  sich  die 
Bürger  in  der  Entfaltung  ihrer  Kräfte  zum  Zwecke  grosseren  Wohl- 
standes durch  ihren  Herrn  gehemmt,  bedrückt  und  ausgebeutet 
fühlten.  Es  entstand  ein  tiefer  Gegensatz  zwischen  den  beiden 
Interessenten  an  der  Stadt.  Der  Stadtherr  wollte  seine  Hoheits- 
rechte im  alten  Stile  weiter  ausüben  und  ihren  l  ^-trag  immer  mehr 
steigern.  Die  Bürger  aber  wollten  einen  Gebrauch  dieser  Rechte 
zu  ihren  Gunsten  und  beanspruchten  sie  schliesslich  ganz  für  sich 
selbst.  So  wollten  sie  niedrige  Z<)llt;,  während  der  Herr  hohe 
wünschte.  Sie  verlangten  eine  beständige  und  gute  W  ährung,  der 
Herr  dagegen  übte  sein  Münzrecht  mit  Münzverruf  und  -Verschlech- 
terung aus.    So  war  es  für  ihn  rentabler. 

Die  Stadt  war  aus  ihrer  inneren  Natur  heraus  genötigt,  die 
errungene  Sonderstellung  immer  weiter  auszubilden  und  sie  in  Un- 
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abhängigkcit  zu  verwandeln.  Diesem  Zwange  gesellten  sich  ge- 
memwirtschaftlichc  Motive  hinzu.  Fast  jedem  Hoheitsrechte  ent- 
sprach ein  direkter  wirtschaftlicher  Ertrag,  der  zur  Aneignung 
reizen  half.  Der  Besitz  von  Gerichtsbarkeit,  Geleite-  und  hremden- 
recht,  Münz-  und  Steuerrecht,  Judenschutz  und  Allmende  war  zu* 
gleich  der  I^csitz  von  zum  Teil  sehr  ergiebigen  l'inanzquellen. 

In  den  Besitz  der  Gerechtsame  konnte  die  Stadt  auf  verschie- 
dene W  eise  gelangen.  Selten  wurden  sie  dem  Stadtherm  mit  dem 
Schwerte  abgerungen.  Sie  wurden  vielmehr  durch  gewisse  her- 
vorr^endc  Dienste  erworben.  Die  Stadt  leistete  ihrein  Herrn  bei 
seinen  politischen  Unternehmungen  Kriegs-  und  Geldhilfe  und  er- 
langte dafür  Privilegien.  Es  sei  nur  an  das  Verhältnis  der  Städte 
zu  den  Saliern  erinnert.  Von  überwiegender  Bedeutung  beim  Er- 
werbe der  Hoheitsrechte  aber  war  der  Kauf.  Der  wachsende  städ- 
tische Wohlstand  licss  Kreditgeschäfte  zwischen  dem  geldbedürf- 
tigen Herrn  und  der  Stadt  entstehen.  Da  das  Mittelalter  Personal- 
kredit in  der  Hauptsache  nicht  kannte,  vollzogen  sich  diese  meist 
in  Gestalt  des  Kaufes.  Der  Stadtherr  musste  den  Gläubiger  sat- 
zungsmässig  sichern,  und  er  tat  das  durch  Uebertragung  von  Ho- 
heitsrechten zur  Nutzniessung  bis  zur  VViedereinlösung.  Diese  blieb 
aber  oft  genug  aus,  und  wenn  sie  befristet  war,  ging  das  Eigen- 
tumsrecht an  die  Stadt  über.  Sehr  häufig  fiel  der  Weg  über  die 
Satzung  wrj:^.    T's  fand  direkter  Kauf  statt. 

Auf  diese  VV^eise  entwickelte  sich  die  St.ult  zur  Unabhängig- 
keit. Der  Grad  derselben  war  zum  guten  Teile  von  der  wirtschaft- 
lichen Ausstattung  der  Stadt  bedingt.  Damit  ist  ein  wichtiger 
Erkläningsgrund  für  die  so  vielartige  staatsrechtliche  Stcllnncr  der 
deutschen  Städte  des  Mittelalters  gegeben.  Die  Lebensbeding- 
ungen der  einzelnen  waren  ja  sehr  verschieden. 

So  wiesen  schliesslich  die  Städte  eine  Reihe  von  Abstufungen 
üffentlichrechtlicher  Stellung  auf,  von  den  PVeistädtcii  ii])cr  die 
Reichsstädte  zu  den  geringeren  Graden  der  Landeshoheit  in  den 
Territorialstädten,  und  innerhalb  jeder  Art  .L;licii  keine  völlig  an 
Machtumfang  der  anderen.  Jede  Stadt  war  ein  Individuum. 

Die  entwickeltsten  unter  diesen  Gemeinwesen  waren  für  ihre 
Zeit  fertige  Staaten,  die  in  vieler  Beziehung  zugleich  die  Entwick- 
lungsträger zum  modernen  Staat  bildeten.  Dieser  kleine  > Stadt- 
staat« knüpfte  selbständig  auswärtige  Beziehungen  an.  Er  schloss 
Verträge  ab  und  ging  Bündnisse  ein  zur  Wahrung  und  Erweite- 
rung seiner  politischen  Macht  und  zur  Entfaltung  seiner  Wirtschafts- 
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kräfte.  Ks  iiiögen  nur  die  fjrossen  Städtebünde  und  die  zahlrei- 
chen kleinen  Einungen  angedeutet  werden,  die  Münzvcrträf^e  und 
-Unionen,  die  Verträge  über  Niederlassung;,  trcies  (iclcit,  L^c^cn- 
seitigen  HüiLicrschiitz  und  Gerichtsstand.  Gegebenen  Falls  führte 
die  Stadt  KHcl;  mit  ci^^cnrni  militärischen  Aufgebot. 

l>ie  innere  rolitik  suchte  durch  bis  ins  einzelnste  i^ehendc  Mass- 
nahmen die  Wirtschaftsvcrhältnisse  zu  ordnen  nntl  zu  fördern,  zu 
grösstmögiicher  Wohlfahrt  der  J^ür^er.  Die  Stadt  unterhielt  öffent- 
liche Verkautsstiindc,  \\'aL;en  und  andere  Messungen.  Sie  besass 
eigene  VVirtschaftsbetriehe,  wie  Mühlen,  Brauhäuser,  Herhergen, 
Färbereien,  Bleichen,  1  .ohhäuser,  Ziegeleien,  Stcinbrüclic,  Schmclz- 
hütten  und  Münzen,  meist  Betriebe,  die  vom  einzelnen  wegen  der 
Grösse  ihrer  l'roduktionsmittel  nicht  errichtet  werden  konnten  oder 
deren  Bev.'irt^^chattun::;  durch  die  öffentliche  Gewalt  aus  Gründen 
der  Sicherheit  und  Solidität  des  Verkehrs  und  der  Versorgimg 
der  lUirger  mit  unentbehrlichen  Gütern  geboten  war.  Ks  waren 
das  zum  Teil  b'unktionen,  die  schon  Fronhof  und  Dorfgenossen- 
schaft ausgeübt  hatten  und  die  dann  von  der  Stadt  in  grösserem 
Massstabe  weitergebildet  wurden. 

1  diesen  Massnahmen  stand  die  Ausübung  der  Gerichtsgewalt 
und  der  Foiizei  zur  Seite. 

Von  den  Aufgaben  des  Gemeinwesens  werden  sein  Bedarf 
und  seine  .\usgaben  bedingt. 

Dic^  t  ort  währenden  Aufgaben  der  Verwaltung,  der  äusseren 
Politik  und  gewisse  Leistungen  an  den  Herrn  stellten  den  ordent- 
lichen Bedarf  der  mittelalterlichen  Stadt  dar.  Die  ihm  entspre« 
chenden  Ausgaben  erstreckten  sich  auf  die  Besoldung  von  Büigcr- 
meistern,  Ratsbeamten,  Wächtern,  Henkern,  Spielleuten,  Söldnern, 
Schornstemfegem  und  sonstigen  Beamten,  auf  die  Erhaltung  öf- 
fentlich-städtischer Ge  bäude,  der  Befestigungen  und  Waffen.  Dazu 
kamen  Kosten  für  Schreib-,  Beleuchtung»-  und  Heizmaterial,  für 
Speisui^  der  Ratsherren  und  Wegzehrung  von  Ross  und  Mann 
bei  Gesandtschaften  nach  auswärts.  Kndlich  raussten  Abgaben 
an  den  Stadtherm  geleistet  werden,  Zahlungen  für  freies  Geleit 
oder  Bundcsstcuern. 

Beamtengehälter  sind  besonders  in  früheren  Perioden  noch 
selten  und  in  geringen  Summen  vertreten,  die  den  tatsächlichen 
Einnahmen  des  Beamten  nicht  entsprechen.  Seine  Besoldung  be- 
ruhte vielmehr  noch  auf  dem  Dotationsprinzip,  das  aus  natural- 
wirtschaftlichen Zuständen  herübergenommen  war  und  dem  Lehns- 
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Wesen  seine  Entstehung  verdankte.  Der  Beamte  bezog  seinen  Ge- 
halt aus  Nutzungen,  womit  sein  Amt  ein  für  allemal  ausgestattet 
war,  oder  er  behielt  die  aus  seinem  Amte  direkt  hervorgehenden 
Einnahmen  mindestens  teilweise  für  sich.  Der  städtische  Haus- 
halt konnte  so  die  Sorge  um  Beamtenbesoldung  ausschalten,  und 
die  Stadtrechnungen  befassten  sich  auch  nur  wenig  damit  Aehn- 
lich  war  es  mit  den  öffentlichen  Nutzungen.  Sie  waren  meist  ver- 
pachtet, und  der  Pächter  hatte  ftir  die  Instandhaltung  des  Betrie- 
bes selbst  zu  sorgen.  Die  Stadt  war  nur  an  dem  regelmässigen 
Eingange  des  ihr  gebührenden  Ertragsteiles  interessiert. 

Die  ordentlichen  Ausgaben  standen  in  den  verschiedenen 
Städten  natürlich  nicht  in  gleichen  Verhältnissen  zu  einander. 
Einige  kamen  in  manchen  Städten  überhaupt  nicht  vor.  Giarak- 
teristisch  für  das  Mittelalter  ist  nun,  dass  sie  auch  in  derselben 
Stadt  von  Jahr  zu  Jahr  stark  schwanken,  sehr  oft  um  das  Mehr- 
fache. Der  Bau  einer  neuen  Brücke,  einer  Mauer,  eines  Turmes 
Hess  die  Ausgabesummen  häufig  plötzlich  emporschnellen.  Das- 
selbe geschah,  wenn  die  Stadt  neue  auswärtige  Beziehungen  an- 
knüpfte oder  in  eine  Fehde  verwickelt  wurde.  Dann  erhöhen  sich 
die  Botenlöhne  und  -auslösungen  beträchtlich.  Eine  Gesandtschaft 
an  den  König  oder  nach  Rom  konnte  das  finanzielle  Gleichge- 
vricht  ins  Wanken  bringen,  ähnlich  der  Besuch  des  Königs  oder 
eine  fürstliche  Hochzeit.  Als  Beispiel  für  den  wandelbaren  Charak- 
ter der  ordentlichen  Ausgaben  mögen  die  Mainzer  Stadtrechnungen 
von  1438^43  dienen*).  Die  regelmässigen  Ausgaben  (»stedigcs  ge- 
meines ussgeben«  und  >ussgeben  des  unkostes«)  beliefen  sich  dort : 

1438  auf  4590  Ffd.  1441  auf  5707  Pfd. 

1439  »    5089    *  1442  •    5^42  » 

1440  »    4754    »  1443   »    4004  » 
Davon  entfielen  auf 

Gesandtschaften  (reide)  Banten  Beamte 

1438:  S34  Pfd.  774  Pfd.  1566  Pfd. 

1439:  760    >  761    »  1336  > 

1440:  332  2028   >  799  > 


144 1 

1442 

1443 


620    »  2182    *  1658  > 

1139    >  1289   •  1415  » 

389    »  1083    »  I3ig 


1)  Htgtlt  JMflcllcchrornkcn  17,  s.  114  ff. 

2)  Von  anderen  Etats  sei  noch  der  Hambnrger  berangc7<i|;en :  Ausgaben  fQr 
Bewachung  des  Turmes  xu  Neuwerk:  1350:  88  Pfd.  1354:  63  Pfd.  1356:  199. 
1358;  88.  1376:  268.  1378:  317  Pfd. 

Fttr  Bauten:  Arbeiulohn:  1350:  88  Pfd.  1351:  69.   1353:  204.  1358:  79. 
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Die  Gesamtausgaben  sind  also  1442  fast  i»5nial  so  hoch  wie 
1443. 

Die  Gesandtschaften  von  1442  erforderten  beinahe  das  3,5- 
fache  von  1440.  1442  schloss  die  Stadt  nämlich  einen  Bund  mit 
dem  Pfalzgrafen  Ludwig,  sie  holte  ausserdem  vom  Könige  eine 
Bestätigung  ein  und  hatte  Einungsverhandlungen  mit  dem  Kölner 
Erzbischof  zu  fiihren.  Dabei  wurden  in^esamt  1019  Pfd.  2  sch. 
vorritten. 

Die  Baukosten  sind  1440  und  1441  fast  300  Proz.  von  denen 
in  den  Jahren  vorher.  Ursache  war  die  Errichtui^f  eines  Eisbre- 
chers im  Rheinstrome. 

Die  Gehälter  und  Besoldungen  schwanken  um  das  Doppelte: 
vgl.  1440  mit  1438  und  1441.  1438  wurden  die  Söldner  neu  ein- 
gekleidet; 1441  fanden  Gehaltserhöhungen  statt,  der  Rat  erhielt 
eine  »presencie«,  und  die  Kleidung  der  Söldner  wurde  zweimal 
bezahlt   Das  bedeutete  Rüstung  gegen  den  Efd>ischof. 

Die  Ausgaben  der  Stadt  stiegen  aber  sehr  bedeutend,  wenn 
es  galt,  ausserordentliche  Bedürfnisse  zu  befriedigen.  Der  schon 
vorhin  erwähnte  Erwerb  von  Hoheitsrechten  war  sehr  kostspielig. 
Zwar  handelte  es  sich  dabei  meist  um  erwerbs-  und  staatswirt- 
schaftliche Anlagen,  die  einen  direkten  oder,  indem  sie  der  All* 
gemetnheit  zu  gute  kamen,  einen  indirekten  Ertrag  lieferten.  Aber 
doch  konnte  die  Stadt  den  augenblicklichen  Anforderungen  bei 
ihrem  Kaufe  meist  nur  unter  grossen  Anstrengungen  genügen,  — 
Der  Besitz  der  Gerechtigkeiten  musste  dann  häufig  beim  Wechsel 
des  Stadtherm  neu  bestätigt  werden.  Das  ging  auch  nicht  ohne 
erhebliche  Kosten  ab.  Die  Reichsstädte  zahlten  an  den  König 
bedeutende  Summen,  um  nicht  verpfändet  zu  werden  und  dadurch 
an  ihren  Freiheiten  Verluste  zu  erleiden. 

Sehr  in  Anspruch  wurde  die  Stadt  auch  genommen,  wenn  sie 
ihrem  Herrn  Kredit  gewähren  musste  oder  wenn  sie  in  kriegerische 
Verwicklungen  geriet.  Erlitt  sie  dabei  Niederlagen,  so  bedeutete 
das  die  Zahlung  hoher  Kriegsentschädigungen  und  Lösegelder. 
Nicht  zu  vergessen  sind  die  schweren  Schäden,  die  der  aus  Holz. 

l3bo:  131.  1370:295.  1371:432,  1373:090.  1380;  339.  1386:  1070.  Aehnlich 
für  Kalk:  1350:  —  Tfd.  1351 :  2  Pfd.  1352:  5.  1353:  —  Pfd.  1355:  66  Pfd 
1356:  163.  1358:  2  Pfd.  Die  Ausg.  fttr  Ziegel.  Hols  tmd  Eisenwerk  schwanken 
ganz  parallel. 

Fttr  »Reisen«:  1350:  135  Pfd.  1351;  60.    13$«:  84>    1353=  77.  »355:  *34- 

1356:  278.  1357:  70  1360  ,8^.  1370:  198.  1371  308.  1372-  158.  1374:  5^7- 
'377:  75  I'fd.  Ko/i/intann,  Käininereirechnungen  der  Su  Hamburg.  I,  s.  LXXXIX  ff.) 
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Fachwerk  uikI  Stroh  leicht  gebauten  Ansiedelung  aus  den  häufi- 
gen Feuersbrimstcn  erwuchsen. 

Das  Verhältnis  der  ausserordentlichen  zu  den  ordentlichen 
Ausgaben  möijen  folgende  Beispiele  veranschaulichen. 

Basel  kaufte  1373  die  bischöflichen  Zr)lle,  Fronwajje,  Mutt- 
amt  u.  a.  für  12  500  Gulden,  die  Münze  für  3000;  im  Jahre  1386 
die  Reichsvogtei  für  icxx)  (lulden,  1386—92  Kleinbasel  für  35  300, 
1404  das  Viztum-  und  Brotmeisteramt  für  4cx>;  1424  das  Ober- 
«unftmeisteramt  für  2000.  Seine  ordentlichen  Aus<;aben  betrugen 
1361/62  aber  nur  6830  Gulden,  die  ordentlichen  Kinnahmen,  die 
hier  schon  angeführt  werden  mögen,  rund  6890  Gulden'). 

Mainz  zahlte  1436  für  ein  Darlehn  an  den  Grafen  von  Virne- 
burg 6500  Gulden,  1438  an  den  Erzbischof  für  Bestätigung  der 
Pt  i  il  ;e  1200;  1439  verursachte  ihr  sein  Einzug  200  Gulden  Kosten, 
die  l'inung  mit  dem  Kölner  1400;  1441  ein  Prozess  gegen  den 
Krzbischof  630.  Der  Besuch  des  Königs  im  Jahre  I442  kostete 
880  Gulden  und  das  Bündnis  mit  dem  Pfalzgrafen  3250  *), 

Dortmund  kaufte  in  den  Jahren  1286  und  13 13  '/a  resp.  7« 
der  Gerichtsbarkeit  je  für  400  Mark^),  1343  die  halbe  Grafschaft 
für  2277  Mark^),  1376  den  grossen  Königshof  für  6800  Gulden  ^), 
eine  Pehde  mit  dem  Erzbischof  von  Köln  und  dem  Grafen  von 
der  Mark  kostete  im  Jahre  1388  38  337  Gulden  zur  Kriegführung 
und  17636  zum  Friedensschlüsse,  zusanunen  also  fast  56000  Gul- 
den; die  laufenden  Ausgaben  aber  betrugen  ungefähr  2200,  die 
Einnahmen  hielten  sich  noch  darunter*). 

Nürnberg  hatte  1388/89  89444  Pfd.  ordentliche  Ausgaben, 
als  ausserordentliche  kamen  hinzu  76466  Pfd.  Die  ordentlichen 
Einnahmen  beliefen  sich  auf  107  25$  Pfd. 

Köln  hatte  in  den  70er  Jahren  des  14.  Jahrhunderts  jährlich 
70000  Mark  ordentliche  Ausgaben.  1376—80  führte  es  eine  Fehde 
gegen  den  Erzbischof.  Die  Ausgaben  im  ganzen  stellten  sich  nun: 

1376  auf  170544  Mark  1379  auf    9854«  Mark 

1377  »    162226    >  13S0    »    135941     »  *). 
137<    »   15759a  * 

t)  Schötiöer^,  Finanz verh.  d.  SlB,,  s.  66  ff. 

2)  Hegel,  17,  s.  105, 

3)  Dortm.  U.B.  I,  nr  176  n.  326. 

4)  Ebd.  I,  nr  385. 

5)  Ebd.  rr,  I  nr  58-60. 

6)  Ä'ül'ft',  Dortm.  Fimn/-  u.  Sieucrverb.  s.  27.  7)  // .  r/.  i   s.  203  f. 

8)  h  'iipjtng,  Schuldcnw.  d.  Sl.  K.  (Westd,  Zl!>clir.  f.  Ocsch.  u.  Kunst  Xül 
1894).  s.  348- 
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Die  ungemein  schwankenden  ordentlichen  Ausgaben  brachten 
zusammen  mit  den  hohen  ausserordentlicht  n  in  die  städtische  Vi- 
nanzwirtschaft  grosse  Unsicherheit,  l>as  Gemeinwesen  war  noch 
zu  unreif  und  im  Verhältnis  zu  seinen  umfassenden  Aufgaben  zu 
klein,  als  dass  es  möglich  gewesen  wäre,  künftigen  Bedarf  vor- 
herzusehen und  einen  ihm  entsprechenden  I'Jat  aufzustellen.  Man 
lebte  aus  der  Hand  in  den  Mund,  befriedigte  die  Bedürfnisse,  wie 
sie  plötzlich  auftraten,  aus  Mitteln,  die  man  in  demselben  Augen- 
blick erst  ausfindig  machte  und  die  sich  gerade  darboten.  —  Der 
Unreife  des  öffentlichen  I  laushaltes  entsprach  eine  gewisse  Unreife 
der  Köpfe ,  ökonomische  Berechnungen  anzustellen  und  geordnet 
aufrecht  zu  erhalten.  Man  verstand  das  eigentliche  Rechnen  nur 
mangelhaft  und  war  im  Umgänge  mit  Zahlen  sehr  unbeholfen. 
Die  Rechnungsbücher  der  Städte  beweisen  das  deutlich.  Die 
einzelnen  Posten  sind  häufig  nicht  genügend  geordnet,  oft  sind 
sie  durchgeiitrichen  und  mit  imdeutlichen  Darüberschriften  ver- 
sehen. Es  ist  schon  als  Fortschritt  zu  bezeichnen,  wenn  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  getrennt  gebucht  sind.  Dazu  hat  man 
sich  häufig  verschrieben,  falsch  addiert  und  subtrahiert.  Kino 
Abrechnung,  die  auf  Schilling  und  Pfennig,  ja  auf  das  Pfund 
stimmt,  ist  selten.  Periodische  Ueberblicke  über  den  Gang  der 
Wirtschaft  werden  erst  später  einc^c  fiihrt.  Es  war  mancher  blutige 
Aufstand  nötig,  bis  die  Gemeinde  die  lierrschenden  Geschlechter 
zu  vierteljährlichen,  monatlichen  oder  häufigeren  Abrechnungen 
zwang. 

Schwankend  wie  die  Ausgaben  waren  auch  die  Einnahmen. 
Sie  flössen  der  Stadt  aus  Gerechtigkeiten  und  Nutzungen  zu  und 
wurden  durch  Steuern  ergänzt.  Die  Stadt  bezog  Gebühren,  Bussen, 
Schlagschatz,  Zinse,  Geleit-  und  Schiitzgelder.  Dazu  kamen  Zölle 
und  Verbrauchsahgaben  (Ungelder,  Accisen),  die  sich  von  Wein, 
Bier  und  Getreide  in  späteren  Jahrhunderten  auf  fast  alle  öffent- 
lich umgeschlagenen  Güter  ausdehnten.  Daneben  wurden  direkte 
Steuern  erhoben:  Kopf-,  N  crmögens- und  Grundsteuern.  Ab  und 
zu  w  urden  ausserordentliche  1  jnnahmcn  gemacht,  so  in  Konzessions- 
gebühren von  Juden  und  Lombarden  oder  aus  Gedingnis. 

Die  ordentlichen  Ausgaben  wurden  meist  dutx;h  die  Einkünfte 
aus  Gerechtigkeiten  und  Nutzungen  bestritten,  ergänzt  durch  Un- 
gelder,  die  sich  dann  sogar  zum  Hauptfaktor  der  Deckung  des 
l'inanzbedarfs  aufschwingen.  Sie  waren  ebenso  unbestimmbar  wie 
die  Ausgaben  und  ähnelten  ihnen  auch  in  der  Unregelmässigkeit 
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des  Auftretens. 

Die  Mainzer  Stadtrechnung  zählt  für  die  Periode  von  1438 — ^43 
folgende  Etnnahmesummen  auf: 


Die  Höhe  der  Einnahmen  ist  also  auch  unbeständig,  freilich 
nicht  in  dem  Masse  wie  die  der  Ausgaben.  Die  Schwankung 
betragt  nur  etwa  20%  (vgl.  1441  und  1438). 

Ein  Vergleich  der  absoluten  Einnahme-  und  Au^abehöhen 
zeigt  nun,  dass  die  Einnahmen  die  ordentlichen  Ausgaben  bei 
weitem  übertreffen,  sodass  man  fortwährende  Ueberschüsse  ver- 
muten konnte.  Tatsächlich  ist  das  aber  nicht  der  Fall.  Diese 
Einnahmen  von  wenig  verschiedener  Hohe  wurden  nicht  nur  zur 
Deckung  der  ordentlichen,  sondern  auch  der  ausserordentlichen 
Ausgaben  erzielt.  Sic  entsprachen  der  Summe  aller  Ausgaben 
und  nivellierten  deren  grosse  Unterschiede  rechnerisch  auf  Durch- 
schnittshöhen. Der  unvorhergesehen  eintretende  Bedarf  konnte 
durch  die  regelmässigen  alten  Einnahmen,  die  den  ordentlichen 
Ausgaben  etwa  die  Wage  hielten,  naturlich  nicht  gedeckt  werden. 
Das  konnte  nur  ausserordentlich  geschehen.  Dazu  standen  der 
Stadt  verschiedene  Wege  offen.  Sie  verkaufte  entweder  Eigen* 
tum,  oder  sie  schrieb  ausserordentliche  Steuern  aus,  oder  sie  nahm 
Anleihen  auf.  Sie  bevorzugte  meist  den  letzten  Weg.  Die  Auf- 
nahme von  Anleihen  war  technisch  am  einfachsten,  sie  stellte  in 
kurzer  Zeit  fast  beliebig  hohe  Summen  zur  Verfugung.  Da  der 
ordentliche  Bedarf  bereits  sehr  schwankte,  kamen  Anleihen  in 
jedem  Jahre  vor.  Sie  waren  ordentliches  Deckungsmittel  der 
städtischen  Finanzwirtschaft  und  unterschieden  sich  dadurch  wesent- 
lich von  den  Anleihen  des  modernen  Staates. 

Die  Steuer  folgte  nun  der  Anleihe  nach.  Sie  diente  der 
Schuldentilgung  und  -Verzinsung.  Dazu  führte  man  sie  ein  und 
erhöhte  sie  durch  Aufschläge  oder  durch  mehrmalige  Erhebung 
innerhalb  ihrer  Periode.  Besonders  bevorzugt  waren  dabei  die 
direkten  Steuern.  Sie  lieferten  einen  Ertrag,  der  ungefähr  sicher 
berechnet  werden  konnte  und  zu  bestimmten  Terminen  einkam. 
Damit  Hessen  sich  die  Schulden  planmässlg  verwalten,  die  nach 
Zinszahlung  und  teilweise  nach  Tilgung  ebenfalls  terminisiert  und 


I)  Htgd^  17,  8.  m  ff. 


1438:  22347  Pfd. 

1439:  26  252  • 
1440;  36S10  » 


1441 :  37083  Pfd. 

1442  :  26  261  > 

«443:  24580'). 
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der  Höhe  nach  bestimmt  waren.  Sic  stellten  gewissennassen  eine 
Antizipation  der  Steuer  dar,  freilich  der  Steuer,  die  erst  noch  zu 
errichten  oder  zu  erhöhen  war. 

Die  Steuern  zur  Schuldzahlung  bewirkten  also  die  oben 
konstatierte  Gleichmässigkeit  der  Gesamteinnahmen.  Sic  seilest 
hielt  man  auch  für  aiisscrordcntliche  Einnahmen,  und  man  beab- 
siclniL;tf,  sie  nach  Erfüllung  ihres  Zweckes  wieder  fallen  zu  lassen. 
I'Veilich  blieben  sie  in  den  meisten  Fällen  bestehen;  denn  der 
Bedarf  der  Stadt  komplizierte  und  vergrösserte  sich,  und  die  Ei- 
nanzla^^e  wurde  oft  genug  schlimmer  statt  besser. 

Die  oben  genannten  Mainzer  Einnahmen  enthielten  ebenfalls 
Stcuerertrage  zu  Schuldzahlungen.  Die  Stadt  hatte  Anleihen  auf- 
genommen und  verzinste  und  tilgte  sie  durch  eine  Vermögens- 
steuer, die  durch  Ungelder  ergänzt  ^iirde.  Das  zeigen  die  Rach- 
tung  von  1437')  ^^'^  Details  der  Rechnung  von  1444.  Die 
Schätzung  wurde  auf  14  Jahre  von  i  Proz.  auf  i  Proz.  des  Ver- 
mögens erhöht. 

Köln  erhöhte  im  Jahre  1378  die  Wein-  und  Haferaccise.  Der 
Rat  sagte  am  Schlüsse  der  entsprechenden  Verordnungen:  »Item 
so  wat  van  deser  vurs.  assysen  kumpt,  dat  sal  man  keren  an  die 
Schölt  der  Steide«  doch  also  dat  der  stat  blyven  sal  alsulegen  gelt« 
as  der  Steide  uysgescheiden  b  in  yr  behouf,  as  vurs.  is«  *). 

Aehnlich  verfuhr  die  Stadt  mit  der  Grundsteuer.  1385  ver- 
sprach sie  ihren  Bürgern  auch  die  AbschafTung  der  Accise  auf 
Wein  und  Grut,  sobald  die  Schulden  von  2500  und  500  Gulden 
an  zwei  Glaubiger  abgezahlt  wären,  ebenso  die  Aufhebung  der 
grossen  Accise  auf  Fleisch  und  des  Weisspfennigs  an  dem  Mot- 
ter nach  Tilgung  einer  Schuld  von  40OD  Gulden  an  die  Stadt 
Mainz*). 

Dortmund  wollte  die  Weinaccise  im  Jahre  1377  solat^ 
um  einen  Vierling  pro  Quart  erhöhen,  als  die  Leibrentner  lebten, 
die  durch  den  Kauf  des  Königshofes  entstanden  waren*). 

Hildesheim  erhob  1342  zur  Schuldentilgung  eine  einmalige 
Vermögenssteuer  von  sogar  10  Proz.,  die  fast  den  Anschein  einer 
Zwangsanleihe  hat,  aber  von  vornherein  ohne  die  Absicht  der 

1)  Nf^-e/  17  s.  86,  17, 

2)  Sttin,  Akten  II,  nr  49  11.  50. 

3)  Etmut-Ectirt»,  Quellen  sar  Gesch.  d.  St.  K.  5,  nr  337. 

4)  Dortm.  U.B.  II,  t  nr  66,  vgl*  228. 
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Rückzahlung  ausgeschrieben  wurde  und  auch  nie  zurückge2»ihlt 
worden  ist 

Der  städtische  Haushalt  zeigt,  wie  schon  aus  der  kurzen  Dar- 
stellung hervorgeht,  geldwirtschaftliche  Merkmale  und  entspricht 
damit  der  Entwicklungshdhe  des  städtischen  Wirtschaftslebens, 
das  sich  durch  Kundenproduktion  und  Tausch  unter  Vermittelung 
des  Geldes  charakterisiert.  Die  Stadt  bezog  den  weitaus  grössten 
Teil  ihrer  Einnahmen  in  Geld.  Mit  Naturalien  wusste  die  städti- 
sche Verwaltung  nur  wenig  anzufangen.  Daher  wurden  die  städti- 
schen Nutzungen  meist  verpachtet  Sie  sollten  Geld  ertragen. 
Geldwirtschaftlich  war  auch  das  Wehrsjrstem.  Der  persönliche 
Heeresdienst  der  Bürger  hörte  auf,  sie  wurden  durch  Söldner 
vertreten.  Die  Beamten  wurden  immer  mehr  in  Geld  besoldet, 
und  ihre  Einkünfte  aus  dem  Amt  gingen  in  Geld  ein.  Die 
Nutzungen,  womit  dieses  dotiert  war,  bewirtschafteten  sie  meist 
nicht  mehr  selbst.   Sie  bezogen  Geldleistungen  davon. 

Auch  das  städtische  Schuldenwcsen  ist  geldwirtschaftlich  ge- 
artet 

Die  städtischen  Schulden  waren  schwebend  oder  fundiert, 
beides  im  Sinne  der  älteren  Terminologie. 

Die  fundierten  Schulden  wurden  auf  Grund  eines  Vertrages 
aus  bestimmten  Einnahmen  verzinst,  die  dem  Gläubiger  bei  Zah- 
lungsverzug verfallen  sollten,  ein  Kriterium,  das  den  schwebenden 
Schulden  fehlte.  Im  Laufe  der  mittelalterlichen  Entwicklung  fand 
jedoch,  wie  sich  noch  zeigen  wird,  eine  Annäherung  beider  in  der 
Richtung  statt,  dass  die  speziell  bestimmte  Garantieleistung  für 
die  fundierte  Schuld  wegfiel. 

Beide  Arten  wurden  noch  zu  gleichen  Zwecken  aufgenommen, 
zur  Deckung  des  schwankenden  ordentlichen,  wie  auch  des  ausser- 
ordentlichen Bedarfes. 

Im  Vordergrunde  des  städtischen  Schuldenwesens  standen 
die  fundierten  Schulden  als  Leibrentenschuld  und  Ewigrenten- 
schuld. 


i)  DaOitir,  I.  nr  918, 
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B.  Die  Formen  der  Schulden. 

I.  Die  Lieibrentenschuld. 

I.  Die  Entstehung  der  Leibrente  und  ihre  Ueber«' 

nähme  durch  die  Stadt 

Die  Leibrente  ist  als  l  orm  des  üftentlichen  Kreciitc>  der 
Städte  kein  voIlstäntÜL;  neues  Institut.  Sic  ist  aus  Kcchlsv  ciiiält- 
nisscn  het  \  ()rL;r;^ani;«'n  ,  die  lan^i-  vor  der  I'^ntstehung  der  deut- 
schen Stadt  schon  ,i;cl)i  aiichlich  waren.  Sic  wurde  von  der  Stadt 
nur  übernommen  und  w  citcrj^cbildet. 

Die  Entwickhing  der  LeiVjiente  p^eht  von  den  Schenkungen 
aus,  die  der  Kirche  zu  Seelqeräteii  dar;^ehracht  wurden.  Diese 
treten  ^otort  mit  deren  Jiegründung  aul  deutschem  Boden  im  Irühen 
Mittelalter  auf. 

Die  einfachste  hOrm  ist  die  unbedingte  Schenkung,  bei  der 
die  Kirche  sofort  lugeniumsrecht  und  die  mit  Usufruct  verbun- 
dene Gewere  am  (lUte  antritt: 

I.in  gewisser  Kodulf  schenkt  ^dem  heiligen  Gallus  ein  Ge- 
holt zu  Htmstetten  im  Hegau  mit  allem  Zubehör.    Um  700  \). 

Das  l'hcpaar  Adalbert  und  Krmensina  schenkt  (»pro  anime 
nostrae  rcniedium^  )  dem  Kloster  I'ulda,  das  der  noch  lebende 
ICrzbischof  Honifacius  ;^estittet  hat,  einii^e  Grundstücke.  750*). 

Aus  R])aterer  Zeit :  Kin  gewisser  Adalbert  schenkt  St.  Peter  in 
Würzburg  einen  Weingarten  von  lünf  Joch  »pro  rcmcdio  ani- 
maesuae^^  und  ^absqui-  ali(]ua  conditionis  intcriectionc  1105'). 
Häufig   verptiichtele   der  Schenker   die  Kirche   zu  gewissen 
Kulthandlungen  zu  gun^tcn  seiner  Seele,  oder  er  schränkte  den 

1)  ll'artmanu,  U.B,  der  Abtei  St   Gallen  I,  m  3,  vgl.  nr  I.  3.  4  U>  V.  a. 

2)  Sihaftnal  C,  Trad.  Fuld  nr  1  u.  a. 

3)  Sehannat,  Vind.  litt.  I,  s.  64  nr  20,  vgl.  ebd.  s.  46.  Miuelrh.  U.B.  III,  nr  114.  119. 
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Genuss  des  Gutscrtra^es  dadurch  ein,  dass  er  Atmoscnvertetluiigen 
davon  verordnete.  Beides  miisstc  an  bestimmten  Tagen,  etwa  an 
seinem  Todestage  oder  di  ni  Tage  eines  Heiligen,  ausgeführt  wer- 
den. Die  Kirche  hatte  da  ein  Anniversar  abzuhalten»  dessen  Ver- 
lauf manchmal  bis  ins  einzelnste  vorgeschrieben  war,  oder  der 
Spender  \  erlangte  die  Unterhaltung  einer  ewigen  Lampe  an  seinem 
Grabe  oder  bei  einem  Altare.  Man  stiftete  Kerzen,  Bilder  und 
Altäre  aus  den  Einkünften  der  geschenkten  Güter. 

König  Karl  schenkt  St,  Gr  ' I  n  den  Hof  Stamheim  unter  der 
Bedingimg,  dass  davon  zu  lehren  St.  Otmars  fortwährend  acht 
Menschen  genährt  werden  sollen.  879'). 

Derselbe  schenkt  St.  Gallen  einen  Hof  mit  einer  Kirche, 
woraus  für  sein  Seelenheil  auf  dem  St.  Victorsberg  immer  «wöIf 
Pilger  verpflegt  werden  sollen.  885*). 

Der  Kanonikus  Friedrich  von  Würzburg  schenkt  dem  Klo- 
ster St.  Michael  in  Bamberg  loo  Pfund  Silber  zum  Ankauf 
eines  Grundstückes,  von  dessen  Ertrag  eine  Memorie  des  Stif- 
ters abzuhalten  i.st*). 

Die  Gräfin  Luccardis  von  Saarbrücken  und  ihr  Sohn  Si- 
mon schenken  10  sol.  Zinsen  von  Liesdorf  dem  Kloster  Wal- 
gassen zu  einer  ewigen  Lampe  Ober  dem  Grabe  des  verstor- 
benen Grafen.  12 18*). 

Die  letztgenannten  Beispiele  stammen  aus  späterer  Zeit;  sie 
zeigen  schon  geldwirtschaftliches  Gepräge. 

Die  Schenkung  konnte  auch  so  bedingt  werden,  dass  ihr  tat- 
sächlicher Vollzug  von  dem  Eintritt  eines  bestimmten  Ereignisses, 
nämlich  dem  sicheren  Tode  des  Stifters  abhängig  gemacht  wurde. 
Es  entstand  die  donatio  post  obitum.  Oder  sie  erfolgte  so,  dass 
die  Kirche  sofort  Eigentumsrecht  und  Besitz  erhielt,  dem  Schenker 
aber  den  Besitz  zurückgeben  musste.  In  diesen  Fällen  lagen 
precaria  oblata  oder  precaria  remuneratoria  vor.  Diese  drei 
Schenkungsformen  wurden  angewendet,  wenn  der  Schenker  min- 
der begütert  war  und  die  Nutzung  nicht  entbehren  konnte,  — 
besonders  dann,  wenn  er  sein  ganzes  Eigentum  hingab.  Dem 
ideellen  Motive  gesellten  sich  hier  wirtschaftliche  Rücksichten  zu, 
die  mitunter  so  vorherrschend  wurden,  dass  jenes  nur  ein  äusserer 

Ij  U  artmann,  II,  nr  6l2. 

2)  iVarUftann,  II,  nr  642. 

3)  19.  JmhTh.?  SekatM^  Vind.  litt.  I,  s.  47  nr  19. 

4)  MHtelrh.  U.B.  III,  nr  95.    Vgl.  Brem.  U.B.  I,  nr  459. 
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Schmuck  des  abgeschlossenen  Rechtsverhältnisses  blieb,  ja  schliess- 
lich ganz  verschwand,  besonders  seit  sich  die  Stadt  des  Institutes 

bemächtigte. 

Donatio  post  obitum  und  precaria  oblata  brauchen  sich  in 
ihren  praktischen  Wirkungen  nicht  von  einander  zu  unters clu  i- 
den;  sie  können  es  aber;  denn  bei  der  IVekarie  konnte  die  Fa- 
milie des  Schenkers  nach  seinem  Tode  im  freien  Leihebesitz  des 
Gutes  bleihrn  Stets  aber  unterscheiden  sich  beide  rechtlich.  Bei 
beiden  findet  eine  Schenkung  statt,  aber  bei  der  donatio  jK)st 
obitum  wird  ein  T't;:^cntumsrecht  des  Beschenkten  erst  mit  dem 
Tode  des  Schenkers  begründet,  während  das  bei  der  precaria 
oblata  und  auch  der  remuneratoria  schon  mit  der  UcbctLjabc  der 
Urkunde  geschieht.  Der  Beschenkte  hatte  darnach  aber  die  Ver- 
pflichtung, das  Gut  dem  Stifter  zur  lebenslänglichen  Nutzung  zu- 
rückzuleihen  (per  precariam  prestare). 

Kür  die  hier  beabsichtigten  Untersuchungen  kommen  die 
juristischen  Unterschiede  zwischen  den  einzelnen  Geschäften  nur 
insofern  in  Frage,  als  es  gilt,  von  ihnen  aus  den  Weg  zur  städti- 
schen Leibrente  zu  finden.  Und  so  ist  zu  konstatieren,  dass  die 
donatio  post  obitum  in  dieser  Richtung  nicht  entwicklungsfähig 
sein  konnte,  und  das  eben,  weil  sie  kein  sofortiges  Eigentums- 
recht des  Beschenkten  begründete.  Der  Schenker  blieb  in  allen 
seinen  Rechten  ungeschmälert,  er  war  nur  in  der  Weiterbegebung 
des  Gutes  bei  seinem  Tode  gebunden.  Es  kommen  also  hier  nur 
die  Prekarien  in  Betracht,  zuerst  die  precaria  oblata. 

Hrothardus  überträgt  an  Sanct  Gallen  seinen  gesamten  Be- 
sitz mit  der  Formel  «cum  domibus,  edificiis,  viniis,  mancipiis, 
hortificis,  pumificis,  pratis],  campis,  silvis,  aquis  aquarumque 
decursibus,  mobiltbus  atque  immobilibus,  cultis  et  Incultis«  vom 
Tage  der  Ausstellung  der  Urkunde  an.  Er  bedingt  sich  aus, 
dass  er  alles  zur  Leihe  zurückerhält:  »in  eam  vero  rationero, 
ut  per  precariam  de  vobis  hoc  recipiamc;  er  verpflichtet  sich 
aber  dafür  zu  einem  Zins  von  jährlich  30  Mass  Bier,  40  Bro- 
ten, 3  Frontagen  und  3  Frischingen.  Die  Precaria  ist  erblich. 
762  >). 

Rodsinda  hat  dem  Kloster  St.  Gallen  ihre  Güter  geschenkt. 
Ver  Abt  Johannes  und  der  Convent  geben  ihr  alles  zu  lebens- 
länglichem Niessbrauchc  und  gegen  Zins  zurück:  »pro  preca- 

i)  WartMUMHt  l,  nr  33.  —  Ueber  erbliche  Prekarien  vgl.  «.  Steligtr,  Grund- 
herrsch,  s.  50  C 
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riatn  (!)  prcstavimus  ut  ipsa  diebus  vite  siu;  annis  singiilis  inde 
censum  solvat  de  ipsa  terra.  Diese  Leihe  ist  nicht  erblich, 
vermutlich  war  die  Schenkcrin  kinderlos.  762^). 

Walrammus  schenkt  dem  Kloster  Fulda  Ackerland,  Wein- 
berge und  Hörige  imter  Vorbehalt  des  Niessbrauches :  >ea  sci- 
licet  ratione,  ut  dum  ad  vixero,  .sub  usu  et  beneficio  tantum, 
absque  uUo  preiudicio  vel  dominatione  aliqua,  rem  antedictae 
Basilicae  excolere  debeam.«  765*). 

Die  Zahlung  eines  Zinses  als  Rokognitionsgebühr  war  nicht 
unbedingt  erforderliches  Merkmal  der  Frekarie.  Sic  wird  manch- 
mal nicht  verabredet,  und  doch  geht  aus  dem  Wortlaut  der  Ur- 
kunde hervor,  dass  der  Schenker  das  Gut  nur  per  precariam  be- 
hält, vgl.  Trad.  Fuld.  Nio.  21  und  34. 

In  den  Städten  erscheint  die  precaria  häufig  als  Häuserleihe: 
ich  maister  Heinrich,  —  —  ziegelmaister,  tun  chunt  allen  den 
di  disen  bricf  lesent,  hoerent  oder  sehent,  daz  ich  min  hus,  daz 
an  dem  bruekline  Ht  vor  dem  obren  badhuse  und  die  hofstat,  da 
daz  hus  ufstat  und  alle  hofsache  vor  und  hinten,  das  min  rech- 
tes aigen  was,  gegeben  han  dem  heiligem  gaiste  uf  daz  spital  se 
Augspurch  vnd  han  im  daz  ufgeben  und  han  mich  sin  verzigen 
mit  gelesten  Worten  nach  dirre  stet  reht;  und  han  ich  hus  und 
hofstat  und  allez  daz  derzu  gebeert  her  wider  enphangen  von  des 
Spitals  niatster  Hermannen  von  Bannacher  ze  einem  cinsc  ze  mi- 

nem  libe,  daz  ich  ellin  iar  geben  sol,  die  weil  ich  leb.« 

1285»). 

Der  Priester  Ulrich  von  St  Moritz  in  Constanz  schenkt  der 
Domkirche  ein  Haus  zu  seinem  Seelgerät.  Er  erhalt  es  mit  einem 
Wachsztnse  belastet  zurück.  Nach  seinem  Tode  geht  der  Besitz 
auf  seinen  Sohn  Konrad  über  gegen  drei  Schillinge  jährlich.  Alle 
wetteren  Prekaristen  zinscn  vier  Schillinge.    Ii 76*). 

Die  Prekarie  musste  nicht  nur  auf  die  Nachkommen  vererbt 
werden,  sie  konnte  auch  auf  Personen  nachreichen,  die  dem 
Schenker  irgendwie  nahe  standen: 

Wolfger  schenkt  einen  Hof  zu  Pfohren  an  St.  Gallen  unter 
Vorbehalt  des  Niessbrauches  gegen  einen  Zins  von  2  Pfennig 

1)  Wartmann,  I,  nr  36.  v^I.  nr  17.  82.  83.  84.  85.  87  ff.  u.  viele  andere. 

2)  Trad.  Kuld.  s.  11,  nr  21  d^l.  iir  34  (772)  35  1772). 

3)  L'.Ii.  d.  St.  Augsburg,  I,  ur.  95. 

4)  BtytrUi  Gruttdeigemanisverli.  i.  K.  II,  m  5;  vgl.  6.  8.  9.  13.  16  ('/s  Haus), 
17.  23  tt.  a.  KOIaer  Schreinsk.  I,  s.  16  u.  34.  Bremer  U.B.  I,  nr  329. 
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ock*r  (in  Malter  Korn.  Die  IVckano  soll  auf  seine  Schwester 
nachreichen,  die  aber  dann  4  Pfennig  oder  zwei  Malter  Korn 
2U  Zinsen  hat.    842  *). 

Der  Canonicus  Johannes  errichtet  eine  Stiftun<2[  zum  Ora- 
torium der  heiligen  Catharina  in  Coblcnz.  Er  behält  den  \iess- 
brauch,  der  nach  seinem  Tode  auf  den  Scholaren  Wienand 
und  dessen  Mutter  übergeht.  1212 

Häufig  sind  mehrere  Personen  Schenker,  oder  ein  Schenker 
zieht  andere  in  den  sofortigen  Gcnuss  des  Gutes  mit  ein.  Sie 
erhalten  die  Nutzniessung  zu  gesamter  I  land  zurück.  Nach  dem 
Tode  des  einen  geht  sie  unverkürzt  auf  den  anderen  über.  Manch- 
mal zahlt  dann  der  Ueberlebendc  einen  Seelzins  für  den  Ver- 
storbenen. 

Das  Ehepaar  Arugts  und  Gomahill  schenkt  für  sein  Seelen- 
heil dem  Kloster  l^'ulda  Güter  und  Hörige;  auf  zwei  Leben  soll 
die  Nutzniessung  aurückgegeben  werden.    Mainz  772 

Perahtold  und  seine  Gattin  Gersinda  übertragen  an  St.  Gallen 
eine  Kirche,  ihren  Besitz  in  Reutlingendorf,  zwei  Drittel  einer 
Hufe  und  '/2  Mühle  in  Möhringen.  Beide  bleiben  im  Genüsse 
der  (jüter,  dieser  reicht  aber  nur  auf  die  Frau  nach.  790  *). 

Gisela  von  llichfeld  schenkt  St.  Michael  in  Hambeiig  ^5 
Hufen.  Sie  und  ihr  Gatte  sollen  den  Niessbrauch  haben,  so 
lange  sie  leben,  gegen  I  sul  jährlich.    11.  Jahrh.'^). 

Ein  Hremcr  T^ürger  schenkt  an  St.  .\nschar  in  Hrcmen  ein 
Haus.  Er,  seine  Frau  und  Sophia  Wolsulver  bewohnen  es 
gemeinsam  weiter,  alle  bis  an  ihr  Lebensende.  1266 

Beim  Tode  eines  der  Prekaristen  kann  ein  Teil  des  Gutes 
vollständig  an  die  Kirche  übergehen,  der  Ueberlebende  behält 
nur  das  übrige  bis  zu  seinem  Tode. 

Kgispertus  und  seine  Gattin  Machtildis  schenken  St.  Peter 
in  Würzburg  ein  Gut  und  acht  Joch  Weinland.  Sie  behalten 
sicli  Nit  ssbrauch  gegen  Zins  vor.  Stirbt  der  Mann  zuerst,  so 
behält  die  Frau  nur  das  Gut;  stirbt  aber  sie  früher,  so  bleibt 

1)  li'artnutnti.  II,  nr  384. 

2)  .Miiiclrb.  U.B.  III,  nr  3  u,Bey*riet  II,  nr  11  vgl.  bes,  a.  Ste/igtr,  Grandhcrr- 

Schaft  s.  40. 

3)  Tiad.  Fuld.  -s.  20  nr  37. 

4)  IVürtmamu,  I,  nr  127. 

5)  SciattMoit  1,  s.  44. 

6)  Bremer  U.B.  I»  nr  329. 
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der  Mann  nur  im  Besitze  des  Weinbetges.  1103^). 

Ein  anderes  Ehepaar  schenkt  zwei  Weinberge  an  St.  Peter 
in  Würzburg  gegen  lebenslänglichen  Niessbrauch  unter  jähr- 
lichem Zins.  Der  Ueberlebende  behält  nur  einen  Weinberg. 
1113*). 

Das  wirtschaftliche  Moment  tritt  noch  schärfer  hervor  bei  der 
precaria  remuneratoria.  Sie  unterscheidet  sich  von  der  oblata 
dadurch,  dass  der  Schenker  hier  nicht  nur  sein  dargebrachtes 
Gut  zurückerhält,  sondern  obendrein  noch  ein  anderes,  das  bbher 
der  Kirche  gehörte.  Er  benützt  beide  bis  zum  Tode  und  erhöht 
dadurch  seine  Lebenshaltung. 

Der  Abt  Gottfried  gibt  einer  Witwe  den  Weingarten,  den 
sie  St.  Stephan  und  St.  Peter  in  Würzburg  geschenkt  hat,  zur 
lebenslänglichen  Nutzmessung  zurück,  dazu  erhält  sie  auf  ihre 
Bitte  ein  Vichgehege  und  täglich  die  Praebende  eines  Mönches. 
Alles  soll  auf  ihre  Tochter  nachreichen,  >si  ea  se  taliter  ut  decet 
virgincm«  sine  crimine  et  infamia  continueritc.  1114^). 

Der  edle  Kleriker  Diotbald  übergibt  dem  Erzbischof  von 
Salzburg  eine  Hörige,  Chriza,  mit  ihren  drei  Kindern  und  erhält 
dafür  auf  die  Zeit  seines  Lebens  und  seiner  Verwandten  Kisala 
zwei  Knechte  und  zwei  Mägde  mit  ihren  Kindern.  925 
Die  Salzburgcr  Traditionsbücher  enthalten  zahlreiche  iMspiele 
von  precariae  remuneratoriae 

Die  Prekarie  verwandelte  sich  nun  in  Kauf,  wenn  die  Wieder- 
verleihung durch  den  Beschenkten  ausblieb,  dieser  alle  Rechte  am 
Gute  erhielt  und  sich  nur  zu  vertragsmäss^  festbestimmten  perio- 
dischen Leistungen  an  den  Schenker  verpflichtete.  Die  Leihe 
hörte  auf,  indem  statt  eines  immobilen  Gutes  das  Recht  auf  Kcnt- 
genuss  zurückgegeben  wurde.  Die  vom  Beschenkten  gezahlte 
Rente  enthält  keine  Anerkennung  eines  Eigentumsrechtes  des 
Schenkers,  dieser  hatte  sich  ja  dessen  ausdrücklich  begeben.  Sic 
ist  vielmehr  Kaufpreis,  Entgelt  für  ein  erhaltenes  Kapital.  Der 
Beschenkte  wird  zum  Rentverkäufer,  der  Prekarist  wird  Rentkäutcr. 

Uebergangsformen  von  der  Prekarie  zum  Rentkauf  lic  L^cn  vor, 
wenn  sich  der  Schenker,  der  das  Gut  zur  Nutzniessung  zurüciv- 

1)  Schannat,  I,  s.  63. 

2)  KbU.  I,  s.  ('.S 

3)  Ebd.  I,  s.  09,  11 1  34. 

4)  Sakb,  ü.B.  I,  Codex  Odalberü  nr  15. 

5)  Vgl.  auch         Feiidftlitftt,  s.  147  ff. 
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erhalten  hat,  für  Zeiten  der  Not  und  des  Alters  Versorgung  im 

Kloster  ausbedingt.   Er  gibt  dann  die  Gewere  auf  und  bezieht 

im  Kloster  eine  Rente. 

Liutprecht  schenkt  sein  Eigentum  in  Lautrach  unter  Vor- 
behalt des  Niessbrauches  gegen  einen  Zins  von  zwei  Pfennig. 
Kr  darf,  wann  er  will,  ins  Kloster  ziehen  und  sich  dort  für  den 
übrigen  Teil  seines  Lebens  kleiden  und  nähren  lassen.  Der 
Besitz  geht  in  diesem  Falle  ans  Kloster  über.  Lebt  aber  in 
diesem  Augenblicke  seine  Gattin  Hildebrich  noch,  so  sollen  ihr 
vier  Moigen  zur  Nutzniessung  bleiben,  solange  sie  lebt.  Die 
2  Pfennige  zahlt  sie  aber  weiter.   855 '). 

Ein  gewisser  Hemmo  schenkt  an  St.  Peter  in  Würzbuig 
ein  praedium  unter  Vorbehalt  des  Niessbrauches,  wird  er  krank 
oder  alt,  so  will  er  im  Kloster  Nahrung  und  Kleidung  erhalten 
(ut  si  vel  afflicto  inümiitate,  vel  dcficienti  senectute  necessaria 
vitae  deücerent  a  claustro  victum  et  vestitum  quodusque  vive- 
rem,  recipercm),  Ende  12.  Jahrh. 
Leihe  in  Verbindung  mit  Rentkauf  liegt  auch  in  folgendem 

Falle  vor: 

Der  Priester  Ensfried  zu  Welschbillig  schenkt  dem  Kloster 
Himmerode  einen  Weinberg  zu  Trier.    Er  behalt  Zeit  seines 
Lebens  Besitz  und  Genuss  gegen  zwei  Eimer  jährlichen  Zins. 
Nach  seinem  Tode  sollen  Abt  und  Konvent  einer  Frau  und 
ihrer  Tochter  für  die  Zeit  ihres  Lebens  jährlich  acht  Malter 
Weizenmehl,  Vs  Malter  Hülsenfrüchte,  ein  Quart  Zukost,  je  einen 
Mantel  und  ein  Paar  Schuhe  zahlen.  Die  Ueberlebende  bezieht 
nur  die  Hälfte  weiter.  1231 
Die  Entwickelung  zum  Kauf  konnte  auch  von  der  precaria 
remuneratoria  ausgehen.    Es  sei  hier  nochmals  auf  die  oben 
S.  17  zitierte  Urkunde  hingewiesen,  wo  die  Prekaristin  nebenbei 
eine  Praebende  erhält.  Schärfer  tritt  der  Uebergang  hervor,  wenn 
der  Schenker  zu  seinem  eigenen  Gut  nicht  ein  der  Kirche  ge- 
höriges Grundstück  bekommt,  sondern  jährlich  bestimmte  Ein- 
künfte : 

Das  Ehepaar  Ramoald  und  Gotala  schenkt  St.  Peter  in 
Würzburg  einen  Besitz  (possessionem  quantulumcumque)  und 
neun  Hörige  als  Seelgerät.  Dafür  haben  beide  lebenslängliche 

1)  H'tjriniantt,  II,  nr  443;  vj»l.  nr  40^  {^47-  Allcrsversorjjiing). 

2)  Scßiattfiat,  I,  s.  86,  nr  77;  vgl.  s.  56,  nr  S  i  s.  58,  nr  Ii. 

3)  Mittclrh.  U.B.  Iii,  nr  445. 
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Nutzntessung  und  erhalten  dazu  jährlich  vier  Quart  Getreide, 
vier  Quart  Malz  und  ein  mittelmässiges  Schwein.    iio8  >). 

Ein  edler  Mann  namens  Scrot  schenkt  dem  Hochstift  Brixen 
einen  Besitz  in  Tristach  bei  Lienz.  Er  erhält  ihn  mit  seiner 
Gattin  zum  lebenslänglichen  Niessbrauch  zurück,  ausserdem 
sechs  Hufen  in  Asling  und  jährlich  ein  Pferd  und  vier  Quart 
Wein.  1050 

Beispiele  von  reinem  Rentkauf  kommen  schon  früh  vor,  und 
zwar  stets  im  Zusammenhang  mit  dem  Eintritt  ins  Kloster.  Mönch 
und  Nonne  können  ihren  Grundbesitz  nicht  mehr  selbst  bewirt> 
Schäften,  sie  bringen  ihn  daher  dem  Kloster  zu  und  erwerben 
damit  das  Recht  lebenslänglicher  Versorgung. 

Habraam  schenkt  sein  ganzes  Eigentum  an  St.  Gallen  »pro 
remedio  anime  suae  vel  parentorum  suorum  et  propter  nutri- 
mentum  diebus  vite  sue.<  774*). 

Henker  schenkt  dem  hl.  Petrus  in  Rangcndingcn  *U  seines 
Eigentums.  Dafür  zahlt  ihm  das  Kloster  als  Rente  linnene  und 
wollene  Kleider,  Tuch  und  Nahrungsmittel.    795  *). 

Cospert  schenkt  St.  Gallen  verschiedene  Besitzungen.  Das 
Kloster  hat  ihm,  solange  er  weltlich  bleibt,  jährlich  8  sol.  zu 
zahlen  in  Silber,  in  Kleidern  oder  in  Vieh  (ut  illis  oportunum 
esse  videtur),  ausserdem  gibt  es  ihm  einen  Knecht  und  eine 
Magd.  Wenn  er  zur  Pfalz  oder  nach  Italien  zieht,  hat  es  ihm 
einen  berittenen  Mann  und  ein  starkes  Pferd  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Tritt  er  ins  Kloster  ein,  so  will  er  eine  besondere 
Zelle  für  sich  haben,  die  Praebende  zweier  Mönche,  jährlich 
ein  Wollkleid,  zwei  Leinenkleider,  sechs  Schuhe,  ein  Paar  Hand- 
schuhe und  andere  Kleider.  816*). 

Godilda,  Herzogin  von  Lothringen,  schenkt  der  Abtei 
Echternach  verschiedene  Hufen  im  Gau  Mainfetd  und  einigen 
Ltörfem,  ausserdem  eine  Mühle  und  Wetnland  gegen  eine  lebens- 
längliche Praebende.    Erste  Hälfte  9.  Jahrh. 

Die  Rente  reicht  nach,  so  wie  die  precaria  erblich  ist: 


1)  Schannat,  i,  s.  67,  nr  2S. 

3)  ActA  Tirol.  I,  nr  73i  vgl.  auch  das  Chat  bei  IVopfiur,  Gescb.  der  freien 

btnerl.  Erbleibe  in  Deutsehtirol:  Stein  U.B.  I,  nr  346. 

3)  h^'artnianu,  I,  nr  J2',  vgl.  9.  in.  44.  4$.  19S.  201.  22o. 

4)  Ebd.  I,  nr  139. 

5)  Ebd.  I.  nr  221. 

6)  Mutfirh.  U.Ü.  II,  Nachu.  nr  32;  vgl.  48. 
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Ein  Ehepaar  und  ihr  im  Kloster  eingetretener  Sohn  schenken 
St.  Matthias  bei  Trier  drei  Weingärten  bei  Coblenz.  Die  Eltern 
sollen  ^/t  des  Ertrages  während  der  Zeit  ihres  Lebens  erhalten, 
ausserdem  6  Malter  Weizen,  12  Malter  Weizenmehl,  ein  Malter 
Erbsen,  zwei  Lammfelle  jährlich.  Auf  den  Qberlebenden  Teil 
reicht  die  halbe  Rente  nach.  1214*. 

Die  kinderlosen  Eheleute  Heinrich  und  Christine  von  Engers 
schenken  dem  Kloster  Wolfersberg  Ackerland  gegen  eine  jähr- 
liche Rente  von  vier  Malter  Weizenmehl.   Zwei  davon  gehen 
auf  den  Ueberlebenden  über.    1243  *). 
Die  Rente  wird  später  geldwirtschaftlich  gewendet: 

Arnold  von  Chunstat  schenkt  St  Michael  in  Bamberg  ein 
praedium  bei  Fullebach.  Dafilr  soll  seine  Tochter  Bertha  eine 
Praebende  und  jährlich  ein  halbes  Pfd.  erhalten.    12.  Jahrh.'). 

Heinrich  von  ViUich,  Bürger  zu  Köln,  und  Mechthild,  seine 
Frau,  haben  der  Kirche  zu  Sayn  10  köln.  Mark  geschenkt. 
Damit  hat  diese  einen  Weinberg  in  Metternich  gekauft.  Sie 
zahlt  davon  beiden  jährlich  vier  Eimer  Wein  auf  eigene  Rech- 
nung und  Gefahr  in  Köln.  1248*). 
Im  letzten  Falle  wird  die  Rente  auf  Grund  einer  Geldzahlung 
noch  naturalwirtschaftlich  fundiert  und  dann  In  Naturalien  geleistet. 
Auch  in  den  Städten  vollzieht  sich  der  Rentkauf  im  Anfange 
noch  unter  diesen  Erscheinungen. 

Der  Domherr  Magister  Alexander  schenkt  dem  Paulskloster 
in  Bremen  und  dem  Maricnkloster  in  Heiligenrode  30  Mark 
Silber.  Dafür  wird  ihm  der  Zehnte  zu  Driftsethe  und  der 
Zehnte  nebst  zwei  Hufen  zu  Hagen  gegeben.    1157  *). 

Das  Kreuzkloster  in  Braunschweig  verkauft  einem  Kaplan 
ein  Haus  auf  Lebenszeit.  1326*). 

Das  Kloster  St.  Aegidien  in  Braunschweig  verkauft  der 
Klausnerin  Druden  für  fünf  Mark  Silber  eine  jährliche  Leibrente 
von  2  chori  Roggen,  einem  chorus  Weizen  und  einem  Mass 
Weizenmehl.  1339"). 

l)  Miitclrh.  U.H.,  ui  21,  vgl.  ui  445. 
3)  Ebd.  III,  Dr  7 85. 

3)  Sekannut,  I,  s.  50,  m  36. 

4)  Mittelrh.  l  .15.  III,  nr  944. 

5)  Brem.  U.B.  I,  nr  45. 

6)  f/aenulmantt,  III,  i.  nr  177  ;  vi^l,  192.  203;  Doelner,  IV,  nr  4S6.  503. 

7)  Hacnseinmnn,  III,  2,  itr  603  ;  vgl.  III,  i  ur  17.  81. 
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Der  Neustädter  Rat  zu  Braunschweig  bekundet,  dass  Herr 
Ludolf  von  Dungelbeck  von  St.  Andreae  für  lo  Mark  ein  Leib- 
gedinge von  einer  Mark  gekauft  hat  1522 
Der  Rentkauf  hat  im  letztgenannten  Falle  den  Charakter  der 
religiösen  Schenkung  ganz  abgestreift   Bei  einigen  der  Käufe 
sonst  behält  sich  der  Rentner  einen  Seelzins  vor,  der  in  den  schon 
erwähnten  verschiedenen  Gestalten  geleistet  wird.  Aber  die  For- 
mein  pro  remedio  animac  oder  gar  die  langen  Einleitungen  reli- 
giösen Inhalts  fehlen,  die  in  den  alten  Schenkungsurkunden  einen 
breiten  Raum  einnehmen.   Es  heisst  in  den  Briefen  nun  einfach: 
>Nos  NN  vendidimus  x  marcas  pro  x  marcis.«  oder  NN  hat  ge- 
kauft X  Mark  Geld  auf  seinen  Leib  für  x  Mark. 

Der  Rentkauf  hat  zugleich,  besonders  wenn  er  ohne  satzungs- 
mässigc  Sicherung  des  Käufers  abgeschlossen  wird,  den  Charakter 
eines  Kreditgeschäftes  angenommen.  Der  Käufer  erhält  für  die 
Uebeigabe  seines  Kapitals  künftige  Leistungen  zugesichert,  ein 
Recht  auf  Rentgenuss.  Aeussertich  drückt  sich  das  dadurch  aus, 
dass  der  Austausch  von  Vertragsurkunden,  der  bei  der  precaria 
stattfand,  fortfällt  Nur  der  Verkäufer  —  der  frühere  Beschenkte 
—  übergibt  ein  Instrument,  den  Rentbrief,  der  den  andern  in 
seinem  Rechte  sichert. 

Derartige  nicht  naturalwirtschaftlich  gesicherte  Geschäfte  konn- 
ten vor  der  Entstehung  der  Stadt  als  Rechtssubjekt  nur  mit  geist- 
lichen Korporationen  abgeschlossen  werden.  Nur  diese  konnten 
den  unbeschadeten  Genuss  einer  Rente  für  unabsehbare  Zeit 
garantieren.  Einzelnen  Personen  war  das  unmöglich ;  ihnen  ge- 
währte man  im  Mittelalter  nur  in  sehr  beschränktem  Umfange 
Kredit  ohne  dingliche  Sicherung.  Starb  der  Schuldner,  so  starb 
nach  der  Rechteanschauung  auch  seine  Schuld.  Der  Gläubiger 
konnte  sich  allenfalls  aus  seiner  fahrenden  Habe  schadtos  halten. 
»Swer  s6  daz  erbe  nimt,  der  sal  durch  recht  die  schult  gelden 
als6  veme,  so  daz  erbe  geweret  an  vamder  habet  Die  geist- 
liche Korporation  war  aber  unsterbliche  Persönlichkeit;  sie  fiel 
nicht  unter  jenen  Rechtssatz,  ihr  allein  konnte  daher  Kredit  ohne 
dingliche  Sicherstellung  gewährt  werden,  l^ainit  hat  sie  neue 
verkehrswirtschaftliche  Erscheinungen  geschaffen  und  entwickeln 
helfen. 

Mit  der  Stadt  war  nun  eine  zweite  unsterbliche  Persönlichkeit 

l)  Haenstlmatiti,  UI,  t,  lir  58:  vgl.  nr  II9;  III,  2,  m  496.  597. 
3 )  Ssp.  Ldr.  I,  6. 
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entstanden,  die  als  Rentverkäufer  ähnlich  in  Frage  kommen  konnte. 
Und  tatsächlich  griff  sie  die  Leibrente  auf  und  benätzte  sie  als 
Anleiheform.  Sie  befriedigte  dadurch  eigene  Bedürfnisse  und  kam 
zugleich  denen  der  Kapitalisten  entgegen,  die  ihr  Geld  sicher  an- 
legen wollten,  schon  aus  äusseren  Gründen.  Wenn  sie  es  in  ihren 
leichten  Häusern,  dazu  unter  geringer  öffentlicher  Sicherheit  auf- 
bewahrten, konnte  es  sehr  leicht  durch  Diebstahl  oder  Brand  ver- 
loren gehen.  Bei  einer  Korporation  aber  erwarb  man  dafür  ein 
immaterielles  Gut,  das  nicht  verderben  konnte,  das  zugleich  auch 
einen  wirtschaftlichen  Ertrag  sicherte.  Daher  kam  es,  dass  man 
der  Stadt  wertvolle  Urkunden,  fahrende  Habe  und  so  auch  Geld 
als  Depositum  übergab.  Selten  mag  man  in  dem  Vertrauen  auf 
sichere  Aufbewahrung  getäuscht  worden  sein.  Zufälle  waren 
trotzdem  nicht  ausgeschlossen.  Das  Kloster  Teistungenburg  hatte 
dem  Rate  zu  Quedlinburg  einmal  200  Gulden  als  Depositum 
übergeben;  das  wurde  diesem  »met  oreme  eigen  gelde«  gestohlen. 
Er  musste  sich  verpflichten,  dafür  einen  ewigen  jahreszins  von 
einer  Tonne  Heringen  zu  zahlen.    1437  1). 

Die  Reception  der  Leibrente  durch  die  Stadt  ist  nicht  ohne 
allmählichen  Uebergang  erfolgt.  Es  sind  Leibrentverträge  mit 
Städten  überliefert,  die  zugleich  die  Stiftung  eines  Seelzinses  ent- 
halten und  auf  den  Ursprung  dieses  stadtischen  Kreditgeschäftes 
hindeuten.  Der  Rentkäufer  verpflichtete  die  Stadt,  nach  seinem 
Tode  an  eine  geistliche  Anstalt  zugunsten  seiner  Seele  weiteizu> 
zahlen.  Es  kam  auch  vor,  dass  die  Kirche  ausgeschaltet  wurde. 
Die  Stadt  musste  selbst  an  einem  bestimmten  1  age  die  Rente  zu 
wohltätigen  Zwecken  verwenden.  Die  Entwicklung  dieser  Geschäfte 
mag  hier  und  da  dadurch  gefördert  worden  sein,  dass  die  Stadt 
in  den  Besitz  von  Spitälern  gelai^  war  oder  Patronatsrechte  über 
sie  und  auch  über  Kirchen  ausübte. 

Der  Neustädter  Rat  zu  Rraunschweig  verkauft  im  Namen  der 
Kirche  zu  St.  Andreas  an  die  Witwe  Johann  Saigens  imd  ihre 
Tochter  Elisabeth  eine  Mark-Leibrente  für  12  Mark.  Die  Pro- 
visoren der  Kirche  sollen  sie  zu  Michaelis  und  Fasten  je  zur 
Hälfte  auszahlen.    Der  Rat  bürgt  dafür.  1322 

Die  Witwe  Friedrichs  von  Welle  stiftet  dem  städtischen  Spi- 
tal in  Biaunschwcig  40  Mark  gegen  ein  Leibgedinge.  1334^) 

1)  U  r.   .1   Si.  Quedlinburg  II,  ur  184. 
2]  Ilatnseltiuinit  Iii,  I,  nr  44,  vyl.  nr  45. 
3)  libJ.  III,  2  lu  447;  vgl.  524. 
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Der  Rat  zu  I  lildesheim  verkauft  eine  lOprozentige  Leibrente 
an  Hildebrand  von  Uppen.  Nach  seinem  Tode  soll  damit  eine 
ewige  Lampe  in  der  Andreaskirche  erhalten  werden.  1338 

Ha  Iberstadt  verkauft  eine  Rente  an  einen  Magdeburger,  die 
nach  seinem  Tode  an  das  Kloster  Mahenstuhl  gezahlt  werden 
soll.  I4ö7*)- 

Göttingen  verkauft  eine  Leibrente  ;  nach  dem  Tode  des  Rent> 
ners  sollen  »to  eynem  tröste  Hanses  des  Goltsmcdes  und  siner 
eyliken  husvrowen  scclcn  undc  siner  clderen  und  aller  kristenen 
lüde  secicc  am  ersten  Montag  in  den  Fasten  an  jeden  Armen 
ein  Brot  und  ein  Hering  gegeben  werden ;  am  Sonntage  vorher 
sollen  die  1  lerren  des  sitzenden  Rates  je  ein  Quart  Wein,  zwei  Käm- 
merer und  ein  Schreiber  je  Vt  Stübchen  »vor  ore  arbeyd  de 
alniosen  unde  spende  also  uttoghevende  unde  entrichtende«  er- 
halten. 13S0'). 

Sehr  häufig  zahlte  der  Rat  die  Rente  schon  bei  Lebzeiten 
des  Rentners  zu  frommen  Zwecken  aus.  Hier,  wie  bei  den  so- 
eben genauer  zitierten  Beispielen,  liegt  jedoch  schon  ewige  Rente, 
oder  mindestens  eine  Kombination  derselben  mit  der  Leibrente 
vor;  das  gleiche  ist  der  Fall,  wenn  die  Kirche  die  ihr  zu  Seehuns 
übeigebenen  Gelder  bei  der  Stadt  weiter  anlegt.  Diese  Geschäfte 
sind  daher  an  anderer  Stelle  ausführlicher  zu  behandeln,  hier  be- 
weisen sie  nur  den  Zusammenhang  der  städtischen  Kreditformen 
mit  Einrichtungen,  die  vor  der  Zeit  der  Stadt  bereits  üblich 
waren. 

Die  Uebemahme  der  Leibrente  durch  die  Stadt  ging  in  eini- 
gen Fällen  so  weit,  dass  diese  das  Recht  der  Kirche  zu  Leib- 
rentverkauf zu  beschränken  suchte  und  es  sogar  vollständig  auf- 
hob. Sie  sicherte  sich  das  Monopol.  Eine  Beschränkung  Hess 
sie  namentlich  eintreten,  wenn  die  Käufer  der  Kirche  liegendes 
Gut  statt  Geld  übergaben.  Dann  entstand  die  Gefahr,  dass  sich 
in  der  toten  Hand  zuviel  Grundbesitz  anhäufte,  ein  Umstand,  der 
der  Stadt  besonders  darum  zum  Schaden  gereichte,  weil  das  Kir- 
chenvermögen wenigstens  in  früheren  Zeiten  der  städtischen  Ent- 
vncklung  steuerfrei  war.   So  gebot  Konstanz  der  Kirche  den  so- 


1)  Dcthntr.  III,  Nachtr  nr.  102.  vgl.  ebd.  IV,  ur  504 :  Der  Seelzins  wird  von 
der  Stadt  niedriger  au  das  ijuuikupael  gezahlt. 

2)  Magd.  Ü.B,  II,  nr  373;  vol.  378. 

3)  U.B.  d.  St.  GOttingai.  I»  nr  293. 
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lortigcn  Verkauf  der  von  Leibrentnern  übergcbem  n  Grundstücke^). 
Das  j^dcichc  war  im  Züricher  Stadtrecht  angeordnet-). 

Das  Monojjf)!  fiir  Leibrentverkauf  lässt  sich  in  Braunschweig 
und  anderen  Städten  nachweisen. 

l-iraunschwci{::^cr  Sladtrecht  von  1349:  'we  lifc^edinc^  ko[)cn 
wil,  de  scal  it  kopen  van  deme  rade  undc  anders  nergcn,  he  en 
do  it  mit  des  rades  vulborde,  bi  \  marken  - 

Soest  1365:  ^Niemand  soll  lyttirecht  kopen  oder  verkopcn, 
se  ene  kopen  de  weder  den  Rail  van  Soest  un  weder  deghene 
de  van  des  Rades  weghcn  un  von  der  meynheit  wegen  darto  ge- 
sät sint<  *). 

Xordhausen  1308:  >Nichein  biirger  sal  nicheinerlei  zu  hben 
kouten,  dan  czu  unsen  bürgern  auf  dem  hus«^). 

2.  Die  Eigenschaften  und  Arten  der  Leibrenten- 
schuld. 

Schon  oben  wurde  das  Wesen  des  Rentvertrages  von  dem 
der  Leihe  unterschieden.  Der  Rentvertrag  war  ein  Kaufvertrag. 
Die  Leistung  des  Käufers  bestand  in  der  üebergabc  eines  Kapi^ 
tals,  die  des  Verkäufers  in  der  Zusicherung  eines  Fordern ngs rechtes 
auf  die  Rente.  Daraus  folgt,  dass  der  Verkauf  von  Leibrenten 
nur  in  beschränktem  Sinne  ein  Kreditgeschäft  war.  Rentkäufer 
und  -Verkäufer  standen  einander  nicht  so  gegenüber  wie  Gläubi- 
ger und  Schuldner.  Der  sog.  Gläubiger  hatte  hier  das  Eigentums- 
recht auf  sein  Kapital  \olIständig  und  für  immer  aufgegeben. 
Heim  Rentverkauf  kontrahierte  die  Stadt  demnach  eine  von  Seiten 
des  Gläubigers  unkündbare  Schuld. 

Dieser  wieder  verfolgte  beim  Abschluss  des  Vertrages  den 
Zweck,  sich  lebenslänglich  eine  Einnahme  zu  sichern,  sich  wohl 
gar  lebenslänglich  vollständig  dadurch  zu  versoigen  und  für  immer 
vor  Mangel  zu  schützen.  Ueberdies  erhoffte  er  noch  einen  be- 
sonderen Nutzen  daraus.  Wenn  er  nämlich  lange  lebte,  so  über- 
stieg die  Summe  aller  Renten,  die  er  erhielt,  den  von  ihm  einge- 
zahlten Betrag.  Er  hatte  also  ebenfalls  kein  Interesse  an  der  Auf- 

1)  Gi'thein,  Wirtsch«ftSgc=^rh.  des  Schwanwaldes,  s.  165. 

2)  7i5r  St  i.l!!..  I,  nr  4S  dj^l.  Anm.  s.  19;  Verordn.  aus  l.  II.  d.  14.  J.  nr  157. 

3)  Haiuseimann,  I,  nr  39  tj  56;  vgl.  nr  53  §65  (13S0);  —  nr  61  §  163;  nt  6a 
§  107.  —  nr  68  §  20  -21  (1445)- 

4)  Seihtrtty  U.B.  II,  nr  773. 

5)  FörstmtmMs  Mitteilg.  des  thttr.-sScIis.  Vereins  III,  4  s.  37. 
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Hebung  des  Verhältnisses.  Die  Leibrente  war  daher  auch  von 
Seiten  der  Stadt  iinküntlbar. 

Nur  durch  besondere  Vereinbarung  bei  Abschluss  des  Ver- 
trages konnte  die  Stadt  das  Recht  der  aktiven  Kinulharkeit  er- 
halten. Solche  l'>scheinungen  waren  jedoch  Ausnahmen,  die  sel- 
ten vorkamen.  Bei  dringendem  Bedarfe  musste  die  Stadt  Leib- 
renten zu  jedem  nur  annelimbaren  Preise  verkaufen;  es  konnte 
sich  dabei  ereignen,  dass  auch  junge  Leute,  die  voraussichtlich 
lange  Zahlungen  beanspruchten,  Leibrentner  wurden.  Das  einzige 
Mittel,  hier  Nachteile  zu  vermeiden,  war,  dass  sich  die  Stadt  Ab- 
lösungsrecht ausbedang.  Dann  entstand  ein  Geschalt,  das  ein 
Analogon  zu  Prekarienvcrträgen  liefert,  bei  denen  *sich  der  Pre- 
karist  den  Rückkauf  des  Kigentumsrcchtes  am  Gute  offen  Hess'). 

Köln  verkaufte  seit  1416  ablösbare  Leibrenten.  Ais  es  der 
Stadt  aber  unmögHch  wurde,  die  Kapitahen  zurückzuzahlen,  gab 
sie  den  Brauch  wieder  auf  und  behielt  ihn  nur  jungen  Leuten 
gegenüber  bei*). 

Zu  Knde  des  15.  Jahrh.  sieht  man  sie  dagegen  wieder  Leib> 
renten  ablösen*): 

»Item  Herr  Sybolt  Inccus  halt  kauft  of  sine  leptage  —  26  Gul- 
den gelts  an  golde  —  und  er  hat  darumme  geben  3 1 2  g.  an  golde ; 
mit  solicher  sommen  gelts  der  raid  die  gülte  Widder  abelosen 
mag,  wanne  ime  fugUchen  wurdet,  c   Mainz  1437^). 

Aus  Braunschweig  ist  ein  viel  früherer  Fall  bedingter  Ab- 
lösung überliefert:  Der  Rat  verkaufte  im  Jahre  1306  an  einen 
Geistlichen  eine  Leibrente  von  10  Mark  filr  iio  Mark.  Binnen 
vier  Jahren  durfte  er  sie  zurückkaufen*). 

Die  ablösbaren  Leibrenten  In  Köln  und  Mainz  unterscheiden 
sich  von  den  gewöhnlichen  unkündbaren  auch  durch  einen  niedri- 
geren Rentfuss.  In  beiden  Städten  zahlte  man  sie  zu  8^/s  statt 
10  Proz.  Hier  fällt  ein  Teil  der  Amortisationsquote,  die  die  Leib- 
rente ja  enthält,  weg,  weil  die  Stadt  das  Kapital  zurückgeben 
durfte. 

Die  Leibrente  tritt  als  städtische  Schuldform  in  verschiedenen 


1)  Vgl.  Seeliger  t  Crundherrschaft  s.  31  und  die  dort  citierten  Vertrage  aus 

Wartmann. 

2)  Kuippin^,  s.  ",5^ 

31  V^l.  Stein,  Aktcii,  II,  ur  443:  I4S4,  ebd.  nr  458:  14S6. 

4)  Higel,  18  s.  105. 

5)  H«ensdm«mn^  II,  nr  304. 
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Arten  auf,  die  dentii  der  i)rrcaria  oblata  j^anz  cnlsi)rechen.  Ty- 
pisch ist  die  Leibrente  auf  ein  Leben.  Sehr  hautig  wird  aber 
auch  die  Leibrente  auf  mchicre  Leben  anf::^e\\ endet,  die  nachi ei- 
chende (lülte,  die  auch  hier  ihre  verschiedenen  Gestalten  aiminunt. 

1.  Mehrere  Personen  kaufen  eine  Rente  gemeinsam.  Sie  er- 
halten sie  zu  gesamter  Hand  und  verzehren  sie  gemeinsam.  Nach 
dem  Ableben  des  einen  bleibt  der  andere  im  Genüsse  der  Rente. 

Der  Rat  zu  Lübeck  verkauft  eine  Leibrente  von  20  Mark  für 
200  Mark  an  Johann  Woltfogel  und  seine  Ehefrau.  Der  über- 
lebende Teil  bezieht  das  Geld  unverkürzt  weiter:  >uno  autem 
eorum  decedente,  nihilominus  superstiti  modis  prehabitis  ipsos 
redditus  sine  diminucione  qualibet  integraliter,  quamdiu  vixeht, 
persolvemus.«  1286'). 

»Dith  is  Hfgheding,  dat  de  Rad  ulgift:  ....  Hannen  unde 
Sophien  Horchwcdc  fert  to  paschen,  7a  fert  Michaelis  to 
erer  beyder  live.  .  .  Thideric  van  Vörden  und  Sophie  van  Garde 
leghe  hebb<»  gekoft  van  demc  Rade  Iii  marc  geldes  to  erer 
beyder  live.«  Um  1320*). 

2.  Die  Stadt  zahlt  an  jede  von  mehreren  Personen  auf  Grund 
desselben  Kapitales  bestimmte  Quoten  als  Renten.  Mit  dem  Tode 
eines  jeden  erlischt  auch  sein  Teil. 

1341  kauft  ein  Bürger  vom  Rate  zu  Aui^^sburg  für  sich,  seine 
Frau  und  Tochter  für  300  Pfd.  eine  jährliche  Leibrente  von 
50  Pfd.  Der  Rat  hatte  davon  an  den  Käufer  selbst  25  Pfd. 
zu  zahlen,  an  seine  Frau  15  Pfd.  und  an  die  Tochter  10  Pfd. 
Mit  (lern  Tode  eines  jeden  tiel  die  entsprechende  Rente  weg*). 

Hans  Winterkaste  in  Mainz  Icauft  seine  Töchter  ähnlich  ein.  Er 
übergab  der  Stadt  260  Gulden  gegen  eine  jährliche  Rente  von  26 
Gulden,  jede  Tochter  sollte  Zeit  ihres  Lebens  13  Gulden  erhallen*), 

3.  Die  Stadt  verkauft  die  Rente  zunächst  nur  an  eine  Person 
und  verspricht,  sie  nach  ihrem  Tode  an  eine  andere  von  ihr  be> 
stimmte  weiter  zu  zahlen. 

>Der  Tundenvischen  i  mr.  to  paschen»  1  mr.  Michaelis. 
Wanne  se  sterft,  so  vallet  de  sulven  II  mr.  up  crc  suster  de 
Keyeschen,  oc  to  crem  live.«  *) 

1)  U.B.  Lab.,  I,  nr  493;  vgl.  nr  535.  DortnuU.B.  II»  i,  nr  359  Bs  (1390  ff.). 

2)  Haensttmann^  II,  nr  87a  s.  511,  \^.Htget^  1,  s.  266:  Nfimberc.  U.B.  d.St. 

Goi>lar  III,  nr  419  a.  u.  c. 

3)  U.H.  d.  Sl.  Aul;  !mry,  [,  nr  3S2. 

4)  Hegtl,  18  s.  lüO.  ebd.  1,  !..  26Ö. 

5)  Hamtilmann,  11,  nr  872  s.  511.  —  Vgl.  ur  304. 
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Meist  wurde  die  Rente  auf  das  zweite  Leben  erniedrig  ge- 
zahlt: Lübeck  verkaufte  1289  40  Gulden  für  400  Gulden.  Der 
Ueberlebende  erhielt  nur  25  Gulden;  dgl.  1290:  8  Gulden  statt, 
10  Gulden  von  einem  Kapital  von  100'). 

Die  Mainzer  Stadtrechnungen  führen  an:  »lipgcdin^es  gulte, 
die  man  halb  bi  leben  und  halb  nach  dode  gibit«  *).  Hier  wurde 
also  schon  an  den  ersten  Rentner  weniger  gezahlt,  ein  Modus, 
der  auch  sonst  die  Regel  gewesen  ist,  wie  aus  dem  Vergleich  der 
Rentfüsse  im  weiteren  Verlaufe  der  Untersuchung  noch  hervor- 
gehen wird. 

III.  Die  Ewigrentenschold. 

I.  Die  Entstehung  der  Ewigrente  und  ihre  Ueber- 

nähme  durch  die  Stadt. 

Aus  der  piccaiia  ist  der  I.eibrcntkauf  entstanden,  l'üjcnfalls 
aus  einer  natura Iwirtschattliclien  Leiheform  entwickelte  sich  die 
Ewigrente,  und  zwar  aus  der  Krbleihe. 

Ks  war  im  Mittelalter  eine  alltäefliche  luichcinuni;.  dass  der 
Gnmdherr  Land  zu  freier  Leihe  austat  und  dafür  einen  Zins  l)e- 
zog,  der  einen  I'.rtraci^snnteil  am  (jute  ausdrückte  und  zugleich 
die  Anerkennung  eines  Ligcntuinsrechtes.  Der  Beliehene  hesass 
das  (jut  erblich  und  konnte  \()in  Herrn  nicht  daraus  vertrieben 
werden,  ausser  wi  jin  er  den  V'ertrai^  vorletzte.  Jiei  I''rl)L;anL;  und 
manchmal  auch  l)cim  W  echsel  dc\s  Herrn  hatte  der  l^elichenc  eine 
RekognitiQns.i;el)iihr  (h'hrschat/,  lH-sthau])t)  zu  enliichten. 

Arnold  hat  die  WeiterentwicklunL;  dieses  ländlichen  Lcihver- 
haltnisses  in  der  Stadt  klar  und  umfassend  dar^^estellt  sodass 
hit  r  nur  in  grossen  Zügen  auf  diesen  Vorgang  eingegangen  wer- 
den soll. 

Die  Lrbleilu-  tritt  in  der  Stadt  hauptsächlich  als  1  läuserleihe 
auf.  Den  auiblühenden  Städten  zoj:^en  zahlreiche  landlose  Leute 
zu,  die  nun  von  den  (irundhcrren  Land  i;e<^en  einen  Ziiis  zur 
Leihe  nahmen,  um  sich  darauf  als  Handwerker  und  Kaufleute 
niederzulassen.  Sie  zahlten  den  Grundzins  in  Geld.  Sie  betrieben 
Landuirtsciialt  höchstens  als  Nebenij^cwerbe  oder  iiberhaupt  nicht 
mehr.    Der    Grund  und  Boden   kam  für  sie  nicht  mehr  als 

i)  U.B.  Lttb.,  I,  nr  536  u.  nr  555.  Vgl.  Hamsttm,  II,  nr  315.  U.B.  d.  St.  Goslar 
III,  nr  419a. 

a)  Hegf!,  17,  s.  91.  99  ff. 

3J  Arnold,  Zur  Gc:>chichle  tlcs  Kigcmums  111  tlcn  tlcutM.licn  bladtcn. 
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direkter  Produktionsfaktor,  sondorn  als  Standort  der  Unternehmung: 
in  Fragte,  er  konnte  also  keinen  Naturalertrag  nielir  liefern.  J  )ie- 
ser  städtische  Zins  deutete  an,  dass  sich  neben  dem  Boden  ein 
anderer  Produktionsfaktoi-  versL'll)StändiL:t  hatte,  die  Arbeit,  und 
dass  ein  dritter  sich  ZU  künftiger  Geltung  zu  entwickeln  begann, 
das  Kapital. 

Auf  dem  geliehenen  Hoden  wurde  nun  das  Jlaus  L;el)aut, 
und  man  erkannte  sofort  seine  wirtschaftliche  Ik  deutung  für  den 
Besitzer  und  damit  weiter,  dass  hier  ein  neues  ( )lijckt  entstanden 
war,  das  Zinse  tragen  konnte.  Alsbald  bec^ann  man  auch,  es  da- 
mit zu  belasten.  Das  i^eschah  schon,  wenn  der  Cirundherr  das 
Haus  bereits  auf  dem  zu  verleihenden  Boden  besass,  oder  wenn 
er  die  Mittel  zum  Bau  gab.  Der  Bcliehene  zahlte  dann  einen 
Grundzins  und  einen  Hauszins. 

Zugleich  aber  setzte  nun  eine  Kntwicklung  ein,  die  von  der 
Leihe  ab  und  zum  Rentkauf  hinüberlührte.  Dieser  Uebergang 
wurde  auf  verschiedene  Weise  vermittelt. 

Man  schenkte  das  1  laus  der  Kirche  und  empfing  es  zur  Leihe 
zurück,  aber  belastet  mit  einem  ewigen  Seelzins. 

Der  Priester  Ulrich  von  St.  Moritz  in  Konstanz  schenkt  der 
Domkirche  ein  Haus  zu  seinem  und  des  Magisters  Udalrich 
Seelgerät.  Kr  erhält  es  zur  Nutzniessung  zurück,  die  auf  seinen 
Sohn  Konrad  nachreichen  soll.  Dieser  hat  dann  jährlich  3  Schil- 
linge Seeizins  zu  entrichten,  jeder  fernere  Besitzer  zahlt  4  Schil- 
linge» 1176'). 

Der  Handwerker  konnte  auch  zum  Bau  des  Hauses  oder  zu 
dessen  Erweiterung  und  Ausbau  (melioratio)  Geld  leihen  müssen. 
Da  überliess  er  dem  Darlehngeber  .sein  Haus,  um  es  von  ihm 
zur  Leihe  zurückzuerhalten  und  ihm  davon  einen  Zins  zu  zahlen, 
der  nun  als  zweiter  Hauszins  t^alt,  der  Zins  von  der  Besserung. 
Der  Darlehngeber  tritt  als  Erbzinsmann  an  die  Stelle  des  ersten, 
dieser  selbst  wird  Afterieihcr. 

Frau  Margareta  von  (Jberwinterthur  empfängt  von  Frau  Ag- 
nes der  Meigerin  180  fl.  und  verkauft  ihr  dafür  10  fl.  Rente 
von  ihrem  I  faus,  das  vom  Domstift  zu  l^rbe  geht.  Sie  lässt  die 
Rentkäuferin  vom  Stift  beleihen  und  nimmt  dann  von  ihr  das 
Haus  zu  Erblcihe  gegen  10  fl.  und  l  sch.  Lhrschatz.  Hasel  1337 

1)  Beytrlit  U«  5  vj^l.  4.  6  u.  s.  w.  K()lner  .Schrcinsk.  I,  s.  |6  III,  nr  2.  Von 
Vt  Haus  wird  Seelzins  gezahlt.  Vgl.  Antoiä  a.  a,  O.  -s.  97  ff. 

2)  Arnalä,  s.  108, 
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Im  weiteren  Verlaufe  fiel  dann  das  Moment  der  Leihe  v^^m 
aus.  Der  Geldgeber  ühcrlics';  sein  Kapital,  ohne  dass  ihm  das 
Haus  übertragen  wurde,  einfach  gegen  einen  Zins;  anfangs  war 
dieses  Geschäft  noch  vom  Grundherrn  zu  genehmigen,  dann  fiel 
auch  das  weg.    Jetzt  lag  reiner  Rentkauf  vor. 

Wir,  Friedrich  von  Karben,  ritter,  schultheizzc  .  .  die  schelTen 
und  der  rait  zu  Frankinvort,  bekennen  uffenlichc  an  diesem 
Briefe  .  .  daz  Heilmann  .  .  unde  Cyse  sine  cHche  wirtcn  vor  uns 
stunden  an  unsir  geinwortekeit  und  irkanten  sich  ufifinberliche,  das 
sie  mit  gesameter  hant  hetten  virkauft  eine  marc  gcldes  eweger 
gulde  uf  irme  hus  .  .  Heilmanne  von  Rendele  .  .  Mctzen  siner 
elichen  wirten  und  iren  erben  .  .  um  nunzehen  marc  pcnninge 
genger  und  geber.  Und  ist  die  marc  geldes  der  erste  cyns  und 
feilet  alle  layr  auf  den  sundag  zu  mittefasten.  .  .  1533  0* 
Die  Rente  wurde  für  immer  vom  Hause  gezahlt,  daher  »ewige 
Gülte c,  >£wiggeld<,  oder,  da  sie  auf  die  Erben  des  Käufers  über- 
ging, »Erbrente«.   Sie  war  eine  Reatlast  wie  der  Grundzins»  dem 
sie  nachgeahmt  war. 

Mit  der  Leibrente  hat  die  Ewigrente  gemein,  dass  sie  auf 
Grund  eines  Kaufes  gezahlt  wurde,  der  mit  endgültiger  lieber- 
gäbe  eines  Kapitales  an  den  Verkäufer  voltzc^en  worden  war. 
Während  jedoch  die  Ewigrente  klar  dem  Grundzins  entspricht, 
ist  die  Leibrente  Entschädigung  für  entgangene  Nutzniessung,  und 
ihr  Zweck,  den  Rentner  lebenslänglich  zu  versorgen,  lässt  die 
Entstehung  aus  der  Leihe  weniger  genau  erkennen.  Dazu  kommt, 
dass  sie*  nach  der  Uebergabe  des  Grundstückes  und  später  des 
Geldkapitals  selten  dinglich  gesichert  erscheint  Sie  ist  nach  ihrer 
vollen  Ausbildung  niemals  eine  Reallast  Daher  werden  Leibren- 
tenkäufe vorherrschend  nur  mit  juristischen  Personen  abgeschlos- 
sen, während  Ewigrenten  sehr  häufig  von  einzelnen  Privatpersonen 
erworben  werden. 

Die  Leibrente  ist  auf  dem  Lande  entstanden  und  von  den 
Städten  fertig  übernommen  worden.  Sie  hat  dort  nur  eine  Um- 
wandlung in  geldwirtschaftlichem  Sinne  erfahren.  Die  Ewigrente 
bt  ein  Produkt  des  städtischen  Verkehrs,  ein  eigentümlich  geld- 
wirtschaftliches Institut,  wiewohl  im  engen  Anschlüsse  an  natural- 
wirtschaftliche Einrichtungen  entstanden.  Sie  bildete  sich  erst  aus, 
nachdem  die  neue  städtische  Wirtschaftsweise  Geldkapital  cnt- 

l)  ßi^Äuur,  U.B.  Frankf.  s.  522.   Bsp.  für  die  Eiin\ liligung  des  Lcibeherru  und 
reine  Rentkfture  s.  Arnold,  s.  113  ff. 
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wickelt  hatte ;  denn  sie  wird  stets  mit  Geld,  nie  mit  liegendem 
Gute  gekauft,  wie  ursprünglich  die  Leibrente.  Aber  das  Geld 
wird  gewissermasscn  durch  die  Sicherung  in  ein  solches  verwan- 
delt. Daher  hielt  das  Mittelalter  die  Rente  auch  nie  für  Zins  im 
modernen  Sinne,  und  eine  bewusste  Umgehung  des  kanonischen 
Zinsverbotes  konnte  darum  beim  Rentkauf  nicht  vorliegen. 

Die  städtische  Finanzwirtschaft  übernahm  die  Kwigrente  in 
den  I'  oimen,  die  zwischen  Einzelpersonen  üblich  waren  und  ent- 
wickelte sie  weiter. 

Bemerkenswert  ist  hier  zunächst  der  Verkauf  von  Seclzinsen, 
der  bei  Behandlung  der  I.eilirente  bereits  gestreift  wurde  und  der 
häufig  kombiniert  mit  ihr  auftritt. 

Die  Stadt  erhielt  ein  Kapital  gegen  die  Verpflichtung,  an  eine 
bestimmte  Kirche  nach  dem  Tode  oder  auch  schon  bei  Lebzeiten 
des  Rentners  Zins  zu  zahlen  oder  Almosen  zu  verteilen.  So  Hess 
sie  für  ihre  »Gläubiger«  Kerzen  und  ewige  Lampen  brennen, 
Messen  lesen  oder  bestimmte  Gesänge  anstimmen. 

Der  Rat  zu  Hildesheim  verkauft  dem  Dominikanerkonvent  von 
St.  Paul  für  1 2  Mark  eine  Rente  von  einer  Mark.  Dieses  Geld 
hatte  Heinrich  von  Ursleben  zu  seinem  Scelgeräte  gestiftet. 
Der  Konvent  übergab  es  aber  dem  Rate ;  »sibi  aifectantes  dic- 
tas  marcas  in  loco  tuto  reservarc«.   1333  0- 

Der  Rat  zu  Magdeburg  verkauft  drm  Kloster  S.  Laurentius 
eine  Mark-  Silber  für  1 5  Mark,  die  Hans  von  Ewiczen  und  seine 
Frau  zu  Seelgerät  gestiftet  hatten.  1435*). 

Der  Rat  zu  Leipzig  verkauft  an  die  Seclwarten  des  Nikolaus 
Moller  30  fl.  für  500.  1432 

In  den  genannten  Beispielen  legt  die  Kirche  ein  Kapital, 
das  ihr  selbst  zu  Seelzins  übergeben  worden  ist  und  das  vielleicht 
einst  Leibrentenkapital  war,  bei  der  Stadt  weiter  an.  Es  wird 
sich  später  zeigen,  dass  auch  der  umgekehrte  Weg  möglich  war. 

Aber  ebenso  häufig  treten  die  Privatpersonen  zu  gleichen 
Zwecken  direkt  mit  der  Stadt  in  Verbindung. 

Der  Rat  zu  Chemnitz  verkauft  an  Nickel  Romer  und  andere 
für  240  fl.  jährlich  11  fl.  Rente  zu  einem  ewigen  Salve,  das 

1)  Dixbner,  \,  nr  8ö6. 

2)  U.U.  Majidebj».  II,  nr  s^^,  vgl.  III.  nr  73. 

3)  Cod.  dipl.  Sa\.  11,9  n""  205  ;  vgl.  kVA.  11,6  ui  iSo  .  —  vsjl.  L'.B.  Magd.  III, 
nr  79S;  iir  1213;  U.B.  d.  St.  Halbcrsladl  II,  nr  915.  —  U.U.  d.  .St.  Basycl  VII,  nr  50, 
VIII,  nr  412. 
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alltäglich  zu  singfen  ist   Freitags  soll  man  nach  dem  Salve 
mit  brennenden  Kerzen  vor  des  heiligen  Kreuzes  Altar  treten 
und  die  Antiphonien  o  cnix  gloriosa,  o  cnix  adoranda  u.  a. 
singen,  dann  wird  eine  Kollekte  gesprochen.   Halb  zu  Michae- 
lis und  zu  Walpurgis  zahlt  der  Rat  die  Rente  folgendermassen : 
Der  I^farrer  erhält  davon  jährlich  einen  Gulden,  seine  Kapläne 
2,  der  Schulmeister  für  das  Singen  6,  der  Kirchner  für  das 
Läuten  2.  Der  Stifter  hat  das  Seclgerät  ausserdem  mit  ewigen 
Zinsen  zu  dem  Geleuchte  beim  Salve  ausgestattet.  1436^), 
Nach  einer  anderen  wegen  ihrer  Details  ebenfalls  sehr  inter- 
essanten Urkunde  stiftet  ein  Priester  eine  Predigerstelle  zu  dem 
neuen  Altar  von  St  Jakob  in  Chemnitz.  Er  kauft  dazu  fiir  300  fl. 
vom  Rate  eine  Rente  von  1 5  fl.,  die  dem  Prediger  als  Gehalt  zu 
zahlen  sind.   Der  Rat  sichert  sich  im  Rentbriefe  ein  Mitwirkungs- 
recht bei  der  Besetzung  der  Stelle  und  fordert  eine  bestimmte 
Vorbildung  von  dem  anzustellenden  Geistlichen:  >£yn  prediger 
den  eyn  icczlicher  pfarrer  ader  sein  stathelder  wirt  uffnemen,  der 
sal  sein  ein  licentiat  in  der  heiligen  schrifft  edder  ein  baccalau- 
reus  in  der  heyligen  schrifft  adder  eyn  meister  in  den  freyen  kun- 
sten,  der  do  bewert  ist  in  eyner  universitet  adder  ein  baccalau- 
reus  in  den  geistlichen  rechten.   Und  wenn  ein  pfarrer  had  (ieis 
gethan  und  kan  keynen  prediger  gehaben  in  mossen  als  oben 
berurt  ist,  so  mag  er  ufTnemen  eynen  baccalaureum  arcium  adder 
sust  einen  siechten  nicht  baccalaureum,  der  doch  ein  bewerter 
sitiger  unde  gelarter  ist,  uff  eyne  frist  unde  zccit  ane  geferde. 
1467 

Magdeburg  zinst  auf  Grund  einer  Stiftung  an  eine  Kirche 
Wachs.  1466 

Zu  manchen  dieser  mit  der  Errichtung  einer  Stifung  verbun- 
denen Rentverträge  war  die  Genehmigung  der  vorgesetzten  kirch- 
lichen Behörden  nötig,  von  Bischof,  Kapitel  oder  Probst*). 

Die  Rentkäufe  zu  frommen  Stiftungen  wurden  auch  unter 
Ausschaltung  der  Kirche  abgeschlossen.  Der  Rat  verteilte  die 
Rente  an  Arme  oder  wandte  sie  zu  irgend  einem  anderen  wohl- 
tätigen Zwecke  an. 


1)  Cod.  dipl.  Sax.  II.  6  nr  Tt8  vgl.  119.  171. 

2)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6  nr  195 

3)  U.B.  Magdeburg  III,  nr  20. 

4)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  8  nr  390. 
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Pctcr  Schober  kauft  vom  Rate  zu  Leipzig  für  200  fl.  eine 
jährliche  Rente  von  1 1  ü.  Dieser  zahlt  sie  an  den  Käufer  aus, 
der  damit  vier  Tücher  kaufen,  zuscliiiLidL-n  und  an  Arme  ver- 
teilen soiL  Er  ist  verpflichtet,  das  Geld  in  keiner  Weise  in  sei- 
nen eigenen  Nutzen  zu  kehren.  Nach  seinem  Tode  übernimmt 
der  Rat  die  Verteilung.  1452^). 

Der  Rat  zu  Hameln  verkauft  im  Jahre  1441  für  100  fl.  eine 
Rente  zu  7  fl.  Jährlich  in  der  Meindwoche  soll  er  damit  armen 
Leuten  eine  Spende  geben.    Jeder  Stadtkämmerer  soll  dabei 
Stübchen  Wein,  drei  Stadtknechte  ein  Quart  erhalten*). 
Dass  aber  die  fromme  Stiftung  des  Rentners  von  selten  der 
Stadt  als  Kreditgeschäft  aufgefasst  wurde,  beweist  der  Wortlaut 
der  Briefe.  Die  Stadt  sagt  ausdrücklich,  sie  habe  das  Geld  sofort 
in  ihrem  Nutzen  verwendet:  »und  wir  dy  genanten  .  .  gülden 
vorder  an  unser  stat  nutz  und  fromen  schynbarlich  brocht  und 
gewand  haben<'),  noch  etwas  deutlicher:   »an  unser  stat  nutcz, 
buwe  und  fromen  schynbarlich  und  nutzclich  gekart  und  gewand 
habin«       Vor  allem  aber  behielt  sich  die  Stadt  immer  ein  Ab- 
lösungsrecht vor. 

Die  Uebemahme  der  rein  wirtschaftlich  gearteten  Ewigrente 
konnte  der  Stadt  nicht  schwer  fallen,  da  sie  Besitzer  zahlreicher 
Wirtschaftsbetriebe,  Häuser  und  Nutzungen  war.  Sie  hatte  also 
Objekte,  die  sie  mit  Renten  belasten  konnte. 

Die  ersten  Rentenschulden  sind  demnach  in  der  Regel  spe- 
ziell auf  ein  städtisches  immobiles  Gut  fundiert. 

Der  Rat  zu  Dortmund  verkaufte  im  Jahre  1377  für  246  fl. 
dem  >N.  ...  und  synen  erven  jarltker  rente  sestin  gude  aide 
guyldene  sware  schylde,  ghuyd  van  gholde  und  swair  van  ghe- 
wychte  U3rthe  unseme  gruythaus;  to  solen  dey  gruytmeistere 
dey  to  der  tiit  synt,  alle  jar  to  twen  teilen  in  dem  jare  als  half 
to  Michele«  bezahlen"). 

1 373  verkauft  der  Rat  eine  Rente  von  einer  Mühle,  er  betont 
dabei:  >und  synt  dey  ersten  rente  dy  uthe  desser  molen  und 
al  eren  behoryncgen  vorg.  gae.«  •). 


1)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  S  nr  290. 

2)  JUHMardits,  U.B.  d.  St.  u.  des  Stiftes  Hameln  I:  Pmm/.  nt  126. 

3)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6  nr  195. 

4)  Ebd.  II,  8  nr  390. 

5)  Durtm.  U.  B.  II,  I  nr  68. 
ö)  Ebd.  IX,  I  nr  38. 
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Achnlich  bczojrcn  andere  > Gläubiger»  Kenten  von  städtischen 
Wohnhäusern,  Buden,  Bänken,  Läden  und  erhielten  sie  von  den 
Bewohnern,  Betriebsleitern  oder  Päclitern  direkt  ausi^ezahlt.  Zu 
Gunsten  der  Gruithausrentner  verordnete  die  Stadt,  niemand  solle 
andc  I  ( s  als  Gruitbier  verkaufen,  bis  die  darauf  fundierten  Renten 
abgelöst  wären 

Eine  Rente  konnte  auch  auf  mehrere  Immobilien  zufj^leich  ge- 
legt werden.  1336  verpflichtete  sich  Dortmund  einem  Bürger  zu 
einem  »redditus  3  marcarum  et  6  solidorum  bonorum  denartorum 
.  .  .  .  de  quibus  due  marcc  solventur  ex  domo,  quo  dicitur  lohus, 
prout  Sita  est  in  festo  nativ.  dom.,  8  sol.  ex  cubiculo  iuxta  Ikrclio- 
ven  et  10  sol  ex  cubiculo  Teleke  barbitonsoris  et  Jo.  de  Dingen 
mediatim  in  festo  pasche  et  mediatim  die  Victoris«*). 

Bremen  verkaufte  Wurtzinse,  Schlagschatz  u.  a.  Schliesslich 
r Ircint  der  grösste  Teil  der  Nutzungen  und  Gerechtsame  be- 
iastet gewesen  zu  sein.  1330  gebot  die  Stadt  wenigstens  jedem 
Ratsherren,  binnen  acht  Tagen  nach  seiner  Wahl  mindestens 
eine  Mark  zur  Abl<)sung  der  Renten  und  l^ntlastung  der  Ein- 
künfte zu  zahlen.    Die  Renten,  die  er  ahgeKist  hatte,  genossen 
er  und  seine  ICrben  so  viel  Jahre  lang,  als  er  Mark  geopfert  hatte'). 
In  Hameln  und  Lübeck  sind  Renten  von  Mühlen  gebräuchlich. 
Sie  werdm  von  den  Müllern  direkt  an  die  Gläubiger  gezahlt  *). 

Auch  Wechsel  der  Fundierung  war  möglich.  ICinc  Dortmun- 
der Rente  wurde  1374  von  einem  Pelzerhause  auf  eine  Sattler- 
budr  \  erlegt*). 

Die  Pfleger  eines  Seelgerätes  in  ^Xugsburg  veröffentlichen  eine 
l^estimmung,  wonach  der  Rat  die  Fundicrung  der  Rente  verlegen 
darf.    1 364 

Die  Erwerbseinkünfte  der  Stadt  konnten  jedoch  den  sich  ver- 
grössemden  Bedarf  in  immer  geringerem  Masse  decken.  Von  grös- 
serer Bedeutung  wurden  dazu  vielmehr  die  Steuern  ,  deren  Sy- 
stem sich  vcrgrösserte  und  ausgestaltete.  Es  verschaffte  schliess- 
lich der  Stadt  den  grössten  Teil  der  nötigen  Deckungsmittel.  Die 
Steuern  flössen  aus  den  Händen  der  Beamten  der  Stadtkasse  zu 

1)  Dortm.  U.H.  ir.  I.  nr  6S,  3S- 

2)  KIhI.  I,  I,  nr  523;  vgl.  II,  1,  nr  31;  vgl.  Brem.  U.B.  III,  nr  t79. 

3)  Brem.  U.H.  II.  nr  313. 

4)  Meitturdus  I,  Dooat,  ur  135  (1350)  nr  151;  I.üb.  U.U.  1,  nr  62. 

5)  Dortm.  U.B.  II,  1,  nr  46. 

6)  Augsh.  U.B.  II«  nr  581. 
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und  1)r wirkten,  dass  dies»'  sich  /uv  /.t  iitralc-  dci  l"innn/\vii tschaft 
entwickelte  unci  sich  hrhcn sehend  über  die  kleinen  öffentlichen 
Nehenhaushalte  der  u  irlschaltlichen  Unternehrnun-cn  cMhob.  Diese 
Zentralisation  der  Einnahmen  hatte  auch  die  der  Ausi^aben  zur  J'  olcje. 

sich  nun  die  Schulden  der  Stadt  parallel  7.u  ihrem  IV'darf 
vert^rösserten  und  schliesslich  über  den  KrtraL;  der  Erwerijsein- 
küntte  hinauswuchsen  ,  so  dass  der  Stadt  nichts  mehr  ^ur  Be- 
lastung übrii^'  hli(  1),  so  wui  tlcn  auch  die  Stcuererträj^e  die  (  hieüo, 
woraus  Rent/ahluni^en  erl<»l;4ten.  Daher  zentralisierten  sicli  diese 
ebenfalls  auf  die  Stadtkasse.  Auf  diese  wurden  die  Kenlncr  nun 
ant^ewiesen.  Die  s|ie/ielli-  Fundu  runt^  tier  Kenten  auf  einzelne 
Immobilien  wurde  durch  die  al1t;emeine  auf  die  (iesamtheit  der 
städtischen  k^innahmen  ersetzt,  eme  k^ntwickhmti;,  die  nut  dem  ein- 
fachen Zahlunf^svers]>rechen  der  Stadt  abschloss. 

l-anc  UeberL^^an-sfi  »im  kann  aus  Gnslar  anL;eführt  werden;  Die 
Stadt  will  von  ihren  Mühlen  zahlen,  L;eschieht  an  diesen  Schaden, 
so  von  anderen  i  jnkünften:  in  quo  si  defectus  aliquis  fuerit,  de 
aliis  nostris  redditibus  sine  contradictionc  qualibct  pcrsolvcntur* 

Anfangs  klangen  auch  gewisse  Formeln  in  den  Vertragen 
noch  an  die  der  frülu  ren  speziellen  h'undierung  an.  Der  Rat  ver- 
sprach noch,  wovon  er  allgemein  zahlen  wollte :  Chemnitz  verkauft 
1436  eine  Rente  ^vom  Rathause  und  von  allen  reuten  der  stat 
Krmpnic/,  untl  von  allen  gutern,  die  darczu  gehören,  uswennig 
imd  inwennig  -\.  Laufenburg  verkauft  F36S  Renten  an  Basel  »ab 
der  Stadt  Allmende  und  Einkonunen  oder  »von  den  Stadtgü- 
tern andere  Städte  ^von  allem  nutze  und  abekommunge  der 
Stadt  ,  von  allen  nutzen,  renten  und  zinsen  der  Stadt',  >aus  der 
Stadt«,  aus  unser  stad  schote,  rente,  gulde  und  gudc*,  lie  no- 
strae  civitatis  camera  seil  rcdditibus  .  de  fisco  nostrae  civitatis«, 
>de  promptuarüs  nostrae  civitatis«  >de  tabula«.  In  Lübeck  hies- 
sen  die  Ewigrenten  >  Weichbildrenten  . 

Nur  in  kritischen  Zeiten  griff  die  Stadt  zu  natmalwirtschaft- 
lichen  l-'undierungsformen  zurück,  entweder  zur  Realbelastung  oder 
sie  sicherte  den  Fordcningsberechtigten  durch  Satzung. 


1)  Ü.B.  d.  St  Goslar  II,  nr  238. 

2)  Cod.  dip).  Sax.  11,  6,  nr  118. 

3)  Ü.B,  d.  St-  Basel  IV,  nr  326.  VIII,  nr  203. 
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2.  IJ  i  e  VV  i  c  d  e  1  k  a  u  f  s  1  c  n  t  e. 

Die  ICwigrento  konnte  sich  als  regelmässig  anwendbare  or- 
dentliche Form  des  üfTcntlichcn  Kretlitcs  nur  einbüi^ern,  wenn  es 
der  Stadt  möj^Mich  gemacht  wurde,  sich  w  ieder  davon  zu  befreien, 
wenn  sie  also  Ablösungsrccht  erhielt.  Sie  wäre  sonst  bei  ihrem 
fortgesetzt  wachsenden  und  dabei  immer  sprunghaft  eintretenden 
Bedarf,  der  ja  die  Anleihe  zuin  ordinarium  machte,  nach  und 
nach  mit  einer  ungeheuren  Scliuld  belastet  worden,  die  schliess- 
lich eine  Finanzwirtschaft  übcrhau[)t  unnui-^lich  gemacht  hätte. 
Ferner  hätte  sie  nie  von  dem  Sinken  des  Rentfusses  dadurch 
profitieren  können,  dass  sie  die  Schuldformen  umtauschte. 

Tatsächlich  schloss  sie  auch  die  Ewigrentkäufe  nur  unter  der 
Bedingung  des  Ablosungsrechtes  ab.  Sic  brachte  hier  ein  wich- 
tiges  mittelalterliches  Rechtsinstitut  in  Verbindung  mit  dem  Rent- 
kauf, den  Verkauf  auf  Wtederkauf.  Die  Ewigrente  wurde  Wieder- 
kaufsrentc  (Losungsgültc).  Die  Ablösbarkeit  der  Renten  ist  nicht 
von  den  Städten  neu  eingeführt  worden ;  sie  hatte  sich  schon  bei 
privaten  Rentverträgen  entwickelt,  wenn  der  Rentenpflichtige  ein 
Interesse  an  der  Lösung  des  Verhältnisses  hatte. 

Die  Ablösung  war  manchmal  stadtrechtlich  befohlen,  so  in 
Lübeck  seit  1240,  in  Hamburg  seit  1270,  in  Danzig  seit  Ende 
des  14.  Jahrhunderts^). 

Zahlreiche  Rentbriefe  deuten  auf  die  Umbildung  der  Ewig- 
rentc  hin  und  damit  auf  die  sekundäre  Entstehung  der  Wicdcr- 
kaufsrente.  Wo  nämlich  kein  Gesetz  die  Ablösbarkeit  aller  Ewig- 
renten forderte,  wurde  sie  dem  Rate  durch  besondere  Verein- 
barung mit  dem  Käufer  zugestanden  und  von  jenem  als  Begün- 
stigung betrachtet.    Der  Wortlaut  der  Urkunden  beweist  das. 

Dortmund  verkauft  1336  eine  Rente,  »hac  tamen  apposita 
condicione,  quod  ex  speciali  favore  et  amicicia  possumus  dictos 
reddttus  reemere«  *). 

Der  Rat  zu  Braunschw^eig  schreibt  in  einem  Briefe  von  1338 : 
'De  gnade  hebbet  sc  uns  ghedan,  dat  we  moghcn  de  marck  ghel- 
des  wederkopen  umme  aisodanne  ghelt,  swanne  we  willet«  *). 

Dortmund  1373 :  »und  umme  sunderlix  vrcntschap  und  gunst 
so  hcvet  Johann  Mureman  ....  gegeven  alsodanc  maicht,  dat  wii 

1)  Ntumantt,  (Itsch.  «1.  Wuchers,  s.  234  ff, 

2)  Dorlm.  U.U.  I,  2,  nr  525. -i. 

3)  Haenstlmann,  III,  2,  nr  569, 
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van  cmc  cff  van  synen  erven  mögen  desse  vorg.  ellcvcn  guyldcn 
geldes  alle  jaer  bynncn  veyrtten  naichten  na  sunte  Mcrtyns  ko- 
pen  ...'). 

Halberstadt:  »we  hebbe  uns  de  macht  beholden,  dat  we  de 
vif  mark  mögen  wcddcr  afgeven«.  1437'). 

Chemnitz :  »Wen  wir  aber  so  stathaftig  worden  und  die  gnan- 
ten  wir  schock  czinsis  weder  kouffcn  ader  abelosen  weiden,  des 
wir  gancze  macht  haben«).  1445.  »Auch  haben  sie  uns  dy 
gonst  getan  solch  zins  wen  wir  so  stathaftig  worden  abczulosen  - . 
1458  *). 

Basel :  >Man  sol  ouch  wissen,  daz  die  vorgenanten  von  Basel 
uns  und  unser  nachkomen  dem  rate  und  den  bürgern  von  Louf- 
femberg  in  disem  kouffe  ein  scmlich  gnade  und  fruntschaft  getan 
hant,  ....  so  sollcnt  si  uns  die  vorgenanten  zweyhundert  und 
dry  und  drissig  guldin  geltes  Zinses  widerumb  geben  ze  kouffende 
und  disen  brief  lidig  und  los  wider  antwurten  umb  dieselben  3500 
guldin  anc  alte  Widerrede  und  anc  alles  verziehen« 

Der  Käufer  konnte  auch  dem  Rate  eine  besondere  Urkunde 
ausstellen,  worin  er  das  Rückkaufsrecht  ausdrücklich  anerkennt*). 

Die  Ablösung  war  häufig  gewissen,  sie  beeinträchtigenden 
Bedingungen  unterworfen.  Der  Rat  zu  Goslar  verkaufte  eine  Rcjite 
an  einen  Bürger,  die  erst  nach  Rückkauf  aller  anderen  Renten 
abgelöst  werden  durfte:  »non  licebit  nobis  recmere  dictos  reddi- 
tus,  nisi  pnus  omnts  census  rcdimcndus  reemptus  fuerit  et  cx> 
tinctus«.  1321^. 

Der  Rückkauf  durfte  manchmal  nicht  vor  Ablauf  einer  be- 
stimmten Zeit  erfolgen :  entweder  erst  nach  einigen  Jahren  %  oder 
er  war  nach  Ablauf  einer  Zeit  nicht  mehr  erlaubt*).  Er  konnte 
auch  an  Kündigungstagc  und  «fristen  und  Rückzahlungstagc  ge- 
bunden sein. 

Die  Kündigung  war  z.  B.  nur  zwischen  Ostern  und  St.  Jo- 

I  )  Dorlm.  U.U.  II,  I,  nr  38. 

2)  U.U.  V.  Halbcrsta.lt,  II,  nr  88«, 

3)  Tod.  dipl.  Sax.  II,  iir  135. 

4)  Ebd.  nr  180,  vgl.  195. 

5)  Ü.B.  d.  St.  Basel,  IV,  ur  326. 

6)  Dortm.  U.B,  II«  i,  nr  3o6b  (1388). 

7)  U.B.  d.  St.  (;os1ar,  III»  nr  557  b. 

8)  Kbd.  III,  nr  643b  u.  c (1323):  erst  nach  3  Jahren;  Mtinaräut  I,  nr  386:  noch 

3  Jahren. 

9)  Üorun.  U.B.  I,  2,  nr  525 u:  Eint:  Runte  ist  »p«r  aniios  quattuur«  ablüsbar  ^1336). 
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hanncs  gestattet,  worauf  dann  die  Rückzahlung  zu  Michaelis  er- 
folgte ^)  ;  ähnlich :  Kündigung  in  der  Meindwoche  mit  Ablösung 
zu  Ostern  —  Kündigung  nur  zu  Michaelis  oder  Ostern  mit 
Kückzahlung  ein  Vierteljahr  darnach 

Die  Hindung  der  Kündigung  an  einen  bestimmten  Tag  fällt 
weg,  es  bleibt  aber  eine  Kündigungsfrist  bestehen*). 

Kündigung  und  Rückzahlung  fallen  zusaiiinien.  sind  abti  an 
cuie  bestimmte  Zeit  im  Jährt  gi  hunden,  z.  H.  an  die  Woche  nach 
Ostern  oder  Michaelis  ''),  an  die  Woche  nach  Millwinlt  !  '  ).  nur 
zwischen  St.  Johannes  imd  Mittsonimt  r  •  an  St.  I'eter  und  l'aul  j, 
St.  W  al[>urgis      St.  Michaelis'").  Weihnachten"). 

Die  Ablösung  der  Seelzinse  stand  (h-r  Stadt  ebenso  offen 
wie  die  der  Kenten.  Al>er  sie  war  verpihehtet,  sie  so  vorzuneh- 
men, dass  der  Zins  nicht  einging. 

Leipzig  1470:  »unde  auch,  wenn  uir  solch  summe  geltis,  also 
obfurmelt  ist,  nach  seynem  tode  wider  abekouffen  wurden,  vns 
zciilu  tlissigen,  das  dy  sechs  huiHk  it  güldenen  widder  nutczlich 
s(»l  U  n  angelegt  V. erden,  vnde  das  mit  wissenschall  adervf>lu(Mi 
d<  s  aitarisu  n  tles  gnantcn  altars  sant  Ganggolffs,  das  sein  solche 
andacht  mcht  zcurucke  gin;'«'  ader  verkurtczt  wurde  '-). 

Chemnitz  I467:  =  1  )yst  Ibi-i  n  (\<ini  Rat  abgelösten)  dreyhun- 
dcrt  gülden  sal  also.ianni  dn  nlarrcr,  der  iczunt  ihl  oder  zu- 
kunlfiig  sein  wirl  mit  willen  unde  wissen  unsers  raths  alt  und 
ncw  an  andere  gewi.sse  ende  Icyhcn  uff  das  üulchs  gcstifftc 
nicht  vorgehe  '^). 

Im  Jahre  1449  lr)ste  Chemnitz  eine  Rente  von  27  tl.  mit  441  Ii. 
ab,  die  bisher  an  die  Pfarrkirche  zu  einer  Seelenmesse  ging.  Der 

t)  Hameln:  Mdnardus,  I,  Donat  nrf35,  20.  V};1.  ebd.  135,  3:  Ostern-I'litiii.xicn 

und  Mich.ic'lis. 

2)  Mcittardtis  I,  L)on:it,  nr  i-^^,  2i. 

3)  Hildcsheim.  1343:  Dt^duet .  I.  iir  934. 

4)  (iaiizjjihrlich  :  Cod.  ilij>l.  .Sax.  11,6,  nr  |i)5  .       j'''»'^'"^^' ■  Mii'iai  Jn^  I,  Doiiiil. 
^  '55-  '7'  '/»jährlich:  Cod.  dipl.  Sax.  Iii  6,  nr  99. 

5)  Dortm.  U.B.  II.  i,  nr  206]]  (1388). 

6)  Ebd.  II,  2.  nr  1041  (1400). 

7)  .^fihiitrdu:,  I)onat,  nr  135,14. 

8)  nr  135,  2. 

9)  F.hd.  nr  135,  3. 

10)  Kbd.  nr  135,  5. 

11)  Dortm.  U.B.  I,  2,  nr  525. 

13}  Cod.  dipl.  Sax.  11,9,  nr  277;  vgl.  nr  248. 
13)  Ebd.  U,  6,  nr  149. 
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]\nt  '^nh  «las  Kapital  dem  Abte  der  Kirche»  dieser  Irc^tc  9  fl.  hinzu 
und  Icauite  nun  von  der  I  ferzoj^Mn  Marj^arete  von  Sachsen  eine 
Rente  von  30  ti.  auf  das  Schloss  Colditz.  Diese  zweite  Anlage 
war  giinsti<^er  als  die  erste»  der  Rentenfuss  erhöhte  sich  dabei  von 
6V,  I'roz.  auf  6V3 

In  Basel  fand  die  Ablösunij  hoher  Kenten  auch  ratenweise 
statt.  1452  zahlte  es  von  800  fl.  loo  zurück  und  erniedrigte  da- 
durch die  Rente  um  5  fl. 

Der  j^rosse  I'ortschritt  in  kreditwirtschaftlicher  Richtlinie,  der 
in  der  Ablösbarkeit  der  Rente  laij,  wurde  nun  vervollständigt, 
wenn  dem  Rentenberechtigten  ebenfalls  das  Kündigungsrecht  zu- 
gestanden wurde.  Damit  war  der  Charakter  des  Rentkaufr^  be- 
seitigt. Der  Rentkauf  verwandelte  sich  in  das  Geschäft  des  künd- 
baren Darlehens,  und  die  fundierte  Schuld  der  Stadt  wurde  in  die 
schwebende  übergeführt. 

III.  Die  schwebende  Schuld. 

1 .  Die  II  n  l  s  t  e  h  u  n  «r  der  sc  h  w  c  b  e  n  d  e  n  Sc  h  u  1  d. 

Die  schwebende  Schuld  trat  in  den  niittclaiterhchen  Städten 
in  der  l''orm  des  beiderseits  kündbaren  Darlehens  auf.  Dieses  ist 
auf  dem  Boden  des  alten  Konsumtivkredites  entstanden.  Es 
konnte  sich  in  späterer  Zeit  aber  auch  aus  der  W'iederkaufsrente 
entwicki  in.    Dieser  Prozess  verlief  nicht  ohne  Uebeiigangsstufen. 

Das  Kündigungsrecht  des  Rentners  konnte  an  gewisse  Be- 
dingimgcn  geknüpft  sein: 

Der  Rat  zu  Hameln  verkauft  an  zwei  Brüder  für  44  Mark  eine 
Wiederkaufsrente  von  4  Mark.    Verzieht  der  Rat  mit  der  Zah- 
lung zu  St.  Walpurgis,  so  hat  er  dem  Rentner  binnen  J^^^^r 
Kaj)ital  und  versessene  Zinsen  zurückzuzahlen.  I^nde  14.  Jahrh.  *). 
Der  Rentner  wurde  hier  in  seinem  Rechte  auf  Rente  dadurch 
gesichiM  t,  dass  sich  sein  Eigentumsrecht  am  Kapital  erneuerte»  so- 
bald der  Rat  in  Verzug  geriet.    Dasselbe  konnte  bei  Seelgerät- 
stiftungen eintreten,  die  in  der  Form  des  Rentkaufs  gemacht  wurden. 
In  Hameln  wird  ein  wiederkäuflicher  Seelzins  in  der  Weise 
gesichert,  dass  der  Stifter  oder  seine  Erben  dem  Rate  tlas  Ka- 
pital kündigen  dürfen,  falls  er  den  Zins  nicht  mehr  an  die  Armen 


1)  Cod.  dipL  Sax,  II,  6,  nr  149. 

2)  Jlfiiftarätttt  I,  DoMt,  nr  141, 
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verteilt.  Die  Pflege  des  Seelj^erätes  geht  dann  an  sie  über.  1441 
Aus  Basel  wird  ein  Fall  erwähnt,  dass  der  Rentner  den  Rat 
gebeten  hat,  einen  Teil  des  Kapitals  abzuzahlen.   Der  Rat  gibt 
ihm  von  2200  II.  200  zurück  und  besett^  damit  zugleich  20  fl. 
Rente.    14/ 1 -)• 

In  Goslar  kommen  frühzeitig  beiderseits  kündbare  Rentver- 
träge vor.  Rentner  und  Rat  haben  Kündigungsrecht  nach  zwei 
Jahren  vom  Abschluss  des  Vertrages  an;  es  wird  dann  mit  Be- 
achtung einer  Frist  von  */«  Jah«*  ausgeübt*).  In  einem  anderen 
Falle  hat  nur  der  Rat  zwei  Jahre  abzuwarten,  der  Rentner  darf 
jederzeit  achtwöchentlich  kündigen,  und  zwar  das  ganze  Kapital 
oder  nur  einen  Teil  davon*).  Die  zwei  Jahre  fallen  auch  weg» 
es  bleibt  nur  eine  Kündigungsfrist  übrig.  Diese  ist  in  einem  Falle 
in  ihrem  Beginn  fest  bestimmt.  Für  den  Rat  ist  es  der  Monat 
vor  Weihnachten,  für  den  Rentner  der  Monat  vor  St.  Johannes. 
Zu  anderer  Zeit  darf  nicht  gekündigt  werden  Meist  fallt  aber 
diese  Beschränkung  fort''). 

Der  Lüneburger  Rat  verkauft  an  einen  Hannoveraner  eine 
Wiederkaufsrente.  Beide  Teile  dürfen  zu  den  zwölf  Nächten  vor 
und  nach  Weihnachten  kündigen;  zu  Ostern  zahlt  der  Rat  zu- 
rück 

Auch  in  Braunschweig  kommt  beiderseitige  Kündigung  vor 
Zu  den  ebengenannten  Zwischenformen  ist  zu  bemerken,  dass 
mit  ihrer  Aufzählung  nicht  zugleich  behauptet  wird,  die  Entwickc- 
lung  der  Wiederkaufsrente  zum  beiderseits  kündbaren  Darlehn  habe 
sich  überall  notwendig  auf  diesem  fein  abgestuften  Wege  vollzogen. 
Sehr  häufig  mögen  überhaupt  keine  allmählichen  Uebergänge  vor- 
angegangen sein,  ebenso  häufig  blieb  die  Entwicklung  des  Kün- 
digungsrechtes im  Mittelalter  ganz  aus.  Auch  zeitlich  ist  sie  ver- 
schieden eingetreten,  in  Goslar  schon  im  14.,  an  anderen  Orten 
erst  im  1 5.  Jahrhundert.  Der  Unterschied  zwischen  Wiederkaufs- 
rente und  schwebender  Schuld  konnte  sich  aber  fast  auf  einen 
Namensunterschied  reduzieren.   Die  so  entstandenen  Darlehnsvcr- 

I)  Afeinardiu,  I,  Donat,  nr  136. 
3)  U.B.  d.  St.  Basel,  VIII,  nr  397. 

3)  U.B.  <1.  St.  GosLir,  III,  nr  643c  (1333)  vgl»  604b. 

4)  Kbd.  in,  nr  643b. 

5)  Kbd.  III.  nr  238  (131 1). 

6)  Ebd.  III,  516,  a.  — c.  (1320}.  0043.0.(1322).  nr  643a.  d.c. 

7)  Sudmd«r/,  IV,  s.  1S4. 

8)  HttmitlmoHH^  III,  3,  »r  571,  14. 
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träge  zeichneten  sich  \  ov  den  anderen  nur  dadurch  aus,  dass  sie 
langfnsti<;ere  Schukiverhältnisse  begründeten  und  häufigere  und 
geregeltere  Zinszahhincjen  vorsahen. 

Der  jT^rösste  Teil  der  schwebenden  Schuld  ist  ohne  Zusammen- 
hang' mit  dtT  fundierten  entstanden.  Si<  hicss  >Leihgeld<  oder 
>  rechte  Schuld  und  wurde  damit  scharf  vom  Rentkauf  unter- 
schieden. Das  Mittelalter  erkannte  diesen  sehr  richtig  nicht  als 
Schul  dl  orm  an.  Bei  Begründung  der  rechten  Schuld  war  der 
eine  Teil  allein  der  Gebende,  der  immer  ein  Eigentumsrecht  an 
seinem  Kapital  Ix  hi(^lt.  Er  war  »Gläubiger«,  die  Stadt  Schuld- 
ner, der  die  Pflicht  hatte,  das  Darlehn  pünktlich  zurückzuzahlen. 
Die  rechte  Schuld  war  ausgesprochenes  Kreditgeschäft  ohne  Fun- 
dierung. 

Die  kurzfristige,  beiderseits  kündbare  Anleihe  hat  ihre  Vor- 
bilder ebenfalls  in  naturalwirtschaftlichen  Instituten.  Schon  früh 
hat  eine  Wirtschaft  von  der  anderen  in  Zeiten  ausserordentlichen 
oder  sonst  eigenartigen  Bedarfs  Verzehrungsgütcr  oder  Geld  ge- 
liehen, bei  Misserntc  oder  zu  Mitgift,  Lösegeld,  Bussen  und  Heer- 
fahrt. Das  Geld  erlangte  als  Leihgut  die  Oberhand.  In  den 
meisten  Fällen  kleidete  man  aber  das  Kreditgeschäft  in  die  Form 
des  Kaufes.  Der  Gläubiger  Hess  sich  dinglich  sichern,  und  die 
beiden  Satzungen  oder  Verkauf  auf  Wiederkauf  sind  dabei  die 
gewöhnlichen  Mittel. 

Die  stadtische  Entwicklung  hat  auch  hier  in  krcditwtrtschaft- 
lichcm  Sinne  fördernd  eingewirkt.  Kaufmann  und  Handwerker 
konnten  die  Satzung  mit  Gewere  des  Gläubigers  nicht  mehr  an- 
wenden, weil  sie  keine  liegenden  Güter  mehr  besassen,  die  sie 
dem  Gläubiger  zur  Nutzmessung  überlassen  konnten,  und  diesem 
wäre  das  selbst  lästig  gewesen.  Er  hatte  denselben  Beruf  wie 
der  Schuldner  und  konnte  sich  kaum  noch  mit  Landwirtschaft 
befassen.  Häuser  kamen  aber  zur  Satzung  in  geringer  Zahl  in 
Betracht.  Dazu  kam,  dass  die  Entwicklung  des  Betriebskredites 
zahlreicher  als  je  kurzfristige  Schuldvcrhältnisse  entstehen  Hess, 
deren  dingliche  Sicherstellung  zu  verkehrshemmend  war.  Man 
Hess  sie  daher  fallen  und  wandte  das  auf  Pcrsonalkredit  beruhende 
kurzfristige  Darlehen'  an.  Diese  Aenderung  des  Kreditgeschäftes 
hat  aber  auf  die  Entstehung  des  Kapitalzinses  fördernd  eingewirkt. 
Dieser  führte  sich  immer  mehr  statt  der  satzungsmässigcn  Siche- 
rung ein. 
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2.  Die  Eigenschaften  der  schwebenden  Schuld. 

Das  Geld  erschien  dem  Mittelalter  noch  lange  als  Verzeh- 
ningsfonds,  der  bei  seiner  Verwendung  verschwand.  Krst  allmäh- 
lich erkannte  man  die  Beziehungen,  die  es  zur  Produktion  haben 
kann,  dass  es  Kapital  darstellen  und  indirekt  einen  Ertrag  ver- 
anlassen kann.  Von  Leihgeld  wurde  daher  kein  Zins  gezahlt. 
Rechtlich  kleidete  sich  dieser  Zustand  in  das  kanonische  Ztns- 
verbot,  das  freilich  offiziell  erst  auftrat,  als  man  die  kapitalistische 
Natur  des  Geldes  bereits  einzusehen  begann.  Es  wurde  dann 
durch  die  Autorität  der  Bibel  und  durch  scholastische  Beweis- 
führungen gestützt. 

Aus  Gründen  des  kanonischen  Zinsverbotes  ist  ein  grosser 
Teil  der  schwebenden  Schuld  unverzinslich. 

Köln  lieh  1379—92  768948  Mark.  Von  146  Gläubigem 
verlangten  137  keinen  Zins,  darunter  befanden  sich  einige  Gross- 
kaufleute mit  sehr  bedeutenden  Leihkapitalien,  so  Heinrich  von 
der  Ercn  mit  16000  fl,,  Johann  Hirtzelin  mit  16730  und  1 1  122  Mark, 
das  höchste  Kapital  belief  sich  auf  53  333  Mark.  Durchschnittlich 
kamen  auf  jeden  Gläubiger  3000  M.  ^). 

Hildesheim  bezog  im  Jahre  1360  von  Braunschweig  ein  un- 
entgeltliches Darlehn  von  Ii 00  Mark,  das  in  Jahresraten  von 
100  Mark  zurückgezahlt  werden  sollte 

Göttingen  lieh  ebenso  zinsfrei  von  Erfurt  1500  fl.  im  Jahre 
1437.  Dieses  hatte  freilich  das  Recht  der  Zinsaufnahme  bei  Juden 
oder  Christen,  wenn  die  Rückzahlung  nicht  pünktlich  erfolgte'). 
Hier  lag  also  die  Möglichkeit  vor,  dass  die  Schuld  verzinslich 
wurde. 

Augsburg  bezog  im  Jahre  1389  vom  Bischof  ein  Darlehn  von 
7000  fl.   Die  Rückzahlung  erfolgte  in  Raten 

Im  Jahre  13 12  lieh  das  belagerte  Rostock  von  Lübeck  un- 
verzinslich für  1000  Mark  Mehl,  Bier,  Fleisch  und  Pfeile'). 

Diese  Anleihen  wurden  gewöhnlich  auf  kurze  Zeit  aufgenom- 
men, V*»  ganzes  Jahr.  Durch  Verzug  der  Rückzahlung 
dehnten  sich  diese  Fristen  aber  auch  auf  sehr  lan  ^c  Zeit  aus.  So 

1)  Am////«;',  s.  350. 

2)  Doebner,  I[,  nr  164, 

3)  L'.B.      St.  (lüttiiii:^^!!  FI,  iir  163. 

4)  IMl.  Auj^sb.  JI,  1)1  701. 

5)  Lüb.  U.B.  I,  nr  450. 
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.sclnildetc  Dortmund  der  Stadt  Stralsund  $ooü.  trotz  wiederholter 
Mahnungen  20  Jahre  lanj^n  ). 

Die  unverzinslichen  Leihgelder  bestanden  häufig  auch  in  De- 
positen .  die  von  der  Stadt  mit  verwendet  wurden.  Dafür  bietet 
Lübeck  sehr  interessante  Beispiele,  die  zugleich  zeigen,  welchen 
Anteil  das  städtische  Schuldenwesen  an  der  Entwicklung  der 
kredit wirtschaftlichen  Geldsurrogate  hat. 

Lübeck  empfing  am  4.  August  1285  von  dem  päpstlichen 
Legaten  Raynerius  de  Orio  den  Zehnten  der  Diözesen  Lübeck 
und  Katzeburg  im  Betrage  voniSOOfl.  als  Depositum.  Es  .stellte 
darüber  einen  Schuldschein  aus  und  versprach  die  Rückzahlung; 
des  Geldes  an  den  Inhaber  des  Fapieres  in  Hiiicfge,  und  zwar 
durch  Robert  de  Bursa  und  in  turonischen  Groschen  (128  Pfd.)*). 
Das  geschah  auch.  Robert  de  Bursa  zahlte  »nomine  et  ex  partec 
der  Stadt  an  den  Lombarden  Bonifaz  de  Orio  ^). 

Der  Sinn  dieses  Vorganges  ist  folgender:  Lübeck  befriedigte 
mit  der  Aufnahme  des  Depositums  ein  Anleihcbedürfnis.  Der 
päpstliche  Gesandte  erlangte  damit  Sicherheit  für  die  ihm  anver- 
trauten Gelder  und  ersparte  die  kostspielige  und  riskante  Bar- 
sendung. Er  schickte  an  einen  päpstlichen  Geschäftsträger  (Bo- 
nifaz de  Orio)  nur  den  Schuldschein  der  Stadt  Diese  selbst  ver- 
mied die  Barsendung  ebenfalls.  Sie  liess  einen  Brüggen  Ge- 
schäftsfreund für  sich  zahlen,  den  sie  wahrscheinlich  schriftlich 
benachrichtigte.  Sie  vertauschte  also  die  Gläubiger.  —  Wie  Robert 
de  Bursa  entschädigt  wurde,  kann  man  aus  Urkunden  von  1290 
entnehmen.  Die  Stadt  beauftragte  einen  ihrer  Bürger,  Reineke 
Mornevech,  der  sich  in  Geschäften  in  Brügge  aufhielt,  an  ihre 
dortigen  Gläubiger  zu  zahlen  und  sich  das  Geld  dazu  durch  An- 
leihen zu  verschaffen^).  (Er  soll  das  vor  Zeugen  tun  und  sich 
nach  der  Bezahlung  die  Schuldbriefe  zurückgeben  lassen).  Morne- 
vech lieh  nun  u.  a.  von  zwei  Hamburger  Kaufleutcn  Herding 
von  Werder  und  Lüdeke  Buck  150  Mark  am  i.  Aug.  1290  und 
gab  ihnen  dafür  Anweisungen  auf  die  Stadt  Lübeck: 

»Confitcor  et  recognosco,  me  brugis  recepisse  et  habuisse 
de  Herdingo  de  wcrdere  et  ludekino  dicto  bouc,  civibus  ham- 
burgensibus  centum  et  quinquaginta  marcas  stcrlingorum  per 

i)  I»ort)ti.  r.B.  II,  I,  nr  229  (1590).  lU,  1,  nr  360  (1407);  451  (l4io|. 
2.)  L.H.  Augi,b.  II,  nr  761. 

3)  Lüh.  U,B.  I,  nr  461, 

4)  Ebd.  II,  I,  nr  75. 
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decem  solidos  ad  opus  et  utitttatem  civitatis  lubiccnsis  pro 
quibus  denariis  teneot  et  promitto  dare  et  solvere  in  lubeke 
antedictis  hcrdingo  et  ludekino  vel  eoram  alten  aut  ipsorum 
mandato  vel  alterius  eorum  centum  et  quinquaginta  marcas 
argentt  lubicensis  pagamenti  infra  quindenam  postquam  pre« 
dictus  herdingus  et  ludekinus  venerint  in  hamborgh  sine  dila- 
tione  ulteriori^). 

An  demselben  Tage  schickte  Momevech  an  den  lübischen 
Rat  einen  Avisbrief  über  die  Anweisung  mit  dem  Ersuchen,  dieser 
zu  entsprechen. 

>Vcstre  discrcte  honestati  notum  facimus,  quod  in  brugis 
recepimus  ad  utilitatcm  vestram  de  herdingo  et  ludekino,  civi- 
bus  hamburgensibus  latoribus  presencium,  centum  marcas.  Hinc 
est,  quod  vestre  honestati  .«supplicamus,  exorantes  in  quantum 
possumus,  ut  quotienscunquc  vel  quandocunque  ipsi  vel  alter 
ipsorum  aut  eorum  nuncius  vel  unius  eorum  sccum  dcferens 
litteras  patentes  super  dictis  denariis  confectas,  ad  vos  venerit, 
ipsis  vel  eorum  alteri  .  .  .  taliter  solvere  et  delibare  dignemini  ne 
ob  me  aliquas  expensas  seu  dampnum  aliquod  incurrant,  quia 
ipsis  tenemur  refundere  per  ipsorum  simplex  verbum.  Cctenim 
rogamus  vestram  honestatem,  si  aliquo  modo  hoc  facerc  pos- 
setis,  ut  predictos  denarios  ipsis  in  hamborgh  reddere  et  sol- 
vere ad  ipsorum  voluntatem  faceretis,  scilicet  centum ....  mar- 
cas  ....  pagamenti« 
Dieser  Brief  wurde  also  den  Gläubigem  zugleich  mi^egebcn. 
Diese  waren  Kaufleute,  die  Geschäfte  in  Lübeck  oder  mindestens 
in  Hamburg  verrichteten.  Sie  entledigten  sich  wie  der  päpstliche 
Legat  des  Risikos,  das  Geld  auf  ihrer  Rebe  zu  verlieren.  Sie 
erhielten  es  14  Tage  nach  ihrer  Ankunft  in  Hamburg  ausgezahlt, 
14  Tage  nach  Sicht  des  Briefes,  —  in  anderen  Fällen  auch  an 
einem  bestimmten  Tage  des  Jahres       Momevech  gab  der  Stadt 
Gesamtbericht  über  die  für  sie  geleisteten  Zahlungen  und  die  Ein- 
nahmen«  die  meist  aus  Anleihen  stammten.  Es  waren  4371  Mark 
Ausgaben  mit  34  Mark  Unkosten  und  4405  Mark  Einnahmen. 
Beide  Posten  hoben  einander  also  auf*). 

Aehnliche  Geldgeschäfte  wie  Lübeck  nahm  Danzig  vor.  Im 

I)  Lüb.  U.B.,  I,  nr  556;         nr  5!,S. 

31  l'.bd.  I,  nr  557  ,  vgl.  ferner  nr  559.  560.  56t».  5O7.  II,  nr.  73,  74. 

Ebd.  I,  nr  558:  Ostern. 

4)  Ebd.  I,  nr  568. 
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Jahre  1409  lieh  der  preiissisclie  Sendbote  Dassel  in  London  von  einem 
Kitter  80  Nobel.  Er  stellte  ihm  eine  Anweisung:  auf  Danzigaus,  das 
die  Summe  aber  an  den  Ikeslauer  Bür<;cr  Schwarz  zahlen  sollte 

Auch  in  Danzi^  hatte  die  Kirche  irrüsserc  Summen  (Ablass- 
gelder) deponiert.  Im  T  ihre  1448  forderte  der  Papst  den  Hoch- 
meister auf,  diese  Gelder  einzuziehen.  Die  Stadt  hatte  sie  aber 
verbraucht  und  stellte  dafür  zwei  Schuldscheine  aus,  jeden  über 
250  Gulden  und  nach  ^/^  bez.  l  Jahr  zahlbar 

Neben  der  unverzinslichen  schwebenden  Schuld  nimmt  aber 
auch  die  verzinsliche  einen  breiten  Kaum  ein.  Wurde  sie  bei 
Christen  bezogen ,  so  musstc  das  Zinsverbot  auf  ii^end  einem 
Wege  iimi;ani;en  werden,  und  das  spätere  Mittelalter  war  darin 
sehr  erfinderisch. 

Am  verbreitetsten  war  die  VertauschunL^  des  Wortes  Zins 
durch  ein  anderes,  das  harmloser  klang.  Wenn  nämlich  die  Stadt 
auf  kurze  I'Yist  von  ihren  Bürgern  lieh»  etwa  auf  '/a  t>'s  ein  Jahr, 
so  versprach  sie,  bei  Versäumnis  der  Rückzahlung  ein  loprozen- 
tiges  Handgeld  (pena  et  intercsse,  capcio)  als  Verzugszins  zu  ent- 
richten. Darnach  hatte  sie  das  Kecht,  sich  des  Kapitals  noch 
einmal  auf  die  ausbedungene  Zeit  zu  bedienen.  Dieser  Vorgang 
konnte  sich  dann  weiterhin  wiederholen. 

Am  25.  Februar  1390  lieh  Dortmund  von  einer  Frau  von 
Kerpen  fxxx)  Gulden,  die  am  29.  Juni  1391  zurückgezahlt  werden 
sollten.  Die  Stadt  befand  sich  nun  in  so  bedrängter  Lage,  dass 
man  bei  Abschluss  des  Geschäftes  auf  beiden  Seiten  wissen 
konnte,  wie  unmöglich  die  Hinhaltung  des  Termines  war.  Dem- 
nach musste  man  auch  sicher  mit  der  Zahlung  des  Handgeldes 
rechnen,  das  auf  600  Gulden  festgesetzt  war  und  binnen  14  Tagen 
nach  dem  Termin  entrichtet  werden  musste.  Das  Kapital  sollte  dann 
ein  weiteres  Jahr  im  Besitze  des  Rates  bleiben  Aehnlichc  Ver- 
träge schloss  die  Stadt  über 2000,  1000,  3cx> und  250 Gulden  ab*). 

Basel  wurde  am  28.  Juli  1373  dem  Krzpriestcr  Werner  Schal 
2860  fl.  schuldig,  bis  zum  16.  Oktober  zahlbar.  14  Tage  nach 
der  Mahnung  des  Gläubigers  hatte  die  Stadt  10  Prozent  Verzugs- 
zins zu  zahlen 

1)  A'ewmiini.  ( jtsthiclUL'  ilcs  WccIi-^tK,  s.  12S. 

2)  .\'et4niaiit! ,  (  u-^t  It.  ilc>  Wuchers,  8t>, 

3)  Durliu.  U.JJ.  II,  1,  nr  246. 

4)  Ebd.  Ilf  I,  nr  S40  ff.  u.  260  B  47  a. — c;  4S— 51. 

5)  U.B.  Basel  IV.  nr  368. 
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In  allen  diesen  Fällen  liegen  deutliche  Umgehungen  des 
Zinsverbotes  vor. 

Hierher  gehören  auch  die  Tuchi^eschäfte,  die  Breslau  zu  An- 
ieihezwecken  abschloss  Die  Stadt  übernahm  von  einem  Gross- 
händlcr  ein  Leihkapital  in  Tuch,  das  sie  als  Natiiralleistung  — 
Steuer  an  den  Herzoi^^  —  weiter  reichte.  iJer  Kaufmann  erhielt 
nach  einiger  Zeit  Geld  zurück ,  den  angeblichen  Kaufi)reis  des 
Tuches.  Tatsächlich  übertraf  aber  dieser  den  Marktpreis  bedeu- 
tend, so  dass  in  Wahrheit  eine  kurzfristige  verzinsliche  Anleihe 
vorlag. 

Die  Tuchgeschäfte  wurden  später  im  geldwirtschaftlichen  Sinne 
weiter  ausgebildet.  Der  Gläubiger  gab  der  Stadt  nicht  mehr  das 
Tuch ,  sondern  das  Geld ,  das  scheinbar  in  1  uch  umgerechnet 
wurde.  Der  Kaufmann  erhielt  mehr  Geld  zurück.  Die  DifA  rcnz 
war  in  Wahrheit  Kapitalzins.  Die  Stadt  aber  buchte  ihn  als 
>perdicio  in  paunis«. 

Das  Zinsverbot  wurde  auch  umgangen,  wenn  eine  Schuld  in 
schlechtem  Gelde  gemacht  und  die  Rückzahlung  in  gutem  verein- 
bart wurde.  In  Breslau  war  das  geprägte  (jeld  '/^  geringer  als 
Feinsilber,  so  dass  solche  Anleihen  mit  20®/o  verzinst  wurden*). 

Verwandt  damit  ist  die  Rückzahlung  zu  höherem  Kurse.  Der 
Danziger  Geschäftsträger  in  Brügge  lieh  von  einem  Kölner,  namens 
S warte,  loo  Pfd.  zu  8  Mark  und  versprach  ihm,  das  Pfd.  zu 
II  Mark  zurückzuzahlen.  Die  Stadt  war  aber  nur  mit  lo  ein- 
verstanden.   Es  kam  zum  Prozess.    Swarte  gewann 

Unverhüllt  trat  der  Kapitalzins  auf,  wenn  es  sich  um  Anleihen 
von  Juden,  Cawerzen  oder  Lombarden  handelte,  und  zwar  unter 
dem  Xamen  Schaden  und  Wucher.  Die  Juden  hatten  das  Zins- 
privileg allgemein,  die  christlichen  Geldhändler  bcsassen  es  per- 
sönlich; jene,  weil  sie  ausserhalb  der  Christenheit  standen,  diese, 
weil  sie  sich  allgemein  und  nicht  zum  wenigsten  der  Kirche  un- 
entbehrlich gemacht  hatten.  Sie  nahmen  von  der  Stadt  lo — 15  Vo< 
£s  kamen  sogar  Zinseszinsen  vor: 

Dortmund  lieh  1390  von  einem  Juden  800  fl.  zu  15  */o*  I^ie 

versessenen  Zinsen  waren  zum  Kapital  zu  schlagen  und  mit 

diesem  weiter  zu  verzinsen 

1)  fievtr,  Schukicnwcscn  der  St.  Breslau,  s.  73  IF. 

2)  ßeytr,  a.  a.  O.  s.  77. 

3)  A'euftiann,  Gesch.  d.  Wechsels,  s.  157. 

4)  Dortnu  U.B.  II,  i»  m  358. 
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IV.  Die  Verwendung  der  einzelnen  Schuldformen  im  städti- 
schen Hausbalte. 

I.  Das  ^gegenseitige  Verhältnis  der  Schuldformen. 

Das  Verwendungsverhältnis  der  drei  Schuldformen  im  städti- 
schen Haushalt  war  lokal  sehr  verschieden. 

In  manchen  Städten,  wie  in  Augsburg  oder  Breslau  scheint 
die  schwebende  Schuld  vor  der  fundierten  eingesetzt  zu  haben. 
Die  Urkundenböcher  überliefern  wenigstens  für  jene  ältere  Nach- 
richten. Breslau  nahm  nach  dem  Hcnricus  pauper  in  den  Jahren 
1299 — 1337  9315  Mark  schwebende  Anleihen  auf,  10S18  Mark 
wurden  in  derselben  Zeit  zurückgezahlt,  sodass  man  lückenhafte 
Buchungen  vermuten  muss  >).  Das  erste  Zeugnis  eines  Rentkaufs 
ist  erst  aus  dem  Jahre  1337  erhalten. 

Aus  den  meisten  Städten  wird  die  Anwendung  beider  For- 
men von  Anfang  an  zugleich  überliefert. 

Sehr  verschieden  ist  nun  das  gegenseitige  Verwendungsver- 
hältnis der  einzelnen  Formen  nach  ihrer  Höhe. 

Breslau  nahm  1337—57  77^^  Mk.  Rcntenschuld  und  5896  Mk. 
schwebende  Schuld  auf.  In  den  nächsten  dreissig  Jahren  trat 
letztere  zu  gunstcn  jener  weit  zurück:  1357—97  verkaufte  die 
Stadt  im  ganzen  für  29025  Mk.  wiederkäufliche  Erbrenten  und 
für  9300  Mk.  Leibrenten  und  zahlte  1387  etwa  1330  Mk.  jährlich. 
Ihre  ordentlichen  Ausgaben  betrut^cn  4033  Mk.,  die  Schuldver» 
zinsunj^  beanspruchte  also  fast  33  Proz.  davon.  1387—1418  nahm 
sie  53650  Mk.  Erbrcntcnschuld  und  i7i7oMk,  Lcibrentenschuld 
auf,  darunter  1409  allein  11786  Mk.  und  1440  Mk.*). 

Auffallend  ist  also  das  Ucbcrwiegen  der  Erbrentenschuld. 
Ihre  häufigere  Anwendung  gegenüber  der  schwebenden  Schuld 
erklärt  sich  daraus,  dass  die  Stadt  bei  ihr  lu^cntümerin  des  Ka- 
pitals wurde  und  die  Tilgung  vollständig  selbst  bestimmte.  Bei 
kurzfrisii-cn  Anleihen  wäre  sie  an  Rückzahlungstermine  gebunden 
oder  der  Gefahr  der  Kündigung  ausgesetzt  gewesen,  wenn  gegen 
diese  nicht  bestimmte  Zahttermine  schützten.  Besonders  in  kriti- 
schen Zeiten  wäre  dieser  Fall  sehr  häufig  eingi^trcten.  Die  Lage 
der  Stadt  konnte  dann  geradezu  verhängnisvoll  werden.  —  Ausser- 

1)  Beyer,  a.  a.  O.  s.  So. 

2)  Ebd.  s.  80. 
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dem  war  dci  Zinsfuss  der  schwebenden  Schuld  bcträchUich  höher 
als  dor  Rcntt  nhiss. 

J  )ic  l^cvorzut^unj^  der  Frbrcntc  vor  der  I.tMhrcnte  wird  durch 
das  V'crhältni'?  der  Kententüsse  bewirkt.  i'iir  jene  brtni?^  er 
S'  ;  IVoz.,  für  diese  lo  12  Proz.  Der  Unterschied  ist  relativ  . i^e- 
rin^.  Die  Kentkäufcr  zogen  daher  I'>brenten  vor.  Sic  konnten 
hier  immer  hoffen,  ihr  Kapital  zurüciczuerhahen,  i  nd  sie  bezoi^jen 
doch  eine  im  Verj;leich  zu  den  Leibrenten,  bei  denen  das  Kapi- 
tal endj>ültij^  verloren  war,  hohe  Rente.  Diese  reichte  aber,  auch 
wenn  die  Stadt  keine  Ablösnncr  vornahm,  auf  die  i'>ben  nach. 
In  dem  Verhältnis  beider  Rentarten  in  der  Stadtschuld  drückt 
sich  also  die  Zwan'^fsla<^^e  der  Stadt  bei  der  Anfnnhme  der  An- 
leihen aus.  Sie  musste  sich  dem  Angebot  der  Darleiher  bis  zu 
einem  {.gewissen  Grade  fü^^en. 

Sie  hätte  freiUch  von  der  Vorherrschaft  der  Leibrente  Nutzen 
j^ehabt.  Gesetzt,  sie  verkaufte  zwei  gletchhohe  Kenten,  die  eine 
als  Leibrente  zu  lo  Proz.,  die  andere  als  ablösbare  ICrbrente  zu 
8  '/.■?  Proz.,  so  musste  sie  für  diese  mit  Ablösunj^  stets  mehr  zahlen 
als  für  jene.  Rentabler  war  die  Wicderkaufsrente  erst,  wenn  der 
Leibrentner  längjer  als  6o  Jahre  nach  Abschluss  des  Vertrages 
lebte.  Dieser  Fall  trat  selbstverständlich  kaum  ein.  Beyer  ist  es 
gelungnen,  aus  den  Brcslauer  Kentverzeichnissen  die  Leben.sdauer 
von  64  Leihrcntncm  zu  ermitteln.  Es  lebten  davon:  i  Rentner 
noch  39  Jahre;  1  Rentner:  37  Jahre;  i:  36;  i:  32;  3:  28;  2  26; 
2:  23;  2:  22;  l:  21;  3:  20;  21:  10—20;  20:  1  — 10;  3:  1  Jahr. 
Ximmt  man  von  den  10=20  und  i — 10  Jahren  die  mitlitten 
Jahre  15  und  5  als  Durchschnittsjahre  an,  so  ergibt  sich  als 
DurchschnittsK  ])t  nsiIaiH  r  der  64  Rentner  ein  Zeitraum  von  14  Jah- 
ren. In  dieser  Zeit  zahlte  die  Stadt,  wieder  100  Mk.  Kapital  an- 
genommen, an  die  Leibrentner  140  Mk.^  an  die  Wiederkaufs- 
rentner  mit  Ablösung  216^'.  Mk. 

In  K<>ln  war  das  Verhältnis  der  Schuldformen  i^anz  anders 
geartet.  Die  Stadt  nahm  hier  sehr  hohe  schwebende  Schulden 
auf  und  bevorzugte  unter  den  Rentschulden  die  Leibrente.  Im  st 
im  15.  Jahrhundert  steht  dieser  die  Wicderkaufsrente  ebenbürtig: 
zur  Seite.  Im  Jahre  1393  hatte  die  Stadt  eine  schwebende  Schuld 
von  135 184  Mk.  und  nahm  6442.S  Mk.  Leibrentenkapital  auf. 
1414  -  31  bezoj;  sie  354728  Mk.  Lrih:^cld  und  478^,^7  Mk.  Ren- 
tenkapital. Von  diesem  entfielen  aber  jetzt  244475  Mk.  auf  5  pro- 
zcntige  Leibrenten.    1432 — 73  nahm  sie  542685  Mk.  in  Leibren- 


Digitized  by  Google 


-    4«  - 


ten  und  ,^35989  Mk.  in  l^rbrcntcn  aiit^). 

l)cr  Zinsuntcischicd  von  5  l'roz.  hat  jrd<*nfalls  die  anfän^- 
liciie  V^orhciTschaft  der  Leibrente  bcirründcn  in  !u  n.  Für  die  Stadt 
wurden  diese  erst  nach  20  Jahren  kostspieH.;(M  als  dir  W'iedcr- 
kaufsrente.  Dass  aber  diese  trotzdem  neben  jener  Geitunt^  cr- 
lanj^tr.  ist  daraus  erklärlich,  dass  rlcr  dnni,'cnde  Bedarf  der  Stadt 
doch  zu  ihrer  Anwend.uiiL;  nöti«^te  und  dass  auf  der  anderen  Seite 
die  Gläubij:jer  ^^ehr  oft  nicht  wiUens  wnron ,  sich  ilires  Kapitals 
endj^ültiLi  zu  entäussern.  Sic  wollten  es  nur  vorüber^^ehend  an- 
le<;en;  denn  sie  wussten,  dass  die  Stadt  doch  schliesslich  die  Ab- 
l<isun<4  vornehmen  würde.  Von  grossem  lünflusse  war  hier  auch 
die  Weitcrbei^ebunj^sfähicjkeit  des  Rentbriefes,  die  sich  zu  i^instcn 
der  kentenberechti<^ten  allmählich  entwickelt  hatte.  Er  konnte 
den  J^rief,  damit  also  sein  Recht  auf  Rente  verkaufen,  wenn  die 
Stadt  mit  der  Kündii^unj;  des  Kapitals  zauderte.  Ferner  kommt 
hier  von  Seiten  der  Stadt  noch  in  Betracht,  dass  die  Wicder- 
kaufsrentc  momentan  geringere  periodische  Zahluni^en  beanspruchte 
als  die  Leibrente,  eine  Eigenschaft,  die  der  Stadt  in  schwierigen 
Lagen  nur  erwünscht  sein  konnte. 

Aehnliche  Erscheinuns:yen  wie  in  Köln  bietet  die  Schuld  in 
allen  Städten,  die  gleich  hohe  Zinsunterschiede  aufweisen.  Jede 
der  beiden  Kcntlormcn  hatte  liier  ihre  individuellen  Vorteile  für 
Kentenkäufer  und  -Verkäufer,  und  beide  hielten  einander  in  der 
Verwendung  ungefähr  die  Wage. 

Mainz  zahlte   1437  9403  fl.  jährliche  Wiederkaufsrentc  und 
9095  fl.  Leibrente;   für   1444  sind  die  entsprechenden  Zahlen 
10372  fl.  und  9510  fl.   Die  Anleihekapitale  betragen  für  die 
Wiederkaufsrenten  1437:  239195  fl.  und  1444 :  24941«  fl. 

Leibrente  1437:   nmd  91 000  fl.    »     1444 :    95000  fl. 

Der  Rentfuss  betrug  bei  Wiederkaufsrenten  3,  3'/3,  4  und 
5  Proz.,  für  Leibrenten  10  Proz.  Schwebende  Schulden  kamen 
wenig  zur  Anwendung,  nur  einmal  nennt  die  Stadtrechnung  ein 
Leihgeld  von  Sooo  fl. 

Nfirnherg  bevorzugte  anfani^s  Leibrenten,  später  aber  erlang- 
ten die  Wiederkaufsrenten  mindestens  die  gleiche  Bedeutung: 

1389/90  zahlte  die  Stadl  jährlich  6427  Ffd.  Leibrenten,  die 
Wiederkaufsrenten  sind  in  ihrer  Höhe  nicht  sicher  zu  ermitteln, 
Hegel  nennt  3H2  Pfd.  1433/34  belief  .sich  die  l.oihrente  auf 
10316  Pfd.,  das  Ewiggeid  auf  S292  Pfd.;  1442  auf  7469  Pfd.  und 

1)  h'ttippingt  a.  a.  O.  s.  352. 


Digitized  by  Google 


—   49  — 


19641  Pfd.  —  Die  Gesamtausgabe  betrug  T433/34  59955  Pfd., 
die  Verzinsung  der  Schuld  nahm  mit  18608  Ptd.  etwa  33  Proz. 
davon  in  Anspruch;  1442  steigerte  sich  das  Verhältnis  bei  einer 
Ausgabe  von  60660  Pfd.  auf  45  Proz.  Sie  verschlang  den  gröss- 
tcn  Teil  der  Einnahmen,  die  auf  etwa  35000  Pfd.  standen*).  Die 
Stadt  war  daher  fortgesetzt  zu  neuen  Anleihen  genötigt,  nur  um 
den  dringendsten  Bedarf  zu  befriedigen.  Die  Folge  mnsste 
eine  vollständige  Zerrüttung  ihrer  Finanzen  sein,  die  nicht  ohne 
schädliche  Wirkungen  auf  ihre  Machtstellung  bleiben  konnte.  Tat- 
sächlicl)  hat  der  Ruin  des  Haushaltes  bei  mancher  Stadt  an  dem 
Verlall  ihrer  Selbständigkeit  grossen  Anteil  gehabt. 

2.  Die  Konversionen. 

Die  verschiedene  Rentabilität  der  einzelnen  Schuldarten  und 
die  Ümbüdtingen,  die  jede  im  Laufe  der  Zeit  erfuhr,  veranlasste 
sehr  häuAg  Konversionen.  Die  Stadt  ersetzte  eine  Schuldsorte 
durch  dne  vorteilhaftere  oder  entlastete  schwierige  Finanzpeho- 
den  zu  Ungunsten  zukünftiger. 

Die  Konversionen  konnten  innerhalb  der  gleichen  Schuldform 
vorgenommen  werden. 

Eine  Form  der  Leibrente  wurde  in  eine  andere  verwandelt, 
in  Mainz  z.  B.  die  volle  in  eine  solche  auf  mehrere  Leben;  ver- 
einzelt sogar  so,  dass  der  Rentner  für  seine  Lebenszeit  vollständig 
zum  Besten  seiner  Erben  verzichtete*). 

Zweck  dieser  Operation  waren  momentane  Erleichterung  der 
finanziellen  Ver[>flichtungcn  und  ihre  \^crschiebung  auf  spätere 
Zeiten ;  denn  die  Rente  auf  mehrere  Leben  wurde  auch  bei  Leb- 
zeiten des  ersten  Rentners  niedriger  gezahlt;  sie  betrug  statt 
IG  Proz,  nur  8^3  Proz.,  in  Mainz  sogar  nur  die  Hälfte  der  vollen 
Rente.  Die  Rechnung  spricht  von  Renten ,  die  »halb  bi  leben 
und  halb  nach  dode«  zu  zahlen  sind. 

Da  der  Leibrentenvertrag  unkündbar  war,  konnte  er  nur  auf 
dem  \\\ gütlicher  Vereinbarung  beider  Teile  geändert  werden. 
In  Zeiten  der  Not  gelang  es  dem  Rate  auch  nicht  selten ,  seine 
Leibrentner  zur  Bewilliguri'^  von  Nachlässen  an  der  jährlichen 
Rente  oder  auch  von  Kapitalerhöhungen  zu  veranlassen,  ohne 
dass  er  bei  diesen  zu  grösseren  Zahlungen  verpflichtet  wurde. 
Die  Räte  von  Braunschweig,  Dortmund  und  Mainz  erhalten  7« 

1)  Htgel^  I,  s.  394  ff. 

2)  Ebd.  17,  s.  108. 

Zeitaebrifk  für  die  fei.  StMiawiucnsch.  Brgftniuiigsheft  19.  Sl 
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oder  der  jährliche  n  Rente  nachgelassen.  Auf  versessene  Zinse 
wird  haiifiL,^  verzichtet. 

Die  Stadt  Köln   crlanL^te   in  den  90  er  Jahren  des  14.  Jahr- 
hunderts von  einigen  Leibrentnern  nachträglich  AMösungsrecht, 
s(),.(ar  unter  l'>nicdncn.ing  des  Rentenfusses  von  lo  auf  S'/sProz. 
Seit  1422  aber  konvertierte  sie  wieder  umgekehit,  da  die  finan- 
zielle Lage  Ablösung  nicht  zulicss. 

Die  Konversion  der  Wiederkaufsrentc  war  insofern  leichter, 
als  die  Stadt  hier  auf  Gnmd  ihres  Kiindigungsrechtes  ohne  Kin- 
willigung  der  Rentner  vorgehen  konnte »  freilich  nur  in  günstigen 
Zeiten. 

Wenn  der  Rentenfuss  sank,  wurden  Renten  verkauft  und  mit 
den  Kapitalien  die  alten  höher  verzinslichen  abgelöst.  In  Breslau 
beauftragte  der  Rat  die  Bürger,  die  Renten  zum  neuen  h'usse 
kaufen  wollten,  ihr  Kapital  den  alten  Rentenberechtigten  direkt 
zu  zahlen.    Kr  .stellte  ihnen  dann  neue  Rentbriefe  ans 

Basel  hatte  \indc  des  14.  Jahrhunderts  Wicderkaufsrenten  zu 
7 — 10  Proz.  verkaufen  müssen.  .Ms  der  Rentfuss  von  Jahr  zu 
Jahr  auf  4  Proz.  sank,  nahm  der  Kat  fortgesetzt  entsprechende 
Konversionen  vor.  Mr  vericaufte  Renten  zu  dem  niedrigeren  Fusse 
und  löste  mit  den  dabei  erhaltenen  Kapitalien  die  älteren  ab*)» 

Breslau  verwandelte  um  1370  seine  loprozcntigc  Wieder- 
kaufsrentc in  eine  8  Vs  prozentiLye  *). 

Köln  löste  im  14.  Jahrhundert  wiederholt  5prozentige  Erb- 
renten mit  4  prozcaitigen  Rcntkapitalien  ab ''). 

In  zahlreichen  Fällen  blieben  die  Gläubiger  dieselben.  Der 
Rat  veranlasste  sie  zu  Aufzahlungen  auf  das  Kapital,  ohne  dass 
sich  dadurch  die  Rente  erhöhen  sollte.  Das  geschah  in  Breslau  *) 
und  Magdeburg'),  Von  den  zahlreichen  Baseler  Beispielen  seien 
hier  nur  einii^e  hervorgehoben.  Die  Stadt  konvertierte  im  Jahre 
1454  Wicderkaufsrenten  von 


30  fl. 

für  600  fl.  auf  30  fl.  Tür  690  — 

5 
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% 
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»  300  >    »  15  •    *  345  = 
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1)  KnippiHg,  s.  358. 

2)  Beytr,  s.  8. 

3)  Schi'tiba-}:,  s.  in  ff. 

4)  Btyer,  s.  89. 

5)  Knipping,  s.  361,  370. 

6)  Beyer,  s,  89. 

7)  ü.B.  d.  St.  Magdeburg,  III,  nr  2. 

8)  U.B.  d.  St.  Basel,  VII,  nr  411.  VIII.  nr  2. 
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Die  Hamburger  Känunereirechnungen  führen  u.  a.  Buchungen 
über  Schuldenverzinsung  und  Tilgung  an^): 


pccunia  accepta 

pro  censtt 

pro  censu 

bupra  censum: 

redempto : 

dato : 

246  Pfd. 

244  Pfd. 

Pfd.    9  sch 

I04.    »    8  sch. 

350 

»     13  * 

»352 

18 

295 

»353: 

570  • 

I3<J  ' 

304 

»354: 

688  • 

268 

»355- 

312  » 

77  * 

341 

1356: 

1040  » 

16  » 

371 

*357: 

39a  . 

«4  > 

»358  ■• 

7a  » 

433 

1360: 

715  » 

-~  » 

449 

6  > 

1370: 

360  » 

708  » 

567 

»      8  > 

1371: 

458  » 

1296  > 

SOI 

Ks  wurden  also  for^esetzt  Renten  zugleich  verkauft  und  ab- 
gelöst. 

Eine  versteckte  Konversion  fand  statt,  wenn  man  die  Renten 
in  schlechterem  Gelde  als  das  Hauptfeld  bezahlte'). 

Konversionen,  die  keinen  direkten  Nutzen  zum  Ziele  hatten, 
wurden  voigcnommen,  wenn  man  einen  Rentner  durch  den  an- 
deren ersetzte*). 

Die  Position  des  Rentners  war  in  Zeiten  der  Konversionen, 
die  zugleich  Zeiten  günstiger  Finanzlage  waren,  ziemlich  schwach. 
Er  musste  sich  meist  fügen  und  auf  das  ihm  ungünstige  Geschäft 
eingehen.  Er  musste  vielfach  zufrieden  sein,  dass  er  für  sein 
Kapital  überhaupt  noch  eine  Anlagestetle  fand.  Eine  Magdebur- 
gerin bat  einmal  den  Rat  zu  Zerbst,  die  Kündigung,  die  er  gegen 
sie  hatte  ergehen  lassen,  doch  zurückzunehmen,  sie  wollte  gern 
4  Proz.  statt  $  beziehen,  wenigstens  solange  sie  lebte.  (»Ersamen 
leven  herren  bewiset  mik  hir  guden  willen  ane,  des  und  alles  gudes 
tk  mik  juk  wol  vermode  und  genczliker  ghetruwe,  dar  na  do 
gij  mik  besunderen  wol  to  dankec  *).  Der  Kanonikus  Hordorp 
hat  vom  Zerbster  Rate  ebenfalls  Kündigung  erhalten.  Er  unter- 
handelte wenigstens  erst,  bevor  er  das  Geld  in  Magdeburg  weiter 
anlegte;  er  schrieb  dem  Rate  seine  »andacht«  gegen  die  Kündi- 
gung. Dieser  antwortete  aber  abschlägig,  dass  er  das  Geld  nicht 
behalten  wolle*). 

1)  KoppHuinn,  I,  s.  XXVI. 

2)  Knipping,  s.  361  f. 

3)  Schunlitrg,  s.  102  ff, 

4)  ü.B.  d.  St.  Magdeburg,  III,  nr  2  (1465). 

5)  Ebd.  III,  Nachtr.  nr  15. 
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Die  zweite  Art  der  Konversion  ist  die  Vertauschung  einer 
Schuldart  mit  einer  anderen. 

Da  Leibrenten  nur  sehr  ausnahmswebe  ablösbar  waren, 
konnten  sie  zu  Konversionen  weni<^  in  Betracht  kommen.  Sie 
waren  ja  dadurch  eine  günstige  Schuldform,  dass  sie  in  vielen 
Fällen  durch  den  Tod  des  Rentners  rasch  getilgt  wurden. 

Wiederkaufsrenten  Hessen  sich  leicht  in  Leibrcnun  umwan- 
deln. Die  Stadt  verkaufte  Leibrenten  und  löste  mit  den  Kapita» 
Uen  Wiederkaufsrenten  ab.  Ganz  besondere  Anregungen  empfii^ 
sie  dazu,  wenn  der  b'uss  der  letzteren  hoch  war.  Die  langdauernde 
Verzinsung  dieser  Schuld  war  dann  sehr  lästig;  deshalb  schritt 
sie  zur  Konversion,  sobald  sich  die  Finanzlage  einigermassen 
besserte. 

Köln  löste  Mitte  des  15,  Jahrhunderts  4-  und  5prozentige 
Wiederkaufsrenten  mit  SVsprozentij^en  T.eibrentenkapitalien  ab. 
Nach  der  Revolution  von  1512  wurd«-  der  Rat  beauftragt,  für  jede 
absterbende  Leibrente  eine  neue  gleichhohe  ZU  verkaufen  und 
mit  dem  Gckle  Wiederkaufsrenten  abzulösen*). 

In  Frankfurt  empfingen  c  inmal  fünf  Ratsherren  aus  der  Stadt« 
kassc  2889  fl.,  die  durch  Leibgedingsverkauf  cingckommen  waren, 
um  clamide  widderkaufe  abe  zu  losen,  als  in  der  Rad  daz  be- 
folen  hat « 

Mainz  veranlasste  durch  Zusicherung  höheres  Renten  einige 
Wiederkaufsrentner,  ihre  Renten  in  Leibrenten  zu  verwandeln'). 

Die  kurzfristige  beiderseits  kündbare  Anleihe  gewährte  der 
Stadt  einen  Augenbltcksvorteil.  Sie  gelangte  dabei  rasch  in  den 
Besitz  beliebig  grosser  Summen,  was  in  Zeiten  grossen  und  sehr 
dringenden  Bedarfs  von  hoher  Bedeutung  war.  Nachher  aber 
traten  die  lästige  Veizinsui^  an  Juden  und  Lombarden  und  die 
Zahlung  der  Handgelder  ein,  und  sie  machten  die  rechte  Schuld  zur 
kostspieligsten  von  allen.  Die  Stadt  suchte  sich  ihrer  daher  mög- 
lichst bald  wieder  zu  entledigen.  Sie  verwandelte  die  schwebende 
Schuld  in  fundierte  Rentenschuld. 

Aus  diesem  Grunde  verkaufte  Köln  ebenfalls  die  bereits  be- 
sprochenen zahlreichen  Leibrenten.  Die  Zahlen  für  die  schwe- 
bende Schuld  werden  daher  durch  die  Rentenkapitalien  zum 
grossen  Teil  aufgehoben.  Man  darf  beide  Zahlen  nicht  addieren, 

1)  A  tu/>/>i»,i,\  s.  Ti7S  f. 

2)  Ä'rie^t,  b.  393. 

3)  Äiff»/,  17,  9. 239. 
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um  ein  Bild  der  Gesamtverscbuldung  zu  erhalten. 

Ein  Dortmunder  Geschäftsträger  verkauft  im  Jahre  1390  in 
Köln  Renten  und  löst  mit  den  Kapitalien  Schuldbriefe  auf  die 
Stadt  Juden  ein:  »Ende  och  ich  sey  gerne,  dat  wy  cen  deel 
annewardes  van  den  Juden  comen  konnten« 

Der  grosse  Rat  von  Augsburg  beschloss  im  Jahre  1341,  Leib- 
renten zu  verkaufen,  um  damit  die  Stadt  »von  den  Juden  zu 
lösen«  und  »mit  dem  mindern  schaden  den  groezzem  schaden 
fuerchoemen« 

Auf  der  anderen  Seite  nehmen  die  Städte  aber  vereinzelt 
auch  schwebende  Schulden  auf,  um  fundierte  damit  abzulösen, 
—  so  Hildesheim.  Das  schon  genannte  Darlchn  von  iioo  Mk. 
vom  Braunschweiger  Rate  wurde  zur  Einlösung  verpfändeter  städti- 
scher Nutzungen  verwendet.  Aehnliche  Zwecke  wurden  mit  den 
anderen  Anleihen  eines  Stadtrates  bei  einem  anderen  verfolgt. 

Diese  Art  der  Konversion  in  eine  Schuldform,  die  oben  als 
die  kostspiel^te  gekennzeichnet  wurde,  ist  hier  aber  leicht  ver- 
ständlich.  Alle  diese  Darlehen  waren  unverzinslich. 

1)  Dortm,  U.B.  il,  i  tu,  ^59,  1. 

2)  U.B.  (1.  St.  Augsburg  I,  nr  382. 
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C.  Die  allgemeinen  Zustände  des  städtischen 

Schuldenwesens. 

I.  Die  Personen. 

1.  Der  Schuldner. 

Das  Recht,  öffentlichen  Kredit  beliebig  in  Anspruch  zu  neh- 
men, hatten  die  Freistädte  und  die  Reichsstädte.  I^'iir  diese  lässt 
sich  wenigstens  aus  den  benützten  Quellen  nicht  das  Gegenteil 
beweisen,  dass  der  König  sie  in  dieser  Beziehung  eingeschränkt 
hätte.  Anders  war  es  bei  vielen  Städten  der  Landes-  oder  Gnind- 
herren.  Diese  waren  häufig  und  besonders,  wenn  es  sich  um 
grosse  Summen  handelte,  an  die  Genehmigung  des  Herrn  ge- 
bunden. 

Breslau  musste  sich,  seit  es  unter  der  Krone  Böhmens  stand, 
liäufig  den  Direktiven  des  Königs  unterwerfen.  Er  genehmigte 
Höhe  und  Form  der  Anleihen  und  schrieb  manchmal  auch  die 
Gläubiger  vor.  Karl  IV.  erlaubte  der  Stadt  1361  ,  Leibrenten 
und  1378,  1000  Schock  Groschen  Wiederkaufsrenten zu  verkaufen*). 
Er  schränkte  den  Verkauf  an  Geistliche  ein  *). 

Viele  Land.städte  kamen  bei  ihren  wenig  umfassenden  Auf- 
gaben freilich  nicht  in  Versuchung,  bedeutende  Anleihen  aufzu- 
nehmen, —  ausgenommen  die  Hansestädte,  die  ja  auswärtige 
Politik  im  grössten  Stile  trieben  und  sich  überhaupt  einer  freieren 
Stellung  unter  ihren  I  lerren  erfreuten.  Treten  alle  jene  Gemein- 
wesen dennoch  als  Schuldner  für  grössere  Summen  auf,  so  hat  das 
einen  Grund,  der  eben  mit  ihrer  Stcllunc:  ^""i  Landesherren  zu- 
sammenhängt. Sie  mussten  häuhg  ihren  Kredit  in  dessen  Dienst 
stellen  und  in  seinem  Auftrage  und  Interesse  leihen.   Die  Stadt 

I ;  Btytr,  s.  94 ;  vgl.  s.  96 :  Wenzel, 
a)  Bbd.  s.  192  r. 
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trat  als  Schuldnerin  an  seine  Stelle  und  nahm  die  Anleihen  als 
eigene  auf.  Das  erklärt  die  häufige  starke  Wrschuldung  von 
Städten  wie  Braunschweig,  Lüneburg  und  Hildesheim. 

Besonders  belielit  war  die  Benützung  des  städtischen  Kredites 
bei  den  grossen  Landesherren  des  Ostens. 

Für  Johann  von  Brandenburg  müssen  u.  a.  folgende  Städte 
Anleihen  aufnehmen  :  Im  Jahre  1490  Salzwedel  1200  Gulden  gegen 
eine  jährliche  Wiederkaufsrente  von  72,  und  400  Gulden  g^en 
24  in  Magdeburg*),  ebenso  Brandenburg  looo  Gulden  gegen  60*), 
im  Jahre  1491  Stendal  icxx)  Gulden  gegen  60')  und  Gardelegen 
noch  einmal  die  gleiche  Summe  *).  Der  Markgraf  stellte  alten 
diesen  Städten  Schadlosbriefe  über  alle  in  seinem  Interesse  auf* 
gewendeten  Summen  aus. 

Aehnlich  verfahren  die  sächsischen  Landesherren  mit  ihren 
Städten : 

Freibelg  verkauft  im  Auftrage  des  Kurfürsten  Friedrich  II. 
eine  Wiederkaufsrente  von  100  Schock  Groschen  für  3600  rheini- 
sche Gulden.  Der  Kurfürst  verspricht  in  einem  besonderen  Briefe, 
die  Stadt  schadlos  zu  halten.  1447'). 

Ebenso  leihen  Leipzig  und  Zwickau  gemeinsam  für  Kurfürst 
Emst  und  Herzog  Albrecht  23000  Gulden*),  Chemnitz  leiht 
3000')  und  verkauft  für  die  Fürsten  eine  Rente  von  30  Gulden 
für  600  «). 

Döbeln  verkauft  für  Herzog  Geoi^  eine  Wiederkaufsrente  von 
300  Gulden  für  6000»). 

Auch  zahlreiche  Städte  Mitteldeutschlands  und  Norddeutsch- 
lands, die  dem  Erzbischof  von  Magdeburg,  den  Herzogen  von 
Braunschweig,  dem  Landgrafen  von  Thüringen  und  den  Grafen 
von  Schwarzburg  gehörten,  wurden  häufig  für  diese  Schuldner**). 


1)  Cod.  dipl.  Brand.  I,  14  nr  515. 

2)  Ebd.  I,  9,  nr  313. 

3)  KbU.  I,  15,  nr  472. 

4)  V.B.  d.  Sl,  Magdeburg  III,  nr  779. 

5>  Cod.  dipl.  Sax.  II,  6,  nr  140  und  141. 

6)  Ebd.  II,  6,  nr  225. 

7)  Ebd.  nr  347. 

8)  Ebd.  nr  339. 
9}  Ebd.  nr  450. 

in)  U.B.  Mnpdcburt;  III,  iir  531  r  Barby  ;  nr  911 :  Strissfurl  ;  nr  927  :  Salze  ;  nr  987  : 
Sudenburg  ;  nr  9bS ;  Burg  ;  nr  993  :  Gross-Salze ;  nr  1204  Halle.  —  K<iStntU(ki,  Der  üflfenl. 
Kredit  im  MA.  s.  9.  —  Jenaer  U.B.  nr  369.  —  Amstftdter  U.B.  nr  184  ff.,  194  ff., 
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In  den  unabhängigen  Städten  lag  die  Aufnahme  von  Anleihen 
vorwiegend  in  den  Händen  des  Rates.  Dieser  entschied  in  seiner 
Gesamtheit  über  Höhe,  Form  und  Tilgung  der  Schuld.  Er  ver- 
trat äiisscrüch  auch  die  Stadt  als  Schuldner.  Daher  beginnt  jeder 
Schuldbrief  mit  der  Aufzählung  der  Ratsmitglieder  und  ihrem 
Schuldbekenntnis  :  >\Vir  NN  . .  .  Bürgermeister  und  Rat  der  Stadt 
.  ,  .  bekennen  und  bezeugen  in  diesem  Briefs  oder  »machen  be- 
kannt allen,  die  diesen  Brief  sehen  oder  hören  lesen,  dass  wir  .  .  ,« 
Der  Rat  war  der  Gemeinde  für  den  Stand  der  Schuld  auch  ver* 
antwortlich.  Liess  er  Miss  Wirtschaft  einreissen,  so  konnte  das  zu 
schweren  inneren  Krisen  führen,  in  denen  der  Rat  gestürzt  und 
durch  einen  anderen  ersetzt  wurde  ;  man  verjagte  seine  Mitgheder 
und  konfiszierte  ihr  (}ut.  Gerade  der  üble  Stand  der  Finanzen 
lieferte  eine  der  häufigsten  Ursachen  zu  den  sozialen  Bewe- 
gungen  in  den  Städten  des  späteren  Mittelalters.  Das  war  so 
in  Mainz,  wie  in  Rraunschweig  und  Breslau  und  anderen  Städten  *). 
Das  Ergebnis  eines  jeden  dieser  Aufstände  waren  immer  ver- 
schärfte KontrolImassrct:^eln  bei  der  Verwaltung  des  städtischen 
Haushaltes  und  besonders  bei  der  Aufnahme  von  Anleihen.  Der 
Rat  musste  liäufiger  ]\echnuii^  l^en  und  sich  die  Teilnahme  der 
Gemeinde  in  der  Schuldenverwaltung  gefallen  lassen.  In  Mainz 
musste  z.  B.  die  Gemeinde  die  Rentverkäufe  genehmigen.  Er 
teilte  also  sein  Recht,  im  Namen  der  Stadt  Anleihen  aufzunehmen 
mit  dieser  *  ) 

Etwas  lockere  Zustände  scheinen  bei  der  Aufnahme  von  An- 
leÜK  n  zeitweise  in  Augsburg  geherrscht  zu  haben.  Dort  hatten 
die  Herren  angeblich  auf  den  Namen  der  Stadt,  tatsächlich  jedoch 
in  ihre  private  Tasche  geliehen,  so  dass  zahlreiche  I  nt  •  zu  Scha- 
den gekommen  waren,  als  sie  ihr  Geld  zurückerhalten  wollten. 
Am  23.  Juni  1303  verordnete  daher  der  Rat  »daz  nieman  niht 
auf  die  gemain  borgen  sol  an  der  gemainen  wort  und  willen;  und 
swer  darüber  borgen  welle,  der  borge  auf  sin  reht  und  vorder 
sin  gelt  von  den,  den  er  geborget  hat,  der  stat  an  schaden«  *). 


207  ff.,  446.  447.  448.  455.  800.  —  Erfurter  U.B.  nr  989.  —  SuJeniUr/,  IV,  nr  74: 
Lüneburg.  —  ßeycr,  s.  86,  94  :  Breslau. 

1)  ifigtit  17  B.  4.  4S.  50.  —  AotianetJki  s.  44  IT.  —  ßt/tTt  s.  lOO. 

2)  Vgl.  auch  Breslau,  Biyert  1150. 

3)  U.B.  d.  St.  Aiigsbtti|[  I,  s.  191. 
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2.  1^  i  c  Gläubiger. 

Dem  Stadtrat  als  einzigem  Vertreter  des  anleiliebedürftigen 
Gemeinwesens  stellte  sich  bei  der  Begründung  der  Schuldverhält- 
nisse eine  Schar  von  sehr  verschiedenen  Gläubigern  gegenüber. 
Der  Ausdruck  Gläubiger  mag  hier  der  Kürze  halber  für  das  rich- 
tigere Rentner  und  Gläubiger  oder  zusammengefasst  Forderungs- 
berechtigte erlaubt  sein. 

An  ihre  Personen  stellten  die  meisten  Städte  keine  besonderen 
Anforderungen.  Jeder,  der  ein  Kapital  zu  günstigem  Preise  dar- 
bot, war  im  Bedarfsfälle  als  Gläubiger  zugelassen. 

In  einzelnen  Städten  konnten  jedoch  die  Geistlichen  ausge- 
schlossen sein.  Es  wurde  schon  ermähnt,  dass  Karl  IV.  in  der 
Stadt  Breslau  die  Ablösung  der  an  Geistliche  verkauften  Renten 
befahl.  Die  Stadt  lag  auch  zeitweise  mit  den  Domgeistlichen 
im  Streite  und  vermied  daher  Rentverkäufc  an  sie 

Auch  in  Bremen  scheint  man  Sonderbestimmungen  inbe/ug 
auf  Geistliche  gekannt  zu  haben «  wenigstens  wird  einmal  die 
Wetterbegebtmg  eines  Rentbriefes  an  Geistliche  ausdrücklich  ver« 
boten : 

»Licebit  etiam  prefatis  Ludero  et  heredibus  suis  vendere, 
obligare  civibus  nostris  quibuscunque  voluerint,  preter  ecciesia- 
sticas  personas  predictos  redditus.c  1361 
Beim  Verkaufe  von  Leibrenten  beachtete  man  das  Alter  der 
Käufer. 

Das  Nordhausener  Gesetz  von  1550  gibt  ganz  bestimmte 
Vorschriften  über  die  Höhe  der  Rente  je  nach  dem  Lebensalter. 
An  Rentner  im  Alter  von  Jahren  soll  die  Stadt  für  10  Mark 

eine  Mark  zahlen,  von  50—60  für  8  Mark,  bei  älteren  Personen 
ist  die  Höhe  der  Rente  der  Willkür  des  Rates  überlassen.  Die 
Uebertretung  dieser  Vorschriften  wird  mit  10  Mark  bestraft'). 

In  Mainz,  Dortmund  und  Köln  haben  die  Zünfte  an  der  Finanz- 
wirtschaft des  Rates  auszusetzen,  dass  er  Leibrenten  an  zu  junge 
Leute  verkauft  habe.  Der  Vertrauensmann  der  Stadt  Dortmund, 
der  in  Köln  Renten  verkaufte,  fragt  einmal  bei  seinem  Rat  be< 
sonders  an,  ob  er  Leibrenten  an  eine  36  jährige  und  an  eine  24- 


1)  B^tr^  %.  129. 

3)  Bremer  U.B.  III,  nr  179. 

3)  Nene  MitteilanKen  des  tbflr.-sftchi.  Vereins  III,  4,  s.  37. 
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jährige  IVrsoii  ahM  tzcn  solle,    l^s  wurde  ihm  nicht  erlaubt 

Kür  oü'cn  \  rr/insliche  Anleihen  kamen  nur  Juden  und  Lom- 
l)ardcn  (Cawerzen)  in  Betracht.  Zur  AiisiilninL:  ihiei  GeUI^^escbältc 
in  der  Stadt  hatten  sie  sich  vom  Rate  Niedei  la^suni^serlaubnis 
nus/uw  irken.  Sie  erliielten  dann  (^fei^^'-n  Al);4aben  befristete  Kon- 
zessionen uiuf  chei,  vier,  scclis  Jahre),  die  immer  wieder  erneuert 
werden  mussten 

Sonst  nkiutiiMten  sich  che  Giäubii^er  der  Stadt  aus  allen 
Schichten  dcv  HevolkerunL:  :  aus  geistlichen  und  weithchen  Kor- 
porationen (Hospitäler,  Domkapitel,  Klöster,  Kirchen,  Inniint.;eii, 
Fabriken,  StailtL^enieinden).  aus  adelii^en  Herren,  einze  lnen  (ieist- 
lichen,  Handwerkern,  KauHciiten,  lihetrauen,  Witwen,  Uienstboieii 
und  Kindern.  Die  geistlichen  Korporationen  sind  durch  zahheiche 
Dotationen  vermögend  geworden.  InnunLj^en  und  Gilden  haben 
Kassen  gegründet.  Handwerker  und  Kaufleute  kuiL^en  an.  aus 
dem  Absatz  ihrer  l'roduktc  und  \\  aren  Kapitalüberschüssc  zu 
machen.  Frauen  sicherten  sich  durch  den  Kauf  einer  Leibrente 
ihren  Unterhalt  bis  zum  Tode  oder  wurden  durch  testamentarische 
Bestimmung  ihrer  Vater  und  Männer  cresichert.  Fitem  kauten 
ihre  Kinder  ein^)^  ebenso  Dienstherren  ihr  Gesinde*). 

Zahlreiche  Gläubiger  waren  auswärtige  Bürger,  so  dass  die 
Stadt  oft  weithin  Schuldner  war.  Köln  nahm  Anleihen  auf  in 
Mainz,  Aachen,  h'rankfuit  und  l.)ortmund.  Dieses  war  an  Städte 
in  Süddeutschland  und  Holland,  an  der  Nord-  und  Ostsee  ver- 
schuldet. Ks  hatte  sogar  Gläubiger  in  Dorpat  ^)  und  London 
Die  Gläubiger  von  Mainz  wohnen  in  den  Städten  von  Basel  und 
Augsburg  an  bis  hinab  nach  Wesel  und  Dortmund,  die  der  meiss- 
nischen  Städte  zum  Teil  in  Oberdeutschland.  Hameln,  Braun- 
schweig, Lüneburg  und  Ikcslau  sind  an  zahlreiche  Nachbarstädte 
verschuldet;  Breslau  auch  an  Köln  und  Soest  und  bis  nach  Ost- 
preusscn  und  Polen  hinein.  Das  sind  Erscheinungen,  die  rege 
wirtschaftliche  Beziehungen  unter  den  einzelnen  Städten  beweisen. 
Manchmal  überwiegen  sogar  die  auswärtigen  Gläubiger.  Mainz 
zahlte  im  Jahre  1444  8256  Gulden  Rente  an  eigene  Bürger,  fast 


1)  Dortra.  U.B.  II.  l,  nr  259(1390). 

2)  Ebd.  II,  1,  nr  10  ff.  (1373— 77)- 

3)  Hegd,  18,  106;  ebd.  I,  s.  266. 
4}  Dortm.  U.Ii.  II,  i,  nr  259  (1390). 

5)  Ebd.  III,  1.  nr  a63. 

6)  Eb4.  III,  t,  nr  207. 
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12  OCX)  aber  nach  auswärts.  Die  Ursache  ist  wohl  Kapitalmangel 
auf  dem  heimischen  Gekhnarktc,  der  nicht  wenig  durch  die  demo« 
kratische  Bewegung  mit  hervorgerufen  wurde;  denn  diese  vcran« 
lasste  zahlreiche  wohlhabende  Patrizier  zur  Auswanderung.  Dazu 
können  vielleicht  noch  politische  Erwägungen  des  Rates  gekom- 
men sein.  Er  bevorzugte  auswärtige  Ciläubiger,  um  den  Einhei- 
mischen nicht  noch  mehr  Gründe  zu  liefern,  sich  um  d\c  städtische 
Verwaltung  zu  I  ihTTnT  rn  und  sie  zu  beeinflussen.  Welche  nach- 
teiligen Folgen  die  Verschuldung  an  das  »Ausland  aber  auch 
haben  konnte,  wird  sich  im  weiteren  Verlaufe  der  Untersuchung 
zeigen. 

Unter  den  auswärtigen  Gläubigern  verursachten  die  Leib- 
rentner besondere  Schwierigkeiten,  da  die  Stadt  ihre  Lebensdauer 
nicht  genau  kontrollieren  konnte.  Sie  suchte  dann  auf  verschie- 
dene Weise  Nachrichten  über  den  Tod  dieser  Rentner  zu  erlangen 
und  war  für  jede  m  ihrem  Sinne  gunstige  Botschaft  dankbar. 

In  Mainz  führt  die  Stadtrechnung  als  »stediges  gemeines  uss^ 
geben«  an:  »bodenbroit  zu  geben,  als  die  gulte  abestorbit«  >). 

Frankfurt  sandte  1357  den  Stadtschreiber  nach  Oppenheim, 
»umb  zu  besehene,  die  lypgedingc  uff  der  stad  han,  ob  die  noch 
lebetin.«  1397  verzeichnete  es  16  Schilling  »eim  zu  bodenbrode, 
der  uns  sagte,  dass  einer  tot  war,  der  300  guiden  geldis  uff  der 
stat  hatte«.  1408  schickte  der  Rat  Leute  nach  Aachen  »rech- 
nunge  zu  virhoren  und  auch  zu  tun  mit  den,  die  lypgedtnge  uff 
der  stat  hatten  und  auch  zu  Cobelentze  und  zu  Collen  zu 
irfam,  wer  von  todes  wegen  abgegangen  wer«.  1440  wurde  »i 
guiden  der  von  Coln  boden  geschenkt,  der  uns  sagete,  daz  uns 
da  faste  lipgedinge  abegestorbin  weren«*). 

Im  Leibrentenbuche  von  Köln  sind  Lebensbescheinigungen 
überliefert.  Dortmund  schreibt  in  einem  Falle  an  Köln:  ».  .  wy 
b^heret  uw  to  wetene,  tat  Rechard  van  Afferden  unse  borgere 
lyvede  unde  levede  uppe  den  dagh  sunte  Gereonis  unde  Victoris 
nest  geleden  vor  datum  desses  breves  unde  ok  Agnetell  zyn  wyf 
de  livet  unde  levet  uch  unde  dis  is  uns  wittich  unde  kundich, 
des  möge  gy  uns  to  betruwen  .  .  .«  1400. 

Dortmund  sandte  im  Jahre  1394  auch  an  Duisburg  die  Lbte 

1)  //f.re/,  17,  s.  109. 

2)  Kntgk,  s.  92. 

3)  Dortm.  U.B.  II,  2,  nr  887.  —  Vgl.  Dortmunder  Bescheinigungen  für  Köln 
ebd.  III,  I,  nr  430.  431. 
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si  in*  r  Uuligen  Leibrentner  und  bat  um  Bezeichnung  der  Ge- 
storbenen 

II.  Die  Verzinsung  der  Schuld. 

I.  1)  c  r  R  c  n  t  e  n  f  u  SS  und  der  Zinsfuss. 

Mit  der  Ht\L(nnKliin:(  clcs  SchuldvL-rhältnisscs  gini,^  die  Stadt 
eine  Reihe  von  \'er])niclitiiiiyen  ein,  worunter  die  |)eriodischen 
Gegenlei>>tunL,en  mit  am  wichtigsten  sind.  Diese  bestanden  in 
Renten-  und  Zinszahlungen. 

Sie  erfolgten  in  einem  bestimmten  Verhältnisse  zum  Grund- 
kapital, zu  einem  bestimmten  Inisse,  für  dessen  Benennung  man  meist 
noch  nicht  die  heute  übliche  Relation  auf  loo  hatte.  Man  setzte 
vielmehr  den  Zins  gleich  einer  \\  ähruncrscinhcit  und  sagte  dann, 
für  wie  viel  dargebotene  andere  man  sie  zahlen  wollte :  für  lo  fl. 
einen,  für  ii,  12,  13....  20,  25,  30  einen,  im  Rentenbriefe 
aber  wurde  dieses  gekürzte  Verhältnis  von  Kapital  und  Rente 
noch  nicht  zu  deren  Bestimmung  benützt.  Man  nannte  die  Rente, 
wie  sie  wirklich  für  das  erhaltene  Kapital  gezahlt  werden  sollte. 
Auch  Zins  und  Handgeld  wurden  gleich  in  absoluter  Zahl  ge- 
nannt, wiewohl  man  immer  erkennt,  dass  sie  in  einem  bestimm- 
ten, abgerundeten  Verhältnis  zum  Kapital  gezahlt  wurden.  Der 
Zins  wurde  auch  in  Summen  benannt,  die  wöchentlich  oder  mo- 
natlich gezahlt  werden  sollten. 

Der  Rentenfuss  war  örtlich  und  zeitlich  sehr  verschieden. 
Am  meisten  zeichnete  sich  noch  der  der  Leibrente  durch 
Beständigkeit  aus.  Man  kann  sagen,  dass  er  sich  durch  das  Mit- 
telalter hindurch  in  den  meisten  St.Hdten  auf  10  Proz.  hielt.  Das 
ist  im  Vergleiche  zum  Ewigrentfuss  hoch,  aber  dadurch  erklärlich, 
dass  die  Leibrente  eine  Amortisationsquote  für  das  dargereichte 
Kapital  enthielt  und  zugleich  dem  Rentenpflichtigen  sehr  günstige 
Aussichten  bot,  in  absehbarer  Zeit  von  seinen  Verpflichtungen 
befreit  zu  werden.  Ausnahmen  vom  loProz.-Fuss  kamen  natürlich 
vor.  In  manchen  Städten  entwickelte  er  sich  erst  im  Laufe  des 
14.  Jahrhunderts  aus  höheren  Füssen.  So  wurden  in  Goslar  zu 
Anfang  des  14.  Jahrhunderts  12^/0  Proz.  gezahlt,  später  noch 
1 1  '/o»  l^'s  schliesslich  10  Proz.  vorherrschend  wurden,  ähnlich  war 
es  in  Hameln,  Dortmund  und  Nürnberg.  In  der  Stadt  Dortmund 


1}  Dortm.  U.B.  II,  a,  nr  944. 
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maj^  die  durch  schwere  politische  Verwicklungen  veranlasste 
schlechte  Finanzlage  zu  Ende  des  14.  Jahrhunderts  Rückschläge 
mit  sich  gebracht  haben.  Es  wurden  dort  um  diese  Zeit  12  ^/j 
bis  II  Proz.  gezahlt,  während  sich  rings  in  den  Nachbarstädten 
län^rst  10  Proz.  eingebürgert  hatten.  Der  Geschäftsträger  der  Stadt 
in  Köln  schrieb  auch  manchmal,  dass  er  Leibrenten  nur  zu 
niedrigen  Preisen  losschlagen  könne,  da  die  Stadt  weniger  Kredit 
habe. 

jedenfalls  hat  man  auch  im  Einzelfalle  manchmal  Ausnahmen 
zu  gunsten  des  Käufers  zugelassen,  wenn  er  in  sehr  hohem  Alter 
stand.  In  Chemnitz  z.  B.,  das  in  der  I  lohe  seines  Rentfusses  den 
anderen  meissnischen  Städten  ähnelt,  kommt  trotzdem  noch  im 
Jahre  1423  ein  Leibrentverkauf  zu  14  Proz.  vor. 

In  anderen  Städten  war  der  Durchschnitt  von  10  Proz.  im 
15.  Jahrhundert  unterschritten:  so  in  Hannover  mit  8V3  Proz.,  in 
Magdeburg  und  Zerbst  mit  8  und  9  Proz.,  auch  in  Köln  kommen 
vereinzelt  8Vs  Proz.  vor,  ebenso  in  Lüneburg  und  Braunschweig: 
hier  schon  einmal  im  Jahre  1307.  Vielleicht  sind  in  solchen 
Fällen  die  Käufer  noch  jung  gewesen. 

Im  Osten  hielt  er  sich  dagegen  sehr  lange  bedeutend  höher. 
In  Breslau  sind  10  Proz.  im  14.  Jahrhundert  eine  seltene  Aus- 
nahme; vorherrschend  waren  vielmehr  i3Vsi  I3V>  12  Proz.: 
aus  dem  Jahre  1347  wurden  sogar  einmal  16  '/^  Proz.  genannt, 
auch  im  1$.  Jahrhundert  wurden  13^/«  gezahlt. 

Die  Leibrente  auf  mehrere  Leben  hatte  einen  geringeren  Fuss, 
denn  sie  wurde  länger  ausgezahlt ;  die  Kegel  waren  8  Vs  Pi^z-  bei 
10  Proz.  der  Rente  auf  ein  Leben,  in  Städten  mit  höherem  Fusse 
stand  sie  jedenfalls  höher,  in  Dortmund  um  I390  auf  etwa  9  Proz. 
und  darüber,  in  Breslau  auf  10  Proz. 

Dagegen  kommen  in  Basel  auch  77?  und  in  Nürnberg  57» 
Proz.  vor.  Auch  hier  mochten  wohl  eigentümliche  Einzelfälle 
Ausnahmen  verursachen.  Es  ist  denkbar,  dass  die  Stadt  eine 
Leibrente  niedrig  zahlen  wollte,  wenn  sie  auf  Söhne  oder  Töchter 
mit  voraussichtlich  langer  Lebensdauer  nachreichen  musste. 

Der  Wiederkaufsrentfuss  weist  grössere  Verschiedenheiten  auf 
als  der  Leibrentfuss.  Durch  das  ganze  Mittelalter  hat  er  überall  fal» 
lende  Tendenz.  Zugleich  aber  ist  er  auch  sonst  zeitlich  und  ört- 
lich grösseren  Schwankungen  unterworfen.  Er  spiegelt  immer  die 
wirtschaftliche  und  politische  Lage  einer  Stadt  treu  wieder,  ebenso 
die  verschiedene  Entwicklungshöhe  der  grösseren  Wirtschaftsge- 
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biete  Deutschlands  in  einer  bestimmten  Zeit. 

Am  niedrigsten  ist  er  im  Rheingebiet  und  in  Süddeutschland. 
Dort  sank  er  in  Basel  von  7  und  noch  mehr  Prozenten  im  14. 
Jahrhundert  auf  4  Proz.  und  tiefer  im  1 5.  Jahrhundert.  Neumann 
gibt  auf  seiner  Rentenfusstabelle  h<)here  Zahlen  an').  Diese  be- 
ziehen sich  aber  auf  den  privaten  Rentfuss.  Die  Stadt  bot  grös- 
.sere  Sichi  iheiten  als  der  einzelne  Verkäufer.  Sie  war  eine  un- 
sterbliche Persönlichkeit,  das  Haus  des  Privatmannes  aber  konnte 
allbrennen  oder  verlassen  werden,  und  so  konnte  das  Recht  des 
Käufers  auf  die  Rente  einschlummern,  sehr  häufig  vielleicht,  um 
nie  wieder  zu  erwachen.  Niemand  wollte  i  i  «Iii-  Brandstätte  neu 
bebauen  oder  das  leere  Haus  kaufen  otK  1  l>eziehen;  denn  wer 
das  unternahm,  hatte  alle  darauf  lastenden  Rentleistungen  weiter 
zu  erfüllen.  Und  nicht  einmal  einer  der  dazu  gehörigen  Kentgläu- 
biger  wagte  es,  das  ihm  von  Rechts  wegen  zustehende  Haus  zu 
übernehmen,  weil  er  dann  an  seine  Mitgläubiger  deren  Renten  zu 
zahlt  II  hatte.  Auf  eine  nähere  Betrachtung  der  eigentümlichen  Er- 
scheinung, dass  in  den  mittelalterlichen  Städten  zahlreiche  Häuser 
unbewohnt  waren,  muss  hier  natürlich  verzichtet  werden. 

Der  öftentliche  Rentfuss  hielt  sich  daher  unter  dem  priva- 
ten. In  Basel,  Mainz  und  Köln  entwickelte  er  sich  im  15. 
Jahrhundert  zu  sehr  modernen  Höhen.  Ks  kommen  3  und  3*/s 
Proz.  vor.  Dem  kulturell  hochentwickelten  Westen  standen  die 
Hanse-  und  ostfälischcn  Städte  (Hannover,  Hildesheim,  Hameln, 
Braunschweig,  Lüneburg)  nur  wenig  nach.  Hier  überwogen  6  und 
5  Proz.^).  Bremen  hatte  in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhun- 
derts 6^4  Proz.  Das  ist  weniger  als  Basel,  Köln  und  Dortmund 
um  dieselbe  Zeit  aufwiesen. 

Auch  die  obersächsischen  Städte  erfreuten  sich  eines  mässi» 
gen  Rentfusses.  In  Leipzig,  Freiberg,  Chemnitz,  Magdeburg, 
Zerbst  und  Halberstadt  waren  sogar  4  Proz.  im  15.  Jahrhundert 
keine  Seltenheit.  Sonst  herrschten  5  Proz.  vor.  —  Am  weitesten 
im  Rückstand  war  der  Osten.  In  Breslau  bezeichneten  10  Proz. 
und  8*/$  Proz.  die  gewöhnliche  Höhe.  Geringere  Füsse  von  7>/r 
und  6  Proz.  sind  als  Ausnahmen  zu  betrachten.  Neumann  be- 
zeichnet sogar  10  Proz.  bis  über  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
als  den  alleinherrschenden  Privatrentfuss,  erst  am  Ende  desselben 
Jahrhunderts  lässt  er  ihn  auf  97»  Proz.  sinken,  und  die  Höhen 

i)  Gesch.  des  Wuchers,  s.  26S. 

3)  Vgl.  ftuch  die  Zahlen  bei  NtumamH^  s.  366  ff. 
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von  Nordwest-  und  Mitteldeutschland  werden  erst  tief  im  i6.  Jahr- 
hundert orreicht.  Die  preussischen  Städte  und  Danzig  bestätigen 
mit  ihrem  Rcntlusse  die  im  Vei^leich  zum  Westen  geringere  Ent- 
wicklunfjshöhe  des  Ostens »). 

Die  Abwärishcwrgung  des  Rentfusses  vollzoj^  sich  in  vielen 
Städten  unter  Rückschlägen,  die  von  irgendwelchen  Unglücksfällen 
verursacht  wurden. 

In  Mainz  hielten  im  Jahre  1437  der  3  '/^  und  5  Proz.-Fuss 
einander  die  ^^'ac:e,  1444  überwoj:?  aber  der  letztere.  Die  Stadt 
hatte  in  dieser  Zeit  eine  schwere  Finanzkrisc  zu  durchlaufen  -1. 
Dortmund  war  durch  seine  Fehde  mit  dem  Kölner  Erzbischof 
und  den  Grafen  von  der  Mark  in  eine  ähnliche  Lage  geraten. 
Die  Le  ibrenten  stiegen  daher  wieder  auf  12  Va  Proz.  und  die  Wie- 
derkaufsrenten  vereinzelt  sogar  auf  10  Proz.  (1400)  '').  — In  Braun- 
schweig bewirkte  der  Aufstand  der  Zünfte  im  Jahre  1374  ein 
plötzliches  Steigen  der  Wiederkaufsrenten  von  6  auf  10  und  1 1 
Proz.*).  —  Breslau  stand  141 7  am  Vorabend  eines  Aufstandes. 
1460  führte  CS  Krieg,  erst  um  1470  traten  wieder  normalere  Ver- 
hältnisse ein.  Jene  Zustände  aber  mussten  natürlich  ebenfalls  ein 
Sinken  des  Rentfusses  verhindern. 

In  Basel  trat  einmal  eine  vorschnelle  Abwärtsbewegung  ein: 
1430  auf  4  Proz.  Ursache  davon  war  die  Ausprägui^  besserer 
Münzen  während  des  Konzils^).  Später  erhöhte  sich  der  Fuss 
vorläufig  wieder  auf  5  Proz. 

Ob  die  einheimischen  und  fremden  Rentner  bei  Bemessung 
der  Rente  verschieden  behandelt  wurden,  lässt  sich  nicht  mit  Sicher- 
hett erkennen.  In  Basel  scheint  es,  als  wären  die  auswärtigen  Ren- 
ten niedriger  als  die  einheimischen.  Jene  wurden  auch  häufiger 
von  Konversionen  gctrofTen.  Es  ist  anzunehmen,  dass  die  Stadt 
Fremden  manchmal  nur  einen  niedrigeren  Fuss  zu  bewilligen 
suchte,  weil  sie  Unkosten  hatte,  wenn  sie  das  Geld  schickte. 

Die  schwebende  Schuld  verpflichtete  zu  den  höchsten  perio- 
dischen Leistungen,  zu  Zinsen  im  Stile  des  Mittelalters.  15 — 20 
Proz.  bilden  in  allen  Städten  den  Durchschnitt,  wiewohl  auch 
weniger  vorkommen,  in  Nürnberg  z.  B.  abwärts  bis  zu  10  Proz. 


1)  Xeumanm,  S.  371. 

2)  Hegel,  17. 

3)  Dortm.  U.B.  II,  2,  nr  1042. 

4)  Kostantcki,  s.  45. 

5)  SeAmttrg',  s.  108  n.  isi. 


Digitized  by  Google 


-  64  - 


iJicser  Zinsfuss  i-^l  niit  dem  von  Priv^aten  zu  zahlenden  verglichen, 
25,  30  Proz.  ,  immer  noch  als  niedi  iu,"^  zu  bezeichnen.  Für  die 
Stadt  machte  sich  der  Vorteil  der  e\viL;en  Persönlichkeit  auch  in 
diesem  Falle  geltend.  Dass  der  Zinsiuss  aber  h<«lier  steht  als  der 
Kentfuss  hej^nindet  sich  damit,  dass  der  kurzfristii^en  Anleihe  die 
Fundieruni;  und  last  immer  ilie  din;4iichc  SicherstellunL^  tehlte, 
woran  das  Mitt(dalter  so  sehr  ^n'\V(>hnt  war.  Der  Zins  musstc  die 
entganL,i;ni>  Xutzniessung  eines  Ptandes  ersetzen  und  für  ein  be- 
deutendes Risiko  entschädigen. 

Fr  war  besonders  hoch  bei  Jiidendarlehen.  Die  mittel- 
alttM liehen  Juden  waren  ihres  Figentums  nie  sicher.  Als  des  Kö- 
nigs Kammerknechte  waren  sie  seiner  Willkür  vollkommen  preis- 
gegeben;  er  konnte  die  Städte  mit  einem  Privileg  zur  Judenver- 
fnljTimg  ausstatten,  die  dann  unter  ideellem  Vorwand,  aber  mit 
materiellen  Zielen  nur  zu  gründlich  ausgeführt  wurde.  Einer  der 
grossartic^stcn  dieser  Heutezüge  c^egen  die  andersgläubigen  Geld- 
händler wurde  im  Jahre  1385  von  König  Wenzel  gemeinsam  mit 
dem  schwäbischen  Städtebunde  unternommen. 

38  Städte  verabredeten  im  Juni  dieses  Jahres  auf  dem  Tage 
zu  Ulrn  Tilgung  der  Judenschulden  König  Wenzel  erteilte  ge* 
gen  Zusicherung  von400(X>  fl.  aus  der  zu  erhebenden  Beute  seine 
königliche  Gnade  dazu.  Die  Städte,  sowie  die  Privatschuidner  in 
Gestalt  von  Fürsten,  weltlichen  und  geistlichen  Herren,  Bürgern 
und  Bauern,  M;inncrn  und  Frauen  sollen  Nachlass  der  Schulden 
erhalten  in  der  Weise,  dass  von  den  innerhalb  des  letzten  Jahres 
vor  dem  Tage  der  Verabredung  kontrahierten  Schulden  nur  das 
Kapital  zurückgezahlt  werden  solle.  Von  den  älteren  Schulden 
seien  Kapital  und  Zinsen  zu  addieren  und  von  der  Summe  nur 
'/4  zu  zahlen  ^).  Die  privaten  Schuldner  haben  der  Stadt,  wo  ihre 
jüdischen  Gläubiger  eingesessen  sind,  Sicherheit  für  die  Zahlung 
zu  leisten  und  zwar  mit  Pföndem,  wie  sie  üblich  von  sterblichen 
Personen  gesetzt  werden  mussten  —  guten  Schlössern,  Dörfern  und 
anderen  Pfändern.  Die  Sicherstellung  soll  durch  ein  Schiedsge> 
rieht  von  vier  angesehenen  Männern  bestimmt  werden,  von  denen 
je  zwei  durch  den  Schuldner  und  durch  die  Stadt  zu  berufen  sind. 
Kommen  diese  nicht  überein,  so  haben  des  Königs  Landgraf 
Hans  von  Leuchtenberg  und  Berchtold  Pfinzinger  von  Nürnberg 


1)  RefchstasBakten  I»  nr  372  ff. 

2)  ReichsUgsftkten  I,  nr  267  u.  272. 
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ihnen  einen  gemeinen  Mann  zur  endgültigen  Entscheidung  beizu- 
geben. Die  Schuldner  haben  zwei  Jahre  Frist,  müssen  aber  das 
Kapital  mit  lo  Proz.  verzinsen;  eigenen  Bürgern  darf  die  Stadt 
andere  Fristen  stellen.  Wer  mit  der  Teilung  nicht  einverstanden 
bt,  geht  ihrer  Vorteile  verlustig. 

Bei  dieser  Vereinbarung  liess  man  sich  von  keinem  anderen 
Zwecke  leiten  als  dem,  die  Städte  von  ihren  eigenen  Judenschul* 
den  zu  befreien  und  obendrein  als  Gläubiger  an  Stelle  der  Juden 
den  Privaten  gegenüber  einzusetzen. 

Die  Ausfuhrung  des  Planes  wurde  damit  eingeleitet,  dass  am 
i6.  Juni  1385  in  allen  Städten  zugleich  die  Juden  verhaftet  wur- 
den. Die  nicht  ansässigen  wurden  an  ihre  Heimatsstadt  ausge- 
liefert.  Darauf  nahm  man  die  Tilgung  der  Judenschulden  zu 
gunsten  der  städtischen  Finanzen  vor. 

Der  Stadt  Nürnberg  brachte  das  Unternehmen  allein  80986  Gul- 
den ein;  davon  war  sie  selbst  7000  Gulden  schuldig  gewesen 
(»und  dieselben  brief  sind  zersniten«  *).  iscxx)  Gulden  waren  an 
den  König  abzuliefern.  —  Der  Burggraf  wurde  der  Stadt  durch 
den  Wechsel  der  Gläubiger  8000  Gulden  schuldig ;  er  musste  sie 
durch  Verplandung  von  Gericht  und  Zoll  sicher  stellen. 

Nichts  destoweniger  wurden  die  Borggeschäfte  zwischen  Bür- 
gern und  Juden  sofort  wieder  aufgenommen,  so  dass  bereits  im 
Jahre  1390  ein  neuer  Schuldenerlass  vorgenommen  wurde'). 

Nichtigerklärung  von  Judenschulden  durch  den  König  kamen 
auch  anderwärts  vor. 

Im  Jahre  1353  riefen  die  Bürger  von  Augsburg  die  könig- 
liche Gnade  gegenüber  den  »bösen  briefen  umb  unredliche  schulde« 
der  Juden  an.  Karl  IV.  erklärte  die  Stadt  aller  Judenschulden 
für  ledig  und  verbot  Fürsten,  Grafen  und  Herren  und  allen  Leu- 
ten, weder  die  Klagen  der  Juden  gegen  die  Stadt  anzunehmen, 
noch  ihnen  irgend  welche  Hilfe  zu  leisten*). 

Die  Juden  wurden  aber  nicht  nur  als  ausserordentliche  Fi- 
nanzqucllen  in  Anspruch  genommen,  sondern  auch  als  ordent- 
liche. Sie  mussten  die  ungestörte  (!)  Ausübung  ihrer  Geschäfte 
durch  hohe  jährliche  Schutzgelder  erkaufen. 

So  war  es  nur  natürlich,  dass  sie  ihre  verlorenen  Vermögen 
und  die  bedeutende  Ausnahmesteuer  möglichst  rasch  durch  hohen 

1)  Htgtl,  I,  s.  123  f. 

2)  Ebd.  s.  26. 

3)  Ü.B.  d.  St.  Au|;sburg  Ii,  nr  395, 
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Zinsfuss  zu  ersetzen  suchten.  Dazu  kam  femer,  dass  sie  als  Geld- 
händler und  Darleiher  nahezu  unentbehrlich  waren;  der  von  ihnen 
geforderte  Zinsfuss  war  Monopolpreis.  Schliesslich  mag  auch  das 
Odium,  das  ihrem  Berufe  unter  dem  kanonischen  Zinsverbote  an- 
haftete, den  Zinsfuss  etwas  mit  erhöht  haben. 

Das  Handgeld,  das  sich  die  Christen  zahlen  liessen,  belief 
sich  in  den  meisten  Fällen  auf  lo  Proz.  Damit  ist  das  Risiko 
di^r  Gläubiger  ausgedrückt  Es  war  geringer  als  das  der  Juden, 
trotzdem  grösser  als  das  der  Rentner.  Man  schätzte  die  Sicher- 
heit des  Darlehns  geringer  ein  als  die  der  Rentforderung. 

2.  Die  Zahlung s form. 

Bei  l'^estsetziing  drr  periodischen  Leistungen  war  zunächst 
die  Bestimmung  der  Währung  wichtig,  in  der  sie  zu  erfolgen 
hatten,  und  das  aus  doppeltem  Grunde. 

Zuerst  war  die  Währung  von  Ort  zu  Ort  verschieden.  Jede 
Stadt  bildete  ein  selbständig  entwickeltes,  in  sich  geschlossenes 
Wirtschaftsgebiet,  dessen  Einrichtungen  etwa  ebenso  individuell 
waren,  wie  heute  die  der  grossen  Nationalstaaten. 

Der  zweite  Grund  war  in  der  immer  mehr  zunehmenden 
Munzverschlechterung  gegeben.  Der  Gläubiger  musste  gewärtig 
sein,  dass  ihm  die  Stadt  für  sein  gutes  Geld  schlechtes  zurück* 
zahlte.  ' 

Der  Baumeister  einer  Fabrik  in  Magdeburg  beschwert  sich 
einmal  beim  Rate  zu  Zerbst,  dass  ihm  dieser  eine  Rente  in 
schlechtem  und  fremdem  Gelde  geschickt  habe :  >ock  weren  ttlicke 
groschen  dar  manck,  dede  gülden  X  i^,  alsze  grote  Staleberger, 
Henneberger  und  andere  bosse  groschen,  so  feylen  daran  eyn 
gulde  Werth  geldes  und  ....  VT  grote  penninge  Magdebuigisch.« 
1504»). 

An  anderer  Stelle  wurde  schon  erwähnt,  dass  die  Stadt  die 
Zahlung  in  anderer  Währung  auch  zwangsweise  vornahm  und  so 
versteckt  den  Zinsfuss  erniedrigte. 

Beiden  Gründen  entsprechend  nennt  die  Währungsidause, 
der  Schuldurkunden  die  Währung  eines  bestimmten  Ortes  und 
die  Qualität  des  Geldes.  Die  Stadt  will  zahlen  mit  ihrer  »witte 
und  wighte«,  oder  »wighte  und  were«,  »gutes  löthiges  Silber« 
Gulden  »gut  von  Golde  und  recht  von  Gewichte«  oder  »boni 
denarii  apud  nos  usuales«. 

t)  U.B.  d.  St.  Magdeburg  III,  nr  1298. 
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In  Basel  wird  im  Jahre  1390  die  Währung  der  Schuldzah- 
lungen ausserdem  durch  einen  Spruch  der  Hau^enossen  geregelt: 
Alle  Schulden  sollen  in  der  Währung  des  Schuldbriefes  gezahlt 
werden  i). 

Wie  etwa  verfahren  wurde,  wenn  die  Stadt  ihre  Währung 
änderte t  lässt  eine  Züricher  Münzordnung  von  135 1  vermuten: 
Bei  Aenderung  der  Währung  setzte  die  Stadt  eine  Dreierkommis- 
sion ein,  die  die  Schuldzahlung  in  der  neuen  Münze  berechnete*;. 

Zahlungstermine  waren  bei  Abschluss  des  Kreditgeschäftes 
für  die  Renten-  und  Zinszahlungen  und  meist  auch  für  die  Til- 
gung der  Darlehensschuld  besonders  zu  vereinbaren. 

Die  Renten  wurden  wöchentlich,  vierzehntäglich,  monatlich, 

Vr  und  ganzjährlicb  gezahlt.  Am  gebräuchlichsten  war  der 
Halbjahrstermin.  Hierbei  entstanden  Terminpaare  aus  symmetrisch 
in  den  Halbjahren  gelegenen  Tagen,  die  sich  über  das  ganze 
Jahr  verstreuten:  Ostem-Michaelts ,  Ostern-Remigius,  Walpurgis- 
AUer-Heiligen,  Ffingsten-St.  Martin,  Urban*Andreas,  Urban-St.  Ka- 
tharina,  Johannes  Bapt.  —  Weihnachten,  Johannes  — Zwölf  Nächte, 
Mariae  Himmelfahrt  —  M.  Reinigung,  Lambert — Gertrud,  Mat- 
thäus —  M.  Verkündigung.  Die  Paare  Hessen  sich  aus  den  Ur- 
kunden noch  vermehren. 

Die  Verteilung  der  Termine  über  das  ganze  Jahr  entsprach 
dem  Eii^ange  der  Erträge  aus  den  städtischen  Nutzungen  und 
Ungeldem.  Er  erfolgte  unregelmässig  von  Tag  zu  Tag,  und  da 
die  Stadt  ihre  Finanzwirtschaft  zunächst  besonders  auf  diese  Ein- 
künfte basierte,  war  sie  genötigt,  die  Termine  zu  zerstreuen.  Ein 
Sammeln  für  eine  bestimmte  Zeit  zum  Zwecke  der  Bedarfsdeckung 
gab  es  nicht.  Das  änderte  sich  erst,  als  die  direkten  Steuern 
unter  den  Einnahmen  in  den  Vordergrund  traten.  Diese  waren 
bestimmt  terminisiert ,  und  man  konnte  nun  Renttermin  und 
Steuertermtn  zusammenlegen.  Damit  ist  zugleich  eine  gewisse 
Reife  der  städtischen  Finanzwirtschaft  gekennzeichnet.  Die  Stadt 
fängt  an,  Bedarf  und  Deckung  vorauszuberechnen,  ein  Budget 
aufzustellen.  Die  Zusammenlegung  der  Termine  ist  zugleich  ein 
Zeichen  für  die  geldwirtschafttiche  Fundierung  der  Schuld  auf  die 
städtische  Kammer.  —  Während  des  Mittelalters  ist  die  aus- 
schliessliche Bevorzugung  ganz  weniger  Termine  jedoch  nirgends 
durchgedrungen. 

I)  U.B.  d.  Su  Basel  V,  nr  140. 
3)  ZaicK  Su4tb.  I,  f,  nr  35$. 
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Sehr  häufig  ist  neben  dem  Tcmiin  eine  Frist  von  acht  oder 
vierzehn  Tagen  (Meindwoche,  Z\v()Ifnächte,  Osterwoche  )  anj^^esetzt. 
Hierin  sseigen  sich  naturalwirtschaftliche  Spuren.  Die  Naturallei- 
stungen der  früheren  Zeit  konnten  meist  nicht  an  einem  bestimm« 
ten  Tage  erfolgen,  da  sie  sehr  häufig  von  natürlichen  Bedingungen 
abhingen,  besonders  von  der  Reife  der  I-'rüchte  und  der  Tiere. 
In  den  Städten  behielt  man  die  damals  üblichen  Fristen  noch 
bei,  zum  Teil  gewohnheitsmässig ,  zum  Teil  aber  auch  aus  Not- 
wendigkeit; denn  die  städtischen  Nutzungen  und  Ungelder  Uefer« 
ten  während  des  Jahres  unglciclic  Krträge.  Ks  konnte  kommen, 
dass  die  Stadt  gerade  am  Fälligkeitstage  einer  Rente  keine  Bar- 
vorräte hatte  und  daher  die  Zahlung  um  einige  Tage  verschieben 
musste.    Sehr  oft  nicht  um  einige  Tage ,  sondern  um  Wochen ! 

Dortmund  fundierte  im  Jahre  1377  die  Zahlung  bestimmter 
Renten  auf  die  Weinaccise.  Diese  ergab  im  Sommer  weit  mehr 
als  im  Winter.  Die  Folge  war ,  da.ss  besonders  im  Winter  die 
den  Terminen  bei.L;c>gcbenen  Fristen  erheblich  überschritten  wur- 
den ,  so  dass  starke  Verzögerungen  eintraten.  Die  gleichen  Kr- 
scheinungen  finden  sich  an  allen  Orten.  Die  Gläubiger  der  Stadt 
nahmen  deren  ünpünktlichkeit  jedoch  nicht  allzu  tragisch  auf. 
Man  war  dergleichen  im  Mittelalter  gewöhnt.  Die  Tugend  der 
Pünktlichkeit  ist  erst  unter  den  erschwerten  Bedingimgen  ge- 
schaffen worden,  die  das  Wirtschaftsleben  der  neueren  Zeit  den 
Menschen  stellt. 

In  dem  Dortmunder  Leibrentenbuch  ist  u.  a.  auf  Blatt  2  eine 
Leibrente  von  20  Gulden  eingetragen*),  die  von  der  Stadt  zu 
Ostern  zu  zahlen  war.  1379  geschah  das  pünktlich,  1380  aber 
am  7.  Mai,  1381  am  27.  Juli,  1382  am  16.  Juni,  1383  am  11.  Nov., 
1384  am  6.  Dez.,  1385 — 90  »von  denen,  die  auf  dem  Königshof 
sassen«,  1391  am  7.  Juli,  1392  am  17.  Sept,  1394  am  13.  April. 

Im  Dortmunder  Urkundenbuch  sind  zahlreiche  Mahnbriefe 
wegen  versessener  Renten  gesammelt  Im  Jahre  1393  fordert  da 
ein  Gläubiger  von  der  Stadt,  sie  möge  ihm  die  Leibrente,  die  er 
nun  schon  zu  10  Terminen  nicht  erhalten  habe,  endlich  aus- 
zahlen*}! 

Auch  Zerbst  bekam  zahlreiche  Mahnbriefe  zugeschickt.  Nur 
einige  seien  besonders  hervorgehoben:  Bethmann  Losze  ersucht 
den  Rat  um  Zahlut^  von  15  Gulden,  nachdem  er  schon  fünf 

1)  Dortm.  U.B.  II,  t,  Ar  69. 

2)  Ebd.  II,  2,  nr  676. 
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Mahnbriefe  darum  ver<^ebltch  geschrieben'). 

Jakob  yuerstcde  mahnt  im  Jahre  149S  den  Hat  wegen  rück- 
ständiger Renten  aus  den  Jahren  1401 — 93  ''). 

Auch  Martin  Sehnsen  zu  Magdebur^u;  mahnt  die  Stadt  wegen 
einer  Rente,  die  schon  mehrere  Jahre  hindurch  verscssi-n  ist'). 

Die  \'crcinharunp^cn  über  den  ZahhuiL^sort  sind  iil)craus  man- 
nigfaltig, sodass  sich  kein  all;;rmein  gültiges  Prinzip  dabei  fest- 
stellen lässt.  1  )ie  Stadt  Hess  Renten  und  Zinsen  durch  den  Be- 
rechtigten holen,  sie  brachte  sit-  abrr  auch.  Beides  lässt  sich  zu- 
gleich 7.  B.  in  Magdcl)urg  und  Zerbst  nachwi-isi-n,  wo  die  reich- 
haltigen Lcbcriieferungen  überhaupt  einen  de  besten  l.inblicke 
in  die  1-^rscheinungcn  des  städtischen  Schuldenwesens  gewähren. 

Zu  Weihnachten  1446  kanun  Kämmerer  von  Zerl)st  nach 
Magdeburg  und  zahlten  dort  »vielen  Leuten <  ihre  Renten  aus  *), 
ein  nndiM  inal  tat  das  der  Bevollmächtigte  der  Stadt,  Heinz  Scone- 
mann  ),  lüne  an  eine  Magdeburgerin  verkaufte  Rente  soll  iähr- 
lich  im  Hause  zur  goldenen  Le\ichti"  in  Magdeburg  gezahlt 
werden').  1509  (}uittiert  ein  Magdeburger  an  Zerbst  über  eine 
Rente  von  50  Gulden,  die  ihm  der  Bote  Hans  Winkel  gebracht 
hat").  Im  Jahre  146R  schickt  dagegen  ein  Magdeburger  einen 
Boten  nach  Zerbst,  um  70  (iulden  zu  holen**).  14O9  verkaufte 
Magdeburg  an  das  Kloster  Lehnin  loo  g  für  700  g.  Das  Kloster 
hat  die  Rente  durch  einen  Boten  holen  zu  lassen.  Die  Stadt  muss 
ihn  aber  zwei  Tage  und  zwei  Nächte  lang  frei  beherbergen'). 
Diese  V^erpflichtung  deutet  wohl  an,  dass  der  auswärtige  Rentner 
von  der  Stadt  die  Uebcrsendung  des  Geldes  auf  ihre  Kosten  er- 
wartete. Diese  ist  auch  in  anderen  Städten  häufig.  Mainz  führt 
z.  B.  die  auswärtigen  Renten  u.  a.  an  die  Kasse  der  Stadt  ab, 
wo  der  Rentner  wohnte.  Dieser  holte  sie  dann  ab  *^).  Hamburg 
ist  verpflichtet,  eine  Rente  auf  seine  kosten  und  aventure«  in 
Lübeck  auszuzahlen").   Riga  gibt  einmal  einem  seiner  Bürger, 

1)  U.B.  d.  St.  Magdeburg  III,  ur  1150  (1500). 

2)  Ebd.  Nachtr.  nr  150. 

3)  Ebd.  nr  1169. 

4)  Ebd.  II»  nr  516. 

5)  Ebd.  ri,  nr  704. 

6)  F.Kd.  !r.  nr  797. 

7)  Ebd.  Iii,  nr  1464. 

8)  Ebd.  III,  nr  81  ,  vgl.  nr  107  ;  III,  Nachli.  nr  74. 

9)  Ebd.  III,  nr  103. 

10)  Mefiit  17,  vgl.  Xnippim^t  s.  387.  It)  Lttb.  U.B.  X,  nr  616. 
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der  in  Geschäften  nach  Lübeck  fährt,  200  Gulden  zur  Zahlung 
an  den  T.übecker  Rat  mit.  dein  es  das  Geld  schuldete.  I  licr 
scheint  es  sich  jedoch  um  die  Rückgabe  eines  Darlebns  zu 
handeln 

Köln  hinL;c;^en  scheint  im  allgemeinen  an  dem  Brauche  fest- 
gehalten zu  haben,  dass  es  für  auswärtige  Gläubiger  selbst  Zah- 
lungsort sei  2). 

Für  schwebende  Schulden  konnte  einer  der  i^msscn  Handels- 
plätze Zahlstelle  sein  oder  der  Wohnort  der  dritten  l\  rson,  auf 
die  der  Gläubiger  die  Summe  anwies  (s.  oben  S.  42  ü.k 

Manchmal  ist  der  Zahlunp^sort  in  das  Beliehen  der  Rentner 
gestellt,  so  in  Hameln.  Die  HetretVenden  dürten  hier  wählen  zwi- 
schen Hameln  und  Hannover,  Mildcsheim-i  iameln-i  iannover,  Hil- 
deshcim-I  lannover 

Zahlreiche  Schukluricuntien  enthalten  keini-  nestimmiincr  des 
Zahlungsortes.  Dann  ist  wohl  die  leihende  Stadt  als  solcher  an- 
zunehmen. 

III.  Die  Sicherung  der  Gläubiger  und  die  Mobilisierung  der 

Rente. 

I.  Die  dingliche  Sicherung  der  Gläubiger. 

Die  Forderungen  der  Gläubiger  mussten  von  der  Stadt  sehr 
häufig  im  ausgedehntesten  Masse  gesichert  werden.  Sie  tat  das 
dinglich  und  persönlich. 

Die  direkte  dingliche  Sicherung  war  durch  die  Belastung  der 
städtischen  Immobilien  mit  Renten  zum  Teil  unmöglich  geworden. 
Ihre  alten  naturalwirtschaftlichen  Formen,  die  beiden  Satzungen, 
konnten  daher  nicht  mehr  hervorragend  zur  Verwendung  kommen. 
Die  Stadt  hatte  nichts  übrig,  was  sie  dem  Forderungsberechtig- 
ten zur  Nutzniessung  überlassen  oder  vorbehalten  konnte. 

Ganz  verdrängt  ist  die  Satzung  gleichwohl  nicht,  und  Bei- 
spiele ihrer  Verwendung  liegen  immer  noch  vor. 

Braunschweig  sicherte  am  Anfange  des  14.  Jahrhunderts  seine 
Leibrentner  satzungsmässig  durch  Häuser  und  Kramläden.  Die 
Objekte  wurden  ihnen  zur  lebenslänglichen  Nutzung  überlassen, 
nach  dem  Tode  fielen  sie  an  die  Stadt  zurück. 

>Dhe  Rat  heft  vorkoft  Santberghe  dat  hus  bi  sunte  Petere 

1)  JVeumtiHH,  Gc:>ch.  des  Wechseis,  s.  h8. 

2)  Knipping,  s.  394. 

3)  diänarätUt  1,  Donat  nr  135 ;  vgl.  Kni^fii^t  t.  394« 
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mittere  .stcnkamerc  dhar  dlic  jodhcn  Inno  wcscn  haddcn  vor  XX 
marc  to  scmmc  liven.  Svan  sin  to  kort  wert,  so  valt  dhat  weder 
an  dhen  Rat  in  dhcr  (  )lclcnstat.*  1^12^). 

Dortmund  vorkaul't  1316  einen  Garten  auf  vier  Jahre  für  19 
Mark.  W  ird  er  binnen  dieser  Zeit  nicht  eingelöst,  so  verfällt  er 
dem  Käufer  und  seinen  Krben  für  immer  -). 

Dortmund  verkauft  im  Jahre  13S4  an  den  Büri^er  Johann 
Gravenkamp  und  seine  Hausfrau  Cirete  einen  Gaden  für  10  Mark. 
Der  Käufer  niuss  dem  Rate  jährlich  2  Mark  zahlen,  ausserdem 
behält  dieser  sich  das  Recht  des  VViederkaufs  vor 

In  den  beiden  zuletzt  zitierten  Fällen  liegt  Verkauf  auf  Wieder- 
kauf vor,  di  r  sich  praktisch  und  auch  rechtlich  nur  wenig  von  der 
Satzun^f  mit  Gcwcre  des  Gläubi<^crs  unterscheidet. 

Im  Jahre  1386  vtTkault  dieselbe  Stadt  an  den  Priester  Christian 
Kudenhovcde  den  Teich  vor  dem  ( )sttore  aul  Lebenszeit 

Die  Ratsherren  von  Lüne burt;  verj)fändcn  1384  an  die  Kitter 
Hermann  und  Hans  Spörken  die  Schlösser  1  )annenberc:  und  Tn-t- 
zetze  für  1750  Gulden  zu  10  Proz.,  dazu  die  Hällte  der  Voigtei 
beider  Schl(")sser  bis  zu  100  Mark  ihrer  lünküntte.  Die  beiden 
GläubijTcr  solk-n  liurg  und  VoL;tci  beschirmen  und  verwalten  und 
alle  Einkünfte,  die  den  pflichtiijen  Zins  tler  Stadt  übersteii^en.  an 
diese  abführen  ^ind  sie  aber  gerini^er,  so  will  die  Stadt  das  h'eh- 
lendc  zubessern.  Sie  darf  Schlösser  und  Vogtei  jederzeit  einkjsen. 
Die  Kcnte  wird  dann  von  ihr  nach  »antale  der  tijt  in  deme  iare« 
entrichtet.  Die  Saat,  die  bei  der  Ablösung  auf  dem  kreide  steht, 
wird  von  der  Stadt  nach  Schätzung  von  beiderseitigen  »Frcun- 
denc  besonders  vergütet*). 

In  einem  anderen  Kalle  borgt  Lüneburg  von  einer  Vikarie  in 
Lübeck  615  Mark.  Es  verspricht,  dafür  die  Einkünfte  von  einem 
VVispel  Salzrente  zu  zahlen  oder  einen  Wispel  für  die  Vikarie  an- 
zukaufen 

In  Göttingen  werden  Teile  des  Stadtgrabens  und  Häuser  auf 
Lebenszeit  verkauft'). 

Auch  Todsatzung  kommt  vor. 

1)  Hamsetmann,  II,  375 ;  vgl.  31a.  339.  333. 

2)  Dortm.  U.B.  I,  I,  nr  351. 

3)  Ebd.  II,  I,  nr  151. 

4)  Ebd.  II,  t,  nr  179. 

5)  Smäendorf,  IV,  nr  74. 

6)  U.B.  d.  St,  Lttnebo^  I,  nr  617  (1369). 

7)  U.B.  d.  St.  GOttü^en  I»  nr  333  (1365);  nr  38$  (1378):  «uf  zwei  Leben. 
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Lüneburg  verpfändet  Sülzgut  an  einen  Gläubiger  in  der  Weise» 
dass  >se  schöllet  de  dree  wispel  soltes  also  lange  in  den  weren 
bchöldcn,  dat  se  de  vorscr.  summen  gheldes  suender  jenigen  brock 
dorut  geboret  hcbben«  \). 

Die  Anwcntluncr  der  Satzung  auch  ohne  (icwerc  des  Gläubi- 
l^iL^eis  in  ihrer  naturalwirt.schaltlichcn  Form  in  den  Städten  nach- 
zuweisen, stösst  auf  Schwierigkeiten.  Die  Rente  ist  ablösbar 
und  dadurch  der  sog.  jüngeren  Satzung  so  ähnlich  geworden, 
dass  man  beide  scluver  von  einander  unterscheiden  kann. 

Die  Satzung  wurde  nun  auch  wie  manches  andere  natural- 
wirLschaftliche  Institut  in  den  Städten  geldwirtschaJtlich  weiter  ent- 
wickelt. .Aus  ihr  sind  Steuerverpachtung  und  Stcuerverptändung 
her  V  o  rg  ega  nge  n . 

Die  Steuerverpfändung  (Stcuerverkaul )  wurde  s<:>  vorgenom- 
men, dass  die  Stadt  den  Rentner  oder  Glau[)iger  in  Hesit/.  und 
Nutzung  der  Steuer  einsetzte,  solange,  bis  sie  diese  wieder  ein- 
löste oder  bis  sich  der  Gläubiger  I)is  zur  Höhe  seiner  l'ordcrung 
daraus  schadlos  gelialten  hatte.  Diese  letzte,  der  Todsatzung 
nachgeljildete  h'orm  konnte  natürlich  nicht  bei  Kentenscliulden 
angewendet  werden. 

Dortmund  verkaufte  im  Jahre  1336  die  W'einaccise  auf  Wieder- 
käut für  26  Mark  6  sol.  in  der  Weise  »quoil  nemo  a  vectura  de- 
ponere  dc  bet  vina,  nisi  cum  scitu  trium  et  nisi  prius  accisa  sit 
promissa    l)ei  lO  sol.  Strafe*). 

1407  iiberlässt  die  Stadt  einem  (1  laubiger  wegen  250  Gulden 
und  der  davon  versessenen  Zinsen  und  wegen  versessener  Leib- 
renten die  Acciscwage  auf  10  Jahre 

Köln  übiMgab  im  Jahre  1389  einigen  Gläubigern  zur  Abtra- 
gung einer  Schuld  die  Fleischaccise ;  »so  iiayn  w  ir  die  vurge- 
nante  unse  samenburgere  darumb  gesät  ind  setzen  overmitz  die- 
sen briett  in  unser  stecde  assysen,  die  wir  haven  an  dem  vleyssche 
.  .  .  ind  yn  volkomen  uioege  ind  macht  gegheven,  dieselvc  assy- 
sen upzobueren,  uj)zoheyven  ind  zo  untfangen  ind  die  vorgenante 
schoult  danneaff  zo  betzalen  also  lange,  bis  die  vurgenante  schoult 
volkoenu  ligen  verricht  ind  wail  belzailt  sy  *) 

Aehnlich  überlässt  die  Stadt  schon  3  Jaiire  früher  Heinrich 
van  der  Kren  für  i  Süj  dulden  die  Accise  vom  ßestadepfenmg  und 

t)  n.B.  d.  St.  Lüneburg:  II,  ur  982  (1383). 
2j  Dortm.  Ü.B.  I,  1,  iir525c. 

3)  Ebd.  III,  I,  nr  348. 

4)  Emten-EekirH^  V,  nr  437. 
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vcrpHichtet  sich  daneben  zu  einer  wodientlichen  Zahlunj^  von  20 
GoIdcTuklen,  bis  die  Schuld  durch  beides  ^eiili;!  ist.  Darnach  soll 
dt  I  (ilaubiger  noch  ein  Jahr  lang  (als  Zins!;  die  VVcinaccisc  be- 
zichen 

Die  Gewerc  über  die  Steuer,  die  dem  Gläubiger  in  den  eben 
zitierten  Fällen  zuL;cstand(  n  wurde,  konnte  auch  ausbleiben. 

Dortmund  erhöhte  im  Jahre  1377  den  Schoss  um  einen  Vier- 
lin£!f  von  der  Mark,  um  einen  Gläubiger  für  1333  Gulden  rechter 
Schuld  zu  sichern.  Der  Schossmeister  über- ab  das  Geld  den 
sechs  Bür^^cn  der  Stadt,  und  diese  führten  es  an  den  Gläubic^er 
ab  Der  Stcuerzuschlag  fiel  weg,  nachdem  die  1333  Gulden  be- 
zahlt waren. 

Die  Steuer  wurde  auch  als  Verfallpfand  gesetzt,  falls  die 
Stadt  mit  den  Zahlun.L^en  in  Verzug  geriet. 

Köln  wandte  diese  Form  ebenfalls  an,  wie  aus  einer  Urkuniie 
von  1275  her\'or?:^eht  ^) :  Wenn  die  Stadt  an  ncnm  Bürger  1530 
"NTark  Leihi;eld  nicht  zum  bestimmten  Termine  zunickzahlt,  wird 
ihnen  der  Malzpfennig  zur  Verfügung  gestellt,  bis  sie  daraus  voll- 
ständig befriedigt  sind.  Die  Stadt  erhob  die  Steuer  aber  selbst 
und  gab  nur  ihren  Krtrai;  an  die  Gläubiger  ab. 

Mainz  verpfändete  für  di-n  \'erzuL;sfal!  den  Zoll.  1444*). 

Mit  der  Steuerveri)fänilunL.^  ist  die  Steuerverpachtung  ver- 
wandt, nur  dass  hier  drr  Kückgang  der  Steuer  an  die  Stadt  zeit- 
lich iiedingt  war  und  nicht  mehr  dadurch,  dass  der  Gläubiger  in 
der  iiöhe  seiner  Forderung  glatt  entschädig;!  wurde.  Der  Pächter 
bezog  Zinsen  in  dem  Ueberschusse,  den  ihm  die  Steuer  wiihrend 
der  Pachtfrist  bringen  konnte.  Kr  unterlag  aber  auch  t  int  ni  Ri- 
siko ;  denn  die  Steuer  konnte  auch  unerwartet  weniger  einbringen, 
als  er  Pacht  gezahlt  hatte. 

Köln  verpachtete  im  Jahre  1275  den  Braupfennig  für  2704 
Mark  auf  vier  Jahre  an  ein  Konsortium  kölnischer  Bürger.  Diese 
wurden  sogar  gegen  ein  etwaiges  Defizit  gesichert.  Der  Rat  ver- 
sprach, es  zu  decken'^). 

Für  eine  nicht  genannte  Summe  überliess  die  Stadt  einem 
Bürgert  seiner  Frau  und  seinen  Erben  die  Accise  vom  Gewand> 


1)  Enntn-Etktrtz,  V,  nr  354  (1386). 

2)  Dortra.  U.B.  II,  1,  nr  78. 

3)  EnneH-Etkeriz,  III,  nr  109. 

4)  Htgel,  17,  s.  97,  23. 

5)  Enntti^EckirUt  III,  nr  113. 


Digitized  by  Google 


—   74  — 


schnitt  auf  zwei  Jahre  1381  ')  ;  cljciiso  den  Ertraj^^  des  Moltcis 
auf  ein  Jahr^i,  ferner  die  Biciaccisc  auf  zwei  Jahn-  die  Accise 
von  der  Domwajrc  und  der  Kiscnwac^e      Tonnen-  und  Salzpfennii;  ^l. 

Im  Jahre  13H7  verpachtete  die  Stadt  an  Heinrich  Midcnpcsch 
und  Ambrosius  von  liiisti  die  Krahnaccise  auf  zwei  Jahre.  Die 
räclitcr  /ahhen  nicht  eine  cinnialij^e  Sunnnc,  sondern  ver])niclite- 
tcn  sich  sciuiftUch  und  durch  Kidschwur  auf  die  Heiligen,  wöchent- 
lich 110  Mark  an  die  Rentkamnier  ahzulii  fern 

1396  wurde  auch  der  Unterkauf  von  Obst  ge^i^cn  jährliche 
Zahlungen  von  165  Mark  an  zwei  Terminen  verpachtet'). 

Im  Jahre  1398  erlies«;  der  Rat  eine  Verordnung  über  die  Ac- 
cisepacht:  Weder  Amt  noch  Gaffel  sollen  Accise  pachten.  Die 
Pacht  soll  vielmehr  auf  dem  Kathaus  ausjj^erufen  (meistbietend 
versteic^crt)  werden.  Mehr  als  zwei  haben  sich  nicht  an  einer 
Pacht  XU  beteilic^en,  die  Päcliter  müssen  darauf  Brief  und  Sic,i;cl 
geben  und  Bürgen  setzen.  Üebertretungcn  werden  mit  1  Jahr  Turm 
bestraft 

Direkte  Steuern  wurden  häufij^  derart  verpfändet,  dass  der 
Gläubii^er  eine  Summe  zahlte,  gegen  die  er  für  eine  gewisse  Zeit 
steuerfrei  blieb. 

Im  Jahre  1390  kaufte  ein  Dortmunder  Bürger  der  Stadt  eine 
Rente  von  28  Mark  für  232  Mark  ab.  8  Mark  davon  behielt  der 
Rat  immer  als  Steuer  zurück,  während  er  die  übrigen  20  von  ver- 
schiftlenen  Nutzunt;en  wirklicli  erhielt*). 

Die  Stadl  erteilte  W'ucherkonzessionrn  an  Juden  auf  sechs 
Jahre  unter  der  liedinL;unL,^  dass  diese  em  einmaliL^es  Darleiin  ge- 
währten.   Dafür  blieben  sie  vom  Judenschutzc  frei'**). 

Die  Stadt  lü  furt  befreite  die  Juden  von  allen  städtischen  Ab- 
gaben gegen  jährliche  Pauschalsummen  von  250  Pfd.  1375  *^).  Im 

1)  Ennen-EcktTtz,  V,  nr  261. 

2)  Ebd.  V,  nr  560.  —  Vgl.  a,  6"<ri«,  Akten  II,  nr  8  (1335). 

3)  Ebd.  V,  nr  437. 

4)  Ebd.  nr  425. 

5)  Ebd.  nr  434. 

6)  Ebd.  nr  390.  —  Vgl.  das  Verzeichnis  der  PacbUenninc  fBr  verschiedene 
Accisen  bei  Sl^in,  Akten  II,  nr  67  (13S2). 

7)  Ebd.  nr  260. 

8)  SUin^  Akten,  II,  nr  76. 

9)  Doitnu  U.B.  II,  1,  nr  236. 

10)  Ebd.  II,  1,  nr  aS  (1379). 

11)  Erf.  U.B.  II,  nr  754. 
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Jahre  1380  mussten  sie  einmal  2200  Mark  in  drei  RaUn,  ausser- 
dem für  die  nächsten  fünf  Jahre  je  1000  Pfd.  Pfennige  und  50  Mark 
zahlen,  ebenfalls  ^egen  Abgabenfreiheit Tatsächlich  kann  es 
sich  hier  jedoch  um  Zusammenlegung  von  Steuern  handeln. 

Der  Rat  zu  Zürich  erliess  1398  einen  Aufruf  an  die  Bürger, 
der  Stadt  Geld  zum  Rathausbau  zu  leihen;  sie  sollten  das  dann 
weniger  an  Steuern  zahlen.  Wer  grössere  Summe  leihen  würde, 
sollte  sie  aus  einer  neu  einzuführenden  Steuer  zurückerhalten*). 

Neben  der  Sicherung  durch  Liegenschaften  und  Steuern  wurde 
in  manchen  Städten  auch  die  durch  P'austpfand  verwendet. 

Mainz  war  an  den  Rat  zu  I'^rankfurt  und  an  andere  Orte  ver- 
schuldet. £s  hatte  dafür  den  Silberschatz,  Gülte  und  Briefe  ver- 
pfändet 

I  iincburg  sicherte  den  Rat  zu  Hannover  für  eine  Schuld  durch 
die  Auslieferung  von  Kri^sgefangcnen.  Aus  dem  zu  erwartenden 
Lösegeld  sollte  sich  Hannover  schadlos  halten.    1371  *). 

Bei  Anwendung  von  Satzung  und  Faustpfand  wurde  der  Gläu- 
biger durch  ein  ganz  bestimmtes  Gut  gesichert.  Dazu  aber  war 
er  auch  allgemein  gesichert  dadurch,  dass  er  sich  aus  irgendwel- 
chen Vermögensteilen  der  Stadt  entschädigen  konnte.  Dazu  ge- 
hörte  aticb  —  und  das  war  besonders  wichtig  —  das  Vermnc^en 
aller  ihrer  Bürger.  Man  sah  die  städtische  (Gemeinde  als  eine 
Genossenschaft  an,  in  der  die  Aligemeinheit  für  das  Wohl  ihrer 
Glieder  bis  ins  einzelnste  sollen  sollte,  wo  aber  auch  diese  mit 
Leib  und  Gut  für  jene  einzustehen  hatten.  Die  Bürger  waren  fiir 
die  finanziellen  Verpflichtungen  des  öff  entlichen  Haushaltes  Nicht- 
genossen  gegenüber  sohdarisch  haftbar  mit  ihrem  ganzen  Vermögen. 

Um  14CX)  wurden  die  Güter  der  Dortmunder  Kaufleute  rings 
im  Lande  gekrodet  %  die  Bürger  selbst  sogar  gefangen  gesetzt 
Den  Gläubigem  der  Stadt  war  ausdrücklich  in  den  Verträgen  zu- 
gestanden worden,  das  Gut  der  Stadt  »kümmeren,  harren  ind  ar- 
restieren,  antasten  ind  gryffen«  zu  dürfen'). 

1418  befahl  der  preussische  Grossmetster  die  Beschlagnahme 
alles  Breslauer  Eigentums  zu  Gunsten  der  hier  ansäss^n  Gläubiger*). 

l)  Evf.  U.6.  n,  nr  834> 

3)  Zfbch.  Stadtb.  I,  2,  nr  149.  150. 

3)  //e^f/,  17  s.  225. 

4)  U.Tl.  (1  St.  I.ilncburji  II,  714. 

5)  Dortm.  l  .15,  II,  2,  nr  1030.  1031,  1043.  IO46.  1047.  III,  319—32  u,  a. 

6)  Ebd.  III,  1,  nr  320.  325.  332. 

7)  Ebd.  II,  I,  nr  358.  8)  ßeyft"*  103. 
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Mainzei  IMiri^crn  w  urdcn  um  1440  Uire  auswärtigen  liegenden 
und  talnciulfn  (iiitcr  Licnoninicn  M. 

Köln  VC  rbot  im  Jahiv  14S4  den  lUir^crn  tk-r  fremden  Städte, 
die  nach  Köln  Renten  schuldeten,  freies  (  ieleit  zu  gewähren 

Die  Bcschlafjnahme  fand  unter  Mitwirkuns^^  tli  s  auswärtigen 
Gerichtes  statt,  bei  dem  sie  \  om  Gläiihi«jcM-  l)eantrai;t  wurde 
Unbedingt  notwendig  scheint  jixioch  die  Mitwiikuni;  des  Cicrichies 
nicht  überall  gewesen  zu  ^ein.  Nach  (  iner  Magdeburger  Urkunde 
bat  der  GkiuhiLjer  nur  den  ivat  der  Stadt  um  Krlaubnis,  das  an- 
wesendeGut  der  schuldentlen  Stadt  (Zerbst)  bekümmern  zu  dürfen  *)• 

lune  andere  Uorm  der  Hekümmerung  war  die,  dass  sich  der 
Gläubiger  das  Ciut  nur  als  Unterpfand  sistierte  und  die  Stadt  ver- 
anlasste, es  mit  der  Schuldsumme  zu  lösen.  So  verfuhr  der  Graf 
von  der  Mark  zu  Gunsten  eines  seiner  L  ntertanen  mit  Dortmunder 
Eigentum   in  Köln.    Dieses  wurde  *  hinter  das  Gericht  gelegt»^). 

Ob  die  betroffenen  Bürger  von  ihrer  Stadt  entschädigt  wur- 
den, ist  nicht  immer  sicher  zu  ermitteln.  In  Mainz  war  es  der 
Fall.  Dort  wurde  ein  Ehepaar,  dem  ein  Gläubiger  der  Stadt  aus- 
wärtige (irundstückc  -  aberklagt  <^  hatte,  durch  eine  Leibrente  auf 
zwei  Leben  abgefunden.  Andere  erhielten  einmalige  Geldentschä- 
digungen zugebilligt.  Die  Stadtrechnung  von  1444  erwähnt  1488 
Gulden  >unge verlieh  uberslagen«  als  bezahlt  »von  aberclageter 
guter  wegen,  die  den  bürgern  von  der  stedte  schult  wegen  aber- 
clagt  waren« 

Die  solidarische  Haftpflicht  der  Bürger  hatte  zur  Folge,  dass 
diese  es  am  eigenen  Vermögen  ganz  empfindlich  spüren  mussten, 
wenn  sich  die  Stadt  in  schiechter  Finanzlage  befand.  Die  privaten 
auswärtigen  Beziehungen  wurden  dann  stark  gefährdet  und  oft 
ganz  gestört.  Jeder  hatte  daher  ein  eigenstes  lebhaftes  Interesse 
an  einer  soliden  Finanzwirtschaft.  Die  Solidarhaft  der  Bürger 
macht  die  Heftigkeit,  mit  der  die  revolutionären  Bewegungen  in 
den  Städten  manchmal  auftraten,  mit  begreiflich. 

Sie  veranlasste  aber  in  schlechten  Zeiten  auch  zahlreiche 
Bürgerschaftsaufsagen.   Ein  Dortmunder  Kaufmann  schreibt  an 


1)  l/e^e/,  17,  261. 

2)  S/fitt,  Akten,  II,  nr  446. 

3)  f/fiff/,  17,  s.  261,  —  Durtm,  U.B.  Iii,  I,  nr  231  u.  232. 
4;  ü.b.  d.  bl.  Magd.  III,  nr  I453. 

5)  Doctm.  U.B.  III,  l,  nr  331. 

6)  ffe^tlt  17.  s.  105  II.  130. 
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seine  Stadt:  »Wetet,  dat  myn  dink  also  gelegen  es,  dat  ich  wan- 
deren wtl  unde  moet,  unde  angest  hebbe  gekrodet  to  sine  of  in 
kroet  to  komene  van  der  Stadt  wegen  von  Dorpmunde ;  war  ume 
ich  dar  inne  vorwaren  wel  unde  segge  op  mine  burgerschap  to 
Dorpmunde  op  jue  genade.  Vart  wol  in  gode« 

Diese  Aufsagen  gingen  besonders  von  Kaufleuten  aus,  die  ja 
besonders  ausgedehnt  mit  dem  »Auslande«  verbunden  waren.  Sie 
gehörten  meist  den  Geschlechtem  an,  die  als  Inhaber  der  stadti- 
schen Gewalt  für  die  Finanzwirtschaft  verantwortlich  waren.  Sie 
legten  keine  hohen  Proben  von  Patriotismus  ab,  wenn  sie  die 
Stadt,  die  sie  mehr  oder  weniger  selbst  in  eine  schlimme  Lage 
gebracht  hatten,  dann  im  Stiche  liessen.  Ihre  Handlungsweise  wurde 
dadurch  noch  unfeiner,  dass  gerade  sie  als  die  Wohlhabendsten  in 
schlinmien  Zeiten  die  berufensten  Stützen  des  Gemeinwesens  wa- 
ren. So  aber  verschärften  sie  die  Situation  noch  dadurch,  dass  sie 
der  Verschuldung  der  Stadt  erhebliche  Steuerausfälle  hinzufugten. 

Die  Stadt  suchte  daher  manchmal  die  Abwanderung  zu  be- 
schränken oder  unmöglich  zu  machen. 

Augsburg  hatte,  durch  starke  Verschuldung  veranlasst,  neue 
Steuern  eingeführt  und  die  Auswanderung  während  der  Dauer 
dieses  Zustandes  verboten.  Trotzdem  waren  einige  Bürger  aus 
der  Stadt  gefahren.  Da  erteilte  Karl  IV.  im  Jahre  1576  der  Stadt 
die  Macht,  alle  Ausgefahrenen  und  die,  die  noch  ausfahren  wür- 
den, an  allem  ihrem  Gute  in  jeder  Weise  bekümmern,  angreifen 
und  aufhalten  zu  dürfen,  bis  sie  mindestens  die  dreifache  Steuer 
geleistet  hatten.  Die  Betroffenen  sollten  deshalb  vor  niemand  ein 
Klagerecht  gegen  die  Stadt  haben  *). 

Mainz  verpflichtete  im  Jahre  1428  alle  Auswanderer,  eine 
Vermögenssteuer  noch  10  Jahre  lang  weiter  zu  zahlen'). 

Die  grosse  politische  Bedeutung  der  SoHdarhaft  veranlasste 
die  Städte  häufig,  sie  durch  Sonderverträge  aufzuheben.  So  er- 
hielten die  Dortmunder  Bürger  im  Jahre  1400  trotz  der  starken 
Verschuldung  ihrer  Stadt  an  Köln  dort  freies  Geleit,  nachdem 
sich  Dortmund  unter  Vermittelung  des  Kölner  Rates  mit  einem 
Teile  der  Leibrentner  auf  bestimmte  Termine  geeinigt  hatte,  zu 
denen  die  versessenen  Renten  gezahlt  werden  sollten 


I)  Dorcm.U.B.  II.  3,  nr  1049 ;  vgl.  II,  nr  1058, 1159.  III,  1,  nr  133. 134. 187  (i<~4). 

3)  U.B.  d.  St.  Aagsbarg  II.  nr  667. 

V)  //f;//,  17,  s.  60  u.  69. 

4)  Dortm.  U.B.  Ii,  2  nr  1053.  1054. 
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Zwischen  Lüneburg  und  Lübeck  bestand  ebenfalls  ein  Ver- 
tragsverhältnis über  freies  (ieleit,  das  jedoch  für  besondere  Fälle 
aufgehoben  wurde.  1371  lieh  Lünebuig  von  Lübeckern  2900  Gul- 
den. Der  lübische  Rat  verbürgte  sich  für  die  Stadt  seinen  Bür- 
gern gegenüber.  Dazu  wurde  diesen  das  Recht  zugestanden,  die 
Lüneburger  zu  bekümmern  M-  Dasselbe  geschah  in  einem  Ver- 
trage von  1375,  nur  wurde  hier  die  Bekümmerung  auf  Lünebufger 
Gut  in  Hamburg  und  Lübeck  eii^eschränkt 

Aus  Westdeutschland  liegen  zahlreiche  andere  Verträge  vor  : 
Köln  und  Soest  hoben  1276  gegenseitig  die  Gemeinbürgschaft  auf 
und  vereinbarten,  dass  die  Bürger  beiderseits  nur  noch  für  per- 
sönliche Schulden  zu  haften  hätten  Aehnlich  vertrug  sich  Köln 
mit  Lüttich*),  mit  Huy  mit  St.  Trond  ®),  mit  Deventer^  und 
Nürnberg.  Dieses  erteilte  wenigstens  den  Bürgern  von  Köln  und 
ihrem  Gute  auf  Bitten  ihres  Rates  vom  7.  Dez.  1394  bis  zum 
I.Mai  1395  fieics  Geleit^). 

Eine  weitere  Form  der  Sicherstellung  ist  die  Zinsaufnahme 
auf  Kosten  der  Stadt.  Der  Gläubiger  hat  das  Recht,  das  fällige 
Geld  bei  Verzug  auf  Kosten  der  Stadt  von  Juden  oder  Christen 
zu  beziehen. 

Mainz  1441 :  »Das  ist  zu  wissen,  wer  es  sache,  das  sich  die 
rechenunge  of  eine  vierzehen  tage  verstiesse  ...  so  sollen  ine  .  . 
denselben  gülden  geltb  .  .  erfoUen  und  darnach  in  den  andern 
vierzehen  dagen  of  den  mondag  unverlustig  geben  an  alle  geverde. 
geschee  aber  alsdan  soliche  bezalunge  auch  nit  . .  so  mc^en  die 
vorgenanten  eelude  Heintz  und  £lse  (Rebstock)  oder  wem  sie 
die  forderunge  gebent,  des  verfallen  geltis  zu  stund  oder  wann 
sie  woUent  die  erschienen  gulte  entnemen  und  ussgewinnen  zu 
cristen*  Juden,  cauwerzenen  oder  wo  sie  die  gewinnen  mc^en  of 
gewonlichen  schaden,  und  die  entnemunge  soHcher  gulten  . .  sol- 
len sie  vierzehen  dage  zuvorhine  . . .  uns  oder  unsem  nachkom- 
men zu  ieder  zit  verkondigen  und  wissen  lassen,  of  das  wir  und 
unser  nachkommen  uns  darnach  wissen  zu  richten  und  was  scha- 

l)^U.B.  d.  St.  Lflneburg  II,  nr  707. 
3)  &tdendor/,  V,  nr  6a. 

3)  F.)ineti-E(kertz,  III,  nr  137. 

4)  f.a.otnhlct,  II,  nr  702, 

5)  Emu-n-F.  lurtz,  UI,  m  153. 
6j  Kbii.  nr  154. 

7)  tiae0$nklH,  II,  nr  6101. 

8}  Emnen-EckirHf  VI,  nr  305. 
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den  dan  also  darof  gehet,  den  schaden  sollen  wir  richten  und 
bezalen  mit  der  erschienen  gulten  und  iendes  ieren  einfeltigen 
Worten  zu  glouben^ 

Auch  Basel  %  Frankfurt»),  Köln Leipzig*)  und  Chemnitz*) 
kennen  die  Sicherung  durch  Zinsaufnahme,  und  Stralsund  lässt 
sie  i.  J.  1410  Dortmund  androhen').  Die  Stadt  wurde  dabei  zu 
der  sehr  unliebsamen  »Konversion«  einer  Rentenschuld  in  eine 
schwebende  genötigt,  die  vom  Gläubiger  gekündigt  werden  durfte 
und  auch  hohe  Verzinsung  erforderte.  Die  Städte  schienen  diese 
Massnahme  auch  zu  fürchten,  sie  gestanden  daher  das  Recht  dazu 
häufig  erst  nach  der  erfolglosen  Anwendung  anderer  Mittel  zu; 
in  Köln  *)  und  Laufenburg  (Basel)  *)  erst  nach  vierwöchigem  Ein- 
lager  des  Rates.  In  Mainz  musste  sie  nach  der  oben  zitierten  Ur- 
kunde 14  Tage  vor  Vollzug  angezeigt  werden. 

Die  Entschädigung  des  Gläubigers  durch  ausserordentliche 
Zahlungen  bei  Verzug,  etwa  durch  Verzugszins  oder  seine  Abart, 
den  Rutscherzins,  ist  bei  Anwendung  des  öflfentlichen  Kredites  in 
den  Städten  selten  geübt  worden.  Dem  Verfasser  gelingt  es  nicht, 
allgemeingültige  Beweise  dafür  zu  erbringen.  Knipping  findet  das 
Recht  auf  Verzugszins  in  Köln  bei  Renten  des  14.  Jahrhunderts, 
anfangs  16'/«  Proz.,  um  1360  iiV«Proz.,  um  1380  loProz.,  1433 
8*/s  Proz.  monatlich  **).  Das  bereits  besprochene  Handgeld  hatte 
ebenfalls  den  Charakter  des  Verzugszinses. 


2.  Die  persönliche  Sicherung. 

Die  allgemeine  dingliche  Sicherung  des  Gläubigers  wurde 
durch  eine  persönliche  ergänzt.  Die  Stadt  stellte  häufig  beson- 
dere Bürgen,  die  mit  Leib  ,  oder  Vermögen  oder  mit  beidem  zu* 
gleich  einzustehen  hatten.  Das  geschah  vorzüglich  bei  rechter 
Schuld  —  wiewohl  die  Bürgschaft  auch  mit  Rentverkauf  verbun* 

1)  ffigt/,  17,  s.  260  fr. 

2)  ü  H.  d.  St.  IV,  nr  326  (1368). 

3)  Bijhmtr,  L.B.  d.  R.-St,  Frankf.  I,  s.  745  (137t»). 

4)  Knipping,  s,  387  (1377). 

5)  Cod.  dipl.  Sax.  II,  8,  nr  270  (1451)* 

6)  Ebd.  II,  6,  nr  lOI  (1433). 

7)  Dortm.  U.B.  III,  I  nr  450. 

8)  Knipputg,  s.  387. 

9)  U  1!.  d.  üt.  Basel,  IV,  nr  30b. 
10)  Knipping,  s.  385  f. 
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den  sein  konnte  —  und  weiter,  wenn  es  sich  um  hohe  Summen 
handelte  und  der  Gläubiger  auswärts  wohnte. 

Die  berufensten  Bürgen  waren  die  Ratsherren,  die  im  Namen 
der  Stadt  die  Anleihe  aufnahmen.  Aber  auch  andere  wohlhabende 
Bürger  konnten  in  Betracht  kommen.  Ihre  Zahl  ist  sehr  verschie- 
den, 2,  4,  S,  12  bis  24,  30  und  36,  überhaupt  der  ganze  Rat  kön- 
nen es  sein 

Manchmal  wird  der  Rat  einer  oder  mehrerer  befreundeter 
Städte  als  Büi^e  gesetzt.  So  haftet  Basel  für  Strassburg  um  12500 
Gulden  gegen  einen  Schadlosbrief*).  Freiburg  bittet  Basel  um 
den  gleichen  Dienst Die  Räte  von  Aschersleben  und  Quedlin- 
burg haften  wegen  1700  Gulden  für  Halberstadt 

Besonders  charakteristisch  ist  die  leibliche  Haftung  in  Gestalt 
des  Einlagers  (obstagium,  Giselschaft).  Der  Rat  musste  innerhalb 
einer  bestimmten  Frist  nach  dem  Verzuge  >mit  zwei  oder  drei 
Pferden«  in  die  Stadt  des  Gläubigers  oder,  wohin  dieser  wünschte, 
einreiten  und  dort  solange  auf  eigene  Kosten  leben,  bis  die  Schuld 
bezahlt  war.  Das  Einlager  konnte  demnach  eine  sehr  teure  Art 
Bürgschaft  werden;  es  sollte  ein  starker  Ansporn  zur  Erfüllung 
der  übernommenen  Verpflichtungen  sein.  Beispiele  für  die  An> 
Wendung  des  Einlagers  liegen  aus  den  verschiedensten  Städten 
vor,  aus  Dortmund')  und  Köln*),  aus  Erfurt^)  und  Chemnib"), 
Basel*)  und  Zürich'*}. 

In  Köln  wurde  Einlager  vier  Wochen  nach  Verzug  bezogen; 
in  Dortmund  nach  einem  der  Verträge  vierzehn  Tage,  nachdem 
der  Gläubiger  beim  Pförtner  des  Osttores  einen  Mahnbrief  hatte 
abgeben  lassen;  auch  in  Basel  war  eine  Frist  von  14  Tagen  nach 
der  Mahnung  gelassen.  In  Erfurt  trat  es  8  Tage  nach  Verzug 
ein.  In  Chemnitz  war  keine  besondere  Frist  bestimmt,  der  Ott 
aber  auf  einen  Umkreis  von  5  Meilen  von  der  Stadt  beschränkt. 

0  l  F.  d.  St  Basel  VII,  tu  206.  277.  278.  VUI,  nr  10,  II,  35,  III,  203.  403  IV. 

2)  J  ini    VI.  Iir    102  (1416). 

3)  Ebd.  IV,  nr  325. 

4)  U.B.  d.  St.  Halbentadt  II,  nr  916  (1441). 

5)  Dortm.  U.B.  II,  I  nr  426.  255  (1390),  III,  l  nr  109.  671,  716. 

6)  Knippmg,  s.  387  (i377)- 

7)  Eifurt.  rji.  nr  835  (13S1), 

8)  foil.  (iipl.  Sax.  II.  6,  nr  178  ^457). 

9)  U.b.  d.  St.  Basel  IV,  nr  326.  36S  (1368). 
10)  Zürcll.  Stwltb.  I,  2,  nr  8  (1371). 
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Wurde  einer  der  Bürgen  durch  eine  echte  Not  an  der  £r- 
fülluni^  seiner  Verpflichtungen  verhindert,  so  mus^te  sofort  oder 
auch  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  ein  Ersatzmann  gestellt 
werden,  oder  der  Gläubiger  durfte  einen  solchen  zitieren.  In 
Basel  war  es  dem  Bürgen  erlaubt,  einen  berittenen  Mann  als 
Vertreter  zu  senden;  dieser  musste  jedoch  »als  vil  zeren,  als  er 
selber  tete  ane  geverde«'). 

Den  Juden  gegenüber  scheint  man  in  der  Zubilligung  von 
Einlager  zurückhaltend  gewesen  zu  sein.  £s  stellte  eine  Art 
Knechtschaft  dar,  und  Juden  sollten  nicht  christliche  Knechte 
haben.  Sicher  hat  dieser  Grundsatz,  der  sich  schon  in  den  Ka- 
pitularien Karls  des  Grossen  findet hier  eingewirkt  So  ist  viel- 
leicht ein  komplizierter  Fall  von  Büigschaft  in  Dortmund  ver- 
ständlich. Dort  versprachen  im  Jahre  1390  drei  Kölner  Büiger 
für  eine  Schuld  der  Stadt  von  1000  Gulden  an  zwei  Juden  mit 
ihrem  ganzen  Vermögen  zu  haften.  Der  Rat  von  Dortmund  aber 
leistete  ihnen  Rückbüigschaft,  indem  er  sich  erst  ihnen  g^nüber 
zu  Einlager  verpflichtete'). 

In  Zürich  wurde  das  Einlager  im  Jahre  1372  nur  den  in  der 
Stadt  ansässigen  Lombarden  gegenüber  erlaubt  nicht  aber  den 
Juden,  die  zu  ähnlichen  Zwecken  vorhanden  waren  wie  jene*). 

In  Erfurt  aber  verpflichtete  sich  der  Rat  wegen  einer  Schuld 
von  1000  Gulden,  mit  vier  Pferden  Einlager  in  den  Häusern  der 
Juden  zu  halten*). 

Die  Sicherung  des  Gläubigers  wurde  durch  ein  Klagerecht 
ge^cn  die  Stadt  vervollständigt. 

Er  durfte  diese  zunächst  auf  ihre  Kosten  mahnen.  Dabei 
konnte  eine  dem  Einlager  verwandte  Institution  zur  Anwendung 
kommen,  die  immissio,  das  Einlager  des  Gläubigers  beim  Schuld- 
ner. Dortmund  erlaubte  einem  Gläubiger  wegen  4000  Gulden  mit 
6,  12,  18  oder  24  Pferden  m  die  Stadt  zur  Mahnung  ehmirei- 


1)  U.B.  d.  St.  Basel  IV.  nr  326. 

2)  Capitularc  de  Judaci^«:  Ui  imllus  Judcu»  ncinincin  cliri>uaiiurtt  in  waiiium  nb 
idlo.Jodco  aut  «b  Mo  christiano  mHtere  praesotnat,  ne  deterior  Hat;  quod  si  fa- 
cere  praesonat»  «ccundnin  saam  legem  restttnat  et  debitnin  et  wadinm  simal  per« 
dat.   M.G.L.L.  I,  194,  18. 

3)  Dortm.  U.B.  II,  I,  nr  255. 

4)  Zürcher  Sladlb.  I,  2,  nr  19. 

5)  Ktul.  I.  I,  nr  415  (1364). 

6)  Erf.  U.B.  II,  nr  835. 

ZdlMbtift  für  di«  fM.  SuurtawiCMllSCh.  Etganiungtheft  11.  6 
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ten^        einem  anderen  wegen  icx»  Gulden  mit  i — 3  Pferden*). 

iiic  erft)ljxlose  Mahniinq^  zoj^  die  Klaj^e  vor  einem  weltlichen 
oder  «geistlichen  Gerichte  nacli  sich.  Die  Stadt  wurde  zur  Zahlunj]^ 
vorurt(Mlt.  ])cr  Glaubij^er  erhielt,  wenn  sie  nicht  erfoli;te,  Anleite 
in  das  Gut  der  Stadt.  Uiese  musste  die  Kosten  des  Verfahrens 
tragen. 

Die  Klaj^e  konnte  bei  jedem  Gerichte  anj^u'bracht  werden, 
ein  Umstand,  der  s(  hr  li;iufi;>(  ausserpolitische  Verwicklungen  nach 
sich  zog.  VAn  ausführliches  Beispiel  dafür  liefert  Dortmund.  Die 
Stadt  wurde  im  Jahre  1397  vom  geisUichen  Gerichte  des  Kölner 
Krzbischofs  wegen  ihrer  Schulden  an  Geistliche  gemahnt,  mit  Ex- 
kommunikation  bedroht  und  auf  Klage  der  Gläubiger  vorgeladen. 
Als  sich  die  Stadt  nicht  unterwarf,  wurde  die  Exkommunikation 
im  Jahre  1399  »campanis  pulsatis.  candelis  accensis,  extinctis  et 
in  tcrram  proiectis«  vollzogen').  Da  aber  die  Klagen  vor  dem 
Kölner  Offizial  nicht  aufhörten  und  die  Exkommunikation  ihre 
verhängnisvollen  Wirkungen  geltend  machte,  wandte  sich  die  Stadt 
nach  Rom  um  Hilfe  *).  Bonifaz  IX.  beschränkte  darauf  ihren  Ge- 
richtsstand auf  das  Gericht  des  Dortmunder  Dechantcn  und  be- 
auftragte den  Bischof  von  Paderborn  mit  der  Aufhebung  der  Ex- 
kommunikation. Sehr  wahrscheinlich  ging  der  Papst  hier  bewusst 
gesetzlich  vor  und  zwar  im  Sinne  einer  Verordnung  Bonifaz'  VIIL, 
wonach  wegen  Gcidforderungcn  niemals  das  Interdikt  verhängt 
werden  dürfe*). 

Von  bedeutenden  Folgen  war  für  dieselbe  Stadt  der  Rechts« 
zug  an  das  königliche  Hofgericht,  wo  sie  ebenfalls  von  ihren  Gläu- 
bigem verklagt  wurde.  Nach  Privilegien  Karls  IV.  und  Ruprechts 
konnte  die  Stadt  zwar  nur  vor  ihrem  eigenen  Gericht  verklagt 
werden  **),  sie  hatte  sich  jedoch  um  ihres  Kredites  willen  in  spe- 
ziellen Fällen  dieses  Rechtes  ausdrücklich  begeben').  Mehrere 
Gläubiger  reichten  nun  wirklich  Klage  bei  dem  Hofgericht  ein. 
und  so  wurde  die  Stadt  im  Jahre  1404  wiederholt  zur  Zahlung 

1)  liortin.  U  B,  II,  I,  nr  252  (liyl). 

2)  Ebd.  nr  253. 

3)  Ebd.  III»  1,  nr  45  1—7. 

4)  Ebd.  nt  134—138. 

5)  X^l  VerkiindiguDi;  des  Mainzer  Enbischofs  an  Fnulcfart:  Btikmtr^  U.B.  d. 

Reichsht.  Krankf.  I,  s.  450  (i 319).  • 

6)  Dortm.  l'-H.  II,   i,  nr  83.  III,  I,  I48.  l6a. 

7)  r.bU   II,  I,  252  ff.  III,  I,  104.  179. 
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vcnntcilt  und  den  Gläubigem  Anleite  in  das  Stadtgut  gegeben'). 
Auf  Befehl  des  Königs  wurde  diese  für  die  Gläubiger  von  Mini- 
sterialen vollstreckt.  So  soll  Johann  von  Wyenhorst  28  gcnann« 
ten  Bürgern  (Ratsherren)  an  all  ihr  Gut  gehen,  »es  sy  dorifere, 
erbe,  eygcn,  leben,  pfandschafte,  zinse,  gulte,  rente,  libgedingc, 
zehenden,  koufmanschatze,  heuse,  hofe,  ekere,  wisen,  holzer,  was> 
ser,  Wunne,  weide,  lüde  oder  gute,  vamdes  oder  ligendes,  be- 
suchts  und  unbesuchts,  nichtsz  ussgenommen  umme  achttusend 
gülden  mtnner  oder  merc«  —  sechs  Wochen  und  drei  Tage  lang. 
Der  König  fügt  hinzu:  »Wann  tust  du  des  nicht,  man  richtet 
darumb  zu  dir  als  recht  istc  *).  Zum  Teil  scheinen  die  Gläubiger 
auch  jetzt  trotz  der  wohlwollenden  Ratschläge  des  Königs')  nicht 
befriedigt  worden  zu  sein.  Ende  1404  tat  der  Hofrichter  Engel» 
hart  von  Weinsberg  die  Stadt  Dortmund  in  die  Reichsacbt 
Nur  die  Gnade  des  Königs  verhinderte,  dass  diese  tatsächlich 
wirksam  wurde*). 

In  einem  Frankfurter  Falle  griff  aber  der  König  Karl  IV. 
ganz  energisch  trotz  eines  Urteils  des  Hofgerichtes  zu  gunsten  der 
Stadt  ein.  Er  vernichtete  mit  einem  Briefe  »genczlichen  und  leu> 
terlichen  solch  ladunge,  klag,  anleite,  eht  und  nutzgewer*,  die 
der  Ministeriale  Eberhard  Fraun  von  Zürich  vor  dem  Hofgericht 
auf  Bürgermeister,  Schöffen,  Rat  und  Bürger  von  Frankfurt  er- 
langt hatte.  Die  Stadt  aber  hatte  dem  König  und  dem  Reich  oft 
»nuczlichen,  unverdrozzcn  und  getrewlichen  hilf,  stete  vleissig  und 
merklich  dinst  getan«  •). 

Im  Jahre  1 509  verwickelte  der  Magdeburger  Simon  Rode  die 
Stadt  Zerbst  in  einen  Prozess  wegen  einer  Forderung;  von  62  Gul- 
den. Von  beiden  Seiten  wurden  die  Hcrz()ge  von  Braunschweig 
und  Fürsten  von  Anhalt,  der  Kurfürst  von  Brandenburg,  der  Erz- 
bischof  und  die  Stadt  Magdeburg  in  den  Streit  hineingezogen, 
der  drei  Jahre  dauerte  und  zahlreiche  Verhandlungen  zwischen 
den  einzelnen  Teilnehmern  venirsachtc'). 

Aus  Xiedersachsen  kann  endlich  noch  eine  andere  üble  Folge 

1)  Dortm.  U.B.  III    t,  nr  200.  20I.  2ZO. 

2)  Kbd.  III,  I,  nr  200  (I404). 

3)  Ebd.  III,  I,  nr  204.  20'j  -n.  217.  237. 

4)  Ebd.  III,  I,  m  3201. 

5>  Ebd.  III,  I.  nr  325—327. 

b)'I>o'inut,  V.W   d,  RckIi>s|.  I'iiinkf.  I,  s.  738  (13741. 

7)  r.H.  <1.  St.  M.it;(U!l)iir^  III,  !,  nr  I404.  I414.  141S— 20  1450.  I43I. 

1468.  1479.  1481.  1484—85.  1490.  1500.  1504.  1509.  1516,  I5iy.  152», 
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nachgewiesen  werden,  von  der  die  Stadt  bei  hartnäckiL^em  Zah- 
lungsverzug:^ betroffen  werden  konnte.  Das  ist  die  Khrloserklärnng. 
Der  (ilaiibij^er  Hess  rincfs  im  Lande  Briefe,  —  l-"luQblattcr !  — 
unii;ehen,  worin  er  aller  Welt  mit  derben  Schimpfworten  die  Zah- 
lungsunfähii^keit  der  Stadt  verkündete. 

VÄn  drastisches  Beispiel  gibt  ein  Brief,  den  ein  gewisser 
Dietrich  von  Altena  an  die  Städte  Dortmund,  Unna,  Minden  ii.  a. 
sandte,  und  worin  er  die  Stadt  Iserlohn  wegen  nicht  bezahlter 
77  tinldcn  ehrlos  erklärte.  Er  habe  das  grosse  Siegel  der  Stadt 
Jahre  lang  einer  Sau  und  darnach  einer  Katze  umgebunden,  so 
dass  es  so  beschmutzt  und  »smelick  unvledichc  gemacht  sei,  dass 
es  kein  ehrenliafter  Mann  mehr  an  seinem  Briefe  tragen  könne. 
Er  habe  over  desse  vorgenanten  bösen  wichtere  gescreven  in 
dren  hrren  landen,  dar  umme,  dat  men  ze  erkenne  vor  anderen 
erbcren  luden«  —  »und  Icyven  vrende,  ich  warne  ju  unde  alle 
gute  lüde  vor  drcy  vorgenanten  bösen  wichtere,  borgermestere  to 
Iserenlon  unde  vor  erme  falschen  segele  unde  vor  ere  sekerheid 
lovede  unde  truwen,  alz  vorgescreven  steid€'  ). 

Im  Jahre  1392  schreibt  der  Dortmunder  Rat  an  den  von 
Unna,  Johann  Muremann  habe  seine  verfallene  Wiederkaufsrente 
von  Unna  nicht  erhalten  und  daher  den  Brief  der  Stadt  schmäh* 
lieh  »auf  die  Strasse  tragen  wollen«.  Unna  solle  die  Sache  rasch 
regeln*). 

Die  Räte  der  verschiedenen  Städte  treten  überhaupt  häufig 
in  Schuldangelegenheiten  in  gegenseitige  Verhandlungen  ein.  Die 
Stadt  nimmt  sich  ihrer  Bürger  für  ihre  Forderungen  gegen  andere 
Gemeinwesen  an  oder  bittet  sie  auf  deren  Ansuchen  um  Geduld 

Die  Entwicklung  der  Schuldverhältnisse  suchte  in  der  Siche- 
rung des  Gläubigers  immer  grössere  Vereinfachung  eintreten  zu 
lassen.  Kine  Garantie  nach  der  anderen  fiel  fort,  und  die  Schuld- 
urkunden beschränkten  sich  mehr  auf  wesentliche  Teile.  Der 
öffentliche  Kredit  befestigte  sich,  begünstigt  durch  die  allgemeine 
kreditwirtschaftliche  Entwicklung.  Kine  ganz  abnorme  Erscheinung 
und  ganz  von  lokalen  Zuständen  bedingt  waren  aber  trotzdem 
jene  Kölner  Anleihen,  die  überhaupt  ohne  Ausfertigung  von 
Schuldverschreibungen  aufgenommen  wurden.   Es  kam  hier  vor, 

i)  !>oitm.  U.B.  III,  nr  69  (1400). 
2j  l  lnl.  II,  nr  642. 

3)  Kbd.  II  u.  III.  —  U.B.  «1.  St.  Magdeburg  III,  nr  712.  891  nr  1556.  —  U.B. 
d.  St.  Lttneburg  11,  707.  —  //«"i^c/,  17. 
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dass  die  Finanzbeamten  die  SchiiKl  nur  in  das  Register  eintrugen, 
der  Gläubiger  aber  kein  Beweismittel  seines  Forderungsrechtes 
erhielt.  1493  schrieb  der  städtische  Kämmerer  Gerhard  von  We- 
sel: »wer  solchs  sijns  glienden  geltz  umb  loven  ind  sterven  be^ 
gerden  eyn  warzeichen  ader  zedel  van  bewijsen  van  der  rentka- 
meren  zu  haven,  sculden  men  engheven,  we  whale  solchs  unge- 
wonlich  is« 

8.  Die  Mobilisierung  der  Rente. 

Die  Vereinfachung  der  Schuldverträge  ging  Hand  in  Hand 
mit  einem  anderen  Entwicklungsvotgang  in  kreditwirtschaftlicher 
Richtung.  Es  ist  die  Mobilisierung  der  Rente. 

Der  Rentner  hatte,  wie  bereits  gesehen  wurde,  nur  in  selte- 
nen Fällen  das  Ablösungsrecht  erhalten  und  befand  sich  dadurch 
dem  Verkäufer  g^enüber  in  einem  gewissen  Nachteile,  der  frei- 
lich notwendig  aus  dem  Wesen  des  Rentkaufes  folgte.  Bei  dem 
sich  immer  mehr  bereichernden  Wirtschaftsleben  der  Städte,  das 
zugleich  immer  häufigere  wechselseitige  Zahlui^sverpflichtungen 
mit  sich  brachte,  war  es  nun  notwendig,  dass  der  Rentner  in  den 
Stand  gesetzt  wurde,  im  Notfalle  sein  Forderungsrecht  oder  we- 
nigstens eine  einzige  Rcntzahlung  an  einen  anderen,  seinen  Gläu- 
biger, abtreten  zu  können.  Die  Rente  musste  mobilisiert  werden. 
Zur  Entwicklung  dieser  Einrichtung  war  nicht  eine  Neuschöpfung 
notig;  man  konnte  sich  auch  hier  an  alte  Vorbilder  anlehnen 
und  zwar  an  die  Verkäuflichkeit  des  Rechtes  auf  Zins,  dem  ja 
die  wichtigste  Rentform,  die  Kwigrente,  nachgebildet  war.  Es 
braucht  hier  nicht  erst  nacti,:^r  diesen  zu  werden,  dass  dieser  Zu- 
stand längst  bestand.   Es  ist  eine  bereits  feststehende  Tatsache. 

Man  übertrug  ihn  nun  auf  das  Rentengeschäft  und  zwar  in 
ziemlich  früher  Zeit,  freilich  lokal  mit  sehr  verschieden  rascher 
Weiterbildung. 

Zuerst  fand  die  Weiterbegebung  des  Rentbriefes  auf  Grund 
eines  Vertrages  zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Rentberechtig- 
ten statt.  Kr  wurde  vor  Zeugen  und  vor  Gericht  abgeschlossen 
und  äusserlich  durch  einen  Willcbrief  ausgedrückt.  Der  Rentbrief 
selbst  ermächtigte  dazu  durch  die  Ordreklausel  -oder  wer  diesen 
Brief  mit  seinem  Willen  inne  hatc 


i)  Knippin^,  s.  385. 
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in Basel  verkaufte  Peter  Schorler  von  Todtnau  vor  dem  bi- 
schöflichen Offizial  eine  städtische  Rente  von  14  fl.  für  350  Ü, 
an  das  Kloster  St.  Maria  Magdalena.  Zeugen  sind  Johann  Botz^ 
mann  von  Dm  lach  und  Burckart  S^;enser>).  1482. 

Ein  Rentbrief  in  Mainz  von  1441  sagft:  »oder  weme  sie  discn 
brief  mit  gutem  wissen,  willen  und  reddelicher  kundschaft  ingebent 
.  .  dem  sollen  wir  plichtig  und  gehorsam  sin  diese  vorgeschrie> 
bcne  gulte  usszurichten  und  zu  bezalen«  *). 

In  Dortmund  lautet  die  Weiterbegebungsklausel ;  »eff  dem> 
heldcre  dis  breyfs  mit  eren  willen«.  1388*). 

Auch  Schuldverschreibungen  sind  hier  weitet  bci^^ebungsfähig: 
»efte  dcc  disscs  brcyves  en  holdere  is  mit  Hinrikes  willen<*). 

In  Magdeburg  wird  eine  Rente  vor  Zeugen  geschenkt'*).  1475. 

In  Köln''),  den  ostfälischen  Städten ^  und  in  Breslau')  ist 
die  Weiterbegebung  mit  Willebrief  gleichfalls  nachgewiesen 
worden. 

Die  umständliche  Ausstellung  des  Willebriefes  fiel  später  in 
den  meisten  Städten  dem  Verkehrsbedürfnis  zum  Opfer.  Die 
Ordreklausel  wurde  ersetzt  durch  die  alternative  Inhaberklausel 
>oder  wer  diesen  Brief  inne  hat«. 

Dieser  Ucbergang  vollzog  sich  manchmal  mit  Hilfe  gewisser 
Zwischenformen:  Die  Klausel  wurde  so  gehalten,  dass  sie  ein 
Widerspruchsrecht  des  ersten  Inhabers  gegenüber  dem  zweiten 
bestehen  liess.  Der  Brief  musste  von  ihm  freiwillig  übergeben 
worden  sein. 

>Wy  borghermc!stere  on  de  Rad  der  stad  to  Luncb.  bcken- 
ned  un  betughcd  in  desscm  brcvc  dhe  ghevcstcnd  is  mit  unsser 
stad  inghcscgelc  dat  wc  rechter  schuld  schuldigh  sin  Joanne 
Tureken  etc.  .  .  on  demc  de  dessen  brcf  heft  anc  ore  wcddcr- 
sprake  hundert  mark«.  1372*). 

In  Magdeburg  wurde  der  Rat  einfach  vom  ersten  Inhaber 

1)  UB.  d.  St.  Ba:iel  VllI^  nr  634  ;  vgl.  nr  334;  nr  14$:  Scbcnkun^r  einer 

Rente. 

2)  Iftgd,  17  s.  200. 

3)  Dortm.  U.B.  II,  i,  nr  3o6. 

4)  Ebd.  II,  1,  nr  345;  vgl.  244. 

5)  U.B.  d.  Sc.  Magdeburg  III,  nr  343. 

6)  Knipp'tng,  s.  3S9. 

7)  Kcslanecki,  s.  89. 

8)  Beyer,  s.  136  ff. 

9)  Sudtndorf,  IV,  nr  263. 
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bt-auftraijt ,  die  Rente  auf  di  n  anderen  /u  übertragen,  oder  der 
Handweclisel  wurde  ihm  einlach  angezeij^t : 

Arnd  Uordinann  bittet  den  Rat  von  Zerbst,  lo  Gulden  Rente 
auf  das  Kloster  S.  Maria  Maj;dalena  zu  überschreiben').  1440. 

Die  einfache  Anzeige  ist  jedenfalls  darum  geblieben,  weil  der 
Rat  die  Rente  schickte  ^  ). 

Hin  sehr  frühes  I^Mspiel  für  die  unbeschränkte  Weiterbegebung 
liefert  ein  Lübecker  Kcntl>nef  von  den  städtischen  Mühlen.  Die 
Urkunde  war  von  1290.  Der  Rat  schrieb  darin:  *eam  preterca 
dicto  Volmaro  concedimus  potestatem,  ut  ipsos  redditus  sicut 
suas  res  mobiles  et  merces  dare,  legarc,  vendere  vel  alienare  possit, 
ita  tarnen,  qucKl  reemendi  auctoritas  per  hoc,  quam  nobis  reser- 
vamus  non  Icdatin  i 

Sonst  kommt  die  durch  die  alternative  Inhaberklausel  mobi- 
lisierte Rente  all^t  mcin  meist  erst  im  15.  Jahrhundert  vor. 

Ein  Baseler  Rentbrief  wurde  im  Jahre  1447  in  Mainz  ^Gepfän- 
det. Er  war  \  on  1425  und  lautete  auf  zwei  Leben  und  26  fl. 
für  312  fl.  (8>/:5  I*roz.).  Das  Mainzer  Gericht  versteigerte  das  Pa- 
pier meistbietend  und  erzielte  dafür  1S2  fl.,  so  dass  es  sich  nun 
zu  14  V7  Proz.  verzinste«.  Man  kann  hier  schon  von  Rentenkurs 
reden,  der  durch  das  Alter  der  Leibrentner  bestimmt  wurde  und 
vielleicht  auch  durch  eine  gewisse  Zahlungsunsicherheit,  die  gerade 
bei  einem  Leibrentenbrief  auf  zwei  Leben  eintreten  konnte.  Der 
Käufer  hatte  richtig  geurtcilt;  denn  im  Jahre  1449  musste  er  die 
Stadt  Basel  wegen  Verzugs  vor  dem  Mainzer  Gerichte  verklagen. 
Erst  die  Verurteilung  scheint  die  Rente  gesichert  zu  haben  ^). 

Ein  regelrechter  Kurs,  der  jedenfalls  vorherrschend  von  dem 
Kredite  der  Stadt  abhing,  hatte  sich  auch  für  Danziger  und  Bres- 
lauer Rentbriefe  und  Schuldscheine  entwickelt.  Die  Danziger 
Chronik  berichtet  aus  dem  Jahre  1466:  »Auch  so  musste  die 
gemeine  geloben,  das  niemand  brife  kaufen  solde,  die  auf  die 
Stadt  lauten,  er  solde  sie  in  der  stad  beste  kauffen  und  dem  rath 
zur  hand  weisen«*). 

Der  Rat  wollte  also  Briefe  auf  die  Stadt  in  die  Hände  seiner 
Bürger  bringen,  doch  so,  dass  diese  ihm  erlaubten,  sie  zum  Kurs- 

1)  U.B.  d.  Si.  Magdebnrg  II,  nr  403. 

2)  Ebd.  III.  nr  187. 

3)  Lüb.  U.B,  I,  nr  62. 

4)  U.B.  d.  St.  Basel  VI,  iir  203,  VII,  ur  115  u.  199. 

5)  JVHnrtitA,  Dai»iger  Chronik,  s.  4. 
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werte  einzulösen,  und  auf  einen  Gewinn  zu  gunsten  der  Stadt  ver- 
zichteten. 

Der  Stadt  Breslau  wurde  im  Jahre  1439  vom  Landesherrn 
erlaubt,  {gewisse  Kenten  zu  dem  Treis  abzulösen,  wofür  sie  ge- 
kauft worden  waren 

Auch  in  Kr)ln  ist  die  alternative  Inhaberklausel  an<^ewendet 
worden:  >off  heheldere  dies  briefs',  1444^).  In  MaL^deburp^  l^cIu 
si(>  aus  den  formlosen  Schenkungen  von  Renten  an  geistliche  In- 
stitute hervor'). 

Aus  dem  eben  erwälinten  Baseler  b'alle  wurde  sclion  ersicht- 
lich, dass  auch  die  Leibrentenbriefe  verkäuflich  waren;  nur  bot 
hier  der  Altersunterschied  der  späteren  Rentner  von  den  ersten 
Schwierigkeiten.  In  Köln  und  jedenfalls  auch  sonst  wurden  diese 
so  gelöst,  dass  der  Rat  die  Rente  nur  solange  zahlte,  als  der  erste 
Rentner  lebte.  Der  zweite  musste  daher  stets  eine  l,cbcnsbe- 
scheinigung  des  ersten  beibringen,  bevcMT  er  die  Rente  erhielt.  Im 
Jahre  1418  hob  der  Rat  diese  Bestimmung  füi  Aachen  auf.  Da- 
für wurde  ein  Kölner  Vertrauensmann  in  Aachen  beauftragt,  der 
Stadt  den  Tod  jedes  ersten  Rentners  anzuzeigen  *). 

In  Breslau  waren  Leibrentenbriefe  nicht  weiterbegebungs« 
fähig''). 

Auch  in  Goslar  scheint  das  der  Fall  gewesen  zu  sein.  Die 
Stadt  verkauft  1327  eine  Rente,  die  nur  an  den  ersten  Käafer 
und  seinen  sicheren  Boten  ausgezahlt  werden  soll ;  bei  einem  an- 
deren Kauf  will  der  Rat  nicht  verpflichtet  sein,  die  Rente  einem 
Dritten  auszuzahlen,  an  den  sie  verkauft  oder  verpfändet  ist^. 

Wie  der  Rentbrief  war  auch  die  einzelne  Rente  weiterbege« 
bungsfähig.  Sie  war  ja  zum  Teil  Holschuld.  Schon  daher  wurde 
Stellvertretung  bei  der  Erhebung  eingeführt.  Diese  geschah  durch 
den  Dritten  auf  Grund  einer  Vollmacht,  die  als  Aufforderung  an 
den  Pflichtigen  Rat  abgefasst  war. 

Solche  Anweisungen  sind  in  allen  Städten  üblich.  Besonders 
zahlreich  und  verschiedenartig  sind  sie  aus  Magdeburg  überliefert 
Die  Stadt  verrichtet  hier  die  Dienste  einer  Bank,  die  für  Kunden 


1)  Biytr^  s.  105. 

2)  Kiiipfitti:,  s.  389. 

:0  y.h.  d.  Sl.  Magdebg.  Iii,  nr  299  (147S);  vgl.  nr  1457  (1509). 

4)  Anif'pittf^,  395. 

5)  lieyir,  s.  143. 

6)  U.B.  d.  St.  Goslar  III,  nr  77CS  l  «.  4. 
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auf  Grund  ihrer  Guthaben  Zahlungen  leistet.  Der  Krzbisciujf  lässt 
z.  B.  eine  Rente  des  Rates  von  Salze  fort^^csetzt  an  einen  seiner 
Gläubiger  in  Mai^deburj^  zahlen.  Ein  ?*Iai,alcburger  bittet  den  Rat, 
34  fl.,  die  ihm  fällig  sind,  an  einen  dortigen  Bürger  zu  zahlen, 
dem  er  die  gleiche  Summe  schuldet  i). 

In  anderen  Fällen  ersucht  der  Dritte  den  Rat  um  Auszahlung, 
Klaus  Regenwart,  Bürger  zu  Magdebur^i;,  ersucht  den  Rat  von 
Zerbst  um  Auszahlimc^  einer  Rente  von  i6  Schock  Groschen,  die 
ihm  ein  Hallenser  IKiri^er  schuldet  *). 

Die  Anweisunt,"^  der  Rente  und  auch  des  Darlehns  auf  den 
Gläubiger  in  der  Pflichtigen  Stadt  hilft  jedentalls  die  auswärtigen 
Gläubiger  erklären.  Diese  standen  häufig  in  Geschäftsverbindungen 
mit  Bürgern  der  Stadt  oder  mit  Leuten,  die  dort  ebenfalls  Ge- 
schäfte bcsorc^en,  und  wurden  deren  Schuldner.  Sie  bezahlten 
diese  dann  an  ihrem  Wohnorte  oder  ihrem  Verkehrsorte  mit 
Hilfe  der  Anweisung.  So  wurde  die  riskante  und  kostspielige 
Barsendung  vermieden.  Es  wurde  schon  an  anderer  Stelle  auf 
diese  Geldgeschäfte  eingegangen  und  gezeigt,  wie  die  Stadt  an 
der  Entstehung  der  Geldsurrogate  beteiligt  war.  Hier  mögen  nur 
noch  zwei  Dortmunder  Anweisungsbeispiele  gegeben  werden: 

Diederich  Stovehase  in  London  bittet  Dortmund,  seinem  Be- 
vollmächtigten, Albert  Swarte,  eine  Leibrente  von  30  g.  auszuzah- 
len. Etwaige  Reste  weist  er  auf  Gerwin'  von  Altenbrekerfelde 
in  Köln  an '). 

Stralsund  weist  250  g.  von  den  500,  die  ihm  Dortmund  schul- 
det, auf  den  Rat  von  Lübeck  an,  zahlbar  in  Heidelberg,  wo  sich 
dieser  augenblicklich  befindet^). 

Die  Zahlungsanweisung  lautete  stets  auf  den  Namen  eines 
Dritten.  Sie  ist  damit  weniger  mobil  gewesen  als  der  Rent-  und 
Schuldbrief;  aber  auch  diese  haben  im  Mittelalter  die  reine  In- 
haberklausel noch  nicht  erhalten.  Auch  sie  blieben  Namenpapiere. 
Inhaberpapiere  zu  entwickeln  blieb  erst  einer  späteren  Zeit  vor- 
behalten. Die  unbeschränkt  verkäuflichen  Papiere  des  städtischen 
Kredits  waren  aber  nicht  mehr  weit  davon  entfernt   Wie  der 


I)  U.B.  d.  St  Magdeburg  III,  nr  1274,  vgl.  U,  nr  516;  III»  nr  139.  973. 
II 46;  Nacbtr.:  nr  46.  83.  —  Vgl.  Lflb.  U.B.  II,  a  ar  1041.  1093.  Xkippinft 

8,  381. 

3)  U.B.  d.  St.  Magdeburg  Iii,  nr  211  (1473). 

3)  Dortm.  U.B.  III,  1,  nr  207. 

4)  Ebd.  I,  nr  415.  421.  426.  432.  (M09). 

6* 


städtische  Kredit  in  seinen  Anfängen  deutlich  überall  die  Spuren 
seiner  naturalwirtschaftlichen  Herkunft  zcii^t.  so  ra«^t  er  am  Ende 
(K  s  Mittelalters  in  kreditwirtschaftliche  Entwicklunj^sstufen  hinein, 
und  i  r  hat  an  der  SchtjpfuuL:  modern  kreditwirtschaftlichcr  In- 
stitutionen einen  ganz  hervorragenden  Anteil  genommen. 
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Einleitung. 


Es  ist  bekannt,  daß  jene  denkwürdige  gesetzgeberische  Tätig- 
keit aller  deutschen  Staaten,  die  man  gemeinhin  unter  dem  Namen 
Bauernbefreiung  zusammenfaßt,  eine  der  unerfreulichsten  Perioden 
in  der  Geschichte  unsrer  Landwirtschaft  abschließt.  Das  j  8.  Jahr- 
hundert ist  erfüllt  von  Zwistigkeiten  der  Bauern  und  ihrer  Herr- 
schaften, denen  jene  bald  mit  offener  Gewalt  den  Gehorsam  ver- 
weigerten, bald  durch  Processe  allerhand  Zugeständnisse  abzutrotzen 
versuchten.  W,  v,  Polenz  hat  in  seiner  Dorftragödie  »Junker  und 
Fröner«  ein  überaus  lebenswahres  Bild  dieser  Zustände  entworfen. 

Den  Hauptgegenstand  des  Streites  bildeten  fast  immer  die 
Frondienste.  Es  darf  uns  daher  nicht  Wunder  nehmen,  wenn 
diese  in  der  juristischen  Literatur  jener  Jahre  eine  große  Rolle 
spielen,  und  man  sollte  denken,  daß  die  Auffassung,  die  die  Wis^ 
senschaft  von  der  rechtlichen  Natur  dieser  Arbeitsleistungen  hatte, 
für  die  in  jenen  Processen  geübte  Praxis  entscheidend  worden 
wäre.  Aber  bei  einer  eingehenden  Prüfung  der  Literatur  des 
i8.  Jahrhunderts  über  diesen  Gegenstand  sieht  man  sich  in  dieser 
Erwartung  getäuscht.  Es  hat  sogar  im  Gegenteil  den  Anschein, 
dass  das  Interesse  des  grundbesitzenden  Adels,  dem  in  den  mei- 
sten Fällen  ein  Recht  auf  »ungemessene  EHenstec  zugesprochen 
wurde,  ausschlaggebend  war  für  die  Entscheidung  der  großen  Mehr- 
zahl der  damaligen  Juristen  und  Cameralisten  in  der  I'  rage:  W'or- 
aus  erklärt  sich  die  Verpflichtung  des  Bauern  zu  Irondienstcn, 
speciell  zu  giitsherrlichen  Diensten? 

Mit  geradezu  verblüffender  Ucbcreinstimmun';  und  Kiiiiklosig- 
keit  wird  diese  Frage  beantwortet.     'Ostendain  cgo  operas  esse 

ZdocMft  fttr  di«  g«t.  Stuttwisunsch.    Erganiungsheft  i3  I 
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servitutis  effectum  apud  Germanos«  schreibt  yo.  Georg Estor  1742'). 
»Die  Frohndienste  kommen  von  der  Leibeigenschaft  her«.  Denn 
»jeder  Leibeigene  musste  frohnen.  Es  sind  daher  die  Frohnen 
nach  dem  ersten  Ursprünge  als  ein  Ausfluß  der  ehemaligen  Leib- 
eigenschaft zu  betrachten«  heißt  es  1759  m  Laukn*s  »Abhandlung 
von  denen  Frohndiensten  der  Teutschen«  *)  und  1776  bei  Johann 
Wugond  *) :  »Die  Urheber  (der  Sklaverey)  waren  Ueberwinder  und 
die  Ueberwundenen  wurden  Sklaven;  welche  ihren  Herren  die 
häußliche  Arbeit  verrichten  und  als  Knechte  das  Feld  bebauen 
mußten,  woraus  nachher  die  Frondienste  entstanden  sind«. 

Ohne  Wahl  i;in^  diese  Darstellungswcisc  in  die  cameralisti- 
sehen  Sammelwerke  jener  Zeit  über,  so  z.  B.  in  Bergins  Pohcey- 
und  Camcralmai^azin :  »I  )ic  l""ionclcn  hal)cn  ihren  L'rsprunL,'  ans 
der  alten  Teutschen  LcilieiL^enschaft  und  die  Hehigniß  solche  von 
denen  L'nlcrthanen  zu  fordern,  gründet  sich  in  der  potestate  do- 
minica^ 

Man  muß  von  außen  kommende  Einflüsse  der  oben  erwähnten 
Art  annehmen,  wenn  man  die  Geflisscnheit  begleiten  soll,  mit 
welcher  diese  Gelehrten  einen  Mann  ignorierten,  der  schon  lange 
getjcn  diese  Auffassung  von  der  Entsichunüj  der  Frondienste  Front 
maclite.  Joh.  Leonh.  Hauschtld^  Rechtsconsulent  zu  I  )resden,  gibt 
denn  auch  in  seinen  »Juristischen  Abhandlungen '  vom  Jahre  1771  *) 
seinem  berechtigten  Groll  Ausdruck :  »l^s  ist  fast  unglaublich,  wie 
blind  die  Ilistorici  und  Jui  (Juristen)  einander  in  der  Heschreibunij 
der  Frohndienste  gefolget«  (pag.  6).  Fr  hält  die  übliche  Erklärung 
des  Wortes  Fron  (=  heilig,  Herr)  für  unrichtig,  nach  seiner  An- 
sicht enthält  es  vielmehr  in  der  Grundbedeutung  etwas  gemein- 
sames und  allgemeines,  das  auch  pro  publice  angenommen  werden 

1)  Jo.  Gtorg  Estor ,  Cotntnentatio  de  pracsumtione  contra  ntsttcos  in  cansis 
Operarum  harumque  cdcmptionc  licita.   Jena  1742,  pne;.  o, 

2)  Btrnh.  Friedr.  Rudolf  Lauhn ,  Abhandlung  von  denen  Frohndiensten  der 
Teutschen  1759,  p.  4. 

3)  Johann  Witgand^  Oekonomiscbe  Betnchtnagen  Aber  die  LeibeigenschafL 
Wien  1776,  pag.  7  f, 

4)  yoh.  Itnnr,  Lud-o.  Btrgius,  Policey  und  Cameralmagasin,  9  BBnde  4*,  Frank- 
furt .1    M.  1767 — 74.  Vl;1.  n  irid  II,  s.  v.  Dien^twesen  pni?.  166. 

5)  a.  Juristische  Abhandhinjien  von  Bauern  und  den  Fiohndien^tcn  ,  am  )i  der 
in  Rechten  gegründeten  Vcrmuthung  ihrer  natürlichen  Fieiheii.  Dresden  und  Leip- 
zig »771. 

b.  Die  in  a.  pag.  66—116  enthaltene  Schrift  von  173S  (!)  ist  inif  nicht  augftng- 
Uch  gewesen.  Sie  erschien  unter  dem  Titel:  De  praesnmtione  pro  libeitate  natnrafi 
in  cansis  rasUcorum.  Dresden  I73ft. 
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kann«  (pag.  7).  Und  so  sind  auch  die  Fronen  oder  Frondienste 
diejenigen  gewesen,  »welche  allgemein  aufgebothen,  angesagt  und 
gefordert  und  vom  gemeinen  Landvolke  mit  Bewilligung  geleistet 
wordene.  >  Von  solcher  allgemeinen  Dienstleistung  heißen  sie  auch 
in  Bayern  Scharwerk«  (p«  9).  Ja  schließlich  definiert  er  die  Fron* 
dienste  ihrer  ursprünglichen  Gestaltung  nach  als  »operae  omnibus 
indictae  et  exactae,  welche  dem  ganzen  Haufen  des  Landvolkes 
abgefordert  worden  und  sonsten  auch  petitiones,  preces,  Beethen, 
Beetdienste  id  est  gebethene  oder  aufgebothene  Dien- 
ste hießen«  (p.  ii). 

Seine  Gegner  scheinen,  wenn  sie  sich  überhaupt  die  Mühe 
gaben,  ihn  zu  widerlegen,  mit  eigentümlichen  Waffen  gekämpft  zu 
haben.  Wenigstens  bemerkt  er  einmal  von  einer  solchen  Gegen- 
schrift, von  der  des  yoachim  Jakob  Reineceius^Y  »Wer  sich  ab- 
müßigen kann  und  will,  seinen  Tractat  zu  lesen,  der  muß  seine 
allegata  besonders,  was  alte  fränkische  und  teutsche  Gesetze  be- 
trifft, nachschlagen  und  da  wird  er  finden,  daß  öfters  in  dem  alle- 
gato  gar  nicht  stehet,  was  seine  theses  beweisen  solle,  wie  schon 
mit  einem  und  anderem  angezeiget«  {Hauschitd  a.  a.  O.  pag.  162). 

So  erfreulich  an  sich  Hauschtld^  Opposition  bt  *)  und  so  sehr 
es  zu  bedauern  ist,  dass  er  Jahrzehnte  lang  unbeachtet  blieb  — 
denn  in  seinen  Gedanken  steckt  wie  unsere  Untersuchung  ergeben, 
wird,  ein  gesunder  Kern  —  von  einer  wirklichen  Erfassung  des 
Problems  ist  bei  ihm  so  wenig  die  Rede  als  bei  seinen  Gegnern. 

Die  Kenntnis  von  der  unglaublichen  Mannigfaltigkeit  der  Fron- 
dienste in  der  neueren  Zeit  ist  so  allgemein,  daß  man  Bedenken 
tragen  muß,  einen  so  selbstverständlichen  Satz  wie  den  auszu- 
sprechen, daß  ein  Zurückfahren  aller  dieser  Verpflichtungen  auf 


1)  joaclum  Jakob  Kcin€<ciu%,  De  rustico  quondam  servo  coinmentatio,  Jena  1745. 

2)  Man  vergleiche  das  Loblied  des  Magdeburger  Justiz-Commissariiis  und  No> 
tarios  F<rd.  Fr'udr.  Wtichstl:  »Obschon  des  trefflicben  grflndlichen  H*%  Standpunlct 
and  Ziel  nur  beschränket  -.varen,  so  leuchtet  er  doch  als  ein  so  herrliches  Gestirn 
vor  allen  übripen  Schriftstellern  in  dieser  Materie  hervor,  daß  die  letzteren  in  der 
Tat  sich  vor  ihm  hätten  schSmcn  müssen,  wenn  «licne  An  Leute  iiherhanpt  für 
Wahrheit  und  gründliche  Forschung  mehr  Sinn  gehabt  und  sich  nicht  bloß  in  einem 
abertönenden,  wenn  auch  noch  so  leeren  Geschrei  gerallen  bitten  i . . .  JMe  spätere 
Zeit  wird  gewiß  den  Namen  dieses  Mannes,  wie  er  es  verdient,  weit  über  so  viele 
nnverdient  betfihvt«  Namen  erheben.*  Rechtshbtorische  Untersudrangen  das  gotsherr« 
Uch-bäuerliche  VerhHitniß  in  Deutschland  betreffend.  2  Theile.  Als  3.  Thei!  Beitrage 
zur  Charakteristik  des  gatsherriich-bäuerlichen  Verhältnisses  in  Deutschland,  derbst 
1830.  Bd.  III.  pag.  23. 


eine  gemeinsame  Wuntel,  der  Nachweis  einer  einzigen  Art  von 
Bezieluinr^en  in  der  socialen  Gliederung  unsrer  Vorfahren,  von 
Organisationsfornicn  ihres  Wirtschaftslebens,  aus  denen  diese  Ar- 
beitsverhältnisse abzuleiten  wären,  unmöglich  ist.  Aber  soviel  um 
die  Wende  des  1 8.  und  19.  Jahrhunderts  über  die  Entstehung  der 
Frondienste  geschrieben  wurde,  der  erste,  der  in  dieser  Hinsicht 
klar  sah,  war  Paul  Wigand^)  —  soweit  meine  Kenntnis  der  Li- 
teratur reicht.  In  seiner  1828  erschienenen  Schrift  Ober  die  Ent- 
stehung etc.  der  Dienste  unterscheidet  er  servtcium,  officium,  opus 
und  definiert: 

1.  servicLum  •=,  jeder  Waffen-  und  Heerdienst,  und  aUes, 
was  aus  dem  vom  Beamtenverhältniß  nun  sich 
losreißenden  Lebnsverhältniß  hervorgeht  und 
damit  zusammenhängt. 

2.  officium,  Amt  jeder  Dienst,  der  vermöge  eines  Auftrags 
gegen  Belohnung  oder  ein  beneficium  oder  freiwillig  vermöge  der 
Ministerialitat,  und  mit  Beziehung  auf  den  Grundbesitz  geschiebt. 

3.  Jeder  andere  Dienst  der  nicht  vom  Heerbann,  von  der 
fränkischen  Beamtenverfassung,  vom  Kriegs-  und  Lehnwesen  aus- 
geht, hat  seinen  Ursprung  in  der  Hörigkeit,  und  heißt  zur  Unter- 
scheidui^  opus  . .  . 

Paul  Wigand  erkennt  zum  ersten  Mal  die  Bedeutung  des 
»scharfen  Gegensatzes  zwischen  öffentlichem  Dienst  und  Privat* 
dienst  oder  solchem,  der  auf  eine  Verbindung  mit  dem  Gut  und 
auf  ein  Hörigkeitsverhältntß  sich  gründete  für  die  Frage  der  Ent- 
stehung der  Dienstpflicht.  Unter  den  Begriff  des  öffentlichen 
Dienstes  fällt  für  ihn  nicht  allein  'der  öffentliche  Dienst  des  Krie« 
ger-  imd  Beamten  s  t  a  n  d  e  s«  und  »die  allgemeine  Pflicht 
für  die  Bedienung,  Unterhaltung  und  Fortschaffung  jener,  wenn 
sie  im  öffentlichen  Dienst  sind,  zu  soigcn«,  sondern  auch  Dienste, 
die  aus  einer  Gemeindepflicht  abzuleiten  sind,  »denn  jede 
Gemeinschaft  und  Genossenschaft  ist  zu  wechselseitigen  Hülfs- 
leistungen  verpflichtet  und  es  giebt  da  manches,  was  mit  gemein« 
schaftlichen  Kräften  muß  bewirkt  werden« 

Wenn  wir  den  Dienst  des  Lehnsmanns  (vgl.  oben  2)  aus- 
scheiden, haben  wir  in  den  Unterscheidungen  Wigands  schon  das 

1)  Dr.  Paul  VVii^and,  Die  Dienste,  ihre  Entstehung,  Natur,  Arten  und  Schick» 
snie,  mit  bes.  Rücksicht  auf  die  Geschichtsqueliea  der  ehemaligen  Abtei  Corvey, 

Hannover  182S,  p.  35. 

2)  a.  a.  O.  pag.  90. 
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Programm  für  unsere  ganze  Untersuchung. 

Was  in  spaterer  Zeit  »Frondienst«  heißt,  gebt  zurück  auf 
eine,  unter  Umständen  auf  mehrere  der  drei  ursprünglichen  Ge- 
staltungen des  Arbeitssystems,  die  mit  wenigen  Worten  wie  folgt 
skizaert  werden  können: 

1.  Der  fränkische  Staat  verlangte  von  seinen  Mitgliedern  Ar- 
beitsleistungen verschiedenster  Art.  —  Staatliche  Fron- 
dienste. 

2.  Auch  die  kleineren  genossenschaftlichen  Verbände  der 
deutschen  Bauern  zogen  ihre  Genossen  zu  allerhand  Arbeiten 
heran.  —  Genossenschaftliche  Frondienste. 

3.  Eine  grosse  Rolle  spielen  die  Frondienste  endlich  in  der  Grofi- 
grundherrschaft  des  früheren  Mittelalters.  Dieses  spezifisch  grund- 
herrschaftliche  Arbeitssystem  ist  von  besonderem  Interesse,  weil 
eine  befriedigende  Lösung  der  Frage  von  seiner  Entstehung  auch 
für  die  so  viel  umstrittene  Frage  nach  der  Entstehung  der  Grund- 
herrschaft selbst  einige  neue  Gesichtspunkte  wird  eröffnen  können. 

—  Grundherrschaftliche  Frondienste. 

Auf  die  Grundherrschaft  wurden  später  vom  Staat  öffentliche 
Rechte  übertragen;  außerdem  gelangten  die  Gnindherren  in  man- 
chen Markgenossenschaften  zu  einer  überragenden  Stellung.  Daraus 
folgte  für  sie  der  Empfang  von  Arbeitsleistungen,  die  bisher  die 
Inhaber  dieser  Gewalten  bezo^^cn  hatten.  Von  diesen  soll  im 
zweiten  Teile  der  Untersuchung  grundsätzlich  abgesehen  werden. 
Diese  Uebertragungen  und  Vermengungen  des  Arbeitssystems 
sollen  in  einem  letzten,  dritten  Capitel  behandelt  werden. 

Die  Anfänge  der  Wandlungen,  deren  zuletzt  gedacht  wurde, 

—  für  die  ursprunglichen  Gestaltungen  des  Arbeitssystems  (i — 3) 
versteht  sich  das  von  selbst  —  sind  ebenfalls  schon  lange  vor 
der  Wende  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit  zu  eiicennen.  Für 
die  wirtschaftlichen  und  socialen  Verhältnisse  dieser  Zeit  bietet 
aber  fast  nur  der  deutsche  Südwesten  genügende  Quellen.  Es  ist 
ja  bekannt,  daß  die  Entwicklung  der  ländlichen  Besitz-  und  Ar- 
beitsverhältnisse in  diesen  Teilen  Deutschlands  einerseits,  in  Ost- 
deutschland —  im  großen  und  ganzen  in  den  Gebieten  östlich 
der  Elbe  —  andrerseits  zu  allen  Zeiten  der  Geschichte  tiefL;\  hcndc 
Gegensätze  aufweist.  So  verlockend  ein  Vergleich  der  ^Vusbil- 
dung  des  Systems  der  Fronden  in  den  beiden  (n  l)icien  gewesen 
wäre,  so  mußte  doch  von  einem  solchen  Ali^tand  genommen 
werden.    iJenn  da  sich  die  neuere  Forsciiuiig  mit  diesen  Fragen 
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noch  kaum  beschäftigt  hat,  schien  es  wünschenswert,  zunächst  die 
Genesis  des  Arbeitssystems  darzustellen.  Und  diese  ist  aus  dem 
oben  angeführten  Grunde  im  Südwesten  Deutschlands  zu  suchen. 

Das  Arbeitssystem  der  neuzeitlichen  Gutsherrschaft  des  deut' 
sehen  Ostens  ist  übrigens  von  einem  Zeitgenossen,  dem  Popular- 
plülosophen  und  Uebersetzer  AiUm  Smük%  dem  Breslauer  CAri- 
sUan  Getrve  (1742 — 98)  nach  der  psychologisch-ethischen  Seite  er- 
schöpfend dargestellt  worden.  Man  merkt  seinen  Vorlesungen 
»Ueber  den  Charakter  der  Bauern«  an,  dass  die  Ethik,  wie  er 
selbst  urteilte,  stets  sein  eigentliches  Arbeitsgebiet  war*).  I>enn 
die  günstigen  so  gut  wie  die  schädlichen  Wirkungen,  die  der  Fron- 
dienst jener  21elt  auf  Leben  und  Wirtschaftsführung  des  Bauern- 
Standes  ausübte,  werden  hier  mit  erstaunlicher  Tiefe  erfaßt 

l)  Ckrht'um  Gari't,  Tcber  (!c)i  rhr.mkter  der  Bauern  und  ihr  Verhähniß  tiefen 
die  {lutslici  tn  un<1  gegen  die  Kegicruni;.  3  Vorlesungen  in  der  Schlcsischcn  Ock  >- 
nonu.«ichcii  (iescHschaft  gehalten.  Ilreslau  1786.  Vgl  dazu  Ailgcmciuc  deutsche 
Biographie,  Band  VIII  385  ff.  —  »Das  ist  gerade  die  Arbeit,  die  ich  am  liebsten  und 
«rie  ich  denke  am  besten  tue.« 
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Krstes  Kapitel. 

Oeffentliche  Dienste. 

Einen  Unterschied  zwischen  öffentlichem  und  privatem  Recht 
kennt  das  frühe  Mittelalter  nicht,  dem  platten  Lande  ist  er  bis 
in  die  Neuzeit  hinein  fremd  treblieben.  Von  einem  Get,^ensatz 
von  öffentlichen  Diensten  einerseits,  privaten  llerrschaftsdiensten 
andrerseits  kann  also  zunächst  nicht  die  Rede  sein.  Auch  die 
Gegenüberstellung^  von  öffentlichen  Diensten  und  einem 
grundherrlichen  Arbeitssystem  hat  ihre  Bedenken.  Denn 
wenn  man  von  Grundherrschaft  redet,  hat  man  im  alli^emeint  n  eine 
Form  der  wirtschaftlichen  und  socialen  Uri^ani^^ation  im  Auge, 
für  die  gerade  gewisse  Hefui^nisse  bezeichnend  sind,  die  ihr  nur 
durch  Uebertragung  von  ütfentlichen  Gewalten  her  zukommen. 

Aber  auf  dem  Gebiete  des  Dienstwesens  —  ein  Ausdruck 
unter  dem  die  Literatur  de^  iH.  Jahrhunderts  (Btrj^ius  u.  a.)  alle 
Arten  von  Diensten  zusammenfaßt  —  kann  man  bei  den  germa- 
nischen Völkern  von  vorneherein  unterscheiden : 

1)  Arbeitsleistungen,  die  der  einzelne  als  Angehöriger  eines 
genossenschaftlichen  Verbandes,  als  Volksgenosse  de  r  germani- 
schen civitas,  als  Markgenosse,  als  Mitglied  eines  Deichverbandes 
u,  dgl.  zu  verrichten  hat  und 

2)  Dienste,  die  er  im  Interesse  einer  einzelnen  Wirtschaft,  zu 
der  er  in  einem  anderen  Verhältnis  steht  als  zu  der  Wirtschaft  der 
übrigen  Genossen,  die  er  im  Interesse  seiner  Grundherrschaft  lei- 
sten muß.  Auf  einer  gewissen  Stufe  der  Entwicklung  angelangt, 
vermag  eben  diese  Grundherrschaft  die  Arbeitskraft  der  von  ihr 
abhängigen  Leute  in  verstärktem  Maße  anzuspannen,  weil  sie  in 
manchen  Punkten  das  Erbe  jener  genossenschaftlichen  Verbände 
angetreten  hat. 

Die  älteste  Genossenschaft  germanischen  Rechts,  bei  der  wir 
über  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder  hinreichende  Nachricht 


haben,  ist  die  civitas  der  Stammesgenossen ,  die  Völkerschaft. 
Träger  der  öffentlichen  Gewalt  ist  stets  ausschliesslich  das  con- 
cilium,  die  Versammlung  aller  wehrhaften  Volksgenossen.  Ihre 
vornehmste  Aufgabe  ist  nach  innen  Wahrung  des  Volksfriedens, 
nach  außen  Schutz  gegen  feindliche  Angriffe.  Um  diesen  Zwecken 
gerecht  zu  werden,  nimmt  die  civttas  in  ausgedehntem  Maßstab 
die  Arbeltskraft  der  Volksgenossen  in  Anspruch. 

Man  hat  sich  gewöhnt,  Dtngpflicht  und  Wehrpflicht  als  die 
wichtigsten  öffentlichen  Pflichten  des  freien  Germanen  anzusehen. 
Das  ist  nur  unter  der  Voraussetzung  zutreffend,  daß  man  mit  dem 
Worte  Dingpflicht  nicht  ausschließlich  die  Verpflichtung,  bei  den 
Gerichtsversammlungen  zu  erscheinen  und  an  der  Rechtsprechung 
teil  zu  nehmen,  im  Auge  hat.  Denn  in  Zeiten,  da  die  allL^i  int  ine 
Teilnahme  an  der  Findung  des  Urteils  auti^ehört  hat,  l)Ui})i  in 
den  Genossenschaften  L^ernianischen  Rechts  eine  andere  all;^^enieino 
rflicht  der  Genossen  bestehen:  die  Pflicht  dem  (ierüftc*  zu  iol- 
gen,  d.  ii.  aiit  Anriil'iiiv^  hin  einen  Mißetäter  zu  verlolgen  und 
handfest  zu  machen.  Diese  bei  allen  i^^i-rmanischen  Völkern  ver- 
breitete histitulion  geht  darauf  zurück,  daß  jeder  X'olksgenosse 
für  die  Wahrung  des  Volksfriedi'ns  mitverantwortlich  ist  imd  des- 
halb jeden  friedlosen  Menschen,  wo  er  ihn  finden  ma^,  tüten  muß'). 

Ks  ist  zur  Genüge  bekannt.  tla>s  an  diesem  genossenschaft- 
lichen Charakter  der  germanischen  Verfassung  nichts  geändert 
wurde,  wenn  an  der  Spitze  der  civitas  ein  König  stand.  Selbst 
in  den  grossen  Stammesreichen ,  wie  im  frimkischen  Reich  die 
Merowinger,  sind  die  Könige  noch  in  den  wichtigsten  Fragen  an 
die  Kntscheidung  der  Reiciisversammlung  gebunden  -').  lüst  i  ine 
Sf)  gewaltige  Persönlichkeit  wie  Karl  der  Große  war  imstande 
hier  Wandel  zu  schatTen.  Aber  er  tat  es  in  der  für  eine  solche 
Gestalt  und  initer  den  gegebenen  Verhältnissen  einzig  möglichen 
Art.  Die  offentliclie  Gewalt,  die  bisher  die  Versammlung  aller 
Genossen  inne  gehabt  hatte,  wurde  nun  völlig  mit  der  Person 
des  einen  Königs  identiticiert.  Nicht  der  (ledanke  an  die  Zuge- 
hörigkeit 7.U  einem  mächtigen  Staate  macht  dem  einzelnen  ge- 
wisse Leistungen  zur  Pflicht,  sondern  die  Treue,  die  er  dem  Kö- 
nige zugeschworen  hat. 

Dieses  System  des  Konigsdienstes,  soweit  es  für  die  I'-nt- 
stchung  von  Frondiensten  von  Bedeutung  geworden  ist,  erfordert 

\)  Bruniur,  Abspaltungen  der  Friedlosigkeit.  Ztschr.  für  R.G.  1890  XI.  6a  €F. 
a)  iVaiUt  Deutsche  Verfassungsgeschicbte  I*  361  f. 
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zunächst  unsere  Ik'achtim;.;.  Da  es  sicli  in  der  Hauptsache  um 
iinbe>triitcnc  Dinge  handelt,  ist  eine  cursorische  Betrachtungs- 
weise am  riatze. 

I .  Abschnitt. 
Servitium  regis. 

Unter  dem  Namen  »Königsdienst«  hat  man  sich  entsprechend 
dem  Sprachgebrauch  des  frühen  Mittelalters  gewöhnt  die  ver- 
schiedenartigsten  Leistungen  zusammenzufassen:  Beherbergungs- 
und Verpfiegungspfiichten,  Abgaben  und  Materiallieferungen  neben 
Arbeitsleistungen  aller  Art  Für  uns  haben  natürlich  nur  die 
letzteren  Interesse,  aber  auch  nur  insoweit,  als  auf  sie  die  spätere 
Bezeichnung  »Frondienst«  paßt.  Damit  scheiden  alle  diejenigen 
Dienste  aus,  die  in  der  Feudalität  ihren  Ursprung  haben,  das  ist 
in  der  Hauptsache  der  Kriegsdienst. 

Die  Bezeichnung  servitium  regis  triiTt  in  der  Tat  ganz  das 
Richtige.  Was  der  einzelne  in  der  germanischen  Zeit  dem  Volke 
schuldet,  dem  er  durch  Stammesverwandtschaft  angehört,  muß  er 
seit  Karl  dem  Großen  dem  Könige  leisten,  dem  er  Treue  ge- 
schworen hat.  Darüber  lassen  die  Quellen  der  carolingischen  Zeit 
keinen  Zweifel.  Hin  Capitular  von  8S3  leitet  die  Pflicht,  jeden 
Verbrecher  zu  verfolgen,  aus  dem  Fidelitätseid  ab*).  Dasselbe 
lässt  sich  för  die  allgemeine  Wehrpflicht  nachweisen'). 

Die  Veränderungen  in  der  Aushebung  zum  Kriegsdienst  unter 
der  Regierung  Karls  des  Großen  sind  bekannt.  Nicht  sowohl 
diese  als  noch  vielmehr  die  stets  zunehmende  Bedeutung  der 
feudal  organisierten  Reiterheerc  machte  die  allgemeine  Aushebung 
aller  Volkskreise  zum  Dienst  im  Felde  immer  mehr  zur  Aus- 
nahme. Sie  erfolgte  nur  noch  gegen  besonders  gefährliche  Geg- 
ner, wie  gegen  die  Sorben*),  oder  wenn  der  Feind  schon  im 

1)  Manrer .  Geschichte  <lcr  Fruiihi>fe ,  cler  Baaemhöfe  and  der  Hofverfassung 
in  Deutschland.   Erlunguu  1S62/63.  I.  402  ff. 

2)  Cap.  Karb  II.  853  MG.  Cap.  II.  270  f.  cap.  4:  De  latronibus  «utem  com- 
Diendaverunt,  ut  niasi  omnibus  denuntient  iaillafidelitate,  quamDeo 
et  regi  ttnttaquisqac  debet  et  promissain  habet,  et  in  illa  christia* 
nitate,  qoa  paccm  proximo  aiinsqai^(|uc  scrvare  debet,  ut  sine  exccptionc  alicniut 
j'tT-^onnf  nec  f>ro  amiciiia  vel  proi  inquitalc  aut  amore  vel  ttmore  uUus  lalronem 
celel,  sctl  ilium  missis  illoriim  in mitr-tef. 

3)  Borcüus,  Beiträge  zur  C;ii^)iiuiurici>l»uuk.  Leipzig  i'S74.  pag,  lu.^  142. 

4)  Cap.  de  causis  div.  807  ?  MG.  Cup.  1. 136  cap.  a :  si  vero  circa  Surabb  patria 
defendenda  necessUas  faerit,  tunc  omnes  generaliter  veniant 
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Lande  war,  wenn  also  unmittelbare  (k-fahr  fiir  das  Vaterland 
drohte^).  Während  sonst  mir  die  Lehnsleute  unter  ihren  seniores 
ins  Feld  zoijen,  mußten  zur  lantwcri.  ad  patriae  dctcnsioncm  alle 
ohne  Ausnahme  (omnis  popuhisi  in  der  Zusammensetzung,  wie 
sie  der  Zufall  ergrab  (communis),  ausziehen.  Es  ist  dasselbe  Ver- 
hältnis, wie  wenn  heutzutage  der  Landsturm  aufgerufen  wird 
Auch  GcistüclK',  die  sonst  von  allen  Lasten  befreit  waren,  mvißten 
diesem  Auhut  I'oP^e  leisten  M  Wer  dem  Aufijebot  zur  lantwcri 
nicht  nachkam,  vcrticl  iler  Iniße  von  6o  solidi,  die  allein  auf 
Nichtbefolj^un^  könii^licher  Gebote  i^esetzt  war.  dem  K<)niL;>'l >ann 
oder  wie  er  in  allen  Straffällen,  die  sich  auf  die  I  .andesverieidi- 
guni;  bezeigen,  hieß:  tlem  Heerbann').  W'ei  den  1  b?erbann  für 
versäunUen  lantweri-Dienst  niclu  bezalden  konnte,  geriet  in  servi- 
tium  regis  solange  bis  die  volle  Summe  entrichtet  war.  Die  Be- 
stimmung^ ist  denen  über  Versäumnis  des  Dienstes  im  offenen 
Felde  nachgebildet. 

Unter  dieselbe  Strafe  ist  die  Versäunmis  von  einer  Reihe 
andrer  militärischer  Dienste  gestellt,  zu  denen  alle  Untertanen  des 
Könii^s  in  gleicher  Weise  verbunden  sind  und  die  den  Zwecken  der 
Sicherung  dienen  sollen.  In  den  Grenzmarken*)  und  an  der 
Meeresküste     waren  diese  natürlich  besonders  dringlich. 

Schon  ein  Capitular  Karls  des  Großen  von  8ll  bestimmt,  der 
Graf  dürfe  den  Heerbann  nicht  selbst  eintreiben  >non  per  aiiquem 

I)  fFaitt  IV*  574.  616.  ~  CoDT.  apud  Mannam  847,  MG.  C*p.  IL  71.  Karl 

der  Kahle  verordnet  cap,5:  Et  volttmns,  ut  cuiuscunquc  nostrum  homo,  in  cuiuscunque 
reijno  «it ,  cum  »eniore  suo  in  hostem  vcl  aliis  suis  utilitalibits  pertj.ir  :  nisi  lalis. 
regln  invasio,  quam  lantwcri  dicunt,  quo«!  absit,  acciderit  ,  ut  omnts  populus  illius 
regni  ad  eam  rcpclleudam  communiter  pergai.  —  Edict.  Pist.  864,  MG.  Cap.  II.  322. 
c.  37 :  ad  dcfensionem  patriae  omnes  sine  ulla  cxcusatione  veniant  —  Vgl.  avch 
BaUamiUt  Das  Heerwesen  imier  den  aplteren  Karolingern  1S79.  pag.  5t  f. 

3)  Cap.  V.  Qaiercy  877.  MG.  Cap.  II.  35S.  c.  10.  .Si  (aliquis  ex  fidelibus  no- 
stris  seculo  .  .  .  renuntiare  vnlocrit  ...  et  1  in  .nloik  suo  quicte  vivcrc  voluerit.  nullis 
ci  aliqucd  impcdimenf »im  latt  rc  iiracviiiii.it,  Deijue  aliud  aliquid  «b  CO  requiratur, 
ttisi  äolummodo,  ut  nd  patriae  dctensionem  pergat. 

3)  Karl  d.  Kahle  bestimmt  im  Meraener  Conventus  847  MC.  Cap.  II.  7t  c.  5  -. 
Et  quia  in  hostem  am  propter  terram  defendendam  ant  propter  terram  adqntrendam 
itur,  delantweri,  Id  est  de  patriae  defensione,  non  aliter  nist  se* 
cundum  islum  modum  in  Icjjc  aut  in  capitulis  de  pauperibus  Fr.mcis,  qui  si  n.>n 
habent,  undc  hcrihmnum  persolvant,  ut  sc  in  «iervitium  rec:!-  tradant,  et  tamdia  in 
eudem  servitio  iiuiucint,  usque  dum  ille  heribannus  fiat  pcrsotulu». 

4)  n'ai/:  IV 3.  616  f. 

5)  Gonst.  de  exped.  Benev.  866  MG.  Cap.  II.  95  c.  1.  Pauperes  rero  persones 
ad  custodiam  maritimam  vel  patriae  pergant. 
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occasionem,  nec  de  wacta  nec  de  scara  nec  de  warda  nec  pro 
heribergarc  ncquc  pro  alio  aliquo  banne«.  Der  Heerbann  steht 
natürlich  nur  auf  Nichtbefolgung  irgend  welcher  Gebote  (banni), 
die  auf  den  Krieg  Bezug  haben;  »heribergarc^  ist  Einquartierung 
und  Verpflegung  des  Königs  oder  seiner  Beamten,  *  wacta«  und 
»warda«  sind  offenbar  dasselbe  Wort  in  der  deutschen  (  wacht)  und 
in  der  romanischen  (quarde)  Vorm.  »Scara«  kann  ein  Botendienst 
sein,  wie  Brunner  *),  Waita Lamprecht  ^)  ganz  allgemein  an- 
nehmen. Doch  scheint  mir  hier  wahrscheinlicher  zu  sein,  dass  es 
eine  dritte  Bezeichnung  für  dieselbe  Sache  ist.  Ks  würde  dann 
soviel  heißen  wie  Scharwache,  eine  Wache,  bei  der  sich  einzelne 
Mannschaftsgruppen  nlilcjscn  *).  Maurer  übersetzt  dieselbe  Stelle 
kurz  nacheinander  einmal  mit  Wachedienst,  das  andremal  mit 
Anlage  und  Unterhaltung  von  Warten  und  Wachttürraen  *).  Mit 
beiden  trifft  er  das  Richtige.  Wo  befestiLjtc  l'Iätzc  angelegt  wur- 
den, wurden  ohne  Zweifel  diejenigen  Bevölkerui^kreise,  die  im 
Kriegsfall  als  W  achmannschaften  einrücken  mußten,  zu  Bau-  und 
Instandsetzungsarbeiten  herangezogen.  Als  im  lo.  Jahrhundert 
der  »Burgbann«  an  die  verschiedensten  particularen  Gewalten  ver- 
liehen vrurde,  erwarben  diese  damit  den  Anspruch,  dass  die  Um- 
wohnenden nicht  allein  »ad  civitatem  confugere«,  sondern  auch  in 
»ea  operari«  mufiten*).  Der  Burgbann  des  lo.  Jahrhunderts,  ein 
vom  König  erteiltes  Privileg,  ist  im  9.  Jahrhundert  noch  integrie- 
render Bestandteil  des  königlichen  Heerbannes. 

Der  Dienst  zur  lantweri  und  der  Sicherungsdienst  haben  mit 
dem  r^ulären  Kriegsdienst  im  offenen  Felde  das  gemeinsam, 
daß  sie  alle  unter  Heerbann  stehen,  ihre  Unterlassung  wird  mit 
der  höchsten  Buße,  die  allein  der  König  durch  seine  Beamten 
verhängen  kann,  geahndet.  In  anderer  Beziehung  stehen  sie  aber 
im  scharfen  Gegensatz  zum  Dienste  in  der  mobilen  Armee.  Diese 

1)  Deutsche  Rechtsgeschicfitt .  1*^87/92.  II.  232. 

2)  Vcrfassungsgeschichic         2(>  n. 

3)  Deutsches  Wirtschaftsleben  im  Mittelalter.  Leipzig  1SS5/S6,  I.  Sil. 

4)  Grimm,  Wb.  VIII.  2227  s.  v.  Scbwwmclie. 

5)  FronhjJfe  I.  447  «.  448. 

6)  Vgl.  die  Urkaad«  Ottos  fflr  Corvei  940  MG.  Diplomtta  I.  113  f. . . .  ut 

omnes  ablMttcs,  <{ui  super  Tnonachos  in  Nova  Corbeia . . .  constituentur,  .  .  .  bannum 
habennt  super  hoiniiies,  <|iii  prcfntiim  coenobiuin  et  ad  civilatcm  circa  illu.I  .!e- 
bent  cunstructain  conlu^crt:  n  in  c  i  uperari .  . .  nullus  .  .  .  pote<ifn;em  hnh<_:  1  L-xcr- 
cendi  uUius  banni  quem  burgban  vocnnt,  nii>i  ip^ius  raonasteni  abba  et  cui  ipse  vult 
coflunittere.  -»  Dazu  Ed.  Pist.  864.  c.  27:  ad  ciritatei  novai  opereDtttr. 
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ist  im  9.  Jahrhundert  in  der  Hauptsache  zusammengesetzt  aus 
den  Contingenten  der  kön^lichen  Lehensträger,  aus  Leuten,  die 
von  mehreren  kleinen  Grundbesitzern  ausgerüstet  sind  und  aus 
mittleren  Grundbesitzern ,  die  vermöglich  genug  sind ,  um  sich 
selbständig  auszustatten.  Der  sicherhch  beträchtliche  Rest  der 
Bevölkerung  genügt  seinen  militärischen  Pflichten  durch  lantweri 
und wactae.  »Ut  illi,  qui  in  hostem  pergere  non  po- 
t  u  e  r  i  n  t ,  iuxta  antiquam  et  aliarum  gentium  consuetudinem  ad 
civitates  novas  et  pontes  ac  transitus  paludium  operentur  et  in 
civitate  atque  in  marca  wactas  faciant;  ad  defcnsionem  patriae 
omnes  sine  uUa  excusatione  ventantc  bestimmt  864  Karl  II.  im 
Edictum Fistense »Pauperes  vero  personac  ad  custo- 
diam  maritimam  vel  patriae  pergant«  hieß  es  in  dem  Mobibna* 
chungsbefehl  für  die  expeditio  Beneventana  von  866  die  ^pau- 
peres«, die  nicht  leistungsfähig  genug  sind,  um  sich  für  den  Dienst 
im  offenen  Felde,  »in hostem«.  auszurüsten  sind  ausschliesslich  zu 
dieser  Art  von  Dienst  verpflichtet.  Denn  wenn  das  Bedürfnis 
darnach  eintrat,  dann  war  jedesmal  die  Feldarmee  schon  mobil, 
oder  sie  wurde  mindestens  gleichzeitig  mobil  gemacht.  Dadurch 
wurden  lantweri  und  wactae  zu  einem  weniger  vornehmen  mili- 
tärischen Dienst.  Es  sind  hier  schon  die  Anfänge  des  späteren 
Zustandes  zu  erkennen,  wo  die  »Landfolge«  ein  für  den  Bauem- 
stand charakteristischer  öffentlicher  Dienst  ist. 

Dieselbe  Bedeutung  wie  dem  Dienst  in  der  mobilen  Armee 
(de  hoste  publico)  und  dem  Sicherungsdienst  (wacta)  legt  eine 
Urkunde  Karls  der  Arbeit  zum  Bau  von  Brücken  bei  (pontes  com- 
ponendum)*).  Dementsprechend  wird  verhältnismäßig  lange  an 
dem  Grundsatz  festgehalten,  daß  die  Immunität  von  der  Ver- 
pflichtung zum  Brückenbau  nicht  befreie :  >non  antcponatur  emu- 
nitas«  bestimmt  in  dieser  Richtung  ein  italienisches  Capitular  Pip- 
pins, des  Sohnes  Karls  des  Groften  Auch  das  Bannrecht  findet 
darauf  Anwendung^). 

Ludwig  der  Fromme  befiehlt  seinen  missis  zu  verschiedenen 
Malen  strenge  Aufsicht  über  den  Bau  und  die  alljährlich  im  Früh- 


1)  MG.  Cap.  II.  321  f.  c,  27. 

2)  ibid.  pag.  95.  c.  I. 

3)  bei  H^ait»  IV«.  36. 

4)  MG.  I.  193.  c.  4.  Vgl.  Brunmr^  Rechugeschichte,  II.  394. 

5)  IVaitt  IV«.  35. 
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Jahr  notwendige  Instandsetzung^  der  Brücken  an*).  Zur  Arbeit 
aufgeboten  wurden  iVw  Kinwohner  durch  die  comites.  Wenn  im 
Gau  eines  Grafen  die  Brücken  nicht  in  Ordnung  waren,  so  mußte 
sich  der  Graf  rechtfertigen,  warum  er  seine  pagenses  nicht  aufge- 
boten oder  warum  er  die  Säumigen  nicht  crcmeldet  hatte  *). 

In  italienischen  Capitularien  wird  wiederholt  auf  »antiqua  con- 
suetudo«  Bezug  genommen,  wenn  von  der  Verpflichtung  zum  Brük- 
kenbau  die  Rede  ist  Man  darf  daraus  vielleicht  schliessen,  daß 
CS  sich  in  den  Gegenden,  für  die  diese  Capitularien  erlassen  sind, 
um  bloße  Neubelebunc:  rr»mischer  Institutionen  handelt.  Mit  aller 
Schärfe  ist  das  für  eine  letzte  Gruppe  von  Diensten  behauptet 
worden,  die  in  karolingischer  Zeit  dem  Könige  geleistet  werden 
mußten:  für  die  Transportdienste.  Wenn  dem  Könige,  seinen 
Beamten  und  anderen  von  ihm  ermächtigten  Personen  Pferde 
(veredi)  und  Beipferde  (paraveredi),  oder  Beförderung  zu  Wagen 
(aiv^ariae  und  parangariae)  gewährt  werden  mußten,  so  sei  das 
nichts  weiter  als  eine  Uebertragung  der  römischen  Posteinrich- 
tungen  auf  deutsche  Gebiete^).  Dem  kann  zugestimmt  werden, 
nur  darf  man  nicht  übersehen,  daß  eine  solche  Uebertragung  nicht 
möglich  gewesen  wäre,  wenn  ihr  nicht  uralte  germanische  Sitten  zu 
Hilfe  gekommen  wären.  Denn  es  war  Pflicht  eines  Jeden,  der 
nicht  in  üblen  Ruf  kommen  wollte,  Fremde  nicht  nur  gastlich 
aufzunehmen,  sondern  auch  seinen  Gästen  mit  frischen  Pferden 
weiterzuhelfen  und  ihnen  das  Geleite  zu  geben'). 

In  der  2.  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  legt  Karl  II.  diesen 

1)  np.  miss.  821  c.  Ii  .  .  .  MG.  Cap.  I,  301.  hi  pageiises,  qui  eos  (pontcs)  facerc 
dcbtiit  .  a  rnissis  nostris  adinoneantur  ,  ut  eos  celeritcr  res.taurent  .  .  .  Admonitio 
S23 — 25  M(j.  cap.  I.  303.  c.  22.  Ut  ubi  pontes  antiquitiu  fucrimt  ....  restituantur 
et  renoTciitnr,  iU  ut  ad  missain  S.  Andr«a«  restaurati  fiant ...  Et  missi  nostri . . . 
volumus  Qt  fcnuntient  in  quibiis  loci«  nostra  lussto  impleta.  in  quibus  Bit  neglecta 
aut  aliqua  imposüibilitnte  vel  certa  ratione  dilata. 

2)  Cap.  Miss.  VVorm.  829.  MG.  Cap.  IL  16,  c.  II :  De  pontibus  publicis  de- 
structis  plac  tiit  nobis,  ut  Iii,  <\n\  in«i^i<>nt;m  n»».»rruTi  in  rcparandis  pontibus  contcmp- 
»cruul,  Vüluinus  ac  iubcmus,  ut  onmc»  homtnei.  nostri  in  nostram  pracscntiam  vcniant 
rationes  rcddere,  cur  nostram  iussioucm  ausi  sunt  coutctnpncre ;  cotnilcä  autcm 
reddant  ratloncra  de  eoram  pagensibus,  cur  cos  aut  non  constrinxerunt,  ut 
hoc  facerent,  aut  nobis  nnntiare  negiexerunt. 

3)  Cap.  Mantoanum  II.  M(;.  Cap.  I.  197.  c.  7.  De  pontibus  vero  vel  rcliqais 
similibus  opcribus  qiie  ccclcsiastici  por  iu!>titiain  et  anticpiam  consuetudincm  cum  rc- 
liquo  populo  fnrere  debeul  huc  prcrfpimus  .  .  .  \^\.  auch  Fippini  iial.  reg.  cap.  c.  4, 
MG.  Cap.  I.   191  f.  4)  ßrunner  U.  229. 

5)  IC«iimd  in  /Vu»/*s  Gnindr.  d.  German  Pbilol.  1.  A.  II.    349»  3-  Aufl.  III,  451. 
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Transportdiensten  noch  denselben  Wert  bei  wie  dem  Dienst  im 
offenen  P^lde.  Das  Edictum  Pistense  von  864  verbietet  den 
Grafen  und  sonstijijen  öffentlichen  Beamten  widerrechtliche  Ein- 
griffe in  den  Vermögensbestand  ihrer  Gauleute,  des  besonderen 
noch  das  Wegnehmen  von  Pferden,  weil  diese  sonst  nicht  fähig 
wären  >hostem  facere  et  debitos  paraveredos  secundiun  antiquam 
consuetudinem  nobis  exsolvere«. 

Wenn  überhaupt  in  jener  Zeit  von  öffcntliclicn  Pflich- 
ten die  Rede  sein  kann,  so  ist  das  am  ehesten  bei  den  im  Vorher- 
gehenden geschilderten  Verhältnissen  der  Fall.  Der  einzige  Rechts- 
grund, demzufolge  diese  Dienste  geleistet  werden  müssen,  ist  der 
dem  König  geleistete  Fidelitätseid.  Und  der  König  ist  eben  für 
die  Auffassung  jener  Zeit  der  alleinige  Träger  der  öffentlichen  Gewalt. 

Um  die  verschiedenen  Arbeitsleistungen,  die  so  im  engeren 
Sinne  als  servitium  regis  zu  bezeichnen  sind  —  in  der  weiteren 
Bedeutung  umfaßt  das  Wort  Kön^dienst  auch  Abgaben  und 
Naturalleistungen  aller  Art  —  nochmals  zu  überblicken,  so  waren 
es  in  erster  Linie  militärische  Dienste  zur  Verteidigung  des  durch 
Ai^riff  bedrohten  Vaterlandes  (lantweri,  wactae),  die  als  allge- 
meine, gleiche  Pflicht  alter  bestehen  blieben,  als  der  Dienst  in 
der  mobilen  Armee  nur  noch  Pflicht  der  Lehnsträger  des  Kön^ 
war.  Die  Leute,  die  im  Kriegsfall  als  Besatzung  für  Befestigungen 
eingezogen  wurden,  mußten  auch  im  Frieden  an  den  Befestigungs- 
anlagen arbeiten.  Die  Verkehrswege,  vor  allem  die  Brücken, 
wurden  ebenfalls  durch  ofTentliche  Dienste  der  Untertanen  unter- 
halten. Endlich  wurden  diese  —  ebenso  wie  einst  im  rdnüschen 
Reiche  —  für  die  Beförderung  des  Königs  und  der  öiTentlichen 
Beamten  nutzbar  gemacht. 

Nicht  alle  diese  »Dienste«  freilich  waren  Arbeitsleistungen. 
Wenn  bloß  ein  veredus  gestellt  werden  mußte,  mußte  niemand 
zur  Begleitung  mitgegeben  werden.  Und  das  unterblieb  offenbar 
ziemlich  häufig.  Denn  es  bestehen  Bestimmungen  für  die  Em- 
pfänger von  veredi,  die  die  Ruckgabe  unterlassen  oder  durch  Fahr- 
lässigkeit den  Verlust  oder  Untergang  der  Tiere  verschuldet  ha- 
ben. Das  ist  doch  wohl  nur  möglich,  wenn  das  Pferd  ohne  Be- 
gleitung mitgegeben  wurde 

I)  Prafreptiim  pro  IIi*i|)nni';  844.  MG.  r;i[),  IL  259  c.  I:  Si  autcm  hi.  qui 
vcredos  accci  Liiiit.  icMtrc  cd'.  m^jjlcxt  rini,  et  cnnini  iiuerveniente  neglegentia  jK:r- 
diti  seu  mortui  fucrim,  sccuntlutn  legem  Francorum  eis,  quorum  fuerimi,  sine  diU" 
tione  restitttantttr  vel  restaurentur. 
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Auch  wenn  ein  paraveredus  gefordert  wurde,  war  die  Ab- 
sicht des  Empfängers  lediglich  die,  durch  ein  weiteres  Pferd  die 
Beförderung  zu  beschleunigen  und  zu  erleichtern,  der  Besitzer  des 
Pferdes  oder  sein  Knecht  ging  nur  »en  qualit^  de  conducteur« 
{Guh'ard)  mit.  Aber  immerhin  war  die  Arbeitskraft  des  Beglei- 
ters für  die  Dauer  der  Reise  ihrer  normalen  Bestimmung  ent- 
zogen 

II.  .Abschnitt. 

Genossenschaftliche  Dienste. 

JclIc  ( Genossenschaft  hat  gemeinsame  Interessen,  setzt  sich 
gemeinsame  Zwecke,  deren  Kosten  aus  Bi  itiÜL^cn  der  Genossen 
gedeckt  werden  müssen,  wenn  sie  nicht  durch  deren  pcrsünhciie 
Arbeit  erIQllt  werden.  In  den  bäuerlichen  Genossenschaften  des 
Mittelalters  wird  man  von  vorneherein  nicht  anders  erwarten,  als 
daß  Arbeiten,  die  im  Interesse  der  Genossenschaft  nötig  werden, 
von  den  MitgHedcrn  selbst  geleistet  werden  Wie  tief  dieser 
Grundsatz  noch  heute  in  den  Anschauungen  der  deutschen  Rauern 
begründet  li<*gt,  hat  sich  erst  in  jüngstt-r  Zeit  aus  Anlaß  der 
großen  Ucbcr>chwemmungen  in  Schl(  •>ien  wieder  gezeigt.  In  der 
Gemeinde  Altmuhrau  (Kreis  Ilabelschwerdt)  verweigerten  sämt- 
liche 2/  Gemeindemitglicder  die  Zahlung  der  außerordentlichen 
Wassersteuern  und  erklarten  sich  dalür  in  einem  Schri-ÜM^n  an 
den  Landeshau[)tmann  bereit,  die  Ufer  selbst  wiederherzustellen 

In  der  mittelalterlichen  Markgenossenschaft  nimmt  das  Piincip 
der  Mitarbeit  der  Genossen  für  .gemeinschaftliche  Zwecke  eine  be- 
deutungsvolle Stelle  ein.  l  )enn  sie  ilient  der  Erfüllung  von  Zwecken, 
die  in  der  Neuzeit  zu  einem  guten  l'eil  Aufgaben  des  Staats  und 
anderer  über  der  modernen  Gemeinde  stehender  Verbände  ge- 
worden sind. 

Die  Markgenossenschaft  des  Mittelalters  fällt  entweder  zu- 
sanunen  mit  der  Gesamtheit  der  in  einem  Dorfe  begüterten  und 
wohnenden  Ikiuern  oder  sie  innfaßt  mehrere  1  )orfverbände  zu- 
gleich. Wenn  wir  zunächst  den  ersten,  einfacheren  hall  anneh- 
men, so  ergibt  sich  für  unsere  Darstellung  der  Vorteil,  daß  wir 
leichter  einen  Ueberblick  über  die  Gesamtbelastung  der  bäuer- 

1)  Guirar J,  Polytyque  de  l'abbc  Irminon  de  St   Geraiain  I.  819, 

2)  Heu  'ia.  Institutionen  des  dciit  clicn  Privatrechts.  Leipzig  1885I86.  I,  397. 

3)  Berliner  Tageblatt  vom  3.  Januar  1904. 
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liehen  Wirtschaft  durch  genossenschaftliche  Dienste  überhaupt  ge- 
winnen. 

Die  Markgenossenschaft  des  Mittelalters  ist  in  erster  Linie  — 
wie  die  germanische  civitas  im  g^ofien  —  eine  Rechts-  und  Fric- 
densgemeinschaft  Wie  die  Volksgenossen  der  civitas  sind  daher 
die  Markgenossen  verpflichtet,  vor  Gericht  zu  erscheinen,  wenn 
nötig,  das  Recht  zu  weisen,  vor  allem  auch  das  Gericht  in  der 
Vollziehung  des  Urteils  zu  unterstutzen.  Der  Polizeidienst  ist 
ebenso  auf  die  Dienstleistungen  der  Genossen  basiert,  wie  dies 
in  der  germanischen  civitas  der  Fall  war'). 

Entsprechend  den  kleineren  Verhältnissen  verbindet  das  täg- 
liche Leben  die  Markgenossen  mit  der  Zeit  enger  untereinander, 
als  dies  in  jener  größeren  Gemeinschaft  vielleicht  je  der  Fall  ge- 
wesen. Daher  verlangen  nicht  nur  der  Schutz  der  gemeinen  Mark 
gegen  Waldfrevel,  die  öffentliche  Sicherheit  und  der  DorfTrieden, 
sondern  auch  die  Sicherheit  jedes  einzelnen  Genossen  und  der 
Friede  seines  Hauses  jederzeit  die  Hilfsbereitschaft  der  Nachbarn  *). 
Zur  Pflicht  den  Rechtszustand  wahren  zu  helfen,  kommt  die  nach- 
barliche Beistandspflicht. 

Ein  ähnliches  Nebeneinander  von  Pflichten  läßt  sich  deutlich 
erkennen  bei  den  Bestimmungen  über  markgenossenschaftliche 
Feuerpolizei.  Dem  vom  Feuer  bedrängten  Genossen  muß  geholfen 
werden,  darum  müssen  alle  herbeieilen  und  löschen  helfen.  Aber 
auch  die  Allgemeinheit,  das  ganze  Dorf  ist  bei  jedem  Brande  in 
Gefahr.  Es  ist  darum  in  aller  Interesse,  daß  es  i^ingt,  das  Feuer 
auf  seinen  Herd  zu  beschränken.  Darum  müssen  die  Löscharbeiten 
möglichst  bald  begonnen  werden.  Strenge  Strafen  treffen  daher 
den  Brandbeschäd^en,  der  das  Feuer  in  seinem  Hause  nicht  so- 

1 )  Maurer,  (Jcschichtc  dci  Mat  kcnvcrfassung  in  Deutschland.  Erlangen  1S56.  p.  1S9  t. 

2)  W.  Mayenburg,  Oest.  W.  V.  17t.  18.  Umb  lötler  und  freihmrt,  di«  den  lea- 
ten  in  ihre  hcuser  gcent  Aber  ibren  willen,  die  die  lent  umb  gab  nötten  wollen,  da 
soll  ain  nachpaur  dem  andern  zutrettcn  und  dem  andern  hcir< n.  —  W.  Rattenbeig. 

Oest.  W.  II.  1 1 2,  29 :  Wenn  einer  im  llnus  durch  unverschätnte  Hettlcr  heläst igt  wird, 
dann  sollen  ihm  die  Nirh!>nni  mit  pcwerter  hand  zu  hilf  knmcn,  den  noUädinsier 
guctlichen  abweisen;  w^>  ilis  i  ii  heUen  (tctj,  ine  crmancn,  mit  inen  zu  üet  herr- 
^ichaft  gccn  oder  sich  gefangen  zc  geben ;  wok  er  des  kains  thuen,  so  selten  sie 
ine  pwöltigen  und  zn  gerichts  banden  bringen,  wie  sie  der  können  bekomen;  ob  er 
sich  aber  zu  wöhr  stellen,  und  si  ine  knunp  und  lamp  oder  gar  zu  todt  schltegen, 
so  sollen  si  es  aber  gegen  der  herrscbaft  auch  mcniglichen  onentgoltcn  sein,  alUin 
liegen  (^ott  vcr<*nt^vTirten  si  es  ;  darzue  sollen  edi  und  unedl,  reich  und  arm,  niembt 
ausgeschlossen  vcrholfcn  sein«. 
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fort  »beschreit«  oder  gar  seine  Sachen  austrägt,  ehe  er  es  be- 
schrieen  hat*).  Für  Schaden,  der  anderen  erwächst,  weil  der 
Genosse,  in  dessen  Haus  es  brennt,  nicht  rechtzeitig  Feuerlärm 
gemacht  hat,  muß  dieser  aufkommen.  In  F'ällen  der  Not  müssen 
ako  alle  Nachbarn  dem  gefährdeten  Genc»sen  beisprirvMn,  aber 
zugl«  ich  muß  er  das  Interesse  der  All; '-meinheit  wahren  helfen. 

Ganz  sclbvdständlich  ist  es,  dub  alle  Genossen  zur  Hilfs- 
leistung bereit  sind,  sobald  für  irgendwelche  Sachen,  die  im  Ge- 
samteigentum aller  stehen,  Gefahr  im  Verzug  ist.  Die  Verpflichtung 
zur  Feuerfolge  bei  Bränden  im  Allmendwald  ist  bekannt  *).  Im 
Hochgebirge  ist  der  Grundbesitz  der  Genossen  durch  die  Fähr- 
lichkeiten  der  Jahreszeiten  und  der  Witterung  noch  besonders  be- 
droht*).  Wenn  eine  »lähn«  (Lawine)  losgeht,  müssen  daher  in 


t)  W.  Stsm»  0«st.  W.  II.  169.  5 :  Item  ob  ain  pntnst  ftufklitt  ainem  tn  »ein 
haus  and  gemächen,  der  soll  das  beschrcien,  alsb.ild  er  dessen  ^ewar  wiert,  und 
soll  seines  guets  nicht  austragen.  Tuet  er  das  und  hat  «!.is  feur  laut  bcschrirn:  auf 
auf,  lieben  nachpaurn!  es  print  in  meinem  haus!  ist  er  seinen  nachpaum 
oder  dem  gcricbt,  noch  nietnant  nichts  darumb  schuldig;  tät  aber  ainer  oder  ains 
4mm  nicht,  nnd  beselirir  das  fear  nicht,  ab  vonteet,  imd  trieg  «ein  gvct  ans,  dar 
ist  schuldig,  aUev  schadan  abttitragen  und  sa  piesstn.  —  Aehnltch  bestimmt  W.  Weer. 
Oest*  W.  n.  172.9.  ..tilt  aber  ainer  das  nicht  and  tnieg  aus  und  hc^chrcict  das 
nit  ,  so  rinn  nnch  derselben  ]<ruti'^f  ainer  oder  mer  auch  schntkn  li.icli ,  den 
ist  er  vd  falk'ti  iinib  ir  schaden  und  dem  gericht  tween  und  fünfzig  phum  i>crner. — 
W.  Bruneck,  Ocst.  W.  V.  483.  5:  Item,  wann  ein  feur  in  einem  hause  aufkurabt  und 
irard  es  offenlich  beschriro  von  dem  wirt  im  banse  oder  von  andern,  die  im  banse  sind, 
ae  dann  das  feur  Aber  das  dach  kambt,  so  ist  er  der  berschaft  chain 
pen  schuldig ;  knmbt  aber  das  fear  Aber  das  dach,  so  ist  er  vcrvallen  L  flf  pemer. 
—  W.  Rom  1540,  Oest.  W.,  IL  219.  6:  Item  ob  auch  ain  fear  in  ainem  haus  auf* 
käm,  so  soll  dersell»  ii<!er  desselben  leutc  von  stund  an  atn  '^eschrai  machen,  da- 
mit man  bei  zeit  mug  geretten;  ob  aber  das  nit  geschäch,  und  was  scha- 
den daraus  geschech,  darumb  soll  derselb  verfallen  sein.  Nur  die  dem  anmittel« 
bar  Beschidigten  snnXckst  wohnenden  Kacbbam  durften,  weil  fflr  sie  die  Gefahr 
bei  einer  weiteren  Verbreitung  des  Feuers  am  größten  war,  darandenken,  die  eigenen 
Sachen  zu  retten.  W.Kematen,  Oest.  W.  II.  260.  18.  3  H.  14  Jhs.  ob  ain  feur  auf- 
gieng,  das  nicmmt  nußtrnijrn  soll  ,  dunti  die  nct;j-tcn  ilrci  hcn^er  unten  und  nlion, 
die  rtndcni  soTkii  niduufen  und  sollen  helfen  reten  und  welcher  das  nicht  tät,  der 
wär  kunibii  utitb  5  pfunt. 

2)  Maurer,  Markenverfassung  188. 

3)  W.  Taufen  1568,  Oest.  W.  IV.  »4.  y> :  So  ver  man  aas  wasser-  oder  feurs* 
not  oder  ander  beweglicher  ursach,  davor  gott  der  herr  sein  und  bewaren  well,  den 
gloggenstralcb,  die  gemain  in  der  eil  zu  berueffen,  verursacht,  soll  iedcr  nachpar 
in  der  gcmntn  vr»n  «ttiriii  nn  ?.\x  crrottuns:  desselben  am  platz,  o<kr  wo  die  nnf»nrt"t 
cif  iiilcrt,  erscheinen  und  wer  darin  ohn  bewegliche  ursach  außbleibt,  soll  umb  am 
gülden  gcphcndt  werden.  —  W.  Uraun  1617,  Ocsu  W.  III,  335.  24  : . . .  wann  mer  ain . . . 
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den Gemeinden  der  tirolischen  Hochtäler  alle  Mann  auf  sein,  um 
zu  verhindern,  daß  sie  einen  andern  Weg  nimmt  als  durch  den 
>runst<f  die,  eine  öde  Talrinne,  jedes  Jahr  von  neuem  so  hergerichtet 
werden  muß,  daÜ  die  zu  Tal  gehenden  Erd-  und  Schneemassen 
kein  Hindernis  und  keinen  Ausweg  finden  (Tschengeis).  Außer 
zu  den  Xotstandsarbeiten  werden  die  Gemeindegenossen  hier  zu 
regulären  Arbeiten  herangezogen,  die  zu  Prohibitivzwecken  nötig 
werden. 

Der  reguläre  Arbeitsbedarf  der  mittelalterlichen  Markgenossen- 
schaften ist  auch  sonst  recht  betrachtlich.  Die  für  die  tirolischen 
Gemeinden  wichtigsten  Arbeiten  faßt  das  Dorfbuch  von  Marter  zu- 
sammen als  »die  vier  gmain  arbeiten  injar:  erstlichen  ain 
der  Etschwall,  die  ander  an  der  Etsch,  die  dritt  an  der  alb,  und 
noch  aine  an  gemainen  weg  auf  alt  zufalU  i). 

TilU  setzt  fiir  Arbeit  am  Etschwal  schlechtweg  Arbeit  an 
den  Walen.  Das  ist  richtig,  denn  die  Instandhaltung  der  Wäle 
(Wal  vom  rom.  äquale)  aller  Art  war  fQr  die  Tiroler  Gemeinden 
besonders  wichtig.  So  wasserreich  die  Hochtäler  der  Alpen  zu 
allen  Zeiten  des  Jahres  sind,  so  schwierig  ist  doch  eine  regel- 
mäßige Wasserversorgung.  Oft  ist  es  überhaupt  nicht  möglich, 
des  reißenden  Elementes  Herr  zu  werden.  Da  nehmen  denn  in 
den  tirolischen  Weistümem  die  Bestimmungen  über  die  Herstel- 
lung und  Instandhaltung  der  Wäle,  Tragwäle,  Brunnen  und  Wasser- 
leitungen einen  breiten  Raum  ein.  Auch  der  Mühlbach  wurde 
von  der  Gemeinde  ^cfepaut  und  ausgeschöpft*.  Die  Gemeinde  Gaiss 
hatte  dafür  einen    ^^cniainen  pHucg«      zu  dessen  Bedienung  die 


hocbgewiter  anfallen  thuet,  also  daß  zu  besorgen,  der  pach  möchte  aulSpröchen,  so 
«ölten  die  dorfmalster  und  fUnfer  bei  nichtlicher  well  ir  fleissigs  aufiechen  und  guet 
«cht  haben,  dannit  man  dem  gwalt  leitlicben  firkmneQ  und  schaden  Terhiet  werd, 
und  ob  si  hilf  bedSrfen.  soll  man  inen  gehonuub  aein.      W.  Tachengels,  Oest. 

W.  IV.  i8i.  30:  SohaU  diu  lülin,  so  Gott  gnädig  verbieten  wolle,  anfalt ,  hat  die 
ganze  ginain  sich  auf  den  runst  7U  begeben  nrul  auf  alle  mögliche  gröde  nnch  ein- 
zulaiten  und  zu  erhalten,  darbei  aber  kein  aignes  oder  particulär  intreße  zu  i^chnden 
der  gmain  oder  aincs  dritten  nicht  zu  succhen,  allermaßen  dami  soUichcr  runst  alle 
johr  der  gröde  nach  (in  gerader  Richtung)  aaßsustöcken  and  sv  eröffoen  ist ... .  —  Za 
»lihn«  vgl.  Sekmtilir,  Bayr.  Wb.  I.  1399.  Sek»if,  Tirol  Idiotikon  364. 

I)  W  Mortcr,  Oc<;t.  W.  IV.  22S.  5 :  Vgl.  TiUt,  IMe  bILnerliche  Wirtschaftsver- 
fassnng  des  Vintschgaius   Innsbruck  1895. 

2  )  W.  Gaiss  V.  507.  20:  e«  »-olle  jerliclien  .  .  <l.is  niülpächi  uiigevcr  uml«  Mi- 
chaeli, wo  nit  zwo-,  doch  wctiii:i-i  aiumahl  ,  mli  dem  darzue  verhandnen  gemainen 
pHucg  aofs  fleissig-  und  tielist  gc|>aut  und  ausgeschöpft,  und  su  dem  ende  die  ge- 
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Bauern,  »so  gemeend  vich  haben«  (Zugvieh,  spannföhiges  Vieh) 
ihre  Gespanne  stellen  mußten. 

Die  zweite  Gruppe  von  Gemeinarbeiten  {W.  Morter:  arbait  an 
der  Etsch)  bezieht  sich  auf  Bauten  zur  Sicherung  der  Flußufer, 
die  in  Tirol  ganz  allgemein  »archen«  (vom  lat  arceo)  heißen.  Der 
Archenbau  gab  Anlaß  zur  Bildung  von  besonderen  Arbeitsgenos- 
senschaften, auf  die  wir  später  zurückkommen  werden. 

Die  Gemeinarbeit  an  der  alb  war  besonders  im  Frühjahr  not- 
wendig, da  die  Weide  den  Winter  über  und  noch  mehr  zur  Zeit 
der  Schneeschmelze  oft  starken  Verwüstungen  ausgesetzt  war. 
Ehe  das  Vieh  hinauf  getrieben  werden  konnte,  mußten  die  Vieh- 
wege und  Stege  hergerichtet  werden,  und  die  Weide  selbst  mußte 
jedes  Jahr,  »sobald  es  äpper  ist  und  vor  das  vlch  außgehetc,  ge- 
putzt und  geräumt  werden').  In  Mieders  mußte  die  Nachbar- 
schaft außerdem  noch  auf  der  gemeinen  Weide  einen  Zaun  oder 
Graben  machen,  »damit  die  stier  und  jungen  kalbelen  in  schlegen 
nit  untereinander  gehen«  *).  Ganz  von  selbst  versteht  es  sich,  daß 
ein  Jeder  so  schnell  als  möglich  zur  Hilfe  herbei  eilte,  wenn  das 
Vieh,  der  wertvollste  Besitz  jeder  Wirtschaft,  auf  der  Alb  in  Ge- 
fahr kam,  sei  es,  daß  es  von  einem  schlimmen  Wetter  überrascht 
wurde  *)  oder  daß  gar  Wölfe  in  die  Herden  einfielen  % 


m'^in.  insonderheit  die  paurii,  ?ri  »emeend  vich,  es  seie  ross  oder  oxen,  haben,  hier- 
zuc  durch  die  dorfmaisler  aiigewis>>t  werden, 

t)  W.Hohgau,  Oest.  W.  UI.  ia8w  6.  -—  W.Flinchni.  246.  31 :  Eh  vor  dtscr 
viehatnloß  geschiecbt,  sind  die  vtehwege  und  stege  gut  benarichten ,  welches  der 

dorfmcistcr  zu  besorgen  und  üfTentlich  kund  zu  machen  hat.  W.  Elbigenalp.  III.  122. 
38:  Damit  ...  die  gemainen  ehehäften  und  vichwaidcn  durLh  die  iberlegtc  stain 
(Stcinschlafie  sind  wShrend  der  Schneeschmelze  bes.  häufig)  und  iln-rjogncs  ccmmnt 
(Gestrüpp-)  nit  mehr  also  minierei  werden,  wie  es  sich  de  facto  befunden,  soUch 
si€  fürters  öfters  geraumbt  und  geputzet  werden.  Der  dazu  Au/gtiottne  tMy  es  mag 
hernach  «in,  swai  oder  drei  tag  erfordern,  dessen  keines  wegs  zuwider  haben, 
s)  W.  Mieders,  Oest  W.  IL  «71  note. 

3)  W.  Reschcn,  Oest.  W.  III.  326.  5  :  Wenn  eine  nngflnstige  schneewitterung 

beim  vieh  im  bcrtrc  einfnilen  oder  ein  uilde^  thier  unter  das  vieh  kommen  «olUe, 
so  sollen  den  hirten  und  --t liiitcm  leuu-  in  liinlän^licher  anrnh!  nnch  man^  des  hc- 
darfes  eilfertigst  zugescbiket  werden,  und  ieder,  der  hierzu  nach  der  rod  aufgcbo- 
then  wird,  hat  sich  kchicrdings  widern ,  sondern  seine  hilfe  bestermassen  und 
schleunigst  su  leisten. 

4)  VV.  Kufstein,  Oest.  VV.  II.  iS:  Wann  man  auf  des  pern,  wolf.  lux,  wiltschwein 
und  dergleichen  schedliche  thier  gejaid  aufpcut,  das  alsdann  ain  jeder  auf  seie  und 
nn  das  gejaid  ziehet.  Es  i^f  btieichtKnd,  äass  erst  so  jutigc  Wihtitnitr  ^W.  Reichen 
stammt  von  1794«  W.  Kut  stein  aus  dem  Anfang  des  17.  Jahrh.J  Bestimmungen  üi>cr 
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An  letzter  Stelle  nennt  das  Morterer  Dorf  buch  unter  den  Ar- 
beiten >noch  aine  an  gemainen  weg  auf  all  zufall«.  Der  letzte  Zu- 
satz bezieht  sich  offenbar  darauf,  daß  Wege  und  Straßen  nur  in  Aus- 
nahmefällen durch  Gemeinarbeit  im  Sinne  von  gemeinsamer  Ar- 
beit der  Genossen  hergestellt  wurden.  Für  gewöhnlich  war  jeder 
einzelne  für  die  Erhaltung  der  Wegstrecken,  die  über  sein  Grund- 
stück oder  daran  entlang  führten,  verantwortlich.  Nur  wenn  der 
Schaden  so  groß  war,  daß  seine  eigenen  Arbeitskräfte  nicht  mehr 
ausreichten,  konnte  er  die  Hilfe  der  Genossen  beanspruchen^). 
Es  machte  dabei  keinen  Unterschied,  ob  es  sich  um  einen  Feld- 
weg oder  des  Reiches  Straße  handelte. 

Wenn  ein  solcher  Weg  von  einem  Zaun  gekreuzt  wurde,  mußte 
der,  der  den  Zaun  errichtet  hatte,  gleichzeitig  dafür  sorgen,  daß  der 
Zaun,  wenn  nicht  geöffnet,  so  doch  überstiegen  werden  konnte 
Diese  Verpflichtung  zeigt  deutlich,  auf  welche  Weise  diese  W'cgc- 
bauiasten  en^tanden  sind.  Ursprünglich  ist  der  Inhaber  eines  Grund* 
Stücks  nur  verpflichtet,  seinen  Nachbar  oder  auch  mehrere  Ge- 
nossen über  einen  Teil  seines  Besitzes  gehen  und  fahren  zu  lassen. 
Bei  manchen  dieser  9\\  cgc<'  wurde  mit  der  Zeit  ein  Mindestmaß 
von  künstlicher  Anlage  wünschenswert,  schon  im  Interesse  des 
Inhabers  des  belasteten  Grundstückes.  Denn  je  besser  derW^eg, 
desto  weniger  sind  die  Bcnützer  genötigt,  bei  nassem  Boden  vom 
Wege  abzuweichen.    Es  war  daher  ganz  natürlich,  daß  Jeder  für 


Böstanäsfßicfiicn  ätr  ui  Kcdt  stehenden  Art  enthaiten.  truher  brauchte  man  äajttr 
JketHe  yhrsfJiriftm. 

1)  W.  HcfenhofeOf  Grimm  V,  138.  §  35 :  Wo  Imndstraßen  twttsciteiid  glleiereo 
hingond  and  dieselben  Undstraflen  gepritethaftig  werdend,  de  sollend  die  enstSßer 

die  einanderen  helfen  machen.  Ob  aber  proß  schlii)finen  oder  ander  landpresten 
kernend,  so  süllcnd  in  ein  gemaind  die  helfen  machen...  —  W.  Magdcnn»i .  Grimm 
V.  190.  §  27  f.  Wo  aiuer  guot  hat,  das  an  des  richs  Straß  stoßet,  der  soi  die  siraß 
buvvan  und  machen .  d.aä  si  iedcrman  wol  mu^  riten  und  gon.  Und  ob  er  das  nit 
toot,  so  mag  ietticher  und  «reicher  wi),  den  hag  ufbrechen,  wedecthalb  er  wil,  und 
faren  durch  koro,  dnrch  hSu  nnd  was  da  ist,  und  enethalb  wider  nmbher,  und  onch 
die  heg  uf  brechen,  das  er  damit  nit  frHfnet ,  noch  wider  rechtz  tuot  .  .  .  Wo  swaier 
^utcr  an  dus  richs  Straß  zämcn  stoßent ,  da  sol  ietwcdra  tail  die  Straß  von  sinem 
guot  machen  sibcn  schuo  wit ,  und  wür  dazwischent  me  zc  machen,  df?<  «ol  die 
gcmaiud  tuun  und  machen.  Bc^chäch  aber  deheiuot>t,  das  wuoiges&inen  ^wütende 
Wassergilsse)  oder  erdbrach  kimint,  davon  ain  weg  TerschKpfti,  den  soad  gnuun 
nachbaren  dem  heiren  machen  und  wider  xe  buw  bringen,  wenn  er  si  dazuo  berfift. 

2)  W.  Peitingau,  Grimm  III.  654.  %  63:  Alsbald  er  den  den  ackher  zugesSt. 
so  soll  er  die  ^nsscn  paid  verzHonen,  und  ein  gute  stigel  machen,  daß  ein  jeg« 
lieber  mann  oder  fraa  mit  einem  sack  wol  darüber  steigen  mag. 
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sich  für  den  Teil  des  W'c^es  aufkaiHi  der  über  sein  Land  ging, 
und  CS  ist  auch  nicht  weiter  zu  verwundem,  wenn  selbst  die  ein- 
zige interlocale  Verkehrsader  des  Mittelalters,  »des  reichs  strass«, 
soweit  sie  durch  Dorfgemarkung  führte,  durch  Baulasten  der  An- 
lieger unterhalten  wurde. 

Führte  ein  Weg  über  die  gemeine  Mark,  so  fiel  die  Baulast 
natürlich  der  Gesamtheit  zu*). 

Brücken  wurden  fast  immer  von  allen  Genossen  gemeinsam 
gebaut*).  Doch  konnte  es  vorkommen,  daß  ein  Steg,  der  beide 
Ufer  auf  dem  Grundbesitz  eines  Bauern  berührte,  von  diesem 
in  Stand  gehalten  werden  mußte  *). 

Im  Gebirge  gibt  es  außer  Feldw^en  und  Dorfstraßen  noch 
andere  Anlagen,  die  den  Wirtschaftsbetrieb  erleichtem  können. 
W^enn  bei  solchen  alle  gleichmäßig  interessiert  sind,  wird  zu  ihrer 
Herstellung  ebenfalls  zur  Gemeinarbeit  aufgeboten.  Auf  diese  Weise 
wird  in  Nassereien  alljährlich  die  »haubtheiriße«  (Kiese  =  eine 
Einrichtung,  um  Holz  und  andere  Lasten  zu  Tal  zu  bringen)  in 
Stand  gesetzt,  und  wenn  das  Heu  zu  Tal  gezogen  wird,  muß  die 
ganze  Gemeinde  helfen^). 

Die  Markgenossensclkaft  ist  nicht  blos  eine  Gemeinschaft 
zur  Wahrung  von  Recht  und  Frieden  und  als  Eigen- 

l  )  W.  Sarnthcim,  Ocst.  W.  V.  274,  36:  Ks  solle  auch  ain  ieder  geses^^ner  ge- 
richtsman  für  sein  hofmarkcn  \vej4  und  sieg  machen  und  in  guctcn  wirdcn  hahen, 
wie  von  alter  her  komcn  ist  .  .  .  Dann  in  wäldcrn  und  auf  der  gcmain  sollen  die 
tiAchpern  »Ue  mit  aiiumdcr  m  machen  and  die  weg  »u  bessern  schuldig  sein,  wie 
von  alter  herleomen .... 

2)  W.  Natnins,  Oest.  W.  V,  la,  t:  Ittcm,  wann  man  die  hol/prugken  oder  den 
Etschwall  machen  will,  das  solt  man  am  suntag  vor  der  kirchen  berucffen,  und  so 
man  die  glock'-n  't-uli  zum  dritten  tnall,  und  so  soll  aus  ieden  haus  ein  redlich 
mensch  da  sein,         woll  arbaiien  mag. 

3)  VV.  Mieders,  Oc^t.  W.  IJ.  273,  i:  die  pruggen  unter  dem  Müntes  soll  Paul 
Pnumer  wegen  aines  Hecks  in  der  Örlan  machen ,  und  den  gatter  darbei  Valtin 
Wiser  auch  wegen  aines  flecits  grants  in  der  Grlan. 

4)  W.  Nasscrein,  Oest.  W.  III.  256.  3t :  wegen  der  gmainen  hauhlhcirjßen  ist 
von  gmains\v<."^«ori  liicmit  !.c-chIosscn  wurden,  ncTiililiclicn .  wnnn  die  ^cit  dc^  hei- 
ziechens  verbanden,  solle  man  aigcntürht  nn-iali  ihicIkii,  \"i  der  kirclieii  oilent- 
Üchen  zu  ieder  menigelichs  nachricht  aulSrieien  lassen,  auf  wclichcm  tag  die  anstatt 
gemacht ;  und  welicher  auf  gedachten  rifien ...  hei  su  siechen  hat ,  den  mecreni 
thail  nit  rilSen  helfen  wurde,  dem  solle  durch  den  verordneten  gerichtsfronhoten  von 
gmainswcgcn  auf  selbigen  rift  das  hei  zu  /icchcn  auf  vicrzcchen  tag  lang  genzlichen 
abgestelt  und  verpoten  sein.  AucA  \V.  Elbigenalp,  Oest.  W.  III.  122.  lo:  rechnet  unter 
dit  grossen  Genteindsarbctttn  ausser  archgepeus  noch  riß-  weg-  uod  straßmachen, 
uch  waiUpuzen  und  dergleichen. 
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tümcrin  der  Allmende  und  in  sofern,  als  sie  auf  wirtschat'tlicheni 
Gebiete  j;cgcnüber  den  particularen  Sonderinteressen  das  otient- 
liehe  Intcrcssi^  wahrt,  eine  W'irtschaftsgenossenschatt, 
sie  ist  im  Mittelalter  auch  eme  religiöse  Gemeinschaft. 
Daher  finden  wir  auch  in  den  verschiedensten  Gebieten  Deutsch- 
lands die  Auffassung  vertreten,  daß  der  kirchliche  Dienst  nichts 
anderes  als  Ciemeindedienst  sei.  Wie  zur  Gemeindearbeit  wird 
auch  zu  den  Kreuzgängen  angetreten^). 

].nts|)rechend  der  Mehrheit  von  Zwecken,  denen  die  mittel- 
alterliche Markgenossenschaft  zu  ilicncn  berufen  ist,  nimmt  sie  die 
Arbeitskraft  ihrer  Mitglieder  nach  den  verschiedensten  Richtungen 
in  Anspruch.  Als  Rechts-  und  Friedensgemeinschaft  verlangt  sie 
nicht  nur  Teilnahme  an  der  Rechtssprechung,  die  der  einzelne 
eher  für  sein  gutes  Recht  als  für  seine  Pflicht  halten  mochte ;  der 
gesamte  Polizeidienst  wird  durch  Dienste  der  Genossen  geleistet 
Ruhe  und  Ordnung  im  Dorfe  zu  wahren,  die  Friedensstörer  zu 
verfolgen  und  zu  ergreifen,  jedem  Nachbarn  beizuspiingen,  wenn 
er  in  seinem  Hause  durch  aufdringliches  Volk  belästigt  wurde, 
zu  retten  und  zu  helfen,  wenn  die  Elemente  den  Besitz  eines  Ge* 
nossen  oder  die  gemeine  Mark  bedrohten,  war  Pflicht  eines  Jeden. 
Lange  Zeit  genügte  das  Soltdaritätsgefühl  der  Markgenossen,  das 
Bewußtsein,  daß  man  seinem  Nachbarn  zur  Hilfe  in  der  Not  ver* 
pflichtet  ist,  um  die  Befolgung  dieser  Pflichten  zu  gewährleisten. 
Erst  in  späterer  Zeit  wurde  es  notwendig,  diesen  Forderungen  der 
Sitte  durch  gesetzliche  Bestimmungen  Nachdruck  zu  verleihen. 

Aehnlich  mag  es  bei  den  genossenschaftlichen  Diensten  der 
Fall  gewesen  sein,  die  man  unter  dem  Wort  der  tirolischen  Weis- 
tümer  »Gemeinarbeit«  zusammenfassen  kann.  Es  sind  das 
zum  kleineren  Teil  Arbeiten  auf  dem  im  Gesamteigentum  der 
Genossen  stehenden  Grund  und  Boden  (Arbeiten  auf  der  gemeinen 

il  Ti/U  a.  a.  O.  pag.  l66.  —  W,  S,  Peter  i  S(  }i\vnr.  vva]<J),  Grimm  I.  333.  4::  uß 
iedem  huß  sol  ein  erber  bot  gan,  wan  man  mit  dem  crul/  gat,  deu  ein  lutpriester 
für  gut  nimpt.  —  W.  Cappel  bei  Achero  (Bft4en),  GrimM  l.  417 :  Item  so  duh»  mit 
den  crtttsen  gat,  so  so!  uß  iedem  büß  ein  mensch  mit  gon,  das  da  opflferbar  ist. 
Beschiebt  das  nit,  so  vetfeUet  derselbe  der  kirchen  ein  pfunt  wachs,  und  daran  soll 
man  nUtzit  i^cliencken,  —  W.  Langläufers,  Ocst.  W.  III.  341 :  .  .  .  daß  man  gott  lunb 
alle  gnaden  ttnd  L'abcn  sich  dcmietii;  und  danckj>arlich  solle  einstellen  uinb  bimüg 
oder  kreuzgeitj4  und  wan  man  mit  krcitz  zu  gchn  pictci.  solle  von  icder  ehe  ain  pcr- 
sohn  mit  krcut^  gchn,  welcher  aber  ungehorbamb  erfunden  (sie  !) ,  !>olle  gepfcndt 
werden .... 
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Weide).  Wichtiger  sind  die  von  allen  Genossen  ausgeführten  Ar- 
beiten, die  erst  eine  zweckmässige  Wirtschaftsführung  für  den 
einzelnen  ermöglichen:  Wasserversorgung,  Bau  von  Wegen  und 
Brücken.  Die  Sicherung  der  Flußufer  durch  Archen  kam  zunächst 
den  Inhabern  der  am  Wasser  gelegenen  Grundstücke  zugute.  Eine 
größere  Ueberschwemmung  konnte  aber  den  gesamten  Bestand 
an  Feldern  bedrohen.  Alle  diese  Arbeiten  wurden  ebenfalls  ohne 
Zweifel  von  allen  lange  Zeit  bereitwilligst  getan,  ohne  daß  ein 
gesetzlicher  Zwang  bestanden  hätte.  Ich  kenne  keine  bessere  Ver- 
anschaulichung für  diesen  Zustand  des  selbstverständlichen  Zu- 
sammenarbeitens aller  und  für  seine  Motive  als  den  Eid,  den  noch 
im  15.  Jahrh.  in  Breitenbach  (Hessen)  neu  aufgenommene  Genossen 
schwören  mußten:  »er  sal  unsem  rechten  hem  geloben  truwe  unde 
holt  2U  sync  unde  iren  schaden  zu  warnen,  zu  tag  und  zu  nacht, 
unde  welche  zyt  cn  des  noid  sy;  he  sal  daß  selbe  geloben  den 
nackebum  unde  dem  lantmann,  he  sal  auch  geloben,  daß  he  wolle 
buwen  wege  und  stege  mit  andern  sin(en)  nackebum,  alleine 
kan  er  nicht  vele  gemachen«*). 

Es  ist  selbverständlich ,  daß  der  neue  Genosse  auch  seinen 
Nachbarn  hilft  »iren  schaden  zu  warnen  zu  tag  und  zu  nacht«  und 
daß  er  mit  ihnen  für  die  öflfentlichen  Bedürfnisse  arbeitet,  denn 
»alleine  kan  er  nicht  vele  gemachen« ;  ohne  daß  die  allgemeinen 
Bedürfnisse  der  Sicherheit  und  des  Verkehrs  (wege  und  st^e) 
befriedigt  werden,  ist  seine  Existenz  gar  nicht  möglich.  Solange 
diese  Solidarität  der  Interessen  allen  bewußt  blieb,  war  eine  ge- 
setzliche Regelung  der  in  Rede  stehenden  Pflichten  entbehrlich. 
In  der  Tat  sind  die  Weistumer,  aus  denen  unsre  Kenntnis  über 
Gemeinarbeit  u.  s.  w.  geschöpft  ist,  ohne  Ausnahme  sehr  jung, 
und  wenn  es  noch  eines  Beweises  dafür  bedürfte,  daß  die  einr 
schlägigen  Bestimmungen  ihre  Ausführlichkeit  nur  dem  Schwinden 
des  genossenschaftlichen  Geistes  verdanken,  so  würden  einige 
wenige  Belege  aus  den  Tirolischen  Weistümem  genügen*). 


I)  GrifHm  III.  355. 

a)  W.  Etbigenalb,  Oest.  W.  III.  122.  20:  diewcilen  M  d«n  grotsen  Gemeintis- 
arheittn  aine  gro&e  unordsttug  und  nachlitfligkeit  vennttrket,  indeme  oftmabls  kaumb 

fünfzehn  hiß  zwainzig  personen  d  irlni  zugegen  erfunden,  wurde  beschlossen,  daß  »o« 
dann  auß  iedem  also  auft!ebot{iu  11  hau^s  das  stärkste  darzu  zu  gehen  schuldig..  . 
—  VV.  Haimingtn,  Oest.  W.  Iii.  bb.  5  :  dieweil  bilihtro  von  jar  zu  jarn  iu  den  gcinaincn 
aufpoten,  es  sei  snm  wug ,  pranncu  machen  oder  anderwertb,  gar  schlechter  gehursam 
verapirt,  auch  iheweils  durch  wolangesessene  nachpem  schlechte  pueben  oder  mSd- 
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V\<  leuchtet  ein,  daß  es  sich  hier  um  zwei  ^grundsätzlich  ver- 
schiedene Arten  von  genossenschaftlichen  Diensten  handelt,  im 
Ge«^ensatz  zu  den  Polizei-  und  SicherheiLsdienstcn,  die  im  öfifent- 
lichen  Interesse  notwendii;  sind,  kommt  jene  andere  Gruppe  von 
Diensten,  die  \\  \v  unter  dem  tirolischen  Wort  »gemeinarbeit'  zusam- 
menL^efaLst  haben,  nur  solchen  (jenossen  zugute,  die  eine  cicrenc 
Wirtschalt  halben.  Ursprünglich,  solange  die  Markgenossen-^chaft 
identisch  war  mit  der  Gesamtzahl  aller  im  Dorfe  ansässigen  1  laus- 
wirtc,  bedurfte  die  Krage,  wer  zu  den  genossenschaftlichen  Dien- 
sten verpflichtet  war,  keiner  besonderen  Krq;t'lung.  Alle  Genossen 
miissten  in  c^leicher  Weise  mitarbeiten.  Der  Stand  des  einzelnen 
machte  dabei  keinen  Unterschied.  Wenn  in  Nauders  Archen  ge- 
baut werden,  sollen  »alle  Hauswirt,  edl  und  unedl,  dahin  komen 
mit  ihren  hacken,  und  welliche  edlleut  mit  hauen  und  mit  gumpfen 
an  tr  arbeit  geent,  sollen  daran  arbeiten,  welche  edlleut  das  aber 
nicht  tuent,  die  sollen  der  arbeit  daran  vertragen  und  iberhoben  sein, 
aber  mit  andern  iren  wafTen  sollen  sie  dannocht  darzue  komen«  >). 

Das  wurde  erst  anders,  als  in  den  deutschen  Landgemein- 
den Leute  Eingang  fanden,  denen  nicht  mehr  volles  Genossen- 
recht erteilt  wurde,  Handwerker  und  Tagelöhner,  die  kein  eigenes 
Feld  bebauten,  unter  Umständen  nicht  einmal  im  eigenen  Hause 
wohnten.  Sie  sind  unter  dem  Namen  Kötter,  Brinksitzer,  Bei- 
sitzer, Tauner  (nicht,  wie  man  vermuten  könnte,  von  tafern,  son- 
dern von  tagwen  =  tagwerk)  in  ganz  Deutschland  nachzuweisen  *). 
Daß  sie  zu  Polizei-  und  Sicherheitsdiensten  (Gerichtsfolge,  Feuer« 
folge  u.  s.  w.)  genau  so  wie  die  Markgenossen  verpflichtet  waren, 
kann  keinem  Zweifel  unterliegen.  Die  Wahrung  der  öffentlichen 
Sicherheit  lag  ja  auch  in  ihrem  Interesse.  Und  in  den  meisten 
Fällen  handelt  es  sich  hier  um  rasche  Hilfe  in  der  Not,  bei  der 
es  ziemlich  belanglos  ist,  ob  der  einzelne  dabei  einer  rechtlich 
festgelegten  Pflicht  gemäß  handelt,  oder  ob  er  g^n  ein  Gebot 
der  Sitte  verstößt,  wenn  er  den  Nachbar  im  Stiche  läßt. 

Anders  bei  der  Gemeinarbeit.  Die  alten  Markgenossen- 
schaften verwandelten  sich  durch  den  Ausschluß  der  Tauner  in 
Nutzungsgenossenschaften.  Die  Nutzung  der  gemeinen  Mark  blieb 

len  darzue  geschickt,  soU  künftighin  aln  ieder  nachper  selbs  pertohnlicb  oder  datch 
minen  tau^'enlichcn  starken  knecht  zu  rechter  stont  erscheinen  .... 

I)  W.  Nauders,  Oest.  W.  III.  315.  10. 

3)  Gicike,  Das  deubchc  Genos>scn!>cbaftsrecht  1.  007  f.  HeusUr,  In^tlitutionen 
des  deutschen  Privatrechts  I.  389. 
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den  alten  Markj^cnossen  vorbehalten.  Arbeiten,  die  allein  die- 
sen zugute  kamen,  mußten  natürlich  auch  von  diesen  alii  in  l;c- 
tan  werden.  So  teilt  z.  H.  noch  heute  die  I' ronordnung  der 
Gemeinde  Bretzwil  ^)  die  l'roncn  in  Fronen  etster  und  zweiter 
Klasse.  In  tlie  erste  Klasse  fallen  die  Fronen  an  den  Wald- 
wegen der  Gemeinde  und  tlie  an  den  Gemeine Icallmenden.  Diese 
>sind  einzig  den  Urtsl)iir^ern,  so  die  Gemeindenutzun<:^en  c,^cnießen, 
Überbunden  und  sollen  von  denselben  zu  gleichen  l'eilen  ;^H'traL;en 
werden«.  Zum  Putzen  und  Ravnnen  der  Albweide  sind  daher  nur 
die  >so  albsgerechtigkeit  haben  und  die  alb  genießen  wollen« 
»so  vich  aufkern«  verpflichtet. 

Auch  an  anderen  Anstalten,  die  durch  Gemeinarbeit  herge- 
stellt wurden,  waren  gewisse  Gruppen  unter  den  Dorfgenossen 
vonviegend  oder  ausschliesslich  intet  essiert,  so  besonders  die  Be- 
sitzer von  Wiesengrund  an  der  Instandhaltung  der  Wäle.  Darum 
sollen  in  Ferfuchs  die  Wäle  durch  diejenigen,  so  »die  rod  darinnen 
haben,  geschöpft,  gemacht  und  die  notwendigen  rinnen  darzue  ge- 
rieht«  werden*);  in  Natums  sollen  zum  Walbau  alle  aufgeboten 
werden,  ^so  daraus  wässern«  Kin  Bauer,  der  Wiesen  besitzt,  hält 
natürlich  Vieh.  In  den  meisten  Gemeinden  waren  daher  die,  die 
aus  dem  Wal  wässern,  dieselben  wie  die,  die  Albsgerechtigkeit 
haben.  Darum  bestimmt  auch  W.  Oberlana  *^),  daß  schuldig  sind, 
den  wal  zu  machen  »alte,  die  äcker  und  wisen,  oder  vich  für  den 
hirten  haben  zu  schlagen«. 

Während  also  die  Gerichts-  und  Sicherheitsdienste  zweifellos 
zu  allen  Zeiten  von  allen  Einwohnern  des  Dorfes  geleistet  wer- 
den  mußten,  sind  zu  den  Herstellungsarbeiten  nur  diejenigen  ver- 
pflichtet, für  deren  Wirtschaftsführung  sie  von  Bedeutung  sind. 
Nur  wer  die  Nutzungen  einer  Atbweide,  eines  Wals  etc.  genießt 
wird  zu  den  Arbeiten  herangezogen,  die  notwendig  sind,  um  diese 
Nutzungen  in  ihrem  Bestand  zu  erhalten. 

Zum  kirchlichen  Dienst  ist  offenbar  jeder  Vorsteher  eines  Haus- 

1)  Durch  die  ( kinciiiUcvcrsanimlung  D,  gcnclimigt  19.  X.  1S73,  im  Druck  er- 
bchicneu  Licst.il  iJ»74. 

2)  W.  Tarsch.  Oest.  W.  IV.  288.  17. 

3)  W.  Kbnren,  Oest  W.  II.  aga.  ij, 

4)  W.  Perfuchs,  Oest.  W.  III.  206.  35.   rod,  rodel  (rotulus)  Register  =  die, 

die  im  Nuizungsrci;ister  eingetragen  sind,  die  die  Ntttzung  darin  haben. 
51  W   Naturns,  <  u      W.  V.  21.  20. 

VV.  Oberlana,  Ucst.  W.  V.  155.  i. 
7j  Vgl  auch  TVl*  a.  a.  O.  164. 
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halts  verptliclnct,  selbst  zu  t-rschcinen  oder  einen  H(»tenzu  schicken. 
Nach  den  oben  citicrtcn  W  ci^tiiinorn  muß  ein  Mann  erscheinen 
>uß  iedem  huß<  ^)  oder  »uß  ieder  ehe« 

Es  wurde  schon  zu  Uei^inn  dieses  Abschnittes  daran  erinnert. 
(!aß  durchaus  nicht  immer  Dorlver!)and  und  Markc^^enossenscliatt 
zusammenfielen.  In  vielen  Fällen  war  eine  Mark  im  Besitz  von 
mehreren  Dorfschaften.  Alle,  die  in  dieser  gemeinsamen  Mark 
Wunn  und  Weide  genossen,  wurden  natürlich  zu  den  Markfronden 
hcrangtizogen.  Sie  alle  mußten  die  Mark  schützen  gegen  l'cuers- 
und  Wassersnot,  sie  mußten  böswillige  Eingriife  in  den  Bestand 
der  Mark  verfolgen  und  zur  Anzeige  bringen,  sie  mußten  endlich 
zu  den  in  der  Mark  notwendigen  Instandsetzungsarbeiten  ihre 
Arbeitskraft  stellen. 

Gemeinsamer  Grundbesitz  mehrerer  Dörfer  war  aber  nicht 
der  einzige  Anlaß  zu  einer  Arbeitsgemeinschaft  über  den  einzelnen 
Dorfverband  hinaus.  Die  \\  eistümer  des  späteren  Mittelalters 
enthalten  verschiedentlich  freie  Abkommen  mehrerer  Gemeinden 
mit  dem  ausgesprochenen  Zweck,  die  gemeinsame  Erledigung  ge- 
^  wisser  großer  Arbeiten  zu  regeln.  Die  Dörfer  Eimen  und  Klimm 
im  Lechtal  haben  »wegen  machung  des  nothwendigen  archenge* 
päus,  auch  anderer  gemainsamben  sachcn  hallxr«  eine  Archcn- 
wesens-verbrOderung  geschlossen  *).  Der  Testwal  bei  Mals  machte 
soviel  Arbeit,  daß,  »wenn  si . .  ains  tags  aintg  werden,  ihn  ze  ma- 
chen«, nicht  nur  die  Nachbarn  von  Burgeis  und  von  Mals,  sondern 
auch  eine  ganze  Anzahl  umliegende  Höfe  »ausserhalben  der  baiden 
paurschaften«  helfen  müssen^).  Die  Vintschgauer  Gemeinden 
Stahlen  und  Tablant  »sambt  iren  nutverwonten,  den  Höfem  und 
perkleiten  (den  höher  gelegenen  Höfen,  die  nicht  zum  Dorf  ge- 
hören, Wunn  und  Waide  aber  mit  den  Dorfleuten  genießen)  <  haben 
ein  Abkommen  getroifen,  damit  »ain  ieder  angeseßne  und  ver-* 
wonter . . .  sein  auferlegte  schuldige  robatt  und  dienstperkatt  in 
den  ehaften  gemainen  arbaiten,  pruggen-  und  wassergepeuen  dar- 
zustrccken  wißec.  Außer  den  Arbeiten  auf  der  gemeinsamen  Waide 
(ehaften  gemainen  arbaiten),  wird  auch  der  Bau  von  Archen 
und  Brücken  gemeinsam  erledigt.  Jedes  Dorf  hat  ferner  bestimmte 

1)  W.  S.  Peter  und  Cappel,  Grimm  I,  353.  417. 

2)  W.  Laiijjlaufers,  Oest.  \V.  III.  34I.  4I. 
3J  Ocsl.  W.  m.  117.  2-,. 

4)  W.  Kllmen  und  Klimm,  Oest.  W.  III.  7t  f. 
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Wegstrecken  zu  unterhalten.   Wenn  es  grössere  Beschädigungen' 
nicht  innerhalb  14  Tagen  repariert,  ist  es  dem  andern  Dorf  zu 
emer  Conventionalstrafe  von  5  Pfund  Berner  verfallen 

Auch  sonst  lassen  sich  in  Deutschland  Arbeitsgenossenschaf- 
ten nachweisen,  die  durchaus  nicht  an  den  Dorfverband  gebun« 
den  sind,  im  Binnenlande  außer  zu  Vorkehrungsmaßregeln  gegen 
Bergrutsche,  Ueberschwemmungen  u.  dgl.  zur  PLntsumpfung  und 
Trockenlegung  von  Morasten,  an  der  See  die  Deich-  und  SieU 
genossenschaften  *). 

1)  W.  Stäben  und  Tablaiit,  Ocst,  VV.  IV.  32S,  2S  f.  —  Wo  abei  ainer  oder 
der  »ndeni  naclipurscliftft  ir  Uil  angemelten  SUbner  w«g  auß  gottsgwalt  durch 
lihn.  wolkenbnicli,  geri^en  oder  wassergttß  serrissen.  terbrochen  oder  verderbt 
wurde ,  so  solle  alsdann  dieselb  gemein  Iren  teil  am  selben  weg ...  in  viersecben 

tn^en,  den  negsten  nach  dato  sollichcs  Schadens,  on  Icngcrn  verzug  widenimben 
marhen  nnd  pc'j'-ern  ,  damit  mnn^lh-lhcn  des  wegs  ntemands  an  seinen  nutzen  auf 
dem  veld  von  ungewiter  schaden  neme,  auch  geferligkait  des  wegs  an  vich  und 
lauten  verbnet  werde.  Wo  aber  dieselb  genmin  solchen  ireu  tail  am  weg  in  den 
bestimbten  negsten  vienechen  tagen  darnach  nk  widenimben  pessem  und  ganz 
machen  wurde,  damit  er  snm  fahren  gebraacht  mög  werden,  so  soll  si  alsdann  der 
andern  nachperscbaftTUnr  pfund  perner  puefi  und  straff  verfallen  sein. ... 

2)  HtuiltTj  I.  396.  GUrkt  1.  613  f. 


Zweites  Kapitel. 

Grundherrliche  Dienste. 

In  diesem  Teile  unsrcr  Untersuchung^  soll  uns  ausschließlich 
das  für  die  frühmittelalterliche  Grundherrschaft  charakteristische 
Arbeitssystem  beschäftigen.  Es  wird  sich  ergeben,  daß  diese  pri- 
vaten Wirtschaftsdienste  auf  herrschaftlichem  Grund  und  Boden 
nicht  —  wie  man  allgemein  annimmt  —  eine  Neuschöpfung  der 
organisatorischen  Tätigkeit  der  Grundherren  der  fränkischen  Zeit 
sind.  Vielmehr  bestanden  schon  in  germanischer  Zeit 
ähnliche  Arbeitsverhältnisse  zwischen  Herren  und  unfreien 
Hintersassen.  Deren  Dienste  waren  so"  geartet,  daß 
Freie,  die  sich  seit  Beginn  der  fränkischen  Zeit  in  ähn- 
liche Abhängigkeitsverhältnisse  begaben,  sich  zu  solchen  Arbeits- 
leistungen verpflichten  konnten,  ohne  damit  der  Wörde  ihres  Stan* 
des  Abbruch  zu  tun.  Waren  sie  doch  durch  ihr  bisheriges  Leben 
an  harte  Arbeit  gewöhnt. 

Eine  deutliche  Anschauui^  von  der  Organisation  dieser  Wirt- 
schaftsdienste lassen  uns  erst  die  Quellen  des  späteren  Mittel- 
alters, die  WeistÜmer,  gewinnen.  Diese  gehören  einer  Zeit  an, 
in  der  die  Grundherrschaft  ihre  einstige  Bedeutung  verloren  hat 
Aber  ihr  conservativer  Charakter  ist  ja  so  bekannt,  dass  vorsich- 
tige Rückschlüsse  auf  frühere  Zustände  keiner  Rechtfertigung  be- 
dürfen. 

Zudem  werden  uns  nur  solche  Züge  des  Arbeitssjrstemes  be- 
schäftigen, die  ihm  über  den  Wandel  der  Zeiten  hinaus  eigentüm- 
lich sind.  Veränderungen  ist  natürlich  die  quantitative  Bedeutung 
eines  Arbeitssystemes,  sein  ökonomisches  Gewicht  unterworfen. 
Aber  es  liegt  auf  der  Hand,  daß  dieses  für  die  Frage  nach  dem 
Ursprünge  des  Systemes  gleichgültig  ist.  Von  größter  Wichtig- 
keit ist  dagegen  in  dieser  Beziehung  alles,  was  wir  über  seine 
qualitative  Gestaltung  erfahren  können.  Denn  mit  den  späteren 
Berichten  über  diesen  Punkt  werden  wir  die  Richtigkeit  dessen, 
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uas  wir  aus  den  früheren  Quellen,  die  so  überaus  dürftig  und 
lückenhaft  sind,  erschließen,  nachzuprüfen  imstande  sein. 

Unter  Großgrundherrschaft  versteht  man  in  der 
deutschen  Wirtschafts»  und  Verfassung^eschichte  diejenige  Or- 
ganisationsform  des  ländlichen  Grundbesitzes,  die,  wie  man  allge- 
mein  annimmt,  vom  8.  bis  ins  13.  Jahrhundert  über  ganz  Deutsch- 
land verbreitet  war  und  für  den  größten  Teil  der  Bevölkerui^ 
jener  Jahrhunderte,  was  die  Herrschaftsrechte  des  einzelnen  an 
Grund  und  Boden,  was  seine  wirtschaftliche  Lage,  was  seine  so- 
ciale Stellung  angeht,  von  grundlegender  Bedeutung  war*). 

Die  Organisation  der  einzelnen  Grundherrschaft  denkt  man 
sich  etwa  vrie  folgt:  Vom  Mittelpunkt  der  Gnjndherrschaft,  vom 
Fronhof  aus  wird  nur  ein  Teil  des  dem  Grundherrn  gehörigen 
Landes  bewirtschaftet,  das  Salland,  Herrenland,  die  terra  indo- 
minicata.  Um  diese  in  weitem  Umkreis  zerstreut,  oft  in  Gemenge- 
lage mit  freiem  Bauemland  oder  mit  dem  Besitze  anderer  Herr- 
schaften, liegt  das  »herrschaftliche  Bauemland«,  die  mansi  (Hufen) 
und  kleinere  Grundstücke,  die  hospitia  und  accolae,  mit  denen 
Freie,  Halbfreie  und  Unfreie  beliehen  sind').  Zweck  der  Ver- 
leihung ist  fast  immer  nicht  allein  die  Bewirtschaftung  des  Leihe- 
guts, die  Beliehenen  sind  für  den  Grundherrn  meist  ebenso  wert- 
voll als  Arbeitskräfte  fär  den  Eigenbetrieb  auf  der  terra  indo- 
minicata. 

Diese  Wirtschaftsdienste  der  auf  herrschaftlichem  Boden  sitzen- 
den Bauern  sind  es  nun,  die  uns  vorwiegend  interessieren.  Wann 
und  auf  welche  Art  wurden  sie  zuerst  gefordert? 

Die  für  die  Erforschung  des  grundherrschaftlichen  Betriebs- 
systems im  allgemeinen  am  besten  geeigneten  Quellen,  die  Poly- 
ptycha  des  9.  und  10.  Jahrhunderts  und  die  späteren  Urbare,  die 
Traditionsurkunden  und  Formeln  geben  uns  für  diese  Frage  nur 
mangelhafte  Aufschlüsse.  Wenn  in  diesen  Quellen,  besonders  in 
denen  der  ersten  Gruppe,  Polyptychen  und  Urbaren,  irgend  welche 
Leistungen  verzeichnet  sind,  so  geschieht  dies  vom  Standpunkt 
des  Bezugsberechtigten  aus.  Darum  beschränkt  sich  das 
Interesse  dieser  Aufzeichnungen  auf  quantitative  Momente. 

Viel  wertvoller  speciell  für  unsere  Untersuchung  ist  eine  an- 
dere Art  von  Quellen,  deren  schon  oben  gedacht  wurde:  die 

l)  Vsrl.  fnama-Sternff;?^  Deutsche  Wirtsclirdi-«^.  ^chiclite  I,  V46  fT. 
2t  Sitii^er,  1  >ie  sociale  «.  pnlit.  Bedeutung  der  Gruodherrscluift  im  früheren 
Mittelalter,  Leipzig  1903,  p.  41.  54. 
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W'eistümer,  sowohl  die  IlolVcchtc  der  zu  einem  l^'ronhot  gehrtriii^en 
Mofgcnossenschatten  als  aucii  die  Wei'-uni^en  vc^n  mehr  autonomen 
Bauerngemeinden,  in  denen  einzelne  Merten  ^aundlien liehe  Rechte 
besitzen.  Diese  beiden  Arten  von  \\  eistiimem  sind  stets  unter 
Anteilnahme  aller,  die  an  der  Weisung  interessiert  sind,  oder  doch 
mindestens  unter  Zuziehung  von  deren  Vertretern  entstanden.  Dieser 
ihrer  Entstehung  verdanken  diese  Rechtsquellen  eine  Frische  und 
Unmittelbarkeit,  die  ihnen  an  sich  schon  einen  eigenen  Reiz  ver- 
leihen, die  sie  aber  auch  zu  einer  Fundgrube  von  der  allergröß- 
ten Ergiebigkeit  machen  in  allen  Fällen,  wo  es  sich  wie  in  dem 
unsrigen  darum  handelt,  Einblicke  in  das  Leben  der  deutschen 
Bauern  zu  gewinnen. 

Wie  schon  angedeutet,  gehören  sie  zum  größten  Teil  einer 
Zeit  an,  in  der  die  großen  Grundherrscbaften  ihre  einstige  Be- 
deutung verloren  haben.  Aber  in  einzelnen  deutschen  Land- 
strichen hat  die  gnind herrliche  Organisation  der  Carolin;jnschcn 
Zeit  längeren  Bestand  gehabt,  so  in  Teilen  des  Schwarzwalds  und 
manchen  Gegenden  des  Oberrheintals.  Hier  sind  uns  einige  Weis- 
tümcr  erhalten,  die  das  Arbeitssystem  der  Grundherrschaft  ein- 
gehend l)eschre!ben. 

Dann  darf  auch  nicht  übersehen  werden,  daß  in  manchen  Teilen 
Deutschlands  die  oben  gesell ilderte  Organisation  des  Grofignind* 
besitz  es  von  dem  in  Rede  stehenden  Arbeitssystem  über- 
dauert wurde.  Als  infolge  der  Verminderung  des  Sallandes  — 
es  wurden  immer  größere  Teile  desselben  in  kleine  Leihegüter 
zerschl^en  —  die  Wirtschaftsdienste  der  arbeitspflichtigen  Bauern 
gegenstandslos  zu  werden  drohten,  da  übertrugen  die  Grundherrn 
diese  eigentümliche  Art  der  Bewirtschaftung  auf  das  durch  Nea- 
bruch  gewonnene  Land,  die  Achten  oder  Beunden  Der  Wirt- 
schaftslietrieb  auf  Beundeland  blieb  solange  dem  auf  Salland 
gleich,  bis  die  Hofgenossenschaften  —  so  die  GehÖferscfaaften  des 
Mosellandes*)  —  diesen  Betrieb  selbst  in  die  Hand  bekamen. 
Weistümer,  die  sich  auf  grundherrlichen  Beundebetrieb  beziehen, 
werden  wir  also  auch  für  unsere  Untersuchung  heranziehen  dürfen. 


Die  Oi^anisation  der  frühmittelalterlichen  Grundherrschaft  hat 
in  einem  für  uns  wichtigen  Punkte  Aehnlichkeit  mit  dem  in  der 

I  I  Inama'Stemeggll.  277.  LamprecAt,  Detttsch«sWurtsclttft»Iebea  L430f.u.782fl 
3)  Ltm^rtckt,  l.  43S  ir. 
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römischen  Kaiserzeit  normalen  lantlwirtschaftlichen  Betrieb.  Max 
Weber  hat  nnchcrewiesen,  f!af3  seit  Beginn  der  Kaiserzeit  als  Regel 
anzunehmen  ist,  daß  die  Wirtschaft  auf  dem  Hauptgute  des  Grund» 
herren  nicht  mehr  ausschließlich  mit  Arbeit  der  familia  rustica, 
d.  h.  seiner  auf  dem  Gute  kasernierten  Sklaven,  sondern  auch 
mit  Frondiensten  der  auf  Vorwerken  und  Außengütem  sitzenden 
Pächter  —  coloni  —  betrieben  wird 

Im  fränkischen  Reich  war  der  überwiegende  Teil  des  Groß- 
grundbesitzes in  der  Hand  von  Kirchen  und  Klöstern.  Es  liegt 
in  der  Natur  der  Sache,  daß  diese  am  ehesten  einen  geordneten 
Wirtschaftsbetrieb  einführten.  Dadurch  wurde  ihr  Beispiel  von 
maßgebendem  Einfluß  auf  die  Organisation  anderer  Grundherr- 
Schäften.  Bei  den  Einrichtungen  der  christlichen  Kirche  jener 
Jahrhunderte  darf  man  fast  immer  annehmen ,  daß  für  sie  Ein* 
richtungen  im  römischen  Reiche  vorbildlich  gewesen  sind.  Es 
läge  darum  nahe,  bei  dem  Arbeitssystem  der  Grundherrschaft  des 
deutschen  Mittelalters  an  eine  Uebertragung  der  Betriebsweise  der 
römischen  Latifundien,  wie  sie  M,  Weber  zum  ersten  Male  erkannt 
hat,  zu  denken.  Daß  man  je  soweit  kommen  wird,  genau  abzu- 
grenzen zwischen,  ihrem  ursprünglichen  Wesen  nach  deutschen 
Bildungen  einerseits  und  Nachahmung  römischer  Zustande  an- 
drerseits,  ist  ja  in  allen  den  Fällen,  wo  eine  Einwirkung  römischer 
Cultur  möglich  ist,  kaum  zu  erwarten.  Wir  werden  uns  jeden- 
falls b^ügen  müssen,  wenn  wir  eine  befriedigende  Antwort  fin- 
den auf  die  Vorfrage :  Ist  diese  eigentümliche  Arbeitsorganisation 
im  deutschen  Mittelalter  verständlich,  ohne  daß  man  eine  Ueber- 
tragung römischer  Einrichtungen  annimmt?  Sind  in  den  Zeiten, 
da  die  Germanen  von  römischer  Cultur  noch  nicht  beeinflußt  sind, 
die  socialen  Verhältnisse  etwa  derart,  daß  sich  schon  aus  ihnen 
heraus  der  später  so  deutlich  hervortretende  Gegensatz  von  Grund- 
herrn und  frondenden  Bauern  erklären  läßt? 

1.  Abschnitt. 

Die  Arbeitsteilung  «wischen  Herren  und  Knechten  in  der 

germanischen  Zeit 

Für  die  Erforschung;  {germanischer  Zustände  haben  wir  in  der 
Hauptsache  drei  Arten  von  Quellen: 

i)  .Vöj  IVeher,  Römische  Agnirgcschichte.  Stuttgart  1S91  —  im  letzten  Capitd; 
dtuübtn  Art.  Agmrgeschicfate  (Altertam)  im  Hdw.  d.  Slw.  'L  57 — 84. 
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1 )  Die  Berichte  der  römischen  Schriftsteller  jener  Zeit. 

2)  Die  Denkmäler  späterer  Zustände,  die  sich  als  W'eiterbil- 
düngen  oder  Ueberrestc  der  früheren  auffassen  lassen. 

3)  Vergleiche  mit  Völkern,  die  auf  einer  ähnlichen  Stufe  kul- 
turellen und  wirtschaftlichen  Lebens  stehen,  die  uns  die  Ktbno* 
logie  ermöglichen  soll 

Da  wir  die  Verwandtschaft  späterer  Zustände  mit  solchen  der 
germanischen  Zeit  erst  nachweisen  wollen ,  kommt  die  zweite 
Qucl  lengnippe  vorerst  für  uns  nicht  in  Betracht.  Was  die  Pa- 
rallelen aus  der  Ethnologie  angeht,  so  darf  man  nicht  vergessen» 
daß  diese  stets  nur  zur  Verdeutlichung,  gewissermaßen  als  Illu- 
strationen herangezogen  werden  dürfen.  Irgend  welche  Lücken 
der  Berichterstatter  damit  auszufüllen,  ist  inuner  sehr  bedenklich. 

Von  römischen  Schriftstellern  kommt  für  uns  nur  Tacitus  in 
Betracht;  denn  Caesar  berichtet  über  die  sociale  Gliederung,  be- 
sonders über  die  Frage:  wer  verrichtet  bei  den  Germanen  die 
landwirtschaftliche  Arbeit,  so  gut  wie  nichts.  IVittich  *)  hat  — 
in  wichtigen  Punkten  im  Anschluß  an  R,  Hildeörand^)  —  ver- 
sucht, plausibel  zu  machen,  die  magtstratus  ac  principes  Caesars 
seien  »reiche  Herdenbesitzer«  und  »Unternehmer  des  Ackerbaus« 
gewesen,  in  deren  »Dienst  und  Auftrage  die  Aermeren  (gentes  et 
cognationes  hominum)  durch  die  Not  gezwungen  den  Acker  be> 
stellt  hätten«).  KötssMe^)  und  Rachfahl ^)  haben  die  Unhalt- 
barkeit  dieser  Auslegung  nachgewiesen.  Die  magistratus  ac  prin- 
cipes sind  nichts  anderes  als  die  ausfuhrenden  Organe  der  Ober 
die  Ackerverteilung  beschließenden  Volksversammlung  (quantum 
et  quo  loco  vbum  est).  Für  unser  Problem  bringt  also  Caesar 
keinen  Aufschluß. 


1)  Raekfaklf  Zur  Geschichte  des  Grande^entunis.  Conrad*«  Jahib.  f.  Xat.  und 
Sut.  III.  F.  19.  Bd.  1900  pag.  i6t.  ^ 

2)  Die  wirtscliaftliche  Cultiir  der  Dctttsehen  aar  Zelt  Caesars.  Histor.  Ztschrft. 

1897.  N.  F.  43  j).  45—67- 

■\\  Ruhai  d  HiUebrand-^  Recht  und  Sitte  auf  den  verschiedenen  wirlscbaftUcb^ 
Cultursiutcu.   Jena  1S96. 

4)  Caesar  bell.  gall.  VI  23 ;  magistratus  ac  principes  in  annos  Silvios  gentibos 
cognatioDibusque  hominum,  qui  una  coierunt,  quantum  et  quo  loco  visum  est  agri, 
attribuunt  atque  anno  post  alio  transirc  cogunt. 

5)  Die  Gliederung  (icr  (icsellschafi  bei  den  alten  Deutschen.  Zeitschr.  f.  Ge- 
schicht>wissenschaft  N.  F.  II.  B<1.  pag.  260. 

6)  in  dem  oben  ciliertcn  Aufsalz  »Zur  Geschichte  des  Grundeigcuturasi  iu  Cou- 
rad's  Jahrb.  III.  F.  19.  Bd.  pag.  1  f.  l6t  f. 


uiyitized  by  Google 


—    33  — 


Der  Bericht  des  Tacitus  über  die  Fragen,  die  für  unsere 
Untersuchung  von  Interesse  sind,  ist  gerade  in  den  letzten  Jahren 
Gegenstand  lebhaften  Streites  gewesen.  Soviel  darüber  geschrie- 
ben wurde,  eines  ist  noch  nii^ends  genügend  betont  worden: 
Tacitus  bezw.  seine  Gewährsmänner  —  es  bestand  zu  seiner 
Zeit  eine  reiche  römische  Literatur  über  die  allgemein  interes- 
sierenden Germanen  —  sie  alle  messen  die  f:fermanischcn  Verhält- 
nisse mit  römischem  Maßstab,  sie  bezeichnen  die  Stände 
der  Germanen  mit  römischen  Namen:  servi,  libertini,  co- 
loni  etc.  Jedem  Leser  muß  es  auffallen,  daß  Tacitus  selbst  fühlt, 
wie  wenig  die  römischen  Ausdrücke  passen ;  er  steht  offenbar 
Zuständen  gegenüber,  die  seinem  socialen  Empfinden  kaum  ver* 
ständlich  sind.  Wenn  wir  aus  Tacitus  ein  einwandfreies  Bild  von 
den  socialen  Verhältnissen  des  germanischen  Volkes  überhaupt 
und  von  der  Arbeitsteilung  zwischen  Herren  und  Knechten  im 
besonderen  ableiten  wollen,  so  müssen  wir  vor  allem,  was  die 
römische  Landwirtschaft  und  ihre  Arbeitskräfte  angeht,  vollkom* 
men  klar  sehen. 

Es  ist  schon  oben  angedeutet  worden,  daß  unsre  Auffassung 
von  der  Beschaffenheit  dieser  landwirtschaftlichen  Betriebe  auf 
3f,  Weder's  Untersuchungen  über  die  römische  Agrargeschichte 
beruht.  Als  Hauptquelle  benutzt  We^er  Columella  »de  re  nistica«. 
Dieses  Buch  ist  zu  Lebzeiten  Senecas,  also  vor  65  n.  Chr.  ver- 
faßt^). Die  Germania  des  Tacitus  stammt  von  ungefähr  98  n.  Chr. 
Man  darf  also  zweifeltos  annehmen,  daß  die  römischen  Agrarver- 
hältnisse, wie  Tacitus  sie  kannte,  im  wesentlichen  dieselben  sind, 
wie  sie  Columella  schildert. 

Normal  ist  für  die  römische  Landwirtschaft  jener  Zeit  der 
große  Betrieb.  Aehnlich  wie  nach  dem  ewigen  Landfrieden  in 
Deutschland  entstanden  nach  dem  Aufhören  der  politischen  Tä- 
tigkeit der  possessores^  in  Rom  >  Gutsherrschaften  c  Ein  solcher 
Güterkomplex  ist  »eine  Combination  eines  mit  Arbeitern  betrie- 
benen Hauptgutes  mit  fronpflichtigen  Bauemwirtschaften«.  Diesen 
beiden  Arbeiterkategorien  entsprechen  auf  dem  römischen  lati- 
fundium  die  servi  und  die  coloni. 


i)  ScäattSt  Geschichte  der  rön.  Literatur  II.  463. 

a)  Die  für  den  Begriff  »Gutsherrschaft«  allein  entscheidende  Tatsache  ist  die, 

da?-^  sich  r\t]f  «Jen  herrschaftlichen  Gütern  neben  den  Bauemwirtschaften  eine  Guis- 
wirtschait  betuuit  t.  G.  F.  Knappt  I>>e  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung  der  Land- 
arbeiter 18S7.  I.  j.ag.  2. 

ZeU»chrif(  für  die  ge».  Suauwi)i!tentch.    Ertianziing^heft  1^.  % 
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Der  Sklavenbctrieb  auf  einem  solchen  Gute  ist  streif  mili- 
tärisch organisiert  Die  servi  sclilaft  n  in  Kasernen,  essen  gemeioh 
sam,  werden  gruppenweise  zur  Arbeit  geführt,  nachdem  sie  mor- 
gens »beim  Antreten«  vom  villicus  »nachgesehen«  worden.  Bei 
der  Arbeit  werden  sie  von  eigenen  monitore»  zum  Fleiß  ange- 
trieben, womöglich  bis  zu  völliger  Ermattung,  damit  die  unruhigen 
Köpfe  unter  ihnen  auf  keine  unnötigen  Gedanken  kommen  (Co- 
lumella).  Aengstiich  wird  aus  ähnlichen  Gründen  vermieden,  daß 
die  Sklaven  bei  der  Arbeit  mit  freien  Arbeitern  in  Berührung 
kommen.  Da  der  Ilcn  ein  Interesse  an  mögHchst  zahlreichem 
Nachwuchs  hat,  unterliegt  der  geschtechtliche  Verkehr  der  servi 
der  Aufsicht  des  villicus. 

Was  nun  die  I^rondienste  der  coloni  anp^eht,  so  nimmt  M. 
ll'(/>,r  wohl  mit  Recht  an,  schon  in  republicanischer  Zeit  sei  für 
Fälle  außergewöhnlichen  ArbeitsbedarfSi  also  hauptsächlich  für 
die  Erntezeit,  darauf  gerechnet  worden,  »daß  ihre  Kinder  und 
auch  sie  selbst  als  Arbeitskräfte  für  den  Gutsherrn  zu  haben  sein 
würden«  (a.  a.  O.  p.  244).  Diese  Gewohnheit  war  um  die  Mitte 
des  I.  Jahrhunderts  unsrer  Zeitrechnung  schon  soweit  eingebür- 
gert, daß  sie  für  den  Betrieb  eines  großen  Gutes  als  wesentlicher 
Factor  ins  Gewicht  fiel ;  das  geht  aus  Columella  unzweideutig  her- 
vor. Nachdem  er  in  den  ersten  6  Capiteln  seines  ersten  Buches 
»de  re  rustica«  Anlage  und  Einrichtung  eines  Gutes  besprochen  hat, 
beginnt  er  cap.  7 :  »His  omnibus  ita  vel  acceptis  vel  compositis, 
praecipua  cura  domini  requiritur,  cum  in  caeteris  rebus,  tum  ma- 
xime  in  hominibus.  Atque  hi  vel  coloni,  vel  servi  sunt. 
.  . .  Comiter  agat  (dominus)  cum  colonis  facilemque  se  praebeat, 
et  avarius  opus  exigat  quam  pensiones«.  Es  ist  klar,  er  geht  jetzt 
zu  den  Arbeitskräften  über.  Mit  dem  zuletzt  angeführten  Satze 
will  er  sagen,  der  Herr  solle  bei  dem  Colonen  nicht  auf  die  Pacht 
(pensiones),  sondern  auf  die  Arbeitsleistung  (opus)  den  Hauptwert 
legen  Wenn  dabei  nicht  an  Arbeitsleistungen  der  coloni  auf 
dem  vom  Hauptgut  aus  bewirtschafteten  Lande  gedacht  wäre, 
wäre  die  Behandlung  von  colonorum  opus  in  diesem  Zusammen- 
hange kaum  zu  verstehen. 

An  den  Tagen,  an  denen  sie  für  den  Herren  arbeiten,  wer- 
den die  coloni  vom  Hauptgute  aus  verköstigt  (  IfVArr  a.  a.  O.  p.246). 
lieber  die  Organisation  dieser  Arbeitsdienste  erfahren  wir  nichts. 


I)  Vgl.  dazu  Af.  H'eHer,  Rum.  Agrargc schichte  p.  244  ff.  nnd  Hw.  d.  Stw.  'L  42. 
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Die  Vermutung  Weder's^  »daß  die  Pächter  jeder  einen  bestimm- 
ten Teil  des  Herrenlandes  mitzubestelien  und  abzuernten  hatten«, 
entbehrt  der  quellenmäßigen  Grundlagen. 

Um  nun  zu  dem  Bericht  des  Tacitus  über  die  scrvi  der  Ger- 
manen zu  kommen,  so  erfahren  wir  zunächst  ganz  allgemein  von 
allen  Unfreien  Cap.  20:  »dominum  ac  servum  nuUis  educationis 
deliciis  dignoscas:  inter  eadem  pecora,  in  eadem  humo  degunt, 
donec  aetas  separet  ingenuos,  virtus  agnoscat«.  Ob  einer  Herr 
oder  servus  ist,  kann  man  nicht  an  irgendwelchen  Feinheiten  der 
Erziehung  erkennen.  Sie  leben  zwischen  demselben  Vieh  und  in 
demselben  Schmutz,  erst  mit  der  Wehrhaftmachung  der  Freien 
tritt  eine  Trennung  ein.  Bis  zu  einem  Alter  von  12 — 15  Jahren  ') 
wachsen  also  die  Kinder  der  servi  und  der  Freien  zusammen  auf). 
Diese  Tatsache  ist  für  die  Classenbtldung  zweifellos  von  nicht  zu 
unterschätzender  Bedeutung.  Man  denke  nur  daran,  wie  ängstlich 
es  heutzutage  vermieden  wird,  dafi  Kinder'  und  junge  Leute  ver- 
schiedener Classen  miteinander  in  Berührung  kommen,  und  wie- 
viel an  gegenseitigem  Verständnb  dadurch  verloren  geht. 

Auf  den  Gegensatz  zu  römischen  Verhältnissen  braucht  bloß 
hingewiesen  zu  werden ;  er  liegt  nach  dem  oben  gesagten  klar  zu  Tage. 

Ganz  dem  entsprechend  bt  auch  die  Behandlung,  die  der 
servus  bei  den  Germanen  von  seinem  Herrn  erfahrt  Cap.  25: 
»verberare  servum  ac  vinculis  et  opere  coercere  ramm :  occidere 
solent,  non  disciplina  et  severitate,  sed  impetu  et  ira,  ut  inimicum, 
nisi  quod  impune  est«.  Die  Römer  hatten  für  ihre  Sklaven  eigene 
Sklavengefängnisse  (ergastula).  Bei  den  Germanen  waren  nach 
Tacitus  solche  Strafen  sogut  wie  körperliche  Züchtigungen  selten. 
Allerdings  konnte  der  Herr  seinen  Unfreien  ungestraft  töten.  Aber 
wenn  auch  in  rechtlicher  Beziehung  strenge  Schranken  zwischen 
Herren  und  Knechten  gezogen  waren,  durch  das  tag  liehe  Leben 
wurden  diese  Gegensätze  wesentlich  gemildert'). 

Was  nun  die  Verwertung  dieser  unfreien  Arbeitskräfte  an- 
geht, so  ist  sicher,  daß  der  überwiegende  Teil  der  servi 

I)  Diese  Altersgrenze  erjjibt  sich,  wenn  man  <lie  {»iiysische  Wa ffenfähigk«it 
als  entscheidend  annimmt.  Heusier ,  Institutionen  1.  114  ff. 

3)  WiHiek  hat  seiner  grundberrltchen  Theorie  xuliebe  dieser  Stelle  des  Tacitus 
eine  eigentümliche  Wendung  gegeben  (Giundherrschaft  in  Nordwestdeutschland, 

Lclp.'ii:  1896,  pag.  HO  Note),  deren  Un/ul:lssigkeiC  ^ri/M'/<''  li|;e\vicsen  hat.  (No- 
blies  und  (jcmeinfrcic  in  <ki  Zi  ii -dir,  der  Savignystiftung  XIX.  iSoS  [mg,  105.) 

3)  Vgl.  hierüber  auch  Brutuur,  RechtDgcüchichte  I.  97  u.  Gur^4,  Geno$»en- 
bchalisrecht  II.  34. 

3* 


-   36  - 


auf  Grund  und  Boden  der  Herren  angesiedelt  wurde.  Ger- 
mania  cap.  25 :  »Ceteris  servis  non  in  nostrum  morem  discriptis 
per  familiam  ministeriis  utuntur;  suam  quisque  sedem,  suos  pe- 
nates  regit.  Fruroenti  modum  dominus  aut  pecoris  aut  vestis  ut 
colono  imungit')  et  servus  hactenus  paret:  cetera  domus  officia 
uxor  ac  Üben  exequuntur«.  Daraus  darf  man  nun  freilich  nicht 
mit  Wittich  ')  schließen,  in  der  eigenen  Wirtschaft  des  Herrn  seien 
überhaupt  keine  Unfreien  beschäftigt  worden.  Tacitus  liebt  es 
auch  sonst,  das  worauf  es  ihm  gerade  ankommt,  einseitig  hervor- 
zuheben. Und  er  sagt  ja  nicht:  non  in  domo  utuntur,  der  erste 
Satz  von  Cap.  25  enthält  nur  die  Beobachtung:  den  Germanen 
sei  die  in  Rom  übliche  Einteilung  der  Sklaven  nach  ihren  Ver- 
richtungen (per  ministeria)  unbekannt.  Aber  jedenfalls  muß  man 
annehmen,  daß  nur  ein  verhältnismäßig  geringer  Teil  der  Freien 
in  der  eigenen  Wirtschaft  unfreies  Hausgesinde  beschäftigte.  Sonst 
wäre  der  Bericht  des  Tacitus  nicht  zu  verstehen. 

Wer  verrichtete  nun  in  einem  solchen  Haushalt,  in  dem  die 
Knechte  fehlten,  die  landwirtschaftliche  Arbeit?  Den  Herrn  schil- 
dert Tacitus  als  Krieger,  der  die  Zeit  über,  die  er  nicht  ins  Feld 
zieht,  auf  der  faulen  Haut  liegt.  Die  betrefifenden  Stellen  in  cap.  1 5 
und  22  sind  bekannt.  Daraus  darf  zweifelsohne  geschlossen  wer- 
den, «daß  der  freie  deutsche  Mann  nicht  selbst  regelmäßig  (sie !) 
den  Pflug  führte«  *).  Das  ist  bei  einem  Manne,  der  seinen  Körp>er 
für  stete  Kämpfe,  die  an  die  Gewandtheit  des  einzelnen  große 
Anforderungen  stellten,  gestählt  halten  mußte,  kaum  anders  denk- 
bar.  Für  ihn  taugte  die  zähe  Arbeit  am  Pfluge  schlecht    ff >V- 

I)  Es  mag  schon  hier  darauf  hingewiesen  werden,  welche  auffallende  Aehn- 
lichkei?  die  hier  beschriebene  Art  Land  auszutun  mit  den  Bedinj^unyen  hat .  unter 
denen  Jahrhunderte  später  z.  B.  das  Kloblcr  S.  Gallen  Land  ausleiht.  In  zwei  gleich- 
lautenden Urkunden  von  7S2  Jan.  11  (U.B.  SGaU.  L  no  95  und  96)  flbertragen  3 
Leute  ihren  Besitz  ans  Kloster  In  e»  vero  ratlone»  nt  dum  adviro  ipsas  res  posse» 
deam  et  annis  singulis  exinde  censuin  solvam,  hoc  est  10  modia  de  a  n  o  n  a  et  ona 
maldra  de  frumento  et  aut  in  c  e  r  a  aut  in  ▼  e  s  t  i  m  e  n  t  i  s  aut  in  f  r  I  s  - 
p  i  n  ü  n  fFrisrhliiiL:  l>it  r'nivj'c)  tremisse  valente  et  ...  .  operare.  —  826  no  297  .  .  . 
annis  miii^uÜs  mde  ceii  nni  s>ilvnm.  id  est  solidum  in  argento  prnbato  aut  m 
ferramentis  aut  v  c  s  l  i  b  u  .s  n  o  v  i  s.  —  S44  no  390  .  .  .  annis  singuli»  in  ccd- 
sum  prosolvani,  ad  ipsom  monasterium  in  tiibus  rebus  uno  so1id(o)  valente,  hoc  est 
in  argento  et  grano  vel  in  textura  feminca» 

a)  Grandherrschaft  in  Nordwestdeutschland  p.  110  und  Histor.  Zeitschr.  1S97 
pag.  258.   Gepcn  Willi<h:  Brvnntr,  Nobilcs  u.  (jcmeinfreie,  pag.  106. 

3)  So  IVit/icA ,  y.MT  Frage  der  Freibauern,  pag.  253:  Zeitschr.  der  Savigoy- 
stiftung  Bd.  XXII,  1901. 
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tich  geht  aber  zu  weit,  wenn  er  aus  cap.  15:  »del^ata  domus  et 
penatium  et  agrorum  cura  feminis  senibusque  et  infirmbsimo  cui- 
que  ex  fainilia<  folgert,  der  Freie  sei  auch  zu  träge  gewesen,  um 
die  Leitung  und  die  Beaufsichtigung  seines  Haushalts  und  seiner 
Wirtschaft  überhaupt  zu  übernehmen Selbst  wenn  die  Bedeu- 
tung des  Wortes  cura  diese  Auslegung  zuläßt  —  die  Beantwor- 
tung dieser  Frage  steht  uns  nicht  zu  —  so  hat  man  auf  alle  Fälle 
Grund  anzunehmen,  daß  Tacitus  hier  übertreibt,  sei  es  nun  in- 
folge seiner  oft  pointierten  Schreibweise,  sei  es  weil  seine  Lands- 
leute, auf  deren  Bericht  er  fußt,  die  ihnen  fremdartigen  germani- 
schen Verhältnisse  nicht  richtig  beurteilten. 

Wir  werden  nirgends  auf  Widerspruch  stoßen,  wenn  wir  an- 
nehmen : 

i>  daß  der  eigene  landwirtschaftliche  Betrieb  des  freien  Ger- 
manen sich  stets  in  sehr  bescheidenen  Grenzen  hielt,  wird  doch 
seine  Existenz  von  den  Vertretern  der  grundherrlichen  Theorie 
sogar  schlechthin  geleugnet, 

2.  daß  das  System,  nach  dem  in  diesem  Betriebe  ge wirt- 
schaftet wurde,  eine  wilde  Feldgraswirtschaft  war,  ähnlich  der  im 
Schwarzwald  noch  heute  üblichen  Egartenwirtschaft. 

Was  in  einem  solchen  Betneb  für  einen  »Betriebsleiter«,  der 
die  schwere  Ackerarbeit  von  andern  verrichten  läßt,  zu  tun  übrig 
bleibt,  ist  nicht  viel.  Wenn  die  Römer,  für  deren  agrarpolitische 
Anschauungen  der  Großbetrieb  das  Normale  war,  diesen  Betriebs- 
leiter für  einen  nihil  .iL^ens,  für  einen  ^Ii^ßiLi,L;;^nL;e^  hielten,  darf 
uns  das  nicht  Wunder  nehmen.  Die  wirlschatiliche  Heia:i  aing 
des  freien  Cieimanen,  des  Grundhcrren«  Wittich'^  beseht  aükic 
sich  in  der  j  lauptsachc  darauf,  daß  er  der  Aussaal  untl  der  l  '.rnte 
—  niciit  liiiiuer  —  beiwohnte,  teils  zur  Aufsicht,  teils  um  im  Not- 
lall das  eine  oder  das  andere  Mal  selbst  Hand  anzulegen.  Wir 
werden  einen  solchen  Grundherrn  in  späteren  Jahrhunderten  wie- 
der finden. 

Daß  der  freie  Germane  tatsächlich  einen  wie  immer  gearteten 
landwirtschattlichen  Kipfenbetricb  führte,  folgt  aus  cap.  15  (domus 
.  .  .  et  a;^T(»runi  cura).  Wollte  man  annehmen,  diese  Stelle  be- 
ziehe sich  nur  auf  die  comites,  dann  käme  man  zu  der  eigentüm- 
liehen  Auffassung,  daß  nur  die  Geiolgsleutc  diesen  »Nebenbetneb 
hatten,  die  übrigen  Freien  wären  dann  so  gestellt  gewesen,  dab 


1)  Wittich  a.  a.  O.  pag.  255. 
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sie  darauf  verzichten  konnten^).   Das  geht  natürlich  nicht  an. 

Aber  wer  leistet  in  einem  solchen  Betrieb  die  schwere  Feld- 
arbeit, wenn  Knechte  fehlen  und  der  Herr  sie  zu  leisten  außer 
Stande  ist? 

Nach  den  Annahmen  (i. — 2.),  die  wir  oben  für  die  Organi- 
sation des  landwirtschaftlichen  Betriebs  gemacht  haben,  läßt  sich 
sehr  wohl  denken,  daß  die  Germania  cap.  15  angeführten  mini- 
malen  Arbeitskräfte  für  den  größten  Teil  des  Wirtschaftsjahres 
ausreichten.  Dazu  stimmt  auch  die  Beobachtung,  die  man  bei 
allen  primitiven  Ackerbauern  macht,  daß  alle  Pflanzenproduction 
das  eigentliche  Arbeitsgebiet  der  Frauen  ist  Bei  einem  einiger- 
maßen entwickelten  Ackerbau  ist  aber  natürlich  unbedingt  not- 
wendig, daß  zu  gewissen  Zeiten  —  Pflug-  und  Emtearbeit  — > 
bessere  Arbeitskräfte'  zur  Verfugung  standen.  Waren  diese  vor- 
handen ? 

Sehen  wir  uns  die  Germania  cap.  25  behandelten  Unfreien 
noch  einmal  genauer  an :  Sie  führen  eigenen  Haushalt  und  eigene 
Landwirtschaft  (suam  quisque  sedem,  suos  penates  regit).  Der 
Boden,  auf  dem  sie  sitzen,  gehört  dem  dominus.  An  diesen  liefern 
sie  einen  Zins,  der  in  Getreide,  in  Vieh  oder  in  Enseugnissen  ihres 
Hausfleißes  bezahlt  wird  (frumenti  modum  dominus  aut  pecoris 
aut  vestis  —  iniungit).  Wegen  dieses  Verhältnisses  zu  ihrem  Herrn 
vergleicht  Tacitus  die  Knechte  der  Germanen  mit  den  römischen 
Colonen  (ut  colono). 

Diese  waren,  wie  oben  gezeigt  wurde,  für  die  römische  Grund- 
herrschaft um  die  Mitte  des  ersten  Jahrhunderts  von  Bedeutung 
als  Aushilfskräfte,  wenn  die  familia  rustica  zur  Zeit  der  Ernte 
u.  s.  w.  die  Arbeit  nicht  mehr  bewältigen  konnte.  Man  darf  wohl 
annehmen,  daß  Tacitus  auch  an  dieses  Arbeitsverhältnis  dachte, 
als  er  die  Hintersassen  —  um  mit  diesem  allerdings  sonst  nur 
auf  spätere  Verhältnisse  angewandten  Ausdruck  die  servi  ut  co- 
loni  der  Germanen  zu  bezeichnen  —  in  dieser  Wdse  charakteri- 
sierte. »Et  servus  hactenus  paret<  würde  dann  heißen:  der  Hinter- 
sasse ist  seinem  I  lerm  gegenüber  nur  zu  denjenigen  Dienstleistungen 
veijiiiichict,  die  der  römische  colonus  auf  dem  Hauptgute  leisten 
muß. 

Aber  selbst  wenn  man  >liactenus  paret«  auf  die  Pachtzahlungen 
(frumenti  —  iniungit;  bezieht,  verbietet  der  Text  keineswegs  an- 


l)  Vgl.  hierüber  Rach/ahl  a.  a.  O.  pag.  157. 
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zunehmen,  daß  die  Hintersassen  in  der  Wirtschaft  des  Herrn, 
wenn  es  gerade  notwendig  wurde,  aushalfen.  Denn  um  rechtlich 
fixierte  Frondienste  kann  es  sich  selbstredend  nicht  handeln  — 
über  solche  hätte  Tacitus  ausführlich  berichtet.  —  Das  ganze  Ver* 
hältnis  zwischen  Herrn  und  Knecht  ist  so  geartet,  daß  man  viel 
eher  auf  eine  Art  freundnachbarUchen  Aushelfens  schließen  muß, 
wie  es  in  den  deutschen  Gemeinden  gleichgestellter  Nachbarn  all* 
gemein  Sitte  war. 

Es  ist  kein  Zweifel,  daß  die  Pflicht  gegenseitiger  Hilfeleistung 
auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  zu  allen  Zeiten  für  die  deut- 
schen Bauemgemeinden  bezeichnend  war.  So  behauptet  der  junge 
Meier  Helmbrecht,  wenn  er  nur  einmal  ritterlich  gekleidet  sei, 
werde  es  ihm  niemand  mehr  ansehen,  daß  er  früher  seinem  Vater 
und  andern  Bauern  Zäune  und  Mauern  gezogen  habe 

Als  man  in  Messelshausen  (Baden)  im  Jahre  1813  (!)  die 
Fronden  ablöste,  wurde  auch  folgendes  berücksichtigt:  Hat  man 
bei  Baulichkeiten  z.  B.  bei  dem  Aufschlagen,  größere  Hülfe 
nötig,  so  müssen  sich  die  Männer  und  jungen  Bursche,  die  man 
auslesen  wird,  als  Nachbarn  gefallen  lassen,  Hilfe  zu  lebten. 
Hierbei  erhält  der  Handlanger  täglich  eine  Maß  Wein  und  für 
4  Kreuzer  Weck  oder  Brot'). 

Aber  nicht  genug  mit  dieser  Hilfe  bei  Bauarbeiten.  Die  Sitte 
verlangte  offenbar,  daß  die  Nachbarn  bei  der  Feldbe- 
Stellung  einander  aushalfen,  sei  es  nun  mit  ihrer  ei- 
genen Arbeitskraft,  sei  es  mit  der  Stellung  von  Vorspann.  Dafür 
finden  sich  in  den  verschiedensten  Gegenden  Belege. 

Im  Inntal,  in  Weerberg')  entbindet  solche  Hilfeleistung 
von  der  Verpflichtung,  bei  der  Gerichtsversammlung  zu  erscheinen : 
>Wan  daß  ehhaft  täding  zu  Zeiten  einfall,  das  man  paut,  das  ain 
nachtper  den  andern  ainen  beistant  thuet,  so  mö- 
gen drei  bei  dem  pfluege  bleiben  und  sein,  die  andern  schuldig 
zu  erscheinen.  Fallt  es  aber  zu  Zeiten  ein,  das  man  pracht,  so 
mögen  zwen  bei  den  pflueg  bleiben  und  sein,  die  andern  schuldig 
zu  erscheinen  <.   Im  allgemeinen  brauchte  man  im  Mittelalter  an 


1)  JVemker'*  des  GUrtnen  Meier  Helmbrecht  Vers  332  (F.: 

ob  ich  ie  geuunte  xfin 

dir  oder  ander  ietnen« 
des  meldet  mich  niemen. 

2)  7.(hn(er,  Geschichte  <^]c»  Ortes  McsscL>bauseD.  Heidelberg  1901  pa^.  S3. 

3)  VV.  VVeerberg,  Oest.  W.  II,  175.  35. 
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einem  Fflug  3  Leute  Mancher  kleine  Tiroler  Bauer  mochte  da 
mit  eigenen  Arbeitskräften  nicht  ausreichen.  Da  mußte  der  Nach- 
bar aushelfen  und  brauchte  dafür  nicht  beim  Ehaftding  zu  er- 
scheinen. 

Im  Kanton  Zürich  (Wäningen  bei  Regensberg)  nuißten 
die  Nachbarn  einem  Bedürftigen  ihre  Zugtiere  zur  Verfügung 
stellen :  >ob  einer  ein  armer  gesell  were,  der  zuo  buwenn  hettc  und 
nit  mee  dann  ein  roeßlin  hette,  der  mag  anniefTen  die  von  Wä- 
ningen, das  im  ietlichcr  das  fucre  ein  kere  (die  Bespannung  ihm 
ergänze,  wörtlich:  das  Uebrige  einspanne),  damit  das  im  sin 
ächerli  ouch  buwenn  werde  ;*  *). 

Im  Schwäbischen,  in  Appetshofen  bei  Nürdhngen  wurde 
jeder  neue  Bauer  feierlich  »eingesetzt«.  Der  Bauernkönig  ^n  aigner 
person«  muß  die  ganze  Gemeinde  zu  einem  großen  Essen  aufrufen 
und  dann  soll  >rin  Ii  der  baur  in  diser  ganzen  gemein  dem  newen 
eingesetzten  im  fall  der  not  einen  halben  tag  mit  ganzer  mähni 
(mit  ganzem  Gespann)  umbsonst  zu  äckem,  zu  fahren  oder  sonst 
in  andere  weg  ihme  darmit  zu  dienen  schuldig  sein« '). 

Die  örtliche  Verbreitung  dieser  eigentümlichen  Sitte  der  ge- 
genseitigen Hilfeleistui^  über  große  Teile  Südwestdeutschlands 
(Tirol,  Schweiz,  Schwaben)  berechtigt  uns,  ihr  ein  hohes  Alter  zu- 
zuschreiben. Und  wenn  der  einzelne  schon  in  den  ältesten  Zeiten 
an  seinen  ihm  gleichstehenden  Nachbarn  eine  solche  Hilfe  hatte, 
wie  viel  mehr  noch  an  dem  Hintersassen,  der  auf  seinem  eigenen 
Grund  und  Boden  saß. 

Diese  Auffassung  beseitigt  auch  die  Schwierigkeiten  *\  die 
der  Auslegung  des  letzten  Satzes  in  der  oft  citierten  Stelle  Ger- 
mania cap.  25  bisher  im  Wege  standen :  »cetera  domus  oCficia  uxor 
ac  liberi  exsequuntur« :  Wenn  bessere  Arbeitskräfte  vonnöten  waren, 
half  der  auf  der  Scholle  des  Herrn  angesiedelte  servus,  eben  der 
Hintersasse  aus,  im  übrigen  versahen  Frau  und  Kinder  die  Ar- 
beit. Dazu  paßt  auch  cap.  15  :  »delegata  domus  et  penatium  et 
agrorum  cura  feminis  senibusque  et  infirmissimo  cuique  ex  famifia«. 


1)  Z«M/f/«i/,  WirtschAfuieben  I,  556. 

2)  Grimm  IV,  315. 

3)  Grimm  VI  240  f.  —  l'cbcr  die  nachbarliche  Pflicht  der  iiesjenseitigen  Untcr- 
stiitzung  vgl.  auch  Afourer,  F.inlcilung,  p.  i6i.  331;  Markenverfassungp.  188;  Dorf- 
verfasiuug  I.  337.  —  Gicrke,  Genos!>emchatCbrcclii  I,  72. 

4)  Man  vgl  die  whireiche  Literat«  Uber  diese  Stelle  bei  Müthnkfiff,  Deutsch« 
Akertomskimde  IV.  1900,  pag.  356  f. 


uiyitized  by  Google 


—    4»  — 


Diese  cio^cntümliche  Verteilung  der  landwirtschaftlichen  Aii)eit 
bei  den  Germanen  zur  Zeit  des  Tacitiis  ist  lür  uns  erst  dadurcli 
zur  Gewißheit  geworden,  daß  eine  UntersuchiinL^  Sch'ou/t  ld's  über 
den  Wirtschaftsbetrieb  der  isländischen  Bonden  (Hauern)  einen 
genauen  Einblick  in  die  socialen  Verhältnisse  eines  andern  ger- 
manischen Volkes  ermöglicht,  das  auf  einer  ähnlichen  Culturstufe 
steht  ^  Das  Bild,  das  uns  hier  entworfen  wird,  weist  erstaunliche 
Aelinlichkeit  mit  der  Schilderung  des  Tacitus  auf. 

Island  wurde  seit  874  von  Norwegen  aus  colonisiert.  Das 
Christentum  wurde  erst  ums  Jahr  1000  vom  Mutterlande  aus  durch 
norwegische  Missionare  eingeführt.  Die  Quellen  Schon/eld's  sind 
die  Sagas,  epische  Dichtungen,  die  meist  Vorgänge  aus  der  Ge- 
schichte Islands  in  den  Jahren  930 — 1030  erzählen.  Da  in  Nor- 
wegen das  Christentum  erst  nach  der  Auswanderung  nach  Island 
Eingang  fand,  ist  an  Veränderungen,  die  die  römische  Kirche  auf 
der  colonisicrtcn  Insel  hätte  hervorbringen  können,  nicht  zu  denken. 

Die  Besiedelung  erfolgte  ohne  irgend  welche  einheitliche  Or- 
ganisation durch  einzelne  Seefahrer,  Vikini^^er,  die  mit  ihrer  Fa- 
milie und  eigenen  Leuten  —  auf  der  l  ahit  erbeuteten  manche 
noch  einige  Knechte  —  auf  ihren  Schiffen  dem  neuen  Kiland  ent- 
gegenfuhren« Dort  nahm  jeder  von  einem  beliebigen  Stück  Land 
Besitz.  Bezeichnend  ist  der  in  den  Sagas  gebrauchte  Ausdruck 
«Landnahme«  für  die  Besiedelung.  Auf  diese  Weise  entstanden 
gleich  zu  Beginn  oft  recht  umfangreiche  Grundherrschaften.  In 
seinem  Eigentum  war  der  einzelne  Grundherr  durch  nichts  be- 
schränkt. 

Abgesehen  von  der  Bildung  privaten  Grundeigentums  weisen 
die  isländischen  Zustande  noch  einen  wesentlichen  Unterschied 
gegenüber  den  von  Tacitus  geschilderten  auf.  Klima  und  Boden- 
verhältnisse haben  in  Island  bis  heute  alle  Versuche  mit  Kömer- 
bau  scheitern  lassen.  Die  Landwirtschaft  besteht  ausschließlich 
in  Viehzucht  und  Wiesencultur.  Diese  letztere  hat  aber  ihre  be- 
sonderen Schwierigkeiten.  Da  der  Sommer  sehr  kurz  ist,  muss 
das  Gras  in  verhältnismäßig  kurzer  Zeit  zur  Reife  kommen  und  — 
was  für  uns  wichtiger  ist,  schnell  geschnitten,  getrocknet  und  ein- 
gebracht werden.  Dazu  gehören  Menschen,  mehr  Menschen  als 
in  einer  umfangreichen  Wirtschaft  mit  ausschließlicher  Viehzucht 

IJ  Dagobert  Schonfeld,  Der  islandische  liauernhof  und  scm  Ucuieb  zur  Sa^a- 
zeit*  ^  Quellen  und  Forbchungen  zur  Sprach-  o,  CuUurgcschlchte  der  gerrnan. 
Völker.  91.  Heft.  Strassburg  1902. 


_    42  — 


das  ganze  Jahr  über  beschäftigt  werden.  Auch  hier  also  ein  Miß- 
verhältnis zwischen  dem  durchschnittlichen  Arbeitsbedarf  während 
des  Jahres  und  dem  zur  Zeit  der  Krnte. 

I  )er  isländische  Bauernhof  zerfällt  in  einen  W'intcrhof  (Haupt- 
gut)  und  einen  oder  mehrere  S(>nimerh<)le  (Vorwerke).  I  )i'r  W'inter- 
hof  ist  von  j^roßem  W  ie^enareal  umgeben,  auch  von  dem  um  den 
Somnierhof  i;elec;enen  Grund  und  Boden  wird  ein  Teil  des  Gras- 
wuchsi  s  L^eschnitten.  I  )as  übrige  dient  dem  Vieh  als  Weide  — 
soweit  dieses  nicht  auf  den  höchstgeleL,^enen ,  im  ncmcinbesitz 
mehrerer  Höfe  befindlichen  Bergweiden,  den  allmenningr,  sonimt  it. 

Üie  Arbeitskräfte  des  Bonden  sind  abgesehen  von  den  Fa- 
milienq^ücdern  in  der  Hauptsache  unfreie  Arbeiter.  Die 
ganze  I-'aniilie  des  Herrn  arbeitet  jedoch  wacker  mit.  Die  Saidas 
tadeln  an  verschiedenen  Stellen  den  Herrn,  der  nicht  selbst  Hand 
anlegt.  Sogar  auf  dem  entlegenen  Sommerhof,  wo  die  Heuernte 
im  allgemeinen  später  stattfinden  muß  als  unten  im  Tal,  sind  der 
Gutsherr  und  seine  Frau  zugegen,  wenn  die  Arbeit  rasch  vorwärts 
gehen  soll 

Die  Bewirtschaftung  der  Vorwerke,  der  Sommerhöfe,  über- 
trägt der  Herr  den  zuverlässigsten  unter  seinen  Unfreien*).  Sein 
Verhältnis  zu  diesen  zeigt  merkwürdige  Analogien  zu  dem,  was 
wir  bei  Tacitus  vom  dominus  und  seinen  scrvi  erfahren.  Die 
Kinder  des  Knechts  wachsen  mit  denen  seines  Herrn  zusammen 
auf,  beide  genießen  eine  gemeinsame  Erziehung  Auch  die 
Lebenshaltung  des  erwachsenen  Knechtes,  der  im  Hause  seines 
Herrn  bleibt,  ist  der  des  Herrn  überraschend  ähnlich.  Die  bei- 
den Mahlzeiten  des  Tages  werden  in  dem  großen  Wohn-  und 
Speisezimmer  des  Hauses  (stofa)  von  allen  Männern,  Herren  und 
Knechten  gemeinsam  eingenommen.  Wenn  dann  nicht  —  wie 
es  hie  und  da  Sitte  war  —  die  Speisen  in  Portionen  verteilt  wer- 
den, ist  es  ganz  selbstverständlich,  daß  Herr  und  Knecht  aus  der- 
selben Schüssel  zugreifen').  Nachtlager  haben  Knechte  und  Mägde 
meist  unter  demselben  Dache  wie  die  Herrschaft,  natürlich  nur, 
wenn  die  Größe  des  Haushalts  nicht  eine  Verteilung  in  mehrere 
Gebäude  gebietet'^). 

1)  Schofifdd  a.  a.  O.  pag.  71.  73. 

2)  ibid.  pay.  70. 

3)  ibid.  S5. 

4)  ibid.  65  f. 

5)  ibid.  86. 
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Geschlechtliche  Verhältnisse  zwischen  Knecht  und  Maü[d  wer- 
den  vom  Herrn  respecticrt.  Ol)  man  darum  von  einer  Duldung 
der  Ehe  reden  kann,  bleibt  dahingestellt.  Jedenfalls  erfahren  wir 
einmal,  daß  der  Herr  einen  Knecht  in  seinem  Anrecht  an  eine 
Maj^d,  das  dieser  durch  einen  Gast  gefährdet  glaubt,  schützt: 
»Ich  werde  auf  sie  Acht  geben,  sodaß  dir  wie  ihr  keine  Schande 
geschieht« 

Dementsprechend  berichten  die  Sagas  auch  erstaunliche  Züge 
von  Anhänglichkeit  der  Knechte  und  von  Fürsorge  des  Herrn, 
vor  allem  der  Herrin  für  ihre  Knechte  *).  So  milderte  mich  hier 
das  tägliche  Lelicn  die  Härte  des  Gesetzes«  nach  dem  der  Herr 
seinen  Knecht  ohne  Sühne  töten  konnte. 

Nach  dem  Gesagten  bedarf  es  keines  Nachweises  dafür,  daß 
die  auf  Vorwerke  gesetzten  Knechte  auf  dem  Haupthofc  aushalfen, 
wenn  dr.rt  die  Arbeit  besonders  streng  war,  wenn  das  Heu  schnell 
eingebracht  werden  musste.  Helfen  doch  dem  isländischen  Bon* 
den  sogar  Gäste  vornehmer  Abkunft  bei  der  Arbeit.  Von  einem 
besonders  reichen  Herrn  wird  einmal  gerühmt,  er  habe  jungen 
Leuten  aus  vornehmem  Geschlecht  sein  Haus  gastlich  geöffnet 
und  keine  Arbeitsleistung  von  ihnen  verlangt*). 

Diese  Arbeitsorganisation  der  isländischen  Bonden  wurde  in 
unsere  Betrachtung  hereinbezogen  nicht  etwa,  um  damit  die  Rich- 
tigkeit unsrer  Auslegung  des  Tacitus  zu  beweisen  —  diese  spricht 
für  steh  selbst  —  sie  kann  aber  wohl  zur  Illustration  des  Be- 
richtes der  Germania  gute  Dienste  leisten.  Die  isländischen  Ver- 
hältnisse sind  aber  auch  insofern  äußerst  lehrreich,  als  sie  klar 
erweisen,  wie  willkührlich  Wittieh  verfährt,  wenn  er  der  antiken 
und  der  mittelalterlichen  Welt  die  Anschauung  zu- 
schreibt, alle  Erwerbstätigkeit  sei  ein  schmutziges  Geschäft,  das 
der  anständige  Mensch  nur  notgedrungen  ergreift^).  Für  die  rö- 
mischen Zeitgenossen  des  Caesar  oder  des  Tacitus  w^ird  es  nie- 
manden einfallen,  das  zu  bestreiten.  Daß  die  Germanen  ebenso 
gedacht  hätten,  berichtet  Tacitus  mit  keinem  Wort.  Und  was 
von  seiner  Schilderung  der  trägen  Lebensweise  der  Freien  zu 
halten  ist,  darüber  wurde  oben  ausführlich  gehandelt. 

* 

I)  Schön/tld  a.  a.  O.  p.  6i.         2)  ibid.  p.  S7  f. 

3)  ibid.  p.  72.  —  Aehnliche  (Jcwohnhcilcn  darf  innn  wohl  bei  den  alten  Is- 
raeliten annehmen.  So  schoiiu  es  wenigstens  nacli  der  K't2utzsch'},c\\^n  Uebersetiung 
voQ  Exüd.  20.10;  >nQch  der  Fremde,  der  !>ich  ta  deinen  Orl:>cbaften  aufhält«. 

4)  Wittich,  a,  a.  O.  pag.  254. 
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Durch  den  Gani^  unsrer  Untersuchung;  wurden  wir  i^ezw  unL^cn, 
zu  einer  der  uinstriltcnsten  Kragen  der  deutschen  WirtschatLs-  und 
Verfassungsgcscliichte  Su  llung  zu  nehmen,  zu  der  Fraf^e  nach  der 
l'.ntstehung  der  i^roßcn  (irundherrschaften.  Für  den  Kundii^en 
bedarf  es  kaum  der  l'-rortcrunL^,  wclclicn  Standpunkt  wir  vertreten. 
Wiltich,  dem  \V)rkrinii)ter  der  i^rundlierrUchen  Theorie ,  mußten 
wir  an  mehreren  Stellen  w  iders])rechcn.  Wir  j^lauhcn  dargetan 
zu  haben,  dass  seine  Construction,  nach  der  die  Germanen  sich 
gliedern  in  Grundherren,  die  1  e  d  i  g  1 1  c  ii  von  Renten  lebe  n, 
und  selbständige  unfreie  Ackerbauer,  sich  mit  einer  einwandfreien 
AusIc^uul;  d«'r  (Quellen  nicht  vereinbaren  laßt. 

Wir  L,ehen  al)er  mit  Wiftich  insofern  zujjanimen,  als  wir  die 
Entstehung  der  (irundherrschaft  nicht  ausschließlich  den 
oft  dargestellten  Umbildungen  der  vorcarolingischen  E^poche,  also 
etwa  des  6. — 8.  Jahrhunderts,  zuschreiben.  Aber  während  IVittich 
glaubt,  schon  in  der  germanischen  Zeit  die  für  die  Grundherrschaft 
charakteristische  Gestaltung  des  Grundeigentums  nachweisen 
zu  können,  und  darüber  andere  wichtige  Momente  übei^ehon  hat, 
haben  wir  versucht  zu  zeigen,  daß  sich  das  eigentümliche  Ar- 
beitssystem der  mitteialterlichen  Grundherrschaft  aus  den 
Zuständen,  wie  wir  sie  aus  dem  zuverlässigen  Bericht  des  Tacitus 
erkennen  können,  verstehen  läßt,  ohne  daß  man  spätere  Einflüsse 
zur  Erklärung  heranzieht  —  sei  es  nun  Nachahmung  römischer 
Einrichtungen,  seien  es  die  bekannten  Gründe  für  die  Bildung 
großer  Gnmdherrschaften.  Die  letzteren  haben  natürlich  der  Ge- 
staltung von  Grundei -entum  und  socialen  Verhältnissen  die  Rich- 
tung gegeben.  Aber  die  Voraussetzungen  für  die  großen  Betriebe, 
im  besonderen  ein  geeignetes  Arbeitssystem  haben  schon  in  ger* 
manischer  Zeit  bestanden. 

Dieses  Arbeitssystem  war  nicht  das  Werk  organisatorischer 
Tätigkeit  der  Grundherren.  Vielmehr  war  das  Verhältnis  zwischen 
Herren  und  Knechten  von  jeher  derart,  daß  es  ganz  selbstverständ- 
lich war,  daß  der  unfreie  Hintersasse  in  der  Wirtschaft  seines  Herren 
aushalf,  wenn  dessen  gewöhnliche  Arbeitskräfte  nicht  mehr  aus- 
reichten. Das  gedachte  Verhältnis  zwischen  Herren  und  Knechten 
ist  den  germanischen  Völkern  offenbar  lange  Zeit  eigentümlich 
gewesen.  Läßt  es  sich  doch  sowohl  bei  den  Germanen,  die  die 
Zeitgenossen  des  Tacitus  gekannt  haben,  als  auch  bei  den  skan* 
dinavischen  Bauern,  die  um  die  Wende  des  ersten  Jahrtausends 
Island  colonisiert  haben,  nachweisen. 
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II.  Abschnitt. 

Die  wirtschaftliche  Arbeit  der  Freien  der  frfinldschen  Zeit. 

Unsiu  liishciiL^en  Ausfühningcn  haben  t,i  /.c  ii^,  daß  ischon 
in  germanischer  Zeit  die  wirtscliaftüche  Betätigung  der  Freien 
.sich  nicht  darauf  beschränkte,  die  Konten  der  Hintersassen  ein- 
zuziehen. X'ichnchr  bcteili<^^t  sich  auch  der  Hausherr  an  den 
in  der  Wirtschaft  n()t\\ cndiL;cn  .Arbeiten  —  freilich  nur  insoweit, 
als  es  mit  seiner  krieL;erischen  Lebensweise  \ereinbar  ist. 

Man  wird  ohne  weiteres  verniult-n,  daß  in  Zeiten  L,n"r>ßerer 
Seßhaftigkeit,  da  das  Krie^rshandwcrk  im  I.elien  lics  freien  1  )ent- 
schen  nicht  mehr  die  Rolle  s])iell  wie  vor  der  Völkerwanderung, 
die  Arbeitskraft  des  Freien  für  seine  Wirt^^chnft  mehr  Gewicht 
bekommt.  Die  herrschende  Ansicht  nimmt  ja  auch  in  der  Tat 
an,  das  deutsche  Volk  habe  um  diese  Zeit  der  .Melirzahl  nach  aus 
freien  Bauern  bestanden,  die  ihre  eigene  Hute  f)el>auten. 
Aber  von  seinem  Standpunkt  aus  folijferichtig  hat  Witiich  das 
auch  für  die  fränkische  Zeit  bestritten  \|. 

Demgegenüber  hat  schon  Kötzschke auf  die  Straf  bestim- 
mungen  der  Volksrechte  für  Störung  des  Feldbaus,  die  sich  meist 
auf  Freie  und  Unfreie  beziehen,  hingewiesen.  Wittich  weiß  diese 
Einwendungen  nicht  zu  widerlegen.  Denn  wenn  die  lex  Salica 
»freie  Colonen  als  Bauern  voraussetzen«  soll,  ist  nicht  einzusehen» 
wie  der  Freie,  dem  doch  vorher  alle  wirtschaftliche  Arbeit  »ein 
schmutziges  Geschäfte  gewesen,  sich  blos  deshalb,  weil  er  sein 
Eigen  einem  Andern  übertragen  mußte,  zu  solcher  Arbeit  ver> 
stehen  sollte. 

Ein  scheinbar  schwerwiegendes  Argument  bringt  W^ick  ge* 
gen  die  zweite  Gruppe  von  volksrechtlichcn  Bestimmungen,  die 
KötBsclikt'  anführt,  bei,  gegen  ilie  Verbote  der  Sonntagsarbeit. 
Lex  Baiuw.  (Appendix  I,  i)  bestimmt  nämlich  für  den  dritten 
Uebertretungsfall  durch  einen  Freien :  »perdat  libertatem  suam  et 
sit  servus,  qui  noluit  in  die  sancto  esse  libert.  Daraus  schließt 
dem  Gesetzgeber  seien  »nicht  frei  sein  wollen«  und  »wirt- 
schaftliche Arbeit  verrichten«  gleichbedeutende  Begriffe.  Daher 

1)  Vgl.  Wittich.  n    :\.  O.  hes.  pr»SJ.  f. 

2)  Kötzschke,  Die  (jlietkrunt;  ilcr  Gtseiischalt  bei  den  alten  Deuischea.  Zeitschr. 
für  Gcs>chichtswisscns.chaft  N.  F.  II.  310  f. 
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benehme  sich  der  Freie,  der  wirtschaftliche  Arbeit  verrichtet,  wie 

ein  Unfreier. 

Es  liej^t  auf  der  Hand,  daß  diese  Schiüsse  nur  berechtigt 
sind,  wenn  die  in  Rede  stehenden  Bestimmungen  der  Volksrechte 
eigene  Schöpfungen  des  Gesetzgebers  sind.  Gelingt  es  uns,  für 
dessen  >  Anschauungsweise«  iigend  welche  Quellen  zu  entdecken, 
aus  denen  diese  Bestimmungen  übertragen  sind,  so  ist  der  Ein- 
wand WitUek^s  hinfällig. 

Man  konnte  gegen  Wittieh  vielleicht  geltend  machen  *noluit 
esse  Uber«  müsse  nicht  notwendig  heißen  »eine  eines  Freien  un- 
würdige Arbeit  verrichten  c,  es  könne  gerade  so  gut  in  einer 
ähnlichen  Bedeutung  gebraucht  sein,  wie  wenn  wir  heute  sagen: 
»ich  bin  an  dem  und  dem  Tage  frei«.  Für  ungefähr  dieselbe 
Zeit,  in  die  L.  Baiuw.  fällt,  ist  Uber  esse  für  »straflos  ausgehen« 
belegt^).  Aber  zum  Glück  sind  wir  nicht  auf  solche  dürftigen 
Einwendungen  angewiesen.  Die  völlige  Abhängigkeit  der  Volks- 
rechte, was  die  Verbote  der  Sonntagsarbeit  angeht,  von  anderen, 
früheren  Quellen  —  sogar  in  den  Worten,  auf  die  WitHch  so 
großes  Gewicht  legt  —  beweist  zur  Genüge,  daß  sie  nicht  die 
selbständige  Anschauungsweise  ihres  Gesetzgebers  wiederspiegeln. 

Die  beiden  Stellen  lauten :  lex  Alamann.  c.  38  MG.  IXNat. 
V  1  pag.  98 :  »Die  Dominico  nemo  opera  servilia  praesumat  faccre, 
quia  hoc  lex  prohibuit  et  Sacra  scriptura  in  omnibus  testavit. 
Siquis  servus  in  hoc  vitio  inventus  fuerit,  vapuletur  fustibus.  Liber 
autem  corripiatur  usque  ad  tertiam  vicem.  Si  autem  post  tertiam 
correptionem  in  hoc  vitio  inventus  fuerit  et  Deo  vacare  die  Do> 
minico  neglexcrit  et  opera  servilia  fecerit,  tunc  tertiam  partem  de 
hereditatc  sua  perdat.  Si  autem  super  haec  inventus  fuerit,  ut 
diei  Dominico  honorem  non  inpendat  et  opera  servilia  fecerit, 
tunc  coactus  et  probatus  coram  comite,  übt  tunc  dux  ordinaverit, 
in  servitium  tradatur  et,  quia  noluit  Deo  vacare,  in  sempitemum 
servus  permaneat«. 

Wenn  der  servus  Sonntags  bei  der  Arbeit  betrofTen  wird, 
wird  er  geprügelt ;  der  liber  aber  wird  die  beiden  ersten  Male  ver- 
warnt, beim  dritten  Male  tritt  eine  erhebliche  Vermögensstrafe  ein ; 
wenn  er  darnach  noch  einmal  ertappt  wird,  verliert  er  nach  der 
Entscheidung  des  Herzogs  (ubi  tunc  dux  ordinaverit)  auf  immer 
seine  Freiheit. 


ij  Vgl.  unten  pag.  4S  notc  4. 
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Die  nach  der  Lex  Alam.  entstandene  Lex  Baiuw.  bestimmt 
im  Appendix  I,  i  MG.  LL  III  53s :  »St  quis  die  domintco  operam 
servUon  fecerit :  Uber  homo,  si  bovem  iunxerit  et  cum  carro  am- 
bulaverit,  dextrum  bovem  perdat,  si  autem  secaverit  fenum  vel 
collegerit,  aut  messem  secaverit  aut  coUegerit,  vel  aliquod  opus 
servile  fecerit  die  dominico,  corripiatur  semcl  vel  bis,  et  si  non 
emendaverit,  rumpatur  dorso  eius  50  percusstones ;  et  si  iterum 
praesumpserit  operare  die  dominico,  auferatur  de  rebus  eius  ter« 
tiam  partem;  et  si  nec  cessaverit,  tunc  perdat  libertatem  suam 
et  Sit  servus,  qui  noluit  in  die  sancto  esse  Uber. 

Si  servus  autem,  pro  tale  crimine  vapuletur ;  et  si  non  emen- 
daverit, manum  dextram  perdat«. 

Neu  ist  im  Gegensatz  zu  Lex  Alaro.  die  Bestimmung,  daß 
dem  Freien,  der  am  Sonntag  einspannt,  der  rechte  Ochse  genom* 
men  wird.  Wenn  er  mit  der  Hand  ein  opus  servile  tut,  wird  er 
ähnlich  bestraft,  wie  im  alemannischen  Volksrecht :  Ein  oder  zwei- 
mal wird  er  verwarnt,  arbeitet  er  trotz  der  Verwarnung,  so  muß 
auch  der  Freie  eine  Prügelstrafe  über  sich  ergehen  lassen  (rum- 
patur dorso  eius  50  percussiones).  Beim  dritten  Uebertretungs- 
falle  wird  auch  dem  freien  Bajuwaren  der  dritte  Teil  seines  Ver- 
mögens entzogen,  und  im  vierten  verliert  auch  er  seine  Freiheit. 
Wenn  beim  servus  die  Prügelstrafe  nicht  verschlägt,  wird  ihm  die 
rechte  Hand  abgehauen. 

Begründet  wird  das  Verbot  mit  Exodus  20.  10.  Während 
dieses  Gebot  im  Texte  der  Vulgata  lautet:  >Xon  facias  omne  opus 
in  eo  tu  . .  .<  haben  die  jüngeren  Hss.  der  L.  Baiuw.  »NuUum  opus 
servile  facias  in  die  sancto  neque  tu  .  .  . « 

Die  Vorschriften  der  Lex  Baiuw.  <;chen  aber  noch  weiter: 
»Si  quis  in  itinere  positus  cum  carra  vel  cum  nave,  pauset  die  domi- 
ntco ttsque  in  secunda  feria«. 

Ein  vorzügliches  Argument  —  so  könnte  es  scheinen  —  hat 
sich  Wittich  in  diesen  Hcstimmunrren  entliehen  lassen,  den  syno- 
nymen Gebrauch  von  operare  und  opus  servile  faccre.  Wir 
werden  aber  sehen,  daß  daraus  bercchügterwcise  von  niemand 

I)  Eine  UlmliclieUii^stftUung  erleidet  Exod.  35.  2  auf  der  Synode  Ton  Friattl  796, 
die  diese  Stelle  als  BegrQodaDg  fUr  das  Gebot  der  Sonntagsrohe  citiert.  Vulgata: 
Sex  diebos  facietis  opus,  septimus  dies  vobis  crit  sanctus,  sabbatum,  et  reqoies 

Domini,  qui  fecerit  opus  in  co,  occidetur.  —  Conc.  Forojiiliense  796:  Ipsum  est 
enim  sabbatum  r>f>mini  dtHratutn,  <le  quo  scriptum  dicit  :  Qui  fecerit  in  eo  opus 
servile,  i<i  e&t  peccati.  mort«  moriatur.  Mansi  XIII.  &51. 
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Schlüsse  über  die  Auffassung  der  Deutschen  vom  Arbeiten  ge- 
zogen worden  sind. 

Wenn  wir  nach  Quellen  der  Volksrechte  für  ihre  \'crbote 
der  Sonntagsarbeit  suchen,  werden  wir  solche  am  ehesten  in  der 
Gesetzgebung  der  christlichen  Kirche  finden.  I )  nn  von  ihr  ging 
im  Mittelalter  die  Forderung  der  Sonntagsruhe  der  Natur  der  Sache 
nach  aus.  Auf  den  verschiedensten  Synoden  hat  der  Clerus  seine 
Stellung  zu  dieser  l^ragc  fixiert.  Auch  private  Sammlungen  kir> 
chenrechtlichen  Charakters,  so  besonders  die  Poenitentialien  (Bufi- 
ordnungen)  des  ausgehenden  ;r.  und  beginnenden  8.  Jahrh.  ^)  ent- 
halten detaillierte  Strafbestiromungen  für  Arbeiten  am  Sonntag. 
Daß  die  beiden  süddeutschen  Volksrechte  gerade  von  diesen  letz- 
teren Quellen  stark  abhängig  sind,  hat  schon  K.  Lehmann  ange- 
deutet *). 

Die  dem  Freien  angedrohte  Vermögensstrafe  ist  ihnen  ent- 
nommen. An  deren  Stelle  kann  nach  den  Bufiordnungen  beim 
dritten  Uebertretungsfalle  ganz  allgemein  Prägelstrafe  treten*). 
Nach  L.  Baiuw.  konnte  das  dem  Freien  nur  passieren,  wenn  er 
trotz  der  Warnung  —  auch  diese  kennen  die  Beichtbücher  (ar- 
guunt)  —  arbeitet 

Auch  die  Strafverknechtung  des  Freien  im  Falle  jder  Sonn- 
tagsarbeit hat  ihren  Vorgang  in  Quellen  des  angelsachsischen  Kir- 
chenrechts *)* 

1)  i^Vasserschieven ,  Die  Bussordnuugcii  der  abendländischen  Kirche  185T.  Das 
sog.  Poen.  des  Theodor  von  Omterbury  (f  690)  ist  nacl)  dessen  Tode  in  England, 
Poen.  Ciunmcani  Mitte  des  8.  Jahrh.  im  Trink.  Reich  entstanden. 

2)  Zur  Textkritik  und  Entstehungsgeschichte  des  alamannisclien  Volksrechtes. 

Neues  Archiv  der  Ges.  f.  altere  deutsche  Geschichtskunde,  Band  X.  pag.  500. 

3)  Qui  operantur  die  doininico,  eos  Graeci  prima  vice  arfjuunt  et  secunda 
toUuut  aliquid  ab  eis,  tertia  vice  tertiam  partem  de  rebus  aut  v  a  p  n- 
lant  vel  7  dies  pocnitcant.   Wasserschieben  a.  a.  O.  146.  167.  210.  488.  524. 

4)  Synode  von  Bcrgbanipstead  697.  Mansi  XII.  in  f. 

c.  10.  St  servus  ex  mandato  domini  opus  servile  praesttterit  a  vespera  diei  solis 

post  occasnm  eius  usque  ad  üccasum  vesperae  diei  lunae  (von  der  Sonntays-Ve>p«r 
d.  i.  Samstag  Abend  bis  zur  Montajjs-Vcsper  d.  i.  Sonntag  Abend  —  v^l.  C'  fe/end, 
Zeitrechnung  s.  v.  Vespere  prime,  sccunde),  octoginta  soiidis  illud  d  iininuv  l-  ii:j>ensct. 

C.  II.  Si  servus  hoc  laciat  proprio  motu  eo  die  sex  solides  ipse  dommo  pcudat 
aut  cutem  saam. 

c.  12.  Sf  Uber  h o m o  autem  id  fecerit  tempore  vettto ,  sit  renscolli- 
strigii;  et  qui  eum  dctulit,  haheat  mnlctae  et  aestimationis  capitis  dimidiom. 
iMne  691  oder  692  an  unbekanntem  Ort  abgehaltene  Synode  bestimmt  (Mansi 

XII.  57  f  ): 

c.  15.  Si  servus  homo  die  Dominica  operetur  iussu  domini  sui,  Uber  sit  (kann 
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Nach  einem  Synodalbeschluß  von  697  wird  dem  Freien,  der 
Sonntags  an  der  Arbeit  betroffen  wird,  das  Halseisen  angelegt 
(sit  reus  coUistrigii),  der  Denunciant  hat  halben  Anteil  an  der 
Buße  und  an  der  Entscheidung  über  das  Leben  des  Straffölligen. 
In  L.  Alam.  wird  der  ertappte  Freie  coactus  et  convictus  vor  den 
Grafen  geführt,  und  der  Herzog  entscheidet  dann,  ob  er  verknechtet 
werden  soll. 

Eine  andere  englische  Synode  (691  oder  692)  ordnet  die  Straf- 
verknechtung mit  denselben  Worten  an  wie  L.  Baiuw. : 
»perdat  libertatem  suam«. 

Noch  andere  Gründe  zwingen  zu  der  Annahme,  daß  kirchen- 
rechtlichc  Quellen  den  alamannischen  und  bajuwarischen  Gesetz- 
gebem  zum  Muster  gedient  haben.  Die  Acten  »ex  concilio  regum, 
quibus  legatus  Romanae  sedis  interfuit  Bonefatius«  bestimmen  de 
die  dominico  cap.  23  :  *Si  quis  die  dominico  opcra  scrvilia  fecerit, 
Uber  homo  si  boves  iiinxciit  dextrum  bovcm  pcrdat«  ^).  Das  ist 
wörtlich  die  Bestimniun.;,  die  L.  l^aiuw.  l;c^cu1..  Alam.  neu  hin- 
zuc{efügt  hat.  Ein  concilium  rct^inn,  ini  Heisein  zweier  Könis^e, 
an  dem  Bonifatius  teilnahm,  kunnlc  nur  vor  der  Abdankung  Kari- 
manns,  also  zwisciu  n  740  und  747  stattfinden.  Da  es  ausge- 
schlossen ist,  daß  ein  von  hankischen  Königen  einberufenes  Concil 
das  damals  auf  alle  i'älle  noch  ganz  neue  hajii warische  X'olks- 
recht  ^)  citiert,  so  kann  dicst  s  concilium  regum  mit  Sicherheit 
als  Quelle  für  das  letztere  an  gesehen  werden.  Die  bayrische  Sy- 
node von  Dingolhng  entllich,  die  in  der  Zeit  von  769—771  statt- 
gefunden hat^),  be-innl  in  ihren  Akten  gleich  cap.  I  mit  der  Sonn- 
tacfsruhe ,  und  verweist  hierfür  nicht  allein  auf  das  Volk'^i  eclit 
(legem j,  sondern  auf  decreta  canonum,  auf  die  Beschlüsse  früherer 
Concilicn  *). 

natüiluh  nur  heißen-  er  soll  strn'^o«;  nus^ehcni  et  tl  iminns  debeat  30  solidos  pro 
poena.  bi  autcm  scrvtis  ah'  <pic  ciu>  -i  itu  > ;iir ,  verberibus  catdatur  ,  vcl  cuti>» 
prcüum  solvai  (tnub  Sühricgtld  tür  hciucllaut  bezahlen).  Si  autcm  liber[e]co  die 
operctur  [absqae  domiiu  inssu  (sie!)],  perdat  libcrtstcm  saam,  vel  60  so- 
lidos: et  saeerdos  duplum  debeat.  Ea  ist  nicht  anders  denkbar,  a]$  dass  ein  Ab- 
schreilier  den  Text  hier  sinnwidrig  Terdorlien  hat  Denn  wie  kann  ein  servns  liber- 
tatem perdere?  Das  absque  domini  inssu  ist  eine  sinnlose  Wiederaurnahme  des 
vorhergehenden  absque  eids  scitu. 

1)  Mansi  XII.  .Appendix  iio.  —  HefeU,  f'oncilicngCM  hichtc  III.  580  f. 

2)  Es  ist  entstanden  in  den  Jahren  739 — 749,  Sikrouer,  Deut±>chc  Rtchlbgc- 
scbicbtc^  pag.  246. 

3)  ffi/ilt  a.  a.  O.  III,  609  f. 

4)  Synode  von  Dingolfing  (Mansi  XII,  851)  cap.  i.  De  die  dominico  ita  con- 
Zeiuchfift  fiir  di«  («t.  tftutairisMMck.  Krfäiinnif thcft  tS.  ± 
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Die  Strafzumessungen  von  L.  Alam.  und  L.  Baiuw.  für  Freie, 
die  am  Sonntag  arbeiten,  haben  also  ihre  Quelle  in  Bestimmtmgen 
teils  der  angelsächsischen  Kirche  des  ausgehenden  7.  Jahrhunderts, 
teils  der  fränkischen  Kirche  im  Zeitalter  des  Bonifatius.  Das  ist 
für  unsere  Untersuchung  wichtig.  Denn  originäre  Schöpfung 
solcher  Vorschriften,  wie  sie  besonders  L.  Baiuw.  enthält,  könnte 
vielleicht  Schlüsse  über  die  Auffassung  der  wirtschaftlichen  Ar- 
beit in  damaliger  Zeit  rechtfertigen,  ähnlich  denen,  die  Wiitich 
gezogen  hat. 

Daß  es  in  Wirklichkeit  damals  etwas  ganz  Gewöhnliches  war, 
daß  der  vollfreie  Mann  wirtschaftliche  Arbeit  in  weitem  Umfang 
tat,  ergeben  außerdem  noch  mit  aller  Bestimmtheit  zwei  Quellen 
des  fränldschen  Reichsrechts  aus  verschiedenen  Zeiten  —  wiederum 
Sonntagsruhegesetze. 

Das  Decret  Childeberts  II.  von  596  verbietet  jedem  Freien 
(quiscunque  ingenuus)  am  Sonntag  alle  Arbeiten  außer  denen,  die 
zum  Lebensunterhalt  unbedingt  notwendig  sind,  und  setzt  für  den 
freien  Salfranken,  für  den  (freien)  Römer  und  för  den  Unfreien  be- 
sondere Bußen  fest*). 

Karl  der  Große  erläßt  789  in  der  Admonitio  generalis  ein 
ausführliches  Sonntac;st uhcgcsctz,  das  in  der  Hauptsache  auf  den 
Canoncs  des  3.  Concils  von  Orleans  (538)  beruht,  die  schon  in 
einem  Capitular  Pippins  (MG.  Cap.  1  36)  citicrt  sind. 

Darin  werden  verboten  ztmachst  im  allgemeinen  —  der  Tradition 
folgend  —  Opera  servilia.  1  )ann  wertlen  die  cinzelni^n  Arbeitsarten 
aufgezählt.  Nicht  nur  wirtschaftliche  Arbeit,  Feldarbeit,  opera 
ruralia,  auch  die  AV)haltung  von  Gerichtstagen  und  Jagden  muß 
am  Sonntag  unterbleiben 


stitntum  est,  \\\  tnli  honnre  habeatur  sicut  in  Ic^e  scriptum  est  et  in  dccrett'=  ca- 
noniun.  Et  st  quiU  pracsumpserit  frangerc  contra  legem  aut  decreta  canonuin,  tali 
pena  subjaceat  sicut  ibi  scriptum  est. 

1)  Childeberti  II  decreüo  596  Eebr.  29  MG.  Capttularien  (Boretius)  I.  p.  15  f. 
cap.  14.  De  die  domiaJco  placalt  obsenrare»  ut  si  quiscanque  ingemuut  excepto 

qnod  ad  coquendum  vel  ad  manducandttm  pertinet,  alia  opera  in  die  dämimco 
fnccrc  prnesumpserit,  si  Sniicus  fuerit,  solidos  15  componat;  si  Romany?;.  septem  et 
dimidium  solidi,  ScrviK  vero  trcs  solides  rcddat,  aut  de  dorsiUD  SUum  componat, 

2)  Admonitio  generalis  7S9  März  23  MG.  Capil.  I.  6l. 

.cap.  St.  Stattümus  quoque  secandum  quod  in  lege  Dominus  praccipit,  ut  oper« 
servilia  diebus  dombicis  non  agantar,  aicat  et  bonae  memoriae  genttor  mens  in 
suis  synodalibus  edictis  mandavit,  id  est  quod  nec  viri  niralia  opeia  excrceant . . . 
nee  ad  placita  conveniant  nec  vanationes  exerceant. 
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Diese  Stelle  zeigt  zugleich,  was  von  der  Bezeichnung  opus 
servile,  die  meines  Wissens  zum  ersten  Mal  697  in  den  Acten 
der  Synode  von  Berghampstead  *)  vorkommt,  zu  halten  ist*  Die 
Quellen  des  6.  Jahrhunderts  kennen  nur  die  Bezeichnungen  opus 
niralc  oder  corporaie  opus  Im  8.  Jahrhundert  ist  opus  serv  ile 
so  sehr  zur  stehenden  Redensart  geworden,  daß  die  Hss.  selbst 
die  Bibelcitate  in  dieser  Richtung  abändern*).  Placita  und  vena- 
tiones  sind  natürlich  kein  Knechtsgeschäft  Ein  materieller  Hin- 
tergrund ist  also  hinter  dem  Ausdruck  opus  servile  auf  keinen 
Fall  zu  suchen. 

Für  die  Zeit  vom  6.  bis  zum  Ende  des  S.  Jahrhunderts  läßt 
es  sich  also  nicht  bestreiten :  der  freie  Deutsche  arbeitete  in  seinem 
landwirtschaftlichen  Betriebe  für  gewöhnlich  tüchtig  mit.  Belegt 
ist  seine  Betätigung  allerdings  nur  für  die  in  der  Außenwirtschaft 
erforderlichen  Arbeiten,  für  die  Feldbestellung,  für  Bauarbeiten, 
Holzfallen  u.  s.  w.  *),  Häusliche  Verrichtungen  waren  Sonntags 
gestattet').  Wenn  diese  in  den  Aufzeichnungen  der  verbotenen 
Arbeiten  fehlen,  darf  daher  daraus  noch  nicht  geschlossen  werden, 
daß  sie  von  den  durch  das  Verbot  Betroffenen  nicht  getan  wurden. 

In  der  Außenwirtschaft  arbeitet  aber  der  Freie,  wie  früher 
gezeigt  wurde,  nicht  nur  für  sich  selbst.  Wenn  sein  Nachbar  ihn 
brauchte,  half  er  diesem  im  Feld  oder  bei  größeren  Bauarbeiten. 


i)  Vgl.  oben  pag.  48  note  4. 

3)  Com.  Aurcliauense  III.  538  MG.  Concilia  i.  82.  cap.  31.  De  upere  tarnen 
furmli . . .  oensninras  (seil,  esse)  abstenendam.  —  Guntchramni  regis  edictam  585 
Nov*  10.  MG.  Capit.  I.  11:  ab  omni  corporali  opere  suspendatur.  —  Conc.  Ton 
Cbalont  swischen  639 — 654.  MG.  Coocilia  I.  312.  cap.  18 :  nt . , .  die  Dominico 
ruralia  opera  .  . .  nullus  penilns  non  presumat. 

3^  Vf^l.  oben  p.  47. 

4)  Conc.  Aurel.  MG.  Concilia  I.  82. 

cap.  31:  De  opcrc  tarnen  rurali,  id  est  a  r  a  t  a  vel  viiiea  vel  sectione 
messione,  excnssione  (Aussaat) ,  e x a r t o  (Rodarbeit)  vel  1  a e p e  (ZSune 
sieben)  censuimua  abstenendam. 

Admonitio  generalis  789  Capit.  I.  61, 

cap.  81 :  .  .  quod  ncc  viri  ruralia  opera  exerccmt  ncc  in  v  i  n  c  a  c  o  1  e  n  d  a 
nec  in  c  a  m  p  i  s  a  r  a  n  d  o  ,  m  e  t  c  n  d  o  vel  f  o  e  n  u  ni  sc  c  :i  n  d  r»  ve!  «  a  c  p  c  in 
p  o  11  c  n  li  u  ncc  in  silvis  stirpare  vel  arbores  caedere  (tür  den  eij^e- 
nen  Holzbcdarf)  vel  in  petris  laborare  (Arbeit  in  Steinbrüchen)  nec  domos 
constraere  nec  tn  orto  laborarc.... 

Sl  Vgl.  das  oben  pag.  50  citierte  Dekret  Childeberts  II.  596.  —  Das  Edict 
Gantchranis  von  58S  (MG.  Capit,  1, 11)  gestattet  am  Sonntag  alles  an  tun  »quod  ad 
victum  pmeparari  convenit«. 

4* 
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So  verlangte  es  alteingebürgerte  Sitte. 

Wenn  nun  solch  ein  Freier  seine  Selbständigkeit  aufgab,  wenn 
er  sein  Land  einem  Mächtigeren  auftrug,  so  trat  er  zu  diesem  in 
ein  Abhängigkeitsverhältnis,  dessen  nähere  Beschaffenheit  für  uns 
gleichgiltig  ist.  Wichtig  ist  aber,  daß  dieser  Mächtii^erc  in  den 
meisten  Fällen  sein  Gut  sicherlich  schon  vorher  auf  dieselbe  Art 
bewirtschaftete,  wie  Tacitus  das  von  den  Freien  überhaupt  be> 
richtet.  Seine  unfreien  Hintersassen  hatten  von  jeher  ausgeholfen, 
wenn  die  im  Hause  wohnenden  Arbeitskräfte  nicht  mehr  ausreichten. 
Der  Freie,  der  in  seine  Munt  trat,  war  von  früher  an  strenge  Ar- 
beit gewöhnt,  unter  Umständen  zwang  ihn  die  Sitte,  seinem  gleich- 
gestellten Nachbar  mit  seiner  Arbeit  beizuspringen.  Was  sollte 
ihn  da  hindern,  sich  gegenüber  dem  Muntherm  zu  ähnlichen  Ar- 
beitslebtungen  zu  verpflichten? 

Die  Ansicht,  daß  die  Verpflichtung  zu  Wirtschaftsdiensten 
auf  Herrenland  mit  den  germanischen  BegrifTen  von  Freiheit  nicht 
vereinbar  sei  und  daß  sich  deshalb  nie  freie  Landleiher  zu  solchen 
vertragsmäßig  verpflichten,  hat  früher  Guerardy  in  letzter  Zeit  See- 
Hger  widerlegt  Die  von  Seeliger  fQr  diesen  Nachweis  Vorzugs- 
weise  benutzten  Trad.  Sang,  reden  sogar  einmal  ausdrücklich  von 
Diensten  freier  Leute.  764  schenkt  D.  »casa  curtile  et  terra  salica, 
et  servos  duos  his  nominibus  . .  . ;  ingenui  duo  commanent  ter- 
ram  illam  et  si  vultum  (wohl  statt  volunt  tum)  manire  post  obi- 
tum  meum,  qualum  servicium  mihi  fecerunt,  talem  faciant  vobis 
(dem  Kloster  Sangallen),  his  nominibus ...«'). 

Auch  der  Zustand,  da  diese  Dienste  nur  zur  Aushilfe  einge- 
fordert wurden,  wenn  der  Arbeitsbedarf  besonders  groß  war,  liegt 
in  den  Jahren  761 — 790,  in  denen  das  Kloster  SaiiL;allcn  beson- 
ders häufig  bei  seinen  Verlcihuni^on  Arbcitsleistuni;cn  der  Prcca- 
ristcn  ausbedin^t  laclii  so  lerne,  als  iriaii  denken  sollte.  Wäh- 
rend die  Natural-  und  Geldzinse  stets  per  singulos  annos.  jaiir 
für  Jahr  bezahlt  werden  müssen,  ist  bei  der  Festsetzung  der  Ar- 
beitsleistungen der  Zusatz  nicht  selten :  quando  opus  fucrit,  quandu 

l)  Guirard,  Polypt.  de  l'abb«;  Iriiiiiion  1844  I.  754  i.  822  und  Seeliger,  Grund- 
herrscfaaft  jm  frDb.  M  A.  p.  34. 

3)  Sangaller  Urk.Buch  no  42.  I.  pag.  43. 

3)  Die  Sangallcr  Ucbcrtragungsurkonden  setzen  in  folgendem  Verhiltnis  den 
census  —  unter  diesem  Ausdruck  werden  stets  alle  Afteo  von  Ge^nletstangea,  Ar- 
beit sogut  wie  2ins,  susammengefafit  —  fest: 
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opus  est'). 

Je  größer  die  einzelne  Grundherrschaft  war,  desto  mehr  wurde 
es  natürlich  zum  Bedürfnis  für  alle  Beteiligten,  derartige  Pflichten 
rechtlich  festzulegen.  Da  grundherrschaftliche  Aufzeichnungen  nur 
von  großen  und  größten  Grundherrschaften  auf  uns  gekommen 
sind,  ist  es  kein  Wunder,  wenn  in  ihnen  jede  Spur  fehlt,  die 
den  gedachten  ursprünglichen  Charakter  dieser  Dienste  erkennen 
Itesse. 

Daß  aber  in  der  Tat  die  Wirtschaftsdienste,  die  die  mittel- 
alterliche Grundherrschaft  von  ihren  Hintersassen  begehrt,  ursprüng- 
lich als  Hilfeleistungen  zu  denken  sind  —  ähnlich  denen,  wie  sie 
gleichgestellten  Nachbarn  geleistet  werden  müssen,  wird  sich  mit 
unwiderleglicher  Bestimmtheit  eigeben,  wenn  wir  im  folgenden 
Abschnitt  das  grundherrschaftliche  Arbettssystem  genauer  kennen 
lernen.  Unsre  Hauptquelle  hiefür  werden  die  Weistümer  sein, 
auf  deren  Bedeutung  für  wirtschaftsgeschichtliche  Untersuchungen 
schon  mchiiach  hingewiesen  wurde. 


in  den  Jahren 

Zins 

Aib«it 

Arbdt  nnd  Zins 

751—760 

4 

» 

761—770 

10 

t 

5 

771—780 

it 

5 

781  ■  790 

10 

1 

5 

791 — 800 

«9 

« 

3 

801  -  Sio 

23 

3 

811-820 

28 

3 

821  ^8}o 

48 

1 

831  840 

28 

1 

841—850 

18 

I 

I 

l'ntp.r  »Zins«  ist  Geldzins  oder  Naturalzins  oder  beides  ?u«iammen  zrx  ver«(tehen.  — 
trst  ieit  den  760er  Jahren  wird  die  Zahl  der  Tr?id.  überhnupt  so  proß,  daß  solche 
Vergleiche  sinngemäß  angestellt  werden  können.  Und  merkwürdig ,  gerade  anter 
diesen  ittasten  Dokunenten  spielt  die  Venbredimg  von  Arbeitsleistungen  diese 
Rolle. 

1)  770  S.GaU  U3.  I.  no  56:  tndo  atqne  tnasfniidot  in  em  ratione,  nt . . . 
censnm  . . .  peisolTsm ,  idest  per  singnlos  annos  30  siclas  de  cervisa  . . . 
et  qunndo  opuü  fuerit  atit  »d  me<;sem  vel  pratam  coUigendom  vel  sd  reliqns 
ilD  passiato  {Du  CtVM^v  =  en  pais'j  faciuin. 

7S7  no  113:  in  censum  vubis  annis»  singulis  persolvamus  7  maldras  de 
grsno  . . . et ,  • . arsre  debeamos  et  6  dies  in  anno,  qnando  opus  est  foris 
(sie!)  opeme  sive  in  messe  vel  roenum  secandnm.  mittamns  diios  asandpia  in  opus 
vestram;  et  qnaado  opus  est  pontes  aedificsre  ve!  novas  faceie,  mitUmns  «niun 
bomincitt  ad  opus ...  et  sit  ibi  tantos  dies,  qaantvm  necesse  est. 
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III.  Abschnitt 

Das  gnindherrschaftliche  Arbeitssystem. 

Als  let/tcs  ArL;iiincnt  Liegen  die  AiifTassung,  daß  die  grund- 
herrschaftliclu  n  W  irtschaltsdicnstc  ohne  Unterschied  von  Freien 
lind  von  üntrcicn  geleistet  wurden,  Ivünnte  yelteiul  Ljeniacht  wer- 
den I''ormula  Turon.  43,  wornach  der  Commendant,  der  nichts 
mehr  hat,  wovon  er  sich  ernähren  oder  kleiden  könnte  (unde  me 
pascere  vel  vestire  debeam),  sich  dem  Muntherrn  zu  ingenuiÜ 
ordinc  servicium  vel  obsequium«  verpflichtet^).  Ks  muß  also  nach 
der  Anschauung  jener  Zeit ')  auch  Dienste  gegeben  haben,  die 
einem  Freien  nicht  zugemutet  werden  konnten,  die  immer  nur 
von  unfreien  Knechten  verrichtet  wurden.  Darnach  könnte  es 
scheinen,  die  im  letzten  Abschnitt  gezogenen  Folgerungen  gehen 
zu  weit. 

Allein  bisher  wurde  nur  der  Nachweis  geführt,  daß  die  zu 
einer  Grundherrschaft  gehörigen  Leute  alle  —  ohne  Unterschied 
des  Standes  —  zur  Arbeit  im  grundhcn  liehen  Betrieb  herange- 
zogen wurden.  Darüber,  wie  weit  die  Verpflichtung  zur  Arbeits^ 
leistung  für  den  Einzelnen  ging,  welche  Arbeiten  von  ihm  verlangt 
wurden  und  welche  nicht,  müssen  wir  erst  noch  ins  Klare  kommen. 

Von  Arbeiten,  die  der  Freie  in  der  eigenen  Wirtschaft  ver- 
richtete, haben  wir  bisher  nur  solche  in  der  Außenwirtschaft  kennen 
gelernt  Aber  das  hatte  seinen  Grund  in  der  Natur  der  benutzten 
Quellen.  Und  dann  darf  man  auch  nicht  ohne  weiteres  annehmen, 
daß  die  Grundherrschaft  keine  anderen  Arbeiten  von  ihm  ver- 
langte, als  er  sie  bisher  zu  tun  gewohnt  war. 

Als  Gegensatz  zu  »ingenuilt  ordine  serviciumc  wird  man  von 
vorneherein  die  Arbeit  derjenigen  unfreien  Arbeiter  vermuten,  die 
im  herrschaftlichen  Hauswesen  selbst  wohnen,  die  Arbeit  des  un- 
freien Haus-  und  Hofgesindes.  In  der  Tat  findet  diese  Vermutung 
durch  eine  vorzügliche  Quelle  des  12.  Jahrhunderts  Bestätigung. 

§  X.  Die  Arbeit  des  unfreien  Gesindes. 

Um  das  Jahr  1144  nahm  der  Abt  Meynhardus  von  Maurs- 

1)  MG.  Korinulne  pn^.  15S.  Die  Forincl  nimmt  doch  ofTenlKTr  auf  ciiic!!  kleinen 
Bauern  licziig,  rnu  dem  immer  mehr  rückwärts  gegangen  i^l  uiiU  tlet  jet£t  sein 
Gut  gegen  landwirtschaftliche  Dienste  verliehen  bekommt. 

2)  Die  Formeln  von  Tours  sind  entstanden  gegen  das  Ende  der  Merowinger' 
zeit,  SeMder*  26$. 
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TTJÜnstcr  im  Klsass  ein  Wcistum  über  die  Rechte  seines  Klosters 
auf).  Dieses  hat  3  Arten  von  Hufen:  »mansiingenui  seu  liberi, 
mansi  serviles,  mansi  proprii«. 

Den  hauptsächlichsten  Bedarf  an  landwirtschaftlicher  Arbeit 
decken  die  Dienste  der  mansi  serviles.  Die  mansi  ingenui  leisten 
nur  Spanndienste.  Aber  auch  von  den  mansi  serviles  dürfen  ge- 
wisse Arbeiten  nicht  verlangt  werden:  »pro  his  ac  talibus  seu  aliis 
minimis  praefatis  iusticiolis«  haben  die  Besitzer  der  mansi  ser- 
viles —  so  berichtet  das  Weistum  —  »ex  omnibus  mansis  heredi- 
tatis  sue  quosdam«  ausgeschieden  und  dem  hl.  Martin  aufgetragen. 
Die  Inhaber  der  so  entstandenen  mansi  proprii  sind  »ad  omnia  ac 
si  proprii  servi«  dem  Kloster  zu  gehorchen  verpflichtet. 

Was  für  ein  Vorgang  verbirgt  sich  zwischen  dieser  zweifellos 
tendenziösen  Darstellung?  Das  Kloster  bezog  offenbar  schon  seit 
langer  Zeit  von  den  Inhabern  der  mansi  liberi  und  der  mansi 
serviles  gewisse  Dienste.  Die  mansi  proprii  wurden  vom  Kloster 
erst  später  ausgetan.  Das  geht  aus  dem  Texte  des  Weistums 
deutlich  hervor. 

Die  Dienstpflicht  der  mansi  proprii  wird  zu  der  der  mansi 
serviles  in  scharfen  Gegensatz  gebracht  Arbeiten  in  Haus  und 
Hof  dürfen  den  Inhabern  der  mansi  serviles  nicht  zugemutet  wer- 
den, sie  müssen  von  denen  der  mansi  proprii  verrichtet  werden: 
so  das  Dreschen  des  Getreides  imd  das  Messen  und  Sortieren 
der  gedroschenen  Frucht  auf  der  Tenne  (in  area).  Die  Wein- 
trauben werden  von  allen  bis  zur  Kelter  befördert,  aber  nur  »mansi 
proprii  torculas  intrabunt,  uvas  inportabunt,  in  prelo  calca- 
bunt«  (in  der  Presse  treten).  Das  Holz  wird  von  allen  bis  zur 
Küche  oder  bis  zur  Bäckerei  (pistrinum)  getragen,  aber  imansi  ser- 
viles non  importabunt,  non  secabuntc. 

Diese  betreten  überhaupt  kein  herrschaftliches  Gebäude  (do- 
mum  non  intrabunt),  weder  um  einen  Merd  zu  bauen,  noch  um 
den  Bacl.ofen  zu  liLizen,  noch  um  zu  kochen  oder  nni  zu  essen 
oder  zu  trinken.  TJas  einzi;^^e  Mal,  wo  es  unumt;än|^lich  notwen- 
dig ist,  beim  Abladen  der  l  '.rntewai^xn,  wird  es  ausdrücklich  her- 
vorgehoben; >in  dominicam  i^^ranicam  (Scheune)  intrabunt«. 

Die  mansi  proi)rii  müssen  die  Kloaken  reinig-en,  während  die 
mansi  serviles  beim  ^ Stalldienst«  auch  den  Stall  nicht  betreten. 
Sie  müssen  nur  außen  den  Mist,  den  die  mansi  proprii  heraus- 

I)  Schoepßin,  Alsatia  Diplomatica  1773  1.  {wg.  MS-^SJO.  Nr.  275.  Die  «Dif- 
frentiae  mansorum«  ebd«.  pag.  337. 
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werfen,  auffangen  und  zum  Haufen  schichten  (s  u  b  d  i  v  o  in  unum 

congciunt). 

Die  Arbeitszeit  der  mansi  serviles  ist  genau  begrenzt :  vor 
dem  ersten  Glockenzeichen  müssen  sie  antreten;  wenn  e«;  zur 
Vesper  läutet,  sollen  sie  nach  Hause  gehen.  Die  mansi  proprii 
müssen  nachts  den  Hof  bewachen,  ev.  den  >Stock«,  das  GefänL,^- 
nis  (cii)i)uni  dominicuni).  Auf  Reisen  müssen  sie  den  Abt  be- 
gleiten :  »ad  oninia  et  in  omnibus,  ac  si  proprii  servi,  obtempc- 
raluint«.  Sie  sind  nach  ihr(  T- ^lanzen  Stellung  in  der  grundhcnschatt- 
lich(m  Arbcitsorganisaticm  nichts  anderes  als  unfreies  Hofgesinde. 

Und  doch  sind  sie  mit  mansis  beliehen.  Man  muß  allerdings 
vermuten,  daß  der  mansus  proprius  das  Normalmaß  eines  mansus 
nicht  erreichte.  Ein  Hauswirt,  der  eine  ganze  Hufe  bebaut,  kann 
unmöglich  zu  täglicher  Dienstpflicht  herangezogen  werden.  Dem- 
entsprechend beziehen  die  possessorcs  der  mansi  proprii  ihren 
ganzen  Lebensunterhalt  vom  Kloster  (comedunt  sufficienter  ac 
bibunt),  während  die  übrigen  Fronarbeiter  nur  an  den  Tagen,  an 
denen  sie  für  das  Kloster  arbeiten,  von  dort  verpflegt  werden 
Aber  jedenfalls  stellen  auch  die  mansi  proprii  eine  selbständige 
Wirtschaft  vor. 

Woher  rührt  dann  der  scharfe  Gegensatz,  in  den  ihre  Dienste 
zu  denen  der  mansi  serviles  gebracht  werdend  Wir  haben  schon 
oben  darauf  hingewiesen,  daß  ohne  Zweifel  die  Verleihung  der 
mansi  proprii  jüngeren  Datums  ist  als  die  von  mansi  liberi  und 
serviles.  Der  Name  mansi  proprii  macht  es  sehr  wahrscheinlich, 
daß  es  ursprünglich  eigene  Leute  des  Klosters  waren,  die  auf 
diese  Hufen  gesetzt  wurden.  Dazu  passen  auch  die  Arbeiten,  die 
von  ihnen  verlangt  wurden.  Wir  finden  hier  also  den  interessanten 
Vorgang,  daß  unfreies  Hausgesinde,  das  bisher  im  herrschaftlichen 
Haushalt  lebte,  auf  Teilen  des  herrschaftlichen  Grundbesitzes  an- 
gesiedelt wird  und  doch  in  der  Arbeitsteilung  innerhalb  der  Gnmd- 
herrschaft  seine  Stellung  als  Gesinde  behält.  Ihre  Dienste  sind 
auf  ihren  Grundbesitz  radiciert,  wie  die  der  mansi  serviles  und 
der  mansi  ingenui. 

Diese  Umwandlung  ist  bei  der  Abfassung  des  Weistums 
(Mitte  des  12.  Jahrh.)  noch  nicht  aus  der  Erinnerung  verschvnin- 

1)  Abbas  antem  anicuupic  secantium  dmfe  debet  puen  boBftitnin,  alter»  anno 

carnes  ,  altero  caseutn  et  itcin  nltcro  viniim  ,  altero  ccrevi^iam  .  .  .  abba?  uni- 
ciiique  arairo  tres  panc:^  darc  dcbet,  ad  tha  iugera  cerevisiam,  ad  quartum  Tinum. 
üchoepfltn  a.  a.  O.  pag.  225.  226. 
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den,  ja  sie  war  für  die  Auffassung  der  Zeitgenossen  vielleicht  ein 
Novum.  Trotzdem  die  Dienste  der  mansi  proprii  somit  auf  dem- 
selben Rechtsgrund  beruhen  wie  alle  andern,  dieser  ganz  bewußt 
zum  Ausdruck  gebrachte  Gegensatz. 

Es  kann  demnach  kein  Zweifel  sein,  daß  auch  in  früheren 
Zeiten  zwischen  der  Arbeit  frondender  Hintersassen  und  dem 
Dienst  des  unfreien  Hofgesindes  scharf  geschieden  wurde. 

Das  ist  auch  der  Sinn  der  Abmachung  von  Form.  Turon.  43. 
So  bitter  dem  Commendanten  die  Not  auch  zug^etzt  hat,  er  bleibt 
doch  auf  seiner  Hofstelle  und  leistet  daher  nur  »ingenuili  ordine 
servicium«.  Die  Dienstleistungen  in  Haus  und  Hof  des  Herren, 
die  dessen  Gesinde  verrichtet,  werden  von  ihm  nicht  gefordert. 
Es  ist  m.  E.  derselbe  Vorgang,  wie  wenn  sich  im  8.  Jahrh.  ver- 
schiedene Sangaller  Prccaristen  verpflichten,  »quandoopus  est  foris 
operare«  oder  zu  einigen  Arbeitstagen  »inforano  opere<>). 
Alle  Arbeit  in  der  Außenwirtschaft  ist  ingenuili  ordine.  Es  liegt 
in  der  Natur  der  Innenwirtschaftsarbeit,  daß  der  Arbeiter  zu  jeder 
Tageszeit  für  sie  zu  haben  sein  muß.  Darum  muß  das  Hofge- 
sinde womöglich  im  herrschaftlichen  Haushalte  leben'). 

§  3.  Oekonomische  Bedeutung  des  Frondienstes. 

Wie  das  Beispiel  von  Maursmünster  gezeigt  hat,  ist  der  Ge- 
gensatz zwischen  Gesindearbeit  und  Frondienst  schon  im  12.  Jahrh. 
im  Begriff,  verwischt  zu  werden.  Das  ist  insofern  bezeichnend,  als 
es  am  Ende  des  Mittelalters  kaum  eine  landwirtschaftliche  Arbeit 

gc^a:ben  hat,  die  nicht  als  auf  Grund  und  Boden  radicierter  Fron- 
dienst geleistet  werden  konnte.  Es  hätte  daher  keinen  Wert, 
wenn  wir  die  hier  in  Rede  stehenden  Arbeitsarten  zusammen- 
stellen wollten.  Wir  kennen  uns  hier  umsomchr  auf  einige  an- 
deutende Worte  beschränken,  als  alles  Wichtige  über  die  ökonomi- 
sche Bedeutung  des  Frondienstes  aus  den  l'nUMsuclningen  von 
Guirard,  Inatna-Stt  rntgg,  Lamprecht  zur  Genüge  bekannt  ist. 

Im  V(jrd(ML;run(ic  .stehen  die  Dienste  zur  Bestellung  des  herr- 
schaftlichen Sallandes :  Pflugarbeit  und  Krntoarhrit  sind  daxon 
die  wiclitigstcn.  Die  Bespannung  der  Dicnstpflichtii^cn  wurde 
nicht  allein  zum  Einfahren  der  lernte,  sondern  auch  zum  Trans- 
port der  Zinse  und  sonstigen  Einnahmen,  später  auch  zur  Ver- 

I)  S.Gall  U.B.  no  113 (787):  quiido  opus  est  foris  operare  sive  in  messe 
▼«1  foenum  secsoduiu.  no  140  (795):  in  forano  opere  in  dies  ties. 
3)  Grimm,  RecbteaUertünier  ^  I,  4S7. 
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oiittlunr^  des  Handelsverkehrs  herangezogen*).  Auch  der  t^rund- 
herrhche  Nachrichtendienst  war  durch  Frondienst  organisiert  *) ; 
ebenso  die  für  die  Sicherheit  des  I'ronhofes,  der  Vorräte,  der 
Herden  und  vor  allem  die  zum  Schutz  der  Krnte  notwendigen 
Wachdienste  des  weiteren  Bau-  und  Herstcllungsarbeiten  aller 
Art,  besonders  das  Errichten  von  Zäunen  auf  herrschaftlichem 
Boden  *). 

Auch  der  Weinbau  wurde  in  manchen  (jrundherrschaftcn  von 
trondcnden  Bauern  betrieben,  obwohl  man  die  hier  erforderliche 
Sorgfalt  nur  von  einem  Arbeiter  erwarten  sollte,  der  am  Ertrag 
des  Weinbergs  interessiert  ist  *) ;  und  das  ist  der  Fronarbeiter  der 
Natur  der  Sache  nach  nicht. 

§  3.   Dinghcher  Charakter  der  Verpflichtung  zum  Frondienst. 

Die  frühesten  gmndherrlichen  Aufzeichnungen,  die  Urbarien 
des  9.  und  10.  Jahrhundert'^,  haben  zwei  Methoden,  die  der  Grund- 
herrschaft zufließenden  Arbeitsleistungen  zu  verzeichnen.  Die 
einen,  so  das  Folyptychon  Irminons,  des  Abtes  von  St.  Germain 
des  Pr6s,  führen  die  auf  herrschaftlichem  Grundbesitz  sitzenden 
coloni,  Udi,  servi  namentlich  auf  und  setzen  bei  jedem  die  Zinse 
und  Leistungen,  die  er  schuldet,  hinzu.  Z.  B.  Fol.  Irmin.  VXII.  6: 
»Genilfus  colonus  et  uxor  eius  colona,  nomine  Saxa,  homines 
sancti  Germani.  Tenet  mansum  ingenuilem  i,  habentem  de  terra 
arabili  bunuaria  2  et  dimidtum,  de  vinea  aripennum  i  et  quar- 
tarn  partem  de  aripenno.  Arat  ad  hibematicum  pertlcas  4,  ad 
tremtsam  perticas  2.   Cetera  solvit  sicut  Vulfardus«  *). 

Die  anderen,  so  das  Foljrptychon  der  Abtei  Saint-Remi  in 
Reims  8  verzeichnen,  nach  Ortschaften  getrennt  den  herrschaftlichen 
Grundbesitz  und  die  von  den  einzelnen  Hufen  eingehenden  Be- 
züge an  Zins  und  Arbeit.  Z.  B.  Polypt.  S.  Remigti  XIII :  »Notitia 
census  debiti  villarum  S.  Remigii,  quantum  solvitur  ab  ipsis,  qui« 
busve  terminis : . . .  16.  De  Isla  15  mansi  de  terra  de  S.  Chosma,  sol- 
ventes 10  solidos  in  festo  S.  Remigii,  in  Nativitate  1 5  pullos  cum 
Ovis,  in  Pasca  similiter.  In  vindenuts  vero  debet  unusquis- 


1)  Lamprecht  a.  a.  ü.  I.  812  f.,  816  f.,  II.  248. 

2)  ilrid.  1. 809. 

3)  ibid.  L  781. 

4)  Guerard,  Polyptyqtie  de  l'abbi  Irminon  I.  763  f. 

5)  Guerard  I.  746  f.  Dazu  Inamn^S^meggt  Wirtschaft^eschicbt«  L  414  f> 
0)  Gttirturd  a.  a.  O.  II.  70  f. 
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que  mansus  15  dies  et  post  15  (seil,  dies  laborare)« 

Beide  Methoden  zugleich  verwendet  das  Prümer  Urbar,  so 
z.  B. :  »Est  in  Kerpene  mansus  i  et  iugera  12.  Mansus  solvit  so- 
lides 5.  Baldutcus  habet  in  Kerpene  mansum  i  et  iugera  11. 
Farabertus  habet  in  Oreheym  mansa  5.  Solvit  unusquisque  libram 
lini,  pro  suate  denarios  12,  pro  hostilicio  denarios  9,  puHos  5,  ova 
10;  iugera  facit  et  corvadas,  tres  dies  in  ebdomada,  claudtt  in 
curte  et  in  campo,  wactas  facit  in  dominico«*). 

In  den  späteren  Urbarien  ist  es  durchaus  die  Regel,  daß  die 
Dienste  als  Lasten  der  einzelnen  Güter,  nicht  ihrer  Inhaber  auf- 
gezeichnet werden.  Ein  Blick  in  die  Uebertragungsurkunden  einer 
Großgrundherrschaft  —  wir  wählen  wieder  die  überaus  ergiebigen 
Sangaller  Traditionen  —  zeigt,  warum  diese  dingliche  Auffassung 
der  Arbeitslasten  in  der  frühmittelalterltchen  Grundherrschaft  all- 
gemein werden  mußte: 

Der  Tradent  der  mit  seinem  dem  Kloster  übertragenen  Grund- 
besitz wieder  beliehen  wird,  nimmt  die  Verpflichtung  zu  Arbeits- 
diensten nicht  nur  für  seine  Person  auf  sich.  Regelmässig  wird 
in  den  Urkunden  zugleich  auch  festgesetzt,  daß  die  Krben  des 
Tradenten  nur  dann  im  Besitz  des  Gutes  bleiben  sollen,  wenn  sie 
dieselben  Leistungen  erfüllen 

l)  Guerard,  Polypt.  de  S,  Remy  de  Reintk  1853  pag.  25.  27. 

21  Beyer,  MittcTrhein.  U.B.  Band  I.  1860,  no  135.  pag.  187. 

3)  Für  N  ntiiral/iiis  tindet  sich  diese  Claii'^el  ^rhnn  in  der  ältesten  Tiad.  Sang 
(U.B.  no  3)  zwischen  716 — 720  ;  Ego  E.  et  ßlii  mei  I .  atque  R,  .  .  .  tradimus  ...  in 
anno  reddamus  Cktiam  de  vino  tu  caTram  d«  sUigine  et  ovratit  de  feno  et  firis» 
kingam.  Et  si  filüs  meis  infantes  nati  fuerint» . . .  ita  solvent  censum  et  babeant 
potestaten :  si  nolaerint  cefisan  inde  reddeie,  onmia  , .  •  sint  coneessa  ad  ecdesiam 
SGftllonis. 

Für  Ailieitslcistungen  zum  ersten  Male  754  (no  18):  .  .  ,  pro  i^sta«?  re«5  proscr- 
virc  X  'jI'i  aniiis  .sin^julirs ,  hoc  est  30  seglas  ccrvesa,  40  panis ,  frischenga  trcim  sse 
valienu  t:i  30  mannas  et  ararc  duos  jucbos  in  anno  et  rccollcgere  et  intus  ducere 
et  angaria,  ubi  obas  est.  Et  si  Infam  mens  simitl  proservire  volneric ,  fadat  sicut 
saperias,  et  si  proservlre  nolnertt,  nullam  babeat  potestatem.  —  789  (no  120) : .  . . 
annis  singalis  exinde  censum  solvere»  hoc  est . .  *  et  nnaqoaque  selga  mram  ju- 
Cham  arare,  sicut  mos  est  in  domnico  arare,  et  3  dies  ad  necses  coUegere  et 
alios  2  ad  fenare;  et  filii  mei  A.  et  H,  et  R.  et  connn  filii  ipsum  censnm  solvnnt 
et  ipsn«?  re«i  yiossedennt.  - —  809  (no  203)  tritt  1'..  dcu  Besitz  an,  mit  dein  sein 
Vater  vom  Kloster  beliehen  wordcu  war  ;  in  ea  ratione  .  . .  ut  cum  eodem  ccnsu, 
i)uuin  pater  mens  solvebet .  . .  ego  ijisc  proservire  debeam  annis  singalis,  id  est  5 
denarios  et  tres  operare  in  anno  dies,  in  fosslone  Tinearnm  onum  et  in  secatime 
foeni  nnvm  et  in  messione  «n«m,  et  tres  jumales  arare  in  anno  nno.  Similiter  faciant 
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Dnss  die  Sangaller  Traditionen  besonders  häufip^  im  VcrL^leich 
zu  andern  Urkunden  jener  Zeit  Erblichkeit  derFrecarie  statuieren^), 
ist  für  uns  nebensächlich.  Jedenfalls  zeigen  die  angeführten  Stellen, 
daß  die  Erfüllung  der  im  Prccaricnvertrag  festgesetzten  Dienst- 
pflicht eine  wesentliche  Voraussetzung  für  die  Ver- 
erbung des  Bcsitzrcchtcs  am  Leihegut  bildet  Da  ist  es  denn  ganz 
natürlich,  daß  in  der  Auffassung  des  Grundherrn  Zins  und  Dienst 
als  Leistung  des  Gutes  galten,  nicht  seines  Besitzers. 

Für  die  tatsächliche  Ableistung  der  Arbeitspflicht  folgt  aus 
dieser  Verdinglichung,  daß  es  gleichgültig  ist,  wer  die  geschuldete 
Arbeit  leistet.  Das  belastete  Gut  muß  eben  dafür  aufkommen, 
daß  dem  Herrn  das  bestimmte  Quantum  an  Arbeitskraft  zur  Ver- 
fügung gestellt  werde.  Diese  Consequens  hat  das  Kloster  San- 
gallen schon  frühe,  in  der  2.  Hälfte  des  8.  Jahrhunderts  bei  seinen 
Leiheverträgen  gezogen 

Manche  Gnindherrschaften  mögen  erst  später  diesem  Beispiel 
gefolgt  sein.  Aber  das  ist  für  unsere  Untersuchung  nebensäch- 
lich, denn  wir  wollen  ja  das,  was  für  den  Frondienst  als  Arbeits- 
system wesentlich  ist,  was  dem  System  über  die  localen  und  zeit- 
lichen Verschiedenheiten  hinaus  gemeinsam  bt,  zur  Darstelliuig 
bringen. 

Im  späteren  Mittelalter  galt  die  Auffassung  von  den  Fron- 
diensten als  Reallasten  ohne  jede  Atisnahme.  Denn  als  in  dieser 
Zeit  landwirtschaftliche  Lohnarbeiter  aufkamen,  konnte  der  Fron- 
pflichtige auch  solche  mit  der  Vertretung  beauftragen*). 

filU  mei  et  procreatio  mea  legitUna pmedictam censtun  soivwt ....  st  casdcm  habere 
voluerint  res.  —  837  oder  828  (no  304)  . .  .  ea  ratione,  ut  ipsi  (die  Beliehenen)  et 

fiÜi  ipsoriim  et  omnis  procrentio  iJlonim  eandcm  hobam  habcant  et  nnni?  sine;  ili;, 
indc  cciiMiin  persuivaiu,  iü  ot  iIciLin  modia  de  graiui  et  pullos  12  et  cum  carr;i 
quatuor  bubus  adjunclis  duas  ductioncs  faciam. ...  Vgl.  ausserdem  no  äo  {yjö)  noSo 
(779)  no  113  (787). 

I)  SuKga^,  Gnmdtacmcluift  pag.  15. 

t)  759  (no  24)  * . .  aniüs  ingnlis  persolvam  cenaitm  inde ,  id  est . . .  uiiiiis  lio* 
mmis  anni  vertsate  opcras  tres;  ebenso  762  (no  33).  —  776  oder  779  (no  80): . . .  ut 
nobis  censum  solvat,  hoc  est .  .  .  et  per  ^lui^ulas  araturas  siliLiulris  juchcs  .nraie  faciat  et 
collcpere  et  intus  ducerc.  —  779  110  SO-  rcnsum  .  . .  solvain ,  hoc  est  .  .  .  et  juch'jm 
unum  arare  et  semin:^ic  i'aciam  et  intus  üucere  —  no  89  unum  juchum  ararc 
ciam  et  nnmn  diem  ^ugare  aonis  singulis.  —  7S7  (no  113):  mittannis  duoa  inancipia 
ia  Opas  vestrum . . .  nittainas  unam bommem  ad  opus;  847  (ao  403):  duos  dies  in 
estivali  tempore  operari  faciam. 

3)  W.  SennheitD,  Elsafi  (1354)  Grimm  IV.  118  f.:  wer  das  ein  hueber  Ute  fe- 
wuune  umb  Ion,  die  sinen  tagwen  (Frondienst)  soUent  voUebringen . . den  sont  wir 
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§  4.  Frauenarbeit. 

Wir  haben  gesehen,  daß  die  Verpflichtung  zum  Frondienst 
schließlich  darauf  hinauslief,  daß  das  belastete  Gut  für  die  im  ein- 
zelnen Fall  geforderte  Arbeitskraft  aufkommen  mußte.  Je  nach 
der  Art  der  Arbeit,  die  geleistet  werden  mußte,  stand  daher  nichts 
im  Wege,  daß  Frauen  den  Frondienst  leisteten ).  Wie  die  ange- 
führten Stellen  zeigen,  werden  sie  hauptsächlich  zum  Mähen  und 
anderen  Emtearbeiten  verwendet. 

Für  uns  ist  nun  von  besonderem  Interesse  die  eigentümliche 
Behandlung,  die  die  Fronarbeiterinnen  genießen.  In  Valmunster 
darf  die  verheiratete  Arbeiterin  am  Frontage  ihr  Kind  und  ihre 
Magd  mitbringen.  Alsdann  fallt  der  Herrschaft  nicht  nur  die  Ver- 
pflegung der  Arbeiterin  zur  Last,  sie  muß  auch  Kind  und  Magd 
verpflegen  als  andere  Fröner').  Oder  aber  die  Frau  bekam  aus- 
drücklich Zeit,  ihre  Kinder  zu  versorgen  ^). 

Man  wird  zugeben  müssen,  daß  in  vielen  Fällen  die  Heran- 
ziehung von  Frauen  zu  Frondiensten  eine  Art  Zwangsmaßregel 
der  Herrschaften  darstellt^).    Aber  selbst  unter  solchen  an  sich 

mit  e&sen  und  trincken  tuen  ab  anderen  unseren  gedingten  knechten  und  einen 
nftdiUeip  (vgl.  unten)  geben. 

1)  W.  ZilUaheim  (Oberelsaß),  Grimm  IV.  69:  Item  vonn  mmd  ab  den  fron- 
gflettent,  so  ein  fraw  abblissin  cue  Z.  ligen  unnd  den  hnebern  verltthen  hat,  so  man- 

nig  huoben  ein  huebcr  tregt,  der  soll  zue  ycder  buch  zwen  schnittet  geben,  me 
detn  winicrkhorn  ein  mann  unnd  zue  dem  habern  ein  woi!>  .  .  •  VV.  Nothaldcn  (Unter- 
elsaß), I  6S3  .  .  .  zwei  iLsr  nach  einander  einen  kneht  an  die  matte,  howe  helfen  ze 
machen,  und  am  dritten  jarc  ein  megetia.  —  VV.  \Vtdcu:>olcu  (Oberelsalij  1304  IV. 
160:  nnd  aoent  die  snitter  wip  sin  und  nüt  man. 

2)  W.  ValmUnster  Lothringen)  I497i  Crimm  II.  67:  Were  auch  sach,  daft 
ein  fraw  die  froin  thete ,  so  mag  sie  mit  ihr  bringen  ihr  kindt  nnd  ihr  magt ,  die 
du  kindt  hUctc ;  die  sollen  alles  das  genießen,  alß  andere  fröncr.  [Item  dcß  mor- 
gens sollen  sie  han  wnßer  und  brodt,  und  zu  initfnje  hu.di  und  kcßbrude.] 

T,)  VV.  Ohnenh'-  im  ( l  ntcrclsaß;.  Anf.  15.  Jh,  Urintm  1\  .  i-) ;  VVns  frowcn  sint  ouch 
am  snitte,  die  soellent  har  jn  ^an,  so  der  hirte  jnj;alt  ze  undern  (wenn  das  Vieh  sich 
anf  der  Weide  in  den  Mittagsstunden  niederleget  und  rnht,  ScMmtUtr,  Uayr.  W.B.  I. 
Sp.  ti6)  nnd  soellent  wider  asgon,  so  das  vihe  usgat.  W.  Weier  aufm  Land 
(Obetelsaß)  1480  IV.  an:  wer  es,  d<  man  die  frauwen  mannete, so  sollen  sie  henwen; 
nondweres  dz  ein  frauw  ein  khindt  daheimen  hcttc,  so  soll  sy  heimziehen  3  stundt 
im  tnije  und  soll  rw  jrcn  kimlcii  Ini/en  .  .  VV.  Buch  (Reg.I^ez.  Coblenz)  1551  II.  199: 
Und  ob  in  die-'-cr  (heu-  ulicil  ^.in  Iiluiucm  pii  mn  were,  «o  soll  sie  voll  macht 
haben,  binnen  rügen  ('j  und  schiiifi/cit  der  mitarbeiter  ire  kmdcr  mit  gepürlicber 
seit  SU  Tcrsehen  und  alsdan  widderunb  kommen ,  and  unseres  gn.  herm  werck  sn 
dem  ende  verhellfen. 

4}  W.  Bliea>Ransbach  (bei  Saargemflnd  1533),  Grimm  IL  36:  wan  ein  armer  sein 
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unerfreulichen  Verhältnissen,  wie  sie  R.  in  Ransbach  zweifellos 
vorlaj^en,  wird  noch  darauf  Rücksicht  genommen,  daß  die  Frau 
zu  Hause  unentbehrlich  ist. 

§  5.  Arbeitszeit. 

Ks  kann  uns  hier  nicht  darauf  ankommen  zu  ermitteln,  wie 
viele  Frontage  in  jetleiii  Wirtschaftsjahr  die  Grundherrschaft  im 
allgemeinen  von  tlcn  ilir  zu  Diensten  veri)fiichtctcn  Leuten  ver- 
lani^t.  1  >ie  unglaubliche  Mannigfaltis:^keit  dieser  Bestiniinimp;^en 
macht  es  völlig  unm()glich,  in  dieser  Kichtuni^  irgend  weiche  all- 
gemein gültige  Grundsätze  festzustellen.  Schon  die  wenigen  Ci- 
tate,  die  wir  aus  den  Sangaller  Traditionen  geL;ehen  haben,  zeigen 
zur  Genü[,^{\  welche  Schwankungen  in  dieser  Beziehung  innerhalb 
einer  Grundherrschaft  bestanden.  Dagegen  ist  zu  erwarten,  dafi 
die  Dauer  des  einzelnen  Frontages  sich  nach  Regeln  bestinunt, 
die  bis  zu  einem  gewissen  Grade  allgemein  anerkannt  waren. 

Der  Arbeitstag  des  landwirtschaftlichen  Arbeiters  im  Mittelalter 
läßt  sich  natürlich  nicht  nach  Stunden  bemessen.  Denn  unsrc  Hintei- 
lung des  Tages  in  Stunden  zu  je  60  Minuten  ist  dem  früheren  Mittel- 
alter —  vor  allem  auf  dem  platten  Lande  —  stets  fremd  geblieben 
Der  Tag  beginnt  mit  Sonnenaufgang  imd  endet  mit  Sonnenuntcr- 
gar^ ;  seine  Dauer  schwankt  daher  zwischen  ca.  6  Stunden  im  De- 
cemberundca.  18  Stunden  im  Juni.  Dieser  Zeitraum  wird  in  12  »Stun- 
den« eingeteilt,  sodaß  sich  für  die  mittelalterliche  Stunde  je  nach 
der  Jahreszeit  eine  Dauer  von  30  Minuten  bis  i  Stunde  und  50  Mi- 
nuten ergibt.  Im  täglichen  Leben  des  früheren  Mittelalters  waren 
nur  diejenigen  Stunden  bemerkbar»  auf  die  die  einzelnen  gottes- 
dienstlichen Handtungen  fielen:  vor  Beendigung  der  prima,  der 
ersten  Stunde  (9**^  V.  im  Dezember,  4'^  V.  im  Juni)  mußte  die 
Frühmesse  gelesen  werden,  vor  Ende  der  tercia  das  Hochamt, 
am  Schluß  der  12,  Stunde  wurden  die  vespere  abgehalten  (soge- 
nannt nach  vespera  =  Aufgang  des  Abendsterns). 

Nach  denselben  Grundsätzen  regelt  sich  auch  der  Arbeitstag: 


franetag  that,  da  ist  sein  frawe  schuldig,  nachdem  sie  ire  kinder  daheim  versorgt  hatt, 
auch  an  ernent  ort  su  geen,  nnd  ztt  fronen  gleich  irem  manne;  doch  soll  den 
frawcn  erlaubt  sein,  abents  desto  zeytUcher  widder  anheyms  xu  geen,  damit  sie  ttc 

kinder  und  viehe  versorgen  moycn. 

i)  V'd  Cir  fefttul,  Zeitrechnung  i.  1S91  ,  hauptsächlich  s.  v.  Stunden.  Auch 
Grimm,  Kccht^allertiimef  *  1.  4bS. 
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9  ante  pulsatam  primam  aderunt,  sonante  vespera  abibunt«  bestimmt 
um  die  Mitte  des  12.  Jahrb.  das  W.  Maursmünster 

Der  frühe  Beginn  der  Arbeit  ist  übrigens  dem  ganzen  mittel- 
alterlichen Leben  gemeinsam.  Der  Frankfurter  Rat  begann  seine 
Sitzungen  noch  im  14.  Jahrhundert  um  die  erste  Stunde  des  lichten 
Tages,  erst  im  15.  Jahrhundert  schob  man  den  Anfang  auf  ;h 
im  Sommer,  auf  8  event.  9h  im  Winter  hinaus').  So  darf  es 
nicht  Wunder  nehmen,  wenn  der  Beginn  des  Frontags  fast  ohne 
Ausnahme  auf  die  Zeit  zwischen  Sonnenaufgang  und  prima  hora 
festgesetzt  wird'). 

Wenn  ein  ganzer  Tag  gearbeitet  werden  mußte,  endete  die 
Arbcit.s[)flicht  wohl  meist  mit  Sonnenuntergang  *).  Doch  kam  es 
auch  vor,  daß  der  Arbeitstag  darüber  hinaus  verlängert  wurde. 
Die  Giundherrschaft  Prüm  läßt  wenigstens  ihre  llüfncr  auch  bei 
Liclit  drcsclien 

t)  Ebenso  bcslimmt  W.  Mfinster  (Oberelsaß)  1359  Grtmm  IV.  1S5:  Die  frSn- 
Ung  sollen  weil  sein  vmb  freygmeß  (Frilbmesse)  zeit  an  dem  wcrckh  und  soUcndt 
ab  dem  werck  ghon,  so  man  ves^pcr  Icüttct.  —  Kine  altere  Art  der  Bemessung  <ler 
Arbeitszeil  stellt  wohl  dar  W.  Schwanheim  fix'i  Ilüchst  ,  Rpij.Ber,.  Wiesbaden) 
15.  Inhrh.  T.  522-  t/er  Freii-<,  huiltn-  sal  morgens  ußgeen,  so  die  kuwc  ußfjcenl,  und 
sal  uGblte\cn  biß  die  kuwc  den  ziigil  weder  in  kcreut  (bei  Benecke,  Milteihochd. 
WSrterb.  III.  i86t  s.  v.  saget  Ubers.:  bis  die  Hirten  mit  dem  Rindviebe  nach 
Hanse  treiben).  Vgl.  Grimm,  RecbtsaUertOmer  *  I.  51. 

2)  Vgl.  GroUftnd  a.  a.  O.  I.  It6. 

3)  S.  Thomas  W.  Ravcn'-;ior-bT»rg  (Rcfi.Bez.  Coblenz)  Grimm  II.  I79;...solI 
der  arme  man.  «kr  die  acht  (KrondicnvO  •  r!m!<!ig  ist,  kommen  des  morgens  in  den 
hof,  wann  die  sonn  aufgeht.  W.  Waldtischbach  (I'falz)  1536  I.  778 jährlich 
einen  tag  von  aufgang  der  sonne  bis  zu  deren  untergange . . .  frolmen.  —  W.  Gries- 
bach (Oberebaß)  V.  38S  §  7 :  die  Schnitter  soHent  —  angon  zuo  frikmeß  <ii . . 
wid  sotlent  stt  vesperut  abgon.  —  W.  Sukbach  (Oberelsaß)  1507  IV.  73 :  bey  son-> 
nenachein  ain  nnd  abfaren.  —  W.  Thundorf  (Thurgau)  1463  V.  119  §  14:  bi  sunncn 
%oii  hus  an  <len  lagwen  gan.  —  W.  (jio>s-Krc>uenburg  (im  Fränki>chen  am  Main) 
1415  III.  510:  welcher  phig  auch  nif  wcre  oflT  der  vory.  hcrren  gut,  er  »iie  snnne 
ulTginge,  der  were  auch  verfallen  mit  der  egen.  pcne.  —  Kin  ("uriosum  von  vtiii 
localer  Bedeutung  ist  wohl  die  folgende  Bolimmung  aus  Sennheim  (Oberelsaß)  1354 
IV.  iiS:  So  ein  hnober,  ain  suen  oder  sin  gedingter  botte  sinen  tagwen  (Fron- 
dienst) Inet,  der  mag  an  einem  sistag  jn  die  statt  gon  und  «wen  schuehe  koalTen, 
und  wider  an  gon  und  sinen  tagwen  voltefoercn  ,  oder  eins  anderen  tages  ein 
bette  mit  lianfifsomen  oder  mit  louche  segen  und  wider  an  gon  und  sinen  tagwen 
vollbringen. 

4)  W,  Zarten  (Schwarzwald)  1397  I.  341  :  so  sil  zc  abcii<le  litim  gant  ,  so 
$o1  man  sQ  als  ztliich  lassen  gan,  daz  sü  tages  heim  komen  mügent  zc  ircu  büscrn. 

5)  Glosse  des  Abtes  Cesarins  tum  Prilmer  Urbar  (M.R.  U.B.  I.  144):  De  hüs 
fascicnlb  (von  denen  in  R.  jede  Hufe  5  liefern  musa)  procurabitur  lumen  in  domo 
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Es  brauchte  aber  nicht  immer  der  ganze  Tag  in  herrschaft- 
lichem Dienste  gearbeitet  zu  werden.  So  verlanj^  das  Kloster 
Maursmünster  in  einem  Dorfe  (Gouderetheim?)  von  Ende  Mai  bis 
Johanni  de  singulis  diebus  die  Arbeit  der  dienstpflichtigen  Hufen 
»post  meridiemc,  von  Beendigung  der  Emtearbeiten  an  bis  Martini 
>a  meridie  usque  ad  vesperam«'). 

In  diesem  Falle  wird  man  eine  Nachwirkung  der  süddeutschen 
Vollcsrechte  annehmen  dürfen.  Denn  diese  stellen  nach  dem  Muster 
des  gallischen  Rechts  den  Grundsatz  auf,  daß  die  »servi  ecclesia- 
stici  dimidium  (tres  dies)  sibi,  dimtdium  (tres  dies)  in  dominico« 
arbeiten  müssen*).  In  dem  genannten  Dorfe  führt  Maursmünster 
diese  Teilung  zu  verschiedenen  Jahreszeiten  verschieden  durch: 
In  den  Monaten  April  und  Mai  muß  im  ganzen  4  Wochen  fürs 
Kloster  gearbeitet  werden,  von  Martini  bis  Weihnachten  drei  Tage 
in  jeder  Woche;  und  die  Dienstfretheit  von  Weihnachten  bis  An- 
fang April  sollte  offenbar  die  stärkere  Anspannung  der  Arbeits- 
pflichtigen zur  Erntezeit  rechtfertigen.  Aber  bezeichnenderweise 
ist  Gouderetheim  das  einzige  Dorf,  in  dem  Maursmünster  dieses 
System  anwendete,  in  jedem  andern  Dorfe  verlangte  es  seine  Dienste 
wieder  nach  anderen  Grundsätzen.  Ein  neuer  Beweis  für  die  fast 
unüberwindlichen  Schwierigkeiten,  auf  Grund  dieser  gnmdhcrr» 
liehen  Aufzeichnungen  zu  einer  umfassenden  Beurteilung  der  quan- 
titativen Belastung  der  Fronarbeiter  zu  g^elangen. 

Auch  in  anderen  Gegenden  war  es  offenbar  nichts  Seltenes, 
daß  nur  halbe  Frontage  geleistet  wurden.  Zum  Ikki;  können  zwei 
Weistümcr  aus  tU  ni  l-'ränkischcn  und  aus  der  Wi-itcrau  dienen'). 

W  cnn  es  entsjuechcnd  der  dem  Mittelalter  eigentümlichen 

donumca,  quam  app«Uamac  vutgariter  >vronhof€.  Praeterea  quando  mansionarii  tri- 
tunuit  «egetem  dominicam  in  decembri,  qnia  tunc  temporia  dies  breves  vaM,  inde 
etiam  et  eis  procurabitur  lumon. 

1)  rrhnrinlniif?rirhnungen  vuii  rr:i,  I !  20  bei  Schopßiu  a.  a.  O.  no  240  199: 
In  Apiili  cl  Majo  laciunt  plcnum  sorvitiuni  4  cpiloinatibuä.  A  Majo  usquc  :t«i  inis- 
satn  S.  Jobannis  .singulis  diebus  post  meridieni;  »  missa  S.  Johannis  de  singulis 
mansis  duo  mancipia,  donec  foennm  et  annona  conducantur,  singulis  diebus.  Post 
hcc  scrviunt  a  meridie  usque  in  vcsperam,  usque  ad  missam  S.  MartiDi;  a  missa 
S.  Martini  u<<que  in  natale  Doniini  3  (liebtiN  sin^tili>  cpdomatibas. 

2)  Lex  Alamnnn.  c.   22  I.L.  Nat.  Mfj.  V.   I  |  ni:  S2. 

3)  W,  Gross-Kioutnburfi  (Franken)  1565  Ortmm  III.  506:  Item  quodlihet  ara- 
truin  cuiu!>Iibct  homiuti»  in  villa  Crot^ienburg  jjredicta  tenetur  arare  ante  fesium  Wi- 
tivltatis  beate  Marie  usque  ad  meridiero  in  bonis  dominorum.  —  W.  Florstadt 
(Wetteren)  1416  III«  448 :  von  dem  nfgange  der  sonnen  biß  mittag«  oder  bilS  mtn 
mittag  IQdet. 
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T^cmcssung  der  Tageszeiten  scheinen  könnte,  daß  der  Arbeitstag 
im  Sommer  oft  eine  für  unsere  liegritTe  abnorme  Ausdehnung 
Yialim,  so  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  die  Arbeit  der  Fröner 
oft  unterbrochen  wurde.  ILntweder  wurde  ihnen  f^estattet,  unter 
Tags  heinmigeben,  oder  sie  konnten  nach  dem  Mittagessen  aus- 
ruhen^). 

Viel  bedeutender  aber  war  die  Verminderung,  die  der  Ar- 
beitstag durch  die  zahlreichen  Mahlzeiten  erlitt,  die  den  Kronar- 
bcitcm  gereicht  werden  mußten.  Diese  werden  uns  im  nächsten 

§  beschäftigen. 

Der  Grundsatz,  daß  »die  Sonne  jedes  Geschäft  regelte«  — 
wie  gezeigt  worden  ist,  wurde  die  Arbeitszeit  nach  dem  Stand 
der  Sonne  bemessen  —  soll  nach  der  Ansicht  Grimm  s  soweit 
ausgedehnt  worden  sein»  daß  bei  »trübem  llimmcK  keine  Fron- 
arbeit geleistet  werden  mußte  *).  Derart  unpraktische  Consequenzen 
hat  das  Mittelalter  aus  seinem  Formalismus  wohl  nie  gezogen. 
Die  Stellen,  auf  die  Grimm  sich  stützt,  sowie  einige  andere  zeigen 
mit  wünschenswerter  Deutlichkeit,  daß  der  wahre  Grund  ein  an> 
derer  war :  die  Feldatbeiten,  um  die  es  sich  handelt,  konnten  bei 
Regenwetter  gar  nicht  getan  werden').  Auch  die  Anschauung, 
daß  ungünstige  Witterung  stets  vom  Dienst  befreite,  Ist  unhaltbar. 
Wenn  man  auf  dem  Felde  nicht  arbeiten  konnte,  gab  es  immer 

I)  W.  (iriesbach  (Oberclsnß)  Grimm,  V.  388  §  7:  Dit  Schttiiter  sollen . .  .  aagon 
zuo  frUmcßzit,  uud  soUent  zwüreat  in  dem  tag  heim  gon,  ob  si  sein  nottnrftig  sein,  und 
sollent  SU  vesi>eTsit  abgon.  -^W.  Buch  (Hansrflck)  1551  II.  199  ^^1.  oben  pag.  43.  —  W. 
Sandhofen  (Untciebaß)  IV.  153  f. :  so  der  bttrte  tue  anderen  ingatat  (vgl.  pag.  43  note  4), 

so  sollent  auch  sie  gan  rueheo  . . .  und  der  In'irtc  wilder  ussgaht,  so  sollent  sie 
auch  bereit!  sin  uider  us';  rn  gande.  ^ —  W.  Wiilensoleu  1364  II.  r6o  :  die  Schnitter 
socnt  US  gan  frigc  (in  der  Kriihe),  so  der  hirte  us  gal ,  und  ze  uiulcrii  wider  hein, 
so  der  hirte  heingat,  und  suelleut  slaffen ;  und  so  der  hirtc  wider  ubvcst,  so  soenl 
oach  si  osgan.  W.  Lindschied  (Rcg.Bez.  Wiesbaden)  17.  Jahrh.I  IV.  576:  Wann 
die  kQhe  zn  dorff  gehen»  soll  der  schnitter  ruhen,  bis  die  kflhe  wieder  aus- 
gcbco. 

a)  Grimm,  RechlsaltcrtÜmer  *  I.  4S8. 

3)  Der  a  n,  O,  angeführte  Zartener  Din^rotlel  Crhitui,  W.  I.  34I :  regnet  es 
aber,  so  söiU  sü  iiOf  kntnen,  —  W.  (<ildwciler  (ObercNiißj  1394  IV,  58:  Wer 
da&  regen  khcm  oder  wie  es  witterte,  so  soll  man  in  schickhen  tragen  mist  oder  an- 
dets  schalTen,  das  er  seinen  lohn  verdient.  —  W.  Sennheim  (Oberelsaß)  1354  IV. 
118  f.:  wer  das  ein  ongewitter  einen  hueber. . .  abtribe,  der  sol  jnn  den  hoff  gon 
bant  reinen  (?),  stdde  boren  (?),  einen  stal  misten  oder  ander  werck,  die  jnn  dem 
hoff  ze  tuend  werent ,  und  sont  do  mit  jren  tagwen  geton  haben.  Wer«  ouch  ds 
jnn  dem  hofe  nütz  zetuend  were,  so  sont  sy  wider  heim  gon  und  jren  tagwen  ge- 
ton haben. 

Zeiuchrifl  für  die  gc*.  Slaatswistensch.    lLrganrung»h«n  Vi.  C 
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noch  genug  Dinge,  die  man  von  den  Fröncm  erledigen  lassen 
konnte. 

§  6.  Beköstigung  der  Pronarbeiter. 

Daß  das  Hofgesinde  der  mittelalterlichen  Grundhci  rschaft 
seinen  ganzen  Lebensunterhalt  stets  auf  dem  Fronhofe  erhält, 
wurde  schon  oben  !)  ausgeführt;  heißen  diese  Leute  doch  schon 
in  caroHngischLn  Oucllcn  nach  der  praebendai  die  sie  beziehen, 
praebc  ndarii,  provcndarii 

Auch  die  gewerblichen  Arbeiter  der  mittclaltcrlichLMi  Städte, 
die  Gesellen  ebensogut  wie  die  Lehrlinge,  leben  in  der  Kegel  im 
Haushalt  ihres  Meisters  ^).  ICine  Ausnahme  machen  m  dieser  Hin- 
sicht in  der  Hauptsache  nur  die  Bauhandwerker*).  Diese  haben 
einen  bedeutsamen  Zug  mit  den  Haupt  Vertretern  des  ländHchen 
Gewerbes  im  Mittelalter  gemeinsam.  Bei  ihnen  allen  spielt  die 
Wericstattarbeit  eine  sehr  untergeordete  Rolle,  sie  arbeiten  fast 
ausschließlich  auf  der  Stör. 

Die  Verköstigung  des  Störers  fällt  dem  Kunden  zur  Last 
Was  über  diese  nach  dem  heutigen  Stande  der  h'orschung  im  ein- 
zelnen ausgesagt  werden  kann,  hat  GroUfend  s.  v.  Mahlzeiten  2U- 
sammengestelit.  Demnach  bekommen  diese  Arbeiter  nach  unge- 
fähr 2stündiger  Arbeit  eine  Morgensuppe ;  das  Mittagessen,  pran- 
dium,  mittagmal,  imbiß  wird  ihnen  je  nach  der  Jahreszeit  zwischen 
II  und  2  Uhr  gereicht.  Im  Laufe  des  Nachmittags  bekommen 
sie  meist  noch  eine  Zwischenmahlzeit  —  in  Württemberg  bt  diese 
noch  heute  fast  in  allen  Gesellschaftsklassen  als  »Vesper«  allge- 
mein üblich  —  so  beziehen  die  Frankfurter  Steinsetzer  außer  in 
der  Zeit  von  Martini  bis  Lichtmeß  zwischen  3  und  4  Uhr  ein 
afterundem  brot.  Der  Arbeitstag  endet  zwischen  4  und  6  Uhr. 
Die  Abendmahlzeit  gehört  ihm  —  nach  der  AuiTassung  der  von 
Grctefend  benutzten  Quellen  —  nicht  mehr  an  und  scheint  dem- 
entsprechend  den  Störem  auch  nicht  mehr  gereicht  worden  zu 
sein*).  In  allen  den  Fällen,  wo  der  Störer  mehrere  Tage  im  Hause 
des  Kunden  blieb,  ist  das  natürlich  kaum  denkbar. 

Die  Naturalveri^flegung  der  Fronarbeiter  wird  in  den  wirt- 


1)  Brcviiini  exerapla  ad  describcndas  res  ecel«siuticas  et  fiscales.  Boretios, 
Cap.  (M.G.)  I.  351.  cap.  7. 

2)  Stahl,  Dns  deutsche  Hniidwerk  1875  pag.  206.  374. 

3)  Stahl,  a.  n.  O.  206.  277.  330. 

4)  Grote/t nJ,  Z«itrecimui)g  I.  116  f. 
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schaftsgeschichtlichen  Quellen,  vor  allem  in  den  Weistümern,  so 
breit  behandelt,  daß  sie  der  Forschung  nicht  entgehen  konnte, 
während  die  Aufschlüsse  über  die  Verpflegung  der  gewerblichen 
Arbeiter  eben  recht  spärlich  zu  sein  scheinen. 

JnamO'Sttmegg  hat  schon  darauf  hingewiesen,  dass  durch 
diese  Pflicht  der  Wert  der  Arbeitsleistung  lür  die  Herrschaft  we- 
sentlich beeinträchtigt  wurde*).  Manche  Herrschaften  mochten 
deshalb  denjenigen,  die  sich  am  Frontage  selbst  verpflegten,  ge- 
wisse ICrleichterungcn  einräumen.  Die  Oeffnung  von  Thundorf 
(1  huri;au)  bestimmt  z.  !>.,  daß  demjcniL;cn,  »wclichcr  da  bi  im  selb 
issetc,  der  Arbeitstag  doppelt  angerechnet  werde  ;  »wcliclicm  man 
aber  zu  essen  git,  der  mag  nit  mer  denn  ainen  tagwen  crvoli^cn  2). 

Andrerseits  liicltcn  die  Arl)cit.spflichtigen  offenbar  mit  L;roßer 
Zähigkeit  an  diesem  ihrem  Rechte  fest.  Dem  Kloster  l^bersheim- 
miinstcr  gelingt  es  weni-steiis  nur  für  die  Zeit,  wo  die  I''eldarl)eit 
noch  nicht  su  selir  dräiii^t,  die  VerpflcgunL;s})flicht  ah/uwälzen,  in 
der  Zeit  nach  Sonnenwende,  wo  die  Leute  ihre  Arbeitskräfte  am 
nutigsten  brauchten,  mußte-  die  \'erplle-un.-  stets  geliefert  werden^). 

Wenn  wir  schon  hii  rnaeh  vermuten  müssen,  daß  es  sich  um 
ein  durch  uralles  Herkommen  sanctioniertes  Recht  der  Fronar- 
beiter handelt,  so  wird  eine  ins  einzelne  gehende  l^ntersuchung 
der  herrschaltlichcn  Beköstungspflicht  diese  Vermutung  zur  Ge- 
wißheit machen. 

Schon  eine  Quelle  des  12.  Jahrhunderts  bezeugt,  daß  die 
Fronarbeit  im  Laufe  des  Morgens  durch  eine  kleine  Mahlzeit  un- 
terbrochen wurde  ,  »recipit  secans  in  mane  panem  et  caseum^ 
bestimmt  das  Urbar  von  .S.  Maximin  Diese  Gepflogenheit  läßt 
sich  bis  ins  17.  Jahrhundert  verfolgen*). 

1)  Wirtschaftsgeschicht«  II.  263. 

2)  Grimm  V.  119  §  14. 

3>  VV,  Ebersheimmünstcr  (Oltcrels.iß)  1320  I.  669:  nwchii  min  hcrrc  sine  2wene 
itrui  Lt  le  vor  !3uni|;cl)tta;:c,  so  hclf«nt  si  ime  mit  irre  spise.  Dut  ers  aber  nach  su- 

nigchicti,  so  mus  er  si  s|iiscn. 

4)  Lambrecht  I.  431. 

5)  W.  Zarten  (Schwarzwald)  1397  Grimm  I.  340:  wele  siner  bindersSssen . . . 
ein  pfluog  het,  der  sol  tmc  ein  lächerten  erren,  und  sol  man  dem,  der  den  pfluog 
hebt,  xe  morgen  einen  gebUtlotten  weggen,  swei  eiger,  und  ein  schenkbecher  vol 

rotes  wines  {;cljcn,  und  dein,  der  da  mennet  (das  Gc>]iann,  «lie  mene,  führt)  nüwenl 
(niclils  al>)  einen  pehiUloUen  wef^;;en.  —  Fruner  W.  S.  Maria  ad  Martyres  1443 
iMiiipt  (cht  \\\,  no  235:  zu  der  rechter  zit,  als  innn  jide^et  »las  rnorj^enltroit  zu  essen, 
s»al  mau  geben  ieklichem  frocncr  ein  muthsch  (Mütschcl  scheint  überall  eine  beson- 
dere, vom  Gewöhnlichen  abweichende  Form  von  Brot  vx  sein  SthmtiUr  l  1700  u. 

5* 
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Nach  den  späteren  Quellen  (vgl.  W.  Dommershausen  und 
Simmcrer  Bericht)  fällt  diese  Mahlzeit  ungefähr  in  die  gleiche  Zeit 
wie  die  Morgensuppe  der  Handwerker.  Wenn  diese  Morgenmahl- 
2eit  vor  dem  Mittagessen  etwas  sehr  reichlich  erscheinen  mag,  so 
muß  daran  erinnert  werden,  daß  die  Hauptmahlzeit  in  manchen 
Fällen  wegfiel,  wenn  der  Frontag  Mittags  schon  zu  Ende  war. 
Dann  bekamen  die  Arbeiter  etwas  mit  nach  Hause,  wie  in  Sinunem 
ein  Brot. 

Mußte  den  ganzen  1  a^^  für  die  Herrschaft  gearbeitet  werden, 
so  wird  man  annehmen  dürfen,  daß  den  Frdnem  regelmäßig  um 
die  Mittagszeit  ein  kräftiges  Mahl  gegeben  wurde 

Grimm  s.  v.  Ntütschelcin)  und  dairzu  kcs  und  knocblaocb  sa  reddickcit.  —  W.  Ap- 
penweier, I.  844,  i486  §  19.  dieselben  fronschnitter  ,  wnnn  sy  gewcrkct  Ii md 
bis  7A\  de-  morqenbruz  zit,  soll  in  der  rneier  ze  essen  t^ulx-ti.  -  W.  V;ilinün-ter 
(Saargegend)  I497  II.  67  :  des  morgens  sollen  sie  han  waliet  uml  brodl,  und  zu 
mittag«  brodt  und  keßbrudc.  —  W«  Dommentuuisen  (Moselgegcnd)  ca.  1580  IL 
310:  sttm  sechsten . . .  vtwx  sie  bb  umb  7  oder  8  tthtschU^e  ^mfthet,  ist  num  »wejren 
und  zweyen  «ine  scbußel  mit  baberbrey ,  jedterm  ein  paar  gesottene  eyer,  zweyer- 
leL  keeß  und  brodt  genug,  tind  jedterm  2  hoflfkraußen  voll  wein  zu  geben  schuldig, 
dem  vormaher  3  kraußen.  —  Bericht  über  dctt  Simmcrer  A vlitcn^rbf^itt  bei  Lamp' 
reiht  I.  432  f.  (1629):  ein  jeglicher  soll  des  morgens  I  ti  liiihet  t;i'j.  <.u  sich  ein- 
stellen und  schneiden  bis  7  uhr  vormittagh.  al:>dauu  wird  cnicni  jcdwetkren  ein 
atUclc  k£s  und  brot  sampt  einem  becher  wein  gereiclit;  foiter  unb  10  nbr  wie« 
deruntb  so  viel,  und  dao  um  It  uhr.  wie  sie  dan  nicht  laenger  zu  schneiden  schid- 
digh,  gebührt  jedwederem  ein  brot . . .  W.  Lindscbied  17.  Jahrh.  Grimm  IV.  576.  §  5. 
Wan  die  iunclcer  aufP  den  haben  hetten  zu  schneiden,  und  wan  der  schnitter  des 
mori^cns  die  suppcn  vcrseumct  (wenn  er  kommt  ,  nachdem  die  Morgensiippc  schon 
au^^«:Ceilt  ist) ,  so  soll  er  gnügen  mit  kesen  und  brodt  haben ,  bis  das  der  mitt.ig 
kumbt,  und  wann  die  kühc  zu  duriT  gehen,  soll  der  schnittet  ruhen  ,  bi;»  die  kühe 
wieder  ausgehen. 

1)  W.  Ebersheimmflnster  1310  (Elsaß)  I.  670:  So  hat  (min  herre)  einen  dag 

zc  snidende,  da  sol  man  iegelicheme  geben  ztt  imbisse  (imbiß  =  IlanptuahlaeH 

Grimm  \Vb  IV.  2.  Spalte  206,  4  sub  2)  ein  brot  ,  der  man  machet  zehene  us  eirae 
spicher  vierteile,  undc  z  nndern  (in  htlhe«*.  undc  nfthfcs  it  ^elirhcm  ein  limt, 
der  man  machet  ;:wclfe  us  eime  spicher  vierteile.  —  W.  Munster  »339  i^-  12>5 
soll  man  den  mcdcr  geben  z  c  mal  (um  diese  Zeit  noch  mit  der  Nebenbedeutung 
•reiches,  Icöstiiches  Mahl«  verbunden;  Grimm  Wb.  VI.  Sp.  1452)  ein  broct, 
ein  viertel  keefi  und  ein  trunck  weins;  ander  frönling  soll  man  speisen  nach  ge- 
wonheit,  —  W.  /arten  1  Vi;.  I.  340 :  .  .  .  sol  man  swein  . .  «gen  einen  gebfitlotten 
wtjlfjen  und  einen  schenkbecher  vol  rotes  wines  ze  morgen,  ze  ymbis  sol 
man  aber  zwcin  gen  ...  einen  gcbütlotten  wt^;^;on  und  nnder>  hrotes  pcnnof;.  und 
ein  äclieiikbecher  vol  rotes  wines  und  ander  s|>ise  als  gc^voiiiich  ist,  so  su  ab  wcrcke 
gant.  —  Fröner  W.  S.  Maria  ad  Mari) res  1443  Lampreckt  III  no  235:  Item  zu 
den  ttiddage  sal  man  ieiclichem  froener  geben  zwae  mutschen,  erwis  und  ein 
grietie  dairin  (Speckgrieben  in  Erbsen),  ist  aber  das  man  niet  fleisch  esset,  so  sal 
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Daß  die  Fröner  nach  dem  Mittagessen  einen  Mittagsschlaf 
halten  durften,  wurde  schon  im  vorigen  §  nachgewiesen. 

Außer  Mofgensuppe,  Mtttagsimbiß  und  Abendbrot,  auf  das 
wir  nachher  noch  kommen  müssen,  vmrde  ihnen  in  manchen  Fällen 
auch  Nachmittags  eine  kleinere  Zwischenmahlzeit  gereicht.  Was 
in  Frankfurt  »afterundem«  heißt»  heißt  im  Schwarzwald  und  Ober- 
rbeintal  schlechtweg  »undem« 

Die  zweite  Hauptmahlzeit  des  Tages,  das  Abendessen  be- 
zogen sie  auf  zwei  Arten:  entweder  bekam  jeder  Arbeiter  ein 
genau  festgesetztes  Quantum  Lebensmittel  mit,  oder  die  Herr- 
schaft gab  allen  Arbeitern  zusammen  noch  ein  gemeinsames  Mahl. 

Im  ersteren  Falle  wurden  einem  jeden,  wenn  er  von  der  Ar- 
beit heimging,  i,  2  oder  mehr  Nachtbrote  verabreicht.  Diese 
waren  meist  für  einen  recht  gesunden  Appetit  berechnet.  Es 
mußten  Brote  sein,  die  der  SchefTe  nicht  durch  den  eingestemm- 
ten Arm  bringen  kann,  die  vom  Fuß  übers  Knie  hinaufreichten 
oder  so  hoch  wie  ein  Pflugrad  waren.  Die  Bemessung  nach  dem 
Arm  des  Schelfen  deutet  fast  auf  eine  Art  amtliche  Nachprüfung 
hin  9). 


man  geben  eier  ader  kes  daebi;  item  ein  llescti  mit  win,  das  man  zwei  ader  dra 
raael  moege  ndt  nmb  schenken.  ~  W.  Benrath  1545  Gr.  II.  117:  den  frohnem  soll 
man  geben  mm  au  mittag  und  keyn  Soppen  des  morgens  (man  beachte  die 

ausdrückliche  Verneinung!);  nemblich  zum  ersten  dieck  erbiß,  darnach  die  brühe 
von  Hern  schafflcisch  (das  die  Schöffen  bekommen)  zum  dritten  brey,  und  sollen  ihr 
brodi  »elber  mit  bringen. 

1)  VgL  S(hmellcr  I.  Ilb.  Dazu  das  oben  ciiicric  VV.  Ebersheimtimnsitrr  1320 
ferner  W.  Zarten  I.  341 :  So  die  froner  koment  an  das  werk ,  das  sQ  denne  toon 
aOnt,  sft  sniden  oder  hdwentt,  so  sol  man  von  dem  golshns  je  «wem  einen  gebttt- 
lotten  weggen  gen  se  y  m  b  i  s  und  anders  brotes  genaog ,  und  einen  schenkbecher 
vol  rotes  wines,  und  ze  morgen  und  undcren  (diese  beiden  Mahlzeiten  stehen 
doch  offenbar  im  Gc^en<5nrz  zur  Haupunahl/cit,  7\\m  vnil>:s)  /x  c^^ende  als  «^ewon- 
lich  ist.  Und  hol  man  icL'liclittn  ze  nnclnbrut  i;cii  i-u  ey  broi.  .  .  ,  W.  Lvilingen  (u  olil 
im  Kanlon  Ztiricb)  I.  304 :  du  nicycrn  (die  Mcicnii)  hat  och  datz  recht,  wenne  i^ie 
dien  schttittem  ze  essene  bringet,  es  si  «e  morgen  ze  dem  imbiß»  oder  ze 
n  o  n  e . . .  offenbar  dieselben  3  Mahlzeiten  wie  in  W.  Zarten.  Die  nona  hora  Hlllt 
in  den  Monaten  April— Augast  in  die  Zeit  twischen  3**  und  4"  Uhr  Nachmittags. 
—  Fröncr  W.  S.  Maria  ad  Martyres  1443  Lamprecht  III.  no  235;  §  6:  Item  zu 
der  V  e  s  p  e  r  z  i  t  (soll  man  jedem  FrOner  geben)  aber  ein  milthsch  und  des 
naichtg,  so  si  heim  j^^nt.  zwac  mutschcn. 

2)  W.  Wittnau  (IJaden  Bez.A.  Freiburg)  1344  I.  313:  Und  sol  mau  in  des 
abnnts  idichw»  ein  abnntbrot  gen,  dz  er  mit  Im  heim  trag  —  W.  Val- 
mllnster  1497  II.  67 :  Item  wan  der  frOner  des  tags  gefrSnt  hatt,  mid  wider  heim 
will  nehen,  so  soll  der  hoibmann  einem  ieden  i^o^imann  geben  swej  broit 
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Aber  —  so  möchte  es  uns  wenigstens  scheinen  —  dieser 
Bezug  der  Nachtbrote  ist  blos  ein  Uebencst  anderer  Gebräuche: 
ebenso  oft,  wenn  nicht  öfter,  bestimmen  die  Weistümer,  daß  der 
Arbeitsherr  den  Fronarbeitern  nach  getaner  Arbeit  ein  gemein- 
sames Mahl  geben  muß.  Diese  Sitte  verdient  ganz  besondere 
Beachtung.  Denn  die  Ausführung  ist  oft  so  origineH  und  eigenartig, 
daß  sich  schon  dadurch  jedem  Beobachter  die  Frage  nach  dem 
Ursprui^  dieser  Bräuche  aufdräf^. 

Besonders  die  elsaßischen  Weistümer  sind  reich  an  derartigen 
Bestimmungen:  die  Arbeiter  müssen  nicht  allein  den  Tag  über 
auf  dem  Felde  verpflegt  werden,  wenn  sie  Abends  von  der  Arbeit 
nach  dem  Meierhof  zurückkommen,  bekommen  sie  dort  nochmals 
eine  Zehrung 


mit  ihm  heim  xu  tragen;  die  broder  sollea  so  groß  seyn ,  daß  ein  scheffen 
Dtt  mit  den  minsten  noch  mit  den  meisten,  wanne  er  seine  finger  off  die  huef  seiner 
seythen  setzt  (wenn  er  den  Avm  in  die  Seite  stemmt)  binnent  seinem  gcbougeten 

armen  dnrcbi;nen  mag.  — W.  Ohnenheim,  Anfang  15,  Jahrh.  IV.  239:  So  sol  man 
den  Schnittern  geben  ze  cssende,  nls  trcwf'>nlich  i  t  snittcrn  ze  gebende,  und  sol  jn 
nachtbrot  geben,  der  9  uß  einem  sesier  voj  werdcnl.  —  VV.  Waldfischbach 
1536  I.  778:  dagegen  solle  der  maier  jedem  derselben  an  jenem  tage  zit  essen  nnd 
am  abende  ein  stttclc  brod  nach  haus  an  tragen  geben.  —  W.  Gildweiler 
1394  IV.  58 :  Der  froner  soll  auch  hti  Sonnenschein  dannen  gobn ;  wann  er  seinen 
tagwen  volfueret,  so  soll  im  der  meycr  geben  nnditlcili,  den  soll  ersetzen  uflT  seinen 
fuoss  und  soll  obwendig  seinem  knüw  einen  ranfft  abschneiden,  oder  einen  soUl  -  n 
leib,  dern  man  vier  macht  uss  einem  sester  voll.  —  Achnlich  W.  Widcnsolcn  1304 
IV.  160.  —  W.  Tettingen  (Rcg.Bcz.  Trier)  II.  46;  Item,  wau  die  huber  uff  dem 
hoff  ladcer  (s  m  Acker)  faren,  ist  man  icdem  swey  brot  schnld^  als  hoch  ein 
pAagradt,  und  so  dick  als  der  stock  bis  zum  loch. 

I)  W.  Logeinheim  1404  IV.  145 :  den  die  do  erent  (pflttgoa) . . .,  sol  man  geben 
sno  essende  an  dem  velde  kese  und  brot ;  wenne  si  aber  koment  in  des  roei- 
gers  hoffe,  so  sol  man  in  genuog  geben  gusottencr  honen  mit  spcrke.  —  und  in 
einer  antJern  Fa«;<<iin»»  desselben  W.  png.  '50:  wen  ic  man  (itm  iiKiL;ijr  e.rel,  so  sol 
er  den  ackcrlüten  an  dem  velde  wecken  gen,  das  cmcr  ob  den  knuwcn  guu<^ 
isset.  Und  wenne  sfl  herbei»  koment,  so  sol  er  Inen  geben  speck  md 
bonen  und  roten  win,  und  sol  es  inen  do  mitte  wol  bieten.  —  W.  Oberherghcim 
(in  der  Ntthe  von  Logeinheim)  1429  IV.  139:  Wen  auch  dieselben  pfluog  ron 
ackerkomendt,  so  soll  der  mcyer  jnen  gnng  geben  zu  essen,  gesotten  und 
gebrnften.  xm<\  wis«  t^'itt  nickenbrot  und  wcins  irnii^.  Ilctt  aber  der  huober  dc- 
hciner  gcgcu  dem  inr>ti  \  eyntschafft  ,    viho  das  er    tiit  jn  des  mcvers  hoffe 

komcn  (äic !),  dem  soll  der  nicyger  haim  senden  jn  sm  huwiSc  zvry  stück  rmtficysch, 
swHy  stück  gebrattes ,  ein  nwss  wina  und  tway  pfenningwertt  brotts.  —  W.  Sand- 
hofen IV.  154:  denen,  die  ihm  pflttgen,  soll  der  meyer  tue  acker  fnder  geben, 
kese  und  brodt.  Und  so  die  meistere  soe  estmde  hclmkomment,  so  soll 
mann  jhn  sae  essende  gel>en  sweyerhande  fleisch  und  zweyerhande  wfin. 
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Aber  auch  für  andere  Gegenden  läßt  sich  diese  Sitte  aus 

VVeistümci  n  belegen  ' ). 

Schon  die  bisher  ariL^eführten  Stellen  zeigen,  daß  tlen  PVon- 
arbeitcrn  erstens  meist  ein  lecht  reichliches  Mal  vorgesetzt  wurde, 
zweitens  aber  — ■  was  für  uns  viel  wichtiger  ist  —  daß  der  Meier 
ihnen  gegenüber  bei  diesen  Veranstaltungen  bis  ins  15.  Jahrhun- 
dert und  darüber  hinaus  nicht  die  »gestrenge  Herrschaft«  vertrat, 
sondern  viel  eher  ihr  Wirt,  ihr  Gastgeber  war.  Wenn  ein  Ober- 
herglieimer  mit  dem  Meier  so  stand,  daß  (!s  ihm  nieht  paßte,  an 
seinem  Tische  im  Meierhol'e  zu  essen,  dann  mußte  ihm  der  Meier 
Rindfleisch,  ^2  stuck  gebrattes  ,  Wein  und  Brot,  also  ein  ganz  an- 
ständiges Abendessen  ins  i  laus  schicken. 

Im  Mittelalter  ist  es  ganz  selbstverständlich,  daß  solche  Cie- 
legenheiten  mit  der  Zeit  in  eine  große  Trinkerei  ausarteten  -).  In 
einem  späteren  Stadium  des  Arl)eitssystems  wirkte  in  dieser  Hin- 
sicht das  Recht  der  Fröner,  die  Hußen  der  Ausbleibenden  zu 
vertrinken,  noch  verstärkend.  Doch  läßt  sich  dasselbe  für  grund- 
herrliche  Fronden  nicht  nachweisen 

Auch  wo  diese  für  das  Mittelalter  so  bezeichnende  Entartung 
nicht  eintrat,  gestaltete  sich  das  Mahl  der  Fronarbeiter  zu  einem 
kleinen  Feste,   in  Wittnau  (1344)  dürfen  sie  aus  dem  Viehstand 

1)  Vgl.  aut^er  den  bisher  passim  angeführten  Stellen  VV.  Doinnicrsliauscn  (Huns- 
tück)  IL  210:  W«n  sie  mit  dem  maben  getban,  ist  man  inen  wiederamb 
sweyen  und  sweyen  ein  scbnOel  mit  erbiß»  ein  scboficl  mit  grünem  fleisch,  sweyer" 
ley  keeft  und  brod  genug,  und  jedterm  3  hoffkraußen  voll  wein  zu  geben  schuldig, 
dem  vonnaher  4  kraußen.  —  W.  Appenweier  (am  Oberrhein)  i486  I.  843:  XB 
der  licrb'.tfrrinilc  smU  mnn  in  £:chcn  nlfcn  und  rniwen  win  7U  trinken,  und  wenn  ?«ie 
heim  zu  Ij  u  «i  k  u  in  ui  c  u  ,  sol  man  in  ze  esacn  gcticu  t^ontics  und  t,'et>r.iles. 
Item  zu  der  fröndc  in  der  vasten  git  man  den  frohndern  cincsi  picr  und  emest 
«in  im  feld  nnd  darancb  im  bna  sa  «ssm 

2)  W.  Grosskcms  (im  Badischen  bei  Basel)  1384  I.  654  f.  |  $.  Die  von  N. 
sollent  auch  den  a  meiern  erren  . .  .  und  sond  die  zween  meier  . . .  inen  gelten,  wenn 
sy  inen  gccrrent  und  geerdent,  brot  und  büekkin  fleisch  und  rothen  win,  und  sond 
sy  die  pflutjo  heim  -ilückcii  und  die  knahcn,  und  M.iid  ilic  mankriijcfite  Idihcn  (vljI. 
oben  pr^'ri.  92  :  so  die  m  c  is  t  c  r  l-  ,  .  .  heitii  kotnnieiii  i.  un/  (-n  /u  Icm^ii  =  i>is)  die 
Sternen  an  den  hinunel  stond  ,  sodann  sond  die  niciei  . . .  einen  scsier  nuÜ  schütten 

um  den  beeid  oder  um  das  für,  und  welcher  me  sn  einem  male  nemme,  denn  ein 
maß,  der  soll  die  arten  gelten  (=  die  Zeche,  das,  was  die  Gftste  verxehrt  haben,  be- 
isblen,  Stkuutlir  I.  153).  —  W.  Artolsbeim  (Umerelsaß)  1320  I.  698:  so  stt  die 

juchartc  dunt ,  so  sol  nun  geben  jedem  mcister  zwene  heringe,  und  iedem  knehte 
ein  und  zwei  muser.  und  bicres  was  er  gelrinken  mag,  und  trii  trinck^n  wins. 

3)  Vgl.  W.  IJiebclnhcim,  15.  Jahrb.  IV.  627  §  3  und  W.  Kiesclbach  1549, 
II.  196. 
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des  Klosters  ein  Stück  auswählen^  das  soll  man  Urnen  auf  dem 
Feld  oder  in  der  Küche  zubereiten').  In  Prüm  (1222)  wird  den 
Frönem  gar  Bannbackhaus  und  Bannbrauhaus  zur  Verfügung  ge- 
stellt, damit  sie  dort  selbst  Brot  und  Bier,  wie  sie  es  im  eigenen 
Haushalt  gewohnt  sind  (in  suo  ordinc),  backen  und  brauen  *).  In 
Hassenheim  soll,  >so  men  beginnet  snidenc,  der  Kellner  und  sein 
Weib  auf  den  Hof  kommen  und  »sol  sie  bachen,  obe  man  sin  be- 
dürfe« 

Die  oft  sehr  ins  einzelne  geheniU n  Bestimmungen  über  Reihen- 
folge und  Quantitäten  der  zu  veralireichenden  Speisen  sind  in  man- 
chen Fällen  so  gehalten,  daß  man  deutlich  erkennt :  es  war  jedes- 
mal ein  allgemeines  Fest,  wenn  die  Fröner  bewirtet  wurden*).  Auf 
das  Lindschieder  W,  nach  dem  der  b  rontag  mit  einem  Tanzver- 
gnügen der  Arbeiter  endete,  hat  schon  Bücher  hingewiesen^). 


Die  Beköstigung  der  Fronarbeiter,  wie  sie  in  diesem  §  des 
näheren  geschildert  wurde,  ist  offenbar  etwas  ganz  anderes  ab  die 

1)  Griwm  I.  313 :  Und  von  des  diensU  ,  so  sol  ein  probst  nit  vier 

goUhus  mannun  ald  mit  vunfen  sin  hcrt  schowon  und  so!  inen  du  vurschlachun. 
Und  son  die  kiesun  an  zwc  du  bestun  hobt  einz  dz  dem  gotzhus  als  unschedliclu  s' 
sie.  Das  sol  man  inun  nbnemun,  und  sol  inen  t\i  kochun  uf  dem  velt  ald  in  der 
kuchi,  und  sol  man  inen  da  rotun  win  gen  vur  die  hut. 

2)  Glosse  des  Abtes  Ceserias  M.R.  U.B.  L  145 :  quando  fsmilw  opentor  opet« 
dominica,  nnde  acceptn»  est  penem  et  cerevisiem,  iUnin  praem  «c  cerevisiem  ips« 
fsmilia  in  suo  ordine  teaetur  et  coqnere  et  bnuaie. 

3)  Vgl.  Grimm  I.  690. 

4)  W.  Hausbergen  (Unterelsaß)  1408  I.  717:  <icr  meyer  gibt  den  lüthen , 

uns  unser  acker  . . .  ehren, . . .  einmahl  in  dem  Jahre  zu  essen  von  d«:r  meyercy,  also 
daß  ein  pflüg  habe  über  tisch  nit  me  den  swo  persohnen  und  einen  knaben,  oder 
ein  bttiid  für  ein  knaben  (der  Andrang  scheint  recht  groß  gewesen  so  seint),  «ad 
sol  mann  in  Uber  tisch  geben  swey  gerichte  von  Heische,  nnd  soll  das  fleisch  «a 
sweyen  enden  rncken  über  der  schüsselbwdt  vier  finger  breit ,  und  sollent  da  seyii 
neue  becher  und  neue  schüßlcn  (sie'),  und  pcmip  wcincs.  —  W.  Snlibach  (Obcr- 
elsaß)  1597  rV.  72:  so  mich  die  huobcr  cirn  mniitman  fronen  wie  oiilaut,  ist  inen 
der  amptman  schuldig  essen  and  trincken  zu  geben,  roten  und  weissen  wein  gnuog, 
darzue  flaisch  dermassen,  das  solches  Uber  den  teller  abhenge,  dam  ein  wecklien 
brot,  der  Ober  ein  pflu<^grendel  affgange,  das  der  so  jme  fronet  mit  sanpt  einem 
Icnecht  und  hnndt  xu  essen  gnnog  daran  halien. 

5)  Crimm  IV.  576  §  $  :  Und  die  iunckcrn  sollen  ein  pfeyffer  haben,  der  den 
schnittem  i>fcyffc,  und  wnnn  die  sonne  noch  baums  hoch  stehet,  so  sollen  sie  J:int?en, 
bis  es  nacht  wird,  und  bnll  ihn  kost  geben,  die  da  gut  und  gesund  scy,  und  n;ich 
Irinken,  das  da  gut  und  gesund  sey,  das  niemand  darvon  schwach  oder  ungesund  werde. 
Vergl.  A'.  Bücher^  Arbeit  and  Rhythmus*  1902,  pag.  289  f. 
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Reichnisse,  auf  die  gewerbliche  Arbeiter  Anspruch  hatten.  Die 
Abendmahlzeit,  die  jenen  allem  Anschein  nach  nur  gegeben  wurde, 
wenn  sie  in  einem  mehr  als  eintägigen  Arbeitsverhältnis  standen, 
war  im  allgemeinen  an  jedem  Frontag  die  Hauptsache. 

Die  Veranstaltungen,  wie  sie  am  Ende  des  Frontages  üblich 
waren,  ünden  sich  ganz  ähnlich  bei  den  verschiedensten  außer- 
europäischen Völkern  und  haben  sich  dort  teilweise  bis  in  die 
neueste  Zeit  erhalten  —  regelmässig  in  Verbindung  mit  einem  Ar- 
beitssystem, auf  das  Bücher  zum  ersten  Male  aufmerksam  gemacht 
und  für  das  er  das  bezeichnende  Wort  »Bittarbeitc  geprägt  hat^). 

Die  Erklärung  liegt  im  Worte  selbst:  der  Hauswirt,  der  mo- 
mentan mit  den  eigenen  Arbeitskräften  nicht  ausreicht,  bittet  seine 
Nachbarn,  ihm  auszuhelfen,  »er  ladet  sie  ein«  zu  iigend  einer  schwie- 
v'x^cn  oder  umfangreichen  Arbeit,  Wenn  diese  getan  ist,  bewirtet 
er  die  Gäste  in  seinem  Hause. 

Eine  kurze  Wiederhohin-^  der  Hauptrcsultate  iinsrcr  Unter- 
suchung wird  Zeichen,  inw  icwcil  wir  berechtiget  sind,  die  W'irtschal'tä- 
dicnste  innerhalb  der  nüttelaltcrhchen  Grundherrscliaft  auf  einen 
ähnlichen  Ursprung  zurückzuführen. 

I.  \y\c  :ilteste,  quelliMHiiässi^^  belegte  Art  von  Arbeit  selb- 
ijtäiidiger  1  lauswirte  auf  trenidein  Boden  ist  die  Arbeit  der  »servi 
ut  coloni«  im  landwirtschalthchen  Betriebe  ihres  I  lerin  bei  den 
von  Tacitus  gcscliilderten  Germanen.  Diese  servi  sind  keine  servi 
im  römischen  Sinne,  iiue  materielle  Laj^e  ist  so  wenig  verscliie- 
den  von  der  ihres  Herrn,  daß  man  ohne  Zwang  an  eine  Art  von 
>Hittdiensten«  denken  kann.  Sind  sie  tloch  zweifellos  nicht  durch 
ri'chtskräftige  Abmachungen  zu  einem  bestimmten  (Juantum  Ar- 
beit V  erj)tlichtet,  sie  helfen  nur  dann  in  der  VV'irtschaft  des  Herrn 
aus,  >quando  opus  fuerit  .  wenn  die  W  eiber  und  Knechte,  die  das 
Laufende  erledigten,  nicht  mehr  rait  der  Arbeit  fertig  werden 
konnten. 

Dieser  aushilfsmäßige  Charakter  der  in  Rede  stehenden  Dienste 
wurde  zunächst  aus  Tatsachen  der  socialen  Gruppierung  bei  den 
Germanen  erschlossen.  Was  Tacitus  über  die  ?flicht(  ii  der  ger- 
manischen Hintersassen  erzählt,  bestätigt  die  Richtii^keit  dieser 
Deduction.  Denn  er  vergleicht  ihre  Stellung  mit  der  der  römi- 
schen coloni,  und  deren  Dienste  hatten  zu  seiner  Zeit  ebenden- 
selben Charakter. 


I)  K.  BiUktr^  a.  a.  O.  pag.  237  ffl  a.  EnUt.  d.  Vo1ksw.\  1904  313  ff. 
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2.  Ein  ähnlich  hohes  Alter  dürfen  wir  einer  anderen  Art  von 
Arbeitsleistungen  zuschreiben,  zu  denen  von  jeher  auch  der  freie 
Deutsche  verpflichtet  war:  den  auf  Nachbarspflicht  beruhenden 
Hilfeleistungen.  Doch  sind  uns  diese  erst  durch  spätere  Quellen 
bezeugt.  Wir  können  darum  nicht  feststellen,  ob  sie  für  die 
Dienste  der  Hintersassen  der  germanischen  Zeit;  was  ihre  Ent- 
stehung und  Ausgestaltung  angeht,  von  entscheidender  Bedeutung 
gewesen  sind.  Jedenfalls  aber  wird  man  annehmen  dürfen,  daß 
die  Pflicht,  den  Nachbar  auf  diese  Weise  zu  unterstützen,  schon 
bestanden  hat,  ehe  die  Grundherrschaft  die  Form  des  Großbe^ 
triebs  annahm,  die  ihr  ihre  historische  Bedeutung  gegeben  hat. 

3.  In  den  großen  Grundherrschaften  des  Mittelalters  werden 
Frondienste  in  gleicher  Weise  von  Freien  und  von  Unfreien  ge- 
lebtet. Dem  standen  entgegen  die  Theorie  von  der  Unverein- 
barkeit von  Freiheit  und  Frondienst  und  die  Ansicht  WäticA's, 
daß  der  freie  Deutsche  zu  allen  Zeiten  jede  wirtschaftliche  Arbeit 
gescheut  habe.    Beides  mußte  daher  widerlegt  werden. 

Die  Tatsache,  daLs  auch  Freie  Frondienste  liistL-n,  verliert 
alles  Hefremdende,  wenn  man  tlas  hohe  Alter  des  L;rundherrlichcn 
Arbeitssystemes  bedenkt  i  i  )  und  wenn  man  weiß,  daß  auch  der 
Freie  schon  früher  unter  Umständen  in  einer  Ireniden  W  irtschatt, 
in  der  des  Nachbars,  arbeiten  mußte  (2). 

4.  Kine  genaue  Betrachtung  des  grundherrlichen  Arbeits.systcms 
in  seiner  tatbäclilichen  Ausgestaltung  ergab  für  das  frühe  Mittel- 
alter, daß  die  l'Vonarbeitcr  —  im  Sinne  von  selbständigen  Bauern, 
die  in  der  hcrrsehattlichcn  Wirtschalt  mitarbeiten  —  nur  zur  Ar- 
beit in  der  Aul5en\virtschalt  verptlichtet  sind.  Alle  .Vrbeiten  in 
der  Innenwirtschatt  wanden  grundsätzlich  nur  von  unfreiem  Haus- 
gesinde verrichte  t.  1  )as  waren  die  einzigen  Dienste,  die  nicht 
>ingenuili  ordine  waren. 

Die  Verpiiichtung  zu  l'rontliensten  auf  Hcrrenland  wurde  schon 
sehr  frühe  zu  einer  Keallast  des  ausgetanen  Haucrngutes.  Je  nach 
der  Art  der  geschuldeten  Arbeitsleistung  konnte  der  Frondienst 
daher  in  gleicher  Weise  von  Männern  und  von  Frauen  geleistet 
werden. 

Was  wir  über  die  Arbeitszeit  der  Fröner  beiderlei  Geschlech- 
tes erfahren,  ist  so,  daß  von  einer  übertriebenen  Ausnützung  ihrer 
Arbeitskraft  keine  Rede  sein  kann.  Das  war  abt  r  schon  gar  nicht 
anders  zu  erwarten,  auch  wenn  man  die  mittelalterlichen  Fron- 
dienste ausschließlich  auf  die  Aushilfsdienste  der  »servi  ut  coloni« 
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des  Tacitus  zurückführen  wollte.  Denn  deren  Verhältnis  zu  ihren 
Herren  war  so  geartet,  ihre  ganze  Lebenshaltung  hatte  soviel  mit 
der  ihrer  Herren  Gemeinsames,  daß  es  vollständig  ausgeschlossen 
ist,  an  eine  ähnliche  Behandlung  zu  denken,  wie  sie  die  »familia 
rustica«  der  römischen  Latifundien  zu  erleiden  hatte. 

Dieses  eigentümliche  Verhältnis  zwischen  Herren  und  Knech- 
ten bei  den  germanischen  Völkern  genügt  aber  nicht  zur  Erklärung 
der  Gebräuche,  die  wir  in  §  6  des  letzten  Abschnittes  beschrieben 
haben.  Wenn  der  Grundherr  oder  sein  Beamter  die  Fronarbeiter 
nach  getanem  1  agewerk  zu  einem  kleinen  Feste  einladet,  so  steht 
er  nicht  allein  als  Herr  seinen  Knechten,  die  ihm  Dienste  tun, 
gegcnühci  .  er  entschädigt  damit  auch  seine  Nachbarn  für  die 
geleisti'tc  llille.  Damit  soU  nicht  etwa  l)fliauptet  werden,  daß 
auch  Leute  die  außcrhalli  des  grundhri  i  liehen  Verbandes  stehen, 
mit  zur  Arbeit  herangczofi^en  weiden,  1  )ie  alte  Sitte  der  nachbar- 
lichen I  iilfclcistung  kann  aber  wohl  als  \'<>i  stule  zu  der  Entwick- 
lung gedacht  werden,  durch  die  das  System  der  hronden  über 
die  unfreien  Hinterlassen  hinaus  ausgedehnt  wurde,  auf  die  es 
ursprünghch  allein  Anwendung  fand. 
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Drittes  KapiteL 

Vermengung  öffentlicher  und  grundherrlicher  Dienste. 

Wenn  in  den  früheren  Ausfiihruni;cn  drei  Arten  von  Fron- 
diensten —  staatliche,  genossenschaftliche  und  L^rundherriiche  — 
auseinandcfL;ehaIten  wurden,  so  war  das  nur  statthaft  zu  dem 
ausgesprochenen  Zwecke  die  Vielheit  von  Rechtsgründen,  aus 
denen  die  VerpfiichtunL^  zu  l")icnsten  alizuleiten  ist,  zu  analy- 
sieren. Im  einzelnen  concreten  l*"all  mag  schon  im  frühen  Mittel- 
alter eine  deutliche  VorstellunL;  davon,  ob  es  sich  um  einen  grund- 
herriichcn  oder  einen  öfientiichen  Dienst  handelte,  gefehlt  haben. 
Aber  zum  Verständnis  der  weiten  Verbreitung,  die  das  Arbeits- 
system des  Frondienstes  im  deutschen  Mittelalter  gefunden  hat» 
war  die  erste  Voraussetzung,  daß  wir  die  verschiedenen  Verhält- 
nisse von  Rechten  und  Pflichten,  auf  Grund  deren  Frondienste 
geleistet  werden,  im  einzelnen  untersuchten. 

Zur  Ergänzung  bedürfen  aber  gerade  diejenigen  Vorgänge 
eingehender  Erklärung,  als  deren  Folge  eben  diese  Vermengung 
öffentlicher  und  grundherrlicher  Frondienste  zu  verstehen  ist. 

Die  bisherige  Literatur  hat  schon  wiederholt  darauf  hinge- 
wiesen, daß  die  Grundherren  mit  Erlangung  der  Immunität  Rechte 
auf  den  Bezug  ehemaliger  Staatsfronden  und  daß  sie  einige  Jahr- 
hunderte später  als  Obereigentümer  der  Marken  die  früher  ge- 
nossenschaftlichen Dienste  der  Markgenossen  als  Aequivalent  lur 
die  Nutzung  der  »nunmehr  grundherrlichen  Mark«  für  sich  bean- 
spruchten Durch  diese  Vorgänge  seien  sie  in  den  Stand  ge- 
setzt worden,  auch  von  Leuten,  die  in  keinem  dinglichen  Ab- 
häng^keitsverhältnis  zu  ihnen  standen,  die  Leistung  von  Fron- 
den zu  verlangen.   Im  folgenden  sollen  diese  beiden  Rechtsent- 


t)  BrmMtur,  Recbtsgeschichte  II.  333.  Lmi^rulU^  Wirticbiftileben  I.  797  a. 
435- 
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Wicklungen  genauer  analysiert  werden,  besonders  die  Frage,  wie 
sich  daraus  irgend  welche  Dienstpflicht  entwickeln  konnte,  wird  uns 
beschäftigen. 

Durch  alle  Jahrhunderte  der  deutschen  Geschichte  können 
wir  verfolgen,  daß  Beamte  versuchen,  öffentliche  Dienste,  zu  deren 
Ableistung  sie  kraft  ihres  Amtes  aufzubieten  haben,  für  ihre  eige- 
nen Zwecke  auszunützen.  Die  Gesetzgeber  aller  Zeiten  liahcn 
dagegen  angekämpft.  Die  carolingischen  Capitularien  werden  wir 
später  darüber  hören.  Hier  sei  nur  ein  Bericht  aus  dem  i8.  Jahr- 
hundert angeführt:  1719  erging  im  Fürstentum  Hildesheim  auf 
»die  fortdauernden  Beschwerden  der  Landstände«  hin  ein  Verbot 
an  die  Beamten  »sich  der  Riegefuhren  (Landeslronden)  Cur  ihre 
Privatangelegenheiten  zu  bedienen«  *).  Das  wichtigste  öfientliche 
Amt  ist  das  Richteramt,  das  auf  den  ersten  Blick  Frondienste 
kaum  zu  verlangen  scheint.  Und  doch  hat  gerade  die  iudiciaria 
potestas,  die  Gerichtsbarkeit,  die  im  Laufe  des  Mittelalters  in  den 
mannigfaltigsten  Abstufungen  an  die  verschiedensten  Gewalten 
verliehen  wurde,  in  vielen  Fällen  den  Genuß  von  Fronden  er- 
möglicht,  wo  er  ohne  solche  Verleihung  nicht  möglich  gewe- 
sen wäre. 

Nach  dem,  was  früher  über  die  Folizeidienste  der  Untertanen 
des  carolingischen  Staates  und  der  Markgenossen  gesagt  wurde, 
ist  es  zu  verstehen,  wenn  im  Mittelalter  jedem  Inhaber  irgend 
einer  richterlichen  Gewalt  das  Recht  zusteht,  die  Leute,  über  die 
er  Gerichtsbarkeit  hat,  zur  Verfolgung,  Festnahme  und  Bewachung 
von  Verbrechern  aufzubieten       Aber  auch  präventive  Sicher* 


1)  Lüntult  Herrn.  Ad,^  Die  bitterlichen  Lasten  im  Fttrstentnme  Uildesheim, 
H.  1830. 

2)  W.  Lienz,  Oest.  VV.  V.  615.  15 :  Ilem  wann  in  ainer  Herrschaft  oder  in  ge- 
riebt ain  auflauf  bescfaicht,  darzue  an  gericht  tu  krank  wer  zu  unterstehen,  und  das 
gericht  umb  hilf  und  beistant  die  gerichtsleut  anrQeft  und  dieselben  dem  gericht  nicht 
hilf  noch  beistant  tritcn,  der  oder  dieselben  sein  der  hcrrschaft  verfallen  zu  peen... 

W.  Sontra  (Reg.Bez.  Cassel)  Grimm  III.  327:  wer  es,  das  wir  von  IJemeburg  eynen 
begriffen,  des  wir  mechtig  weren ,  dns  da  rurte  an  hals  und  h:tut .  tlen  stdten  wir 
halten  als  lange,  das  wir  das  kunduii  L,'cihcdcn  geyn  buntra.  —  W.  Kievenich  (Un- 
termuäel)  Grimm  II.  343  :  wau  unser  gnai).  hcrr  angriff  zu  thun  vermcindt,  und  seine 
diener  zu  schwach  weren,  so  sollen  sie  die  gemein  ansprechen,  da&  sie  inen  bey« 
Staadt  thun.  Alsdann  soll  man  den  ang^riSenen^menschen  holen,  und  den  wegh 
fueren  nachClussart,  bis  uff  die  mittelst  arck  der  brücken.  —  Corveier  Urkunde  von 
1230  in  Ilaltaus  Glossar  pag.  1162:  ...  ad  proclamationem  terrae  ad  iusta  iudicia 
contra  malefactores  exercenda  iidem  homines  Corbeiensea  debeat  sabservire. 
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heitsdienste  konnte  er  \  crlan<;cn,  z.  B.  an  Kiicliwcihtai^t  n.  wo  c«? 
um  Ruhe  und  Sicluiluit  nicht  immer  zum  besten  beistellt  sein 
mochte').  Da  auf  dem  Maehen  Lande  Lohnarbeit  erst  sehr  lang- 
sam Ein^auL;  fand,  sintl  die  Gerichtsleutc  oft  zu  allerhand  Her- 
stelhmo^sarbeiten  verpflichtet  so  z.  B.  zum  Autrichten  des  Gal- 
gens, häufiger  nur  zum  Transport  des  Materials,  das  dazu  und 
zur  Execution  peinlicher  Strafen  benötigt  wurde'). 

Aber  schon  bei  den  Westgoten  war  ein  Verbot  gegen  die 
Grafen  und  deren  Stellvertreter*),  »qui  populorum  acctpiunt  pote- 
statem  etcuram«,  daß  sie  nicht  >prosuis  utilitatibus  populos  aggra- 
vare  praesumant«  notwendig.  In  einem  Capitular  unbestimmter 
Datierung  ordnet  Karl  d.  Gr.  an,  daß  iiberi  homines  den  comiti- 
bus  und  vicariis  zu  keinerlei  Diensten  zu  gehorchen  verpflichtet 
sind,  außer  denen,  die  an  den  König,  die  auf  Verlangen  der 
haribannatores  oder  anderer  vom  Konig  beauftragter  Personen 
geleistet  werden  müssen*).  Und  seinen  Sohn  Pippin  ermahnt 
er  in  einem  Briefe  sowohl  liberos  homines  als  auch  homines 
servientes  aecclesianim  Dei  dagegen  zu  schützen,  daß  sie  vor  den 
Herzögen  und  anderen  Beamten  >in  eorum  opera«  zu  Wirtschafts- 
diensten aller  Art  gezwungen  werden*). 

In  manchen  Gegenden,  behauptet  ein  anderes  Capitular, 
führten  diese  Bedrückungen  zu  einer  wahren  Verödung,  weil  viele 
ärmeren  Leuten  den  ungerechten  Anforderungen  der  Beamten 


1)  W.  buclieustein,  Ocs»l.  \V.  V.  702.  20:  item  am  haubtman  mag  vordem 
lassen,  «b  vil  gerichtsleut  er  will  die  kirchtlg  ta  behueten. 

2)  W.  Michelbach,  Grimm  II.  98 :  so  stock  und  galgen  gebrech  were,  so  sulIen 
die  grundthem  irem  meyer  bevelen,  daß  er  zu  ime  hole  die  hueber  und  nachbem, 

und  i^ccnt  in  den  walt  und  hauen  darzu  holtz  und  sullcn  die  grundthem  deiShalUen 
in  den  wein,  nnd  dem  zimmcrman  den  machloen  bezalen.  —  W.  Demerath  157S. 
GririiPi  III.  84  I  :  wcrc  sach,  «las  dat  gt-richt  bawfclli^jh  wcrc,  so  sollen  di«  nachbareo 
darzu  das  hulz  füren,  doch  siillcn  «lie  hcrrn  das  gericht  bawen. 

3)  W.  Freiasdorf  (Elsass)  V.  519:  Wtnn  jemand  mit  recht  gertcht  soll  wer- 
den, alsdan  soll  ein  gemein  zu  Prcinsdorf  mit  iren  nitverwandten  hols  sn  brande, 
röder  zum  radbrcchen  un<l  höh  zum  galgen  zum  blntz  zu  flberantwnrten  schuldig  sein. 

.\^  I  <  X  Visi^.  XII.  I.  2.  cd.  Ztumtr  paj;.  406  f. 

5)  M.<;  riji.  I  14  {  fSoi— Sj})  cap.  2:  Ut  Iiberi  homines  nuUum  obsequium 
Cumilibus  taciant  nec  vicariis,  ncqjie  in  prato  nequc  in  messe  neque  in  aratura  aut 
vinea  et  coniectum  uHum  Tel  rcsiduum  (Abgaben)  eis  rcsolvaut,  cxcepto  äcrvitio  quod 
ad  regem  pertinet  et  ad  haribannatores  vel  his  qui  legationem  dncunt. 

6)  Karoli  ad  Pippinum  iilium  epistola.  MG.  Capit.  I.  »i  ff.  Pervenit  ad  anres 
clemcntisie  nostrae,  quod  aliqoi  dnces  et  eorum  iuniorcs . .  .  in  t  nium  opera,  id  est 
vineis  et  campis  seu  pratis  necnun  et  in  eorum  aedificiis  ilios  faciant  operare. 
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nicht  mehr  gewachsen  waren  und  deshalb  wc^^zoc^cn  Viel  Er- 
folg hatte  oftcnbar  die  carolinj:^ische  Gcsctz^chunL,'  nicht  mit  ihren 
wiederholten  Verboten,  Wieviel  mehr  muBte  die  Bevölkerung 
unter  der  insolentia  von  Beamten  leiden,  die  nicht  eine  starke 
Hand  über  sich  hatten,  wie  das  unter  Karl  dem  Großen  der 
Fall  war! 

Diese  eigenmächtige  Ueberschreitung  der  Amtsgewalt  können 
wir  auch  bei  den  Vögten,  die  sich  die  geistlichen  Grundherr- 
schaften einsetzten,  sehr  genau  viM  r<  )li;en.  In  den  zahlreichen  Ur- 
kunden des  II.  und  12.  Jahrhunderts,  die  die  Rechte  der  Vögte 
gegen  die  der  Klöster  und  Stifter  abgrenzen,  werden  nicht  selten 
auch  die  Dienste,  die  dem  Vogte  geleistet  werden,  entweder  ge- 
nau bemessen  ^)  oder  ihr  Bezug  wird  von  der  Genehmigung  des 
Abtes  abhängig  gemacht'). 

Es  steht  heute  fest,  daß  Urkunden  dieser  Art  in  sehr  vielen 


1)  Cap.  Mint.  II.  MG.  Cap.  I.  197.  cap  6,  Auiliviinus  etiain,  tpiod  juniores 
comitum  vcl  aliqui  rnintstri  rei  publice  .  .  .  aliquas  redibutiones  vel  coIleeti')iits  (h;,- 
caiische  Einkünfte^  ciui<iairi  per  pastum  quidam  ctiatn  sine  pastum,  quasi  dcjirecandg, 
similiter  qaoque  operas,  collccüones  froguiti,  arare,  sementare,  runcare,  caricare,  sc- 
car«  v«l  cetera  his  similia,  a  poputo  per  easdem  vel  alias  machinationes  exigere 
coiuuevemiit,  non  tautum  ab  aecdcsiasticis  sed  etiam  a  reliquo  populo,  que  omnia 
nobis  et  ab  omni  populo  iuste  amovcn  l  1  vificntur,  «piia  in  quibusdam  locis  in  tan- 
fnm  indc  jiojniliis  oppressus  est,  ut  tuuhi  knc  nnti  vnkntcs  per  fuga  a  dominis  vel 
patfouibus  sui»  lapsi  sunt  et  tcrrc  ipsc  in  auliuidiricnj  redactc. 

2)  Carla  de  advocatis  Prüm  1103  MR.  üb.  1.  464  uo  406.  NuUus  subadvoca- 
tus  sive  alia  persona  super  res  et  famiiiam  S,  Salvatoris  audeat  placitare ,  peticio- 
ttes  facere,  bospicia  querere,  ipse  advocatus,  qui  bannum  ab  imperatore  sibi  a  rege 
acce[>erit  tria  sola  placita  in  anno  scatutis  in  locis  habeat . . .  Unusquisque  de  fa- 
milia  diem  unum  in  anno  o]ieretur  advocato  ad  l'ruiniani  sivc  a<l  Hain  et  nus<|uain 
nlilii.  —  .S.  Maximincr  Dienstreclit  1056.  MR,  Ub.  I.  403  no  345.  Antjcl-Ürh  eine  L'r- 
kunde  Heinrichs  III.:  Addimiis  etiain  nos,  et  nostra  tinperiali  auctoritare  tirinisäiine 
intcrdiciniub,  ut  nulius  advocatorum  aliquod  placiluni  preicr  tria  iura  debita  iu  ab- 
batia  babeat,  nullus  illorum  hospitia  vel  scrvitia  in  curtibus  abbatis  aut  fratrnm  sive 
a  rusticis  vioienter  exigat,  nullus  eorum  per  inscisioncs  aut  pctitiones  homines  gra- 
vare,  aut  vi  pecora  illorum  aut  paravcrcdos  tollere  presuinat. 

.\bkommcn  des  Abtes  l'iiliav'l  von  St.  Ainand  mit  dem  Probst  Hcrninnn 
1063  —  76  bei  Wai/z  .  l'rkuiidLii  iir  deulschcn  Verl':issun^?.geschichte Berlin  iS&o 
no  7.  pag.  14 :  Statuium  est  autcm  coram  mc  et  fideiibiis  nostris  ,  «luod  amplius  iu 
bac  Villa  precero,  quem,  vulgu  vucant  thcloneuui,  non  faciai,  neque  ipse  nec  aliquas 
filiorum  vel  succcssoruin  eius  . . .  berban  et  con%'edam  (corvada  =  corvee,  Frondienst) 
nallomodo  babeant,  nisi  jussione  vel  licentia  abbatum.  —  W.  S.  Dla- 
sicn  (Schwarzwald)  13S3  IV.  487:  es  hat  nieman  ze  gebieten  des  gOtzbaus  ge» 
sind ...  denn  ain  apt.  Bedürften  aber  ir  die  vügt  oder  die  waltiut,  so  sont  sy 
aiu  apt  bitten. 
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Fällen  i^cfälsclit  wurden  und  deshalb  schon  bei  den  Zeitgenossen 
in  üblein  Ruf  standen Eben  die  Tendenz  der  Klöster  und 
Stifter,  sich  und  ihre  Leute  gegen  diese  Uebcrgriffe  der  Vögte 
zu  schützen,  c^ab  Anlaß  zu  Fälschun^^en.  Aber  während  Karl 
d.  Gr.  seinen  Ik-aniten  diesen  Misbrauch  der  Amtsj^^ewalt  schlecht- 
hin verbot,  versuchten  die  Ljeistlichen  (irundherrschaften  nur  noch 
gewisse  Grenzen  dafür  zu  ziehen,  sie  waren  genötigt  innerhalb 
dieser  zu  gestatten,  daß  die  Vögte  die  dem  Vogteigericlit  unter- 
stellten Leute  für  ihre  eigenen  Zwecke  zu  Diensten  heranzogen. 
Sollte  das  seinen  Grund  ausschliesslich  in  der  Schwäche  der 
Stifter  haben  oder  gibt  es  noch  andere  Tatsachen,  die  diesen 
Unterschied  erklären  helfen  ? 

In  die  Zeit  zwischen  der  Gesetzgebung  Karls  und  den  Ab- 
kommen der  Klöster  mit  den  Vögten  fallen  die  meisten  Immuni- 
tätsurkunden. Wie  wirkt  die  Verleihung  der  Immunität  auf  die 
Leistung  der  I*>onden?  Wir  müssen  liiei  die  Immunitäten  der 
spätkarolingischen  und  die  der  Ottonischen  Zeit  auseinander* 
halten. 

Im  9.  Jahrhundert  werden  durch  die  Immunität  nicht  etwa 
die  Immunttätsleute  von  der  Leistung  der  staatlichen  Frondienste 
befreit,  auch  werden  diese  nicht  schlechthin  innerhalb  des  Immuni- 
tätsbezirks zu  Gunsten  des  Grundherrn  erhoben,  wie  Lampreckt 
annimmt Die  Immunität  tritt  zunächst  auf  allen  Gebieten  ver* 
mittelnd  zwischen  Staat  und  Untertanen,  auf  dem  Gebiet  des  Ge- 
richtswesens, so  gut  wie  auf  dem  des  Verwaltungswesens  Wenn 
»ex  imperiale  praecepto«  Brücken*  und  Straßenbauten  angeordnet 
wurden,  waren  auch  alle  Bischöfe  und  Aebte  verpflichtet,  ihre 
Leute  zu  stellen      Dabei  wurde  jedem  Immunitätsherm  ein  Stück 


iji  DofSih  in  Mill.  d.  Iiistit.  f.  üst.  (iesch.  XIX.  1898.  pag.  6u. 

2)  Wirtschaftsleben  L  1024. 

3)  Seeiigtr^  Grundherrschaft.  pag.  82. 

4)  MoDachus  Sang.  MG.  SS.  II.  745.  I.  3a  Fuit  consnetudo  in  illis  tempori* 
bns,  ttt  nbicumqiie  a1ii{uoi1  opus  ex  impvriali  pr.icccpto  faciendum  c^>set,  SM|iiidem 
poiite!» ,  vcl  nnve<  trajccti  sive  purtjafio  <*cn  »-tramcntum  vcl  implctio  co«noso- 
nini  intiiietuu),  comiles  per  vicarios  et  ntlicialcs  suos  e\cq\ierentur  in  minoribus 
dumlaxat  loboribus,  a  maioribuü  autcm  vi  niaxinic  novitei  cxituciidis  nullu&  ducum 
vet  comitum,  nollus  cpibcoram  vel  abbatum  cxcusaretur  aliqno  modo.  —  Pippitki 
Italiae  reg.  Cap.  c.  4  MG.  C  I.  192  Ut  de  restanratioae  eccletiamm  vel  pontes  fa-« 
dendttin  aui  stratas  restaurandum  omnino  generaliter  faciant»  sicnt  anttqoa  fuit  coo- 
suetudo,  et  nonanteponatur  emunitas  nec  pro  hac  re  uUa  occaaio  pro» 
veniat. 
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angewiesen,  das  er  in  einer  be!<timniten  Zeit  von  seinen  Leuten 
fertig  stellen  lassen  mußte,  wenn  er  nicht  einer  Strafe  verfallen 
wollte.  Den  Arbeitsabschnitt  mußte  der  Graf  »secundum  quod 
possibilitas  fuerit«  bemessen  Ein  Aufgebot  (distringere)  der  Im- 
munitätslcute  »per  alium  exactoremc  als  durch  den  Immunitätsherm 
oder  dessen  Beamte  war  ausgeschlossen.  Das  wird  auch  in  ver- 
schiedenen Immunitätsurkunden  des  9.  Jahrhunderts  ausdrücklich 
bestimmt  •).  So  werden  —  um  das  nebenbei  festzustellen  —  die 
U  rierer  Kirchenleute  durch  das  Privileg  Zwentibolds  von  899  von 
den  Beherbergungslasten  (mansiones)  nicht  befreit,  wie  es  der 
Herausgeber  Biyet  aufzufassen  scheint;  vielmehr  tritt  der  Bischof 
als  veraiittelnde  Instanz  em,  nur  »quem  episcopus  iusseritc  müssen 
sie  beherbergen'). 

Anders  die  Immunitätsurkunden  der  Ottotien.  Auch  hier 
wü-d  zunächst  verboten,  daß  irgend  welche  exactores  die  Im- 
munitätsleute zu  Fronden  aufbieten;  im  Gegensatz  zu  den  Im- 
munitäten des  9.  Jahrhunderts  werden  die  in  Betracht  kommen- 
den Arbeiten  im  einzelnen  aufgezählt:  Die  Immunitätsleute  sollen 
vom  iudex  publicus  nicht  aufgeboten  werden  zu  öffentlichen  Wach- 
diensten (excubias),  Vcrpflegungsleistungen  (paratas),  Spanndien' 
sten  (angarias),  Befestigungsdiensten  (instructiones  murorum)  Brük- 
kenbauten  (pontium  novas  et  veteres  structiones      Das  deutet 

1)  Cap.  Mantuimim  II.  MC.  Cnp.  I.  197.  c.  7.  De  pontibu«?  vcro  vcl  rcliquis 
similibus  operibu:» ,  quo  ccclc^iaiiici  per  iuätitiam  et  antiquara  consuetudinein  cum 
rcliquo  populo  faccre  tkbciu  hoc  praecipimus,  ut  r  c  c  t  o  r  ecclesiac  i  n  t  c  r  p  e  1 1  e- 
tur,  «t  ei  secandam  qnod  possibilita»  fu«rit  saa  portio  dcpatetur,  et  per  alittm 
ex«ctorem  ecctesiastici  honiiiies  «d  ope»  non  conpellentar.  Si  vero  opus  suvm  con- 
stituto die  completnni  non  habuerit,  liceat  comiti  pro  pena  pTepositnm  operis  pig- 
nerare  iuxta  acstimationem  vel  qaanütntem  inperfecti  operis,  quousquc  pcrficiatur: 
comis  autcm  si  neglexerit  ft  rege  vel  misso  regis  iadicandos  est.  Vgl.  zum  leutcu 
oben  pag.  13. 

2)  Irom.  Ludwigs  für  S,  Emmcran  853.  U.B.  ob  der  Euns  II.  17 :  ut  nullus 
iudex  pnblicus  . . .  ollani  potestatem  habeat  in  quo<iuam  ilios  distringendos,  sed  neque 
ad  placltnm  nllum  vel  in  bostem  ullo  unquam  tempore  ire  compeilat.  Für  AUaicb 

857  nt  iiiilltis  iude.x  publicus  . . .  loca  vel  agros,  sea  reliqnas  iiossessiones  . . .  ad  . .  • 
nullas  rcdhibitiiiucs  vcl  mansiones  aut  paratas  faciendT;  mit  inli«  itas  occasiones  re- 
quirendns  .  .  .  ii)^'red)  audeat.  Imtn.  Armi!fs  (fIrMcttclii  SSg.  ii  ilnuDif.  K'?i>-ertirkim- 
dcn  VVfsthilcus  I.  239.  no  5I:  ut  nullus  iudex  pupiicus  vcl  quilibet  ex  iudicaria 
potestate  homiucs . . .  quibusUbüt  pupUcis  exactionibus  distringere  praesumat. 

3)  Bfyet  MR.  U.B.  I.  313.  no  148 :  nt  nemo ...  in  domibus  • . .  hominum , . . 
mansionem  «ccipcre,  nbi  quem  episcopus  iusserit,  neque  ullam  eis  qtiispiam  in  eo- 
ram  mansionibus  inconim  jditatcm  ultcrius  faccre  presumat. 

4)  947  Otto  bestätigt  Trier   die  Immunität  MO.  Dipl.  1.  no  S6  pag.  169:  Ut 
ZeiUchrift  für  die  gt%,  StaaUwiMcaich.    Ergioiungtheft  19,  6 
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darauf  liin,  daß  ('(.nflictc  zwischen  den  Immiinitätshcrrn  und  den 
örtentlichcn  lV\'!!nten  tioiz  der  carolingisclien  l  rkundcn  bestehen 
blieben.    I.ine  juinzipii  lle  Neuerung  ist  damit  nicht  gegeben. 

Diese  ist  aber  enthalten  in  der  Immunität  Ottos  I  für  Corvey. 
Er  verleiht  darin  in  aller  Form  an  die  Achte  von  Corvey  den 
> Burgbann«  über  die  Leute  aus  3  im  einzelnen  angetührten  Graf- 
schaften. Das  kann  nichts  anderes  sein,  als  das  Recht,  diese  Leute 
unter  einer  hTiheren  Buße  zur  Arbeit  an  den  Befestigungen  des 
Klosters  aulzubieten  Da  ist  nicht  mehr  die  Rede  davon,  dass 
die  Leute  unter  ihrem  Immunitätsherren  ihrer  Natur  und  ihrem 
Erfolg  nach  staatliche  Dienste  verrichten.  Das  Kecht  des 
Immunitätsherrn  die  Leute  in  seinem  eigenen  Interesse  zu  beschäf- 
tigen ist  ausdrücklich  anerkannt. 

Ueberblicken  wir  die  zuletzt  geschilderten  Vorgänge  noch 
einmal  in  ihrer  zeitlichen  Reihenfolge,  so  ergibt  sich:  Karl  der 
Große  bemüht  sich  —  wahrscheinlich  ohne  Erfolg  —  zu  verhin- 
dern, daß  die  comites  ihre  Amtsgewalt  dazu  misbrauchen,  die 
ihrem  Gericht  unterstellten  Leute  für  ihre  privaten  Zwecke  zu 
Frondiensten  heranzuziehen.  Gegen  eben  diese  comites,  iudices 
publici  lassen  sich  durch  königliche  Urkunde  die  geistlichen  Herr- 
schaften im  9.  und  10.  Jahrhundert  schützen.   Der  wichtigste 

abhinc  nullus  iudex  publicus  . ..  ingretü  hnlieat  potcitatem  . ,  .  iicqtic  familia  ipsius  cccle- 
sie . .  ■  aut  tributa  vel  Ired.i  exsolvat  vcl  Noivcrc  cügatur  aut  ad  aliquod  ca^lelU  opus 
ab  exactoribus  vectigalium  tmpleatur . . . 

960  Otto  an  Osnabrfidc  MG.  Dipl.  I.  29$  no  ai3:  ut  imllos  iudex  imbUcns 
ii«que  ftlia  iudiciaria  potestas ...  in  locis  Ulias  episcopatus  placita  habenda  vel  freda 
exigenda  vel  parafreda  aut  paratas  facienda»  vel  fideia»sores  toUendoa  aut  serros 
et  liddunes  et  reteros  cos,  ([ui  censum  pcrsoh  cre  debent,  qnod  muntscat  %*ocaBt,  cod- 
striugant  nec  p.  iHLin  re«:taurare  aul  constringcre  .  .  . 

962  Otlo  an  Kitiiiter  Leoo  Mü.  Dipl.  I.  354.  no  240:  nullus  iudex  pubhcus, 
missui  discmrens  nec  quisUbet  nostrornm  fidelium  aliquam  * . .  monacbis  eominqne 
familiis»  massariis,  aldionibu«  aut  commendaticiis  violentiam  inferve  presumal,  nul- 
lasqite  redibitiones  aut  pnblicas  excubtas  vel  paratas  sive  angarias  scu  mstiticlkines 
murorum  facere  vel  persoU  cre  cogantur,  nulias  pontium  novas  vel  veteres  stractioaes 
agere  vel  rcnovarc  comi<eIlantur  .  . . 

l)  M(j.  Dipl.  I.  113  f.  no  27  (940):  ut  omues  abHntes  .  .  .  hinmun  Itahcanr  super 
homines,  qui  ad  prcfatum  cuenubiuin  (Corvey)  et  ad  civiUticiu  circa  iJiud  debent 
constructum  confugcre  et  in  ea  operari ,  boc  est  in  pago  Auga  in  coraitatB  Ret- 
bardt  et  in  pago  Netga  in  comitatu  Dendt  et  (!amponis  et  in  pago  Hnetigo  in  co« 
mitattt  Hcrimanni;  nullus  borum  aut  aliqua  iudiciaria  potestas  super  prefatos  bo- 
raines  pflcslatcm  habeat  cxercendi  ullins  banni,  quem  biirgban  vocant .  nis.i  ipsius 
nionnstcrii  abba  et  cui  ipse  vult  committere.  Vgl.  dazu  Stiiigirt  Grundhecmhaft. 
pag.  115. 
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Kern  der  Immunitätsverleihung  ist  die  Uebertragung  der  Greiichts- 
barkeit deren  Wandlungen  im  einzelnen  uns  hier  nicht  interes^ 
sieren.  Anfangs  gestattet  die  staatliche  Gewalt  nur  Ausführung 
der  Staatsfronden  unter  Aufsicht  und  Leitung  des  Immunitats- 
herren.  Schließlich  mufi  sie  auch  ein  Recht  desselben,  frühere 
Staatsfronden  für  seine  privaten  Zwecke  zu  verwenden,  anerkennen. 
Die  Praxis  war  dieser  theoretischen  Anerkennung  wohl  in  den 
meisten  Fällen  vorausgeeilt. 

Die  Not  zwingt  nun  die  geistlichen  Grundherrschaften  bei 
einem  weltlichen  mächtigen  Herren  Schutz  für  sich  und  ihre  Leute 
zu  suchen.  Als  Entgelt  überlassen  sie  diesen  »Schutzherren«  (ad- 
vocatus,  vocatus)  wie  bekannt,  einen  Teil  ihrer  Gerichtsbarkeit, 
das  Recht,  drei  Dinge  im  Jahre  abzuhalten  und  ^/s  der  Bußen  zu 
beziehen;  so  wurde  wenigstens  in  den  Verträgen  des  ii.  und 
12.  Jahrhundert  verabredet,  als  diese  durch  die  insolentia  der 
Vogte  notwendig;  geworden  waren.  Denn  genau  so  wie  die 
comites  die  ihnen  vom  König  übertragene  Amtsgewalt  misbrauch« 
ten,  so  nützten  auch  die  Vöj^te  die  ihnen  von  den  Stiftern  über- 
tragene Amtsgewalt  zu  allerhand  Bedrückungen  der  ihrem  Vog- 
tcigcricht  unterstellten  Leute  aus.  Diese  von  einer  Dienstpflicht 
gegen  die  Vögte  ganz  zu  befreien,  machten  die  geistlichen  Grund- 
herren nicht  einmal  mehr  den  Versuch. 

Ks  kann  dcnmach  nicht  geleugnet  werden:  jede  Uebertra- 
gimg  richterlicher  Befugnisse  —  in  der  Zeit  vom  9. — 12.  Jahr- 
hundert erfolgte  diese  unter  den  verschiedensten  Bedingungen  — 
versetzt  die  mit  Gerichtsbarkeit  ausgestattete  Gewalt  ihren  Ge- 
richtsieuten gegenüber  alsbald  in  ein  X'erhältnis,  das  ihr  ermög- 
licht, von  diesen  I'ronden  für  rein  private  Zwecke  zu  fordern. 

Diese  Tatsache  mag  auf  den  ersten  Blick  etwas  Befremden- 
des haben.  Aber  wir  haben  ja  schon  oben  ge/ei;;t,  daß  der  Ge- 
richtsherr im  Mittelalter  die  Arbeitskraft  c1(m  seinem  Gericht  un- 
terstellten Leute  in  manchen  Fällen  l)eans])ruchcn  muß,  nicht  nur 
zu  Bolizeidiensten,  sondern  auch  zu  allerhand  Trans{)ort-  und  I  ler- 
stellungsarbeiten.  Kin  Gerichtsherr,  der  in  seinem  Gerichtssprengel 
etwa  gleichzeitig  einigen  Grundbesitz  hatte,  hatte  es  ohne  Zweifel 
leicht  auch  von  Leuten,  die  in  keinem  dinglichen  Abhängigkeits- 
verhältnis zu  ihm  standen,  auf  Grund  seines  Rechtes  auf  eigentiichc 
Gerichtsdienste  zunächst  ganz  vereinzelt  Dienste  für  seine  private 


1)  Saiiitr  «. «.  O.  77  ff. 
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Zwecke  verrichten  zu  lassen.  Wie  eine  mächtige  Herrschaft  auf 
Grund  des  Rechtes  auf  einige  Dienste  die  Dienstpflicht  ihrer  Leute 
immer  mehr  anzuspannen  versteht,  zeigen  Vorgänge  späterer  Jahr- 
hunderte mit  aller  Deutlichkeit.  Kindiinger'^)  berichtet,  daß  die 
Gutsherren  häufig  >bei  Erbgewinnungen  sich  nebst  den  alten 
Dienst  ein  bis  zwei  Spanndienste  . .  aufs  neue  ausbaten  (sie !) 
und  diese  auch  in  die  Gewinnbriefe  setzten  €. 

Um  das  weitgehende  Recht  der  mittelalterlichen  Gerichts- 
herrschaft  auf  I'>ondienstc  zu  erklären  kommt  noch  ein  Weiteros 
dazu  :  der  wirtschaftliche  Hauptcffect  der  Erlangung  tigend  welcher 
Gerichtsbarkeit  war  im  Mittelalter  stets  der  Bezug  der  Gefölle, 
die  Gerichtsbarkeit  war  ein  nutzbares  Object.  Geldleistungen 
und  Arbeitsleistungen  wurden  in  den  seltensten  Fällen  scharf  ge- 
schieden; beide  fielen  unter  den  Begriff  servitium.  Es  lag  also 
sehr  nahe,  auch  dieses  Herrschaftsrecht  nach  beiden  Richtungen 
auszunützen.  Am  wünschenswertesten  war  es  natürlich  für  den 
Gerichtsherm,  wenn  er  sich  von  seinen  Gerichtsleuten  ein  Recht 
auf  den  Bezi^  von  Diensten  aller  Art  weisen  lassen  konnte,  auch 
von  solchen,  die  mit  seiner  richterlichen  Tätigkeit  nichts  zu  tun 
hatten.    Das  haben  auch  viele  Gerichtsherrschaften  erreicht*). 

1)  Geschichte  der  ilcnt<;chen  Hörigkeit  1819.  pag.  212  f. 

2)  W.Alflen  147^1  CrimmW.  593:  Auch  snl  ein  igkliih  uiann,  drr  in  dem  ^cricht 
/u  A.  wohnet,  er  hoic  :\\  wctn  das  si,  dinst  doin  iinßcrtn  Ii.  v.  '["vier,  il.s  m  mit 
hcuwc  machen,  schinden  oder  auch  mehen.  — W.  Alsenbriicli,  Grimm  1.  791:  wer 
in  disem  gericht  sitzt  und  nit  pfert  oder  geferi  h.it,  der  soU  ansern  herm  toh  Ot- 
tcrburg  ein  tag  in  dem  bewmonftt  ein  aiunler  geben,  und  in  der  erat  ein  tag  ein 
scbnitter ,  welches  tags  sie  deß  bescheiden ,  hat  er  &ber  pfert  oder  ein  mcne, 
so  soll  er  unscrn  hern  ein  tng  brachen  und  ein  lentzen,  wnn  sie  ihren  boflf  selbst 
bawen.  —  W.  nsbcrg,  Crimm  I.  S2  :  uoschüh  es,  das  ein  früniilcr  mensch,  rr">w 
oder  man,  in  tlcncn  ^  richten  sa-,--liaft  wnrd  3  ta^  und  6  wuchcn  un<l  ein  jar,  un- 
vcrsprochen  von  allen  hcrren  und  von  allen  gotzhüsern,  dtr  soi  mincn  herrcn  dienen 
und  Valien  alfi  sin  eigen  Itttt.  —  W.  Kirchzarten,  Grimm  I.  332.  Wer  oncb,  das  ein 
rrSmder  man  kerne  gen  K.,  wannan  der  bint,  wtl  er  in  dem  geriebt  beliben,  so 
sol  er  keinen  herren  nemen,  dann  den,  der  herre  ze  iL  ist,  und  sol  im  denne  der 
man,  wer  es  ikt,  einen  schöffel  habern  dienen  und  einen  tagwan,  was  er  dcnne 
knn  oder  no'f'nut  hat,  und  sol  dcnne  der  herre  in  da  schirmen,  als  ander  -^ine 
lüte ,  und  ^"1  er  ouch  da  niissen  wunne  und  weide.  — -  VV.  \\  iler,  Ct  imm  I.  ;6j. 
Ist,  das  yeman  kompt  ziehen  in  des  herm  gericht,  der  nicht  erb  noch  lehen  hctt, 
und  blipt  der  jor  und  tag  hinder  Im,  das  im  enhein  berr  ist  nach  volgcn,  der  ia 
versprecht  so  sol  in  der  herr  se  Wyler  hulden  ftlr  einen  fryen  man  und  (er)  im  dan- 
nanhin  jKrlKh  dienen  einen  schöffel  baber  und  einen  tagwen  tuen  als  er  m  den 
beste  Ican,  und  sol  ouch  geben  ein  hun  und  sol  in  ein  herr  daramb  schirmen  als 
einen  andern  sinen  hindersAiien.  — 
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Wenn  der  Gerichtssprengel  einer  Herrschaft  zusammenfiel 
mit  der  Gemarkung  eines  Dorfes,  so  werden  natürlich  alle  Ein* 
wohner  des  Dorfes  zu  solchen  Diensten  herangezogen 

Nachdem  wir  nun  den  Uebergang  staatlicher  Lasten  an  die 
meist  geistlichen  Immunitätsherrschaften  seiner  eigentlichen  Be- 
deutung nach  dargestellt  haben,  bleibt  uns  noch  jener  zweite 
Vorgang,  der  ebenso  zum  festen  Bestand  der  Wissenschaft  ge- 
hört,  zu  genauerer  Untersuchung:  Die  Leistung  ehemals  genos- 
senschaftlicher Dienste  an  einen  Markherren.  Man  denkt  sich 
diese  Entwicklung  etwa  so:  der  Eintritt  mächtiger  Grundherren 
in  die  Markgenossenschaft  habe  den  »Anfangszustand  relativer 
Vermögcnsglcichheitc  beseitigt  Gleichzeitig  sei  infolge  der  Zu- 
nahme der  Bevölkerung  die  Gefahr  einer  Erschöpfung  der  Mark 
in  den  Bereich  der  Möglichkeit  gerückt.  In  ihrem  eigenen  In- 
teresse hätten  die  mächtigeren  Markgenossen  den  Einfluß,  den 
ihnen  ihre  wirtschaftliche  Uebertegenhelt  über  die  ärmeren  Ge- 
nossen einräumte,  dazu  benutzt,  auf  eine  ökonomischere  Verwen» 
dung  der  gemeinen  Mark  hinzuwirken.  So  sei  in  vielen  Marken 
ein  Gnmdherr  in  den  Besitz  dei  höheren  Markämter  gekommen 
und  habe  so  schliesslich  das  Obereigentum  über  die  gemeine 
Mark  erlangt,  den  iihriL^cn  (icnosscn  habe  er  nur  nucli  . Nutzungs- 
rechte darin  eingeräumt.  I  )a  die  l*'.!  lialhing  der  Mark  luin  dem 
Dbercigcnliiiner  zutie],  hätten  die  Dienste  in  der  gemeinen  Mark 
nun  auch  an  ihn  geleistet  werden  müssen.    Aber  nicht  genug. 

Man  brauchi  also  keineswegs  zu  so  vcrwickeltca  Vorgängen ,  wie  »dem  leil- 
weiscn  Uebergang  des  hottiUcittm«  su  greifen,  «m  zu  «rklüren,  wieso  es  kommt, 
daft  Gerichtsherra  als  solchen  Fronden  gewiesen  werden,  cfr.  Lamprtektt  Wirtschaft»* 
leben  I.  1025. 

i)  W,  I.nndenhai  Ii  1468  Grimm  VI.  63.  Die  Htrren  von  RUntck  sittd  voitii  und 
hern  in  schlos ,  in  «iorf,  in  fel«l  und  in  der  mnrk  rn  T.  .  alle  inwnner  iIcs  '•flljcn 
dorfs,  die  an  sola  h  r(Tli(  i^thorti,  «-oncn  den  •^clhen  ini  geboten  und  verholen  L;chor- 
sain  sein,  und  auch  nimant  einigen  trondienst  thon  oder  atzunge  geben,  dan  dem  obg. 
imscrm  jnnkhem  und  lem  erben.  —  W.  Otterberg  Crimn  l,  779.  Item  weisen  wir 
den  gerichtsherren  zu  O.  daß  ein  ieder  gemeinsman  schuldig  ist  drei  tag  mit  der 
handt  au  frShnen,  nemblich  ein  tag  in  madwn,  den  andern  hew  an  madmi, 
den  dritten  tag  in  der  eradt  sn  schneiden.  Item  soll  er  der  gerichtsherr  denselben 
c^scti  trinckcn  pehen.  wie  eijn  nrbeiter  gebürt,  und  ii;ichts  wan  5ic  heim  wollen 
gi-Iien,  s.j  soll  er  (jineni  icden  cm  ptcntnu','  brot  und  ein  bcchcr  \  oll  wcin^i  pclicn  .  .  . 
Item  na;.hdem  die  gcmemd  die  drei  tag  dem  gerichtsbcrreu  fröhucn  uiüsHen,  haben 
sie  dagegen  ihr  nwweudt  zu  suchen  uff  Otterburger  wUdt  und  feldt  bi0  in  die 
waldmarck  and  wider  heraufi. . . 
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Der  Umstand,  daß  die  Genossen  die  Mark  nur  »aus  Gnaden  des 
Herrn«  nutzen  durften,  habe  dazu  geführt,  daß  die  Genossen  an 
ihn  »als  selbstverständlichen  Entgelt  für  die  AUmendenutzung« 
auch  Dienste  leisteten,  die  nur  der  Wirtschaft  des  Herrn  zugute 
kamen.  Der  ganze  Frondienst  auf  den  herrschaftlichen  Beunden 
habe  nur  als  »Aequivatent,  als  Entgelt  für  die  nunmehr  grund- 
herrliche Marke  Eingang  finden  können^). 

Nun  muß  allerdings  zugegeben  werden«  daß  in  einigen  Weis- 
tümem  AUmendenutzung  und  Frondienste  aller  Art  in  diesen  Zu- 
sammenhang gebracht  werden  *).  Aber  was  bedeutet  das?  Was 
bedeutet  überhaupt  der  Begriff  Markobereigentum? 

Heutzutage,  wo  die  Erkenntnis  von  den  nachteiligen,  man 
kann  in  vielen  Fällen  sagen  unheilvollen  Wirkungen  der  Gemein- 
heitsteilungen des  19.  Jahrhunderts  schon  weit  über  die  Kreise 
der  wissenschaftlichen  Literatur  hinaus^cdrungen  ist,  braucht  man 
über  die  Bedeutung  der  AUmendenutzung  für  die  bäuerliche  Wirt- 
schaft des  deutschen  Mittelalters  nicht  mehr  viel  Worte  zu  ver- 
lieren. Bis  in  ilio  Xciizeit  hinein  steht  und  lallt  die  Mxistenz  des 
deutschen  Hauern  imt  dem  Bezug  dieser  wichtigen  Hilfsquellen. 
Ein  Markherr  mochte  eine  noch  so  große  Machtstellung  den  übrii^^en 
Mitgliedern  der  Markgenossenschaft  gegenüber  einnehmen,  er  nioclite 
der  ärgste  Despot  sein  :  daß  er  die  Markgenossen  von  der  Nut- 
zung der  gemeinen  Mark  ausschloß,  daß  er  ihre  Nutzungsrechte 
nur  erheblich  einengte,  war  ganz  unmöglich,  war  undenkbar, 
nicht  nur  weil  ein  derartiger  Kinjii^rifr  in  die  althergel)rachten 
Rechte  ohne  Zweifel  stets  zur  Kmpurunt;  i^eführt  hätte.  Die  eii^'cnc 
Einsicht,  daß  diese  Nut/.unq^en  für  seine  Bauern  ein  Fxistenzbe- 
dürfnis  waren,  ließ  den  lierrn  nie  zu  solchen  Versuchen  kommen. 

1)  Vgl.  Laniprecht,  Wirtschaftsleben  I.  436.  695.  loro. 

2)  Vgl.  die  Stellen  bei  I.amprecht  I.  436.  außerdem  \V.  Dörrebach,  Grimm  II 
807:  Erkennen  wir  auch  uiil>ern  iunrkern  und  herrn  frone  dienst...  hierunib  sollen 
sie  haben  waßer  und  weide  von  der  gnadten  goltcs  herrn  und  in  gnaden  unßcr  herrn.  — 
W.  Sels  Griwm  I.  761 ;  darnmbe  das  die  bargere  von  S.  toublMlc  hOwent  in  den 
dr&n  weiden,  10  gent  die  bürgere  von  S.  TrOne  sniethere  nnd  fröne  boiwere  einme  ab- 
bete  des  cloateis  luo  S.  (des  sttft  von  S.  hat  snnderliche  3  weide).  —  Es  kosunt  encb 
vor,  daß  die  Allmendenut/.unf;  nach  den  Umfang  der  DiensÜeistiiagen  abgestuft 
wird.  W.  Ossinpen.  Crimm  I  96-  WSr  onch,  ob  einer  oder  mer  re  O.  einem  hcrren 
vindcrdiensticcr  wer  mit  füren,  mit  andern  dienstcn  denn  die  andren,  das  nin^  ein 
vorster  ouch  wol  erkennen  und  ansechen,  und  dem  me  geben  denn  einem  andern.  — 
W.  ScbwATzenbols,  Crimm  IL  S4 :  ...  ein  iegelicber  nun  su  Schw.,  der  dem  gotslwos 
ein  weinfur  thut,  ist  hne  erlaupt  in  dem  bucbwalde  (ein  vorgeschriebenes  Qunntnm) 
zn  beuwen. 
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Dieses  ökonomische  Verständnis  der  deutschen  Herrschaften,  an 
dem  sich  manche  Gesetzgebungskommission  des  19.  Jahrhunderts 
ein  Beispiel  hätte  nehmen  können,  spricht  darum  oft  genug  aus 
den  WeistOmem 

Wenn  es  also  in  manchen  Weistümem  heilSt,  die  Genossen 
nutzen  die  Mark  nur  aus  Gnaden  des  »Obereigentümers«  und  müs- 
sen diesem  als  Entgelt  für  die  Nutzungen  Frondienste  leisten,  so 
darf  man  hinter  diesen  Aetiologieen  keinerlei  materiellen  Hinter- 
grund suchen,  der  zur  Erklärung  dieser  Dienstpflicht  beitragen 
könnte.  Denn  wie  sollten  die  Bauern  einen  Entgelt  leisten  für 
etwas,  was  ihnen  überhaupt  nicht  versagt  werden  konnte? 

Die  Aufnahme  solcher  Fictionen  in  ein  Weistum  läßt  sich 
ja  überhaupt  nur  so  erklären,  daß  ein  Herr,  dem  es  darauf  an- 
kam« die  Dienstpflicht  der  Markgenossen  in  erhöhtem  Maße  an- 
zuspannen, diese  auf  solche  Weise  mehr  plausibel  machen  wollte.  — 

Die  überragende  Stellung,  die  der  Markherr  als  größter  Grund- 
herr in  der  Mark  einnimmt,  und  der  Uebergang  der  Markämter 
auf  ihn  wäre  also  der  einzige  Grund,  warum  die  Genossen  ihm 
gegenüber  zu  Frondiensten  verpflichtet  sind.  Wie  allgemein  zu- 
gegeben wird,  ist  die  oben  geschilderte  Entstehung  von  Mark- 
obereigentum bis  jetzt  nur  in  einem  Teile  von  Deutschland  in 
einzelnen  Marken  nachgewiesen  Das  Vu-i!,t  natürlich  auch  daran, 
daß  diese  V'orL^änge  in  eine  Zc  it  tallcn.  in  doncn  die  yucUcn 
unsrer  VVirtschattsgeschichte  äußerst  si)ärlici»  iließen.    Aber  vcr- 

1)  Vgl.  scliun  die  Glossen  des  Cacsariiis  zum  PrSmer  Urbar  (MR.  U.B.  I. 
pag.  158) .. .  c^uia  de  sUvtt  ex  pasciiis  non  possunt  carere.  —  W.  PeUing,  Crimm  IIL 
651.  Item  den  Paectiinger  walt  hayd  man  dammb,  ob  das  wir,  daß  die  von  P. 
ein  not  angieng,  es  wär  von  huni^cr  oder  von  unfrids  wegen,  so  tnugcnt  di«  nach- 
paurn  wol  gen  zu  einem  hcrrn  und  mugen  mit  im  reden.  ili!>  tr  iti  lierlaub,  daß 
sy  den  walt  auftun  und  icdrrman  darin  haw,  als  viil  er  aii>,:>  tiiri!  nm^^.  Und  dns 
tut  ntan  darumh,  das  sy  destcr  j>ass  bey  dem  dorf  mugen  beleihen,  und  daß  soll  in 
khain  herr  nicht  versagen.  —  \V.  Oberhiiber2>heini,  Grimm  tV.  598  f.  SU  •aitisen 
d*r  herrsehaft  als  dem  oberherm  in  der  gemarken  zu  O.  wasser  nnd  weydte,  doch 
abo,  daß  der  inwoner  in  denselben  dorffem  nnd  gemSrken  wasser  nnd  waydte  zu 
gebrauchen  haben ,  nff  dass  aie  in  treuen  ihren  chur.  u.  fürstl.  gnaden  ats  ihrer 
herrsehaft  ik-ii  ?jass  gedienen  mögen.  —  W.  Wcrhcini.  Crimm  III,  500  .  .  den  mnr- 
kern  die  ui.irk  zu  gchnnrhcn  tw  ihrer  noilurft,  darumb  das  sie  unsern  gn.  Ii.  ilirc 
bed  u.  zins  geben  können  u.  ihr  schloß  im  bau  halteu,  wuiiser  und  waid  und  alle 
gemeinschaft,  das  weist  das  merkergcding  lu  W . . .  —  W.  Gondenbrett,  Grimm  II. 
539.  Doch  soll  der  hoffman  den  langhalm  nutzen  (Weide  im  Walde),  damit  er 
dem  berm  seinen  dienst  desto  besser  tbim  könne. 

3)  Lamfriehi  I.  697. 
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suchen  wir  einmal,  diese  Wandlungen  auf  einem  etwas  anderen 
Boden  zu  verfolgen,  als  es  bislang  geschehen. 

In  schweizerischen  Offnungen  findet  sich  für  das  Gebiet,  in- 
nerhalb dessen  eine  Gemeinde  Allmendcnutzungcn  bezieht,  manch- 
mal die  Bezeichnung  »twing  und  bann*  Dieser  Ausdruck  wird 
gewöhnlich  für  die  13efugnis,  die  für  die  landwirtschaftliche  Ord- 
nung erforderlichen  Gebote  und  Verl  n*  mi  erlassen,  verwendet, 
also  Regelung  der  Holznutzung,  der  Weide  auf  Gemeinland  und 
Privatland,  Aufsicht  über  Zäune  und  Wege,  über  die  I  )urn}and- 
werker,  das  Recht,  Bannrechte  einzuführen').  »Twing  und  bann« 
ist  aber  auch  unter  Umständen  eine  Teilgerichtsbarkeit;  meist 
hat  der  Inhaber  von  »twing  und  bann«  niedere  Gerichtsbarkeit'). 
Wie  kommt  es,  daß  verschiedene  Dinge  mit  demselben  Ausdruck 
bezeichnet  werden? 

In  den  lateinischen  Urkunden  steht  für  »twing  und  bann«  »di- 
strictus  et  bannus«.  Districtus  —  distringere  kennen  wir  schon  aus 
den  Immunitatsurkunden  —  ist  das  Recht  der  öfTentlichen  Gewalt 
und  zwar  der  vom  König  ermächtigten  öffentlichen  Gewalt,  zu 
gebieten  und  zu  strafen.  Auch  der  Bann,  bannus  steht  in  caro- 
lingischer  Zeit  nur  dem  Könige  zu  und  kann  auch  später  nur 
auf  Grund  königlicher  Verleihung  gehandhabt  werden.  Wir  brau- 
chen nur  an  den  burgbann  bei  den  Ottonen  zu  erinnern.  Es  läge 
also  nahe  zu  vermuten,  die  Inhaber  von  twing  und  bann  hätten 
stets  ihre  Befugnisse  auf  irgend  welche  öffentlich-rechtliche  Titel 
zurückgeführt  Damit  gerät  man  aber  in  Widerspruch  mit  der 
herrschenden  Ansicht,  nach  der  die  Verordnungsgcwalt  in  Ge- 
meindcangclcgcnhcitcn  urspiünglicii  den  autonomen  Markgenos- 
senschaften zugestanden  hat,  denen  sie  dann  von  einzelnen  Mark- 
herren entrissen  wurde.  Diese  gelangten  lediglich  durch  die 
eigene  Kraft  ihm  wirtschaftlichen  Ueberlegenlieit  zu  der  die  Mark 
bchenschcndt  n  Slcllung. 

Wir  hal>en  schon  oben  darauf  hingewiesen,  daß  die  Zeit,  in 
die  diese  Vorgänge  fallen,  sehr  aiiii  an  Oucllen  ist.  l'.incii  liickcn- 

1)  V.  Ifyss,  Abhandlunget)  z.(ji:sch.  ile-     Invciz.  öfTcntl.  Rcchls.  1S92.  p."»}?.  35 

2)  W.  VVifsendanijen,  ^Jr/ww  I.  14:?  \u  \u  im  i!fh«"rend  zti  nUe  7\vint»  nn<\  bünn 
cl.Tin  und  giuß  über  hultz,  vcldc,  wi&cn,  atkcr,  wiiigaiicn,  wasser,  wassctiüiiacu,  ge- 
maiimterk ,  wayde  und  alles  das,  das  zu  verzwingend  und  zu  verbannend  ist,  nuts 
usgenomen  in  dem  zwing,  bann  und  gerichlcn  an  W.  —  W.  Meggen,  Grimm  L  165 
. . .  das  m.  h.  v.  Oestcrrich  in  dem  hof  zu  M.,  das  gen  Habspurg  hoert ,  twing 
und  bat!  hat  üi)cr  tioltz  und  vell  und  elli  gerichte,  (Abi  nnd  alte  frevel. 

3)  V.  Wyss  ibid.  p.  34. 
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losen,  quellenmäßigen  Nachweis  werden  wir  also  für  die  von 
der  herrschenden  Meinung  abweichenden  Gesichtspunkte  so  wenig 
geben  können,  wie  diese  iiin  für  die  bekannte  Genesis  des  Mark- 
obereigentums zu  erbringen  imstande  war. 

Der  Beachtung  wert  sind  vor  allem  zwei  Sangaller  Formeln: 
Form.  Sang,  miscell.  nr.  9  (MG.  Formulare  pag.  383)  und  Col- 
lectio  Sang.  Form.  10  (ebenda  pag.  403). 

Die  erstere  ist  das  I-'ormular  für  eine  Auseinandersetzung  in 
einem  Streit  zwischen  einem  Kloster  (inter  locum  sancto  illo  vel 
illo  nuncupatiim)  und  den  im  selben  Orte  ansässigen  Gauleuten 
(reliquos  eorundem  locorum  pagenses).  Der  Streit  war  nach  der 
Annahme  des  Verfassers  der  I'ormel  über  die  Frage  ausgebro- 
chen, ob  diese  »caeteri  cives«  in  einem  großen  Waldgebiete  (silva 
vel  potius  saltu  latissimo  longissimoque)  die  Nutzungsrechte  >per 
suam  auctoritatemc  an  »ex  eiusdem  loci  domini  precario  deberent«. 
>Jussu  missorum  imperatoris«  kamen  Vertreter  aus  allen  in  den 
Streit  verwickelten  Grafschaften  zusammen  und  teilten,  nachdem 
sie  auf  die  Reliquien  des  Klosterheiligen  vereidigt  worden  waren» 
den  Wald  in  2  Teile.  Der  eine  sollte  >ad  ccUam  sancti  iltius 
proprie  pertinere«  und  es  sollte  darin  niemanden  irgend  ein  Nut- 
zungsrecht zustehen  »nisi  ex  permisso  rectorum  eius- 
dem sancti  loci«.  In  dem  andern  Teile  sollten  »omnes  illi 
pagenses  similiter  sicut  familia  sancti  ill.  usum  habere  caedendi 
ligna  et  materies  saginamque  porcorum  vcl  pastum  peccorum«. 
Aber  auch  hier  sollte  dem  Förster  des  Klosters  die  Aufsicht 
über  rationelle  Nutzung  zustehen  (eos  admoneat  et  conveniat,  ne 
inmoderate  ruendo  arbores  glandiferas  et  sibi  nocui  et  sancto  loco 
inveniantur  infesti);  denn  Raubbau  liefe  sowohl  den  Interessen 
der  pagenses  als  denen  des  Klosters  zuwider. 

Wenn  den  Anweisun-cn  des  Försters  keine  Folge  geleistet 
werde,  sollte  der  Schutzherr  des  Klosters  (provisor  eiusdem  loci) 
das  öffentliche  Gericht  (comitem  aut  vicarium)  anrufen,  >ut  ipso- 
rum  auctoritate  ad  iustitiam  distringantur.  Si  vero  neque  illis 
consenserintf  ad  imperatoris  iudicium  venire  comj)cIlanturr. 

Die  zweite  F'ormel  ist  nach  der  Ucbcrschrift ' )  eine  V^cirlaize 
für  I  cilungsurkunden  über  königliche  oder  genossenschaftliche, 
bischüdiche  oder  klösterliche  Besitzungen.  Sie  faßt  oti\ nhar  alle 
hier  möglichen  Combinationen  ins  Auge,  daher  auch  i  inmai  vuni 

i)  Notitia  divuionü  poss^essiotuun  regalium  v«l  populariuni,  episcopalium  vel 
mona«tertaliuiii. 
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»fiscus  regis«,  das  andre  Mal  von  der  »emunitas  regisc  die  Rede  ist. 
Im  (iegensatz  zu  den  »populäres  iiossessioncs«,  in  denen  »omnia  Om- 
nibus esscnt  communia  in  liquis  cedcndis  et  saj^na  porcomm  et 
pastu  pecorum« soll  die  immunitas  rcgis  »sine  ullius  communione« 
bleiben.  Nutzung  durch  andere  soll  nur  mit  l^rlauhnis  eines  kö- 
niglichen Beamten  oder  eines  vom  Ki^nii;  mit  olfentlicher  Gewalt 
ausgestatteten  Herrn  —  eines  immunitätsherren  zulässic:  sein. 
Uebertretungen  sollen  durch  das  öffentliche  Gericht  geahndet  wer- 
den. Nur  so  kann  ich  die  Worte  erklären:  Si  autem  quis  sine 
pennissione  praefecti  vcl  procuratoris  regis  aut  ve 
nationem  ibi  exerccre  vcl  ligna  aut  niatcriem  cedere  convictus 
fuerit,  iuxta  decretum  senatorum  provintiae  componat. 

In  beiden  Fällen  wird  ottenbar  die  gemeine  Mark  unter  Bei- 
ziehung der  Vertreter  der  öffentlichen  Gewalt  geteilt  zwischen 
einer  Grundherrschaft  und  den  übrigen  in  der  Mark  berechtigten 
Gauleuten.  In  dem  einen  Teil  soll  —  in  beiden  Fällen  —  nie- 
mand irgend  welche  Nutzungen  genießen,  der  nicht  von  dieser 
Grundherrschaft  —  Grundherr  ist  entweder  ein  Kloster  oder  der 
König  —  dazu  ermächtigt  ist.  In  dem  der  Allgemeinheit  zur 
Nutzung  belassenen  Teil  steht  nach  Form.  Sang.  misc.  9  der 
Grundherrschaft  ebenfalls  das  Recht  zu,  durch  Beaufsichtigui^  der 
Nutzungsweise  Raubbau  zu  verhüten.  Wir  haben  also  hier  neben- 
einander die  »erste  Etappe  zur  Entwicklung  der  Markhenschaft« 
und  voll  entwickeltes  »Markobereigentum«. 

Es  soll  zunächst  nicht  bestritten  werden,  daß  diese  Abma- 
chung nicht  möglich  gewesen  wäre,  wenn  nicht  das  Kloster  oder 
was  für  eine  Grundherrschaft  es  sein  mag,  in  der  Mark,  in  der 
die  Teilung  vorgenommen  wurde,  infolge  seiner  wirtschaftUchen 
Ueberlegenheit  eine  mächtige  Stellung  schon  früher  eingenommen 
hätte.  Aber  was  von  größtem  Interesse  ist,  die  Grundherrschalt 
läßt  sich  nicht  nur  die  Herrschaftsrechte  in  dem  ihr  zugewiesenen 
Teil  der  Mark  durch  einen  öffentlich-rechtlichen  Akt  bestätigen. 
Auch  das  Aufsichtsrecht  in  der  gemeinen  Mark  stellt  sich  dar 
als  Abspaltung  eines  öffentlichen  Rechts,  insofern  als  das  ordent- 
liehe  Gericht,  unter  Umständen  das  königliche  Hofgericht  den 

i)  D.^s  Bifan^recht  eines  jeden  Mnrkgcnossen  findet  ausdrückliche  Ancrktnniing: 

iiiii  forsitan  aliquis  civium  eorundem  vel  inanu  consimm  vcl  scruiiie  iDspersum  aut 
ctiain  in  suo  agro  sua  pennissione  concrctuin  et  ad  ultiinutti  a  [lalrc  suo  sihi  ne 
muH  immune  vel  aliquam  siivaculam  relictam  habeat  propriam  vei  cum  suis  cobere- 
dibu!»  cointnunem. 
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Anweisungen  der  von  der  Grundherrschaft  eingesetzten  Förster 
Nachdruck  verschaffen  muß. 

Dadurch  wird  es  auch  verständlich,  warum  das  Verordnungs- 
recht in  Markan^H'leijenheiten  so  oft  mit  den  Ausdrücken  distric- 
tus  et  bannus,  twing  und  bann  bezeichnet  wird.  In  vielen  !<"nll<*n 
beruht  dieses  Vcrordnun^^srecht,  wie  man  nach  der  Bt>zeichnunj^^ 
twing  und  bann  schon  vermuten  mußte,  auf  öffenthch  rechtlicher 
Verleihung.  Erst  durch  die  Entscheidung  einer  »iussu  missorum 
unperatoris«  einberufenen  Versammlung  wurde  in  h'orm.  Sang, 
misc.  9  die  Verordnungsgewalt  in  Markangelegenheiten  zu  einem 
Recht  des  Klosters. 

Damit  ist  auch  zur  Genüge  erklärt,  wie  es  möglich  war,  daß 
einzelne  Grundherrschaften  von  allen  Markgenossen,  auch  von 
denen,  die  in  keinem  dinglichen  Abhängigkeitsverhältnisse  stan* 
den,  Frondienste  auch  für  rein  private  Zwecke  fordern  konnten. 
Man  braucht  das  Markobereigentum  gar  nicht  zur  I^rklärung. 
Denn  wir  haben  oben  gezeigt,  daß  der  Erwerb  irgend  welcher 
öffentlich-rechtlicher  —  meist  richterlicher  —  Befugnisse  über 
ixg^d  ein  Gebiet  den  Erwerber  den  Bewohnern  dieses  Gebietes 
gegenüber  stets  in  eine  Stellung  bringt,  die  ihm  den  Bezug  von 
Frondiensten  auch  für  private  Zwecke  ermöglicht.  Es  ist  hier 
kein  Unterschied  zwischen  den  comites  der  Carolingerzeit,  den 
Immunitätsherren  der  Ottonenzeit,  den  Vögten  der  geistlichen 
Grundherrschaften  und  den  Grundherrschaften,  die  auf  Grund 
öffentlich-rechtUcher  Verleihung  in  den  Markgenossenschaften  ge- 
wisse  BefugiUsse  erlangen. 

£s  ist  bekannt,  vde  die  unter  Karl  dem  Großen  in  der  einen 
Person  des  Königs  vereinigte  ()fTcntliche  Gewalt  im  Laufe  des 
Mittelalters  durch  fortgesetzte  Verleihung  der  Gerichtsbarkeit  und 
anderer  öffentlich-rechtlicher  Befugnisse  eine  für  unsere  Begriffe 
schwer  abzuschätzende  Zersplitterung  erlitt.  In  einem  fränkischen 
Dorfe  wird  z.  B.  im  15.  Jahrhundert  die  Gerichtsbarkeit  gewiesen: 
zur  Hälfte  dem  Herrn  von  Würzburg,  dem  Herrn  von  Mainz, 
dem  Grafen  von  Rieneck.  Dementsprechend  heißt  es  auch  im 
Weistum:  >wan  man  geputte  zu  fronen  oder  zu  dienen  mit  pferden 
oder  an  pferde,  so  sollen  sie  yedem  herren  dienen,  nachdem  er 
teyl  am  dorfe  hat«  Bezeichnend  für  die  Mannigfaltigkeit  der 
Dienstverpilichtungen  ist  die  ziemlich  häufig  vorkommende  Be- 

i)  Grimm  III.  537. 
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Stimmung,  daß  derjenigen  Herrschaft,  die  ihre  Dienste  zuerst  an- 
sagen läßt,  auch  zuerst  gedient  werden  muß 

1)  W  Halsenbach  n.  cV enhnch,  Cri/f im  II.  237.  ündt  weyllen  wir  dan  zwcyen 
übi  igkciieu  uuderworlten,  weiche  aber  zuvurn  und  zum  erüten  zu  den  frondiensteo  be* 
scheiden  Um,  denelbeo  toll  wan  «vch  nun  ersten  dienen.  —  W,  Oerbneh,  Grimm  L 
639;  'wücher  tso  beiden  berren  sins  dienstes  irst  gesinnet ,  deme  soilent  sie  «nch 
im  den  dienst  doin,  ind  deme  «odern  einen  dienst  dernne  d<rin. 
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Vorwort. 


Die  nachstehenden  Abschnitte,  zu  deren  Entstehung  die  Stu- 
dien für  einen  Vortrag  im  Karlsruher  Ortsverein  Deutscher  In- 
genieure, sowie  die  daran  sich  knüpfende  Diskussion  die  Veran- 
lassung  boten,  behandeln  das  Problem  der  Lohnbemessungsme- 
thoden und  das  der  Stabilisierung  des  Arbeitsverhältnisses  bei 
gemeinwirtschaftlichen  Anstalten  und  Unternehmungen.  Weder 
die  verschiedenen  Lohnbemessungsmethoden,  Zeit-  und  Werklohn, 
sowie  irgendwelche  Prämiensysteme,  noch  die  rechtlich  begrün- 
dete Stindigkeit  (Stabilisierung)  eines  Arbeitslohnverhältnisses 
können  fiiglich  als  besondere  »Lohnformen«  bezeichnet  werden. 
Dass  sie  unrichtigerweise  unter  diesem  Schlagwort  behandelt  zu 
werden  pflegen,  soll  im  I.  Abschnitte  begründet  werden.  Gleich- 
wohl <^ULabte  ich  bei  der  Wahl  des  Titels  dieser  Studien  der  bis- 
her üblichen  Systematik  und  Terminologie  Rcclmung  tragen  zu 
sollen. 

Für  die  Aufnahme  der  Stadien  in  die  Reihe  der  Ergänzungs- 
hefte bin  ich  dem  Herrn  Herausgeber  zu  besonderem  Danke  ver- 
pflichtet, weil  ich  an  dieser  Stelle  wohl  darauf  rechnen  darf,  mit 
einem  weiteren  Leserkreis  in  Kühlung  zu  treten,  woran  mir  im 
Hinblicke  auf  die  Aktualität  der  erörterten  Fragen  sehr  gelegen  ist. 

Welsberg  im  Pustertal,  September  1904. 

Der  Verfasser. 
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Zur  Systematik  und  Terminologie. 

Die  Lehre  von  den  sogenannten  Lohnformen  ist  bis  vor  kur* 
zem  in  der  Literatur  recht  arg  vernachlässigt  gewesen,  und  wenn 
man  die  systematischen  Darstellungen  der  Materie  Arbeitslohn 
Insbesondere  in  den  Lehrbüchern  der  politischen  Oekonomik  durch- 
geht, so  findet  man  mit  einer  gewissen  Hinwegsetzung  über  die 
Ethymologie  der  Ausdrücke  unter  der  Kapitelüberschrift  »Lohn* 
formen«  nebeneinander  gereiht  die  Unterscheidung  von  Geld>  und 
und  Naturallohn  einerseits,  von  Zeit*  und  Stück*  oder  Akkord- 
lohn anderseits').  Die  Erörterung  der  letzteren  Unterscheidung 
klingt  dann  zumeist  noch  in  einige  Bemerkungen  über  I^rämien* 
wesen  und  Gewinnbeteiligung  aus.  Es  ist  eine  Schwäche  der  mei- 
sten Systeme,  dass  mitunter  recht  disparate  Dinge  unter  einen 
Kapitel'Titel  gesteckt  werden,  nicht  zum  Vorteü  des  Verständ- 
nisses und  meist  zum  Nachteil  der  Uebersichttichkeit. 

Mit  den  sogenannten  Lohnformen  steht  es  im  grossen  und  gan> 
zen  ähnlich.  Ist  die  Unterscheidung  von  Natural*  und  Geldlohn 
wirklich  eine  Differenzierung  der  Löhne  und  damit  gewiss  auch 
der  Lohnverhältnisse  ihrer  Form  nach,  so  kann  doch  wohl  der 
Ausdruck  »Form  des  Lohnes«  nicht  auch  für  die  beiden  Kate- 
gorien Zeit-  und  Akkordlohn  passend  sein.  Auch  mit  der  Ein- 
teilung Philippovieks ')  wird  man  sich  nicht  zufrieden  geben 


1)  Vgl  Sekünitrgy  Art.  Atbeitslohn  im  Huulwb.  d.  StMtsw.  2.  Aufl.  I.  S.  864 
«Die  Hmuptfomien  des  Lohnes  »ind  I.  Nfttitral*  nnd  Geldlohn;  3.  Zeitlohn,  Stück- 
lohn, Prämienlöhnuni;,  lU  ic  ltcuni:  am  Gewinn«.  Kielnwächttr,  Lehrbuch  d.  National- 
ökonomie S.  414  in  der  ILuij  tsache  eljenso;  A'.  fv/ f Elster)  Art.  Arbeitslohn  im  Wör- 
terb.  d.  Volic^w.  II,  S.  191.  Conrad ,  (Jruii(lii>>  zum  SttuHura  d.  polit.  Oekonomi«* 
I.  Bd.  3.  Aull.  S.  270  unterscheidet  in  ähnlicher  We«.se  »Arten  des  Arbeitslohnes  . 

2)  Pkitipfovick,  Grandris8  d.  poL  OelcQQoaUe  L  Bd.  5.  Aufl.  §  123. 
Zcitichrift  Air  dCa  fc»  SuadiritMRtcli.   Brginmifthcfk  14.  I 
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durfcMi,  wt'nn  er  von  > Arten  des  Lohnctnkommcns<  in  deni'^clben 
Sinne  handelt.  Diese  UeherschnÜ  veranlasst  /unächst  die  Frage, 
ob  Arten  des  Lohneinkoiinncns  und  Können  des  Lohnverhältnisses 
dasselbe  sind ;  und  auch  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Iden- 
tität beider  in  einem  weitesten  Verstände  zugegeben  werden  kann, 
scheint  doch  auch  hier  gewissermassen  ein  logischer  Schönheits« 
fehler  vorzuliegen,  wenn  als  Einkommensarten  Naturallohn ,  Ak> 
kordlohn,  Gewinnbeteiligungssystem  u.  s.  f.  nebeneinander  ge< 
stellt  sind. 

Äihlf  Wapier  geht»  nach  seinem  Vorlesungsgrundriss  M  zu 
schliesscn,  einheitlicher  vor.  Demzufolge  erörtert  er  in  §  38  Zeit- 
lohn, Stücklohn,  Verdienst  in  Gewinnbeteiligung  u.  s.  f.  als  Lohn- 
arten  freier  Lohnsysteme  und  fasst  in  i;  58  einerseits  die  Un- 
terscheidung von  Natural-  und  Geld-,  sowie  Khrenlohn  unter  der 
üeberschrift  >Lohnwährun^:^  während  er  anderseits  im  selben 
Zusammenhange  mehrere  »Lohn  formen«  —  hier  allerdings  unter 
eben  diesem  Ausdruck  —  nach  der  Bemessungsart»  nach  der  Be- 
ziehung zur  Leistung  und  nach  der  Zeitdauer  des  Dienstes  unter- 
scheidet. Die  Trennung,  die  Wagner  durch  gesonderte  Behandlung 
des  Ökonomisch  so  tief  einschneidenden  Gegensatzes  von  Natural- 
und  Geld  lohn  vorgenommen  hat,  ist  absolut  notwendig.  Dies  ist 
festzustellen,  ohne  dass  damit  ohne  weiteres  zugegeben  sein  soll, 
dass  der  Ausdruck  Lohnwährung  besonders  glücklich  gewählt  ist, 
ja  man  wird  sogar  im  Gegenteil  zugeben  müssen,  dass  die  Ver- 
wendung dieses  Ausdruckes  zu  Verwechslungen  führen  kann. 
Auch  fragt  es  sich,  ob  nicht  die  Bezeichnung  »Lohnform  c  iiir  die 
Kategorien  Natural-  und  Geldlohn  und  Ehrenlohn  gerade  beson- 
ders richtig  und  deshalb  zweckmässig  beizubehalten  ist;  handelt 
es  sich  ja  doch  in  der  Tat  um  die  Form,  die  äussere  Gestalt,  in 
der  die  Lohnwertbeträge  vom  Lohnschuldner  zu  entrichten  sind. 
An  eine  besondere  Form  des  I^hnes  oder  Arbeitseinkommens 
kann  dagegen  wohl  nicht  gedacht  werden,  wenn  die  Begriffe  Zeit- 
lohn,  Stücklohn  oder  Akkordlohn  auftauchen.  Der  Unterschied 
zwischen  diesen  betrifft  eben  nicht  die  Form  oder  äussere  Gestalt 
des  Lohnes.  Wenn  man  aber  von  Form  nicht  im  erkenntnistheo- 
retiscben  Sinne  als  von  Anschauungs-  und  Denkform  spricht  — 
und  das  ist  eben  hier  nicht  der  Fall  —  dann  kann  mit  Form  doch 


1)  Allgemeine  und  thcure(i»che  Volks wtrt»cliartslehre  oder  Soiialökononitk.  3.  Autl. 
Berlin  1901. 
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wohl  nur  die  in  einem  gewissen  Gegensatz  zum  Inhalt  stehende 
äussere  Erscheinung  gemeint  sein. 

Es  handelt  sich  daher  darum,  den  Begriff  »Lohnform«  enger 
zu  ziehen,  als  dies  bisher  geschehen  ist,  und  ihn  auf  Eigentümlich- 
keiten des  Arbeitslohnverhältnisses,  wie  es  Zeit-  und  Stück-  oder 
sonstige  Akkordlöhnung  sind,  also  auf  die  Kategorisierung  der 
Lohnerscheinungen  in  diesem  Sinne  nicht  auszudehnen. 

Etwas  anderes  ist  es  gewiss,  wenn  vom  juristischen  Stand- 
punkt aus  von  »Formen  des  Arbeitsvertrages«  gesprochen 
wird,  wie  dies  Latmar  tut,  der  ausdrucklich  Zeit-  und  Akkordlohn 
als  Grundformen  des  Arbeitsvertrages  bezeichnet  »Formen  des 
Arbeitsvertrages«  ist  natürlich  etwas  von  Form  des  Lohnes,  also 
des  Entgeltes  gänzlich  Verschiedenes.  Auch  Lotmar  fühlt  übri- 
gens das  Bedürfnis,  das  Wesen  des  Begriffes  »Form«  hervorzu- 
heben und  so  offenbar  den  Gegensatz  zu  den  die  Materie  des 
Arbeitsvertrages  betreffenden  Elementen  desselben  zu  betonen, 
wenn  er  seine  Bezeichnungsweise  damit  begründet,  dass  »das,  was 
jedem  von  ihnen  (seil.  Zeit*  und  Akkordlohn)  wesentlich  und  eigen- 
tümlich ist,  was  sie  also  und  was  allein  sie  von  einander  unter- 
scheidet, nicht  durch  die  Materie  des  Arbeitsvertrages  bedingt 
ist« 

Diese  Verwendung  des  Begriffs  Form  ist,  wie  gesagt,  zweifel- 
los an  sich  anders  zu  beurteilen,  berechtigt  aber  ist  die  Terminologie 
doch  auch  hier  nicht  Lotmar  föhrt  in  der  Begründung  der  Bezeich- 
nung »Formen  des  Arbeitsvertrages«  fort:  »denn  was  zunächst 
die  Vergütung  für  sich  anlangt,  so  ist  die  Form  des  Arbeitsvertrages 
unabhängig  von  der  Grösse  der  Vergütung,  unabhängig  davon,  dass 
die  Vergütun;^  absolut  oder  relativ  bestimmt  ist,  und  endlich  auch 
unabhiin^iLi  von  ihrem  Gef^cnstaiulc« .  Darnach  waio  also  das 
C'haraktcristischc  für  das  Formclcinctit  des  \'crtra;^cs  in  der  Un- 
abhängigkeit (lesseU)en  vom  iiiaicrielleu  hih.ik  des  \'ertra;^'es  /.\\ 
suchen!?  —  So  liegtii  die  Dinge  jedoch  nicht,  denn  es  handelt 
sich  um  das  Vorlinndenscin  des  gerade  entgegengesetzten  Kau- 
salzusannnenhanijes.  Allerdin<:^s  ist  die  Bemessung  des  Lohnes 
nach  Zeit  oder  Leistung',  also  nach  f.otmar  die  Vertragsfoiai  un- 
abhängig von  der  Grosse  der  Wrijutun^,  aber  die  Fragestellung 
hat  vielmehr  zu  lauten;  ob  die  Vergütung  hinsichtlich  Grosse  und 

i)  Lotmar,  Der  Arbeitsvettng  nach  dem  Privatrecht  des  DeaUchen  Reiches. 

1.  Bd.  Lcij /i-;  tf)02.  S.  339. 
3)  Ebenda  -S.  333. 

1* 
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Gegenstandes  von  der  Form  des  Vertrages  in  diesem  Sinne,  das 
ist  von  der  Lohnbemessungsmethode,  abhängig  ist,  und  das  wird 
wenigstens  bezüglich  der  Grösse  der  Vergütung  nicht  verneint  wer- 
den können.  Denn  die  Vertragsbestimmung,  ob  Zeit  oder  Lei- 
stungserfolg der  Arbeit  Grundlage  für  die  Lohnbemessung  bilden 
soll,  ist,  das  bestreitet  Loimar  natürlich  selbst  nicht,  von  grösster 
Bedeutung  für  die  Vertrags-M  a  t  e  r  i  e,  und  deshalb  kann  ihr  auch 
nicht  ein  bloss  formaler  Charakter  zugeschrieben  werden. 

Ist  dies  vom  Standpunkte  der  wirtschaftstbeoretischen  Er* 
wägung  aus  gegen  Loimar's  Argumentation  einzuwenden,  so  ist 
m.  E.  auch  vom  Standpunkte  der  rechtswissenschaftlichen  Termi» 
nologie  aus  gegen  diese  Verwendung  des  Begriffes  Verti  agsform 
zu  bedenken,  dass  unter  Formen  des  Vertrages  das  Element 
SchrifUichkeit,  Mündlichkeit  oder  im  weiteren  noch  besondere  an« 
dere  äussere  Erfordernisse  wie  2.  B.  Notarietät,  bücherliche  Eintra- 
gung und  dgl.  verstanden  werden.  In  dieser  Hinsicht  scheint  sich 
allerdings  in  der  Praxis  eine  Differenzierung  der  Vertragsform  nach 
der  Bemessungsmethode  in  der  Weise  anzubahnen,  dass  für  die 
sogenannten  Akkordverträge,  wie  Bernhard  berichtet'),  Schrift« 
tichkeit  der  Vereinbarung  mit  wachsendem  Erfolg  von  den  Ar- 
beitern gefordert  wird.  Aber  die  besondere  Form  ist  natürlich 
ein  sekundäres  Moment,  nichts  dem  Wesen  des  Stück-  oder  Ak- 
kordlohnes Eigentümliches.  Loimar  hebt  wohl  hervor  (S.  336), 
dass  er  eine  »innere«  Form  meine,  nicht  eine  äussere;  innere  Form 
bedeute  dann  eben  die  innerhalb  des  Arbeitsverhältnisses  liegende 
Beziehung  von  Arbeit  und  Entgelt.  Diese  Verwendung  des  Aus- 
druckes Form  führt,  abgesehen  von  der  Willkürlichkeit,  mindestens 
zu  Unldariieiten. 

Eine  weitere  Auseinandersetzung  mit  Ltftmar's  rechtswtssen- 
schaftlicher  Behandlungsweise  des  Unterschiedes  von  Zeit-  und 
Akkordlohnvertrag  fällt  übrigens  unter  die  Betrachtungen  der 
rechtlichen  l  i  a^weitc  dieser  Untersclicidung,  welche  im  II.  Abschnitt 
noch  eingehender  zu  erörtern  sein  wird. 

Hier  muss  jedoch  zunächst  noch  im  Anscliluss  an  die  übliche 
Unterscheidung  von  Zeitlohn  einerseits,  »Stuck-  oder  Akkordlöhne 
anderseits  gegen  die  eingebürgerte  Verwendung  des  Wortes  »Ak- 
kord« Einsprache  erhoben  werden.  Sowohl  gcg^en  die  Gleich- 
stellung von  Stück-  und  Akkordlohn  als  auch  gegen  die  Verwen- 

l)  Bernhardy  Uie  Akkordarbeit  in  Deutschland.  Leipzig  1903.  S.  213  f. 
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dung  des  Ausdrucks  Akkord  bloss  für  die  nach  Massgabe  der 
Leistung  zu  entrichtenden  Löhne  sprechen  Gründe.  Was  das  letz- 
tere anlangt,  ist  hervorzuheben,  dass  auch  die  Zeitlöhnung  akkor- 
diert,  d.  h.  der  Wurzel  des  Wortes  nach  vereinbart  wird»  dass  also 
gar  kein  Anhaltspunkt  an  und  ftlr  sich  dafür  vorliegt,  den  Aus- 
druck in  einem  so  engen  Sinne  zur  Bezeichnung  eines  ganz  be- 
stimmten Verhältnisses  zu  gebrauchen,  zumal  eben  mit  dieser  Be« 
Zeichnung  das  Eigentümliche  des  Arbeitsverhältnisses  gar  nicht 
erfasst  wird.  Für  die  Beibehaltung  dieser  Terminologie  kann  nur 
der  tief  wurzelnde  Sprachgebrauch  geltend  gemacht  werden ;  ge- 
gen diesen  anzukämpfen  wäre  denn  auch  von  vornherein  ein  ver- 
gebliches Beginnen  1). 

Allein  auch  der  Spachgebrauch  ist  in  neuerer  Zeit  nicht  so 
ganz  sicher  geblieben  denn  während  man  bis  vor  kurzem  Stück- 
lohn und  Akkord  tatsächlich  zu  identifizieren  pflegte,  wird  die  Un- 
terscheidung beider  immer  gebräuchlicher ;  mit  der  Entwicklung 
der  Tatbestände  geht  auch  eine  Differenzierung  der  Begriffe  Hand 
in  Hand.  In  einem  sehr  lesenswerten  Aufsätze  hat  Ed.  Bern- 
siein  ^)  Jungst  die  Differenzierung  der  Ausdrücke  systematisch  zu 
fassen  unternommen.  »Stücklohn  und  Akkordlohn  sind  beide  zu- 
nächst Werk  lohn  und  in  ihrer  speziellen  Bestimmtheit  je  Ab- 
arten oder  Unterformen  von  ihm  .  Akkordlohnarbcit  soll  überall 
da  vorliegen,  wo  AibcitLu  an  einzelne  Arbeiter  oder  Gruppen  von 
Arbeitern  im  Gedinge  verc;eben  werden,  d.  h.  Vergebung  meist 
imt  Zuhilfenahme  einer  dritten  Mittelsperson.  Dieses  Vergeben 
der  Arbeit  an  Zwischenpersonen  in  Verding,  die  dann  darauf 
achten,  dass  der  Arbeiter  die  Zeit  nicht  vertrödelt,  bezeichnet 
man  vielfach  und  gerade  in  Interessentenkreisen  als  Akkord*). 
Für  den  Stücklohn  gibt  Bernstein  keine  weitere,  den  Gegensatz 
zum  Akkord  besonders  kennzeichnende  Definition.  Aber  mit  der 
Sonderstellung  der  sozusagen  vermittelten  Arbeitsverhältnisse  folgt 
er  dem  Sprachgebrauch,  der  jedenfalls  auch  Anspruch  auf  Berück- 
sichtigung erheben  kann 

t)  Aehnlich  auch  Lotmar  a.  a.  O.  8.  331,  Note,  der  den  Attsdrnck  Akkord  dtuch 
»Werklohnvertrag*  eigentlich  ersetzen  möchte. 

2)  Eine  noch  viel  freiere  Verwendung  des  Ausdrucks  »Akkord«  bei  Btmhard 
a.  «.  O.  S.  226,  Note. 

3)  SodaliitMche  Monatshefte  1904  I.  Bd.  S.  271,       Bedeattmg  der  Lohnformen. 

4)  In  diesem  Sinn«  antenchetdet  auch  die  Oalerretchische  Gewerbeordnung  §77. 

5)  Bemerkenswert  ist,  dass  Btmhard  a.  a.  O.  dieser  Difiereniierung  im  Sprach- 
gebranch  keine  Rechnung  trägt. 
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Weiter  muss  hier  noch  gegen  die  Auffassung,  dass  Gewinn« 
beteiligung  eine  besondere  Lohnfonn  sei»  grundsätzlich  Stellung 
genommen  werden.  Dass  in  einem  gegebenen  Falle  zwischen  der 
Lohnbemessungsmethode  (also  der  Tatsache,  dass  der  Lohn  nach 
der  Zeit  oder  nach  dem  Leistungserfolg  bemessen  wird)  einerseits  und 
dem  Bestehen  einer  besonderen  Gewinnbeteiltgungsvereinbaniog 
anderseits  irgend  ein  ökonomischer  ursächlicher  Zusammenhang, 
irgend  eine  Abhängigkeit  beider  von  einander  besteht,  wird  kaum 
jemals  nachgewiesen  werden  können.  Die  Gewinnbeteiligung  hat 
in  der  Theorie  wie  in  der  Praxis  von  dem  Problem  des  Lohnes  als 
des  vertragsmässig  vereinbarten  Arbeitsentgeltes  unbedingt  ge- 
trennt zu  bleiben.  Der  Anteil  am  Gewinn  ist  etwas  unter  allen 
Umständen  Zweifelhaftes  und  bringt  das  Moment  des  Risikos  in  die 
Einkommensverhältnisse  des  Arbeiters,  das  dem  nackten  Arbeits- 
entgelt des  Arbeitslohnvertrages  nicht  anhaften  darf.  Deshalb 
gerade  wird  aber  auch  bei  allen  Arbeitsverhältnissen,  die  mit  der 
Gewinnbeteiligungsverabredung  zu  Gunsten  der  Arbeiter  abge* 
schlössen  werden,  vom  ökonomischen  Standpunkt  aus  nie  auf  die 
völlig  selbständige  und  von  der  Gewinnbeteili^i^szusagc:  gänzlich 
unabhängige  Lohnbestimmung  verzichtet  werden  können. 

Die  Verbindung  der  Gewinnbetciligungszusicherung  mit  dem 
Arbeitslohnveriiältnis  ist  rechtlich  entweder  unverbindlich  und  dann 
ein  schenkungsartiges  Zugeständnis  des  Unternehmers  oder,  wenn 
vertragsmässig  \  crcinbarl  und  durch  KontroUinassregehi  sicherge- 
stellt, ein  von  dcui  reinen  Arbeitsvertrag  in.  E.  absohit  zu  unter- 
scheidendes gesellschaltsahnliches  Verliältnis ,  das  nnt  Crome  als 
pai  tiai  isches  Geschalt  zu  bezeichnen  ist  M  und  formell  juristisch 
sicli.  sofern  es  eben,  das  sei  wiederholt,  vertrai^sniassig  zui^csichert 
ist.  al-,  ein  Zusatzvertrag  darstellt-),  niemals  aber  als  eme  Form 
des  Lohnes  oder  des  Arbeitsvertrages. 

ZufolL:e  dieser  ökonomisch  sehr  relevanten  Sonderstellun-^  des 
rcuien  Arbeitslüiuivcrhäitnisses  gegenüber  der  Ge\vinnanteils\  crein- 
barung.  die  neuestens  aucli  in  der  rechtstheoretischeii  Behandlung 
des  Verhältnisses  ein  Analogen  getuuden  hat^),  wird  auch  bei 

1)  (iera<le  der  .Stau«! jnmkt  Crome'^  (Die  parlia»i>chen  Rechtsgeschäfte  iiicli  rö- 
niiiichem  uud  hculigcin  Rcichsrecht,  I'Vcibuqj  1S97J,  daw  die  Partiarquaiitai  bei  einem 
Rechtsgeschäfte  auch  eine  Uo»  teilweise  sein  kftnn ,  entspricht  voUstindis  der 
ökonomischen  Morpholt^e  des  Vcrhültnases.  A.  n.  O.  S.  24. 

2)  Nach  Crcnu  »als  Effekt  einer  besonderen  GeschiftsklauseU. 

3)  Eben  bei  Creme  passim,  insbcs.  S.  142  und  215  ff. 
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Gewinnbeteiligungsverhältnissen  niemals  auf  eine  selbständige  ge- 
sunde Lohnpolitik  verzichtet  werden  dürfen,  innerhalb  der  das 
Problem  der  Lohnbemessung  eine  besondere  Rolle  spielt. 

Endlich  ist  noch  einer  besonderen  Kategorie  von  Arbeits- 
verhältnissen zu  gedenken,  deren  E%entOmlichkeit  sie  auch  zu 
einer  besonderen  sogenannten  Lohnform  machen  soU:  Es  ist  das 
Problem  der  Stabilisierung  oder  Etatisierung  der  Arbeits- 
verhältnisse. Darüber  kann  kein  Zweifel  bestehen,  dass  die  Dauer 
des  Vertragsverhältnisses  diesem  einen  ganz  besonderen  Charakter 
verleihen  kann,  dass  schon  die  Gestaltung  des  KUndigungsrechtes, 
die  Vertragsaullösungsbedingungen  schlechthin  von  grosser  Trag- 
weite für  die  materiellen  Interessen  der  beiden  Parteien  und  ins- 
besondere des  Arbeiters  aber  auch  schon  für  den  ganzen  Verlauf 
des  Vertragsverhättnisses  sind  oder  wenigstens  sein  können. 

Die  rechtliche  Sicherung  des  Arbeitsvertragsverhältnisses  (tir 
längere  Dauer  hat  nun  gewiss  nicht  bloss  ökonomische,  besondere 
materielle  Wirkungen  für  die  Vertragsparteien,  vielmehr  ist  es  in 
der  Tat  nicht  ausgeschlossen,  dass  durch  diese  Stabilisierung  auch 
für  ein  Zurücktreten  des  rein  wirtschaftlichen  Interesses  sozusagen 
Bahn  gebrochen  wird.  Ich  meine  den  Gedanken,  den  in  ahn- 
lieber  Weise  zuerst  meines  Wissens  Steinbach  entwickelt  hat  % 
dass  auf  dem  Wege  der  Stabilisierung,  der  Existenzsicherung  das 
ethische  Moment  beruflicher  P  fl  i  c  h  t  erfüllung  gegenüber  dem 
wirtschaftlichen  des  rechtsgeschäftlichen  lirwerbes  in  den  Vorder- 
grund treten  müsse.  Alk  in  das  ist  ein  Entwicklungsvorj^ani;,  der 
sicli  nur  sehr  allmählich  zu  weiterer  Ancrkennunü^  durchrint^en 
wird,  und  fürs  erste  stehen  wir  nocli  in  den  /Vnlan^en  einer  sol- 
chen Erhebuncf  des  so^.ialen  licwusstseins,  weshalb  w  ir  denn  auch 
gan-i  üiTcn  bekennen  müssen,  dass  die  Stabilisierung  der  Arbeits- 
verhältnisse noch  ausschliesslich  unter  dem  Schla^worte  der  Rxi- 
stcnzbicherung  steht.  Neben  diesem  materiellen  Moment  kommt 
aber  allerdings  anch  ein  formalrechtlichcs  in  Betracht:  die  privat- 
rechtliche  Giundlaqje  des  Arbeitsverhältnisses  wird  durch  eine 
öltentlich  rechtliche  ersetzt.  Mai^  das  positive  Recht  immerhin  da 
und  dort  auch  das  öfientiiche  Arbeiterstatut  einer  Gemeinde  oder 

I)  Steintaeh  hat  den  Ccdanken  verschiedentlich  und  wiederholt  ausgesprochen 
und  vertreten.  So  »Erwerb  und  Berufe  Wien  1896  S.  24  u.  50  f.  »Die  Moral  als 
Schranke«.  Wien  1S98  S.  S4'-6>>  •RechtsgeschSfte  der  wirtschafilichen  Qrgantaation« 
Wien  1S97  8  ff.,  endlich  > Genossenschaftliche  und  herrschaftliche  Verbinde  in  der 
OrganiMtion  der  Volkswirtschaft«  Wien  1901  S.  30  fl*. 
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eines  Staatsbetriebes  heute  noch  als  privatrechtliches  Vertrags- 
instrument  erfassen,  dem  Wesen  nach  liegt  doch  eine  neuartige 
Organisation  des  Arbeitsverhältnisses  vor,  die  aber  freilich  nur 
für  ein  beschränktes  Gebiet  von  Arbeitsverhältnissen  wird  Anwen- 
dung finden  können. 

Jedenfalls  geht  es  schon  nicht  an,  alle  Arbeitsverhältnisse, 
die  auf  einer  für  Lebenszeit  geschlossenen  Rechtsvereinbarung 
fussen.  in  gleicher  Weise  zu  beurteilen;  immer  spielt  die  Frage 
der  Fundierung  der  Rechtsansprüche  aus  dem  Vertragsver« 
hältnisse  eine  gewisse  Rolle,  uiui  deshalb  ist  das  lebenslängliche 
Dienstverhältnis  beim  Staat,  bei  einer  Gemeinde  oder  einer  son- 
stigen wirtschaftlichen  Zwangsgemeinschaft  anders  zu  beurteilen 
als  ein  Arbeitsvertrag  ohne  Kündigungsrecht  auf  Seite  eines 
privaten  Arbeitgebers,  der  erst  dann  der  ersteren  Kategorie  von 
Dienstverhältnissen  gleichwertig  würde,  wenn  nach  den  Prinzipien 
der  Wahrscheinlichkeitsrechnung  der  Anspruch  auf  Fortdauer  des 
Arbeitsverhältnisses  sozuss^en  versicherungstechnisch  sichei|feste11t 
würde.  Genau  genommen  ist  nur  die  Dauer  des  Dienstverhält- 
nisses, was  Ad.  Wi^gmr  ja  ganz  deutlich  hervorhebt,  das  rein  j  u* 
ristisch  wesentliche  Merkmal  dieser  neuartigen  Arbeitsverhält- 
nisse. Das  ist,  um  auf  den  Ausgangspunkt  der  Untersuchungen 
zurückzukommen,  natürlich  auch  kein  blosses  Formelement  und 
demzufolge,  wenn  also  auch  von  jeder  materiellen  Folgewirkung 
dieses  Zeitumstandes  abgesehen  wird,  handelt  es  sich  nicht  um 
eine  besondere  Form  des  Lohnes  oder  des  Arbeitsvertrages. 
Also  in  der  Lehre  von  den  Lohnformen  hat  dieses  Problem  auch 
keinesfalls  Platz,  vielmehr  wird  es  immer  dringender,  dass  die 
Systematik  der  Lehre  vom  Arbeitsvertrag  oder  richtiger  vom  Ar« 
beitseinkommen  und  den  Arbeitskosten  der  rechtlichen  Grundlage 
des  Arbeitsverhältnisses  eine  besondere  und  eingehendere  Er- 
örterung  zu  teil  werden  lässt 

Fassen  wir  das  gesagte  zusammen,  so  folgt  daraus  für 
die  Systematik: 

1.  dass  die  Lehre  von  den  sogenannten  Lohnformen  auf 
die  l'.rörterunt;  des  Gegensatzes  von  Natural-  und  Geid- 
forui  des  Lohnes  zusainmenschrumpft ; 

2.  dass  die  Katcgorisierung  von  Zcillulia  ui)d  sog.  Akkord- 
lohn, zu  welch  letzterer  Kategorie  Stücklohn  und  die  besonders  zu 
behandehiden  Akkordverhaltnisse,  aber  nicht  auch  weitere  Sonder- 
vereinbarungen zu  rechnen  sind  (gleitende  Lohnskalen,  gewisse  Prä- 
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miensysteme  etc.),  dass  diese  Kategoristerung  der  Lohnverhältoisse 
einfach  von  dem  Gesichtspunkte  der  Bemessungsmethode 
des  Lohnes  ausgeht,  also  zunächst  ein  ganz  besonderes  wirtschafts^ 
theoretisches  Problem  ist,  das  um  so  mehr  der  Verselbständigung 
und  Vertiefung  bedarf,  als  man  auf  dem  Wege  der  Deduzierung 
rechtlicher  Konsequenzen  aus  der  Unterscheidung  der  verschie- 
denen Bemessungsmethoden  Gefahr  läuft,  die  charakteristischen 
wirtschaftlichen  Momente  aus  dem  Auge  zu  verlieren^); 

5.  dass  an  Stelle  der  gebräuchlichen  Ausdrücke  Stikklohn 
und  Akkordlohn  bei  Berücksichtigung  des  Sprachgebrauches  und 
der  tatsächlichen  Verhältnisse  ein  beiden  übergeordneter  BegrifiT 
dem  Begriif  Zeitlohn  gegenübergestellt  werden  muss,  wofür 
sich  der  von  Bernstein  gewählte  Ausdruck  Werklohn  em- 
pfiehlt *) ; 

4.  dass  die  Gewinnbeteiligung  eine  ökonomisch  und  recht- 
lich von  dem  Lohnverhältnisse  völlig  disparate  Beziehung  zwischen 
Unternehmer  und  Arbeiter  ist,  also  ganz  gewiss  keine  Lohnform. 

5.  dass  bei  der  sogenannten  Stabilisierung  neuartige 
Rechtsgrundlagen  für  das  Arbeitsverhältnis  entwickelt  wer- 
den, durch  welche  die  Organisation  der  Arbeit  in  ihrem  Wesen 
voraussichtlich  eine  Umgestaltung  erfahren  wird  und  da  und  dort 
tatsächlich  auch  schon  erföhrt,  deren  Tragweite  mit  den  Wirkungen 
einer  Aenderung  der  Vertragsform  natürlich  nicht  mehr  auf  eine 
Stufe  gestellt  werden  kann. 


I )  Inwieweit  diese  Kategorisierung  mit  einer  rechtlichen  Hand  in  Hand  geht,  in 
iriewcit  ne  «if  dner  jofiatütcben  DiffcMitricning  der  Arbeit»vertftfge  AmM,  ixt  im  II.  Ab- 
•choUt  zn  nnlcfneheii. 

a)  Das  Bedenken  Lotmar't  gegen  den  Ausdruck  Werklohn,  an  den  er  ,  wie  er- 
wähnt, selbst  denkt,  ist,  scheint  mir,  nicht  zu  schwer  zu  nehmen.   Der  Theoretiker, 

und  auf  den  kommt       hier  rimSchst  an,  wird  Werklohnvcrtraj^  von  Wcrkvcrtrni^  aus- 
einanderzuhalten wissen.   Lotmar'^  Argument  für  den  Ausdruck  »Akkorde  berücki>ich- 
die  tatsachliche  Differenzierung  im  Sprachgebrauch  doch  ZU  wenig.   A.  a.  O.  S.  331. 
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II. 

Juristische  und  wirtschaftstfaeoretische  Behandlung 
des  Unterschiedes  von  Zeit-  und  Werklohnvertrag. 

Die  Frage  nach  der  rechtlichen  Tragweite  der  Unterscheidung 
von  Zeitlohn  einerseits  und  Werklohn  oder  sogenanntem  Ak- 
kordlohn anderseits  hat  zwei  Seiten.  Zunächst  fragt  es  sich,  ob 
diese  Unterscheidung  in  einer  Differenzierung  der  rechtlichen  Grund- 
lagen der  Arbeitsverhältnisse  wurzelt,  d.  h.  mit  anderen  Worten, 
ob  es  zwei  ihrem  Wesen  nach  verschiedene  Vertragstypen  sind, 
die  den  beiden  Kategorien  von  Arbeitsverhältnissen  zugrunde 
liegen.  Und  weiter  geht  die  Fragestellung,  gleichviel  wie  man 
sich  zur  ersten  Frage  verhält,  zustimmend  oder  abweichend,  da« 
hin,  ob  die  Unterscheidung  rechtlich  bedeutsame  Konsequenzen 
nach  sich  zieht. 

Die  Erörterung  dieser  Fragen  fuhrt  naturgemäss  zu  einer 
Auseinandersetzung  mit  der  juristischen  Literatur. 

Die  erste  Seite  der  Frage  ist  im  Hinblicke  auf  das  positive 
Recht,  und  zwar  sowohl  das  römische  Recht  als  das  bürgerliche 
Gesetzbuch,  dadurch  komplizierter,  dass  die  Parallele  zum  Gegen- 
satz von  locatio  conductio  operarum  und  locatio  conductio  operis, 
beziehungsweise  von  Dienst-  uud  Werkvertrag  nahe  liegt. 

So  ganz  klar  liegen  die  Dinge  in  der  rechtswissenschaftlichen 
Literatur  denn  auch  nicht  Nicht  einmal  darüber,  ob  ein  solcher 
ParalleHsmus  in  dem  Sinne  anzunehmen  ist,  dass  der  Tatsachen- 
Differenzierung  die  rechtliche  kongruent  sei.  In  erster  Linie  kommt 
für  uns  der  Standpunkt  des  Standard-work  über  den  deutschen  Ar- 
beitsvertrag von  Lotmar  m  Betracht  *).  Wie  wir  schon  gesehen  haben, 

I)  Für  die  Abprenzung  des  Hcgriffes  »Arbeitsvertrag«  ist  in  erster  Linie  auf  du 
I.  Kapitel  tic-  i.  Abschn.  seines  mehrzitierten  Huches  zu  verweisen,  das  nuch  für  den 
Naiioiialokoaomea  Überaus  werlvolle  Betrachtungen  enthält.,  inibes.  S.  53 — 60. 
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gelangt  er  in  der  Analyse  des  Arbeitsvertrages  dazu,  Stück-  und 
Akkordlohn  als  Grundformen  des  Arbeitsvertrages  einander  gegen- 
überzustellen. Nachdem  er  festgestellt  hat,  dass  Dienst-  und  Werk- 
vertrag nicht  gewissermassen  Oberarten  sämtlicher  gesetzlichen 
Arbettsvertragstypen  sein  können,  »weil  nicht  alle  diese  Typen 
auf  dem  Doppelgebiet  des  Dienf^t  und  Werkvertrages  unterzu- 
bringen sindc*),  sucht  er,  dem  Bedürfnis  nach  einer  systematischen 
Gliederung  der  ganzen  Materie  »Arbeitsvertrag <  folgend,  für  die 
Einteilung  einen  Gesichtspunkt  zu  gewinnen,  auf  den  alle  mög* 
liehen  Arbeitsverträge  reagieren  und  der  auch  der  juristisch  ein- 
greifendste sein  muss.  Lotmar  schreibt:  »Da  die  gesetzlichen 
Typen  durch  ihre  Rechtswirkungen  gesondert  sind  und  um  dieser 
Differenzen  willen  unterschieden  werden,  so  bedeutet  eine  nicht 
von  den  gesetzlichen  Typen  ausgehende  Einteilung  auch  ein  völ- 
liges Absehen  von  der  Rechtswirkung  als  massgebendem  Faktor 
und  ermöglicht  damit  die  der  Aufgabe  allein  entsprechende  Sy- 
stematisierung, nämlich  die  rein  auf  die  Tatbestände  ge- 
stellteOrdnung«(S.  329).  Und  solchen  Tatbestand  erkennt  er  in 
dem  Gegenübertreten  von  Zeit-  und  Akkordlohn,  eine  Distinktion, 
die,  weil  über  wichtige  materielle  Bestimmungen  des  Arbeitsvertra- 
ges erhaben,  nur  ein  innerer  Formunterschied  sein  soll  (S.  335). 
Wie  steht  es  mit  diesem  Form  unterschied  bei  iMmar  ? 

»Entweder  ist  die  Vergütung  im  Vertrag  bestimmt  zur 
Gegenleistung  für  die  Arbeit  samt  dem  mit  ihr  ver- 
bundenen, sie  begleitenden  oder  abschliessenden  Erfolg,  so 
dass  dieser  (die  Wirkung  oder  das  Ergebnis  der  Arbeit)  einen 
Bestandteil  des  vertragsmässigen  Entgeltverhältnisses  bildet,  indem 
er  in  der  Arbeitszusage  wie  in  der  Entgeltszusage  eingeschlossen 
ist,  schon  weil  er  nicht  ausgeschlossen  ist*  (!).  >Oder  aber  die 
Vci;^ütun<j  ist  im  X'crtrag  bestimmt  zur  Gegenleistung  für  die 
Arbeit  unter  Abzn;^  des  ihr  bci^niffUch  und  real  anhaftenden  !•>- 
fol^es.  Dieser  Abzug,  diese  iiii  Vertrag  selbst  für  das  Entgelt- 
verhaltnts  geschehende  Abstraktion  von  der  Arbeitsvvirkung  kann 
nur  dadurch  erlolgen,  dass  die  Ver!^ütuns^  für  die  Arbeit  einer  ge- 
wissen Zeit  d.  h.  einer  »gewissen  Dauer  versprochen  wird,  und 
gii)t  sicli  am  deutlichsten  darin  kund,  da»s  .  .  .  die  Vergütung 
für  einen  Zeitabschnitt  .  .  .  versprochen  wird  .  .  .  Hier  wird,  und 
zwar  allein  durch  das  Abstellen  auf  den  Zeitabschnitt,  der  Ar- 

i)  Lotmar  a.  a.  O.  S.  326. 
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bcitserfolg  in  das  Entgcltsverhältnis  nicht  einbezogen,  er  ist  dario 
nicht  als  zu  Entgeltendes  einige  schlössen.  Das  Entgeltverhältnis 
nimmt  von  ihm  Um^^^ang«  (S.  331).  >Es  enthält  demnach  der 
Tatbestand  des  Zcitlohnvertrnf^es  ein  iM  ehr  gegenüber  dem  des 
Akkordes,  nämlich  die  liestuiimung  der  Vergütung  für  emcn  Zeit- 
abschnitt« (S.  337). 

Die  Eigenartigkeit  der  Lolmanschen  Auffassung  des  Gegjen- 
satzes  besteht  darin,  dass  also  seiner  Ansicht  nacii  »erst  durch 
das  Hinzutreten  einer  gewissen  1^  e  s  t  i  m  m  u  n  j^'  der 
Arbeitsvertrag  /.um  Z  c  i  1 1  o  h  n  v  c  r  t  r  a  wird«.  Der  Unter- 
schied in  den  Grundformen  sei  also  rein  auf  die  Tatbestande  ge- 
stellt (S.  341  f.),  wie  .sie  das  Leben  liefert. 

Die  Römer  haben,  so  meint  Lotmar,  die  tatbeständliche  Dil- 
lerenz  ni  dem  Gccjensatz  von  locatio  operis  und  locatio  opera- 
rum  erfasst  der  deutsche  Geset7*^eber  aber  sei,  »wo  er  den 
Anlauf  nimmt,  generelle  Typen  aulzu^tcllen.  wo  er  als  in  beiden  indif- 
ferent den  Dienstvertrag  und  den  Werkvertrag  definiert,  über  eine 
unvollständige  Scheidung  von  Akkord  und  Zeitlohnvertrag  nicht 
hinausgekommene  (S.  343).  Nur  an  der  Mangelhaftigkeit  der  ge- 
setzlichen Definitionen  für  die  beiden  Typen  Dienst-  und  Werk- 
vertrag liege  es,  dass  jeder  Werkvertrag^  auch  ein  Dienst  vertrag 
sei,  und  nur  den  Werkvertrag  auf  9Akkorciform  zu  beschränken< 
sei  dem  Gesetzgeber  gelungen ;  dagegen  auch  den  Dienstvertrag 
auf  die  Zeitlohnform  zu  beschränken  oder  zu  unterscheiden,  »welcher 
Teil  (des  Akkordes)  demDtenst%  welcher  dem  Werkvertrag  ange- 
bort«, habe  der  Gesetzgeber  unterlassen,  wozu  noch  der  Mangel 
des  Gesetzes  komme,  dass  >der  Akkord  als  Dienstvertrag  der  von 
der  Akkordform  geforderten  Regelung  entbehren«  müsse  (S.  343)> 

Lotmar's  Standpunkt  ist  also  folgender: 

Der  Unterschied  von  Zeitlohn  und  Akkord-  recte  Werklohn 
wurzelt  nicht  im  Gesetz,  ist  ein  bloss  tatbeständlicher;  aber  eigent- 
lich sind  es  zwei  Vertragstypen  (nur  nicht  de  lege  lata  des  deutschen 
Reichsrechtes),  denn  der  Unterschied  fällt  ja  mit  locatio  operis 
und  locatio  operarum  zusammen.  Konsequent  gedacht  ist  es  nur, 
dass  aus  dem  Unterschied  eine  Reihe  wichtiger  Rechtsfolgen  sich 
ergeben,  das  kann,  wenn  verschiedene  Verträge  zugrunde  liegen, 
wohl  nicht  anders  sein. 

Erinnert  man  sich  dem  gegenüber  aber,  dass  Zeitlohnvertrag 


i)  A.  a.  o.  s.  341. 
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und  Akkord  Formen,  und  zwar  Grundformen  eines  und  desselben 
Vertrages,  des  Arbeitsvertrages,  sein  sollen  ,  so  scheint  darin 
doch  ein  gewisser  Widerspruch  vom  rein  juristischen  Standpunkt 
eingeflossen  zu  sein,  denn  der  Gegensatz  zwischen  locatio  opera* 
rum  und  locatio  operis  greift  in  das  Wesen  der  Rechtsgrundlagen 
der  Parteibeziehungen  ein  und  hebt  sich  jedenfalls  weit  über  den 
blossen  »inneren  Formunterschied  im  Verhältnis  von  Ent- 
gelt zur  Leistung,  der  nach  Lotmar  das  Wesen  des  Unterschiedes 
ausmachen  soll.  Während  also  in  einer  Hinsicht  Lotmar  auch 
seinerseits  den  Unterschied  in  dem  Verhältnis  des  En^elts 
zur  Leistung  d.  i.  mit  anderen  Worten  in  der  Bemessungsweise 
für  das  Entgelt  erkennt,  behauptet  er  anderseits  eine  Verschieden- 
heit in  den  Rechtsgrundlagen,  nichts  anderes  also,  als  dass  das 
Objekt  des  Vertragsverhältnisses  in  beiden  Fällen  ein  ver- 
schiedenes sei. 

Dieses  Abgehen  vom  erstmaligen  Einteilungsgrund  zeigt  auch 
ein  anderer  Zusammenhang.  Lotmar  nimmt  Kombinationen  von 
2^it-  und  Akkordlohnverhältnissen  an,  u.  z.  dort,  wo  eine  Lohn- 
vereinbarung derart  getroffen  wird,  dass  der  Lohnbetrag  mit  der 
Zahl  der  Arbeitsergebnisse  zunimmt  und  nebenbei  eine  Natural 
Vergütung  läuft,  wie  namentlich  bei  landwirtschaftlichen  Arbeits- 
verhältnissen ;  diese  Vergütung  erweise  sich  dadurch  als  Zeitlohn, 
dass  sie  von  jener  Zunahme  der  Arbeitsergebnisse  unberührt 
bleibe 

Lotmar  hat  noch  nicht  ausgeredet,  denn  er  verweist  auf 
die  erst  im  II.  Bande  folgenden  Ausführungen  über  die  Einzel- 
heiten der  »Grundformen«  wie  auch  über  diese  Kombination.  Aus 
diesem  Grunde  ist  auch  eine  eigentliche  Diskussion  verfrüht.  Aliein 

A.  a.  O.  S.  719 — 721.  (;fl;t  man  vun  der  Anschauung  aus,  da.««  tla:>  VVeseiUliche 
des  Gegensatze-s  von  Zeit-  und  Akkordlohn  in  der  Bemeüsungsmcthode  und  in  sonst  nichts 
liegt,  dann  iit  die  Annaliine  einer  KombiiMtion  von  beiden  etniaeli  logbch  n  venir- 
teilen,  denn  e«  können  niemals  in  diesem  Sinne  zwei  Masssütbe  xu  der  Meanng 
einer  Grösse  verwendet  werden.  Zur  Klarstellung  dieses  angeblich  kombinierten  Ver- 
hältnisses bedarf  es  einer  solchen  Kombinationsannahme  aber  i;ar  nicht.  Im  f;ege- 
benen  Fall  wird  sich  /nmeist  ntHchwcr  erkennen  lassen  ,  ob  man  es  niil  einem  Zeit- 
lohn, tnit  Prämien  oder  mit  einem  Weckloim  zu  tun  hat,  ais  de^en  lie^^landted  die 
Naturalvergütuog  einerseits  mit  Rücksicht  darauf  geleistet  wird,  dass  der  Arbeitserfolg 
mindestens  den  Wert  der  Naturalleiatungen  errdcht,  und  anderseits  mit  ROdweht  auf 
die  Notwendigkeit  einet  Minimnois  v<Mt  Etatgelt,  das  wegen  der  wirtschaftlichen  Lage 
des  Arbeiters  unabhj(ngig  votu  Arbeitserfolg  unter  allen  Umständen  geleistet  werden 
miisste.  Das  Bewusstscin  einer  > Kombination«  von  Zeit- und  Werklobn  wird  den  Fat* 
teien  bei  Verbindung  von  Stücklohn  mit  NaturaWergUtung  kaum  eigen  sein. 
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ein  Abgehen  von  dem  ursprunglich  erfassten  Einteilungsgrunde 
ist  in  dem  Gedanken  einer  solchen  Kombinationsmöglichkett  un- 
bedingt zu  erkennen  —  ganz  abgesehen  davon,  dass  Lottuar  da- 
mit die  Konstruktion  eines  Zwitters  zwischen  zwei  disparaten  Be- 
griffen unternimmt. 

Noch  manche  andere  Stelle  bei  I.otrnar  lässt  erkennen,  dass 
ihm  der  innere  Formunterschied  doch  das  Wesen  des  Gegensatzes 
nicht  erschöpfe,  dass  er  dieses  vielmehr  in  dem  Umstände  er- 
blicke, ob  die  Vergütung  fUr  die  Arbeit  schlechthin,  d.  i.  die 
Arbeit  samt  ihrem  Erfolg  oder  ob  sie  bloss  für  die  Arbeit  einer 
gewissen  Länge  vereinbart  wird.    (So  S.  336  und  340.) 

Obgleich  iur  viele  einzelne  Behauptungen  Lotmars  die  ge- 
nauere Darstellung  im  II.  Bande  abgewartet  werden  muss,  geht 
doch  aus  dem  bisher  von  ihm  mitgeteilten  zur  Genüge  hervor, 
dass  er  einen  von  der  theoretischen  wie  praktischen  Sozialökono- 
mik nicht  annehmbaren  Standpunkt  vertritt.  Gegen  denselben  ist, 
um  das  spätere  verständlich  zu  machen,  zunächst  folgendes  zu 
sagen : 

Unbestreitbar  ist  es  vom  Standpunkte  der  Rechtswissenschaft 
nicht  nur  zulässig,  sondern  geradezu  naheliegend,  einen  kollektiven 
Begriff  »Arbeitsvertrags  aus  der  Menge  von  einzelnen  Vertrags» 
typen  zu  gewinnen,  die  das  positive  Recht  einer  besonderen  Re- 
gelung  unterwirft.  Es  ist  dies  gewiss  nicht  nur  eine  interessante 
theoretische,  sondern  auch  zweifellos  praktisch  fruchtbare  wissen- 
schaftliche Arbeit,  aus  der  für  die  Rechtssprechung  sowohl,  als 
auch  für  die  Fortbildung  des  Rechts  sehr  belangreiche  Gesichts- 
punkte <;cwoniien  werden  können.  Jn  man  wird  soj;ar  weiter- 
i;clu'Ti  und  zugeben  ki»i)nen,  dass  .lucn  tur  die  theoretische  Oeko- 
noinik  manches  Krgebnis  der  juristischen  Denkarbeit  achr  gut  ver- 
wertljar  sein  wird.  Streng  Ii)i,nschc  Bcgrilfübildung,  wie  sie  s^c- 
icuie  die  Rechtswissenschaft  fordert,  kann  ja  an  und  für  sich  schon 
mindestens  huisichtiich  der  Systematik,  aber  auch  bcziiL;Hch  u  der 
eingehenderen  Untersuchung  irgendwelcher  Kausalzusammenhänge 
den  ökonomischen  DiszipUnen  nur  förderhcli  sein. 

So  ist  die  Existenz  des  Bei^riffcs  Arbeitsvertrag  in  einem  wei- 
teren Sinne  gewiss  auch  für  die  So/.ialethik  ein  wertvoller  Gewinn 
der  juristischen  Dialektik').  Und  in  diesem  Sinne  ist  das  wissen- 

i)  An  der  Entwicklung  des  kollektiven  Arbeitsveitragsbegriffes  wird  schon  lauere 

Zeit  gearl)eiiet.  Hesonderä  licteiligl  darMI  Sind  FifrsUr  (Preuss.  Privatrecht  1869)» 
H'inäscJieiä,  namentlich  aber      Endtmannj  so  vor  allem  in  seinem  Auftaue  in  Con* 


Digitized  by  Google 


—   15  — 


schaftliche  Unternehmen  Lotmars  ,  den  Arbeitsvertrag  nach  dem 
Privatrecht  des  Deutschen  Reiches  systematisch  zu  untersuchen 
und  darzustellen,  für  die  politische  Ockonomik  von  besonderer  Be- 
deutung'), auch  wenn  die  rechtswissenschaftiiche  Systematik  Ka- 
tegorien von  Arbeitsverhältnissen  aufstellt,  durch  welche  nach 
ökonomischer  Morphologie  Gleichartiges  getrennt  und  Ungleich- 
artiges zusammengefasst  wird  —  und  das  ist,  wie  gleich  zu  zeigen 
sein  wird  ,  ja  auch  in  Lotmars  Arbeit  geschehen.  Allein  diese 
juristische  Systematik  reicht  nicht  nur  nicht  aus  für  die  Bedürf- 
nisse der  ökonomischen  Theorie,  sondern  sie  läuft  diesen  in  man* 
eher  Hinsicht  geradezu  zuwider.  Die  Erklärung  für  diese  eigent- 
lich wenig  erfreuliche  Tatsache  ist  unschwer  zu  finden,  man  hat 
sie  in  der  Verschiedenheit  der  Beobachtungsobjekte  der  beiden 
Disziplinen  zu  suchen.  In  der  Sozialökonomik  kommen  bei  allen 
wirtschaftlichen  Beziehungen  die  Menschen  mit  ihrer  ganzen  wirt- 
schaftlichen Persönlichkeit  in  Betracht,  während  für  die  juristische 
Betrachtungsweise  stets  die  Rechtsbe^tiehung  in  der  Hauptsache 
isoliert,  losgelöst  von  dem  Komplex  anderer  wirtschaftlicher  In- 
teressen der  Parteien  Gegenstand  der  Untersuchung  sind. 

Daraus  darf  nicht  ohne  weiteres  auf  einen  Vorwurf  gegen  die 
formal  juridische  Forschungsweise  geschlossen  werden,  und  auch 
ich  bin  weit  entfernt  »in  dem  hierin  sich  äussernden  Formalismus 
der  juristischen  Begriffsbildun^'  einen  Zug  des  »unsozialen  Charak- 
ters des  geltenden  Privatrechtes  oder  der  bestehenden  Rechts- 
pflege c  erblicken  zu  wollen ').  Gewiss,  spezialisierte  Rechtsnor- 
men und  unbefangene  sich  an  die  Norm  bindende  Rechtsprechung 
tun  not,  nicht  aber  unformale,  positive  Begriffe,  ich  stimme  Max 
Weber  darin  voll  zu.  Aber  wir  können  uns  nicht  dazu  verstehen, 
vom  ökonomischen  Gesichtspunkt  aus  es  für  richtig  zu  halten, 
wenn  Lotmar  als  gleichmässig  zu  beurteilende  nebeneinander  stellt: 
die  Vergütung  des  Theaterbesuchers  für  die  LohcntM  inanrhihruni;, 
des  Zeclicnbesit/eri  für  luindert  Hektoliter  Kolilciifürderun;^.  des 
Handschuhfdbrikanten  für  das  Schneiden  eines  Dutzend  liand- 


ratl's  Jahrb.  189O  »Die  rechlliclie  Behandlung  der  Arbeil*  (S.  641 — 708),  in  dem  er 
auch  von  seioem  Standpunkte  aas  die  von  mir  oben  im  Text  berührte  Talüache  fc:>i- 
steiU,  da»  »swiacheo  Rechte-  und  Wiitschafbtehre  noch  ein  tiefer  Zwiespalt  der  An- 
sichten über  Arbeit  bestehe«.  (S.  706.) 

r)  IHc  beste  Würdigimg  des  hervorragenden  Werkes  von  diesem  Gesichtspunkte 
m,  W.  bei  A/.  lyettr,  ArchU  f.  soz.  Gesetigebung  XVII.  Bd.  S.  723  ff. 
2)  M,  H'ei^ir  a.  a.  U.  725. 
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schuhe,  des  Hauseigentümers  für  die  Vermittlung  eines  Hypo- 
thekendarlehens U.S.  %\  .  lind  ich  halte  dafür,  dass  es  Verwirrung 
in  die  wirtschaftsiheorctische  Kategorisierung  bringen  muss,  wenn 
der  Preis,  den  der  Passant  auf  der  Strasse  dem  selbständig  ge- 
werbtreibenden  Stiefelputzer  für  das  Stiefelreinigen  zahlt,  ein  Ak- 
kordlohn im  gleichen  Sinn  sein  soll,  wie  etwa  der  Lohn,  den  der 
Setzer  filr  je  looo  IvCttern  vom  Druckereibesitzer  erhält.  Nicht 
nur  fin  die  Wirtschaftstheorie  scheint  mir  derartiges  nicht  unbe* 
denklich,  sondern  auch  für  die  Rechtsprechung  —  doch  das  gc> 
hört  schon  auf  ein  anderes  Gebiet^). 

Geführt  hat  hiezu  dieser  kollektive  Begriff  Arbeitsvertrag,  der 
alle  gesetzlichen  Typen  umfasst,  und  für  ihn  bahnt  Lotmar  auch 
die  Systematisierung  nach  dem  »inneren  Formunterschied«  an. 
Dass  fUr  diesen  umfassenden  Komplex  von  Vertragstypen  eine 
solche  Kategorisierung  in  dem  Sinne  gerechtfertigt  werden  kann, 
d.  h.  dass  die  verschiedenen  gesetzlichen  Typen  darnach  auseinander* 
gehalten  werden,  ob  die  Entgeltbemessung  nach  Zeit  oder  nach 
dem  Leistungserfolg  geschieht,  auch  speziell  für  juristische  Zwecke, 
das  ist  nicht  zu  bestreiten.  Wogegen  aber  Einspruch  erhoben 
werden  muss,  ist  die  Auflassung  und  eventuell  daran  anschliessend 
eine  Judikatur  des  Inhaltes,  dass  zwei  verschiedene  Rechtsgrund- 
lagen vorliegen  sollen,  je  nachdem  der  unselbständige  Lohnarbeiter 
seinen  Lohn  nach  dem  Zeitausmass  oder  nach  dem  Arbeitserfolg 
bemessen  erhält. 

Ist  auch  anzuerkennen,  dass  der  Werklohnvertrag  (Akkord) 
nicht  als  mit  dem  Werkvertrag  kongruent»  sondern  vielfach  ak 
unter  den  Dienstvertrag  fallend  angesehen  wird,  so  genügt  das 
flir  die  Klarstellung  dieser  Arbeitsverhältnisse  i.  e.  S.  noch  nicht. 
Vielmehr  ist  geradezu  die  Sonderstellung  derjenigen  Kategorien 
von  Arbeitsverhältnissen  notwendig,  bei  welchen,  wie  Lotmar  selbst 
sagt,  die  arbeitnehnicndc  Partei  keine  andere  Leistung  gegen  Ent- 
gelt zu  bieten  hat  nnd  für  den  Streit  der  IiiUrcssen  nicht  mit  dem 
vollen  RUsl/.eug  ausgestattet  ist.  Diese  SondersteUung  niaij  \'icl- 
leicht  juristisch  technisch  schwer  erreiclibar  sein,  indem  ich  claiui 
eintrete,  berufe  ich  mich  aber  auf  einen  juristischen  Standpunkt, 
den  auch  Lotmar  einzunehmen  erklart ,  nämlich  auf  denjenigen 
Etu{i  )na)ui> ,  (.1er  sa^^t,  »mit  der  vermeintlichen  Scheidung  von 
Dieual-  und  Werkvertrag  ist  nicht  auszukomnien ;  darauf  ist  na- 

I)  Lotmar  selbst  erkennt  flibci  ü!)rii;eii.s  mich  die  L'n/a!ffng1ichkeit  ausschliess- 
lich juristiscber  äystciuaUk.  gegenüber  einer  Reihe  UUächlichei  VerhalUiisse  (S.  12  f.). 
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türlich  <,febührend  Rücksicht  zu  nehmen,  wie  die  Arbeit  zu  leisten 
ist,  ob  durch  Eintritt  in  den  Dienst  des  Arbeitgebers  oder  ob  in 
gnn/  oder  wenigstens  teilweise  die  eigene  VerantwortUchkeit  des 
Arbeitenden  mit  sich  bringender  Weise  oder  ohne  solche« 
Wenn  darauf  Rücksicht  ti^cnommen  werden  soll,  dann  darf  aber 
nicht  die  Zufälligkeit  der  Entgeltbemessung  nach  dem  Leistungs- 
erfolg die  Grundlage  dafür  bilden,  dass  ihrer  ganzen  wirtschaft- 
lichen Natur  nach  grundverschiedene  Arbeitsverhältnisse  den  glei- 
chen gesetzlichen  Normen  unterworfen  werden. 

Es  ist  eben  nicht  dasselbe  Verhältnis,  wenn  •  A  gegen 
Vergütung  ihm  ttbergebene  Baumwolle  verspinnen,  d.  h.  in  Garn 
verändern  oder  ihm  übergebene  Tabakblätter  wickeln,  d.  h.  in 
Cigarrenwtckel  verändern  oder  mit  seinem  Wagen  den  Transport 
des  B  nach  N  ausfuhren  soll«  auch  dann  nicht,  wenn  die  dem  A 
zugesagte  Vergütung  in  allen  Fällen  in  gleicher  Weise,  sei  es 
nach  Zeit  oder  nach  der  Leistung  bemessen  wird,  und  es  ist  un- 
richtig, den  Transport  mit  dem  Wagen  des  Transportierenden, 
also  n)it  kapitalistischen  Erwerbsmitteln  auf  eigenes  Risiko  mit 
der  ohne  eigenes  Risiko  seitens  des  Arbeiters  durchgeführten 
Spinn-  und  Wickelarbeit  auf  eine  und  dieselbe  Stufe  zu  stellen 
und  an  beide  Kategorien  von  Arbeitsverhältnissen  dieselben  Rechts- 
wirkungen knüpfen  zu  wollen. 

Sofern  der  Standpunkt  des  positiven  Rechtes  für  eine  solche 
Identifizierung  wesentlich  verschiedener  Arbeitsverhältnisse  Anhalt 
bietet,  so  ist  das  zu  bedauern ;  das  auf  ökonomische  und  soziale 
Tatsachen  gestützte  und  deshalb  zwingende  Urteil  kann  de  lege 
ferenda  wie  aucli  vom  wirtschafisllieoretischcn  Standpunkt  aus 
dem  keine  Rücksicht,  sondern  eben  nur  Kritik  zu  teil  werden 
lassen. 

Der  sehr  lehrreiche  Versucli.  ein  besonderes  ^Akkordrecht  zu 
konstruieren,  den  Bernhard  initernomnien  liat  war  thcoreüsch 
gerade  im  Hinblicke  auf  die  juristische  Literatur  vollkommen  ge- 
rechtfertigt. Dass  das  Resultat  etwas  dürftii,'  ist,  scheint  mir  für 
meine  Autiassung  zu  sprechen.  Die  /5<'  r///'<^?/v/  sehen  Untersuchungen 
laufen  nämhch,  da  er  den  tatsächlichen  Verhältnissen  und  damit 


l)  Endemann  a.  a.  O.  S.  706.  Ueber  Lottnar\  Stellung  zu  Endcmann  vgl. 
Letmar  a.  a.  O.  S.  14. 

a)  Lfituwr     a.  O.  S.  337. 

3)  BirnkarJ  a.  a.  O.  Vierter  Abwliniu:  IMe  reehtffiehe  Ordnung  der  Akkord* 
nrbeit. 

ZdCMbtift  liir  di*  ge«.  StMtiwÜMDtcb.  £rciiiuuactb«ft  14.  2 
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ökonomischen  Gesichtspunkten  Rechnung  trägt,  auf  nichts  weni'^er 
hinaus  als  auf  ein  umfassendes  Sonderrecht  für  das  W'crklohnverhalt- 
nis;  er  kommt  zu  keinem  anderen  Standpunkte  i^eL^enüber  den 
einzelnen  Rechtsfragen  in  Werklohn-  wie  in  Zeitlohnverhältnissen, 

Auch  alle  Kntscheidungen,  die  Inrnhard  über  die  strittigen 
Fragen  der  Lohnbemessung  bei  Unzulänglichkeit  der  Akkordein- 
heit, d.  h.  im  Falle  die  Akkordarbeit  bei  Auflösung  des  Vertrages 
nicht  fertiggestellt  ist,  fallt  auch  alle  diese  Entscheidungen  er- 
geben sich  m.  £.  durch  Analogie  aus  dem  Falle  einer  Zeidohn- 
verabredung,  die  vor  dem  Ablaufe  der  Dauer,  für  welche  sie  rechts- 
kräftig getroffen,  aufgelöst  wird  (§§  626 — 628  BGB.) ;  es  gilt  viel- 
leicht gerade  nur  das  eine  Prinzip  festzuhalten,  dass,  wenn  vor 
Fertigstellung  der  Akkordeinheit  der  Arbeiter  ausscheidet,  nicht 
ein  beliebiger  (etwa  der  ortsübliclie  )  Zeitlohnsatz  den  vereinbarten 
Akkordlohnsatz  ersetzen  darf  oder  kann,  dass  vielmehr  mit  dem 
Einflüsse  der  Bemessungsmethode  auf  die  Arbeitsintensität  ge- 
rechnet werden  muss. 

Alles,  was  aus  den  Rechtsstreitigkeiten,  insbesondere  den  vor 
den  Gewerbegerichten  verhandelten,  für  die  besondere  rechtliche 
Stellung  des  WerklohnVerhältnisses  zu  gewinnen  ist,  ist  die  spe- 
zifisch ökonomische  Tatsache,  dass  das  Arbeitseinkommen  des 
Werklöbners  ausserordentlich  abhängig  ist  von  verschiedenen  Um- 
ständen in  der  Betriebsorganisation  der  betreffenden  Unternehmung 
in  den  wirtschaftlichen  Mitteln  des  Unternehmers  u.  dergl  In 
all  dem  kann  man,  wie  Bernhard  gleichfalls  anzunehmen  scheint 
in  der  Hauptsache  nur  ökonomisch  wichtige  Zusammenhänge 
erkennen,  und  gerade  weil  z.  B.  der  Unternehmer  das  unbe- 
dingte Direktionsrecht  auch  dem  sogenannten  Akkordarbeiter  ge* 
nau  wie  dem  Zeitlöhner  gegenüber  behält,  tritt  diese  Abhängig- 
keit des  Arbeiters  in  seinem  Einkommen  vom  wirtschaftlichen 
Milieu,  in  das  er  in  dem  Betrieb  des  Unternehmens  getreten  ist, 
hervor. 

Mit  dem  modernen  Arbeitsverhältnis  tritt,  auch  wenn  die 
Kntgelthemessung  nach  dem  Arbeitsertol<^'  fjeschieht,  immer  die 
volle  Hindung  der  Arbeitskraft  eines  Individuums 
durch  das  Arbeitsverhältnis  für  eine  bestimmte  Zeit  ein*), 

1)  Bernhard  a.  a.  O.  S.  aa6. 

2)  Ebenda  S.  217,  223. 

3)  Ebenda  S.  2U  f. 

4)  Dass  die  Auffassung  in  England  bierin  eine  andere  zu  ^etn  scheint,  geht  ao» 
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ein  Tatbestand,  dem  übrigens  nicht  nur  die  Rechtsprechung,  son- 
dern auch  das  positive  Recht  ausdrücklich  da  und  dort  Rechnung 
trägt;  so  beispielsweise,  indem  es  den  Arbeitsherrn  veranlasst, 
für  ausreichende  Beschäftigung  des  Werklöhncrs  Sorge  ZU  tragen  *), 
und  damit  offenbar  der  ökonomischen  Voraussetzung  eines  sol- 
chen Arbeitsverhältnisses,  dass  nämlich  die  Einkommenshöhe  des 
Arbeiters  nur  von  seiner  Leistungsintensität  abhängt,  entspre- 
chend Nachdruck  verleiht. 

Hier  ist,  wenn  von  Arbeitszeit  der  Stücklohner  die  Rede  ist, 
nicht  etwa  eine  Lieferzeit  gemeint  sondern  Arbeitszeit  im 
engeren  Sinne.  Nur  für  die  Heimarbeiter  sind  allerdings  andere 
Verhältnisse,  das  Fehlen  einer  Arbeitszeit  im  engeren  Sinn  zu 
konstatieren.  Wer  wollte  aber  leugnen,  dass  es  sich  gerade  im 
Zusammenhang  damit  bei  diesen  um  ein  eigenartiges  Zwitterver- 
hältnis zwischen  Selbständigkeit  und  Unselbständigkeit  handelt, 
dass  die  Mischung  verschiedener  sonst  charakteristischer  Quali- 
täten für  die  Kategortsierung  dieser  Arbeitsverhältnisse  in  ökonomi- 
scher und  deshalb  auch  in  juristischer  Hinsicht  Schwierigkeiten 
bietet?  Es  sind  also  Ausnahmsverhältnisse,  die  in  der  Gesetz- 
gebung ebenso  sehr  einer  besonderen  Behandlung  bedürften,  wie 
sie  z.  B.  dem  Gesindeverhältntsse  zu  teil  geworden  sind,  obwohl 
die  ökonomischen  Grundlagen  und  Voraussetzungen  des  Arbeits- 
verhältnisses an  und  für  sich  keine  anderen  sind.  Man  mag  vom 
spezifisch  lormalrechtlicliL-n  Standpunkt  aus,  wie  Lotinar  dies  zu 
tun  j^encigt  scheint  (S.  338,  aber  auch  S.  470  ff.  (,  die  Beeinflussung 
des  Arbeiters  hinsichtlich  der  Zeiträume,  inneriialb  deren  er  die 
Arbeit  zu  verrichten  hat,  für  nebcnsächlicli  mi  Wesen  des  Ver- 
trai^es  auffassen,  ökonomisch  i>t  darin  ein  zienilicli  relevantes  Symp- 
tom zu  erblicken,  ökonomisch  i^elu'jrt  eine  solclie  Einschrankunj^ 
der  absoluten  Freiheit  des  Arbeiters  zu  den  die  Natur  des  Ar- 
beitsverhältnisses ebenso   mit  bestimmenden  Umständen  wie  die 

dem  Report  oq  sUuidard  piece-rfttea  of  wage«  «nd  «Uding  icaics  1900  S.  X  (Board 
of  trade,  Labour  departmcDt)  hervor,  wo  die  Aoschanong  geäussert  wird,  das»  nur  die 
DttTcbfUhruiig  einer  bestimmten  Arbeit  Inhalt  des  piece — wage^agreement  sei,  aI«o 

W<rrkvertragsthar:ikter  im  Sinne  »in>icres  B.(i.B.  vorüc^c.  Inwieweit  clic5e  Auflassung 
ck-  lege  lata  in  England  berechtigt  ist,  bin  ich  zur  Zeit  nicht  m  der  Lage  zu  kon- 
statieren. 

1)  So  §  124  Z.  4  der  Reicbsgewerbeordnung. 

2)  Lötmar  a.  a.  O.  5.  470  ff.,  treffliefae  Aiuführangen,  die  aber  wieder  da»  ype- 
lifiKhe  WerklobiiTerhllbus  des  timelbstindigcn,  imbeioadcre  Fabrilsarbeiters  tu  wenig 
berttcluiclitigeo. 

2* 
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L  nfi eiwillifrkeit  des  Arbeitsortes  und  sonstiger  aus  dem  Direktions- 
recht des  Arbeitgebers  resultierenden  Bediogungeiif  unter  welchen 
sich  die  Arbeitsleistung  abspielt^). 

Gewiss  ist  darin  eine  Wandlung  in  den  Dingen  zu  beobach- 
teu;  es  ist  aber  eben  das  moderne  Arbeitsverhältnis  mit  seinen 
gegenwärtig  überwiegenden  Erschcinunf^sformen  im  Auge  zu  be- 
halten. Um  die  Tendenz  der  Entwicl<lung  zu  kennzeichnen,  sei 
hier  kurz  auf  eine  ganz  interessante  Verschiedenheit  der  bezüg- 
lichen Umstände  in  einem  be-.limnitcn  Industriezweige  aufmerk- 
sam gemacht  (vgl.  Anhang  I).  Es  zeigt  die  österretchisch-alpen- 
ländische  Sensenindustrie  in  den  alten  Hammerwerksbetrieben 
langperiodige  Zeitlöhnung  für  quantitativ  ziemlich  gletchmässige 
und  genau  begrenzte  Arbeit,  wobei  das  seitens  des  Arbeiters  zur 
Verfügung  zu  stellende  Zeitquantum  in  der  Hauptsache  von  den 
Betriebsverhältnissen  (Wasserkraft),  vielfach  aber  von  seiner  Ge- 
schicklichkeit abhängt;  auf  der  anderen  Seite  in  neueren  fa- 
brikmässigen  modern  eingerichteten  Grossbetrieben  vielfach  Stück* 
löhnung  mit  ganz  bestimmter  Fabrikarbeitszeit,  wobei  besonders 
hervorzuheben  ist,  dass  zufolge  der  Arbeitsorganisation  das  Ar- 
beitsquantum des  einzelnen  Arbeiters  nicht  ganz  proportional  mit 
seiner  Geschicklichkeit  steigen  kann,  der  Arbeiter  vielmehr  in  das 
allgemeine  Froduktionstempo  des  Betriebes  sich  einfügen  muss. 
Mehr  als  bei  dem  nach  Zeit  gezahlten  Arbeiter  des  alten  Hammer- 
werks tritt  für  den  nach  dem  Arbeitserfolg  gelohnten  Arbeiter 
des  modernen  Betriebes  die  Verdi ngung  liir  eine  bestimmte  Ar- 
beitszeit in  die  Erscheinung. 

Wo  ein  solches  zeitliches  Sichzurverfügungstellen  platzgreift, 
geht  auch  die  Selbständigkeit  in  der  Verwendung  und  der  Ver- 
wertung der  Arbeitskraft  für  den  Arbeiter  verloren.  Kommt  dann 
noch  in  Rücksicht,  was  Xt-io/uvm  ^)  teilweise  richtig  hervorgehoben 
hat,  dass  für  den  Werklolitier  eine  W-rpfhchtung  bezüghch  des  wu  t- 
sc/iattUclien  Erfolges  nicht  besteht,  so  dass  also  auch  die  Be- 
ziciiung  des  Werklölmers  zum  Arbeitsprodukt  eine  nur  sehr  lose 
genannt  werden  kann,  so  wird  die  Analogie  zur  locatio 
conductio  operis  wohl  immer  mehr  an  Halt  ver> 

l)  Vgl.  auch  Bernhard  a.  a.  O.  S.  220  f.  und  330. 

X)  NtumMUy  Handausgabe  des  Biligerlichen  Gesetsbaclies  I.  Berlin  1903,  be- 
merkt zu  §613,  die  Vergiftung  (fUr  Stitektohn)  würde  nur  geschuldet,  wenn  die  Arbeit 
einen  gewissen  Erfolg  gehabt  hat:  der  Unterschied  tum  Werkvertrag  liegt  darin»  das» 
eine  Verpflichtung  diesen  Erfolg  herbeinifähren  nicht  besteht. 
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Heren,  dagegen  wird  die  Wesensgleichheit  des  Werk- 
lohnverhältnisses mit  dem  Z  eitloh  n  Verhältnisse 
flir  die  Kategorie  der  wirtschaftlich  unselbständigen  Arbeiter  (der 
gewerblichen  Arbeiter,  des  Gesindes,  der  landwirtschaftlichen  Ar* 
beiter  u.  dgl.)  immer  klarer ^J. 

Damit  scheint  mir  aber  dann  doch  die  Erkenntnis  gewonnen 
werden  ssu  können,  dass  der  Arbeitslohnvertrag  in  jenem  engeren 
Sinne,  dass  mit  demselben  alle  jene  Arbeitsverhältnisse  erfasst 
sein  sollen,  bei  welchen  der  Arbeitnehmer  bei  vollem  Verzicht 
auf  Sclbstiindiijkeit  wirtschaftlich  ausschliesslich  auf  (he  Verwer- 
tung seiner  Arbeitskraft  angewiesen  ist,  kein  solcher  sein 
kann,  durch  den  ein  ökonomisches  Risiko  bei 
Eingehung  des  Rechtsverhähnisües  für  den  Arbeitnehmer 
bec^ründet  wird.  Vv'ie  wichtig  es  ist,  diesen  Gedanken  der 
Risikouberwindung  für  den  Arbeiter  auch  in  der  juristischen  For- 
mulierung des  Arbeitsverhältnisses  herauszuarbeiten,  erhellt  aus 
der  Entwicklung  der  realen  Verhaltnisse,  d.  h,  aus  der  Fortbildung 
der  Lohnvertragsgrundsatze,  die  im  folgenden  noch  zu  erörtern 
sein  wird. 

t)  Besdchaend  ist  gemde  auch  Mmmamn**  Interpretation  des  §  6t6:  Aniprach 
auf  Vergütung  bestelle  auch  fär  Sttfcldöbner  fort,  wlange  die  Verliindenii^  der  Dienst- 
erfitUang  dauert,  und  «war  weide  der  durchadmittlieh  ca  verdienende  Stttcidobn  tu 
bezahlen  sdn.  A.  a.  O.  su  §  616. 
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III. 

Tatsächliches  zur  Beurteilung  der  SteUung  des  Werk- 

lohnarbeiters. 

Wurde  im  vorstehenden  schon  die  Anschaiiunj^  vertreten,  dass 
eine  einheitliche  Grundlegung  für  die  Fortbildung  des  Arbeits- 
lohn Verhältnisses  im  engeren  Sinne,  als  des  spezifischen  Vertrags- 
verhältnisses der  unselbständigen  Arbeiter,  notwendig  werde,  so 
kann  zur  Bekräftigung  dieser  Anschauung  auch  auf  Tatsachen  hin- 
gewiesen werden,  die  dieselbe  rechtfertigen. 

Wenn  der  Unterschied  zwischen  Zeitlohn^  und  Werklohnver- 
hältnis  in  einem  anderen  Vertragselcment  zu  suchen  wäre,  als  in 
dem  der  Bemessungsweise  des  Entgeltes,  dann  läge  es  wohl  eigent* 
iich  nahe,  dass  auch  in  dem  formalen  Akte  der  Vertrags- 
schliessung selbst  schon  eine  gewisse  Differenzierung  platz- 
greift. Das  ist  nun,  wenn  man  die  Dinge  nimmt,  wie  sie  sich 
wirklich  abspielen,  nicht  der  Fall.  Wenn  Bernhard  hervorhebt'), 
dass  die  Schriftform  für  den  Akkordvertrag  üblich  sei  —  eine 
wesentliche  Eigentümlichkeit  kann  natürlich  auch  er  darin  nicht 
erblicken  —  und  darauf  Gewicht  legt,  dass  daran  festgehalten 
werde,  so  tut  er  dies  im  Hinblicke  auf  seine  Forderung  einer 
»Regelung  der  Akkordarbeitc.  Aber  Arbeitslohn  vertrage  i.  e.  S. 
werden  geschlossen,  ohne  dass  dabei  stets  von  vornherein  über 
die  Lohnbemessung  eine  spezielle  Vereinbarung  getroffen  würde. 
Ein  Unterschied  in  der  Lohnvertrags  Vereinbarung  besteht  nicht: 
der  Setzer,  der  in  einer  Druckerei  Aufnahme  findet,  wird  als 
solcher  aufgenommen,  oft  genug,  ja  sogar  in  der  Regel  ohne 
besondere  Verständigung  darüber,  ob  seine  Leistung  »im  ge- 
wissen Geldec  entlohnt  werden  wird,  oder  nach  Massgabe  der 
Satzleistung  (»im  Berechnen«). 

Das  Fehlen  einer  solchen  Vereinbarung  über  die  Lohnbemcs- 

I)  Btmkaird  a.     O.  S.  312  £ 
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sung  ist  freilich,  das  muss  eingeräumt  werden,  eigentlich  erst 
möglich  geworden  mit  der  Abschliessung  der  Individualvertr^c 
auf  der  Basis  eines  kollektiven  Tarifvertrages.  Wenigstens  muss 
in  anderen  Fällen  als  das  Normale  die  Vertragschliessung  mit 
einer  Vereinbarung  über  einen  Zeitiofansatz  oder  über  einen 
oder  mehrere  Werklohnsätze  vermutet  werden.  Dieses  »oderc 
kann  aber  (und  das  ist  immer  häufiger  zu  beobachten)  zu  einem 
»undc  werden.  Und  in  der  Tat  haben  zahlreiche  Unternehmungen 
die  Aufnahme  von  Arbeitskräften  in  der  Weise  geregelt,  dass 
von  vorneherein  bei  der  Aufnahme  von  Arbeitern  neben  Werk- 
lohnsätzen ein  Zeitlohnsatz  vereinbart  wird.  Ich  verweise  zur 
Ulustrierung  dieses  auf  den  im  Anhang  II  >)  eingehender  darge- 
legten Fall  der  Lohnvereinbarung  in  einem  grossen  deutschen 
Eisen-  und  Stahlwerk. 

Mit  dieser  Vielseitigkeit  der  Vertragsschliessung  bezüglich 
der  Lohnbemessungsmethode  steht  übrigens  auch  die  Frage  in 
einem  gewissen  Zusammenhang,  ob  der  Zeitlähner  zu  Arbeiten 
im  Werklohn  verhalten  werden  kann  und  umgekehrt  der  ursprüng- 
lich zu  Arbeiten  im  Werklohn  aufgenommene  zu  Zeitlohnarbeiten. 
Im  allgemeinen  wird  man  freilich  die  Frage  dahin  beantworten 
können,  die  Möglichkeit  eines  solchen  Wechsels  in  der 
Lohnbemessungsmethode  hänge  von  der  konkreten  Ver- 
einbarung ab.  Aber  diese  Antwort  entspricht  nicht  mehr  ganz 
dem  derzeitiL;c:n  Stande  der  Rechtsanschauung  der  Interessenten. 
Diese,  die  wir  vor  allem  in  den  Gewerbes^erirhtsentscheidungen 
sich  spief^fcln  sehen,  geht  immer  mehr  darauf  hmaus  ,  dass  ein 
solcher  Wechsel  in  der  I .ohnbemessung  vom  Arbeitgeber  ohne 
weiteres  vorgenommen  werden  Ivann  ;  eine  Auffassung  der  Sach- 
la.i^e,  der  um  so  mehr  Berechtigung  zuzusprechen  ist,  als  die  l.ohn- 
bemessungsuiethüdc  in  der  ^anz  überwiei^enden  Zahl  der  Fälle 
heute  im  engsten  Zusammenhan;^e  mit  der  Nalur  der  hetretTenden 
Arbeitsaufgaben  steht.  Und  man  wird  davon  au.->:^eliend  .sogar 
sagen  müssen,  dass  auch  das  positive  Keclit  these  Rechtsanschau- 
ung unterstützt,  insofern  i;  I2I  der  Gewerbeordnung;  wohl  auch 
darauf  hinweist,  da->s  die  Ablehnung  einer  Arbeit  wegen  der  da- 
mit zusammenhängenden  Lohnbemessungsweise  seitens  des  Ar- 
beiters nicht  ohne  weiteres  zulässig  sein  kann^). 

l)  AtihMg  n.  Ich  verweile  «seil  auf  die  fegselnde  DantelluDg  der  »Denkwür- 
digkeiten und  Efinneningen  dnes  Arbdtcts«,  Berlin  1903,  insbes.  »Im  Stahlwerk«. 
3)  Einen  gftns  besonderen  Grtind  für  die  Stellungnahme  der  Arbeiter  gegen  eine 
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Der  Umstand,  dass  doch  eigentlich  der  üebergang  vom  ver- 
einbarten Zeitlohnsatz  zu  einem  Werklohnsatz  eine  besondere 
Vereinbarung  über  die  Höhe  desselben  notwendig  macht,  erweist 
sich  nach  der  Judikatur  der  Gewerbegerichte  nicht  als  Hinder- 
nis dafür,  dass  auch  ohne  klare  Willensübereinstimmung  hierüber 
das  Arbeitsverhältnis  zu  Recht  besteht.  Ist  der  Stücklohnsatz, 
den  der  Arbeitgeber  zugesteht,  zu  niedrig,  so  genügt  gewisser- 
massen  der  Protest  des  Arbeiters,  dass  der  betreffende  Lohnsatz 
ihm  zu  niedrig  sei,  im  übrigen  aber  habe  er  das  Arbcitsverhält* 
nis  fortzusetzen  und  die  Niedrigkeit  des  Lohnsatzes  (selbstver- 
ständlich offenbar  in  Beziehung  zum  Zeitlohnsatz)  im  Rechtswege 
geltend  zu  machen^). 

Genau  genommen  schliesst  ja  übrigens  anderseits  schon  das 
Fehlen  fortlaufender  Gelegenheit  zu  Werklohnarbeit  nach  dem 
Stande  der  Gesetzgebung  eine  Berechtigung  des  Arbeitgebers 
zum  Wechsel  der  Lohnbemessungsmethode  in  sich,  da  zufolge 
§  124  Z.  4  GO.  der  Arbeitgeber  nicht  riskieren  kann,  wenn  er  ge- 
rade nicht  über  »Stücklohnbeschäftigung  verfügt«,  den  Arbeiter 
überhaupt  nicht  zu  beschäftigen,  er  muss  also  in  dem  Fall,  will  er 
das  Ausscheiden  des  Arbeiters  verhüten,  zum  Zeitlohn  übergehen. 
Die  Möglichkeit  der  subsidiären  Anwendung  der  Lohnbemessung 
nach  Zeit  kann  also  wohl  kaum  de  lege  lata  vermieden  werden  *). 

Mit  dem  grundsätzlichen  Standpunkte,  dass  der  Arbeiter  einen 
Wechsel  in  der  Lohnbemessungsmethode  hinnehmen  und  ebenso 
im  Verlauf  des  Vertragsverhältnisses  eine  Arbeit  im  W  erklohn 
übernehmen  muss,  auch  dann,  wenn  die  Gefahr  einer  zu  niedrigen 
Entlohnung  besteht''',  damit  ist  auch  weiterer  Boden  aiil"  dem  Ge- 
biete der  Tatsachen  für  die  Stellungnahme  zu  ein(un  allj^emcineren 
juristischen  Probleme  gewonnen,   nämlich  zur  Abgrenzung  der 

Veranderuug  in  der  Lohnbemessung  erwähnen  H'eäö's  Theorie  und  Praxis  Bd.  L 
5.  368  Note  17. 

1)  VgL  Du  Gewerbes  «rieht ,  VIII.  Jahrg.  Nr.  67.  Im  ZuMniDenhuig  damit 
Ung*r,  Entscheidttngeii  des  Gewerbeiicrichtes  tu  Berlin  189$  Nr.  6.  ebenso  Entsehei> 

duri<;en  österreichischer  Gewerbegerichle  Nr.  343,  387,  388,  634»  635  in  der  Samm- 
laog  der  sozialen  Rundscbnn  de?  ösferr.  Handehministeriiims. 

2)  C'ut^'tr  a.  a.  O.  Nr.  3  vgl.  <.Uc  ßegründungen  zum  II.  und  III.  Streitfall  »Ge- 
werbegerichle V.  jalirg.,  Sp.  51 — 53. 

3)  OaM  diese  RechtsaiwchaawigeD  «st  im  Werden  begrtflen  sind,  erheUt  aus  den 
Wideisprfichen,  die  in  den  Entscheidungen  ta  beobachten  sind.  Die  Qstexteichitehe  Ge- 
werbegerichts-Judikatur  Uess  ab  und  zu  hierin  einrn  anderen  Standpunkt  erkennen.  Vgl. 
u  B.  Entscheidung  687  in  der  Sammlung  der  Soaalen  Rundschau  (Wien  1904,  Min). 


Digitized  by  Google 


—    25  — 


Pflichten  des  Arbeiters,  insofern  daraus  erhellt,  dass  diese  Ab- 
grenzung durchaus  nicht  für  den  Werklöhner  zufolge  der  Be- 
ziehung zum  Arbeitserfolg  eine  wesentlich  andere  ist  als  beim 
Zeitiohnverhältnisse ,  sondern  dieselbe,  die  des  Dienstlöhners. 
Höchstens  insofern  könnte  diese  Pflichtabgrenzung  als  ein  spezi' 
fisch  den  Werklohn  betreffendes  Problem  bezeichnet  werden»  als 
es  bei  dieser  Lohnbemessungsmethode  unter  gewissen  Umständen* 
häufiger  aktuell  wird. 

Ist  in  all  dem  schon  ein  gewisses  Fortschreiten  in  der  Rechts- 
anschauung gegenüber  dem  Arbeitsverhältnisse  sozusagen  neben 
dem  positiven  Recht  zu  erkennen,  so  ISsst  sich  in  anderer  Be- 
ziehung auch  eine  Entwicklung  über  dieses  hinaus  beobachten, 
man  stösst  gerade  auch  wieder  in  der  Rechtsprechung  auf  Aeusse- 
rungen  des  Rechtsgefiihles,  die  sozusagen  in  ihren  Grundlagen 
etwas  von  dem  Charakter  des  prätorischen  Rechtes  an  sich  tragen. 
Die  Ausfuhrungen  des  vorstehenden  II.  Abschnittes  decken  sich 
ihrem  Hauptinhalte  nach  mit  den  Auffassungen,  die  in  der  Judi- 
katur allem  Anschein  nach  mehr  und  mehr  Raum  gewinnen.  Dar- 
nach können  die  Bestimmungen  des  BGB.  über  den  Werkvertrag 
auf  den  »Arbeiterakkordvertrag  ^  überhaupt  keine,  jedenfalls  keine 
direkte,  höchstens  zum  Teil  eine  analoge  Anwendung  finden,  weil 
der  Werkvertrag  stets  einen  selbständigen  Unternehmer  voraus- 
setzt. Damit  ist  das  i-anzc  Gebiet  des  Wcrklohnvei  hältnisscs  unter 
die  Normen  des  J  )icustvertragcs  des  Zi.ilicchts  subsiiinii^i t,  und 
mithin  auch  in  der  Praxis  offenbar  dem  Gedanken  Balm  [gebro- 
chen, dass  grundsätzlich  rechtliche  Verschiedenheiten  in  der  Be- 
urteilung von  Arbeitsverhältnibseii  je  nach  der  Verschiedenheit  der 
Entgeltbemcssunt^  nicht  plat/.greitVn  k'!)nnen.  iJarin  erschüptt 
sicli  aber  noch  nicht  die  Fortschrittlichkeit  der  ^eu  erbe^^ericlulichen 
Judikatur,  sie  geht  heute  schon  weiter  und  sucht  sich  über  die 
ßestinimun;^cn  des  burgcrlichcn  Rechts,  soweit  sie  kann,  hinweg- 
zuhelfen überall  dort,  wo  diese  sich  als  Harten  für  den  unselb- 
ständigen, auf  den  I,oimerwerb  ariL^ewiesenen  Berufsarbeiter  er- 
weisen. Auf  Kinzelheiten  dieser  Seite  der  KechtsprechuiiL,^  ist  in 
diesem  Zusammenhang  nicht  einzugehen').  Wohl  wird  noch  die 

l)  Man  iat  nich  kaum  bcwusst,  wie  oft  die  Judikatur  Gelegenheit  hat,  über 
cnuttent  tief  dnachneidende  Bestimmungen  des  positiven  Rechts  sich  hinwegzusetzen. 
Namentlich  die  §§  614  and  641  B.G.B.  geben  hiezn  Anlais,  indem  der  Umstand, 
dass  die  Lohntahlung  ceietzlich  eist  nach  Ablauf  der  Dienste,  besw.  nach 
Abnahme  des  Werkes  eintreten  mitu,  fiir  den  Arbeiter  sehr  hXitfig  bei  vorzeitiger 
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\\  icbtic^kcit  einer  Aulgabe,  die  zum  Teil  auch  der  Judikatur  als 
dem  süzusajijen  prätorisclien  Recht  und  im  weiteren  der  Lcc^is- 
I;(ti\<-,  aber  damit  auch  der  wissenschaftlichen  Interpretation  zu- 
lalii,  beleuchtet  werden  müssen,  eine  Auft:;abe,  die  auch  die 
Fortbildung  des  Arbeitslohn vcrtrai^es  in  dem  mehrerwahnten  eng- 
eren Sinne  betnrtt;  das  ist  die  Verminderung  des  Risi» 
kos  des  Arbeiters  und  in  erster  Linie  des  hierin  in  der  Tat 
ungünstiger  gestellten  Wcrkiohnatbeiters.  Dem  muss  aber  noch 
einiges  bezüglich  der  ökonomischen  Stellung  des  Werkiöhners 
Charakteristische  vorausgeschickt  werden. 

Der  im  vorangehenden  Abschnitte  zuletzt  ausgesprochene  Ge- 
danke, dass  der  Arbeitslohnvertrag  aus  der  Natur  der  Umstände 
heraus,  unter  denen  er  zustande  zu  komcnen  pflegt,  derart  gestaltet 
sein  muss ,  dass  nur  ein  Minimum  an  ökonomischem  Risiko  aus 
ihm  für  den  Arbeiter  resultiert,  der  Gedanke  ist  zum  grösseren 
Teile  ein  Problem  de  lege  ferenda.  Das  positive  Recht  trägt 
demselben  noch  recht  wenig  Rechnung.  Aber  als  Ausgangspunkt 
für  eine  Fortbildung  des  Arbettsvertragsrechtes  in  dieser  Richtung 
sind  in  der  Tat  bedeutsame  und  mindestens  auch  juristisch  nicht 
zu  vernachlässigende  Ansätze  in  den  Erscheinungen  des  realen 
Lebens  zu  beobachten. 

Für  eine  richtige  Erfassung  dieses  Problemes  eines  ökono- 
mischen Risikos  sind  allerdings  die  Motive,  die  für  die  Ent> 
Wicklung  des  modernen  Werklohn  w  esen  s  mass- 
gebend waren  und  immer  dieselbe  noch  fördern,  von  einigem  Be* 
lang. 

Gewiss  ist  die  Stücklohnung  nichts  an  sich  neues,  ja  im  Ge- 
Auflösung des  Vertragsverhältnisses  zu  volNinndipem  ruTinvcrlu«  fülircn  würde.  Hierin 
äst  nmi  :iMciiiinf^«s  auch  eine  Verschiedenheit  tn  der  Sttuaiion  «Ics  Wcrkiuiinersi  gegen- 
über den»  Zciiiuhner  nicht  abzuleugnen.  Die  foillaufende  Vorausiahlung  von  Tag- 
lohn bei  einen  auf  längere  Daaer  geschloiseneii  ArbeitSTerhältDi»  kann  dem  GeseU 
gegenttber  wohl  wach  schon  als  besonderes  Entgegenkommen  des  Arbeitgeben  be- 
trachtet werden,  so  da»  bei  vorzeitiger  Auflösung  des  Verhältnines  der  Arbeiter,  wenn 
er  nicht  schon  Beträge  ausgezahlt  erhalten  hat,  nach  §  614  sogar  um  seinen  Lohn 
kommen  könnte,  weil  die  Dienste  noch  nicht  m  Ende  geleistet  sind;  beim  Werk- 
lohnvcrhultnisse  liegen  ilie  Dinge  insofcta  noch  ungunstiger,  u.  z.  auch  danu ,  wenn 
nicht  die  spezifisclicu  Wcrkvcrlragsbestimmungeji  (§  641)  in  Anwendung  Icommen,  als 
die  Lohnxahlungen  von  Tag  tu  Tag  oder  wöchentlich  bis  sur  Fcrtigstdlimg  der  Ar- 
beitsaufgabe  nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  tat^teklich  als  Voitcbuss  aufgefasst 
iverden  könnten,  als  ein  Darlehen  oder  derg).  Iiier  wirkt  die  Judikativ  längst  überaus 
mildernd,  und  muss  es,  weil  es  an  Normen  für  den  Arbeitslohnvertrag  i  e.  S.  fehlt. 
(Vgl.  hiezu  Das  Gewerbegericht  Vlil.  Jahrg.  £nuch.  Nr. 
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genteil,  wie  ich  schon  in  anderem  Zusammenhange  zu  zeigen  unter- 
nommen habe  dürfte  man  in  der  Lohnzahlung  nach  Massgabe 
des  Arbeitserfolges  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  für  die  Mehr- 
zahl der  Handwerke  die  ältere  Lohnbemessutigsmethode  zu  er- 
blicken haben.  Dieser  älteren  Lohnbemessungsmethode,  die  noch 
aus  der  Entwicklungsstufe  des  gewerblichen  Arbeitsverhältnisses 
stammt,  auf  der  Meister  und  Geselle  nebeneinander  dem  Arbeits- 
besteller als  Lohnempfänger  gegenübergetreten  sind,  steht  die 
neuere  etnigermassen  kontrastierend  gegenüber.  Ueberwiegend 
war  wohl  auch  der  Zusammenhang  mit  der  älteren  völlig  verloren 
gegangen,  als  die  Arbeitsorganisation  des  gewerblichen  Grossbe- 
triebes  diese  Entgeltbemessungsmethode  wieder  zutage  förderte. 
Die  Kontinuität  ist  jedenfalls  durch  eine  ausgesprochene  Pertode 
vorherrschender  Zeitlöhnung  gestört. 

Für  das  neue,  sozusagen  moderne  Werklohnsystem  versucht 
Bernhard  die  entscheidenden  Entwicklungsbedingungen  klarzu- 
stellen. Manchen  sehr  richt^en  Gesichtspunkt  für  die  Erklärung 
der  lEntwicklung  der  Akkordarbeit«  hat  er  zweifellos  herausge- 
hoben so  vor  allem  das  kapitalistische  Interesse,  dass  die  in 
den  allzu  rasch  technisch  überholten  Maschinen  steckenden  Ka- 
pitalswerte möglichst  bald  amortisiert  werden.  Aber  einerseits 
stellt  Bernhard  selbst  den  Einfluss  dieses  Momentes  auf  die  Ver- 
breitung, bezw.  Einfuhrung  des  Werklohnsystemes  in  den  Schatten, 
indem  er  darauf  hinweist,  dass  der  Arbeitgeber  andere  Mittel  ge- 
braucht habe,  um  die  Arbeitsintensität  zu  steigern  Anderseits 
sind   ^^ewisse  Bcmerkuni^en  doch   etwas   zu   oberflächlich  *),  und 

1^1  Vc^l.  meine  »Lohnpolitik  und  Lohnlhcorie«  ,  Leipzig  1900  S,  t  v    Dnni  auch 
W£i>(>,  '1  hcorie  un<l  Praxis  der  englischen  Gevvfrk vereine  (iiugo)  Bd.  I.  S.  254  Note. 

2)  Bernhard  a.  a.  O.  Erster  Abschnitt  passira. 

3)  Ebenda  S.  17  ff.  und  24. 

4)  So  wenn  er  S.  9  ».  O.  schreibt:  »In  Deutichland  hatte  sich  in  derPraxii 
die  Akkordlöhnung  sdt  den  Ticnigcr  Jahren  nuehends  verbreitet.  Insbesondere  worden 

die  Eisenbahnbantei)  durchweg  in  Akkord  aus^^cführt.  Dies  bot  wiLilerum  den  Anlan, 
im  r.iiipjcwcrbe  und  in  Fabrikindustrien  diese  Lohnform  mehr  und  mehr  anruwenden. 
Aber  nicht  nur  in  den  Fabriken  und  im  Haugewerbc  verbreitete  sich  das  System, 
Sündern  es  fand  auch  Emgang  in  die  landwirtschaftlichen  Betriebe.  Der  mfoige  der 
Eisenbahnbaulen  seit  den  vierziger  Jahren  hervortretende  Leutemangel  sollte  durch 
yennehrte  ArbeitsmtensitXt  ersetzt  werden.«  Das  ist  natürlich  keine  Erklärung,  denn 
nvr  deshalb,  weil  bei  Eisenbahnbauten  Akkordlöhnung  eingeführt  war,  sind 
nicht  auch  Industrie  und  Landwirtschaftsbetriebe  zu  diesem  Lohnbemessungssystem 
tSbcrgegangen.  Es  haben  je«1enfalls  oft  auch  zubillige  Faktoren  mitgespielt;  diese  fest- 
zustellen ,  ist  Sache  histotiscb'deskriptiver  Untersuchungen.   Darnach  mag  allerdings 


DIgitIzed  by  Google 


—    28  — 


mancher  ziemlich  nahelieEjende  Kausalzusammenhang  ist  jijanz 
übersehen  worden.  So  ergibt  sich  m.  E.  gerade  aus  der  Bt  i  nhard- 
sehen  Darstellung,  dnss  \\.  a.  in  der  Textilindustrie  die  Ori^ani- 
sation  der  Arbeit  seilest,  das  durch  den  Arbeitsprozess  bcdincitc 
<:,M'uppen weise  Arbeiten  auf  die  Lohnbcniessungsmcthode  Eintiuss 
gehabt  haben  muss  ^) ;  noch  bedeutsamer  aber  war  gewiss  für  die 
Lohnbemessungsweise  in  der  Textihndustrie  der  Zusammenhang 
mit  den  Heimarbeits Verhältnissen,  aus  denen  heraus  die  englische 
Industrie  gross  geworden  ist. 

Es  ist  aber  hier  nicht  der  Ort,  diese  Einzelheiten  weiter  zu 
verfolgen,  die  auch  eine  Vertiefung  in  die  Geschichte  der  ver- 
schiedenen Industriezweige  erfordern  würde.  Für  den  gegenwär- 
tigen Zusammenhang  handelt  es  sich  nur  darum,  ein  ökonomi- 
sches Moment  hervorzuheben,  das  nicht  etwa  bloss  für  den  theo- 
retischen Gedankengang,  sondern  auch  praktisch  als  solches  er- 
scheint, das  generell  ganz  erheblich  zur  Entwicklung,  Einführung 
und  Verbreitung,  des  Werklohosystems  in  irgend  einer  Form  bei- 
getragen  haben  kann.  Dieser  ökonomische  Faktor  scheint  mir 
darin  erkennbar  zu  sein,  dass  in  der  Werklohnorganisation  beim 
Arbeitsverhältnisse  eine  Befreiung  des  Unternehmers 
von  einem  Moment  der  Unsicherheit  liegt,  dem  seine 
ganze  Kalkulation  im  Falle  der  Durchführung  seines  Unternehmens 
mit  der  Lohnbemessung  nach  Massgabe  der  aufgewendeten  Arbeits- 
zeit  unterliegt.  Es  soll  hier  gleich  vorausgeschickt  werden,  dass 
es  sich  nicht  um  einen  für  alle  Verhältnisse  zutreffenden,  sozU' 
sagen  zwingenden  Zusammenhang  handelt.  Allein  die  Tatsache, 
dass  der  Arbeitgeber  mit  der  Bezahlung  und  vorher  mit  dem  in 
Rechnungsetzen  einer  bestimmten  Zeiteinheitsgrösse  von  Arbeit 
keine  für  irgendwelche  Kalkulation  unbedingt  verlässliche  Lei- 
hiungs-  oder  Wertgruise  erlasst,  wird  mehr  oder  minder  bei  allen 
Zeitlühnvcrhalluissen  fühlbar  werden,  und  darin  liegt  ein  Risiko. 

Dieses  Risiko  kommt  ganz  nalurgcniä.ss  in  jenen  luduatricn 
am  stärksten  zur  (ieliung,  in  denen  der  Unternehmer  nicht  mit 
einer  konstant  *^leichmassig  fortiautcndcn  Produktion  zu  rechnen 
hat,  sondern  in  denen  er  beständig  neuartigen  Aufträgen  sciuer 
Kunden  und  damit  einem  beständigen  Wechsel  in  der  Organi- 

Mch  die  Arbeitcncbmft  selbst  da  und  dort  das  Beniessung»yitem  weiter  libeitngen 
haben,  so  z.  B.  vom  Bisenbahnbau  rar  Landwirtscbaft. 

I)  Bernhard  ^.  a.  O.  Im  Anhang  I  des  er>tcii  Ab>t1inittes  die  Kapitel  >Forni 
der  Akkordarbeit«  S.  i6  ff.  und  »die  wichtigsten  Gruppeoaibeitent  S.  19. 
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sterung  der  Arbeit  und  in  der  Beschäftigung  der  einzelnen  Ar- 
beiter gegenübersteht,  Industrien,  in  denen  der  Unternehmer  durch 
die  Marktverhältnisse  gezwungen  ist«  seinen  Auftraggebern  Preise 
für  die  Aufträge  namhaft  zu  machen,  bevor  er  in  die  Durchführung 
der  Aufträge  eintritt.  Er  muss  also  eine  Kalkulation  auf  Wahr- 
scheinlichkeiten  stellen.  Damit  seine  Kalkulation  auch  im  Ver- 
laufe der  Durchfuhrung  des  Arbeitsprozesses,  der  dann  auf  Grund 
der  Kalkulation  eingeleitet  wird,  eingehalten  werde,  drängt  die 
Sachlage  ganz  von  selbst  dazu,  dass  der  Unternehmer  die  gesam> 
ten  Arbeiten,  für  die  er  in  seinem  Voranschlag  schon  bestimmte 
Kosten  einzusetzen  gezwungen  war,  zu  dem  betreffenden  Preis 
auch  an  die  Arbeiter  vergibt.  Hat  ein  Baumeister  ein  Haus  zu 
bauen  übernommen  und  hiefür  zur  Einhaltung  eines  bestimm- 
ten »Limites«  der  Kosten  sich  verpflichtet,  so  muss  er  bei 
Berechnung  des  Limitos  einen  gewissen  Kostenbetrag  für  jeden 
Kubikmeter  Mauerwerk  und  damit  natürlich  für  die  Arbeit  an 
jedem  solchen  Kubikmeter  angenommen  und  in  die  Rechnung 
eingesetzt  haben.  Diesen  Kostenbetrag  gilt  es  dann  selbstver- 
ständlich einzuhalten,  und  das  geschieht  wohl  am  leichtesten  durch 
Vergebung  der  Arbeit  im  Werklohniatz.  Wie  bei  den  Steiiimaurern 
steht  es  mehr  oder  minder  bei  allen  übrigen  Baugewerben,  bei 
den  Tischlern,  Wagenbauern,  Kisengicssern ,  Kesselschmieden, 
Schiffbauern,  Maschinenbauern  u.  dgl.  m.  Ja,  man  wird  allgemein 
sagen  dürfen,  dass  diese  Schwierigkeit  sich  in  all  den  Gewerben 
vor  alicm  einstellt,  in  denen  ilie  Produktionsobjekte  ein  mehr  oder 
minder  kompliziertes  Ganze  sind,  dessen  Bestandteile  eben  jenen 
starken  W'cchscl  nach  iMassgabe  der  Hestellerangaben  aufweisen. 
Jedenfalls  trert'en  zwei  Momente  zusammen :  die  Ungleichmässig- 
keit  der  Produktionsprozesse  im  ganzen  wie  im  einzelnen  einer- 
seits, die  Notwendigkeit  der  Vorausberechnung  des  Produktpreises 
mit  einiger  Genauigkeit  anderseits. 

Auch  Bernstein  hebt  diesen  Umstand  schon  hervor  ^)  und 
zwar  speziell  für  das  Maschinenbaugewerbc;  es  sei  in  steter  tech- 
nischer Fortentwicklung  begriffen,  »kleinere  und  grössere  Umwäl- 
zungen der  Technik  ändern  beständig  am  Arbcitsprozess,  am  Ver- 
hältnis zwischen  Arbeiter,  Werkzeug,  bezw.  Werkzeugmaschine 
und  Material  und  machen  so  den  Kostenpreis  des  Produkts  zu  einer 
bei  stabilem  Zeitlohn  schwer  bestimmbaren  Grösse,    Daher  von 

i)  In  seinem  Aufint«  •DaA  PräniienIobmy»tem  und  die  Arbeiter«,  Sozialist,  Mo* 
mttthcfte  1903  Nr.  12. 
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dieser  Seite  her  das  immer  stärkere  Bestreben  der  Untemebmer, 
Stücklohnberechnung  einzuführen«.  Und  in  der  ihm  eigenen,  sehr 
massvollen  Weise  knüpft  er  die  Bemerkung  an:  >Es  ist  sehr  nahe- 
liegend und  nicht  immer  ungerecht,  die  stete  Wiederkehr  mii  der 
Brandmarkung  der  »Profitgier«  der  Fabrikanten  abzutun.  Aber 
für  die  Krkenntnis  der  steigenden  Zunahme  dieser  Versuche  hat 
diese  Erklärung  keinen  höheren  Wert,  als  die  Zurückführung  des 
Widerstandes  der  Arbeiter  gegen  die  Stückarbeit  auf  eine  ihnen 
angeblich  angeborene  Faulheit  und  Begehrlichkeit«. 

Dieses  Risiko  der  fehlerhaften  Lohnberechnung,  das  genau 
genommen  immer  besteht,  so  oft  der  Unternehmer  eine  Leistung 
im  Auge  hat,  während  er  die  Kosten  nach  der  Zeit  berechnet, 
also  bei  allen  Zeitlohnverhältnissen,  dieses  Risiko  einzuschränken, 
muss  der  Unternehmer  bestrebt  sein.  Dieses  Bestreben  liegt  im 
Wesen  des  rationell  wirtschaftenden  Unternehmertums.  Indem 
ich  vorhin  von  einer  Abwälzung  sprach,  habe  ich  schon  ange* 
deutet,  dass  das  Risiko  nicht  ganz  verschwindet,  vielmehr  wenig- 
stens zum  Teil  wieder  erscheint,  und  zwar  auf  Seite  des  Arbeiters, 
dessen  Arbeit  nicht  nach  Zeiteinheiten,  sondern  nach  der  Leistung 
bemessen  wird. 

Wenn  von  dem  Risiko,  das  mit  der  Werklöhnung  verbunden 
ist,  ge:>prochen  wird,  so  soll  damit  nicht  etwa  an  Vorgänge  und 
Zustände  gedacht  werden,  wie  sie  z.  B.  B.  und  5.  Webb  in  ihrer 
Systematik  des  englischen  Gewerkschaftswesens  für  englische  *) 
und  ähnlich  neuesleiis  Pitpt  r  für  dtMitsclic  Kohlcnbcrgwerks- 
iinlt  :  i;chiuL.ni^en  anführen,  (-lie  nicht  mein  muncr  ais  innerhalb  der 
Gicn/ca  des  Strafgesetzes  .stehend  «..ucgorisiert  werden  können. 
Vichnehr  braucht  man  hier  nur  jene  Nachteile  der  im  VVerklohn 
Arbeitenden  im  Auge  zu  behalten,  die  sich  tatsachlich  und  rechtlich 
als  nichts  anderes  darstellen,  denn  als  ökonomisches  Risiko,  das 
aus  ihrem  Arbeitsvertragax  erhältnisse  für  sie  entspringt. 

Und  worin  kommt  nun  eiL^entlich  das  Risiko  auf  Seite  des 
Wcrkluhners  xur  Ei  scheininif^  ?  Em  Unterschied  in  dem  Ausmass 
an  Haltung  tür  eine  Schadi<^uni;^  des  Arbeiti^^ebers,  die  auf  die 
Arbeit  speziell  des  VVerkiohners  zurückzuführen  ist,  ist  nicht  be- 
gründet, auch  de  lege  lata  nicht  feststellbar.  Da  Zeit-  und  Werklohn- 
verhältnis beide  auf  den  Bestimmungen  des  Dienstvertrages  fussea, 

Ö^ffVW  a.     O.  S.  «76. 

2)  Puftr^  LortHM,  CMe  Lage  der  Bei)sarbeiter  im  Ruhrrevier.  Stattgart  1903  S.  65  ff. 
iiod  90  ff. 


Digitized  by  Google 


—  al- 


so kommen  für  beide  auch  bezüglich  der  Haftung  dieselben  Grund- 
sätze zur  Anwendung.  Auch  in  der  Judii<atur  der  Gewerbegerichte 
hat  sich ,  soweit  ich  sehe ,  —  meine  Beobachtungen  erstrecken 
sich  allerdings  nur  auf  die  deutsche  und  österreichische  Recht- 
Sprechung  —  bisher  eine  andere  Auffassung  nicht  bemerkbar  ge- 
macht, was  ja  übrigens  zu  dem  ganzen  Grundzug  der  gewerbe* 
gerichtlichen  Judikatur  über  das  Werklohnverhältnis  in  vollem 
Einklang  steht.  Eine  Differenzierung  in  der  Haftung  fiir  Schaden 
könnte  nur  insofern  erkannt  werden,  als  der  Werklohner  im  Falle 
des  Misslingens  einer  Arbeit  nicht  allein  für  den  Materialschaden 
sondern  gewiss  auch  mit  seinem  Werklohn  aufzukommen  hat, 
während  beim  Zeitlöhner  unter  Umständen  von  einer  Kürzung  des 
Lohnes  schon  wegen  der  Schwierigkeit,  das  Ausmass  des  durch 
das  Missraten  verwirkten  Lohnes  festzustellen,  abgesehen  werden 
dürfte,  er  also  meist  nur  für  Materialschaden  herangezogen  wer- 
den wird. 

Aber  es  bleiben,  abgesehen  von  dem  Problem  der  Haftung, 
noch  andere  Momente,  bezüglich  deren  das  Risiko  des  Arbeiters  in 
Frage  kommen  kann  und  tatsächlich  auch  kommt  Einige  solche 
hat  Bernhard  behandelt es  sind  aber  nur  mittelbar  Ökonomi- 
sche; ausser  den  von  ihm  hcrvor,q;ehobenen  kommen  noch  andere 
in  Betracht.    Wir  haben  dann  fulgende  Faktoren  /.u  beachten: 

1.  Abhängigkeit  des  Arbeitserfolges  vom  Material, 

2.  Abhän^rigkeit  des  Arbeitserfolges  vom  Werkzeug  (Ma- 
schinen), 

3.  Kinllu^s  der  Zeilausnütziing  und  im  Zusammcnhancf  damit 

4.  Abhan;j;i<^keit  von  anderen  ausserhalb  des  Willens  des  Ar- 
beiters licocnden  Faktoren,  die  den  Zeitaufwand  des  Ar- 
beiters erhöhen, 

5.  Al)hanf^igkcit  des  ökonomischen  Ergebnisses  des  Arbeits- 
verhältnisses von  der  Richtigkeit  der  Kalkulation  über  das 
Kraft-  und  Zeitertordernis. 

I,  Die  Qualität  des  zu  ver-  oder  bearbeitenden  Materiales 
kann  in  ausserordentlich  hohem  Ausmasse  den  Erfolg  der  Werk- 
löhnerarbeit  beeinträchtigen.  Gerade  der  schon  erwähnte  Fall 
des  Bergarbeitsverhältnisses  bietet  ein  drastisches  Beispiel  dafür, 
in  welchem  Masse  die  Gefahr  ökonomischer  Schädigung  vom  Ar- 

t)  Birnkard  a.  a.  O.  DriUer  Abschnitt,  L  Kapitel,  punm,  insbes.  S.  145  AT. 
B,  brfaigt  manch«  wertvolle  Bemerkung  vxA  Beobachtung,  aber  in  einer  wenig  glttdc- 
liehen  Syatematik. 
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beitgeber  auf  den  Arbeiter  abgcwäl/t  werden  kann,  wenn  dieser 
nach  dem  Lcistunj^^serfolg  entlohnt  wird.  Aber  auch  für  andere 
Produktionszweige  können  solche  Verhältnisse  festgestellt  werden. 

Die  Abhängigkeit  der  möglichen  Schnelligkeit  des  Arbeits- 
verlaufes von  der  Beschaffenheit  des  zu  verarbeitenden  Materials 
spielt  bekanntlich  auch  in  der  Textilindustrie,  aber  fast  noch 
mehr,  was  namentlich  aus  den  Gewerbegerichtsentscheidungen 
hervorgeht,  in  den  Metallgewerben  (insbesondere  jeder  Art  Dreherei, 
Hoblerei,  Giesserei)  eine  wichtige  Rolle.  Die  Gefahr  des  grösseren 
Zeitaufwandes  und  damit  natürlich  der  Steigerung  der  Produktions- 
kosten wird  offenbar  dadurch  abgewälzt,  dass  der  Zeitverlust  nicht 
mehr  vom  Unternehmer  bezahlt  wird. 

,  Es  muss  dabei  durchaus  nicht  an  eine  Art  dolosen  Verbal* 
tens  des  Arbeitgebers  gedacht  werden,  also  nicht,  dass  er  etwa 
mit  Wissen  minderwertige  schwerer  zu  verarbeitende  Materialien 
dem  Arbeiter  überantwortet,  sondern  es  genügt  seine  eigene  Un> 
Sicherheit  tn  der  Beurteilung  des  angeschafften  Materiales  hinsicht- 
lich der  Leichtigkeit  der  Verarbeitung. 

2.  Aehnlich  liegen  die  Dinge  bezüglich  der  Abhängigkeit  des 
Arbeitserfolges  von  der  Ausrüstung  des  Betriebes  mit 
Werkzeugen,  Arbeitsmaschinen  eventuell  auch  Kraft- 
einrichtungen. Es  bedarf  keiner  langen  Reflexionen,  um  den  Weg 
zu  erkennen,  auf  dem  der  Arbeiter,  der  nach  der  Werkleistung 
entlohnt  wird,  einen  Nachteil  in  der  Ausrüstung  aufgeladen  be- 
kommt, den  nicht  allein  ökonomisch,  sondern  auch  rechtlich  der 
Betriebsbesitzer  zu  tragen  hätte.  P's  macht  natürlich  kaum  einen 
Unterschied,  ob  die  MaiiL^^eliiaftitjkeiL  der  zur  Verfügung  ^jcsteilten 
Werkzeuge  oder  Maschinen  darin  besteht,  dass  diese  nicht  dem 
jeweiligen  Stande  der  Technik  entsprechen,  oder  ob  sie  in  der 
qualitativen  licüchafienheit,  endlich  in  völligem  Fehlen  solcher  Ar- 
beitsmittel liegt. 

Kapitalersparung  uder  Kaj^italschwäche,  sie  sind  es,  die  inner- 
halb des  Gesamtpro/^esses  der  Herstellung  des  Produktes  in  der 
Regel  einen  Mehraufwand  an  Arbeitslohn  notwendig  machen 
und  so  im  Konkurrenzkampf  ein  Defizit  an  Leistungstaiiigkcit  ge- 
genüber den  Konkurrenten  bewirken  können.  Deshalb  gilt  es, 
den  Mehraufwand  an  Arbeitslohn  hintanzuhalten,  und  so  kann  und 
wird  wohl  gar  oft  diese  ganz  naturliche  Kompensation  innerhalb  des 
Gesamtrechnungspro/.esses  der  Kostenfeststellung  für  das  Produkt 
dadurch  überflüssig,  dass  die  Lohnbemessung  von  dem  Arbeits- 
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zeitaufwande  unabhängig  gemacht  wird. 

3.  Die  Z  e  i  t  a  u  s  n  ü  t  z  u  n  g  bietet  insofern  ein  Element, 
durch  welches  dem  Arbeiter  ein  ökonomisches  Risiko  aufgclastct  wer- 
den kann,  als  a)  willkürliche  Pausen  und  Unterbrechungen 
dem  in  Werklohn  stehenden  Arbeiter  zur  Last  fallen  und  b)  die 
Intensität  der  Arbeit  nicht  immer  ausschliesslich  vom  Willen  oder 
der  Ausdauer  des  Arbeiters  abhängt,  sondern  von  andern  Um- 
ständen, wie  insbesondere  z.B.  von  Regulierungen  an  Maschinen, 
von  irgend  welchen  Geliilfen  bei  der  betreffenden  Arbeit  selbst,  auch 
von  der  Leistungsfähigkeit  des  Vorarbeiters,  noch  mehr  unter 
Umständen  aber  auch  von  dem  Fortgange  des  Arbeitsprozesses 
in  den  Vorstadien,  von  der  Qualität  der  vorgeleisteten  Arbeiten 
u.  dgl.  m. 

Kann  und  muss  der  erste  Fall  ungenügender  Ausnötzung  der 
Arbeitszeit  vom  rein  Ökonomischen  Standpunkt  aus  als  ein  sol- 
cher angesehen  werden,  bezüglich  dessen  die  Risikoabwälzung 
vom  Unternehmer  auf  den  Arbeiter  im  grossen  und  ganzen  als 
richtiger  Vorgang  zu  beurteilen  ist,  so  wird  die  Abwälzung  im 
zweiten  Fall,  wenn  auch  vielleicht  nicht  als  wirtschaftlich  schlecht- 
hin bedenklich,  so  doch  jedenfalls  als  unbillig,  ungerecht  bezeich> 
net  werden  müssen.  Der  Fall  ist  eben  nicht  anders  zu  beurteilen, 
als  wenn  ein  Unternehmer  eine  Leistung  zu  bestimmtem  Preise 
übernimmt  und  durch  ausserhalb  seines  Wollens  und  Könnens 
liegende  Umstände  gezwungen  wird,  seine  wirtschaftlichen  Kräfte 
für  die  Arbeit  auf  längere  Zeit  zur  Verfügung  zu  stellen,  als  dies 
andernfalb  notwendig  gewesen  wäre;  auch  er  wird  vom  Arbeits- 
besteller eine  Entschädigung  über  den  ursprünglich  vereinbarten 
Preis  hinaus  beanspruchen.  So  kommt  es  denn  auch,  dass  von 
den  Werklohnarbeitern  oft  derartige  Hemmungen  in  ihrem  Ar- 
beitsfortgange  zum  Gegenstand  von  Klagen  gemacht  werden, 
die  freiiich  meist  nur  den  Erfolg  haben,  dass  der  Unternehmer 
andere  Arbeitskategorien  dafür  haftbar  macht,  ein  Erfolg,  der  von 
der  Arbeiterschaft  naturlich  nicht  beabsichtigt  werden  kann,  weil 
dadurch  Uneinigkeit  unter  die  Arbeiterschaft  gebracht  wird,  da- 
her ein  neues  Argument  gegen  die  Werkloiinbemessung. 

4.  Handelt  es  sich  bei  dem  unter  3.  bespiochcnen  Umstand 
um  die  Eventualität,  dass  die  Arbeilskralt  des  Lohnarbeiters  einige 
Zeit  hindurch  aus  irgend  einem  Grunde  brach  c^elegt  wird,  so  ist 
weiter  noch  die  Möglichkeit  ins  Auge  zu  fassen,  dass  der 
Zeitaufwand,    der  zur  Er/ielung  der  der  Lohnbeniessung 

Z«ttochrif(  flir  die  get.  SeaatawiMenich.   Etgaoiuagthcft  14.  1 
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zu  Grunde  liegenden  Leislun<;scMnheit  erforderlich  ist,  Schwan- 
kungen ausgesetzt  ist,  die  niciit  in  irgend  einer  CJuahtat 
einer  Arbeitsleistung  ihren  Grund  haben,  sondern  in  erster  Linie 
in  elementaren  Umständen.  Was  ich  iiier  in  erster  Linie  im  Auge 
habe,  ist  die  Abhängigkeit  des  Arbeitsertrages  der  Kolilenberg- 
arbeiter  von    der  mehr  oder  minder  günstigen  Gestaltung  des 
Flözes   und  damit   im  Zusammenhang  auch  von  der  Gunst  der 
Steiger.   ^Der  Kohlberg  und  der  Steiger  machen  den  Bergmann« 
Die  aus  Kontrollgrün  den  unvermeidHche,  aber  gleichwohl  oft  ^e- 
nug  unbillig  gehandliabtr  und  deshalb  schwer  empfundene  Lin- 
richtung  des  »Nullens«  von  horderwagen,  also  von  Arhrir-^leistungen, 
ist  gleichfalls  in  diesem  Zusammenhang  /.u  erwähnen  Insofern 
das  Aussuchen  der  »Steine«  aus  der  gelösten  Kohle  wegen  der 
Eigenartigkeit  des  Flözes  vielfach  unmöglich  ist,   das  spärliche 
Licht  und  die  stauberfüUte  Luft  die  Unterscheidung  an  und  für 
sich  erschweren  (z.  B.  namentlich  bei  Brandschieter  als  Neben- 
gestein), unterliegt  der  Arbeiter  auch  hierin  einer  Beeinträchtigung 
seines  Verdienstes  durch  schwankende  Umstände,  die  bei  Zeit- 
lohnbemessung den  Arbeitgeber,  beziehungsweise  seinen  Be- 
triebsertrag trefifen.    Es  werden  allerdings  gerade  mit  Rücksicht 
auf  diese  Verschiedenheit  in  der  Gestaltung  der  einzelnen  Kohlen- 
flöze in  den  deutschen  Kohlenbergwerken  die  Gedinge  ziemlich 
weitgehend  (sogar  kameradschaftswetse,  also  je  nach  der  Sach- 
lage «vor  Ort«)  spezialisiert,  aber  gleichwohl  wirkt  die  Schwan- 
kung in  den  Gesteinsverhältnissen  auf  den  tatsächlichen  Arbeits^ 
verdienst  gewaltig  ein, 

5.  Aber  nicht  nur  durch  solche  Schwankungen  wird  die 
Sicherheit  in  der  Berechnung  des  wahrscheinlichen  Kraft-  und 
Zetterforderntsses  beeinflusst,  die  der  Arbeiter  vornehmen  muss, 
bevor  er  sich  auf  einen  Werklohnsatz  einlässt,  auch  ganz  abge« 
sehen  davon  bringt  die  Notwendigkeit  der  Bestimmung  mutmass- 
licher Kraft*  und  Zeitaufwendungen  ein  starkes  Moment  von  U  n- 
Sicherheit  in  die  Verwertung  der  Arbeitskraft 
Die  Entgeltbestimmung  im  Werklohnverhältnisse  ist  vielfach  auf 
Wahrscheinlichkeit  basiert. 

Es  ist  ja  nicht  allein  die  Intensität  der  Arbeitsanspannung, 
sondern  auch  die  Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters,  die  Qualität 

1)  Piff'fr.  I.orf»z,  Die  Lage  der  l!(.rt;.irln'itcr  im  Ruhrrevier.  S.  67. 

2)  Ebtiida  S.  92  tt.     Nullen«  hci!»5>t  die  IJcveichntinj;    iltv-.  Fordcrwasjens  durch 
den  Brückenkontrolleur  in  der  Weise,  dasä  kein  Loiin  dafür  berechnet  wird. 
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der  Arbeitskraft  selbst,  was  bei  der  ZeitlohnbemcssiinCT  ein  Ele- 
ment der  Unsicherheit  in  die  Kalkulation  des  Arbeitgebers  bringt. 
Auch  in  dieser  Richiung  tritt  also  eine  Entlastung  des  Risikos 
des  Arbeitgebers  ein,  sobald  das  Mass  der  Geschicklichkeit  und 
Anpassungsfähigkeit  des  Arbeiters  bei  der  Lohnbcmessimg  voll 
zur  Geltunt^f  kommt.  Man  könnte  darnach  freilich  mcuien,  diese 
Unsicherheit  und  damit  das  Risiko  werde  daher  mit  der  Werk- 
lohnbemcssinig  aus  der  Welt  geschafft,  da  ja  der  Arbeiter  seine 
Qualitäten  und  das  Ausmass  seiner  Leistungsfähigkeit  kennen 
müsse.  Allein  das  gilt  wohl  nur  cum  grano  salis.  Die 
Leistungsfähigkeit  eines  Menschen  ist  nichts  absolutes,  sie  ist  eine 
fassbare  Grösse  immer  erst  in  Relation  zu  einer  Arbeitsaufgabe.  Und 
deshalb  schon  ist  auch  für  den  Arbeiter  selbst  zufolge  der  oft  ge- 
nug vorliegenden  Unfähigkeit,  die  Arbeitsaufgabe  ganz  zu  durch- 
dringen, seine  Leistungsfähigkeit  auch  für  ihn  eine  unbestimmte 
Grösse,  mit  der  er  aber  rechnen  muss,  wenn  er  die  Forderung 
eines  bestimmten  Werklohnsatzes  aufstellt.  Bei  Stücklöhnung  trifit 
das  freilich  zumeist  weniger  zu  als  beim  Akkord  und  bei  diesem 
freilich  umso  mehr,  je  mehr  Individuen  zu  einer  Akkordgruppe 
zusammen  geschlossen  sind.  Man  kann  also  auch  in  dieser  Be- 
ziehung wohl  als  generelle  Erscheinung  annehmen,  dass  das  Ri- 
siko, das  der  Arbeitgeber  bei  Zeitlöhnung  trägt,  nicht  wegfallt  beim 
Uebeigang  zur  Werklöhnung,  sondern  wenigstens  zum  grossen  Teile 
auf  die  Schultern  der  Werklohnarbeiter  abgewälzt  wird,  da  diese 
bei  der  Vereinbarung  des  Werklohn-(Akkord')satzes  die  Gefahr  un- 
richtiger Einschätzung  der  eigenen  Kräfte  und  damit  der  Unter« 
Schätzung  des  erforderlichen  individuellen  Zeitaufwandes  voll  und 
ganz  auf  sich  nehmen. 


3* 
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IV. 

Reformtendenzen  und  spezielle  Aufgaben  der  Lohn- 
sicherung beim  Werklohnsystem, 

Man  möchte  sich  fast  versucht  fiihlen,  aus  der  eben  hervor- 
gehobenen ökonomischen  Belastung,  die  ganz  speziell  nur  die 
Werklöhner  trifft,  auf  eine  stärkere  Differenzierung  der  Werklohn- 
verhältnisse gegenüber  den  Zettlohnverhältnissen  zu  argumentieren. 
Allein  wettere  Tatsachen,  die  im  folgenden  noch  zu  erörtern  sind, 
stünden  dem  entgegen,  wenn  nicht  schon  aus  anderen  Gründen 
davon  abgesehen  werden  müsste ;  ergibt  sich  doch  schon  aus  den 
Ausführungen  des  II.  Abschnittes,  dass  dieses  Ökonomische  Risiko 
im  positiven  Recht  noch  keine  Geltung  erhalten  hat. 

Gegenüber  dieser  theoretisch  noch  wenig  geklärten,  aber 
praktisch  da  und  dort  stets  schwer  empfundenen  Tatsache  der 
Belastung  der  Werklöhner  mit  dieser  Gefahr  ökonomischer  Schä 
digung  kann  die  vielfach  ablehnende  Haltun«^  der  Arbeiterschaft 
ge^en  die  Methode  überhaupt  tncht  überraschend  kommen.  Wie 
Btru'iard  neucstens  nachü^cwirscn  hat  ist  es  freilich  nicht  die 
lk'seiti«^'un<:,^  der  Werklohnbemessung  schlechthin,  die  von  der  Ar- 
beiterschaft ^'efordert  wird,  sondern  nur  Beseitigung  derselben  bei 
gefahrlichen  Arbeiten.  Weit  bedeutuni^jsvoller  und  allgemeiner  ist 
die  Forderung  einer  »Recrehing  der  Akkordarbeit«. 

Die  Bernhard' schtt  Arbeit  kann  das  Verdienst  für  sich  in 
Ansprucli  nehmen,  wichtit^e  Schwächen  der  Werklr^hnbemessung 
klargestellt  zu  haben,  das  sind  vor  allem  Mangel  in  der  Akkord- 
berechnung und  solche  der  Akkordverteilung.  Das  I^uch  weist 
auch  auf  ganz  bestimmte  Richtungen  hin,  in  welchen  die  Reform- 
arbeit sich  bewegen  müsste.    Aber  nicht  um  die  Aenderung  der 


i)  A.  «.  O.  S.  136  f. 
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Berechnungsweise  an  und  fSr  sich  kann  es  den  Arbeitern 
natürlich  zu  tun  sein,  sondern  stets  auch  hier  nur  um  eine  Bes- 
serung der  Stellung  des  Werkidhners.  Und  da  lässt  sich  denn 
mit  ziemlicher  Sicherheit  behaupten,  dass  auch  die  Schwäche  der 
Werklohnbemessung,  die  in  dem  auf  den  Arbeiter  abgewälzten  Ri- 
siko liegt,  durch  die  Berechnungsweise  wesentlich  gemindert  wer- 
den  kann.  Das  Risiko  kann  z.  B.  zweifellos  eine  Verminderung  da- 
durch erfahren,  dass  von  der  Bestimmung  der  Akkord-  oder  Stück- 
sätze für  ganze,  grössere  Arbeitskomplexe  zur  Feststellung  von 
Werklohnsätzen  für  einzelne  Arbeitsphasen,  Teilprozesse,  aus  denen 
der  ganze  Arbeitskomplex  zusammengesetzt  ist,  übergegangen  wird. 
Es  muss  also,  was  Bernhard  auch  andeutet^),  die  Lohnbemes- 
sungseinheit  verkleinert  werden.  Stärkere  Entwicklung  der  Lohn- 
bemessung nach  Arbeitselementen  ')  wird  mindestens  auch  die 
Gefahr  unrichtiger  Kalkulation,  d.  h.  vor  allem  zu  geringer  Lohn- 
sätze verringern. 

Auch  die  Regelung  der  » Akkord verteilungc  kommt  für  eine 
Minderung  des  Risikos  in  Betracht,  denn  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  wirkt  beispielsweise  der  Uebergang  vom  Akkord  zu  spe- 
zialisiertca  Stiicklohnsätzen ,  der  namentlich  mit  foi  Lsciircitcnder 
Technik  öfter  zu  beobachten  ist,  auch  wie  ein  Ziiriickwälzen  des 
Risikos  auf  den  Arbeitgeber;  der  Uebergang  zum  spezialisierten 
Stücklohn  bedingt  gegenüber  dem  Akkord  eben  Spezialkalkula- 
tioncn  über  die  betreffenden  Arbeitsleistungen,  die  nach  Stück  cnt- 
lohnt  werden  sollen,  während  voriier  (beim  Akkord  für  einen  um- 
fassenderen Arbeitskomplex)  die  Arbeitskosten  eben  einen  grös- 
seren, dem  fertigen  Produkt  nähergebrachten  Produktionskomplex 
betrafen  Anderseits  ist  aber  auch  die  Moj^Hchkeit  gegLl  rn. 
dass  mit  dem  Uebergang  vom  Stücklohn  zu  sog.  gemeinschaftlichen 

1)  A.  a.  O.  S.  147  f. 

3)  Das  sind  die  einzelnen  Handreichungen  ,  die  zur  Fertigstellung  einer  ArbcU 
crforderficli  «od.  VgL  Btmluard  «.     O.  S.  149W 

5)  Alto  wenn  »tatt  ein««  Geiamtlohnei  ftir  alle  «n  einem  AfbeltvtQck  BeKhif- 
tigten  nunmehr  (lir  alle  einseloeii  Arbeiten  der  TeUttebmer  (Monteure,  Schmiede,  Me> 

talldreher,  Hobler,  Bohrer,  Fraiser,  event.  Rohreinzieher ,  Schlosser  u.  a.  m.),  z.  B. 
für  Dreherarbeit  an  Walzen,  Rldeni,  Bolzen,  Wellen  o.  s.  f.  die  EinzelstUcklöbne 

festgesetzt  werden. 

Waren  die  Arbeiter  bishin  in  einem  Akkord  nie  t»tersystem  ohne  Anteil  am  Akkord- 
GbencKnaa  beteiligt,  dann  liegen  die  IXnge  freUieh  anders,  dann  kommt  es  daianf  an, 
wie  sie  vorher  entlohnt  waren,  ob  nach  Zeit  oder  iwar  vom  Meittcr,  aber  auch  nach 
Snzelstficken. 
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Akkorden  unter  Umständen  fiir  die  beteiligten  Arbeiter  eine  Aus> 
gleichung  im  Risiko  nur  untereinander  bewirkt  wird»  nicht  eine 

Entlastung  von  demselben. 

Auf  alle  Fälle  bleibt  die  Zurückwälzung  des  Risikos,  welches 
vom  Arbeitgeber  auf  den  Arbeiter  abgewälzt  ist,  ein  besonderes 
Problem.  An  der  Beschäftigung  mit  diesem  Problem  fehlt  es 
nicht,  ja  man  ist  schon  weit  mehr  in  dasselbe  eingedrungen,  als 
man  meinen  dürfte.  Wieder  sind  es  in  erster  Linie  Entschei- 
dungen der  Gewerbegerichte,  die  hier  heranzuziehen  sind,  wo  es 
gilt,  den  Ideen  nachzuspüren,  die  die  Fortbildung  des  Arbeits» 
Vertragsverhältnisses  leiten.  Es  ist  dort  ja  freilich  zunächst  im- 
mer nur  der  einzelne  Fall,  der  die  Unbilligkeit  und  Härte  einer 
solchen  Gefahrübertragung,  wie  sie  beim  Werklohnverhältnis  vor 
sich  geht,  zum  Bewusstsein  bringt.  Wo  aber  die  entsprechende 
Kraft,  natürlich  auch  die  Möglichkeit,  unter  halbwegs  annehm- 
baren  Verhältnissen  die  Geltendmachung  der  Interessen  aufzu- 
nehmen,  vorhanden  ist,  wo  also  nicht  alles  an  Unbilligkeit  ohne 
weiteres  hingenommen  wird,  —  und  das  ist  ja  schon  dank  der 
Gewerkvereinsorganisation  vielfach,  bei  uns  überwiegend  der  Fall 
—  dort  gelangt  denn  auch  in  einer  Reihe  von  Gesichtspunkten 
wieder  eine  Beurteilung  der  Dinge  zur  Geltung,  die  unverkennbar 
die  BenachteiliLjung  des  VVerklöhners  durch  die  oben  besprochenen 
Gefalinjii  ablehnt. 

So  wie  eine  Reihe  von  Gewerbegerichten  bisher  schon  Ent- 
scheidungen in  dem  Sinne  gefallt  haben,  dass  der  Arbeitgeher 
iur  eine  Schädigung  des  Arbeiters  aufzukommen  hat,  wenn  dieser 
durch  die  Qualität  des  Materiales  oder  aucii  der  Werkzeufje  (Ma- 
schinen) im  Fortiyang  seiner  Arbeit  aufgehalten  wird  '  K  so  ist  auch 
zu  erwarten,  dass  in  absehbarer  Zeit,  falls  nicht  die  Gesetzgebung 
darin  zuvorkommen  sollte,  zunächst  die  Kechtsprechuncr  dem  Ar- 
beitgeber die  Verantwortung  für  solche  Schädigungen  des  Werk- 
löhners  auflasten  wird,  die  überhaupt  aus  nicht  im  Willen  oder 
groben  Verschulden  desselben  liegenden  Momenten  resultieren. 
Wiederholt  haben  Gewerbegerichtc  gelegentlich  einer  Entscheidung 
über  das  vorzeitige  Verlassen  der  Betriebsstätte  wegen  zu  <;cnnii^cn 
Werklohnsatzes  ausgesprochen,  dass  der  Arbeiter  die  Pflicht  ge- 

1)  Vgl.  »Das  Gewerbegericht«  VI,  Jah^  Nr.  72,  auch  üngtr  «.  «.  O.  Ifa;  3, 
Fall  I^III,  auch  die  den  §  124  Z.  4  G.O.  betreffenden  EntBchddu^eo  find  mit 
beransittielieB.  Enttcheidungen  tetenreicldscher  Gcwerbegericitte  a.  a.  O.  B4  I 
Nr.  97  Bd.  ni*  368  «ad  Bd.  IV.  60t. 
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habt  hätte,  im  Dienst  za  bleiben,  da  ihm  der  Weg  an  das  Ge* 
Werbegericht  zur  Geltendmachung  seines  verkOrzten  Interesses  all« 
zeit  offen  gestanden  hätte.  Also  wird  die  Intervention  des  Gerichtes 
auch  fiUr  den  Fall  unrichtig  kalkulierter  Lohnsätze  in  Aussicht 
gestellt  Ueberdies  kann  übrigens  die  Verkürzung  des  Interesses 
auch  in  einer  zu  geringen  Verdienstmdglichkeit  bei  an  und  ftir 
sich  entsprechenden  Lohnsätzen  liegen  und  in  gleicherweise  Be- 
rücksichtigung finden.  Das  Gericht  kann  hierin  tatsächtlich  umso 
weiter  gehen;  als  das  positive  Recht  den  Anhaltspunkt  zu 
Analogien  bietet,  wie  das  in  der  deutschen  Gesetzgebung  der 
Fall  ist.  Für  unseren  Gedankengang  kommt  insbesondere  die  Be- 
stimmung^ des  V?  124  Z.  4  der  G.O.  in  Betracht,  die  dem  Arbeit- 
geber die  V^erpllxliUmg  auferlegt,  für  eine  ausreichende  Beschäf- 
tigung des  Werklühners  Sorge  zu  tragen,  und  die  den  W'erk- 
lohncr  wie  den  Zeitlöhner  vor  widerrechtlichen  Uebervorteilungen 
seitens  des  Arbeitgebers  ausdrücklich  schützt.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  dass  auch  in  dieser  Richtung  der  Werklöhner  einem 
Risiko  ausgesetzt  ist.  dass  der  Arbeitsgeber  ihn  nicht  genügend  be- 
schäftigt. Denn,  braucht  der  Unternehmer  zwar  einen  Hilfsarbeiter, 
hat  aber  nicht  genügend  Arbeit,  denselben  gleichniässig  fortlaufend 
zu  beschäftigen,  so  kann  er  sich  natürlich  am  leichtesten  dadurch 
helfen,  dass  er  die  Lohnbemessung  nach  Massgabe  der  tatsäch- 
lichen Arbciiserfolge  vereinbart.  Es  könnte  also  das  Risiko  einer 
uberflüssigen  Lohnausgabe  wegen  mangelhafter  Ausnützung  der 
Arbeitskraft  paralysiert  werden  durcli  die  Werkiöhnung.  Dagegen 
gibt  §  124  Z.  4  G.O.  unmittelbar  Schutz.  Dieses  Schutzes  bedarf 
der  Werklohnarbeiter  aber  selbstverständlich  ebenso  dann,  wenn 
seine  ungenügende  Beschäftigung  in  anderen  Umständen  der  Bc 
triebsgestaltung  ihren  Grund  hat»  wie  namentlich  in  den  oben  schon 
erwähnten  Fällen  der  Abhängigkeit  von  anderen  Mitarbeitern  und 
der  Qualität  anderer  Arbeiten.  Auch  hiefur  lässt  sich  aber  die 
Norm  des  §  124  Z.  4,  soweit  speziell  an  die  Stellung  des  Werklöbners 
dort  gedacht  ist,  im  Wege  extensiver  Interpretation  in  Anwendung 
bringen,  ohne  dass  man  einen  Konflikt  mit  dem  Geiste  unserer 
deutschen  Gesetzgebung  darüber  befurchten  müsste.  Denn  unsere 


i)  Vgl  »Gewerbegericht«  VII.  Jalug.  Nr.  31  11.  62«  IX.  Jabrg.  Nr.  56^  Oester- 

reichische  Entscheidungen  a.  a.  O.  Bd.  I,  Nr.  75  u.  167,  Bd.  IL  Nr.  !;33  (Botriebs- 
störnngs  B^l  III  Xr.  3S7.  36S,  IM.  IV.  Xr.  634»  635:  aotterdem  zahlreiche  Enlschei- 
duQgea  wegen  uiuulänglicher  Bescliäftigung. 
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Gesetzgebung  ist  unverkennbar  auf  dem  Wege,  die  Lohnstcherung 
auszubauen. 

Es  wird  vielleicht  zugegeben  werden  müssen,  dass  Hugo  Sint- 
^fmer^)  de  lege  lata  etwas  zu  optimistisch  urteilt,  indem  er  im 
deutschen  Reichsrecht  bestimmte  Prinzipien  der  Lohnsicherung, 
als  vom  Gesetzgeber  planmässig  entwickelt,  erkennen  zu  können 
glaubt.  Aber  Sinsheimer^s  Gedankengang  gibt  jedenfalls  auch 
einem  in  der  Masse  der  Arbeiterschaft  und  der  sozialökonomisch 
Denkenden  immer  mehr  Boden  gewinnenden  Urteil  Ausdruck, 
wenn  er  von  der  ökonomischen  Zweckbestimmung  des  Lohnes 
und  damit  von  der  Tatsache  ausgeht,  dass  der  Lohn  das  einzige 
Mittel  zur  Erhalt  un^r  der  Existenz,  der  Persönlichkeit  des  Arbeiters 
ist,  und  es  gerade  heraussagt,  dass  diese  Tatsache  es  sei,  die  dem 
Lohn  im  Unterschied  von  allen  anderen  Gegenleistungen  einen  be- 
sonderen Charakter  gibt 5iif;^im^  unterscheidet  dabei  zwei  Wege, 
auf  welchen  gesetzlich  die  Zweckbestimmung  des  Lohnes  zum 
Ausdruck  gebracht  werden  könnte  :  L  o  h  n  r  e  g  u  1  i  e  r  u  n  g,  d.  h. 
autoritative  Fcslset/.unij  des  Lohnes  in  euier  das  ICxistcnzminimnni 
ubersteigenden  Höhe,  nnd  L  o  h  n  s  i  c  Ii  e  r  u  n  g  ,  wenn  die  Gesetz- 
gebung sich  damit  bescheide,  nur  dafür  zu  sorgen,  dass  der  Lohn 
dem  Arheiui  m  der  ganzen  bedungenen  Höhe  auch  zukommt, 
unberührt  von  jedem  Eingriff,  woher  immer  ein  solcher  kommen 
mag.  Aus  dieser  Alternative  erhellt  deutlich,  dass  Sinzhtinur 
nur  die  autoritäre  Lohnpolitik  des  positiven  Rechts  im  Auge  hat, 
die  für  wirtschaftUchc  Fra<;en  nalürHch  nicht  ausreicht.  Ks  gibt 
eben  noch  andere  Massregeln  der  Lohnpolitik  7Aim  Zwecke  der 
Lohnsicherung,  wobei  allerdings  der  Begriff  der  Lohnsicherun«3 
einen  etwas  weiteren  Inhalt  erhält;  aber  gerade  diese  Massregeln, 


1)  Hugo  Sinzh(im<r,  Lohn  und  Aufrechnung,  Berlin  1902,  S.  tT. 

2)  Es  mag  j  uristisch  bedenklich  sein,  wie  Wermtrt  in  der  Besprechung  des 
Sinzhetmer'scbeD  Buches  (Jahrb.  f.  Natioiuüök.  u.  Staüstik  III.  F.  Bd.  XXVII.  S.  712) 
hervorgehoben  h«t,  bei  der  loterpreutioii  einet  gcaetilieben  Bettitnimnic  dieEwstem 
«incB  Zweckgeietsei  in  piCMtmieren,  wo  ein  solches  nicht  vorliegt,  »weil  man  daduch 
den  Weg  für  eine  prätorianisclie  Auffassung  der  Gesetze  ebnen  und  der  richterlichen 
Oninipolenz  aus^erordc-iitlich  Vorschiih  leisten  würfle.?  Vom  Standpunkt  der  Wtrt- 
scliaflspolitik  miiss  eine  soIlIic  Interjirelalion  unlx-diii^t  erwünscht  erscheinen,  de 
einem  da  und  dort  im  positiven  Recht  auftauchenden  sozialökonomisch  wcrtvollea 
Gedanken  «1  weiterer  Geltung  Terhilft.  Die  moderae  WirtschnAsordnung  mit  ihren 
schrofien  sozialen  und  ökonomischen  Gegensilsen  braucht  eine  pritorische 
Attffassnng  derOesetae  und  eine  prKtorische  Fortbildun  g  des 
positiven  Rechts  im  Wege  der  Rechtsprechung  nur  allen  drillend I 
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die  Sinsheimer  nicht  berücksichtigt,  kommen  für  die  Gestaltung 
des  Werklohnverhältnisses  vor  allem  in  Betracht. 

Die  Lohnsicherung  in  diesem  spezifischen  Sinne  der  Sicherung 
eines  bestimmten  Lohnausmasses  umfasst  zwei  Probleme:  i)  die 
Sicherung  eines  gewissen  Durchschnittsgesamt- 
verdienstes auf  eine  Zeiteinheit  projiziert,  gegenüber  dem 
ökonomischen  Risiko,  das  in  verschiedenen  Richtungen,  wie  oben 
gezeigt  wurde,  das  Ausmass  des  Lohneinkommens  des  Werklohners 
erheblichen  Schwankungen  unterwirft,  und  2)  die  Sicherung 
der  vereinbarten  absoluten  Höhe  der  Werklohn- 
sätze gegenüber  dem  Bestreben  der  Unternehmer,  die  verein- 
barten, bezw.  zugestandenen  Werklohnsätze  allmählich  herabzu- 
setzen, gegenüber  dem  »Akkorddrücken«  oder  »Gedingereissen«, 
»cutting-rates«,  wie  dieses  Vorgehen  in  Arbeiterkreisen  heisst. 

Das  erste  Problem  ist  in  der  Gesetzgebung  tatsächlich  schon 
in  Angriff  genommen.  Mit  der  den  Stücklöhner  betreffenden 
Bestimmung  des  §  124  Z.  4  G.O.  wird  eine  solche  Ausnützung 
der  Arbeitskraft  des  Werklohners  bezweckt,  dass  diese  ungehtn- 
dert  wirksam  sein  und  damit  wenigstens  zu  einer  vollen  Verwer- 
tung ihrer  Leistungsfähigkeit  gelangen  könne.  Es  ist  dies  aber 
natürhch  nur  ein  Ansatz  zur  wirklichen  Losuncj  des  Problems,  dem 
von  der  Gcset/.L;ebmic,^  aus  freilich  iii  absehbarer  Zeit  kaum  naher 
gerückt  werden  wird.  l)enn  die  lohnpolitische  Massrej^ei,  von  der 
die  Lösung  des  Probleines  schliesslich  nur  zu  erwarten  ist,  ist  ein 
IVI  i  n  i  m  a  1 1  o  h  n.  Neben  die  W'erklohnsat/.vereinbarung  tritt  die 
Festsetzung  eines  bestimmten  Zeiteinheitssatzes,  durch  weichen 
jenes  Mass  von  l^inkumnien  gesichert  werden  soll,  das  als  Ziel 
der  Lohnpolitik  schlechthin  angesehen  werden  k.mn. 

Minimallöhne  können  in  zweifacher  Weise  vorkommen  und 
damit  auch  verschiedenen  Zwecken  dienen,  entweder  als  In- 
dividualvereinbarung  oder  als  Gegenstand  kollektiver  Vertrags 
Schliessung.  In  der  Ke^el  wird  in  beiden  Fällen  Verschie- 
denes vorliegen,  aber  es  kann  die  kollektive  Minimailohn-Ver- 
cinbarung  gleichwohl  überall  .  wo  die  Individualvereinbarung 
möglich  wäre,  diese  ersetzen.  Die  letztere  hat  ein  viel  engeres  An- 
wendungsgebiet,  sie  hat  nur  Bedeutung  als  Nebenvereinbarung 
neben  einem  normalen  Zeit-  oder  Werklohnvertrag.  Ihr  spezi- 
fischer Zweck  ist  dann  eben  Sicherung  eines  Einkorn- 
mens  neben  und  auf  Grund  einer  hauptsächlichen  und  grund- 
legenden Lohnvereinbarung.   Derartige  Individualvereinbarungen 
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selbstverständlich,  dass  die  üblichen  Zeitlöhne  sehr  wohl  als  Min- 
destverdienst neben  dem  Werklohnvertrag  in  Aussicht  gestellt, 
bezw.  gefordert  werden  können.  Anders  denken  darüber  die  Ge> 
richte,  denn  derartige  Nebenabreden  wurden  kürzlich  wiederholt 
als  »wider  die  guten  Sitten«  verstossend  bezeichnet  und  deshalb 
den  betreffenden  richterlichen  Entscheidungen  nicht  zu  Grunde 
gelegt').  Der  Standpuiikt  ist  zwar  im  Kern  verfehlt,  <^leich\vohl  ist 
eine  Schwäche  einer  solchen  Vereinbarung  nicht  zu  übersehen:  der 
Arbeitgeber  verlässt  sich  auf  den  Anreiz,  der  in  der  Werklühn- 
verabredung  liegt,  und  unterlässt  im  Hinblicke  darauf  die  Kon- 
trollierung des  Arbeiters,  was  bei  Bauhandwerkern  nicht  selten 
eine  grosse  Rolle  spielt.  Ist  der  gesicherte  Mindestzeitverdienst 
hoch  genug,  dann  wirkt  gar  oft  die  Möglichkeit,  auf  Grund  des 
Werklohnvertrages  einen  höheren  Verdienst  zu  erzielen,  nicht,  und 
es  kann  auf  diese  Weise  einer  Vernachlässigung  der  Pflichten  des 
VVcrklöhners  zweifellos  Vorschub  geleistet  werden. 

Nicht  auf  allen  Gebieten  industrieller  Arbeit  ist  dieses  Beden- 
ken aber  ein  so  schwerwiegendes.  Zumeist  wird  aucii  schon  die 
Differenz  zwischen  dem  nach  Werklohnbemessung  erreichbaren 
Verdienst  einerseits  und  dem  üblichen  Zeitiohnsatz  anderseits  eine 
so  ausgiebige  sein,  dass  der  Sporn  zu  intensiver  Anspannung  der 
Kräfte,  der  in  der  Höhe  der  Werklohnsätze  steckt,  genug  wirksam 
sein  dürfte.  Aber  es  kann  nicht  darauf  verzichtet  werden,  gerade 
den  strebsamen  W erklöhner  vor  der  Gefahr  eines  Minderverdienstes 
im  Vergleich  mit  dem  in  mässigem  Tempo  arbeitenden  Zeitlöhner 
zu  schützen.  Deshalb  muss  auch  trotz  aller  Schwierigkeiten  das 
Problem  dieses  einfachsten  Mittels  zur  Verwirklichung  des  Schutzes 
des  Werklöhners  im  Auge  behalten  und  studiert  werden. 

Neben  diesem  Problem  steht  das  nicht  minder  wichtige,  aber 
auch  fast  noch  weniger  spruchreife  Problem  des  Schutzes  der  Werk- 
löhner  hinsichtlich  der  Festhaltung  der  von  den  Ar- 
beitgebern einmal  zugestandenen  Werklohn- 
sätze. Die  Vorgänge,  um  die  es  sich  hier  handelt,  spielen  sich 
Tag  fiir  Tag  ab.  Z.  B.  Hess  die  Betriebsleitung  einer  Dynamoma- 
schinen herstellenden  grossen  Unternehmung  gewisse  Dreharbeiten 
an  einer  Dynamokategorie  im  Zeitlohn  bei  Taglohnsätzen  von  4  Mk. 
ausführen.  Die  Arbeit  an  einer  Maschine  erforderte  Tage. 
Die  Betriebsleitung  entschliesst  sich,  etwa  veranlasst  durch  die 


I)  Vgl.  »Das  Gewcrb«geiic1it«,  IX.  Jahrg.,  Entscheidung  Nr.  tS  und  36. 
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Aus/.ahliing  von  Werklöhnen  da  und  dort  vorgen^angen  wird,  um 
der  Gefahr  der  Lohnsatzkürzung  vorzubeugen,  ist  aus  der  im  An- 
hang II  mitgeteilten  Organisation  der  Akkordlöhnung  zu  er- 
sehen; dort  begegnet  man  dem  zielbewussten  klaren  Bestreben, 
die  aus  der  Steigerung  der  Arbeitsleistung  resultierenden  Differen- 
zen der  Akkordarbeitserträge  gegenüber  den  durchschnittlichen 
Zeitlohnsätzen  (als  weiche  dort  die  ohnehin  schon  etwas  höher 
gehaltenen  Akkordabschlagszahlungen  erscheinen)  einigermassen 
zu  verschleiern*). 

Auf  der  anderen  Seite  ist  die  Arbeiterschaft  gerade  in  der 
Verfolgung  desselben  Zieles  (Kampf  gegen  die  Lohnsatzkürzung) 
in  das  ganz  verfehlte  Fahrwasser  der  Ca' canny-PoUtik  (»Hübsch 
sachte  I«)  geraten»  ohne  dass,  soviel  bis  jetzt  verlautet,  die  Aber- 
aus  sachlichen  und  gerade  auch  vom  sozialistischen  Standpunkte 
aus  ganz  logischen  Warnungen  Siduey  und  BemsUin*%  die* 
selbe  vollständig  zu  verhindern  vermocht  hätten.  Dass  das  Zu- 
rückhalten mit  der  Arbeitskraft  seitens  des  Werklöhners  keine 
besonders  grossen  Hoffnungen  für  die  Zukunft  rechtfertigt,  dass 
der  erfindungsreiche  Untemehmergeist  doch  immer  wieder  einen 
Ausweg  findet,  um  zur  Intensivierung  der  Arbeitsleistung  seiner 
Werklöhne  zu  gelangen,  wird  Im  nächsten  Abschnitt  zu  zeigen  sein. 

Alle  diese  Bestrebungen  erhalten  übrigens  umso  grössere  Be* 
deutung,  als  das  Verständnis  dafür,  dass  die  Werklohnbemessungs- 
methode  die  gerechtere,  »feinere«,  »höherstehende«  ist,  durchaus 
nicht  fehlt.  Ich  hatte  in  jüngster  Zeit  Gelegenheit,  wie  ein  einge- 
lerntes Schlagwort  die  folgende  Charakteristik  aus  dem  Munde 
verschiedener  Arbeiter  zu  hören:  »Akkord  ist  ein  Mitte!,  die  Ar* 
beitskraft  zu  Gunsten  des  Kapitales  auszubeuten!.  Es  steckte 
immer  nur  die  Angst  vor  der  Lohnsatzkürzung  dahinter,  im  übri- 
gen gab  man  mir  immer  zu,  dass  diese  Bemessungsmethode  weit 
mehr  den  Interessen  des  Arbeiters  enlsj^rcchc  als  Zeitlohnbemessun;^. 

Wohl  eine  der  wichtigsten  Erscheiniing^en  im  Arbeitsverhalt- 
nisse, die  mit  als  eine  Felipe  dieser  Herabsetzung  der  Werklohn- 
sätze erkannt  werden  muss,  ist  die  Ausbildung  eines  neuartigen 

1)  Anderseits  erstaunliche  Nachgiebigkeit  gegenfiber  dem  AkkorddrOckea;  vgl. 
die  von  heraase.  »Denkwürdigkeiten«  des  Arbeiters  Fiscker.  Bd.  I.,  insbes. 

S,  308  ff. 

2)  Vgl.  Sidney  Wthb'?>  offenen  Brief  über  das  unten  zu  be<iprcchende  Prämien - 
bontt<:'^y^tetn  (deutsch  veröflfeullicht  in  Bemstein's  erwähntem  Aufsatze  Soz.  Monats- 
hefte 190a,  13.  Helt;. 
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Zeitlohnprämiensystems,  das  von  den  Unternehmern  als  ein  Kom* 
promiss  zwischen  den  einander  entgegenstehenden  Bestrebungen 
der  Arbeitsvertragsparteien  hinsichtlich  der  Werklohnbemessungs- 
methode  versucht  und  tatsächlich  mit  einigem  Erfolg  schon  an- 
gewendet wurde.  Ihm  muss  sich  die  Aufmerksamkeit  umso  mehr 
zuwenden,  als  auch  von  kompetenter  Seite,  die  die  Arbeiterinter- 
essen  wahrnimmt,  diesem  System  das  Wort  geredet  wird. 
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V. 

Ein  Kompromiss  zwischen  Zeit-  und  Werklohnbemes- 
sung: das  Zeitlohnprämiensystem. 

Ueber  eine  Reihe  von  besonderen  Foiiikmi,  unter  denen  Prä- 
mienaufsciiläge  auf  Zeit-  oder  Stiicklöhnc  vcitraL^smässii;  den  Ar- 
beitern zugestaiuien  werden,  hat  Bernstein  im  XVII.  Jahrgang  des 
Braunschen  Archivs*)  berichtet.  Die  Grundla<]fe  seines  Referates 
bildeten  nur  englische  Arbcitsvertr.u^sverhaltnisse'-  ),  die  dcmjeni^^cn, 
der  sich  libcr  cn  -iischc  Lohnverhäknissc  im  lauk-nden  erhielt,  schon 
aus  den  Aintspubhkationcn  und  den  Privatarbetten  \on.  D.  F.  Sc Jiioss 
grösstenteils  bekannt  waren  'j. 

Die  verschiedenen  an  den  angeführten  Orten  geschilderten 
und  besprochenen  Pramienlohnsystenie  verdanken,  wie  im  vor- 
stehenden angedeutet,  ihre  Entstellung  in  der  Hauptsache  dem 
Gegenüberstehen  zweier  Tendenzen :  auf  Seite  der  Arbeitgeber  ist 
es  die  unverkennbare  Tendenz,  eine  im  Zeitlohn  beschäftigte  Ar- 
beiterschaft durch  ihr  eigenes  Interesse  zu  einer  Steigerung  ihrer 
Produktivität  2ii  veranlassen  und  dabei  das  Produktionsrisiko  zu 
vermindern»  auf  Seite  der  Arbeitnehmer  schlechthin  die  so  viel- 
fach zu  Tage  getretene  Abneigung  gegen  den  einfachen  Stücklohn. 
Das  Problem,  zwischen  diesen  beiden  einander  widerstreitenden 
Kräften  eine  Resultierende  zu  finden,  hat  in  den  letzten  Jahren 
die  Arbei^eberschaft  in  zunehmendem  Masse  in  Anspruch  ge* 
nommen;  und  zwar  neuestens  auch  deutsche  Arbeitgeber. 

Mehrere  Varianten  über  ein  und  dasselbe  Thema,  mehrere 

l)  Einiyc  Reformvcrsuche  im  I^olm -.ystcm,  S.  309. 

1)  Vor  ailcm  nach  ilcm  »Report  on  Gainsharlng«  des  Board  of  trade  ^labour  dc- 
partment)  1S95. 

3)  Auttcr  dem  Note  2  erwMhnten  Report  hat  Sckhss  auch  den  Report  on  Profit* 
sharing  redigiert ;  vgU  ausserdem  sein  im  Text  wiederholt  angezogenes  Werk :  Methods 
of  indnstrial  rcmuiicration.  3.  edit.  1898. 


praktisch  eingeführte  Arten  dieses  Zeitprämtensystcmes  können  als 
Ergebnis  dieser  Bestrebungen  angesehen  werden.  Das  Wesen 
dieser  Systeme  wurzelt  in  folgenden  Hauptprinzipien: 

1.  Für  die  nach  dem  Zeitprämiensystem  zu  entlohnende  Ar- 
beitsaafgabe  wird  eine  Grundzeit  (a  1 1  o  w  e  d  t  i  m  e  oder 
a  1 1  o  w  a  n  c  e)  eingeräumt,  die  in  der  Regel  auf  Grund 
längerer  Beobachtungen  berechnet  worden  ist. 

2.  Die  Arbeiter  erhalten  einen  sicheren  Stundenlohn  ftir  jede 
tatsächlich  auf  die  Arbeit  verbrauchte  Arbeitsstunde  als 
Grundlohn. 

3.  Für  jede  ersparte  Stunde  (Differenz  zwischen  der  tatsäch- 
lich gebrauchten  und  der  Grundzeit)  wird  dem  Arbeiter 
eine  Prämie  in  der  Höhe  eines  fixen  oder  veränderlichen 
Bruchteiles  des  Stundenlohnsatzes  zuerkannt. 

Die  Bestimmung  des  Anteiles  des  Arbeiters  an  dem  Lohn- 
werte der  ersparten  Zeit  ist  selbstverständlich  von  keiner  geringen 
Bedeutung  für  die  ökonomische  Wirksamkeit  eines  solchen  Prä- 
miensystemes,  aber  in  ihrer  ganzen  Tragweite  wird  sie  doch  nur 
dann  richtig  erfasst,  wenn  der  Spielraum  für  die  Zeitersparung 
Berücksichtigung  findet,  d.  h.  mit  anderen  Worten  der  Erfolg  die> 
ser  Systeme  hängt  von  der  Bemessung  der  Grundzeit,  die  sei- 
tens des  Arbeitgebers  zugestanden  wird,  ebenso  wesentlich  ab  wie 
von  der  absoluten  Höhe  des  Grundlohnes  und  der  Prämie.  Das 
haben  die  Arbeitgeber  denn  auch  gar  bald  erkannt  und  in  dieser 
Richtung  vielfach  expcrimciuicrt. 

F.  A.  //(i/stv.  der  Direktor  des  kanadisclien  Betriebes  der 
Kand-Drillgcscllscliaft  in  Shcrbiooke,  der  als  Schöpfer  der  neuen 
Zeitprämiensysteme  bezeichnet  werden  mnss,  hat.  wie  Bernsttin 
schon  berichtete,  Gewicht  gelegrt  auf  die  Einräumung  einer  hohen 
Grundzeit  und  einer  verhältnismässig  niedrij:jen  Pramienrate ;  der 
Arbeiter  verniö<;c  bei  solcher  Saclila^e  sehr  bald  zu  einer  Zeit- 
ersparun;^  zu  «^elan^fen  und,  was  noch  wichtiger  sei,  wenn  sich 
eine  Prämie  als  zu  niedrig  erweise,  weil  z.  B.  nur  mässige  Zeit 
ersparuni^^en  m()Ljlich  sind,  so  könne  eine  Krholning  ohne  weiteres 
vorgenommen  werden,  während  eine  I  lerai^setzung  der  Prämie 
das  ganze  System  bei  den  Arbeitern  in  Misskredit  bringen,  es  also 
in  Fra^e  stellen  k(')iine'  ).  Ungeachtet  dieses  i^enerell  Ljeäusserten 
Frinzipes  räumt  Halsey  doch  ein,  dass  zwischen  Arbeitskategorien 

I )  Report  on  Gainsharing  and  eeitain  other  syttems  of  Bonos  on  prodaction 
1S95.  S.  34  f. 
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nnterscliieden  werden  müsse:  für  Arbeiten,  bei  welchen  eine  Stei- 
gerung der  Leistung  mit  einer  proportionalen  Inanspruchnahme 
der  Muskelkraft  Hand  in  Hand  gehe,  empfehle  sich  emc  etwas 
>liberale«  Pramienrate;  für  Arbeiten,  die  vor  allem  durch  gestei- 
gerte Aufmerksamkeit  gefördert  werden  können,  werde  eine  mas- 
sigere Prämienrate  genügen  Halsey,  wie  ich  höre,  ein  von  wirk- 
lich arbeiter  freund  lieber  Gesinnung  erfüllter  Betriebsleiter,  behaup- 
tet für  sein  System  durcliaus  nicht  allgemeine  Anwendbarkeit,  die 
Richtigkeit  seiner  Prinzipien  nimmt  er  nur  für  ziemlich  gleich- 
mässig  fortlaufende  Arbeiten  in  Anspruch.  Hervorzuheben  ist, 
dnss  Halsey  s  System  ein  beständiges  Ansteigen  des  Stundenver- 
dienstes ohne  Beschränkung^)  im  Auge  hat,  dass  er  aber  auch 
gerade  deshalb  auf  ziemlich  niedrige  Prämienraten  Gewicht  legt, 
damit  ein  Herabsetzen  der  Prämienrate  (cutting  down  of  the  rate) 
vermieden  werde. 

Ueberaus  bezeichnend  iiir  die  Stellung  der  Arbeitgeber  zu 
der  Ausbildung  dieser  neuen  Lohnformen  ist  es,  dass  besondere 
Massregeln  erdacht  werden»  um  den  gesamten  Arbeitsverdienst 
durch  die  Prämie  nicht  zu  hoch  steigen  zu  lassen.  Ich  kann  mir 
es  nicht  versagen,  auch  noch  auf  das  Prämiensystem  des  Mr.  Ja* 
fttes  RawoH  aus  Glasgow,  Mitgliedes  der  Gesellschaft  der  Maschi- 
neningenieure, hier  einzugehen  Gleichwie  bei  den  übrigen  Zeit« 
prämiensystemen  wird  von  einer  Grundzeit  ftir  jede  Arbeit  aus- 
gegangen und  nach  Massgabe  der  ersparten  Zeit  eine  Prä- 
mie gewährt.  Rcwan's  System  zeichnet  sich  nun  dadurch  aus, 
dass  die  Prämie  mit  jeder  Zeitersparnis  steigt,  bis  nur  noch  die 
halbe  Grundzeit  als  tatsächliche  Arbeitszeit  gebraucht  wurde.  Von 
diesem  Punkte  ab  fällt  das  absolute  Ausmass  der  Prämie  wieder. 
Die  Prämie  besteht  nämlich  darin,  dass  der  zur  Auszahlung  ge- 
langende Grundlohn  um  ebenso  viele  Prozente  erhöht  wird,  als 
Zeit  von  der  Grandzeit  in  Ersparung  gebracht  wurde.  Unter  der 

1)  Report  on  Gtinhariiig  and  cerUin  otbcr  sjstems  of  Bonus  od  production 

1895.   S.  51  f. 

2)  V^l.  Aiili.ing  III.  die  (2)  Sfiindenlohnkiuven. 

3j  Ha  ist  hchuri  eine  stattliche  Literatur,  die  sich  mit  diesen  Systemen  von  Zeit- 
lohn-PHtmien  bcfasat  hat,  seltaamer  Weise  sind  es  aber  fast  ausschliesslich  Techniker 
und  teclmische  Fachzdtangen ,  die  sich  fär  das  Problem  interessiert  haben,  so  das 
Organ  der  American  Society  of  Mechantcal  Engineers  (Transactions) ,  die  Institution 

of  Mcchanical  Engineers  (Procedings  1901  und  1903),  American  Machinist  (1899 
1902),  The  Engincer  (1902  ,  r.issiers  Afaga^ine  i  iStiS\  in  neuerer  Zeit  auch  der  Verein 
deutscher  Ingenieure  (Zeil!»c!if iu  <k-,>cll)cn  lyOj,  IM.  XLVII), 

Zeitschrift  für  di«  ge«.  Staatswi^scnsch.    Ergao^uiigihcft  H.  A 
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einer  Arbeit,  für  die  eine  Grundzeit  von  lo  Stunden 
ist,  und  eines  Grundlohnes  von  30  Pfennig  pro  Stunde 
folgendes  Schema  für  das  Lohnverhältnis: 
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Unverkennbar  wird  das  von  Rowan  verfolgte  Ziel  bei  diesem 
Främiensystcm  erreicht.  Selbst  in  dem  naturlich  nur  theoretisch 
zu  verstehenden  Falle,  dass  die  gebrauciue  Arbeitszeit  nahezu 
null  wurde,  konnte  der  stündliche  Verdienst  nicht  die  Höhe  des 
doppelten  Grundlohnes  erreichen  '\  Darin  wird  ein  Hauptvorteil 
des  Systems  KcKcan  gegenüber  anderen,  vor  allem  gej^enuber 
Haise/s  System  erkannt,  dass  e>^  bei  sehr  bedeutender  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  auch  ein  ganz,  erhebliches  Steii^en  des  Stunden- 
verdienstes des  Arbeiters  gestattet.  RozaDis  IVamiengewalirung 
bietet  die  Absonderlichkeit,  dass  für  die  Krsparung  von  10  Proz. 
der  Grundzeit  (in  obigem  Beispiel  =  eine  Stunde)  die  gleiche  ab- 
solute Prämie  gegeben  wird  wie  für  die  Ersparung  von  z.  B.  90  Proz. 
(9  Stunden)  der  Grundzeit,  während  für  die  Ersparung  von  z.  B 
50  Proz.  eine  mehr  als  doppelt  so  hohe  Prämie  gewährt  vird 
Eine  Beq^riitidung  für  diese  höchst  seltsame  Prämienskala  wird 
man  vergebens  suchen,  sie  kann  wohl  auch  schwer  gegeben  wer- 
den, und  dennoch  soll  gerade  das  System  Rowan  in  England  die 
weiteste  Verbreitung  gefunden  haben,  auch  von  deutschen  Unter- 
nehmungen ist  es  eingeführt  worden.  Freilich  ist  eines  unverkenn- 
bar :  >  für  den  Unternehmer  bietet  das  System  Rowan  eine  Reihe 
schwerwiegender  Vorteile  nicht  allein  gegenüber  dem  einfachen 


1)  Vgl.  hiezu  den  Anhang  IIL  Bei  dem  theoretisch  ins  Auge  zu  fassenden 
Falle,  dast  die  tatsichliche  Arbeitsdauer  Null  wird,  würden  die  Kosten  aack  Noll, 
denn  es  würde  auch  die  PrAmie  Kuli. 
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Zeit-  und  gegenüber  dem  Stücklohn,  sondern  gerade  auch  gegen- 
über dem  Ha/sev'schen  und  den  diesem  näherstehenden  Systemen. 

Es  bietet  vor  allem  eine  Sicherheit  ye^en  eine  »Benachteili- 
gung« des  Arbeitgebers,  die  aus  einer  irrigen,  und  zwar  zu  hohen 
Grundzeit-Festsetzung  resultiert.  Die  Pramicnabnahmc  vom  Kul- 
minationspunkte der  50proz.  Zeitersparun^  an  »schützt«  gegen 
eine  zu  hohe  Prämie,  und  dieses  Moment  war  auch  eines  der  wich- 
tigsten, die  /\(KiU7n  zur  Abänderung  des  J/a/sry'schcii  Systems  in 
seinem  Sinne  veranlasst  haben  sollen.  Diesem  Vorzug  gegenüber 
tritt  auch  der  Umstand  zurück,  dass  die  AnfangsersjKirungen  sei- 
tens der  Arbeiter  diesen  in  einem  höheren  Ausmasse  zufallen,  als 
dies  beim  System  Ilalsey^  wenigstens  bei  einem  Prämiensatze  von 
50  oder  weniger  Proz.  des  ersparten  Lohnes  der  Fall  ist,  mit  an- 
deren Worten  :  die  Prämie  ist  nach  Rcnvan  für  die  ersten  erspar- 
ten Stunden  höher  als  bei  fixen  Prämienraten  wie  z.  B.  nach  Sy- 
s\ cm  Hij/si-y,  Ur/r,  Taylor  und  wie  sie  sonst  heissen Das  soll 
nun  gerade  eme  zu  Gunsten  der  Arbeiter  w  irkende  Eigentümlich- 
keit des  ^^'öwsystemes  sein,  weil  angeblich  nur  die  Ersparungen 
der  ersten  Stunden  wirklich  aktuell  werden.  In  scharfen  Wider- 
spruch hiezu  treten  aber  die  Ausführungen  von  Unternehmern  z.  B* 
in  der  Institution  of  the  Mechanical  Engineers  *),  die  ganz  besonders 
die  Beobachtung  in  den  Vordergrund  rücken,  dass  unter  dem 
Einflüsse  der  Zeitprämien  die  Arbeiten  in  ^s""'/*  der  festgesetzten 
Grundzeiten  ausgeführt  werden  und  dass  deshalb  die  veränderliche 
Prämienrate  Rowan*s  für  den  Arbeitgeber  wesentlich  günstiger  sei. 

Das  Ausgeführte  dürfte  im  grossen  und  ganzen  genügen,  um 
die  Richtung  zu  charakterisieren,  in  der  sich  die  Bestrebungen 
der  Interessenten  bewegen  *).  Auf  die  Folgen,  die  sich  vor  allem 


1)  Vgl.  Anhang  IIL 

3)  März  1903  Procedingi  S.  238. 

3)  I.iterarisclie  Aeii5«enint^cn  zu  dem  Problem  liegen,  wie  licmerkt,  überwiegend 
von  lechnjichcr  Seite  vur.  lni;eiuetire  haben  sieb,  wie  die  voraupt- fiihrte  I ,if eratur  er- 
kenneo  lässt,  mehrtach  schon  mit  diesen  Fragen  be<ichnftigt.  AuiV^Hcud  iül  dabei  vor 
«1km  die  Überwiegend  dem  Unternehmer  günstige  Betrachtungsweise;  das  Intere&»e 
des  Arbeiten  an  dem  Piimientystem  wird  mindestens  als  xu  sellistventindlicfa  ange« 
•ebca  und  deshalb  auch  wird  den  eigentlichen  Wirkungen  auf  die  Arbeiterschaft  meist 
tu  wenig  Aufmerksamkeit  gewidmet.  Auch  an  schlechthin  oberflächli^en  Ausfiib- 
ninj^en  fehlt  es  nicht  fso  Zcitnchr,  des  Voreiii'^  ileatscher  Ifii^cnicure  Bd.  47,  S.  1127  f.). 
Im  GegensaUe  hiezu  stellt  die  Ausarbeitung  von  Prämicnstystcmcn.  die  die  im  I  exte 
besprochenen  Systeme  in  der  Richtung  verbessernd  ergänzen  solicn,  datis  ujivcikcnn- 
bare  Unbilligkmtcn  in  der  Behandlung  der  Arbeiter  Termieden  werden,  so  das  System 

4* 
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-Sa- 
als Erfolge  der  Betriebsverwaltungen  darstellen 
wurde  schon  von  BemstetH  hingewiesen  Es  liessen  steh  seinen 
ZifTernbeispielen  noch  eine  Reihe  anderer,  neueren  Datums  an  die 
Seite  stellen.  So  erklärte  Rawan^  dass  für  seinen  Betrieb  an  den 
Arbeitszeiten  im  Durchschnitte  aller  Arbeiten  der  vier  Jahre  1899 
bis  1902  gegenüber  den  früheren  Zeiten  Ersparungen  um  20,  bc« 
ziehungswebe  23,  31  und  schliesslich  37  Proz.  erzielt  worden  seien. 
Ein  nach  Halse/ schtm  System  entlohnender  Beirieb  hat  bei  Zeit* 
ersparnissen  zwischen  23  und  43  Proz.  12 — 25  Proz.  an  den  Lohn- 
ausgaben erspart,  wobei  die  durchschnittlichen  Tagesverdienste 
um  18 — 29  Proz.  gestiegen  seien.  In  einem  besonderen  Falle  sind 
bei  Verminderung  der  Arbeitszeit  \!m  49  Tro/.,  30,4  Proz.  des 
bisherigen  Lolinaufwandcs  erspart  wurden,  wahrend  die  Produk- 
tionsmengen in  der  Zeiteinheit  um  104  Proz.  gestiegen  sind.  Fur 
tinen  anderen  Fall  ist  nachgewiesen  worden,  dass  bei  Arbeiten 
mit  einer  Gesamtgrundzeit  von  1770  Stunden  29,2  Proz.  der  Zeit 
und  für  den  Arbeitgeber  an  Loiui  von  den  ursijrün^lich  mit  650$ 
veranschlagten  Kosten  96,94  <^       14,6  Proz.)  erspart  wurde,  d.  h. 

des  Ei)L;l.-imleis  haac  Kost  iin>l  jenes  tles  Ingenieurs  Sihiilcr  /lii^chr   H  Ver. 

deutsch.  Ing.,  Bd.  47,  S.  1209),  die  beide  das  Rowansche  System  von  dem  Gesichts- 
punkte aus  bekKmpfen,  das$  bei  deni«clbeD  der  Pitmieiuat»  von  einem  gewissen  M«xi- 
mum  an  falle;  vielmehr  mfiae,  so  meinen  sie,  die  Frimie  von  dort  ab  erst  recht 
steigen ,  weil  dann  in  der  Regel  erst  die  geistige  KapazitSt  einsetie ,  dnrcb  die 
eine  weitere  Krhöliung  der  Produktivität  bewirkt  wird,  und  weil  die  Wirksamkeit  dieses 
Elementes  gefördert  zu  wcr<!eii  veriliene.  Eine  besonders  fühlbare  Schwäche  der  Sy- 
steme Halscy ,  Rowan  etc.  decken  tlie  (ienanntcn,  insbesondere  auch  Sckiiler,  auf: 
die  Prämienliohe  ist  abhängig  von  dem  Grundlohnsatz,  und  dies  führt  zu  der  Unge- 
rechtiglieit,  dais  bei  gleicher  Gnindieit  der  Arbeiter  mit  niedrigerem  Stundenlohn  eine 
gröfsere  Zeitersparnis  erreichen  mQsse,  nm  eine  bestimmte  Frimie  zu  erreichen ,  ab 
der  Arbeiter  mit  höherem  Grundlohnsatz.  Hievon  ausgehend  fordern  sie  eine  .Vbstu- 
fung  der  Grundzeiten  für  die  verschiedenen  Arbeiter,  so  dass  7.  B.  dem  Arbeiter  mit 
20  Pfffinti;  Stundenlohn  eine  Grund/feit  von  8,  dem  mit  30  I'fenni^  eine  solche  von  6, 
dem  mit  40  i^fennig  eine  Grundzeit  von  4Stunden  eingerauiiU  werde.  Es  müsse  also  ein  E«n- 
heitskostettbetrag  ermittelt  werden,  and  von  diesem  ausgehend  miissten  die  Gmndzeitco 
nach  Massgabe  der  Höhe  des  Lohnsatse«  abgestuft  werden,  so  dass  u.  «.  erreicht 
wird,  dass  bei  verschiedenen  LohnsMtzen»  aber  gleicher  Herstellungsieit  die  Standen- 
Verdienste  annähernd  gleich  werden.  In  den  Snow  Steam  Pump  NVi>rl-.  hv'.  Buftdo 
N.-^^  i^'  eine  gleitende  *>k;i1a  für  die  Prämien  einc^eführt ,  in  der  der  iit.  ni  .\fbetlet 
zu  \ crt^uioiidc  S.it?  für  die  ersparte  Arbeitszeit  von  "»einem  Stundenlohn  ahii.ui'^i^  i»t. 
Skthcii  Klassen  von  Arbeitern  imd  unterschieden,  und  innerhalb  jeder  Klasse  erhall 
derjenige,  der  den  geringste  Lohnsate  hat,  den  grösseren  PrMmienanteil  (Z.  <!.  V.  d. 
Ing*  47«  Bd.  S.  1133). 

i)  a.  a.  O.  S.  322,  326  ff.,  33f. 
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während  einer  Arbeitszeit  von  rund  29^/2  Wochen  hat  der  Ar- 
beiter 94,93  $  mehr  verdient ,  als  der  Zeitlohn  ausmachte.  Die 
Westinghouse  Electric  Manufactg.  Company  in  Pittsburg  hat  unter 
dem  Einflüsse  des  Prämiensystemes  das  Ausbringen  in  einzelnen 
Fabrikabteilungen  um  50 — 150  Proz.  erhöht.  Auch  in  einem  an- 
deren Falle  hat  sich  die  Menge  der  in  der  Zeiteinheit  ausgebrach- 
ten Stücke  um  über  100  Proz.  gehoben^). 

Die  Zufriedenheit  der  Unternehmer  mit  dieser  Lohnform  fusst 
auf  der  wesentlichen  Verbilligung  der  Produktionskosten,  die  aber 
nicht  etwa  nur  auf  die  Lohnersparung,  die  absolute  Verminderung 
an  Löhnen  zurückzuführen  ist,  sondern  zu  einem  grossen  Teil  auch 
aus  einer  Verminderung  der  auf  die  Produktionseinheit  entfallen- 
den Generalunkosten  —  es  wächst  eben  der  Divisor  bei  P'est- 
stellung  dieses  Quotienten  —  resultiert. 

Die  Steigerung  der  Arbeitsintensität  bleibt  freilich  auch  für 
manche  Betriebskosten  nicht  ohne  Einfluss.  Die  stärkere  Inan- 
spruchnahme des  Maschinenmateriales  findet  man  verschiedentlich 
hervorgehoben;  sie  sei  bei  schnellerem  Gang  der  Maschine,  den  der 
Arbeiter  herbeifuhrt,  sobald  sein  Interesse  daran  wachgerufen  ist, 
unvermeidlich.  Ja  es  ist  sogar  behauptet  worden,  das  Arbeits- 
produkt leide  unter  dem  Beschleunigen  des  Arbeitstempos:  die 
Maschine  bewirkte  bei  grösserer  Geschwindigkeit  (z.  B.  beim  Fräsen 
von  Zahnrädern,  Zahnstangen)  eine  zu  grosse  Erhitzung  des  Ma- 
teriales,  welches  bei  der  Erkaltung  sich  verziehe  und  deformiere. 
Diesem  Bedenken  stehen  aber  Aeusserungen  gegenüber,  dass  der- 
artige Kosten  gegenüber  dem  Gewinne  der  Unternehmung  aus 
der  Lohnersparung  gar  nicht  in  Frage  kämen  *).  Und  wenn  wei- 
ter auf  die  Belastung  der  Betriebsverwaltung  durch  die  beim  Prä- 
miensystem notwendig  werdenden  Lohnberechnungsbureaus  hm- 
gewiesen  wird,  die  die  Rentabilität  des  Systemes  fraglich  erschei- 
nen lassen,  so  ist  dem  gegenüber  festzustellen,  dass  einerseits  die 
Notwendigkeit,  die  Werkmeister  von  schwierigen  Lohnberech- 
nungen zu  entlasten,  und  anderseits  die  Wirtschaftlichkeit,  welche 
in  der  Spezialisierung  dieser  Verwaltungsarbeit  sich  dokumentiert, 
schon  vielfach  zur  Einrichtung  von  solchen  Rechnungsbureaus, 
u.  z.  auch  seitens  jener  Unternehmungen  gefuhrt  haben,  bei  denen 
ein  Prämiensystem  mit  Grundzeitberechnung  nicht  organisiert  ist 


1)  Zeitschr.  d.  V,  d.  Ing.  Möller,  Bd.  47,  .S.  n33  f. 

2)  Ebenda  S.  1135,  Note  2. 

3)  Die  Kosten  solcher  Rechnungäbureaus  werden  gar  nicht  als  besonderes  Er- 
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Die  Überaus  interessante  Diskussion«  die  sich  tm  Institut  der 
Maschineningenieure  Englands  an  einen  Vortrag  Rffwan's  über  sein 
System  knüpfte  (März  1903),  ergab  freilich  noch  eine  Reihe  ab* 
fälliger  Aeusserungen  seitens  der  Unternehmer  und  vom  Stand- 
punkte derselben  aus.  Sie  blieben  aber  nicht  unwidersprochen, 
und  man  kann  aus  den  Verhandlungen  den  Gewinn  ziehen,  dass  der 
Erfolg  eines  Lohnsystems  in  den  einzelnen  Betrieben  nicht  allein 
mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Arbeiten,  sondern  auch 
in  konkurrierenden  gleichartigen  Unternehmungen  ein  völlig  ve^ 
schiedener  sein  kann.  Eines  schickt  sich  nicht  für  alle !  Es  kommt 
ganz  offenbar  auch  sehr  viel  auf  die  Persönlichkeiten  an,  sowohl 
unter  den  Arbeitern  als  unter  den  Leitern  einer  Unternehmung. 

Das  Urteil  ist  jedoch  ganz  überwiegend  günstig,  und  nur  das 
hohe  Interesse  der  Unternehmer  an  dem  Zettprämiensystem  ver> 
mag  es  begreiflich  zu  machen,  dass  seitens  der  Betriebsleitung  mit- 
unter die  weitestgehenden  Zugeständnisse  an  die  Arbeiter  gemacht 
wurden,  um  diese  zur  Annahme  des  Zeitprämiensystemes  zu  be- 
stimmen 

Diese  günstige  Beurteilung  hat  in  England  und  in  den  Ver- 
einigten Staaten  ihre  ganz  besonderen  Gründe. 

Die  Abneigung  des  Tradeunionismus  gegen  Stücklöhnung  ist 
dort  eine  besonders  starke  freilich  aber  auch  zum  grossen  Teil 
durch  das  Vorgehen  der  Arbeiti^cber  verursacht.  Deshalb  kommt 
dort  das  Prämiensystem  vor  allem  inii  dem  einfachen  Zeitlohn  in 

VergleichLiijj:^  und  stellt  sich  hiebei  ^anz  selbstverständlich  als 
überaus  vorteilhaft  dar.  Aber  auch  der  Vcrc^lcicli  mit  dem  Sliick- 
lohnsyslem  fallt  gleichwohl  noch  zu  Gunsten  des  Fräniicnsystemes 

fordernis  empfunden,  vielmehr  bietet  die  Existenz  derselben,  wie  mehrfach  hervor- 
.;c!uj!)cti  wirri.  erst  die  Möghchkdt,  XU  gMu  richtigen,  scharfen  Kostenanschligen  f&r 
Ueferungsantriigc  lu  gelangen. 

I )  Eine  amerikaniiiiche  Werksverwaltutig  hat  die  Annahme  des  Zeitprämiensyste- 
mes ihren  hishin  im  dnfMhen  Zeidoho  «rbdtciiden  Leuten  gegen  die  fo^ndea  Za> 
gestMndnlne  «nungen  abgekauft:  1.  Die  Grundzeit  soU  niemals  kOrxer  festgesctit 
werden,  als  die  kürzeste  Zeit  unter  dem  Stwidenlohnsyitem  fUr  du  gidche  Stück  und 
die  gleiche  Arbeitsmaschine  ausmacht ;  2.  Niemand  soll  entlassen  werden ,  wenn  es 
ihm  nicht  gelingt,  weniger  Zeit  zu  brauchen  als  die  festgesetzte  ( iruo'l.'eit ;  3.  Einen 
50% igen  Anteil  an  dem  ersparten  Lohn  ah  Prämie.  4.  Die  Grundzeit  sollte  nur  bei 
Einführung  eines  neuen  Verfahreos  geändert  werden  dürfen;  5.  Alle  Prämien  sind 
innerhalb  a  Wochen  nach  Vollendung  der  Arbeit  auszuiahlen;  6.  Nach  einem  Jahre 
«oll  das  System  für  alle,  die  es  fordern,  aufgehoben  werden;  7.  In  diesem  Palte  soll 
der  Arbeiter  niclit  gezwungen  werden,  so  schnell  «u  arbeiten,  als  er  unter  dem  Pr*- 
roienqrstem  gearbeitet  hat  (Zeittchr.  d.  V.  deutsch.  Ing.  a.  a.  O.  S.  1134). 
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aus ,  weil  dieses  eben  die  wichtigsten  Vorteile  des  Stücklohn- 
systemes  aufweist  und  doch  über  eine  grosse  Schwierigkeit,  die 
bei  dem  letzteren  aufzutreten  pflegt,  hinweghilft,  nämlich  über  das 
best  verrufene  oben  besprochene  c  Utting  rates. 

Es  liegt  ja  nahe,  dass  man  den  Uebergang  seitens  einer  Be- 
triebsleitung vom  reinen  Stücklohnsystem  zum  Zeitprämiensystem 
für  wenig  wahrscheinlich  hält.  Und  in  der  Tat  ist  in  den  oben 
erwähnten  Verhandlungen  diese  Möglichkeit  mehrfach  berührt 
worden.  Von  verschiedenen  Seiten  wurden  Zweifel  geäussert,  dass 
die  Arbeiter  sich  dazu  bestimmen  lassen  könnten,  vom  Stücklohn 
zum  Prämiensystem  überzugehen,  da  doch  das  Rechenexempel 
sehr  einfach  sei,  dass  der  Arbeiter,  der  eine  mit  lO  Stunden  be- 
messene Arbeit  im  Stücklohn  in  5  Stunden  durchführe,  bei  glei- 
chem Arbeitserfolg,  unter  dem  günstigen  System  Wetr  beispiels- 
weise (50  Proz.  Prämie)  eine  Einbusse  des  Arbeitsverdienstes  um 
ein  Viertel  erfahre.  Um  den  Uebergang  zu  ermöglichen,  müsste 
in  der  Festsetzung  der  Grundzeiten  eine  Berechnungsweise  platz- 
greifen, durch  die  dem  Arbeiter  die  Erhaltung  seines  Stücklohn- 
verdienstes gesichert  würde,  dann  falle  aber  doch  eigentlich  das 
Interesse  des  Arbeitgebers  an  dem  Systemwechsel  weg.  Allen 
diesen  Bedenken  gegenüber  wurde  auf  die  Tatsache  hingewiesen, 
dass  sich  Arbeiter  zu  solchen  Uebergängen  verstanden  haben. 
Ausserdem  aber  wurde  eingestanden,  dass  der  Uebergang  vom 
Stücklohn  zum  Prämiensystem  allerdings  nur  dort  erörterungsfähig 
werde,  wo  ein  Arbeitgeber  sich  mit  dem  Gedanken  trage,  die 
Stücklohnsätze  herabzusetzen.  Dieses  Herabsetzen  der  Stücklöhne, 
sobald  der  Arbeiter  es  durch  seine  Fertigkeit  zu  einer  nicht  mehr 
gewöhnlichen  Höhe  des  Arbeitsverdienstes  gebracht  hat,  bringt 
den  Arbeitgeber  in  Misskredit  und  verursacht  stets  einen  Kon- 
flikt. Wenn  daher  durch  einen  Systemwcchsel  ein  Weg  gefunden 
wird,  dasselbe  Ziel  oder  wenigstens  einen  ähnlichen  Erfolg  ohne 
dieses  plötzliche  Abbrechen  eines  zugesicherten  Lohnsatzes  zu 
erreichen,  so  ist  es  wohl  nur  selbstverständlich,  dass  dieser  Weg 
beschritten  wird').  Das  >cutting-rates«  hatte  bei  den  F^ngländern 
namentlich,  wie  auch  die  mehrerwähnten  Verhandlungen  erkennen 
lassen,  ganz  bedeutende  Dimensionen  angenommen,  wodurch  die 


l)  Hierüber  ist  u.  a.  auch  die  gleichfalls  in  der  Zeitschrift  des  Vereins  deutscher 
Ingenieure  sich  abspielende  Kontroverse  zweier  Praktiker  zu  vergleichen,  Dd.  47, 
S.  172  und  439. 
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Gcwcrkvcrcine  sehr  begrciflicliervveise  in  die  schroft*  ablehnende 
Stellung  gegenüber  dem  Stucklohnsystem  ^_^edrän^t  wurden. 

Behält  man  dies  im  AuLje,  dann  <:,'e\vmnt  auch  die  Behaup- 
tung der  Arbeitgeber,  dass  das  Prämiensystem  doch  auch  sehr 
im  Interesse  der  Arbeitnehmer  gelegen  sei,  den  Schein  ehrlicher 
Ueberzeugung,  denn  in  der  Tat  müssen  die  Arbeiter  ein  Zeit- 
prämiensystem  mit  unveränderlicher  Grundzeitfestseuung  und  fe» 
Stern  Prämiensatze  einem  Stücklohnsystem  mit  sinkender  Stück- 
lohnrate auch  dann  vorziehen,  wenn  bei  dem  Prämiensystem  dem 
Arbeiter  eine  Quote  des  auf  ein  Stück  ursprünglich  entfallenden 
Zeit-  oder  Stücklohnes  entzogen  wird. 

Uebrigens  sind  auch  in  Deutschland  aus  ünternehmerkreisen 
und  aus  Kreisen  der  Techniker  Stimmen  gegen  das  Prämien- 
S3^tem  laut  geworden,  die  hier  in  aller  Kürze  noch  erwähnt  sein 
sollen.  Der  Geh.  Marinebaurat  Wüsiuger  trat  auf  Grund  seiner 
Erfahrungen  für  das  einfache  Werklohnsystem  ein,  das  er  auf 
den  von  ihm  geleiteten  Betrieben  eingeführt  hat,  und  zwar  durch 
Festsetzung  eines  Tarifes,  zu  dem  die  Arbeiter  Vertrauen  ge- 
wonnen hätten,  weil  er  Aendeningen  an  demselben  nur  insofern 
vorgenommen  habe,  als  offenbar  zu  niedrige  Sätze  erhöht  wur- 
den«). 

Weit  schärfer  hat  seine  Bedenken  ein  anderer  Autor  aus  der 
Praxis  geltend  gemacht  Ausgehend  von  der  Arbeit  der  Zeit- 
kalkulation meinte  derselbe,  zunächst  werde  sich  doch  eine  Sta< 
bllität  der  Leistungsfähigkeit  entwickeln,  und  es  werde  dadurch 
schon  zu  einem  normalen  Stücklohn  kommen ;  anderseits  sei  dieser 
aber  auch  kaum  entbehrlich,  da  för  Kalkulationsstücklisten  doch 
ein  Mittelpreis  zur  Verwendung  gelangen  müsste,  also  ein  fester 
Stückpreis,  womit  man  beim  Stücklohnsystem  angelangt  setti  werde. 
Jedenfalls  sei  ein  Uebergang  vom  Stücklohn-  zum  Prämiensystem 
ganz  verfehlt.  Es  sei  übrigens  durchaus  nicht  leichter,  die  Zeit- 
dauer zu  bestimmen,  die  zu  einer  bestimmten  Arbeit  aufgewendet 
werden  darf,  als  den  Preis,  für  den  ein  Stück  hergestellt  werden 
kann.  Beides  sei  Sache  der  Uebung  weit  mehr  als  der  Rechnung, 
und  darin  liege  die  Achillesferse:  die  Zahl  der  Treffer,  die  gleich 
bei  einem  neuen  Stück  gemacht  werden,  sei  nicht  höher,  wenn 
man  dem  Arbeiter  die  Stunden  ansagt,  die  er  aufwenden  darf, 
als  wenn  maa  ihm  den  Preis  ansagt,  den  er  Uafiir  erhalle.  Der 

1)  Zeitschr.  des  V.  d.  Ing.  47.  Bd.  S.  1757. 

2)  Ebenda  S.  1472. 
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Vorzug  des  Prämiensystems,  dass  es  Erhöhung  der  Leistungs- 
fähigkeit von  Maschinen  und  Einrichtungen  besser  berücksichtige, 
sei  hinfälhg.  Wenn  an  Stelle  einer  Maschine  oder  Einrichtung 
eine  neue  leistungsfähigere  tritt,  so  finde  selbstverständlich  auch 
eine  Neuregelung  der  Preise  für  die  mit  Hilfe  des  >Neuen«  her- 
gestellten Waren  statt,  gleichviel  in  welcher  Form  das  geschehe, 
ob  durch  Herabsetzung  des  Stücklohnes  beim  Akkordsystem  oder 
der  normalen  Stundenzahl  beim  Prämiensystem  ;  eine  Verbesserung 
könne  daher  höchstens  vielleicht  dem  Stundenlohn  gegenüber  be- 
obachtet werden. 

Wichtiger  als  diese  Meinungsäusserungen  ist  die  Stellung- 
nahme der  Arbeiter  und  der  ihre  Interessen  vertretenden  Litera- 
tur; ihr  ist  zunächst  das  Augenmerk  zuzuwenden,  an  sie  ist  die 
eigentliche  Kritik  der  Erscheinungen  anzuschliessen. 
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VI. 

Kritik  der  LfOhnverkürzungen,  insbesondere  des  Zeit* 

prämiensystems. 

Das  Festhalten  an  einem  einmal  eingeräumten  Werklohnsatz 
ist  nach  dem  heutigen  Stand  der  Dinge  beim  Werklohnsystem  eine 
der  unerlässlichen  Voraussetzungen  für  die  Befestigung  des  Ver- 
trauens zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  und  eben  damit 
auch  für  die  friedliche  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses.  Eine 
nur  einigermassen  tiefergehende  Verfolj^ung  der  Zusammenhänge 
führt  denn  auch  dazu,  dass  dieses  Problem  in  den  Vordergrund 
aller  lohnpolitischen  Bestrebungen  gerückt  werden  muss»  die  auf 
eine  wirkliche  Harmonie  zwischen  den  Arbeiterinteressen  und  den 
Interessen  der  Allgemeinheit  ohne  zukunftsstaatliche  Phantasma- 
gorien  gerichtet  sind. 

Dass  die  Arbeiterpartei  vielfach  die  Werklöhnung  schlecht- 
hin  bekämpft,  hat  freilich  verschiedene  Gründe.  Dass  die  indu- 
strielle Reservearmee  eine  Verminderung  erfahren  müsste,  wenn 
—  insbesondere  bei  entsprechend  verminderter  Arbeitszeit  —  der 
Zeitlohn  die  einzig  geltende  Lohnform  würde,  wenn  auf  Grund 
dieser  Lohnform  dem  einzelnen  Arbeiter  ein  gewisser  Spiehraum 
in  der  Anspannung  seiner  Arbeitskraft  gelassen  wäre;  dass  eine 
Rücksichtnahme  seitens  des  einzelnen  Arbeiters  auf  die  Gesamt- 
interessen der  Arbeiterschaft  nur  zu  erwarten  sei,  wenn  die  Inten- 
sität, mit  der  die  Arbeitskraft  in  Anspruch  genommen  wird,  nicht 
unmittelbar  einen  Rückschlag  auf  die  Einkommenshöhe  des  be- 
treffenden Arbeiters  bewirkt;  dass  aber  eine  solche  Herabsetzung 
der  Durchschnittsleistung  jedes  Arbeiters  eine  notwendige  Mass- 
regel zur  Kompensierung  der  Produktivitätssteigerung  kraft  der 
Fortschritte  der  Technik  sei:  das  alles  und  Aehnliches  sind  Gc- 
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der  Arbeiter  ein  der  neuen  Technik  entsprechendes  Mehrprodukt 
leistet,  die  ihm  sonst  /ufallende  M  e  h  r  b  e  z  a  h  1  ii  n  ?t  aber  in 
die   eigene  Tasche  stecken  Vor  ailem   bedüric   man  eines 

Lohnsystemesi,  das  die  nötii^^e  Elastizität  aufweise,  sich  den  tech- 
nischen Aenderungen  einer  Industrie  jeweilig  anzupassen.  Nur 
die  Werklöhn un^;^  aber  besitze  eine  solche,  denn  sie  ermögliche, 
dass  die  Arbeiter  in  ihrem  Einkommen  nicht  geschädigt»  aber 
auch  die  Maschinen  entsprechend  ausgenützt  würden. 

Und  damit  stellt  auch  Birnstein  das  allgemeine  wirtschaftliche 
Interesse  an  der  Verbilligung  der  Produktion  in  den  Vordergrund*). 
Der  Arbeiter  dürfe  nicht  in  einen  Gegensatz  zur  übrigen  Gesamt- 
heit  kommen,  eine  Gefahr,  die  z.  B.  beim  Gewinnbeteiligungs- 
system bestünde,  weil  dieses  in  seinem  Wesen  partikularistisch 
sei.  Der  »individuelle  Akkord«  müsse  dem  System  der  festen 
Löhne,  aber  eben  im  tarifmässig  festgelegten  Werk- 
lohne weichen.  In  der  Stückldhnung  auf  der  Grundlage  eines 
von  organisierten  Unternehmern  und  Arbeitern  vereinbarten  und 
ständiger  gemeinsamer  Kontrolle  unterworfenen  Tarifes  glaubt  er 
»die  Lohnform  der  nächsten  sozialistischen  Zukunft«  erkennen  zu 
dürfen. 

Aber  nicht  nur  der  Stücklohnbemessung  soll  Gerechtigkeit 
und  Sachlichkeit  bei  Prüfung  der  Methoden  zuteil  werden.  Gleich 
Sidney  Webb  hat  auch  Bernstein  zu  dem  vorhin  besprochenen 
Prämiensystem  sich  geäussert  und  zu  erkennen  gegeben,  dass  seines 
Erachtens  die  Arbeiterpartei  demselben  S3nnpathisch  gegenüber- 
treten solle.  Für  seinen  Gedankengang  sind  die  folgenden  zwei 
Stellen  sehr  bezeichnend: 

»Der  geMllschaftUche  Fortschritt  erfocdcrt  Vermetming  und  VerbillisiiDg  d«r  Pro- 
duktion bei  VerkUnmog  der  Arbeitszeit  »  letzteres  auch  vcm  anderen  Gedchtspunkten 
«Is  dem  der  Produktioattechnik  aus.  Verkürzung  der  Arbeitszeit  bdsst  Erziehung  za 

qualifiziertem  Konsum  .  rw  hulurem  Bedarf  und  damit  ru  weiterem  gesellschaftlichen 
Fortschritt.  Vctkuizuug  der  Arbcil»ic:t  i^l  ahcr  mit  «.^'.eicli^'eilij^cr  \'erbüligung  der  Pro- 
duktion nur  vereinbar ,  wenn  die  Arbeii^zcii  in  der  Fabrik  (^eliurig  ausgenutzt  wird. 
So  verwerflich  jede  Anspannung  der  Arbeitskraft  ist,  die  der  Gesamtheit  Abbrach 
tat,  so  widersintiig  ist  der  Schlendrian  in  der  Fabrik.  Allgemein 
durchgefUhrt ,  würde  er  ein  ern«>thaftes  Hcjinmnis  dejs  Fortschrittes  der  Gesellschaft, 
«erden.  Nicht  hier  ist  daher  das  Mittel  der  £rböhung  des  Komforts  der  Arbeiter* 
klas^e  zu  suchen  .  .  .« 

>Wo  die  Technik  einer  Industrie  die  Eintührung  der  Stückarbeit  erlaubt,  und 

l)  Sozialist.  Monatshefte  1902.  Heft  12, 
2j  Sozialist.  Monaiähciic  1904,  iicii  4. 
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die  Bcdingungeii  der  KoDkanem  auf  sie  hindrlngen,  de  wird  sie  auf  die  Dauer  nicht 
fenuuhalten  «ein.  Ei  ist  denn  richtiger,  sich  auf  die  Bekftmpfniig  der  mit  Stückarbeit 
verbandeacn  Gefahren  einzurichten,  als  einen  Teil  der  Energie  auf  aussichtsloses  Stem- 
men    e  g  e  n  das  unvermeidlich  Gewordene  an  verschwenden.   Die  Gefahren  der 

Stückarbeit  sind  .  .  .  nicht  unüberwindlich.« 

Wer  sollte  diese  Denkweise  nicht  annehmen?  Wenn  man  dies 
aber  tut,  wenn  man  die  Notwendigkeit  einräumt,  dass  die  Lohn- 
bemessungsmethode auch  dem  Zwecke  dienen  muss,  eine  bessere 
und  vollere  Ausnützung  des  Produktionsfaktors  Arbeitskraft  unter 
entsprechender  Garantie  zu  bewirken,  dann  muss  auch  alles  Stre- 
ben darauf  gerichtet  werden,  der  Stücklöhnung  weitere  Verbrei- 
tung zu  verschaffen,  denn  sie  ist  geeignet,  zu  jenem  Ziel  zu  führen ; 
sie  entspricht  dem  natürlichen  Streben  des  »employersc,  die  Pro- 
duktivität auch  durch  Steigerung  der  Leistungen  der  menschlichen 
Arbeitskraft  zu  erhöhen,  und  sie  bietet  dem  Arbeiter  die  Möglich^ 
keit,  in  der  Zeiteinheit  eine  höhere  Verdienstquote  zu  erlangen. 

Wenn  nun  auch  Bernstein  an^ngiich  nicht  ausdrücklich  die 
oben  besprochenen  Zeitlohnprämiensysteme  schlechthin  empfahl, 
so  tat  dies  5.  WebBy  indem  er  als  den  einzigen  stichhaltigen  Ein- 
wand gegen  das  Prämienbonussystem  die  Gefahr  gelten  lässt,  dass 
zufolge  Vermehrung  der  Arbeitsleistung  des  einzelnen  Arbeiters 
»eine  Anzahl  Arbeiter  ausser  Arbeit  werde  geworfen  werden«  und 
diesen  Einwand  als  Trugschluss  zurückweist,  und  zwar  vor  allem 
deshalb,  weil  die  Nachfrage  nach  Maschinen  aller  Art  unendlich 
ausdehnungsfahig  sei  und  mit  jeder  Preisermässigung  zunehme^). 
Andere  wirkliche  Einwände  hxtht  Bernstein  hervor,  vor  altem: 

1.  die  Schwächung  der  Arbeitersolidarität,  denn  die  Diffen- 
zierung  der  Lohneinkommen  treibe  den  Keil  in  die  Ar- 
beiterschaft, 

2.  die  Ausscheidung  der  weniger  leistungsfähigen  Arbeiter 
seitens  der  Unternehmer, 

3.  unkollegiales  Verhalten  der  leistungsfähigeren  gegenüber 
den  schwächeren,  namentlich  beim  System  -»Goodfellaw- 
ship*^  wo  der  minder  leistungsfähige  den  leistungsfähigeren 
in  seinem  Lohnerfolge  beeinträchtigen  kann. 

Aber  nur  Schwächen  seien  das,  die  wohl  ein  gewisses  Miss> 
trauen  rechtfertigen  könnten,  nicht  aber  grundsätzliche  Gegnerschail. 
Im  übrigen  steht  er  offenbar  dem  System  mit  der  Forderung  der 
gleichen  Beclinguiigen  gegenüber  wie  Sidney  Webb:  i.  Anerkennung 

i)  Sedelist  Monatohefte  1902,  II.  Bd.  S.  933. 
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der  Gewerkschaft  als  Vertreterin  der  Arbeiter  bei  Normierung  der 
Tarifsätze,  2.  Verbürgung  des  von  der  GewcrUschnft  anerkannten 
Normalzeitlohnes  als  Mindestlohn  bei  Stück-  oder  Prämien- 
arbeit und  3.  Stetigkeit  der  Tarifsätze  bei  gleichbleiben« 
den  technischen  Vorbedingungen. 

Tatsächlich  haben  Untemebmungen  der  Maschinenbauindu- 
strie, die  ein  Zeitprämiensystem  haben,  wie  Bem^ein  berichtet, 
sich  darauf  eingelassen  und  sich  verpflichtet: 

I.  Zeitlohnsatz  in  allen  Fällen  zu  bezahlen,  also  Mindestlohn, 
3.  Ueberzeitarbeit  und  Nachtschichten  nach  den  bereits  gel- 
tenden Grundsätzen  besonders  zu  entlohnen, 

3.  eine  einmal  festgelegte  Zeitbestimmung  für  irgendwelche 
Arbeiten  nur  zu  ändern,  wenn  die  Arbeitsmethoden  oder  die  Ar- 
beitsmittel geändert  werden. 

4.  das  Bonussystem  nicht  einzuführen,  wenn  nicht  die  Ab- 
sicht besteht,  an  ihm  festzuhalten,  letzteres  zur  Hintanhaltung,  dass 
nur  zum  Zweck  der  Herabsetzung  der  Arbeitszeiten  das  Zeit« 
prämiensystem  vorübergehend  Verwendung  finde. 

In  einem  jüngsten  Aufeatz  verhehlt  Bernstein  nicht  mehr,  dass 
er  das  System  des  Stückzettlohnes,  eben  der  Zeitprämienlöhnung 
als  die  voraussichtliche  Lösung  des  Problems  ansieht . 
»Gleichviel  Arbeit  in  einer  Form  gegen  gleichviel  Arbeit  in  einer 
anderen  Form  ausgetauscht«,  wie  Marx  über  das  Gothaer  Pro- 
gramm schrieb ,  das ,  so  meint  Bernstein ,  würde  sich  erfüllen, 
wenn  eine  Lohnform  nur  den  Dichtigkeitsgrad  der  Arbeit  ge- 
bührend in  Rechnung  stellt 

Dies  und  die  sonstige  Unbedenklichkeit  des  Zeitprämien- 
systemes  muss  ich  in  Frage  stellen. 

Eine  objektive  Beurteilung  der  neuen  Methode  setzt  voraus, 
dass  über  das  Wesen  der  Zeitprämienbeniessung 
völlige  Klarheit  besteht.  Dass  von  einer  j^rundsätzlichen  Gleich- 
artigkeit mit  dem  einfachen  Stücklohnsysiem  nicht  die  Rede  sein 
kann,  liegt  freilich  nicht  so  offenkundig  zutage. 

Ausgangspunkt  inul  Grundlage  des  Systemes  ist  die  Zumes- 
suni;  einer  bc^imiinicn  Zeit  für  eine  bestimmte  Arbeitsaufi^abe 
mit  der  Zusicherun.;  ciiu  s  l)(J^ti^l^Uen  Zcilcinheitslohnsatzes.  im 
Falle  der  gewöhnlichen  Weikluhnung  fehlt  bei  der  luitf^eltbe- 
messung  jede  Beziehung  zur  Arbeitszeit,  es  handelt  sich  vielmehr 
nur  um  Bezahlun!^  eines  mehr  oder  minder  willkürlichen  Preises 
für  die  Lösung  der  Arbeitsautgabe. 
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Die  Grundlagen  des  Arbeitsverhältnisses  in  dem  engeren 
Sinne,  in  dem  es  hier  aufgefasst  werden  muss,  werden  durch  die 
Entgeltbemessungsmethode  nicht  verschoben.  Bei  Werklöhnung 
handelt  es  sich  wie  bei  Zeitlöhnung  und  ebenso  bei  Zeitprämien- 
löhnung um  ein  Vermieten  der  Arbeitskraft  im  wei- 
teren Sinne  (nicht  Verkaufen  der  Ware  Arbeit !).  Diese  Arbeits- 
kraft kann  freilich  keiner  elementaren  Kraft  oder  einer  Kraft- 
maschine gleich  gestellt  werden,  denn  in  der  ganz  überwiegenden 
Zahl  der  Fälle  funktioniert  nicht  die  mechanische  Kraft  allein, 
sondern  es  wirken  auch  neben  der  Kraft  im  engeren  Sinne  an- 
dere Faktoren,  darunter  die  drei  wichtigsten:  Geschicklichkeit, 
Intelligenz  und  schliesslich  der  Wille,  diese  und  die  Kraft  zu  ent- 
wickeln. Die  Ausnützung  der  drei  Faktoren  Kraft,  Geschicklich- 
keit und  Intelligenz  hängt  bei  der  Zeitlöhnung  zu  einem  grossen 
Teil  von  der  Betriebsorganisation  des  Mieters  ab ;  ein  gewisser 
Einfluss  bleibt  dem  Willen  des  Arbeiters  aber  stets  eingeräumt. 
Gegenstand  der  Vermietung  ist  schon  mit  Rücksicht  darauf  nie 
etwas  absolut  Bestimmtes,  auch  dann  nicht,  wenn  der  Mieter  das 
Maximum  der  drei  gemieteten  Elemente  zu  kennen  glaubt,  denn 
den  Willen  des  Arbeiters  kennt  er  nicht. 

Nicht  anders  liegt  die  Sache  bei  der  Werklöhnung;  ein  Unter- 
schied liegt  hier  aber  in  dem  Umstände,  dass  die  Entgeltberech- 
nungsmethode den  Willen  des  Arbeiters  beeinflusst,  jene  drei 
Faktoren  besser,  intensiver  einzusetzen  ;  die  bewegende  Kraft  dem 
Willen  gegenüber  ist  der  Umstand,  dass  das  Ausmass  der  Sub- 
stanziierung  der  drei  Arbeitselemente  das  Entgelt  beeinflusst.  Und 
darin  liegt  denn  allerdings  auch  die  Achnlichkeit  zwischen  dem 
Werklohn  und  dem  Zeitprämiensystem,  denn  auch  bei  diesem 
nimmt  die  Entgeltbemessung  auf  die  Substanziierung  der  Arbcils- 
elemcnte  im  Arbeitsprodukt  Rücksicht. 

Allein  von  der  Bezahlung  eines  bestimmten  Stückpreises  wie 
beim  Werklohnverhaltnis  kann  beim  Zeitprämiensystem  wohl  nicht 
die  Rede  sein,  denn  das  Entgelt,  das  tatsächlich  für  ein  Stück 
oder  Werk,  also  für  ein  bestimmtes  Quantum  substanziierter  Kraft, 
Geschicklichkeit  und  Intelligenz  gezahlt  wird,  ist  beim  Zeitprämien- 
system nichts  weniger  als  konstant,  sondern  schwankt,  und  zwar 
seltsamerweise  verkehrt  proportioniert  zu  der  Steigerung  der  Ener- 
gie, mit  der  die  drei  Faktoren  eingesetzt  werden,  d.  h.  je  ener- 
gischer der  Arbeiter  seine  Potenzen  einsetzt,  je  rascher  dem- 
zufolge die  Verkörperung  derselben  im  Arbeits- 
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Produkt  vor  sich  geht,  um  so  geringer  wird  der 
Einheitssatz  für  das  in  der  Produkteinheit  sub- 
stanziierte  Quantum  dieser  Potenzen.  Je  rascher 
und  geschickter  der  Arbeiter,  um  so  niedriger  derPreis  für  die  Arbeit. 
Konkret  gesprochen  an  der  Hand  eines  Beispieles: 
Eingeräumte  Grundzeit  lo  Stunden,  Stundenlohn  0,50  Mk. 
Prämienausmass  50  Proz.  des  ersparten  Lohnes.  —  Bei  tatsäch* 
Itcher  Arbeitszeit  von  10  Stunden  beträgt  der  Lohn  für  das  ver- 
körperte Quantum  Kraft,  Inteiiigeaz  und  Geschickhchkeit  3  Mk., 
bei  tatsächlicher  Arbeitszeit  von  5  Stunden  also  bei  wesentlich 
intensiver  eingesetzten  Arbeitsclementen  beträgt  der  Lohn  2,25  Mk. 

Es  trifft  also  auch  nicht  zu ,  wie  Weäd  und  BemsUin  an- 
nehmen, dass  hier  für  die  gleiche  Arbeitsleistung  auch  gleiche 
Preise  gezahlt  werden,  oder  um  mit  Marx  zu  reden:  »gleichviel 
Arbeit  in  einer  Form  gegen  gleichviel  Arbeit  in  einer  anderen 
Form.« 

Es  liegt  Bezahlung  für  das  Verfügen  über  eine  Arbeitskraft 
vor.  Massstab  für  die  Bemessung  des  Entgeltes  bildet  die  Zeit, 
aber  nicht  die  Dauer,  während  der  das  Verfugen  eingeräumt 
ist,  nicht  die  Arbeitszeit  an  sich.  Da  sie  keinen  vollkommen  ge- 
rechten  Anhaltspunkt  für  die  Bemessung  des  Vertragsinhaltes,  das 
ist  das  Quantum  Kraft,  Geschicklichkeit  und  Intelligenz  im  Vergleich 
mit  einem  anderen  abgibt,  so  gilt  es,  die  Intensität,  auf  die  Zeit- 
oder die  Produkteinheit  projiziert,  mit  zu  berücksichtigen.  Bleibt 
also  die  Grundlage  der  Entgeltbemessung  die  Dauer  der  Arbeits* 
tätigkeit,  so  kommt  doch  nicht  diese  aUein,  sondern  auch  die  In« 
tensität  mit  in  Rechnung  dadurch,  dass  die  Leistungsmengen  in 
der  Zeiteinheit  gemessen  werden,  und  dass  darnach  der  Preis  für 
die  Zetteinheit  verschieden  abgestuft  wird.  —  Von  dieser  Seite 
betrachtet  ist  eigentlich  das  Prämiensystem  scheinbar  überaus 
rationell,  aber  jedenfalls  ein  Zeit-,  kein  Werklohnsystem. 

Mit  dem  Werklohnsystem  verglichen  hat  es  eben  den  Vor- 
teil voraus,  dass  die  Zahlung  des  Zeiteinheitslohnsatzes  gesichert 
ist.  Andere  Vorzüge  aber,  die  angeblich  auch  mit  dem  Prämien- 
system  auftreten,  wie  z.  B.  die  Zusicherung,  dass  die  Grundzeiten 
(allowed  times)  nur  geändert  werden  dürfen  im  Zusammenhang 
mit  einer  Acnderung  in  der  Arbeitsmethode,  sind  keine  im  Wesen 
des  Systems  liejyende  Eii;entiimliciikeiten,  sie  sind  beim  einfachen 
Werklohnsystem  ebensowohl  /.u  crreiciien ,  es  kommt  dabei  nur 
aul  die  Kraft  der  Arbeiterschaft  an. 
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beugt  nhn  in  der  Tat  das  Pramicnsyslcm  vor.  Um  dies  ganz  an- 
schaulicli  zu  vcr<^c<^c'nwärtic^en,  verweise  ich  nnchmals  auf  die  c^ra- 
phische  DarstcllunL;  der  Lühnl)e\ve^un<^  diircn  Kurven,  die  ichim  An- 
han<4  III  zur  Jü  lanterunjJ  beiL^es^eben  habe.  In  der  Figur  ist  deutHch 
zu  erkennen,  wie  die  Differenz  zwischen  dem  Werklohnsatz  k:r 
die  belreffende  Arbeit  einerseits  und  zwischen  dem  Lohnbetrag, 
der  beim  System  Halsey^)  auf  die  Arbeit  entfallt,  anderseits  mit 
jeder  Verminderung  in  der  aufgewendeten  Zeit  grösser  wird.  Die 
mit  Scbraffen  versehene  Dreiecksfläche  (AWX)  beschreibt  dieses 
Wachstum.  Sobald  die  verwendete  Zeit  nahe  an  '/  10  der  emge- 
räumten  Grundzeit  kommt,  ist  der  Lohn  für  die  betreffende  Ar- 
beit  bereits  fast  auf  der  ursprünghch  in  Aussicht  genommenen 
Höhe,  auf  ^3  der  Höhe  des  Werklohnsatzes  herab[j^esnnken.  Oder 
um  einen  konkreteren  Fall  zu  wählen :  bei  Abnahme  der  gebrauch- 
ten Zeit  um  die  Hälfte  (also  auf  5  Stunden)  ist  der  Betrag«  der 
für  die  Arbeit  entfällt»  auch  schon  auf  ^/«  des  Werktohnsatzes  ge- 
fallen. 

Es  kann  also  gar  keine  Rede  davon  sein,  dass  hier  der  Lohn 
trotz  der  Veränderung  der  Produktivität  in  einem  konstanten  Quo- 
tienten des  Produktes  besteht,  wie  dies  Rodbertus  fordert ') ;  denn 
ist  z.  B.  der  Lohn  bei  Herstellung  der  Arbeit  innerhalb  10  Stun- 
den P/n  etwa  =s  1/4  des  Produktwertes,  so  ist  er  im  System  Ha/sey 
nach  dem  Gesagten  bei  bloss  SstOndiger  Arbeitsdauer  nur  noch 
'/i  •  P/n  also  Vielmehr  ergibt  die  Analyse  des  Zeitprämien- 
systems, dass  der  Arbeiter  ganz  offenkundig  den  Erfolg  jener 
Produktivitätssteigerung,  die  ausschliesslich  auf  die 
Entwicklung  seiner  Potenzen  zurückzuführen  ist,  nur  zu  einem 
Bruchteil  für  sich  selbst  erringt,  dass  also  mit  wachsender 
Produktivität  der  Arbeit  speziell  die  Quote  des 
Produktionsertrages,  die  auf  die  Arbeit  ent- 
fällt, abnimmt;  also  gerade  jenes  Verhältnis,  das  RMibertus 
als  bekämpfenswert  ausdrücklich  erklärt  hat,  greift  Platz. 

Die  Unternehmer  suchen  es  zu  rechtfertigen,  dass  von 
dieser  ausschliesslich  auf  die  Potenzen  des  Arbeiters  zurückzu- 
führenden Erhöhung  der  Produktivität  und  des  Ertrages  ihnen 


1)  Mit  der  PHtmienqaote  =  */••  Inwieweit  das  System  Rowtn  »h  rtMeilltaftet 
für  den  Arbeiter  angesehea  werden  kann     S.  50  f. 

'  ihertus'  lilcrarischcr  Nachlass  Bd.  III.  8.  Fragment,  sowie  Rffdbtrtm^ 
Brielc  luul  ^nziuipoiitisclu-  Aii<H-!'»f-n  i hrsg.  v.  Meyer)  Bd.  II.  S.  555;  vgl.  auch  meine 
Loluipolitik  und  Lobalheorie  Ho, 
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ein  ansehnlicher  Teil  zufalle.  Dass  sie  solches  versuchen,  ist  nur 
begreiflich,  die  auiVallende  Unnatürlichkeit  dieses  Anteiles  wird 
eben  empfunden.  Man  weist  hier  auf  die  grössere  Abnutzung  der 
Maschine  bei  grösserer  Leistung  und  auf  das  Wachsen  des  Kraft- 
verbrauches mit  der  Steigerung  der  Leistung.  »Vermuten  lässt 
sich  allerdings,  dass  diese  Abnutzung  weit  mehr  als  proportional 
wachse,  so  bemerkt  hiezu  ein  Vertreter  des  Unternehmerstand- 
punktes, weil  die  Maschine  leicht  überanstrengt  wird,  wenn  dem 
Arbeiter  nur  daran  liegt,  viel  fertig  zu  stellen«.  Positive  Aufzeich- 
nungen darüber  fehlen,  und  von  fachmännischer  Seite  wird  doch 
schliesslich  eingeräumt,  dass  die  Abnutzung  nur  proportional  der 
Produktionserhöhung  sein  dürfte  Dass  von  der  Notwendigkeit 
einer  kostspieligeren  Prüfung  der  fertigen  Arbeitsstücke  und  grös- 
seren Auslagen  für  die  verwickeitere  Lohnberechnung  geredet  wird, 
wurde  schon  an  anderer  Stelle  hervorgehoben  (oben  S.  53).  Etwas 
mehr  Hintergrund  hat  vielleicht  die  Behauptung,  dass  die  Aus- 
stattung des  Betriebes  eine  reichere  sein  müsse;  eine  Vermehrung 
der  Werkzeuge  sei  notwendig,  namentlich  fiir  die  Arbeiter  der 
Nachtschichte  doppelte  Garnituren,  da  keiner  Zeit  verlieren  wolle 
mit  der  Wiederherstellung  der  vielleicht  etwas  ausbesserungsbe- 
dürftigen Werkzeuge  der  Arbeiter  einer  anderen  Schicht. 

All  das  trifft  aber  ebenso  auf  die  Werklöhnung  zu,  die  von 
den  Unternehmern  eingerichtet  war,  ohne  dass  die  Notwendig- 
keit eines  Abzuges  von  dem  Lohne  des  rascheren  Arbeiters  er- 
kannt worden  ist.  Ingenieur  J/^'/Z^'r,  der  über  die  Verhältnisse  in  Ame- 
rika berichtet,  meint  denn  auch  selbst,  in  Zweifel  ziehen  zu  müssen, 
ob  alle  diese  Aufwendungen  50  Proz.  des  Mehrverdienstes  des 
Arbeiters  ')  ausmachen,  zumal  z.  B.  die  Kontrolle  der  Arbeiter 
zum  Teil  gegenseitig  durchgeführt  werde,  da  einer  dem  anderen 
nacharbeitet  und  sich  selbst  schädigt,  wenn  er  ein  schlecht  vor- 
gearbeites  Stück  ausarbeitet,  ohne  es  zu  beanstanden,  da  ihn  ja 
die  volle  Ersatzpflicht  mit  dem  V^erlust  seines  Lohnes  treft'e.  Diese 
Kontrolle  ist  wohl  gerade  bei  Maschinenbauarbeit  eine  besonders 
scharfe  und  hat  gerade  dort  das  Bedenken  vom  Arbeiterstand- 
punkt laut  werden  lassen,  dass  das  Verhalten  der  Arbeiter  unter 
der  Herrschaft  des  Zeitprämiensystems  ein  unkollegiales  werde. 
Es  mag  in  anderen  Industrien  diese  gegenseitige  Kontrolle  der 
Arbeiter  vielleicht  weniger  wirksam  sein  ;  vorläufig  handelt  es  sich 

1)  Zcitschr.  d.  Vereins  deutscher  Ingenicure.  47.  Bd.  S.  I135. 

2)  50%  beträgt  der  Abzug  bei  dem  für  den  Arbeiter  günstigsten  System  Weir. 
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aber  gerade  um  die  Maschinenbauindustrie,  in  der  der  Unter- 
nehmer angeblich  gezwungen  sein  soll,  vom  Lohn  des  rascher 
Arbeitenden  einen  Teil  für  die  durch  Steigerung  der  Produktion 
stärker  belasteten  Betriebskosten  zurückzubehalten. 

Es  ist  SU  seltsam,  dass  man  vom  einfachen  Werklohnsystem 
immer  gerühmt  hat,  es  sei  ökonomisch  so  vorteilhaft,  weil  der  b  e- 
schleunigte  Kapitalumsatz  dank  der  rascheren  Arbeit 
für  den  Unternehmer  eine  wesentliche  Verbilligung  der  Produk- 
tion bedeute,  also  Steigerung  der  Produktivität,  und  dass  man 
nun  davon  kein  Wort  spricht  oder  Schreibt!  Uebrigens  sei  es 
gestattet,  ein  Argument  vom  Standpunkt  rein  kaufmännischer  Be- 
trachtungsweise speziell  gegen  das  Herabsetzen  der  Werklohn- 
sätze geltend  zu  machen.  Man  braucht  doch  nur  die  Frage  auf- 
zuwerfen, wie  es  denn  mit  dem  Lohnaufwand  steht,  wenn  die  auf 
eine  bestimmte  Arbeitsverrichtung  so  gut  eingearbeitete  Arbeits- 
kraft aus  dem  Betrieb  ausscheidet  und  die  Betriebsleitung  ge- 
zwungen ist,  die  Arbeit  an  Arbeiter  zu  übertragen,  die  bisher  mit 
der  Arbeit  nicht  vertraut  waren  Kann  man  von  einem  »Markt* 
preise  der  Arbeit  reden,  wenn  ein  Arbeitgeber  für  eine  Arbeit 
vielleicht  30 — 40  Proz.  jenes  Lohnes  nur  zahlen  will,  den  er  zahlen 
m  ü  s  s  t  e ,  wenn  er  neue ,  wenig  eingearbeitete  Kräfte  auf  dem 
Arbeitsmarkte  sich  zu  beschaffen  hätte?  —  Gewiss  nicht!  Also 
nicht  einmal  Marktpreis,  wo  der  Arbeiter  Monopolpreis  fordern 
könnte ! 

Selbst  nicht  vom  individuiihvirtschaftlichen  Standpunkt  aus 
ist  also  diese  zunehmende  W-rkurziing  des  Lohnes  zu  Gunsten 
der  Unternehmer  zu  rechtfertigen.  Um  wie  viel  weniger  vom 
volkswirtschaftlichen,  vom  sozialökonomischen  Standpunkt  aus!  In 
dieser  Hmsiclu  liraucht  man  sich  nur  die  Wirkungen  des  Systemen 
klar  zu  machen  : 

1.  Erhi)huni^  des  Arbeitseinkommens  des  einzelnen  Arbeiters  in 
der  Zeiteinheit,  jedoch  hei  sinkendem  Lohnanteil  auf  die  Pro- 
dukteinheit, auf  alle  Fälle  daher 

2.  Produklionsvcrbiliigung  mindestens  we^en  der  Lohnautwand- 
vermindenint]f,  wahrscheinlich  aber  auch  im  Hinblicke  auf 
grössere  und  raschere  Kapilalausnutzung, 

3.  als  mögliche  Wirkung  bezuglich  des  Produktionsumfanges  ent- 
weder : 

t)  Vgl.  den  Fall  bei  B€ck,  Gerechter  Arbeitslohn.  1902.  Dresden.  S.  37. 
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a)  bei  gleichbleibendem  Aufwand  an  Betriebskapital  (Lohn- 
aufwand) V'^ermehrung  der  Produktion  oder 

b)  bei  gleichbleibendem  Produktionsumfang  Verminderung 
der  Arbeiterzahl  (da  ja  die  Steigerung  der  Arbeitsleistung 
des  einzelnen  die  Entlassung  eines  Bruchteiles  ermöglicht) 
und  damit  Ersparung  an  Betriebskapital  (Lohnaufwand). 

Es  ist  genau  der  gleiche  Kausalzusammenhang  beim  Zeit- 
prämiensystem festzustellen  wie  beim  »Akkordreissen«,  beim  >cut- 
ting-rates«  im  Werklohnsystem.  Es  ist  natürlich,  wenn  man  die 
verschiedenen  Abarten  des  besprochenen  Zeitprämiensystems  ver- 
gleicht, auch  zu  unterscheiden,  ob  die  Prämie  sich  auf  30  oder 
50  oder  70  Proz.  des  Lohnwertes  der  ersparten  Zeit  stellt,  oder 
gar  auf  90  Proz. ;  denn  in  dem  Masse,  als  die  Prämie  prozentuell 
wächst,  nähert  sich  das  System  in  seinem  Erfolg  bezüglich  des 
Lohnanteiles  an  der  Produkteinheit  dem  reinen  Werklohnsystem 
mit  konstantem  Werklohnsatz.  Der  Unterschied  der  Abarten  ist 
aber  nur  ein  gradueller  (d.  h.  betrifft  nur  die  Quantität)  nicht  ein 
virtueller,  und  es  gilt  gegen  das  Prinzip,  gegen  den  beim  Zeit- 
prämiensystem wie  beim  cutting-rates  tatsächlich  realisierten  Ge- 
danken der  Verminderung  des  auf  die  Produkteinheit  entfallenden 
Lohnbetrages  Stellung  zu  nehmen. 

Was  man  vor  sich  hat,  ist  in  allen  F'ällen  Steigerung  der  Pro- 
duktivität aus  der  Entwicklung  der  Arbeitspotenzen  allein,  mit  der 
Wirkung,  dass  der  Ertrag  dieser  Steigerung  zum  grossen  Teil 
nicht  dem  Arbeiter,  sondern  dem  Arbeitgeber  zur  freien  Verfü- 
gung zufällt.  Die  Beurteilung  des  ganzen  Erscheinungskomplexes 
hat  daher  zwei  Eventualitäten  im  Auge  zu  behalten: 

1.  Verbilligung  der  Produkte  im  freien  Verkehr  und  damit 
Erhöhung  der  Kaufmöglichkeit  für  einen  grösseren  Kreis 
von  Käufern, 

2.  Erhöhung  des  Einkommens  des  Unternehmers. 

Ein  drittes  ist  natürlich  die  Verbindung  beider  Eventualitäten. 
Der  Fall  kommt  aber  für  die  Beurteilung  nicht  besonders  in  Be- 
tracht, da,  wie  zu  zeigen  sein  wird,  die  Kritik  jeder  der  beiden 
Eventualitäten  auch  die  Kombination  beider  sozialökonomisch  in 
das  richtige  Licht  setzt. 

I.  Was  die  Warenverbilligung  anlangt,  ist  zu  fragen : 
»wie  weit  geht  sie?«   und  welche  Wirkungen  sind  zu  erwarten.^ 

Die  Ersparung  am  Arbeitslohn  kann  vollständig  in  der  Er- 
mässigung der  Warenpreise  aufgehen,   entscheidend  hiefür  kann 
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die  Marktlage  sein,  aber  gewiss  auch  unter  Umstanden  das  Be- 
lieben des  Unternehmers:  dann  sind  die  Wirkungen  verschie- 
den 7.U  beurteilen  nach  der  Kategorie  von  Waren,  uro  die  es  sich 
handelt.    Sind  es 

a  >  Produktionsmittel  (Werkzeuge ,  Maschinen,  Roh* 
Stoffe,  Froduktionsstätten  u.  dgl.),  dann  kommt  es  darauf  an,  ob 
die  Verwendung  dieser  Produktion-^mittel  für  eine  Gütererzeugung 
erfolgt,  deren  Erleichterung  und  Verbilligung  im  Interesse  der 
Allgemeinheit  oder  nur  zum  Vorteile  eines  sehr  beschränkten 
Kreises  von  Konsumenten  erreicht  wird,  welche  Alternative  in  b) 
und  c)  auseinandergehalten  ist. 

b)  Konsumgüter  eines  weiten,  umfassenden 
K  o  ns u me nten  k r e  ise 8,  sozusagen  Konsumgüter  fiir  die  AH* 
gemeinheit:  dann  wird  zweifellos  eine  Erleichterung  der  Daseins- 
führung für  die  Arbeiter,  also  auch  für  die  im  Lohn  verkürzten 

■  Arbeiter  die  Folge  sein  und  zwar  um  so  sicherer  dann,  wenn 
die  oben  erwähnte  Wirkung  auf  den  Produktionsumfang  tn  einer 
Vermehrung  der  Produktion  besteht  (vgl.  oben  S.  68/69  3a).  Allein 
jedenfalls  darf  dabei  nicht  übersehen  werden,  dass  dann  doch 
auf  Kosten  der  betrefTenden  verkürzten  Arbeiter  auch  solche  Be- 
völkerungskreise einen  Nutzen  ziehen,  die  auch  Konsumenten  der 
Ware  sind,  die  aber  dieser  Erleichterung  in  der  Warenbeschaffung 
bezw.  Lebensführung  ganz  und  gar  nicht  bedürftig  sind,  dass  also 
teilweise  wenigstens  eine  Verteilung  bewirkt  werden  kann,  die 
sozialökonomisch  nicht  anzustreben  ist.  Tritt  aber  dann  etwa  hin- 
sichtlich des  Produkttonsumfanges  die  andere  Wirkung  ein,  dass  die 
erhöhte  Leistung  der  Arbeiter  zu  einer  Verminderung  der 
Arbeiterzahl  bei  der  Produktion  ausgenützt  wird,  dann  kann 
mit  einer  günstigen  Wirkung  jedenfalls  nur  unter  der  Voraus- 
setzung gerechnet  werden,  dass  das  dadurch  ersparte  Betriebs- 
kapital einem  anderen,  gleichfalls  Allgemeinbedürfnissen  dienen- 
den Produktionszweig  zugewendet  wird  und  der  Verminderung 
des  Arbeiterbedarfes  auf  der  rinen  Seite  eine  Nachfrage  auf  an- 
dt-rcni  Gebiete  kompensierend  ^ei^enüberiritt.  Damit  kommen  wir 
r[brit^«ms  zu  jenen  Wirkungen,  die  aus  der  Erhöhiuij^  des  Unter- 
nehnureinkomtnens  zu  gewartigen  sind,  die  unter  2.  zu  bespre- 
chen sintl. 

c)  Konsumgüter,  die  den  Arbeitern  in  einem  gennj^en 
Ausmass  oder  gar  nicht  zugänglich  sind,  also  Konsumi^üter  d  c  i 
wirtschaftlich  besser  situierten  Kreise:  dann  kaun 
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für  eine  Erhöhung  der  LcbLMisfuhnintj  der  Arbeiter  und  namcnt- 
hch  natuiiicii  auch  der  in  ilirciu  Lohn  verkürzten  Arbeiter  keine 
I luHnung  genährt  werden.  Es  kommen,  abgesehen  davon,  analoge 
Möglichkeiten  in  Betracht  wie  bei  den  Konsumgütern  für  die  All- 
gemeinheit (b),  und  es  muss  als  günstigste  Wirkung  der  Vtrbilli- 
gung  betrachtet  werden,  wenn  der  Arbeitsmarkt  dadurch  eine 
Vermehrung  der  Nachfrage  erfährt. 

d)  Aehnlich  aber  liegen  die  Dinge  dann,  wenn  es  sich 
um  Leistung  handelt,  die  der  Allgemeinheit  zugute  kommen, 
well  sie  öffentlichen  Zwecken  dienen  ,  allgemeiner 
Nutzung  zur  Vcrtiii^ung  steilen,  wie  alle  Produktionen,  die  ein 
öffentlichps  Gemeinwesen  belasten ,  Strassen-  und  Brückenbau, 
Bau  öffentlicher  Anstalten,  auch  Verkehrsanstallen  und  Verkehrs- 
mittel,  sofern  zur  Deckung  der  Kosten  Steuermittel  \ er- 
wendet werden.  Denn  dann  bedeutet  auch  jede  Lohnkürzung 
eine  Krleichterung  fiir  die  zu  den  Produktionskosten  1  leranzuziehen- 
den,  also  die  Steuerträger,  das  sind  mutmasslich  in  aller  Regel 
die  Leistungsfähigeren. 

Zusammenfassend  darf  daher  wohl  bezüglich  der  Warenver- 
biUigung  das  Urteil  dahin  gefällt  werden,  dass  dieselbe,  sofern  sie 
aus  einer  Verkürzung  des  Arbeitslohnes  für  die  Froduktionsein- 
hcit  hervorgeht,  nur  in  sehr  beschränktem  Ausmasse  die  Güter- 
verteilung in  einem  für  die  wirtschaftlich  Schwächeren  günstigen 
Sinne  beeinfiusst.  Die  Warenverbilligung  hat  sozialökonomisch 
nur  dann  inneren  Wert,  wenn  sie  die  Güterverteilung  in  solcher 
W^eise  beeinflusst,  dass  die  Konsumtionsbasis  der  breiten  Massea 
eine  Erweiterung  erfährt,  und  das  ist  nur  sehr  bedingt  im  vor- 
liegenden  P^all  zu  gewärtigen.  Es  ist  das  wünschenswertere 
für  die  Gesamtheit,  die  Kaufkraft  der  Schwächeren  unmittelbar 
zu  kräftigen  —  und  das  geschieht  dm-ch  Ermöglichung  mindestens 
einer  Parallelbewegung  zwischen  Lohneinkommen  und  Arbeits- 
produktivität —  ak  dies  mittelbar  im  Wege  der  Ermässigung  von 
Warenpreisen  herbeiführen  zu  wollen. 

2.  Die  Erhöhung  des  Arbeitgebereinkommens 
muss  zunächst  unmittelbar  als  Abzug  von  jener  Quote  des  Produkt- 
wertes empfunden  und  wirksam  werden,  die  vorher  dem  Arbeiter 
zugefallen  war,  ehe  er  durch  Steigerung  seiner  Arbeitsintensität 
Arbeitszeit  erspart  hatte,  bezw.  ehe  der  Werklohnsatz  gekürzt 
worden  war.   Die  Wirkung  kann  gipfeln: 

a)  in  einer  Steigerung  der  Kapitalbildung  inner- 
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halb  der  Unternehmerklasse :  es  ist  zu  oft  schon  nachgewiesen 
worden,  dass  die  absolute  Kapitalvermehrung  der  Gesamtheit  we- 
nig Nutzen  bringt,  wenn  die  Kapital  Verwendung  nicht  auch  zur  He- 
bung der  Lebensführung  der  »unteren  Schichtenc  zu  einer  Minderung 
der  wirtschaftlichen  Differenzierung  führt.  Welchen  Zweck  kann 
die  Erweiterung  der  Kapitalbildung  und  im  Gefolge  derselben 
eine  Produktionserweiterung  haben,  wenn  ihr  nicht  auch  eine  Er- 
höhung der  Kaufkraft  breiter  Schichten  zur  Seile  geht? 

Nicht  als  oh  die  Bedeutung  der  Kapitalbildung  für  die  Ent- 
wicklung der  Produktion  und  die  Bedeutung  dieser  für  die  Ent- 
wicklung der  Lebensführung  im  allgemeinen  unterschätzt  werden 
sollte.  Aber  im  Interesse  einer  gesunden  und  sicheren  Fundierung 
des  gesamten  Wirtschaftslebens  eines  Volkes  muss  es  für  wert- 
voller erkannt  werden,  dass  Arbeiter  dank  der  besseren  Entfal- 
tung ihrer  Potenzen  Lohnetnkommen  beziehen,  die  vielleicht  ein 
Mehrfaches  des  Durchschnittstaglohnes  ausmachen,  als  wenn  der 
Wert  dieses  Mehrertrags  der  Arbeit  in  Kapitalform  beim  Unter- 
nehmer auftritt.  Die  Erweiterung  der  objektiven  Konsumtionsmög- 
lichkeit  in  Arbeiterkreben  ist  und  wird  immer  mehr  Voraussetzung 
für  die  Fruchtbarkeit  des  Kapitales. 

Immer  eine  gesunde,  dem  Individuum  wie  der  Gesamtheit 
förderliche  Richtung  der  Konsumtionsentwicklung  beim  Arbeiter 
vorausgesetzt!  Das  ist  selbstverständlich.  Aber  das  gehört  auf 
das  Gebiet  ökonomischer  und  sittlicher  Erziehung  und  kann  hier 
nicht  weiter  in  Betracht  kommen.  Aber  Erfolg  ist  von  solcher 
Erziehungstätigkeit  doch  auch  erst  zu  erwarten,  wenn  die  objek- 
tiven Voraussetzungen  —  und  dazu  gehört  auch  die  Möglichkeit 
der  Kapitalbildung  in  weiteren  Kreisen  —  durch  die  Lohnpolitik 
mitgeschafien  werden, 

b)  in  der  Ausgestaltung  der  Konsumtion  der 
Unternehmerklasse:  sie  geht  jedenfalls  in  einer  anderen 
Richtung  vor  sich  als  bei  den  Arbeitern.  Auch  sie  kann  ge- 
wiss unter  Umständen  der  Entwicklung  produktiver  Kräfte  in  der 
Volkswirtschaft  günstig  sein,  Entwicklung  und  Intensi\ icrung 
der  Bodenkultur,  Viehzucht  u.  dgl.  m.  kann  veranlasst  und  da- 
mit auch  die  Produktivitätssteigerunj^  für  andere  lievölkerungs- 
schichten  wirksam  werden.  Wenn  von  ^mer  Steigerung  oder  Ent- 
wicklung des  Konsums  der  Unternehmerklasse  geredet  wird,  so 
ist  aber  iiberwic^^cnd  an  qualilizierLen  Luxuskonsum  zu  denken, 
der  die  wirtschaftliche  Differenzierung  der  Gesellschaftsklassen  ver- 


Digitized  by  Google 


schärft  und  die  Grundpfeiler  eines  gleichmässig  gesicherten  Wirt- 
schaftsverlaufes untergräbt,  welcher  volkswirtschaftlichen  oder  loka- 
len oder  auch  speziell  einzelne  Industrien  erfassenden  Kreisen  Tür 
und  Tor  öffnen  hilft,  ohne  dass  die  durch  solche  Konsumtions- 
erweiterung verursachte  Vermehrung  der  Nachfrage  auf  dem  Ar- 
beitsmarkte von  irgend  grösserem  Belang  werden  könnte. 

Also  auch  von  der  Erhöhung  des  Arbeitgebereinkommens  aus 
Mitteln,  die  im  Falle  einer  anderen  Lohnbemessung  den  Arbeitern 
kraft  ihrer  Leistungserhöhung  zukommen  würden,  ist  keine  Wir- 
kung zu  erwarten,  die  auch  nur  annähernd  Anhaltspunkte  dafür 
böte,  dass  die  Verkürzung  der  auf  die  Produkteinheit  entfallenden 
Lohnquote  der  Gesamtheit  irgendwie  förderlich  sein  könnte. 

Die  vorstehenden  wirtschaftlichen  Zusammenhänge  sind  frei- 
lich nur  aphoristisch  angedeutet,  aber  nur  auf  diesem  Wege  ana- 
lytischer Behandlung  der  Kausalzusammenhänge  ist  m.  E.  der  rich- 
tige objektive  Standpunkt  für  die  Beurteilung  der  vorliegenden 
Frage  zu  gewinnen. 

Die  Lohnbildung  gilt  bekanntlich  sowohl  als  ein  Einkommens- 
problem als  auch  als  Produktionsproblem,  und  zwar  letzteres,  so- 
weit es  sich  darum  handelt,  bei  der  Produktion  das  Ausmass  der 
Opfer,  die  zur  Herstellung  neuer  Güterwerte  erforderlich  sind,  tun- 
lichst zu  vermindern.  Diese  bisherige  Betrachtungsweise  ist  je- 
doch nur  sehr  beschränkt  richtig  M-  Sieht  man  näher  zu,  so  wird 
man  gewahr,  dass  die  Lohnbildung  nur  insofern  ein  Produktions- 
problem wird  und  werden  kann,  als  die  Lohnhöhe  die  Höhe  des 
Produktionsertrages  beeinflusst.  Auch  hier  kommt  der  ökonomi- 
sche Faktor  nicht  seiner  absoluten  Höhe  nach,  sondern  nur  nach 
seinem  Verhältnis  zum  Erfolge,  der  mit  dem  Aufwände  erreicht 
werden  soll,  in  Betracht.  Während  wohl  das  individuelle  Interesse 
des  Unternehmers  auf  die  absolute  Niedrigkeit  des  Lohnes  fürs 
erste  scheinbar  insoweit  gerichtet  ist,  als  der  tunlichst  geringe 
Lohnaufwand  die  Herstellungskosten  für  ihn  verbilligt  und  so  die 
Difi'erenz  zwischen  Erlös  und  Aufwand  möglicherweise  grösser 
werden  kann,  ist  das  Produktionsinleresse  einer  ganzen  Volks- 
wirtschaft an  der  Lohnbildung  durchaus  nicht  zu  identifizieren 
mit  einer  absoluten  Verminderung  des  Lohnaufwandes,  vielmehr 
hat  die  Volkswirtschaft  hinsichtlich  ihres  Produktionslebcns  nur 
das  Interesse,  dass  die  Produktion  in  solcher  Weise  vor  sich  geht, 

l)  Den  Satz  habe  ich  selbst  wiederholt  uneingeschränkt  geäussert  in  meiner  Lohn- 
politik und  Lohntheorie. 
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dass  die  erzeugten  neuen  Güter  huhcre  Werte  sind  als  die  dar- 
auf verwendeten  Kräfte.  Der  Arbeitslohn  darf  daher  nicht  als 
eine  absolute  Grösse  beurteilt  werden,  eine  richti;:^e  ökonomische 
Beurteilung  hat  von  der  I^ezieliun^^  des  gpsTJTitrn  Lohneinkom* 
mens  zum  Gesamtwert  der  Produkte  auszufeilen. 

Hangt  die  l^ildung  von  Werten  bei  der  Produktion  zum  min- 
desten nach  einer  Seite  davon  ab,  in  welcher  Weise  die  Produkte 
gewertet  werden,  so  handelt  es  sich  also  wescnthch  darum,  die 
Fl  n  t  w  i  c  k  1  u  n  g  des  Marktes  n  a  c  Ii  der  Seite  der 
Nachtrage  zu  fördern,  dahin  zu  wirken,  dass  die  Produkte  in 
Hände  gelangen  können,  in  denen  sie  einen  hohen  Grenzwert  er> 
reichen  können. 

Dann  ist  also  nicht  »M  i  1 1  c  i  d  s  c  h  w  är  m  e  re  U  und 
»Gerechtigkeitsdusclei«  der  Ausgangspunkt  einer  Lohn^ 
politik,  die  die  Arbeiterschaft  mindestens  vor  Vcrkiir^ungen  ihres 
Lohnes  schützen  will,  sondern  eine  solche  Lohnpolitik  wird  durch 
reinökononiisch-theoretischeErwägung  notwendig. 

Und  mag  man  selbst  zugeben  müssen,  dass  bei  unserer  Rechts* 
und  Wirtschaftsordnung  die  Fortdauer  des  produktiven  Lebens 
von  individuellen  Produktionserträgen  abhängig  ist,  so  ist  gegen» 
über  dem  individuaiwirtschaftlichen  Standpunkt  zu  bemerken,  dass 
nicht  bloss  die  Differenz  von  Erlös  und  Kosten  den  Er- 
trag bestimmen,  sondern  auch  eine  Multiplikationsope- 
ration. Das  MultipUkationsprobiem  besteht  darin,  dass  man 
sich  die  Möglichkeit  klar  macht,  wie  vielfach  diese  auf  die  Pro- 
dukteinheit entfallende  Differenzgrösse  zu  realisieren  ist*). 

Und  nun  nach  dieser  lohntheoretischen  Erwägung  noch  ein 
Wort  zu  unserem  speziellen  Problem. 

l)  Diese  Tatsache  bt  ▼ielcn  Untemehmem  nichts  Frendes,  Deshalb  knüpft  gar 
mancber  seine  Gcschäftspnxts  da  an.    Eine  chaiakteristische  Ersctmnimg  htefiir 

ist  es,  dass  auf  die  Signierung  der  Arbeitsprodukte,  die  von  Arbeitern  unter  Gewerk- 
vereins-Lohnliedingungen  hergestellt  «Irul  ,  (/m-rn-'.uu-/  lu:i><t  dic-e  Marke),  von  den 
nnternehiufrii  treibst  .nnj^cstrcht  wird,  nur  um  in  <1en  ArljciitTkrcisfri.  wenn  auch  nur 
liui  muiaigem  Emhcitsgcwinn  Absatz  zu  liabcn.  in  Amerika  sind  ünierneluner  so  weit 
gegangen,  lokale  GevrerkTcreine  unter  ihren  Arbitern  ra  errichten,  nur  wo  der  Vor- 
teile tetlbaftig  tu  werden,  auch  ihre  Waren  mit  der  Gewerkvereiasmarke  auf  den  Markt 
bringen  und  mit  grossem  Umsatt  arbeiten  zu  können.  Auch  ein  Zeichen  von  der  Be» 
deutung ,  die  der  Konsumkraft  der  Arbeiter  beigemessen  wird.  (Vgl. 
Willett,  Mabel  llurd  The  cnif  li  yinent  of  women  in  the  clothing  trade,  vol.  XVI, 
Nr.  2  der  .Studies  in  history  economics  aud  public  iaws  der  Columbia  University  New- 
Vork,  1902.  p.  180.) 
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Ist  es  gerechtfertigt,  dass  sich  die  Arbeiter  mit  einer  Stei- 
gerung des  Zeitlohnverdienstes  zufrieden  geben,  wenn  die  Produk- 
tivität ihrer  Arbeitskraft  ohne  jedes  Zutun  der  Kapitalelemente 
(Werkzeug,  Maschinen  u.  dgl.)  in  einem  weit  höheren  Ausmasse 
gestiegen  ist^  Ist  es  gerechtfertigt,  dass  die  Arbeiter  sicli  be- 
gnügen, dass  ihr  Lohneinkomtnen,  auf  die  Zeiteinheit  bezogen, 
steigt,  während  die  Steigerung  der  Produktivität  ihrer  Arbeits- 
kraft günstigsten  Falles  der  Gesamtheit  in  Gestalt  verbilligter 
Warenpreise  zukommt,  und  während  das  Verhältnis  ihres  Lohnes 
zum  gesamten  Produktions  wert  im  Rückgang  begriffen  ist?  —  Die 
Antwort  lautet  nach  dem  Gesagten  dreimal  Nein! 

Das  ist  der  Punkt,  an  dem,  wie  ich  meine,  wir,  obgleich  so 
viele  Dezennien  später,  immer  noch  auf  den  genialen  einzig  rich- 
tigen Gedanken  RodbertHS*  zurückgreifen  müssen.  Roäbertus  hat 
1862  in  ganz  klarer  Weise  das  Postulat  formuliert,  dass  der  Arbeits- 
lohn mit  der  Produktivität  wachsen  müsse.  Er  hat  dabei  noch 
die  »Produktivität!  allgemein  verstanden  wissen  wollen;  darum 
handelt  es  sich  in  unserem  Falle  zunächst  nicht  einmal,  sondern 
nur  darum,  dass  die  Erhöhung  der  Produktivität  ausschliesslich 
auf  Grund  der  Entwicklung  der  Geschicklichkeit  und  Intelligenz 
auch  ganz  ausschliesslich  eine  uneingeschränkte  propor- 
tionalfi  Lohnerhöhung  fordert;  damit  kommt  diese  Pro- 
duktivitätssteigerung auch  schon  der  Gesamtheit  zu  gute. 

An  der  Produktionsverbilligung  hat  allerdings  auch  die  Ar- 
beiterschaft in  gewissem  Ausmasse  Interesse,  aber  nur,  wenn  jene 
nicht  in  der  Herabsetzung  der  Werklöhne  ihre  Wurzel  hat; 
vor  allem  gewiss  an  der  Verbilligung  infolge  Rückganges  des 
Kapitalzinses.  Bei  Fortschritten  in  der  Technik  liegen  die  Dinge 
schon  anders.  Hier  liegt  eine  Produktivitätssteigerung  vor,  an 
der  die  Arbeiter  keinen  Anteil  haben,  aber  die  Verbilligung,  die 
daraus  resultiert,  kommt  ihnen  zu  gute,  sofern  die  technische  Pro- 
duktivitätserhöhung nicht  in  der  Ausschaltung  von  Arbeitskräften 
gipfelt,  deren  Klasse  dadurch  eine  Schwächung  ihrer  Kaufkraft 
erfahrt.  Denn  obgleich  die  Erreichung  der  Produktivitätsteigerung 
(z.  B.  maschinelle  Ausgestaltung  des  Produktionsprozesses)  eine 
anderweitige  Bindung  von  Arbeitskräften  vielfach  voraussetzen 
wird,  so  kann  trotzdem  eine  Verdrängung  von  solchen  als  Saldo 
dieser  Bilanz  sich  herausstellen. 

Gerade  im  Hinblicke  auf  derartige  Fälle  einer  Produktivitäts- 
steigerung, in  denen  ohnehin  der  Anteil  des  Arbeitslohnes  am 


-  76  - 


Produktwert  immer  ^^eriiiger  wird,  miiss  eine  [gesunde  Lohnjjolilik 
ihre  Kräfte  ganz  besonders  darauf  konzentrieren,  dass  mindestens 
jene  Produktiv  itatsstci^'erungen,  die  ausschliesslich  der  Entwick- 
lung der  i'ütenzen  der  menschliclu-n  Arbeit  zuzuschreiben  sind, 
auch  mit  einer  proportionalen  Lolinerhöhnii^  entgeltet  werden. 
Auch  die  Lohnbemessiini::[smethoden  sind  eui  Problem  der  Lohn- 
politik, und  L^anz  besonders  eröffnet  sich  der  LohnpoHtik  liier  m 
der  B  e  k  a  m  [)  f  u  n  einerseits  des  Z  e  1 1  p  r  a  m  i  e  n  s  y- 
s  t  e  rn  es  und  in  dem  Widerstände  g  e  e  n  die  Herab- 
setzung^ von  \\  e  r  k  1  o  h  n  s  ä  t  z  e  n ,  anderseits  in  der  Reform 
der  VVerklohnsysteme  und  in  der  Forderung  ihrer  Ergänzung  durch 
die  Zusicherung  des  Zeitlohnmindestverdienstes,  vielleicht  in  Ge- 
stalt des  Werkzeitlohnes  im  Sinne  des  Rodäertus''&ch&n  Norxnal- 
arbettstages,  eine  Keibe  wichtiger  Aufgaben. 
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VU, 

Zur  Stabilisierung  gemeinwirtschaftlicher  Arbeitsver- 
hältnisse. 

1.  Theoretisches  2um  Grundgedanken  des  Stabilisierungs- 

problemes. 

In  den  vorstehenden  Abschnitten  wurde  bei  allen  Erörterungen 
über  das  Problem  der  Lohnbeniessun'_'smethode  von  der  Voraus- 
setzung ausgegangen,  dass  das  Arbeitsverhältnis  die  Grundlaf^e 
bildet  für  die  s  p  e  k  u  1  a  t  i  \-  n  E  r  w  e  r  b  s  z  w  e  c  k  e  n  dien- 
ende P  r  i  V  a  t  u  n  t  e  r  n  e  ii  in  u  n  g.  l'^s  war  mithin  damit  zu 
rechnen,  dass  sich  zwei  individuaUvirtschaftliche  Interesscnsph.ären 
scheinbar  ausschliesslich  antagonistisch  gegenüberstehen.  Dass 
und  inwieweit  dies  nur  >scheinbar«  angenommen  werden  kann,  dass 
tatsächlich  die  Beziehungen  zwischen  den  beiden  Interessenkreisen 
durch  die  Erkenntnis  der  wechselseitigen  Abhängigkeit  eine  För- 
derung erfahren  müssten,  weil  die  Interessen  weit  harmonischer 
zusammenstehen,  als  es  eben  nur  den  Anschein  hat,  dass  nicht 
Uebervorteilung  des  einen  Teiles  Nutzen  des  andern  ist,  das  alles 
dürfte  aus  den  Ausführungen  des  letzten  Abschnittes  wohl  auch 
genugsam  hervorgehen. 

Mit  der  Betrachtung  der  eigentümlichen  Rolle,  die  der  Lohn» 
bemessung  bei  solchen  Arbeitsverhältnissen  zukommt,  würde  na- 
türlich der  Wirkungskreis  des  Lohnbemessungsproblemes  nur  un- 
vollkommen erfasst  werden»  denn  man  hat  es  nicht  mehr  bloss 
mit  Arbeitsverhältnissen  zu  tun,  in  denen  kapitalistische  Erwerbs* 
Unternehmungen  die  Arbeitgeber  sind,  sondern,  und  zwar  nament- 
lich dank  einer  veränderten  Auffassung  von  den  wirtschaftlichen 
Aufgaben  des  politischen  Gemeinwesens,  mit  einer  wachsenden 
Zahl  grosser  Betriebe  auf  öflTentlichrechtticher  Grundlage.  Auch 


-  ;8  - 


auf  sie  ist  die  Auhnerksamkeit  bczÜLjlich  des  in  Rede  sichenden 
Problenics  der  Lohnbeniessi!iiL;snieth()de  noch  besonders  zu  lenken, 
denn  es  wären  mindestens  die  \'orausset;?nnCTen  dafür,  dass  die 
Dini^'e  hier  anders  liegen,  gegeben.  Zunächst  Cfilt  es  aber  aller- 
dings, d'w.  Besonderheit  dieser  staatlichen,  kommunalen  und  sonsti- 
gen gebietskorperschaftüchen  Arbeitsverhältnisse  ins  klare  zu  stellen. 

Die  mindestens  sehr  beachtenswerte  Ausdehnung  der  Tätig- 
keit öffentlicher  Gememwesen  auf  dem  Gebiete  der  Bedarfsbe- 
friedigung ihrer  Glieder  in  Produktion  und  Verkehr,  hat  zunächst 
die  Fol;q;e  gehabt,  dass  in  den  letzten  Jahren  das  Interesse  dieser 
Arbeitgeber  an  der  Lohngestaltung,  wie  auch  das  Interesse  der 
Arbeiter  an  einem  entsprechenden  Verhalten  der  betreffenden 
Verwaltungskörper  ganz  bedeutend  gewachsen  ist.  Es  ist  unver- 
kennbar bereits  in  das  Bewusstsein  der  Menge  gedrungen,  dass 
man  es  mit  einem  neuen  Problem  zu  tun  hat:  wie  soll  dieses 
Arbeitsverhältnis  bei  Gemeinwirtschaften  speziell  gestaltet  werden  .- 
Das  Gefühl  dafür,  dass  es  sich  nicht  um  ein  gleichartiges  V^er- 
hältnts  wie  im  Falle  eines  privaten  Unternehmers  handeln  könne, 
dieses  Gefühl  hat  sich  sehr  bald  da  und  dort  bemerkbar  gemacht. 
Aber  die  Frage,  ob  das  Verhältnis  zu  einer  förmlichen  Beamtung 
ausgestaltet  werden  kann  und  soll,  ist  zwar  neuestens  mehrfach 
erörtert  worden  aber  gerade  in  kompetenten  Kreisen  der  ver> 
waltenden  Organe  dieser  Gemeinwesen  geht  man  mit  einer  Aengst- 
lichkeit  sondergleichen  zumeist  um  die  Lösung  des  Problems 
herum  und  schafft  Verhältnisse,  nicht  Fisch  und  nicht  Fleisch, 
die  jedenfalls  nur  das  eine  klar  beweisen,  dass  man  eigentlich 
die  Besonderheit  des  Rechtsverhältnisses  ganz  und  gar  nicht  er- 

l)  So  nciicstciis  auch  mit  ziemlich  eingeschränkter  Bejahung  bei  ^V^/;i</.'tV  (Grund- 

rits,  n*  S.  736  f.)  und  eiogebeiider  bei  v.  Piii^fifwitk  in  der  nenetten  (5.)  Auflage 
•eines  Grandriaseii  L  Pk,  stellt  das  ArbeitsverhäUnb  der  SUats*«  t«ndes>,  Gemäide- 
benmten,  der  Seeleute,  Eisenbahnangesteliien  als  besonderes  Arbeitwystem  »der  Ge* 

buDdenheit  durch  herrschaftliche  Gewalt«  den  übrigen  Systemen  gegenüber  (Systeme  der 
l'nfreihct,  individucücn  Freiheit  \ind  korporativen  Gebundenheit),  indem  er  als  Charakte- 
ristiken desselben  einerseits  die  KiUsu  iiung  durch  Vertrag,  also  durch  freie  Willensent- 
schliessung,  anderseits  die  Unabhängigkeit  des  Inhaltes  von  der  WUlensentächlicssung 
des  Arbeiters  bervorbebt.  UnterwerfnoK  der  Arbeiter  unter  die  Befeblsgnralt  des 
»Dienste-Gebers.  Ob  darin  witklicb  ein  so  tief  einscbneidendes  Unterscbcidnngsmerk- 
mal  erfasst  ist^  leb  glaube  im  nachfolgenden  das  wirtschaftitcbe  Problem  der  Esi- 
stenzsicherung  ge^enti!)ci  i1;e>cr  rechtlichen  Eigtiitüinliclikeit  herr<n?arhcitcn  zu  sollen, 
nimnl  da  diese  .mch  aink-rcn  Systemen  niclil  felilt  (System  der  Unfreiheit!)  und  ge- 
raJe  auch  das  rein  pnvatrechtliche  Arbeitsverhältnis  mit  Befehlgebuogsrecht  des  Ar- 
beitgcbefs  im  weitesten  Umisng  vorkommt. 
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kennt.  Mit  wenigen  Ausnahmen  muss  gesagt  werden,  dass  — 
und  vor  allem  i;ilt  das  von  den  deutschen  Stadtverwaltungen  — 
dass  man  sich  noch  zu  keinem  Standpunkt  aufgeschwungen  hat, 
d(  r  gewissermassen  als  Lösung  der  Vorfrage  fiir  eine  Reihe  wich- 
tigster Erscheinungen  eingenommen  werden  muss.  Der  Grund 
dafür  ist  zunächst  gewiss  auch  in  dem  Umstand  zu  suchen«  dass 
man  über  die  Vorstellung  einer  ganz  bestimmten  Relation  zwi> 
sehen  den  Einkommensverhältnissen  der  Arbeiter  zu  denen  der 
übrigen  Klassen  nicht  hinauskommt.  Noch  mehr  aber  fehlt  es 
m.  F.  wohl  an  Einsicht  <m  '_^f  nüber  Veränderlichkeit,  sowie  am 
Blick  für  den  tatsächlichen  Wandel,  denen  das  Arbeitsverhältnis 
in  seinen  Grundlagen  unterliegt. 

Es  können  in  diesem  Zusammenhang  nur  in  aller  Kürze  die 
Tendenzen  des  Entwicklungsganges  angedeutet  werden;  da  ich 
aber  den  EinbHck  in  dieselben  für  eine  wichtige  Voraussetzung 
einer  vorurteilslosen  Stellungnahme  zu  den  Emanzipationsfragen 
der  Arbeiterschaft  halte,  so  kann  ich  nicht  verzichten,  hier  darauf 
einzugehen. 

Die  Entwicklung  der  Individualwirtschaft  lässt  zwei  das  Prin- 
zip der  Arbeitslast  durchdringende  Tendenzen  zum  Durchbruch 
kommen,  die  sich  bemerkbar  machen,  sobald  und  insoweit  eine 
Arbeltsaufgabe  auch  tatsächlich  als  Last  empfunden  wird').  Die 
beiden  Tendenzen  sind:  i«  Abwälzung  der  Arbeit  auf  andere, 
2.  Verminderung  der  Arbeitslast  durch  und  für  den  einzelnen  Ar- 
beitenden selbst.  Führt  die  zweite  Tendenz  in  der  Hauptsache 
zur  technischen  Vervollkommnung  der  Arbeitsprozesse,  so  bildet 
die  erste  das  treibende  Element  für  die  Ausgestaltung  der  ver- 
schiedenen Formen  von  Organisation  der  Arbeitskräfte  und  da- 
mit auch  der  verschiedenen  Grundlagen  des  Arbeitsverhältnisses 
schlechthin. 

Das  Ziel  der  Arbeitsabwälzung  wird  nämlich  erreicht:  i.  zu- 
nächst durch  reine  Gewaltverhältnisse,  unter  denen  die 
väterliche  Gewalt  wohl  eine  besondere  Stellung  einnimmt;  dass 
auch  der  natürlichen  Uebermacht  des  Mannes  gegenüber  der 
Frau  eine  grosse  Bedeutung  zukommt,  wird  nicht  ganz  in  Abrede 
zu  stellen  sein.   Vor  allem  aber  ist  an  die  Sklaverei  zu  denken; 

I)  E«;  ^oll  aber  mit  diesem  Sil,-  v.U'l  den  folgenden  Gedanken  keineswegs  der 
Theorie  vom  Horror  lahoris  die  Kevereni  bc/cu^-i  werden.  Nnch  i'on  Bürh^r^cAytin 
Forschungen  (vgL  Arbeit  und  Kiiythmus,  insbes.  1.  Kapitel)  kann  die  ünricluigkcit 
dieses  Studlentubenprodoktes  wohl  nicht  mehr  angezweifelt  werden. 
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wenigstens  in  den  primitiven  ErschcinuiiL^-slormen  erhält  sie  doch 
weitaus  vor  allem  anderen  durch  die  Arbeitsabwäkung  deu  haupt* 
sächhchstcn  Inhalt. 

2.  Die  nächste  Stute  ist  gekennzeichnt- 1  durch  ein  patriar- 
c  h  a  1  c  s  Vc  r  h  ä  1 1  n  i  s  höherer  Ordnung,  krait  dessen  der 
Herr  eine  rechtliche  Verfügungsgewalt  über  den  in  seiner  p  o- 
t  e  s  t  a  s  stehenden  Arbeitsfähigen  besitzt.  Auch  hier  bildet  viel- 
fach der  natürliche  Blutszusammenhang  die  Grundlage  für  das 
Herrschaftsverhältnis,  aber  erweitert  ist  der  Kreis  der  Abhängigen, 
auf  die  die  Arbeit  überlastet  wird,  '  irch  ein  nach  unseren  Rechts- 
begriflen  auf  öffentlichrechtlicher  Grundlage  fassendes  Untertänig- 
keitsverhältnis Das  Individuum,  auf  das  die  Arbeit  überwälzt 
wird,  ist  nicht  mehr  bloss  »Sache«,  also  gewissermassen  Werk* 
zeug,  sondern  es  sind  schon  Rechtsnormen,  die  die  Verfügungs- 
gewalt des  Herrn  beschränken ,  aber  es  ist  die  beschränktere 
Reclitssphäre  des  Arbcitübernehmers ,  die  die  Grundlage  der 
Uebcrwälzung  bildet.  —  (Leibeigenschaft,  H('ri;^keit  des  abend- 
ländischen Mittelalters,  Erbuntertänigkeit,  auch  die  einigermassen 
fortgeschrittenen  Sklavereiverhältnisse) 

3.  Als  dritte  Stufe  erst  erkennen  wir  die  Abwälzung  der  Arbeit 
im  Wege  privatrechtlicher  Bezie h u ngen»  also  grundsätz- 
lich auf  der  Basis  freiwilli>;er  Vertragsschliessimg  zwischen  zwei 
ihrer  Persönlichkeit  nach  dem  positiven  Recht  gegenüber  gleich- 
Stehenden  Subjekten.  Die  Arbeitsüberwälzung  erfolgt  also  der  Reihe 
nach  erst  auf  Grund  der  Verschiedenheit  physischer  Machtmittel, 
dann  derjenigen  rechtlicher  Persönlichkeit,  endlich  auf  Grund  der 
DiiTerenz  in  der  Verfügungsgewalt  über  materielle  Güter. 

Die  Arbeitsüberwälzung  geht  grundsätzlich  durchweg  mit  einer 
Uebervorteilung  dessen ,  der  die  Arbeit  übernimmt,  vor 
sich*).  Jedoch,  und  darin  Hegt  die  grosse  Errungenschaft  aller  so- 
zialen und  wirtschaftlichen  Kämpfe,  die  diese  Emanzipation  ge- 

P  Vor  allem  «las  auf  «Icr  }>oiestas  ilomiuica  und  dem  Maacipium  des  vorjusti- 
nianischen  romischen  Rechts  fassende  Verhältnis.  Nicht  nur  capitis  dtmiDulio  niaxima, 
and)  medi«  luhrte  su  dieier  KAiq;orie  von  ArbeiisveffalltniiteD. 

3)  Hieb«  gehört  natürlich  auch  das  altrdmische  Kolonat,  die  gleliae  adhanen- 
tes,  adscripticit  ccdmü;  Kolonat  der  späteren  Zeit  wurde  freilich  auch  schon  durch 
Vertrag  begründet.   lA'^gl,  i.  B.  Puchta,  Kursus  der  Institutionen  II.  8.  459). 

3)  I^as«;  auch  die  .Arbeitsverhältnisse  auf  der  (jtuntllage  de^  privatrechtlichen  Ver- 
trages iu  i^ros>tL:ii  fiiifringe  ntif  Ud^ervortc-ihiii;;  abzielen,  ist  hier  nicht  erst  7U  be- 
weisen, l^as  !>teht  a  priori  fest  auch  für  den ,  der  nicht  kommunistischen  Idealen 
huldigt. 
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zeiti?[t  haben,  dieseUebcrvorteilung  nimmt  bestän- 
d  i  ab,  nicht  unbedingt  in  dem  Sinne,  dass  alle  Arbeitsverhält- 
nisse einer  späteren  Grundlage  mit  weniger  Uebervorteilung  und 
Ausbeutung  sich  abspielen  als  diejenigen  einer  vorhergegangenen, 
aber  die  gesellschaftlichen  und  wirtschaftlichen  Läuterungsprozesse 
gehen  vorwiegend  unter  dem  Einfluss  der  Agglomeration  der  Ueber- 
vortcilten  vor  sich  und  fördern  schon  um  dessentwillen  die  In- 
teressen dieser.  Und  es  kann  dies  auch  gar  nicht  anders  sein, 
nicht  der  äusseren  Ereignisse  wegen,  sondern  aus  einem  inneren 
Grunde. 

Die  Entwicklung  des  Verkehrs,  ganz  objektiv  aufgefasst,  und 
die  Emanzipation  der  Arbeitenden  zu  selbständigen  Gliedern  in 
diesem  Verkehrsleben,  von  deren  ökonomischer  Kraft  die  Inten- 
sität, Lebhaftigkeit  und  Regelmässigkeit  des  Verkehrslebens  wesent- 
lich und  immer  mehr  abhängt,  führen  zu  einem  solchen  Kausal- 
zusammenhang zwischen  dem  wirtschaftlichen  Gedeihen  der  bei- 
den Parteien  des  Arbeitsverhältnisses,  dass  die  Uebervor- 
teilung des  Arbeitenden  immer  weniger  ein  tat- 
sächlicher dauernder  Vorteil  bleiben  kann  und 
bleibt,  und  zwar  nicht  nur  für  die  Gesamtheit,  sondern  für 
jedes  Glied  derselben. 

Es  ist  dies  ejne  Tatsache,  die  dem  wirtschaftshistorisch  ge- 
schulten Auge  nicht  entgehen  kann,  die  aber  leider  noch  viel 
zu  wenig  erkannt  wird  in  denjenigen  Kreisen,  die  vor  allem  be- 
rufen wären,  die  Nutzanwendung  aus  dieser  Erkenntnis  zu  ziehen; 
es  ist  dies  eine  Tatsache  ,  die  in  der  Krisenverursachung  keine 
kleine  Rolle  spielt,  wenn  nach  den  wichtigsten  causac  stag- 
nantes  der  Absatzstockungen  gefragt  wird');  es  ist  dies  eine 
Tatsache,  die  dazu  führt,  vom  rein  wirtschaftlichen  Standpunkt, 
nicht  von  dem  einer  sentimentalen  Gerechtigkeilsschwärmerei  aus, 
eine  Korrektur  der  Güterverteilung  im  Rahmen  der  herrschenden 
Rechtsordnung  und  eventuell  über  diese  hinaus  zu  fordern ;  eine 
Tatsache,  die  die  absolute  V\*irksamkeit  des  Gesetzes  der  Güter- 

l)  Von  den  Krisentheorelikcrn,  vor  allem  von  Herkner  berücksichtigt,  so  auch 
neuestcns  in  seinen  Ausführungen  bei  den  Verhandlungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik. 
Hamburg  1903  (Schriften  d.  V.  f.  S.  CXIII.  S.  184).  Von  Somhart  in  seinem  »Ver- 
such einer  Systematik  der  Wirtschaftskrisen  (Arthiv  f.  Sozialw.  u.  Sozialpol.  XIX.  Bd.), 
wohl  vermutlich  innerhalb  der  «primären  Kapitalkrisen c  bcrückMchligt,  aber  vorläufig, 
und  so  auch  im  Hamburger  Referat  (Schriften  d.  V.  f.  S.  a.  a.  O.)  zu  wenig  ge- 
würdigt. 

Zeiochrift  für  die  ges.  Siaatswissensch.    Erganiungshcft  I-l.  6 
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konzentration  gewissermassen  als  einen  Geist*  der  stets  ver- 
neint, erscheinen  lässt»  insofern  dieses  Gesetz  in  seinen  letzten 
Konsequenzen  einen  Zustand  herbeiführen  muss,  der  eine  Be- 
reicherung unmöglich  macht 

Die  Bedingungen  des  Arbeitsverhältnisses  so  zu  gestalten, 
dass  die  Uebervorteilung  des  Arbeiters  einem  ideellen  Minimum 
sich  nähert,  ist  eines  der  wichtigsten  Ziele  jeder  fortschrittUchen 
Gesellschaftspolitik  und  speziell  Lohnpolitik  als  eines  Zweiges 
dieser,  die  nicht  radikalen  oder  utopischen  Idealen  folgt. 

Es  kann  nun  für  die  Ausgestaltung  des  Arbeitsverhältnisses, 
durch  welches  die  Haushaltungen  grösserer  ö  ff  entlicher  Ge- 
meinwesen, namentlich  öfTentlichrechtlicher  Gebietskörper- 
Schäften  sich  Arbeitskräfte  dienstbar  machen,  nicht  gleichgültig 
sein,  einen  Weg  zu  finden,  auf  dem  bereits  auch  nur  der  Schein 
einer  Uebervorteilung  vermieden  wird.  Das  ist  freilich  an  und 
für  sich  ein  unklares,  zum  mindesten  strittiges  Problem,  da  die 
Anschauungen  darüber,  wo  die  Uebervorteilung  beginnt,  von  der 
grundsätzlichen  Stellung  zum  Wesen  des  Arbeitsverhältnisses  ab- 
hängen  und  deshalb  stark  auseinandergehen.  Am  wenigsten  kann 
natürlich  Männern  der  Praxis,  wie  sie  z.  B.  in  Stadtverwaltungs» 
körpern  sitzen,  zugemutet  werden,  diese  theoretischen  Fragen 
praktisch  richtig  zu  lösen.  Aber  audi  ganz  abgesehen  davon, 
gilt  es  dabei  zunächst,  negativ  vorzugehen.  Und  das  ist  in  einer 
Hinsicht  naheliegend  und  leicht.  Denn  es  muss  von  vornher- 
ein auf  alle  Fälle  sehr  fraglich  erscheinen,  ob  für  diese  Ge- 
iiu  iinvcscn  die  privatrechtliche  Begründung  ihrer  Arbeitsverliält- 
nissc  in  freier  Konkurrenz  mit  allen  privaten  Unternehmern  auf 
dein  At  bi'itsniarklc  an<4cnu*s>cn  ist. 

1  )ic  cnd^^iiltiL^c  V'ctiu'inung  dieser  frai^lichen  Angciiicssculieit 
wurzeil  Ijeilicli  in  dci  Hauptsache  in  dem  vculiin  aprioristisch 
hingestellten  Grundsatz,  dass  diese  (»ftentlichen  Gemeinwesen  bei 
ihren  Arbeitsverhaltnissen  jede  Uebervorteilung,  soweit  irgend 
möglicli,  zu  vermeiden  hal)en.  Worin  tritt  nun  aber  Uebervor- 
teilung am  stärksten  hervur  ?  Welche  Bedingungen  des  Arbeits- 
verhältnisses bedürfen  in  erster  Linie  einer  Aus-  oder  ünigestal- 

l)  Das  Getclz  in  dem  Sinne  ftufgefust,  wie  Warms  ei  im  i;IeichnämigeQ  Werk 
entwickelt  hat  (Jena  1901,  Bd.  I),  also  als  ZusammeDstrÖmeo  stet*  wachsender  Gttter- 

masseii  in  den  Händen  der  Reicheren  su  Ungunsten  der  armen  In<livi  iaci^  analog  in 
den  Händen  der  Monopolisten  zu  Ungunsten  der  Nicht-Monopulisten.  Vgl.  bieiH  auch 
J{oiftrt  Miyer,  Artiicel  Cinkommen,  Hdwb.  d.  St.  a.  Aufl.,  S.  37S. 
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tuDg,  durch  die  die  Uebervorteilung  vermieden  oder  aber  para- 
lysiert werden  könnte? 

Soll  sich  die  Beantwortung  dieser  Fragen  nicht  in  Einzel- 
heiten verlieren,  so  wird  man  sich  zunächst  daran  halten  müssen, 
dass  eine  der  Grundursachen  ungünstiger  zerrütteter  Lebensver- 
hältnisse  der  Arbeiter  ist:  die  Bildun;^  des  Arbeitsentgeltes  im 
freien  Arbeitsmarktverkehr  mit  geringer  oder  gar  keiner 
Berücksichtigung  der  Existenzsicherung,  mit  an- 
deren  Worten  die  völlige  Haltlosigkeit  des  Arbeiter- 
einkommens  unter  dem  Einflüsse  der  nächsten  wie  auch  der 
fernsten  Konjunkturschwankungen. 

Der  Begriff  Existenzsicherung  umfasst  aber  verschiedenes; 
verschiedene  Voraussetzungen  müssen  durch  den  Inhalt  des  Ar- 
beitsverhältnisses  erfüllt  sein,  wenn  es  die  Grundlage  einer  ge- 
sicherten Existenz  bilden  soll. 

In  erster  Linie  kommen  die  Gegenwartbedürfnisse  in  Betracht, 
es  muss  das  Arbeitsentgelt  ein  <^ewisses  Ausmass  von  Hinkommen 
schaffen  und  damit  eine  gewisse  Lcbcnslührung  ermöglichen.  Die 
Höhe  des  Lohnes,  selbstvcrslän<llich  ein  rroblein  an  und 
für  sich,  ist  also  vom  Gesirht>.pui:lvte  der  Ivxistenzsicheruni;  cia 
quahli/.iertes  Problem  fitr  du;  ( ictncinvvirtschaitcn  als  Arbeittjeber 
Diese  sind  in  erster  Reihe  berufen,  Träger  des  Minimallohnge- 
dankens zu  werden. 

Aber  fast  noch  wichtiger  als  diese  Seile  der  Existenzsicherung 
ist  die  Sicherung  einer  gewissen  Dauer  des  Arbeitsein- 
kommens, be/iehungsweise  des  Arbeitsverhältnisses,  Und  da 
nniss  nun  gesagt  werden,  dass  bei  weni;4en  Arbeitsverhältnissen 
SC)  wie  bei  denjenigen  öffentlicher  Genicinwirtschaften  die  Grund- 
lage des  Arbeitsverhältnisses,  das  ist  der  Bestand  einer  Produktions- 
oder  Verkchrsanstalt  oder  einer  sonstigen  Bclarfsbefriedigimgsunter- 
nelitnun^,  auf  lange  Dauer  i;esicliert  ist.  Darnach  steht  also  auch 
au<;scr  Frage,  dass  die  Geineinwirtschaiten  wie  kein  anderer 
Arbeitgeber  die  Vornnssrtzunc;^  ertiiüen,  die  eine  vollständigere 
Sicherun_i;  iler  Existenz  des  Arlieiters  erino;^licht :  die  Konti- 
nuität des  Betriebes  einer  <_[fnieinwirtschattiichen  Unternehmung 
oder  eines  Verwaltungszweiges,  der  Zeit  nach  und  in  der  Re';el 
auch  hinsichtlich  des  Umfanges.  in  dem  Arbeitskräfte  beschäftigt 
werden,  wenigstens  insoweit  keine  Verminderung  in  diesem  Um- 

t)  Vgt.  daraber  meine  Lohnpolitik  und  Lohntheorie,  IIL  Abschnitt  und  V.  Ab- 
schnitt,  S.  377—397« 
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fang  zu  gewärtigen  ist.  Jeder  Arbeitgeber,  der  insoweit  in  der 
Lage  ist,  die  Beschäftigung  seiner  Arbciler  auf  grosse  Zeiträume, 
gegebenenfalls  ohne  Begrenzung^  in  der  Weise  zu  sichern,  dass  die 
Arbeiter  ihre  Lebensführung  und  überhaupt  ihre  ganze  Wirtschafts- 
führung mit  Rücksicht  auf  diese  Sicheriu  it  ausgestalten  könnten^), 
hat  genau  genommen  diese  gesellschafthche  Pflicht;  jeder  solche 
Arbeitgeber,  der  nicht  in  dieser  Weise  verfährt,  kann  vernünf- 
tigerweise nur  ein  ökonomisches  Interesse,  eine  grässere  Vorteil- 
hafttgkeit  der  Unbeständigkeit  des  Arbeitsverhältnisses  fiir  sich 
geltend  machen.  Ob  diese  ökonomische  Argumentation  unter 
allen  Umständen  zutreffend  ist,  ob  ein  solcher  Arbeitgeber  ge- 
gebenenfalls nicht  auch  besser  daran  wäre,  gerade  wenn  er  mit 
einem  verlässlichen  Stamm  langjähriger  Arbeiter  rechnen  kann, 
ist  freilich  auch  mindestens  arg  hypothetisch.  Wie  dem  aber 
auch  sei,  es  genügt,  sich  darüber  klar  zu  sein,  dass  der  Vorteil 
des  Arbeitgebers  das  Uebergewicht  erlangt  gegenüber  dem  dringen- 
deren Interesse  der  Arbeiter,  einer  gewissen  Sicherheit  in  der  Ver> 
Wendung  ihrer  Arbeitskraft  teilhaftig  zu  werden  *). 

Mag  dies  nun  aber  immerhin  der  einzelne  private  Unter- 
nehmer, der  mit  schwankender  Nachfrage,  vielleicht  auf  dem 
Weltmarkte  zu  kalkulieren  hat,  iur  seine  Geschäftspraktiken  in 
Anspruch  nehmen:  der  Gemeinwirtschaft,  die  überhaupt  auf  die- 
sem oder  jenem  Gebiete  der  Bedarfsdeckung  nur  funktioniert,  da- 
mit die  Gesamtheit  —  und  das  sind  zum  grösseren  Teil  Wirtschaft* 
lieh  Unselbständige,  minder  Leistungsfähige  —  eine  Erleichterung 
in  ihrer  Bedarfsdeckung  erfahre,  damit  sie  nicht  zu  Gunsten  eines 
wirtschaftlich  Kräftigeren,  eines  privaten  Unternehmers  geschädigt 
werde,  der  Gemeinwirtschaft  steht  die  Ausnützung  des  Vorteiles, 


t)  Alle  juristischen  Pt:rM>nen  kommen  in  diesem  Sinne  als  Arbeitgeber  in  Betracbl, 
sofern  sie  nicht  ftiif  beschrttnkte  Zeit  ^etcbafien  lond. 

3)  Unverkennbar  ist ,  dass  solche  Znichenrngen  daneinder  Beschlftigiuig  darch- 
aus  nicht  immer  im  Interesse  des  Arbeiters  gelegen  sind;  der  Arbeiter  hat  nament- 
lich in  jungen  Jahren  das  Pe(1ttrrnis  und  auch  eine  gewisse  Verpflichtung  seiner  Zn* 
ktinft  fjpf^ciuil^er,  nn  verschiedenen  Orlen  sich  in  seinem  Arbeitsgebiete  umzutun,  und 
ganz  ul  Lt-chcn  vum  Wandertrieb,  vom  Zug  in  'Ue  I  rtin  le,  knnn  und  wird  die  In- 
dividualität des  Arbeiters  allein  schon  die  Unstetheit  wenigstens  geraume  Zeit  \nn- 
durcb  ihm  entschieden  wünschenswerter  eischeinen  lassen.  Gar  mancher  wird  die 
Hingste  Zäl  hindurch  der  gesicherten  Verwendung  in  einen  Betrieb  so  gut  wie  gar 
keinen  Wert  beilegen.  Darauf  aber  eine  Argumentation  gegen  das  Interesse  an  der 
Kontinuität  des  Arbeitsirerhfiltnisses  konstruieren  su  wollen,  entbehrt  natürlich  jedes 
inneren  Haltes. 
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der  in  der  Unbestandii,'keit  der  Arbeitsverhältnisse  vielleicht  liej^'en 
ma^^f,  schlecht  an.  Ja  man  möchte  geradezu  sa<^en,  es  liege  ein 
logischer  Widerspruch  in  solchem  Verhalten  bei  Gemein  wirtschaften. 

Das  spezifische  Streben  nach  einer  Kontinuität  des  Einkom- 
mens ist  natürlich  eigentlich  erst  ein  Produkt  der  modernen  Wirt- 
schaftsorganisation, es  wird  erst  notwendig  auf  jener  Stute  wirt- 
schaftlicher Entwicklung,  auf  der  die  Bedarfsbefriedigung  grosser 
Teile  der  Bevölkerung  ausschliesslich  im  Wege  verkehrswirtschaft- 
licher Güterbeschaifung  erfolgt.  Denn  die  Unsicherheit  des  Ein- 
kommens ist  in  jenen  Perioden,  in  denen  die  einzelne  Hauswirt* 
Schaft  noch  in  grösserem  Ausmasse  Produktions-,  nicht  bloss  Kon- 
sumtionswirtschaft war,  nur  für  einen  kleinen  Bruchteil  der  Be- 
völkerung eines  Wirtschaftskreises  in  Frage  gekommen  und  hat 
vor  allem  nicht  die  Gesamtheit  der  unselbständig  Arbeitenden 
bedroht  ;  und  zwar  schon  deshalb  nicht,  weil  die  älteren  Grund« 
lagen  der  Arbeitsüberwälzung,  beziehungsweise  des  Arbeitsver- 
hältnisses, von  denen  oben  die  Rede  war,  von  vorneherein  eine 
ungleich  grössere  Beständigkeit  der  Beziehungen  zwischen  dem 
>Herrn«  und  dem  »Sklaven«,  »Diener<  oder  >Knecht<  oder  >Un- 
tertan^  u.  s.  f.  schufen,  und  weil,  wo  diese  Beständigkeit  vielleicht 
fehlte,  wie  im  städtischen  Handwerk,  das  Gespenst  der  Einkom- 
mensunsicherheit nur  verhältnismässig  wenige  einzelne  Individuen, 
nicht  aber  ganze  Familienhaushaltungen  gefährdete.  Freilich  spielen 
dabei  noch  andere  rechtliche  Tatsachen  mit,  vor  allem  die  ganze 
Handwerksordnung,  darunter  auch  manche  Härte  individueller 
Freiheitseinschränkung  wie  z.  B.  Radizierung  der  Gewerbe,  das 
Eheverbot  für  Gesellen  u.  dgl.  m. 

Ein  anderes  primäres  Element,  dem  die  Steigerung  in 
der  Unsicherheit  des  Einkommens  der  unselbständigen  Arbeiter 
vor  allem  zuzuschreiben  ist,  ist  in  der  Leichtbeweglichkeit  des 
Kapitales  und  der  damit  zusammenhängenden  Unbeständigkeit 
und  Kurzlebigkeit  der  einzelnen  Unternehmung  zu  suchen.  Er* 
scheinungen,  die,  man  mag  die  Dinge  drehen,  wie  man  will,  nur 
auf  dem  Boden  völliger  Gewerbefreiheit  in  solcher  Stärke  auf* 
tauchen  und  so  grosse  Bedeutung  erlangen  konnten.  Das  se- 
k  u  n  d  ä  r  e  ist  dann  die  Tatsache,  dass  heute  auf  der  schwan* 
kenden  Grundlage  eines  jederzeit  kündbaren  Arbeitsverhältnisses 
die  Einkommen  der  breitesten  Schichten  der  Bevölkerung  sich 
aufbauen. 

Wo  immer  diesem  Keime  so  vieler  Krankheiten  des  sozialen 
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und  wirtschaftlichen  Organismus  entgegengearbeitet  werden  kann, 
wo  immer  auch  nur  einigcrmassen  zur  Korrektur  dieser  Sch«^- 
chen  des  freien  Arbeitsverhältnisses  etwas  geschehen  kann,  dort 

muss  der  Hebel  auch  wirklich  eingesetzt  werden.  Dies  ist  um 
so  notwendii^'cr,  als  immer  noch  auch  in  unseren  Tagen  zu  be- 
obachten ist,  dass  auf  manchen  Wirtschaftsgebieten  die  Tendenz 
herrscht,  langperiodischc  Arbeitsverhältnisse  in  kurzfristige  zu  ver- 
wandeln ( Verdräni^unL;  lies  Gesindes  durcli  'l  a^löhnei  ini  laiid- 
wirtsciKiUlichcii  Betrieb).  Perpetuicrun;^  des  Ai  bcils\ ci  haitnis-cs 
aut  rechtlicher  (jrundlaj^c,  die  Einraumun;^;  eines  L;e\vissen  Rcclites 
auf  einen  einmal  übertragenen  Wirkuni^skreis  als  Arbeiter  iibera'il 
dort,  wo  solches  möglich  ist,  muss  als  ein  therapeutisches  Mittel 
Anerkennung  finden 

Durch  ein  sein  einfaches  Raisonnenient  gelangt  man  im  An- 
schliis>  an  den  ( iedanken  der  Existenzsicherung  zu  einem  anderen 
Postulat  dcä  Stabilisierungsproblcmes,  das  j^ewis^ermassen  gleich- 
falls dem  Prinzip  entspricht,  Uebervorteihnv^en  seitens  des  Arbeit- 
gebers hiutaii/.uhaltcn.  Man  kann  namlich  noch  weiter  geltend 
machen,  dass,  um  Uebervorteilimycn  vorzubeugen,  beriicksichtii^'t 
werden  mu-s,  dass  der  Arbeiter,  der  län;:x^re  Zeit  hindurch  seiner 
bestimmten  Arl>eit^.l^fgabe  in  gleichnKi^siL^er,  vollständig  zufrieden- 
stellender Weise  obgelegen  ist,  Hann  ein(^  immer  grössere  bcrtic^- 
keit.  aber  auch  Verlassüchkc  it  entwickeln  wird,  die  nicht  nur  in 
seinem  Interesse,  sondern  auch  zum  Nutzen  des  Arbeitijebers  wirksam 
werden.  Man  wird  ferner  saL;cn  müssen,  dass  die  Sicherstellung  der 
Existenz  den  wechselnden  Lebensverhältnissen  des  Arbeiters,  der 
Steigerung  der  Aufwandsansprüchc,  die  an  ihn  herantreten,  Rech- 
nung tragen  muss,  d  tvs  also  diese  Sicherung  sich  nicht  in  der  Zu- 
sicherung eines  ab.sululcn,  fixen  Arbeitsentgeltes  erschöpfen  darf, 
sondern  dass  das  Arbeitseinkommen  auch  einer  Entwicklung  unter- 
liegt, die  eine  Ausgestaltung  der  Lebensführung  in  materieller  wie 
immaterieller  Hinsicht  ermöglicht.  Mit  der  Dauer  der  Ausübung 
einer  bestinmiten  Tätigkeit  wird  ganz  überwiegend  oft  eine  be- 
sondere Eignung  der  Arbeitskraft  für  jene  Tätigkeit  herbeigeführt 
und  damit  eine  Erhöhung  des  Wertes  der  Arbeitskraft  bewirkt, 
so  dass  die  so  entwickelte  Qualifikation  auf  dem  Arbeitsmarkte 
an  und  für  sich  schon  regelmässig  nur  mit  höherem  Aufwand 

l)  J'htii/'f't'in  h  bctunl  wohl  die  Sicherung  des  Arbciicia  »durch  angeiue&kcueu 
Lohn  und  Fiir^o(^e  ini  Falle  d«r  ArbeiUnnfilhigkeit«,  die  Terpetuierung  des  Arbeits^ 
Verhältnisse»  selbst  erwühnt  er  nicht  (Grundriss  I.,  5.  Aufl.  &  132). 
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an  Lohn  zu  erhalten  sein  würde. 

Das  sind  die  Erwägungen,  die  zu  dem  weiteren  Postulat  bei 
der  Stabilisierung  fuhren,  dass  mit  der  Kontinuität  des  Arbeits- 
verhältnisses auch  ein  Steigen  des  Arbeitsentgeltes  Hand  in  Hand 
gehen  müsse,  ähnlich  der  Regelung  systemmässiger  Beamtenbe- 
züge. Auch  hier  also  nicht  etwa  bloss  ein  Gerechtigkeitsmotiv, 
sondern  ein  ökonomisches  Raisonnemcnt 

Neben  solchen  spezifisch  ökonomischen  Argumenten,  die  eine 
Stabilisierung  der  Arbeitsverhältnisse  einer  Gemeinwirtschaft  schon 
aus  der  besonderen  Stellung  der  Gemeinwirtschaft  als  Arbeitgeber 
nicht  nur  Wünschenwert  oder  billig,  sondern  geradezu  notwendig 
erscheinen  lassen,  soll  aber  auch  noch  einer  anderen,  genau  ge- 
nommen rechtsphilosophischen  Gedankenreihe  Raum  gegeben 
werden. 

Auf  dem  Wege  einer  rechtsphilosophischen  Betrachtung  ge- 
langt der  als  Sozialpolitiker  eigentlich  zu  wenig  beachtete,  aus- 
gezeichnete Jurist  Eiinl  Steinbach  zur  prinzipiellen  Sonderstellung 
der  »Diener«  von  Staats-,  Kommunal-  und  dergleichen  öffentlich- 
rechtlichen Gemeinwirtschaftsverwallungen,  Sie  ist  für  die  theo- 
retische Grundlegung  des  hier  ins  Auge  gefassten  praktisch-politi- 
schen Problemes  der  Stabilisierung  von  grosser  Bedeutung.  Stein- 
bach unterscheidet  berufliche  und  erwerbliche  Organisationsformen 
der  produktiven  Arbeit  und  tritt  dafür  ein,  dass  der  Gegensatz 
zwischen  beiden  immer  mehr  zum  Bewusstsein  komme.  Er  kenn- 
zeichnet ihn  in  folgender  Weise:  > Die  Organisation  des  gewöhn- 
lichen Erwerbes  beruht  wesentlich  auf  wirtschaftlichen, 
die  Organisation  des  Berufes  wesentlich  auf  ethischen  Momenten. 
Bei  der  Organisation  des  Erwerbes  ist  der  Ausgangspunkt  das 
Recht,  und  der  Erwerbtreibende  übernimmt  die  entsprechende 
Pflicht  nur  deshalb,  weil  kein  anderes  Mittel  besteht,  um  in  den 
Genuss  des  Rechts  zu  gelangen,  und  ist  nach  der  Natur  der  Sache 
berechtigt,  die  möglichste  Verringerung  dieser  Pflicht  anzustreben; 
bei  der  Organisation  des  Berufes  in  dem  dargestellten  engeren 
Sinne  ist  der  Ausgangspunkt  die  Pflicht,  deren  Umfang  in  den 
angeführten  Berufen  gar  nicht  näher  präzisiert  ist  und  begrifl'lich 


l)  Auf  andere  Bedingungen,  welche  die  Existenzsicherung  ausmachen,  nament- 
lich Invalidenversicherung,  Altersfürsorge  u.  s.  f.,  ist  in  dieser,  eine  andere  Seite  des 
Problemes  vor  allem  ins  Auge  fassenden  Auseinandersetzung  nicht  näher  einzugehen. 
Vgl.  darüber  Lindetnann ,  Arbeitcrpoliük  und  Wirlschaflspflcge ,  I.  IJd.  S.  352  und 
die  unten  (S.  gl)  erwähnten  Bücher  A'/ien's  und  Miymbtrt'i. 
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bis  zur  äusscrstcn  Anspannung  aller  Kräfte,  ja  selbst  bis  zur  Auf- 
opferiuiLj  des  Lebens  reicht.  Nur  s^eq^cn  die  I'>fullung  dieser 
Pfliciiteii  werden  die  l'-hren  des  Berufes  und  standesgemässer 
Lebensunterhalt  gewahrt«  \). 

Steinbach  weist  darauf  hin,  dnss  namentlich  in  der  Organi- 
sation jener  Stände,  welchen  die  Ausübung  einer  wissenschaftlichen 
Täti^^keit  e»l)liei;t,  berulliche  Klenientc  in  grössere  m  Umfange  seit 
jeher  vorlindiich  sind,  dass  diese  Krscheniung  aber  nichts  Zufalliges 
enthalte^  sondern  der  historischen  Entwicklung  dieser  Stände  ent- 
spreche, dass  in  der  öfifentlichen  Meinung  jederzeit  und  noch  heute 
die  Ansicht  bestehe,  dass  die  Angohörigkeit  zu  einem  dieser 
Stände  nicht  aliein  den  Zweck  habe,  ihrem  Inhaber  zu  einem 
mehr  oder  weniger  reichen  und  ehrenvollen  Einkommen  zu  ver- 
helfen, sondern  dass  mit  dieser  Angehörigkeit  atich  schwerwiegende 
Pflichten  der  Gesamtheit  gegenüber  verbunden  sind»  denen 
der  einzelne  lediglich  aus  Erwerbsrücksichten  sich  nicht  ohne  wei- 
teres entziehen  darf  Aliein  die  heutige  Entwicklung  des  Staats-, 
Landes-  und  Gemeindebeamtentums  zeige,  dass  von  Mitgliedern 
solcher  Organisationen  in  sehr  vielen  Fällen  auch  Geschäfte  rein 
wirtschaftlicher  Art,  und  zwar  häufig  ganz  ausschliesslich  besorgt 
werden.  Das  gelte  insbesondere  von  staatlichen  und  kommunalen 
Gewerbebetrieben,  mögen  dieselben  monopolisiert  sein  oder  nicht. 
In  zahlreichen  Fällen,  namentlich  in  Betreff  der  sogenannten  »Die- 
ner« im  Gegensätze  zu  den  eigentlichen  Beamten  handle  es  sich 
sogar  nur  um  die  Verrichtung  untergeordneter»  vielfach  ganz  ma* 
ttueller  Dienste').  Ebenso  zeige  die  neuere  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung viele  Fälle  rein  beruflicher  Organisierung  der  Arbeiter 
grösserer  Unternehmungen. 

Ein  charakteristisches  Merkmal  dieser  »beruflichen«  Quali> 
fikation  einer  Tätigkeit  soll  wohl  das  Zutreflfen  des  C/^iV»«*schen 
Ausspruches  erkennen  lassen:  quaedam  enim  tametsi  ho- 
neste  accipiantur,  inhoneste  tarnen  petuntur. 
Das  kann  nun  aber  wohl»  wenn  man  das  »berufliche«  Arbeitsver- 
hältnis in  dem  wetteren  Sinne  verstehen  will,  nur  cum  grano  salis 
gelten.  Die  Schaffung  beruflicher  Organisationen  seitens  solcher  in 

1)  Steit^€hy  Erwerb  und  Beruf.  Wien  1S96.  S.  34.  Aach  PkUipptwtk  scblicsrt 
lieh  übrigens  diesem  Steinbach'tcheo  Gedankengug  an. 

2)  Ebenda  S.  42  fT. 

3)  Sttinl'dih,  Die  Mural  »1$  Schranke  des  Rechlserwerbs  und  der  Rechesaus- 
übiuig.  Wieu  1898,  S.  60. 
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der  Ausübung  ihres  Rechtes  zufolge  ilirer  spezifischen  Tätigkeit 
Beschränkten  zur  Sicherung  der  wirtschaftlichen  Existenz  führt 
Steinhach  selbst  an  und  anerkennt  damit  eben  gerade  doch  auch 
die  Notwendigkeit  eines  materiellen  Schutzes. 

Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  —  und  darin  liegt 
der  Kern  des  bedeutsamen  Gedankenganges  SU'inbach's  —  dass 
auch  in  dem  immer  mehr  verkehrswirtschaftlich  sich  zuspitzenden 
Gesellschaftsorganismus  unserer  Zeit  durch  die  Moral  Schranken 
für  den  Rechtserwerb  und  die  Rechtsausübung  für  eine  rein  wirt- 
schaftszwecklich  ausgeübte  Tätigkeit  gezogen  sind.  So  sehr  auch 
das  Verwertungsstreben  des  Kapitales  und  deshalb  auch  der  Ka- 
pitalserwerb die  Wirtschaft  beherrscht,  so  steht  man  doch  auf 
verschiedenen  Gebieten  menschlicher  produktiver  Tätigkeit  einer 
antagonistischen  Tendenz  gegenüber:  einer  Loslösung  und  ge- 
radezu Befreiung  der  wirtschaftlichen  Arbeit  von  dem  Druck  der 
Erwerbshast.  Voraussetzung  für  diese  Entwicklung  ist  aber  selbst- 
verständlich die  Existenzsicherung,  denn  nur  auf  dem  Boden  ge- 
sicherter Daseinsbedingungen  kann  überhaupt  jenes  Mass  von 
selbstloser  Pflichterfüllung  gewährleistet  werden,  welches  das  Ge- 
meinwesen braucht,  um  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  gemein- 
wirtschaftlicher Bedarfsdeckung  fortfahren  zu  können.  Diese  Grund- 
auffassung der  ganzen  Frage  schliesst  dann  freilich  auch  ein  Zurück- 
treten jener  vorhin  erörterten  Frage  ein,  ob  hiebei  ein  Uebervor- 
teilen  stattfindet.  Die  Berücksichtigung  derselben  ist  aber  dann 
eben  auch  nicht  mehr  notwendig.  Ks  gilt  nur,  sich  klar  zu  ma- 
chen, dass  es  Interessen  der  Gesamtheit  sind,  dass  es  der  Egois- 
mus der  staatlichen,  kommunalen  oder  sonstigen  gebietskörper- 
schaftlichen Gesellschaft  ist,  die  hier  eine  andere  Gestaltung  der 
rechtlichen  Seite  des  Arbeitsverhältnisses  fordern. 

Die  Erfüllung  dieser  Dienstesaufgaben,  welche 
die  Gemeinwirtschaft  stellt,  soll,  das  ist  immer  wieder  hervorzu- 
heben, losgelöst  werden  von  dem  er  werbsz  weck- 
lichen Charakter  der  sonstigen  (eventuell  gleichartigen, 
aber  anderen,  privaten  Organisationen  geleisteten)  Arbeit.  Nur  da- 
durch kann  tatsächlich  das  Pflichtmoment  breitere  Geltung  er- 
langen, gegenüber  dem  Rechts-,  beziehungsweise  Vermögensrechls- 
erwerb  in  den  Vordergrund  treten.  Diese  Loslösung  ge- 
schieht aber  eben  nur  durch  eine  nicht  zu  eng- 
herzige Existenzsicherung.  Ist  diese  Aufgabe  und, 
wie  nach  all  dem  Gesagten  nicht  zu  zweifeln  ist,  diese  gesellschaft- 
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liehe  Pflicht  erfüllt,  dann  kann  die  l'iaL^c.  ob  da  und  dort  eine 
Uebervortcilunt^  der  Arbeiter,  der  »Diener«  der  Gemeinwirt- 
schaft, im  Vergleich  mit  der  Ausnutzung  der  Arbeiter  anderer, 
privater  ArbcitsvcrlKiltnissc  —  denn  nur  ein  solcher  Vergleich 
käme  in  Betracht  —  platzgreift,  nicht  mehr  jene  besondere  Wich- 
tigkeit haben;  denn  der  grössere  Nutzen,  der  der  Gemeinwirtschaft, 
also  der  Gesellschaft  zugute  kommt,  verliert  damit  den  Charakter 
der  Ausbeutung,  die  etwa  auf  der  Basis  der  allgemeinen  Arbeits* 
marktverhältnisse  sonst  möglich  {:jeworden  wäre. 

So  spinnt  sich  diese  eigentümliche  Gedankenreihe  von  dem 
Zeitalter  der  Griechen,  wo  sie  in  dem  Gegensatze  der  liberalen 
und  der  banausischen  Tätio^kcit  zu  erkennen  ist  und  durch  die 
Vermittlung  der  römischen  Kcchtsauflfassung  über  die  artes  liberales, 
insbesondere  die  Inhonestität  der  Einklagung  des  Entjjjeltes  für 
diese,  bis  in  die  modernsten  Lebensfragen  unseres  Gesell schafts- 
körpers  herein  und  gewinnt  hier  tinverkennbar  c^ewichtigen  Ein« 
fluss  auf  die  Organisation  eines  Teiles  des  wirtschaftlichen  Lebens. 

Die  Stabilisierung  des  Arbeitsverhältnisses  der  Arbeiter  im 
Dienste  eines  Gemein wirtschaftskörpers  ist  auch  nichts  anderes 
als  eine  der  Formen,  in  der  diese  Gedankennchtimg  konkrete  Ge- 
stalt gewinnt,  und  so  finden  wir  die  Fäden  der  Bestrebungen  wirt- 
schaftlicher Emanzipation  einer  Arbeiterklasse  und  die  Fäden  eines 
uralten  sittlichen  Prinzipes,  das  sich  in  Rechtsgrundsätzen  erhalten 
hat,  in  einer  und  derselben  Richtung  zusammenlaufen.  Deshalb 
darf  wohl  auch  vermutet  werden,  dass  sich  die  Idee  der  Arbeiter- 
stabilisierung im  weiteren  Umfange  gegen  das  starre  Widerstreben 
eines  gewissen  Ökonomischen  Liberalismus  ebenso  durchsetzen 
wird,  wie  manches  andere  >freiwirt5chaftlichec  Prinzip  allmählich 
von  dem  sicheren  Gang  der  Dinge  in  den  Boden  getreten  wurde. 
Auch  die  hemmenden  Tendenzen  der  leitenden  Verwaltungskreise 
werden  diesen  Gang  der  Dinge  nicht  aufzuhalten  vermögen.  Gleich- 
wohl ist  es  notwendig,  diese  hemmenden  Tendenzen  auf  ihre  Fun- 
damentierung  hin  zu  prüfen. 

l)  Sttiniack^  Die  Moral  ak  Scbnnke.  S.  55  und  6a. 

3)  So  in  meiner  Lohnpolitik  und  Lohntheorie ,  insbes^  S.  393  ff. ,  Uxaet  in 
Buchbesprechungen  (/iClien,  Atomiert)  im  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  XXVI  u.  XXYIL 

und  in  meinem  Aufsatze  »Das  s-oj^ejr.nnlc  Aibeiltrbcamtcnlum  v.rA  die  nffch'^ten  Ziele 
in  drr  rtiM-estnltuns;  des  staatlichen  und  kowinunaleD  ArbeiUloUaverhältni^se;»«,  Jahrb. 
f.  (jcs.  u.  V.  XXVil.  S.  1309. 
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2.  Die  Bedenken  gegen  die  Stabilisierung. 

Zu  dieser  namentlich  auch  einen  Programmpunkt  des  Munizi- 
palsozialismus bildenden  Forderungf  der  Stabilisierung  der  in  ge- 
meinwirtschaftlichen Betrieben  beschäftigten  Arbeiter  ist  nun  in 
jüngster  Zeit  verschiedentlich  Stellung  genommen  worden.  In  der 
Literatur  hat  man  die  positiven  Ergebnisse  der  Bestrebungen  zu 
Gunsten  dieser  Entwickln  11;:)^  verfolgt  und  ist  mit  grösserer  oder 
geringerer  Unbefangenheit  der  Kritik  dafür  eingetreten.  Auf  die 
grosse  Bedeutung,  die  einem  solchen  Vorgehen  zukommt,  habe 
ich  schon  wiederholt  hingewiesen»  ohne  jedoch  auf  die  unleui^harcn, 
aufs  erste  bestechen tlcu  Gegenargumente  einzugehen.  In  der  Li- 
teratur sind  solche  allerdings  auch  nur  sehr  zerstreut  geltend  ge- 
macht worden.  £s  ist  aber  nunmehr  an  der  Zeit,  denselben  ent- 
gegenzutreten, und  zwar  um  so  mehr,  als  in  der  Haltung  der 
Verwaltungen,  die  zu  dem  Problem  bereits  Stellung  genommen 
haben,  merkliche  Verschiedenheiten  zu  beobachten  sind,  nament- 
lich aber  mit  Rücksicht  darauf,  dass,  gestützt  auf  diese  Gegen- 
argumente über  die  erwähnte  Forderung  ablehnende  Entschei- 
dungen von  parlamentarischen  Körperschaften  gefällt  werden. 

Die  Ausführungen  der  in  erster  Linie  zu  nennenden  Arbeiten 
Lindevianns  CHugoy\  Momberfs^)  und  Klien's%  die  namentlich 
deutsche  kommunale,  sowie  meine  eigenen  Darstellungen  ^)  die 
vorwiegend  österreichische  Stabilisierungs Vorgänge  betreffen,  auch 
einzelne  Nachrichten  über  analoge  Erscheinungen  in  England,  sie 
alle  zusammen  weisen  genügend  Tatsachenmaterial  auf,  um  erkennen 
zu  lassen,  dass  auf  der  einen  Seite  wirklich  schon  viel  in  der  er- 
wähnten Richtung  von  gemeinwirtschaftlichen  Verwaltungen  ge- 
schehen ist,  was  zu  einer  gewissen  Befriedigung  Anlass  gibt,  dass 
aber  anderseits  auch  eine  kaum  glaubliche  Verknöcherung,  teils 
aus  Indolenz,  teils  aus  einem  gewissen  Konservativismus  resultierend, 
in  den  Kreisen  kompetenter  Verwaltungskörper  zu  finden  ist.  Mit 
der  Indolenz  ist  natürlich  an  dieser  Stelle  nicht  zu  rechten. 
Gegen  sie  anzukämpfen  ist  ja  übrigens  auch  in  erster  Linie  Sache 

1)  Namentlich  » Arbeitcrpolilik  und  Wirtschafispolilik  in  tlcr  dciilschen  Städte» 
Verwaltung.  I.  B4.  Stmtgart  1904,  insbe».  S.  353. 

2)  Mombettt  -Die  deutschen  Stadtgemeinden  und  ihre  Arbeiter  (Münch,  volksw. 
Studien,  50  St.),  Stiitt^^art  und  Berlin,  1902,  pasnm. 

3)  h'littt.  MinimaUobn  und  Arbdierbeamtentum  Jena  1902,  insbcs.  S.  36—78 
und  151— iSo. 

4)  ^ßl«      90,  ^»olc  2. 
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der  wirtschaftliciicn  Parteien,  also  Saclic  der  praktischen  l'ülttik. 
Die  berufliche  Interesscnorf^anisalion  ist  doch  wohl  so  weit  er- 
starkt, dass  es  als  die  AutL,'abc  der  interessenten  selbst  bc/.ciclinct 
weiden  dart,  die  Initiative  auch  auf  diesem  Gebiete  zu  er<;reifcn, 
um  die  gedankenlos  in  den  Tat^'  hinein  wirtschaftenden  staatlichen, 
vor  allem  aber  kommunalen  Aemter  und  VerwaltunL^skonimis- 
sionen  aut  ihre  Auf^^aben  hinsichtlich  der  Ausgestaitung  des  Ar- 
beitsverhältnisses auhnerksam  zu  machen. 

Wohl  aber  gilt  es  hier,  die  Stellungnahme  jener  Ljenicinwirt- 
schaftlichen  Verwaltungen  kennen  zu  lernen,  deren  ablehnende  Hal- 
tung gegenüber  dem  Stabilisierungsproblem  sich  auf  wirkiicli  ernste 
Argumente  glaubt  stützen  zu  können.  Die  cinijchendste  Erörterung 
dieses  Fragenkomplexes  dürfte  sich,  so  weit  ich  sehe,  in  den  Kom- 
missionsverhandlungen der  zweiten  Kammer  des  badischen  Land- 
tages über  das  Budget  der  Verkehrsanstalten  abgespielt  haben. 
Sie  sollen  hier  in  erster  Linie  herangezogen  werden. 

Wiederholt  schon  hatten  die  Werkstätten-  und  Maschinen- 
hausarbeiter,  aber  auch  die  Güterbegleiter  und  Bremser  ^)  der  ba- 
dischen Staatseisenbahnen  sowohl  an  die  grossherzogliche  General- 
direktion der  Staatsbahnen  als  auch  an  den  Landlag  die  Bitte 
um  Anstellung  und  Regelung  ihrer  Einkommensverhältnisse  ge- 
richtet, ohne  dass  sie  einen  Erfolg  erzielen  konnten.  Sie  glaubten 
ihre  Bitte  mit  um  so  grösserer  Berechtigung  auch  dem  letzten 
Landtag  (1903/4)  vorlegen  zu  können,  als  seitens  der  badischen 
Staatsbahnverwaltung  bereits  seit  geraumer  Zeit,  ähnlich  wie  bei 
anderen  deutschen  Staatsbahnverwaltungen,  für  eine  Reihe  von 
Bedienstetenkategorien  des  Bahnbetriebes  systemisierte  «etatmäs- 
sige)  Stellen  geschaffen  sind  mit  bestimmtem  Anfangsgehalt  und 
Dienst-  und  Alterszulagen  (meist  Biennal-  und  Triennalzulagen) 
und  Wohnungsgeld,  nebst  sonstigen  Nebeneinnahmen  an  Fahrt- 
bezügen, Ersparnisprumien,  Dienstkleidung  u.  s.  f.  Diese  festen 
Anstellungsverhältnisse  (i.  e.  Stabilisierung)  sind  geschaffen  für  das 
Bahnhofs-  und  Zugbegleitpersonal,  für  das  Personal  des  Abferti- 
gungs-  und  Zugförderungsdienstes,  also  Schaffner,  Portiers,  Wagen- 
wärter, Weichen-  und  Stationswärter,  Lokomotivführer  und  -Heizer. 


i)  Das  Petit  der  Arbeiter  geht  a.  «:  auf:  1.  AnstcUung  mller  über  10  Jahre  bd 

der  Bahn  bcscliäfligtcn  Arbeiter,  2.  Verbesserung  der  Invaliden-  und  Hinterbliebenen- 
versurgung,  3.  Lohnerhühung,  j.  Bezahlung  der  gesetzlichen  Feierlage,  resp.  Be^h- 
lung  von  Mf>nr»t<:t;chällern ,  5.  einen  genügenden,  den  »vcrlragsmävsig  Angcstelhen« 
gleichkommciuicii  Urlaub  mit  Bezahlung,  6.  Ge»uhiiing  von  Wohnung&geldruschu&s. 
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Gerade  im  Hinblicke  auf  diese  teilweise  Durchfiihrung  der 
Stabilisierunc^  liec^t  die  Annahme  auf  der  Hantl,  dass  die,  von  den 
Albeitern  soL;ar  als  überaus  loyaler  Arbeitsgeber  gerühmte  Staals- 
balinverwakiinLl  entweder  bezÜLdich  der  durclv^fefuhrten  Stabili- 
sieru!5^cn  üble  Erfahruni^en  gemacht  hat,  oder  aber  dass  bei  den 
nicht  stabilisierten  Arbeiterkategorien  besondere  Grunde  Liegen 
die  Stabilisierung  vorliegen.  Die  Einwendungen,  die  \on  Seite 
der  Verwaltung  geltend  gemacht  werden,  berühren  mit  keinem 
Worte  die  bisher  schon  stabilisierten  Verhaltnisse,  also  können 
wohl  auch  nicht  auf  Erfahrungen  gestützte  Bedenken  prinzipieller 
Natur  eigentlich  in  Fraise  kommen,  sondern  nur  Bedenken  im 
Hinblicke  auf  die  beireffenden  Kates^orien  von  Arbeitern,  um 
deren  Stabilisierung  es  sich  handelt.  £s  wird  dies  denn  auch 
klar  ausgesprochen  und  geht  überdies  aus  dem  ganzen  Zusammen- 
hang hervor,  dass  sich  die  Einwendungen  nur  gegen  die  Stabili- 
sierung von  Werkstätten arbeitern  richtet  Geltend  gemacht  wird 
im  wesentlichen  folgendes  '  ) : 

1.  Es  sei  nicht  bekannt,  dass  private  Unternehmer 
oder  Alctiengesellsc  haften  ihre  Arbeiter  in  dem  Sinne 
einer  Stabilisierung  angestellt  hätten,  solches  sei  auch  nicht  wahr- 
scheinlicb. 

2.  Wenn  aber  bei  gemeindlichen  Verwaltungen 
solche  Anstellungen  stattgefunden  haben,  so  handle  es  sich  dort 
in  der  Regel  um  Arbeitsgebiete,  die  mit  der  unmittelbaren  Er« 
Zeugung  von  Werten,  wie  dies  in  den  Werkstätten  in  grossem 
Umfange  geschehe,  wenig  oder  nichts  zu  tun  haben  und  bei  denen 
man  das  möglich  höchste  Mass  der  Leistung  des  einzelnen  von  vorn- 
herein leichter  beurteilen  kann  als  in  d^  Werkstätten.  Es  kämen 
in  den  Gemeinden  zumeist  Arbeitsgebiete  in  Betracht  (Gasfabriken, 
elektrische  Zentralen,  Pumpwerke),  wo  die  Arbeitsleistung  im  we- 
sentlichen durch  die  Maschine  vollführt  werde  und  die  Menschen- 
hand  nur  einen  verhältnismässig  geringen  Einfluss  auf  das  Mehr 
oder  Weniger  der  Leistung  habe.  In  Werkstättenbetrieben  wür- 
den auch  Gemeinden  kaum  eine  derartige  Stabilisierung  durch- 
fuhren. 

3.  Daran  wird  im  Hinblicke  auf  die  darnach  zu  erwartende, 
übrigens  ja  auch  geforderte  Lohnerhöhung  die  allgemeine  Er- 
wägung geknüpft,  dass  der  Staat  allerdings  die  Pflicht  habe, 

i)  Vgl.  Beilagen  z.  Protokoll  der  I3a  Sitzung  der  II.  Kammer  1901/2  (Nr.  70) 
twd  Beilage  z.  Protokoll  der  53.  Sitzung  d.  IX.  Kammer  1903/4  (Nr.  17). 
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soweit  irgend  tunlich  als  Muster  für  d\c.  private  Industrie  seine 
Betriebe  einzurichten,  und  der  Staat  | l^aden),  liabe  sich  dieser 
Plliclit  nie  und  auf  Ueiiicm  Gebiete  enl/.OL^en.  Dazu  gehöre 
aber,  dass  er  seine  lüzeugnisse,  das  ist  in  letaler  Linie  die  Ar- 
beit seiner  iVngestellten  nicht  teurer  bezahlt  a.1  s  a  n  e- 
messen  ist,  sonst  höre  der  Staatsbetrieb  auf,  auf  diesem  Gcb;<  te 
eine  Mustcranstalt  zu  sein  und  wirtschafte  schlecht  auf  Ki)>ten 
der  Allgemeinheit.  Da  nun  der  Staatsbetrieb  seine  lÜr/euiini^se 
nicht  verkaufe,  sondern  für  sich  verwerte,  so  fclile  in  seinem  Kal- 
kül die  Regelung,  die  in  der  privaten  Industrie  durch  den  Wett- 
bewerb, durch  das  Grundgesetz  von  Angebot  und  Nachfraijo  (seil, 
in  den  Waren  und  insofern  fehle  wohl  die  Rückwirkung  des  Preises 
auf  liegrenzuns^  der  Kosten)  sich  ert;el)e.  Der  Staat  könne  und 
dürfe  nicht  auf  eii^ene  b'aust  die  Arbeitslöhne  erhohen,  sondern 
auch  er  werde  stets  mit  der  einschlägigen  Privatindnstrie  in  Füh- 
lung bleiben  müssen.  Andernfalls,  wenn  nämlich  der  Staat  al> 
Lohntreiber  auttrete,  werde  ja  auch  die  Konkurrenzfähigkeit  der 
pri\  aten  Industrie  geschädigt  und  damit  wieder  das  Interesse  der 
Arbeiter  selbst. 

Zur  Abwehr  des  Schreckc^cspenstes  einer  Lohnerhöhung  wird 
das  Argument  der  Arbeiter  zurücki^ewicscn,  dass  der  in  privaten 
Unternehniuri^'en  Beschäftigte  höheren  Lohn  vor  dem  mi  Staats- 
betrieb Arbeitenden,  und  zwar  auch  bei  Berücksichtigung  der 
schlechten  Zeiten  voraus  habe.  Dort  helfe  man  sich,  so  führt 
der  Bericht  der  Generaldirektion  aus,  wenn  nötig  mit  Entlassung, 
Einlegen  von  Feierschicliten,  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  wodurch 
auch  die  älteren  Arbeiter  getroffen  werden.  Die  Bahnverwaltung 
dagegen  suche  ihre  Arbeiter,  solange  es  geht,  voll  fortzubeschäf- 
tigen  und  eine  Verminderung  in  der  Arbeiterzahl  nur  durch  Un- 
terlassung des  Ersatzes,  nicht  aber  durch  Entlassung  herbeizu- 
fuhren. Deshalb  könne  die  Verwaltung  aber  auch  nicht  den 
sprunghaften  Erhöhungen  folgen,  sondern  müsse  die  Löhne  auf 
einer  Höhe  halten,  die  auch  in  schlechten  Zeiten,  d.  h.  wenn  die 
Privatindustrie  die  Löhne  herabsetzt,  festgehalten  werden  könne. 
Der  im  Staatsbetrieb  stehende  Arbeiter  müsse  sich  eben  genau 
wie  der  Beamte  (!)  darüber  entscheiden,  ob  er  die  bisweilen  ge* 
ringer  als  in  der  Privatindustrie  gezahlte,  aber  sichere  Stellung  im 
Staatsbetriebe  oder  die  höhere  Bezahlung  der  privaten  Industrie 
und  deren  Risiko  vorzieht 

4.  Bei  aussergewöhnlichen  Vork ommnisseOi 
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Unfällen  u.  dgl..  bei  denen  besondere  Anstrengung  der  Arbeiter 
eintrete,  erhalten  sie  auch  einen  wesentlich  h  ü  Ii  e  r  e  n  Lohn, 
in  der  Re^cl  das  Dnppelte  des  rej^elniässigeii  Taglohnes. 

5.  Der  Einfluss  der  Feiertage  auf  die  Verdiensthohe 
kr.nnte  nicht  als  Argument  für  die  Gewährung  des  Monatsiohnes 
^'elten,  da  Feiertai,'t*  nicht  mit  nnvorheri^esehener  Plötzlichkeit  (!) 
eintreten,  sondern  inonaielang  vorhergesehen  werden  köiniten  so 
gut  wie  andere  grössere  einmalige  Ausgaben,  Anschaft'unL;  \  on 
Wintervorraten ;  ebenso  wie  vom  Beamten  müsse  auch  von  den 
Arbeitern  darauf  Rücksicht  genommen  werden.  Mooatslohn  könne 
daran  nichts  ändern 

6.  Die  Forderung  von  M  o  n  a  t  s  1  o  h  n  sei  um  so  merkwür- 
diger, da  die  Arbeiter  doch  Verkürzung  der  Lohuzahlungsperioden 
mit  Erfolg  angestrebt  hätten.  Die  Zahlung  von  Monalslöhnen 
mache  auch  die  Akkordlölmung  unmöglich»  auf  die  nicht  ver- 
zichtet werden  k(>nnc. 

7.  Bedeutende  Verbesserungen  und  Fortschritte  in  der  Pro- 
duktion würden  durch  Arbeiter  doch  recht  selten  veranlasst,  diese 
Fortschritte  bezögen  sich  in  der  Regel  auf  recht  untergeordnete 
Dinge ;  für  wichtigere  Verbesserungen  fehlten  den  Arbeitern  die 
Kenntnisse.  Zudem  seien  die  Arbeitskräfte  teils  Handwerker,  teils 
Taglöhner,  von  denen  wenige  Spezialkenntnisse  gefordert  werden. 
Die  Hilfsarbeiter  und  Handlanger  in  den  Werkstätten  seien  dem- 
nach  jederzeit  durch  Zuzug  von  aussen  leicht  zu  ersetzen. 

Diese  sehr  ernstgemeinten  Ausführuni^en  lassen  da  und  dort 
geradezu  die  nötige  Vertiefung,  die  die  Schwierigkeit  des  Problems 
fordert,  vermissen. 

Ad  I.  Was  den  ersten  Einwand  anlangt,  dass  die  privaten 
Unternehmer  gleichfalls  nicht  an  eine  Stabilisierung  ihrer 
Arbeitskräfte  dächten,  darf  wohl  auf  eine  spezielle  Widerlegung 
im  Hinblicke  auf  das  im  vorstehenden  Kapitel  über  die  spezielle 
Eignung  der  öffentlichen  Gemeinwirtschaften  zur  Stabilisierung 

l)  Bexüi^lich  «It-r  I  cicila^c  als  Lrsaclie  der  Lohavtikürzuug  wini  nrx  h  heirrikt: 
der  \Verk<»täUcnarociter  vollbiiuge  bestimmte  Leutuoji^en  und  werde  darnach  gczaiili ; 
also  Bei  »elbsCversUndlicht  das«  fttr  eine  Zeit,  in  der  er  nicbl»  leiste,  auch  nichts  ge- 
sahlt  werde.  Ein  Vergleic  h  mit  dem  Beamten  sei  unsuiJtssig,  weil 

dieser  nicht  lediglich  von  der  Länge  der  Arbeitszeit  abblngige  Leistungen  vollziehe 

(Akkord),  sondern  den  mit  seinem  Amt  zusammeidiängenden  Verpflichtungen  gerecht 
zw  ^^ erden  habe,  die  ihn  oft  genug  zwängen,  über  die  ühl  chcn  Bureaustundt-n  hinaus 
ohne  jede  Vergütung  zu  arbeiten,  vvahrcntl  l'cberstunden  des  Arbeiters  mit  50  %  Zu- 
schlag bezahlt  würden.  Zudem  seien  Feiertage  nicht  von  der  Verwaltung  eingei>etzt  1.!  !J. 
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Gesnj^tf  viM-;'i('htct  weiden.  Eine  Sicherunjr  der  Kontinuität  des 
Arb<  its\  erhaknisscs  y.u  ijeben.  wie  die  uttcnliiciien  Gemeinwesen 
dies  können,  vermag  der  private  Unternehmer  eben  nicht. 

Ad  2.  lJa>s  kommunale  Unternehmungen  nicht  mit  der 
»unmittelbaren  Er/.cui^ung  von  Werten«  bcschaftii^t  seien,  tiilK 
vielfacli,  aber  durchaus  nicht  so  uneingeschränkt  zu,  wie  dies  be- 
hauptet wird.  Die  Gewinnung  von  Heiz-  und  Leuchtgas  zur  Ab- 
ij.ibe  an  die  Bewohner  <  uior  Stadt  gegen  bestimmte  Preise,  die 
Herstellung  elektrischer  Kraft  u.  s.  w.  sind  mindestens  ebenso  als 
Werte' ,  die  erzeugt  werden  müssen,  zu  betrachten  wie  die  Aus- 
stattung einer  Lokomotive  nut  neuen  Kesseln.  Feuerlnichscn,  Re- 
paraturen an  Langkesseln,  Kmeueiung  von  irgend  welchen  Wän- 
den (Tür-,  Gabe!  ,  Seitenwiinden  j,  Ersetznnj^  von  I)amptc\'jnidern, 
Anstiicken  von  Siederoinen  u.  s.  f.,  welche  all  die  Leistungen  sein 
mögen,  die  hu  die  Staatseisenbahn  Werkstätten  ausgewiesen  wer- 
den. Jedenfalls  ist  es  aber  völlig  unzutreffend,  wenn  behauptet 
wird,  es  sei  das  möglich  hiichste  Mass  der  Leistung  des  einzelnen 
in  den  kommunalen  Betrieben  von  vornherein  leichter  zu  beur- 
teilen als  z.  B.  bei  Bedienung  irgend  einer  Maschine  oder  bei  der 
Herstellung  von  z.  B.  6ooo — 8000  Siederöhren ,  wie  sie  der  Ver- 
waltungsbericht der  badischen  Staatseisenbahnen  einmal  ausweist. 
Man  denke  doch  nur  z.  B.  an  die  Bedienung  der  Oefen  in  den 
Gaswerken,  an  die  Leistung  der  Feuerhausarbeiter.  Üb  für  den 
einzelnen  Arbeiter  20  oder  40  Minuten  Pause  zwischen  dem  Nach- 
füllen der  Kohlenöfen  abfallen,  ist  Sache  der  Betriebsleitung; 
meiner  Beobachtung  nach  bestehen  hierin  sehr  erhebliche  Unter- 
schiede zwischen  den  verschiedenen  städtischen  Gaswerken,  die 
schon  durch  Verschiedenheit  der  Ofensysteme  verursacht  werden ; 
niemand  wird  behaupten  können,  dass  das  »möglich  höchste  Lei- 
stungsmassc  dabei  für  die  Lohnbestimmung  von  Bedeutung  sei. 
Auch  ist  es  unzutrefi'end,  dnss  in  den  kommunalen  Betrieben  die 
Arbeiten  wesentlich  durch  die  Maschinen  vollführt  werden,  dass 
also  ge Wissermassen  die  Maschinenleistung  auch  das  Arbeits- 
tempo bestimme.  Unter  den  stabilisierten  Arbeitern  städtischer 
Verwaltungszweige  sind  genug  zu  finden ,  die  mit  Maschinen 
gar  nichts  zu  tun  haben,  deren  Arbeitsintensität  ganz  ebenso  unkon* 
trolliert  ist  wie  die  von  Arbeitern  in  den  Bahnwerkstätten.  Schmiede, 
Schlosser,  Monteure  sind  im  Aussendienste  jedes  Gaswerks,  Was- 
serwerks  und  jeder  elektrischen  Kraftzentrale  erforderliche  Arbeits- 
kräfte. Aber  daneben  auch  für  den  Innendienst  eben  solche  Pro* 
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fessionistcn,  die  wcsi  iitlic  h  in  Lilciciicr  Weise  hinsichtlich  ihres 
Leistuni^smaxiniLiins  unljc  kar.iUc  Fakioicn  sind  wie  im  Bahmvcrk- 
st.ittt  nliutrieb.  Ucbrii^ens  eifMbt  sich  aus  einfachen  wirtschaft- 
Hchcn  Prinzipien,  dass  eine  Suidt vti  waltunj^^,  die  c  iwa  wie  Karls- 
ruhe zwei  G  isworke,  eine  elektrische  Kraft/entrale,  ein  Wasser- 
wcik.  den  i'lekti inclien  S(rasseiibahnl)t;tricl),  L'iiien  Lagerli ausbetrieb 
mit  n  i!\  iianlage  in  eii^ener  Rej^ic  beheibl  auch  eine  eigene  VVerk- 
slalic  einrichtet.  lUid  doch  sind  auch  die  Arbeiter  dieser  Werk- 
slaltc  »stabilisiert«,  die  ganz  t^lcichartige  Arbeiten  wie  in  einer 
Eisenbahiuv erkslättc  zu  verriclUen  haben.  Der  koninuinale  »Werk- 
stättenbetriebi  mit  stabihsiertcu  Arbeiten  ist  also  doch  auch  schon 
Tatsache  geworden. 

Die  eigentliche  Grundlage  dieses  Kinwandcs  ist  aber  wohl 
weit  mehr  in  dem  Gedanken  zu  suchen,  dass  die  Werkstätten- 
Verwaltung  von  jedem  Arbeiter  das  möglich  höchste  Leistuiv^s- 
ausmass  dadurch  zu  erreichen  glaubt,  dass  sie  ihm  mit  der  jeder- 
zeiligen  Kntlassimg  drohen  kann  Sie  verzichtet  also  vollkommen 
auf  die  Mitwirkung  des  Pflichtgeiuhlcs  des  Arbeiurs!  Auf  diese 
An  wird  man  allerdini^s  in  der  so  noiw eii(ii;.;en  Kntwicklung  der 
ethischen  l''lemente  in  den  Arbeuerkreisi  n  1; anni  Fortschritte  ma 
chcn.  Vertrauen  nur  weckt  ethische  Potenzen  im  Individuum. 
Vertrauensbruch  kann  und  soll  bestraft  w-erden.  Dnlür  Dis/ijdi- 
narmassregelung !  Aber  es  darf  Verlraiiensbruch  und  Pflichtver- 
gessenheit nicht  schon  so  weit  vorausgesetzt  werden,  dass  die  Ge- 
fahren desselben  ni  At L;'imentation  gegen  die  Herstellung  eines 
rechtlich  begründeten  iJauerverhaltnisses  benützt  werden. 

Ad  3.  Die  Ausfiihrimgen  betreflfend  die  Lohnhöhe  sind  wohl 
von  der  aprioristischen  Ueberzeugimg  diktiert,  dass  <lic  in  der  Pri- 
vatindustrie unter  dem  Emflusse  von  Angebot  und  Nachfrage  zu- 
stande kommenden  Löhne  absolut  die  angemessenen  seien,  dass 
unter  allen  Umsfajulen  die  Pni  bildung  für  eine  Ware  auf  dem 
Markte  auch  auf  die  Lohngestallung  bei  der  Pierstellung  der  Ware 
einwirke.  P^lnnso  haltlos  wie  diese  Prämisse  ist  die  weitere,  dass 
die  Lolme,  die  der  .Staat  in  seinen  Betrieben  znh'e,  unter  allen 
Umständen  für  die  Privatindustrie  massgebend  v  t  fen.  Die  Tat- 
sachen zeigen  absolut  keinen  solchen  zwingcni!  usalnexus, 
an  den  wohl  die  Verwaltung  selbst  r>fi*»  nbar  nicht  glaubt,  sonst 
könnte  sie  unmöglich  wenige  Zeden  -]  ■:<{' r  bemerken,  die  Staats- 
verwaltung miisse  ihre  Löiuie  selb-  au  '  legeln  und  auf  solcher 
Höhe  halten,  die  auch  gehalten  v<  av:n  können  in  schlechten 

ZeiUcbtift  l«ir  die  cei.  Suatcwinentcli.   ErgilDiuiigflicfk  14.  7 
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Zeiten,  wenn  die  iVivatindiistrie  —  hier  offenbar  unnhhangig  von 
den  Lohnen  der  SUatslu^triehe !  —  die  Lohne  herabsetze. 

Und  noch  ein  Widersj^ruch !  W  enn  der  Arijeiter  »^enail 
so  wie  der  Beamtem  uhcrlcp;cn  muss,  ob  er  sich  den  Staats- 
dienst mit  sicherem  aber  niedrigerem  Finknminen  oder  den  Pri- 
vatdienst mit  unsicherem  hölierem  Einkommen  wählen  soll,  dann 
muss  dem  Arbeiter  auch  genau  die  ;^leich  sichere  Grundlage  ^c- 
schaffen  werden,  so  d  iss  er  wirkUch  wie  der  Beamte  der  Alter- 
native L,'e'^enuberslehl ,  also  jene  Sicheriieit  der  Dienstesverw  en- 
dun^,  wie  sie  eben  in  Prix  al^telkintjen  nicht  7:u  finden  ist,  und 
diese  Sicherheit  soll  nicht  auf  das  Wohlwollen,  sondern  mindestens 
auf  die  Disziplmarvor^rhriflen  L^t  L^rundet  sein.  Daran  kiuipfi  sich 
übiiL,'(  ns  von  selbst  auch  das  weitere  Moment,  dass  der  tal>acti- 
hche  Zustand,  das  tatsächliche  Behalten  der  Arbeiter,  auch  dort, 
wo  die  Tradition  ein  starkes  I  Jement  ist,  niemals  gleiche  Sicher- 
heit gibt  wie  die  eingeräumte  rechtliche  Basis  eines  dauernden 
Arbeitsverhältnisses. 

Ad  4,  Ueber  die  besondere  Zahlung  von  Ueberleistungen, 
Ueberstunden  w.  dj^l.  alsein  angebliches  Hindernis  geffen  die  Sta- 
bilisierung ist  kaum  ernst  zu  diskutieren,  denn  dass  tur  solche 
besondere  Leistungen  besondere  Zahlungen  auch  an  die  stabili- 
sierten Arbeiter  gemacht  werden  können,  bedarf  wohl  keines  Be- 
weises. Warum  wird  nicht  in  diesem  Gedanken  die  Analogie  zum 
Beamten  herangezogen,  der  bei  wiederholten  oder  dauernden  ausser- 
gewöhnlichen  Dienstleistungen  durch  raschere  Beförderung,  wenig- 
stens Aufsteigen  in  eine  höhere  GehaltskJasse  gar  nicht  selten, 
aber  auch  durch  fallweise  Remunerationen  speziell  entlohnt  wird  ? 
—  Ein  Unterschied  zwischen  physischer  und  geistiger  Arbeit  muss 
frcilioii  bei  aussergcwöhnlicher  Inanspruchnahme  berücksichtigt 
werden.  Die  physischen  Kräfte  versagen  in  solchen  Fällen  rascher, 
mindestens  muss  die  aussergewöhniiche  Inanspruchnahme  durch 
aussergewöhnliche  Nahrungszufuhr  unterstützt  werden:  was  aber 
alles  nur  die  raschere  und  unmittelbarere  Entlohnung  des  phy- 
sisch Arbeitenden  auch  im  Falle  eines  stabilisierten  Arbeitsver- 
hältnisses motiviert.  Und  schliesslich:  erhält  nicht  gerade  der 
Beamte  bei  Erhöhung  seiner  Verpflegungskosten  wegen  auswär- 
tiger Dienstesverwendung  (ausserhalb  des  Wohnsitzes)  ganz  fix 
geregelte  Taggelder?  Solche  Dinge  sind  bei  den  Einwendungen 
gegen  die  Stabilisierung  völlig  vergessen,  die  Parallele  zum  Be- 
amten ist  nur  einseitig  verwendet  worden. 
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Ad  5.  Bei  einer  wirklich  durchgeführten  Stabilisierunef ,  die 
von  dem  Gedanken  getragen  ist,  dass  nicht  crwerbliche  Tendenzen 
Grundlage  des  staatlichen  oder  kommunalen  Arbeitsverhältnisses 
sind,  sondern  dass  es  sich  um  Existenzsicherung  für  diejenigen, 
die  eine  Pflichterfüllung  übernommen  haben,  handle,  da  kann  auch 
die  Frage,  oh  die  Feiertage  mit  einzubeziehen  sind  in  die  Grund- 
lage für  die  Lohnbemessunc^.  wohl  nicht  schwer  ins  Gewicht  fallen. 
Nimmt  man  nuf  die  Idee  der  Existenzsicherung  Rücksicht,  dann 
wird  das  Ergebnis  der  Erwägung  wohl  zur  Bejahung  der  Frage 
fuhren  müssen.  Demgegeniiber  spielt  die  mahnende  Argumen- 
tation der  Verwaltung,  der  Arbeiter  solle  rechtzeitig  für  den  Vcr- 
dienstausfall  wegen  eines  Feiertages  Vorsorgen,  eine  wenig  be- 
deutsame Rolle.  Der  Lohn  des  stabilisierten  Arbeiters  ist  in  der 
Hauptsache,  soweit  er  als  Existenzsicherung  fungiert,  ein  einheit- 
liches Garzes.  i;^enau  ebenso  wie  die  Leistungen  des  Arbeiters 
zunächst  als  Ganzes  aufgcfasst  werden  müssen.  Auf  der  einen 
Seite  wird  Pflichterfüllung  übernommen,  auf  der  anderen  Seite  die 
Existenzsicherung,  deshalb  ist  auch  die  Einwendung  nicht  am  Platze, 
dass  für  eine  Zeit,  in  der  keine  Arbeit  geleistet  werde,  auch  kein 
Entgelt  2U  zahlen  sei.  Ob  es  sich  empfiehlt,  neben  einem  Grund- 
lohn, der  als  einheitliches  Entgelt  als  Existenzsicherung  zu  zahlen 
ist,  andere  ergänzende  Bezüge  nach  Massgabe  tatsächlicher  Lei- 
stung eintreten  zu  lassen,  ist  eine  andere  Frage,  die  noch  weiter 
unten  zu  erörtern  sein  wird. 

Ad  6.  Mit  dem  Gedanken  der  Existenzsicherung  wird  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  implizite  auch  die  Vorstellung  vertreten, 
dass  die  Lohnzahlung  eine  möglichst  langperiodige  sein  muss.  Je 
entwickelter  eine  Wirtschaftsführung,  um  so  mehr  wird  sie  darauf 
ausgehen,  auf  tunlichst  grosse,  künftige  Zeitabschnitte  vorzusorgen, 
und  umgekehrt  kann  eine  Wirtschaft  nur  dann  wirklich  sich  sicher 
entwickeln,  in  der  Wirtschaftlichkeit  fortschreiten,  wenn  ihr  die 
Möglichkeit  gegeben  ist,  mit  bestimmten  Mitteln  für  grössere 
Zeiträume  der  Zukunft  zu  rechnen.  Durch  monatliche  Lohnzu- 
sicherung kann  und  soll  die  Arbeiterschaft  über  die  Fährlichkeit 
kurzer  vorübergehender  Arbeitsunterbrechungen  und  Verdtenst- 
entgänge  hinweggehoben  werden.  —  Ein  wesentliches  Element 
der  Stabilisierung  ist  diese  Einführung  laii^crer  Perioden  als  Ein- 
heit der  Lohnbemessung  übrigens  nicht;  aber  in  diesem  Ueber* 
gang  von  der  kürzeren  zur  längeren  Zeiteinheit  ist  ein  Zurück- 
drängen des  rein  marktmässigen  Interesses  bei  der  Lohnbildung 
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nicht  zu  verkennen.  Dass  die  Bitte  der  Arbeiter  um  kürzere  Loiin- 
auszahlungs perioden  damit  nichts  2q  tun  hat,  bedarf  wohl 
keiner  besonderen  Beweisführung 

Inwieweit  es  richtij^  ist,  dass  die  Monatlöhnuni^  die  Akkord' 
löhnuii«^  uninöglich  mache,  wird  noch  in  anderem  Zusammenhange 
zu  berühren  sein. 

Ad  7.  Dem  letzten  oben  angeführten  Einwand  muss  ent- 
gegnet werden,  dass  er  beweist,  wie  wenig  man  dem  eigentliclien 
Kern  des  Stabilisierungsproblems  zu  Leibe  gerückt  ist.  Als  ob 
es  sich  darum  handelte,  eine  Stabilisierung  der  Arbeitsverhältnisse 
vorzunehmen,  weil  die  Gefahr  besteht,  dass  die  Werkstätten  der 
Staatsbahnverwaltung  ihre  Arbeitskräfte  eines  Tages  verlieren 
können,  also  der  Arbeitskräfte  cntblösst  dastehen!  Nein,  darin 
ist  das  Problem  nicht  zu  suchen.  Sondern  um  ein  besonderes 
Prinzip  der  Arbeitsorganisation  handelt  es  sich,  um  die  lieber- 
führung  der  gemeinwirtschaftlichen  Arbeitsverhältnisse  auf  das 
Prinzip  der  beruflichen  Organisation  mit  Pflichterfüllung  auf  der 
einen,  Existenzsicherung  auf  der  anderen  Seite. 

Diese  Argumentation  der  Verwaltung  gegen  die  Stabilisierung 
der  Werkstättenarbeiter  scheint  nun  aber  wohl  der  Verwaltung 
selbst  ofTenbar  nicht  ganz  ausreichend;  sie  sucht  der  Stabili- 
sierungsfrage neuestens  mit  dem  Bedenken  zu  begegnen,  dass  die 
Stabilisierung  zu  einer  Abnahme  der  Produktivität  der 
eingestellten,  also  stabilisierten  Arbeitskräfte  führe,  mit  einem  Wort, 
dass  für  die  Gesamt  Wirtschaft  notwendig  eine  Schädigung  von  der 
Stabilisierung  gewärtigt  werden  müsse.  Dieses  Bedenken  würde  aller* 
dings,  wenn  es  den  Tatsachen  entspräche,  überaus  schwer  wiegen, 
und  wenn  man  einer  solchen  Wirkung  der  Stabilisierung  nicht  auf 
irgend  einem  Wege  begegnete,  wenn  sie  nicht  paralysiert  wer» 
den  könnte,  wenn  also,  wie  Bernstein  sagt,  der  Schlendrian  in 
der  Fabrik  auf  die  Tagesordnung  käme,  wenn  der  wirtschaftliche 
Geist  sozusagen  darunter  leiden  müsste,  dann  müsste  man  wohl 
auch  über  das  Organtsationsprinzip  den  Stab  brechen. 


i)  Dass  der  Ueberg.-xi)^  zu  MonalslShnen  eine  Lohnstetgerung  von  20  ^  g  (aalt 
für  300  Tage  für  365  Tage)  in  sich  schUessen  müsse,  wie  die  VerwaUnog  der  Kam- 
mer gegenüber  geltend  macht,  trifft  nicht  zu.  Spricht  doch  nicht  einmal  die  Petition 

der  Arl>elter  %-ui»  <ler  Lohnzahlung  für  Sonntage.   D«r  Monatlolm  wäre  ciwa  auf  2tj- 
Viis  27  I.Tclici»  bi>lierii;en  T.Ti^lolin  fc^t/ii'-ct/en.    I>ie  »crhcbluheii  Schwicrijjkciten», 
tlie  Verwaltung  hiegcgcn  einwendet,  würtlen  bei  gutem  Willen  überwunden  werden 
kuniicn. 
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Den  Tatsachenbeweis,  um  den  es  sich  also  in  erster  Linie 
handelt,  tritt  die  badische  Eisenbahnbctriebsverwaltung  in  der  Tat 
auch  an  und  verweist  auf  die  Ergebnisse  der  Stabilisierung  der 
Werkstättenarbetter  bei  der  österreichischen  Staatsbahn- 
verwaltung. Diese  Stabilisierung,  über  die  ich  erstmalig  vor 
4  Jahren^)  berichtete,  habe,  so  fuhrt  die  badische  Betriebsver- 
waltung aus,  eine  wesentliche  Zunahme  der  Arbeiterzahl  ohne 
eine  der  Zunahme  entsprechende  Mehrleistung  zur  Folge  gehabt. 
Die  Stabilisierung  der  Arbeiter  begann  im  Laufe  des  Jahres  1895, 
ihre  Wirkung  äussere  sich  in  der  Veränderung,  welche  das  Ver- 
hältnis von  Arbeitslohn-  zu  Materialaufwand  in  den  Jahren  vor 
der  Stabilisierung  zu  der  bezüglichen  Verhältnisziffer  nach  der 
Stabilisierung  aufweise. 

Im  Durchschnitte  der  4  Jahre  1892/95  sei  auf  eine  Krone 
Lohnaufwand  in  den  Werkstätten  ein  Materialaufwand  von  1,3  Kro- 
nen entfallen,  in  den  4  Jahren  1896/99  nach  der  Stabilisierung 
betrug  diese  Durchschnittsrelation  nur  noch  Die  mittlere 

Arbeiterzahl  habe  im  Durchschnitte  betragen 

in  den  4  Jahren  vor  der  Stabilisierung  1892/95 :  4888 
in  den  4  Jahren  nach  der  Stabilisierung  1896/99:  6909, 
woraus  sich  eine  Zunahme  der  Arbeiterzahl  nach  der  Stabilisierung 
um  41  Proz.  ergebe.  Der  Verwaltungsbericht  berechnet  ferner 
eine  durchschnittliche  Zunahme  der  Arbeiterzahl  in  der  Zeit  von 
1892 — 1895  von  einem  Jahr  aufs  andere  um  6,7  Proz.  und  in  der 
Zeit  von  i896->i899  um  fast  12  Proz.  Gegenüber  dem  Arbeiter- 
stande von  1892  mit  4385  Arbeitern  stelle  sich  der  Stand  von 
1899  mit  770t  Arbeitern  um  fast  76  Proz.  höher.  Der  Material- 
aufwand  sei  aber  in  demselben  Zeitraum  nicht  im  gleichen  Ver- 
hältnis grösser  geworden,  was  um  so  auffallender  sei»  als  die  Ein- 
heitspreise der  Materialien  nach  der  Stabilisierung  im  Mittel  we- 
sentlich höher  gewesen  seien  als  in  der  vierjährigen  Periode  vor 
der  Stabilisierung.  Ks  hätte  also  schon  bei  nur  gleichbleibender, 
noch  mehr  aber  bei  gesteigerter  Leistung  der  Arbciti  r  iinch  der 
Stabilisierung  eine  den  jictrui.;  \  on  41  Wo/,  des  Arbeitcrzuw  acbscs 
wesentlich  ul>Lrsteigende  Zunahme,  nicht  aber  eine  erhebliche  Ab- 
nahme an  Matri talkosten  erwartet  werden  dürfen.  Im  Gegenteile 
aber  lall<  n  d.ic  ani  einen  Atlx Her  und  eine  Krone  Lohn  bezogenen 
Materialwerte   ui  den  Jahren   nach  der  Stabilisierung  gegen  die 

1)  Vgl.  meine  Lohnpolitik  u.  Lohntheorie  S.  294  fr. 
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Zeit  vorher,  wie  die  oben  genannten  Verhältntszifiem  zeigen,  we* 
sentlich  ungünstiger  aus 

Diesen  in  der  Tat  bedenklichen  Ziffern  gegenüber,  denen 
noch  hinzuzufügen  wäre,  dass  der  mittlere  von  einem  Arbeiter 
verarbeitete  Materialwert  in  den  4  Jahren 

vor  der  Stabilisierung      14 16  Kronen 
nach  der  Stabilisierung    1259  » 
betragen,  mithin  trotz  erhöhter  Materialpreise  um  ii  Pros,  abge- 
nommen habe,  vermag  ich  trotzdem  nicht  zuzugeben,  dass  damit 
der  Beweb  gegen  die  Berechtigung  der  Stabilisierung  erbracht  sei. 

Was  zunächst  die  Ziffern  selbst  anlangt,  leidet  die  Exaktheit 
der  Beweisführung  in  verschiedenen  Richtungen;  bezüglich  der 
Einzelheiten,  die  in  dieser  Beweisführung  anfechtbar  sind,  ver- 
weise ich  auf  die  Ausfuhrungen  im  Anhang  IV  Was,  wie  ich 
dort  genauer  zeige,  für  die  Vergleichung  der  Intensität  der  Ar* 
beit  bezw.  Produktivität  der  Arbeit  ins  Gewicht  fällt,  aber  ganz- 
lieh  ausser  acht  gelassen  ist,  ist  folgendes: 

1.  Der  Umstand,  dass  das  Arbeitsgebiet  der  österreichischen 
Staatsbahnwerkstätten  eine  ganz  bedeutende  Erweiterung  erfahren 
hat,  wodurch  schon  an  und  für  sich  Veränderungen  in  der 
Arbeitsorganisation  und  womit  allein  schon  die  Abnahme  der 
Durchschnittsproduktivität  eines  Arbeiters  zur  Genüge  er- 
klärt wäre.  Dafür  spricht  schon  das  Schwanken  des  auf  einen 
Arbeiter  entfallenden  Materialwertes  von  Jahr  zu  Jahr,  z.  B.  das 
Fallen  dieser  Relation  schon  vor  der  Stabilisierung  von  1444  Kro* 
nen  Materialwert  im  Jahre  1893  auf  139S  Kronen  im  Jahre  1894. 

2.  Es  handelt  sich  ganz  überwi^end  um  Reparaturarbeiten, 
bei  denen  die  Relation  zwischen  dem  Arbeltserfordemis  und  dem 
Materialerfordernis  an  sich  grossen  Schwankungen  ausgesetzt  ist. 
Aber  selbst  eine  gewisse  Gleichmässigkeit  nach  dem  Gesetze  der 
grossen  Zahlen  vorausgesetzt,  kann,  ja  muss  sogar  an^^cnommen 
werden,  dass  mit  der  fortschreitenden  Entwicklung  in  der  Neu- 
herstellung der  Fahrbetriebsmittel,  um  die  es  sich  ja  in  erster 
Linie  handelt,  die  Materialerhaltung  eine  lici vorra^ciulo  Rolle 
spielt.  Auf  die  Wiedcrverwendunpf  der  vorhandenen  u^cbrauclucn 
Materialien  ist  das  Streben  der  Technik  solcher  Werkstättenbetriebe 
ganz  besonders  gerichtet. 

])  Beilage  Nr.  17  zum  Protokoll  der  $3.  öffeod.  Sitztmg  der  II.  bad.  Kammer 

lt.  April  1904.  S.  24  f. 

3)  Anhang  IV.  siebe  I33. 
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Betreffen  diese  Bemerkungen  die  Vermehrung  des  Arbeiter- 
standes im  Verhältnis  zum  Materialwert,  so  besteht  ein  nicht  min* 
der  kräftiges  Bedenken  gegen  die  Geltendmachung  des  Argu- 
mentes, dass  der  Lohnaufwand  proportional  dem  Materialaufwand 
sich  bewegen  müsse. 

3.  Es  geht  die  Entwicklung  der  Ausgaben  für  Arbeitslöhne 
ganz  unabhängig  von  der  Ausdehnung  des  Betriebes  vor  sich, 
da  ja  die  Aenderung  der  Lohnsätze  schon  den  Gesamtlohnauf* 
wand  beeinflusst.  Ein  Stetgen  der  Lohnsätze  musste  daher  schon 
an  und  für  sich  eine  Verschiebung  der  Verhältniszahl  {Materialauf- 
wand auf  I  Krone  Lohn)  zur  Folge  haben.  In  der  Tat  sind  nun  Er- 
höhungen in  den  Lohnsätzen  vorgenommen  worden  schon  in  den 
Jahren  vor  der  Stabilisierung.  Hieraus  ergibt  sich  im  Zusammen- 
halte mit  dem  unter  2.  gesagten  eine  entgegengesetzte  Bewegungs- 
tendenz: bei  dem  Lohnaufwand  zum  Steigen,  beim  Materialauf* 
wand  zum  Abnehmen.  Unter  solchen  Umständen  kann  die  er* 
wähnte  Relation  wohl  kaum  als  Grundlage  für  die  Beurteilung  der 
Produktivität  der  Arbeit  und  die  Entwicklung  dieser  Produktivität 
angenommen  werden.  Dass  aber  auch  die  Stabilisierung  selbst 
gleichzeitig  eine  Lohnregulierung  war  und  sein  musste,  kann  kei- 
nen Augenblick  in  Abrede  gestellt  werden ;  und  zwar  musste  eine 
Aenderung  in  den  Löhnen  schon  wegen  des  Aufhebens  der  Werk- 
löhnung eintreten,  die  gleichzeitig  mit  der  Stabilisierung  durch- 
geführt wurde. 

Darnach  ist  freilich  die  Steigerung  des  Lohnaufwandes  im 
Verhältnis  zum  Materialaufwand  von  1895  auf  1896  in  der  Natur 
der  Sache  begründet  gewesen.  Die  Lohnregulierung  bei  einem 
Uebergang  von  einer  Bemessungsmethode  zu  einer  anderen  geht 
bei  einem  arbeiterfreundlichcn  Unternehmer  in  aller  Regel  wohl 
mit  einer  Aiifrundung  vor  sich.  Bei  der  lohnpolitischen  Tendenz 
der  österreichischen  Staatsbahnverwaltung  konnte  die  Wirkung 
der  Stabilisierung  der  Arljt-itsverhältiiissc  se  lbstverständlich  nur  in 
einer  Erhöhung  des  LoiinautwaiK.ic-.  l)cbt(:hcn. 

Ein  Rückschluss  auf  die  Intensität  der  Arbcil  aus  den 
Lohnziücrn  ist  also  von  voinhercni  un/.nlassig,  und  es  ergibt  sich 
dcnmach  auch  auf  diesem  Girbicte  die  Haltlosigkeit  der  Einwen- 
dungen, die  seitens  der  Stabilisiei  ungsge«4ner  voi  .j^cbracht  werden. 
Die  Behauptung,  dass  die  A  r  b  t-  i  t  s  e  n  c  r  g  i  e  der  in 
unkündbarem  Dicnslverhallnissc  siehenden  Arbeiter  gerade  wegen 
des  rechtlichen  Anspruches  aut  die  Fortdauer 


Digitized  by  Google 


—   104  — 


des  Arbeitsverhältnisses  abnehmen  müsse*  ist 
unbewiesen. 

Bedenken  gegen  die  Stabilisierung  bestehen  aber  durchaus 
nicht  nur  auf  seite  der  arbeitgebenden  gemeinwirtschaftlichen  Ver- 
waltungen. Auch  in  Arbeiterkreisen  wird  das  Postulat  der 
Stabilisierung  nicht  widerspruchslos  verfochten.  Die  Argumente, 
die  gegen  die  Stabilisierung  von  den  Arbeitern  vorgebracht  wer- 
den, sind  in  der  Hauptsache  die  /.wei  folgenden:  I.  Wird  be- 
hauptet,  dass  die  wichtigste  Voraussetzung  für  die  Stabilisierung 
jedes  Arbeiters,  die  tadellose  oder  wenigstens  gute  Führung  inner- 
halb einer  gewissen  Wartezeit,  die  Arbeiter  zu  willenlosen  Duck« 
mäusem  mache,  auf  die  bei  einem  notwendigen  Widerstande  ge* 
gen  irgend  welche  Massregeln  der  Verwaltung  nicht  zu  rechnen 
sei,  so  dass  für  die  Verwaltung  die  Stabilisierungsaussicht  ge- 
radezu nur  ein  Mittel  zur  Heranziehung  charakterloser  Kreaturen 
sei;  2.  wird  auf  die  Gefahr  einer  Einschränkung  in  der  Bewegungs- 
freiheit hingewiesen,  die  sich  die  Verwaltungen  nicht  entgehen 
lassen  würden,  das  Bcfe h Ige bung siecht  würde  mindestens  zur  Hint- 
anhaltung der  Teilnahme  am  Gewerkschaftsleben  benützt  werden; 
bei  voller  Freiheit  des  Arbeitsverhältnisses  bestünde  diese  Gefahr 
für  den  Arbeiter  nicht. 

Diesen  Bedenken  kann  ein  gewisses  Mass  von  Berechtigung 
nicht  abgesprochen  werden,  und  zwar  gerade  im  Hinblicke  auf 
das  tatsächliche  Verhalten  gemeinwirtschaftlicher  Betriebsleitungen, 
die  bekanntlich  dvi  und  dort  so  weit  gehen,  stabilisierten  Arbei- 
tern sogar  die  Konsunivereinsmitgliedschaft  zu  verbieten. 

Eine  ijrosse  Schwierigkeit  hegt  unverkennbar  darin,  dass  die 
Inhaber  herrschafihchcr  Gewalt  (das  ist  zunächst  das  brichlL^cbcadc 
Organ  für  das  gemeinwirtschaiilichc  Arbeitsverhallui^^)  Wrständ- 
nis  für  ihre  ökonomischen  Aufgaben  als  Arbeitgeber  gewinnen  müs- 
sen und,  wenn  sie  es  besiLZLii,  nicht  verlicicii.  Will  man  ahnhcli  w  ie 
/hiton  Mtfis^ir  die  Befchlgebung  auf  Grund  einseitig  erlassener 
Gesetze  oder  Verordnun:,M!n  als  Ausgang'ij)unkt  ii;r  die  Leiluiig 
und  auci)  lur  die  Forlbildung  des  Arbeits^  ei  iialrni>äcs  anci  kennen  ' ), 
dann  ist  die  erste  Voraussel/.uag  hiclür,  d.i>>  die  Gesetz^ebuni^s- 
oder  Vciurdnungsgeualu  n  sich  ihrer  sozialen  rilicln  iic\\us>l  siiid, 
stets  auch  die  materielle  und  immaUrielle  Entwicklun-":  der  ilinen 
untergebenen  Arbeiter  m\  Auge  zu  bciialten  und  zu  fordern.  Wo 


i)  N«u«  Staatslehre,  Jena  1905,  S.  140  f. 
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diese  VorausseUung  erfüllt  ist,  dort  würde  auch  die  Einschrän- 
kung der  Bcwegungs-,  insbesondere  Koatitionssfreiheit  platzgreifen 
können,  aber  wahrscheinlich  eben  doch  nur  in  sehr  beschränktem 
Ausmasse  (etwa  nur  soweit  zielbewusste ,  grundsätzliche  Ver- 
hetzung hintangehalten  werden  soll)  wirklich  vorkommen.  Wo 
aber  diese  Voraussetzung  fehlt,  gerade  dort  wird  man  den  Ar- 
beitern die  Berechtigung  im  weitesten  Ausmass  zugestehen  müssen, 
ihre  Interessen  und  ihre  Entwicklung  im  Wege  kollektiven  Zu- 
sammenschlusses zu  fördern,  und  gerade  dort  wird  tatsächlich  die 
Koahtonsfreiheit  auf  ein  bedeutungsloses  Minimum  zugestutzt  sein. 

Aus  diesem  Dilemma  führt  ausser  der  fortschreitenden  Auf- 
klärung der  die  herrschaftliche  Gewalt  ausübenden  Organe  nur  eines, 
das  ist,  so  paradox  dies  auch  klingen  mag,  die  Stabilisierung 
selbst.  Die  Verallgemeinerung  dieser  rechtlichen  Grundlegung 
des  Arbeitsverhältnisses  vermehrt  die  Stabilisierten  und  wird  die 
Erkenntnis  verallgemeinern,  dass  die  Stabilisierung  kein  besonderes 
Geschenk,  sondern  eine  gesellschaftliche  Pflicht  ist ;  dadurch  wird 
das  SoHdaritätsgefühl  gehoben,  und  die  in  ihrer  Existenz  gesicher- 
ten Angestellten  werden,  nicht  anders  als  es  eigentliche  Beamten 
tun  mussten  und  müssen,  ihr  ernstes  Streben  auf  die  Emanzipa- 
tion aus  einer  rückständigen  Auffassung  von  einer  j^oscllschaft- 
lichen  capitis  deminutio  richten.  Dann  werden  vielleicht  noch 
die  in  der  Warte-  oder  Probezeit  stehenden  ein  Minus  an  Nacken- 
und  Charakterfestigkeit  ab  und  zu  aufweisen,  die  Gefahr  allge- 
meiner Widerstandslosigkeit  auch  der  Stabilisierten  aber  wird  im- 
mer mehr  schwinden  und  durch  das  Bewusstsein,  im  Dienste  der 
Gesamtheil  zu  stehen  und  diese  fordern  zu  können,  verdrangt 
werden. 

3.  Spezielle  Aufgaben  der  Lohnbemessungsmethode  htim  sta- 
bilisierten Arbeitsverhältnis. 

Könnten  aber  schlics  lu  h  wirl<lich  nachgewiesene  Rückgange 
in  der  Produktivitiit  der  Arbeit,  deren  ursachliche  Abhängigkeit 
von  (!inem  Stabilisierun;;svorgang  ausser  /weife)  gesetzt  wäre, 
konnten,  ja  durften  sie  das  Urteil  über  die  Stabilisierung  tatsäch- 
iicii  end'füIliLi  bestimmen? 

Die  Antwort  setzt  die  Lösung  der  Vorfrage  voraus,  inwieweit 
die  Gesamtheit,  das  Gemeinwesen,  liir  w  clches  die  Gemeinwirtschaft 
tätig  ist.  an  der  SteigernnL^  der  Produktivität  der  Arbeit  interes- 
siert ist,  inwieweit  sie  durcli  ein  Nachlassen  der  Arbeitsintensität 
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in  Mitleidenschaft  g^ezogen  wird.  Dabei  durften  aber  wieder  zwei 
grundsätzliche  Anscliauungen  zu  berücksichtigen  sein,  die  in  ge- 
wissem Sinne  die  Grenzen  weisen,  innerhalb  deren  der  Weg 
abzustecken  ist.  Nach  einer  Seite  steht  fest,  dass  für  die  Gemein- 
wirtschaft durchaus  nicht  die  Erwirtschaftung  besonderer  Rein- 
gewinne eigentlich  Ziel  des  Betriebes  sein  kann,  da  in  aller  Regel 
andere  Gründe  für  die  Wahl  des  gemeinvvirtschaftlichen  Prinzipes 
bei  Befriedigung  irgendwelcher  Gemeinbedürfnisse  entscheidend 
sind.  Allgemein  dürfte  vielleicht  als  solcher  Grund  nur  die  Hintan* 
Stellung  eines  privaten  ünternehmergewinnes  genannt  werden  kön- 
nen,  im  übrigen  variiert  die  Begründung  bekanntlich  schon  nach 
dem  Gebiete  wirtschaftlicher  Arbeit,  um  das  es  sich  handelt.  Nach 
der  anderen  Seite  aber  kann  auch  kein  Zweifel  darüber  bestehen, 
dass  das  wirtschaftliche  Prinzip:  mit  tunlichst  geringem  Aufwand 
von  Mitteln  einen  ins  Auge  gefassten  Erfolg  zu  erreichen,  auch 
hier  leitend  bleiben  muss.  Das  heisst  aber  nichts  anderes,  ab 
dass  wie  im  privatwirtschaftlichen  Betrieb  auch  in  der  gemein- 
wirtschaftlichen  Betriebsorganisation  der  Schlendrian,  meBemstan 
so  prägnant  sagt,  unzulässig  sein  muss ;  Stabilisierung  der  Arbeits- 
verhältnisse auf  Kosten  des  Energieausmasses,  mit  dem  die  Ar- 
beit im  gemeinwirtschaftlichen  Betrieb  durchschnittlich  unter  nor- 
malen Verhältnissen  durchgeführt  werden  kann,  kann  also  keines- 
falls als  anstrebenswert  bezeichnet  werden. 

Gestattet  danach  der  erste  Grundsatz  ein  Mass  von  Arbeitsinten- 
sität, das  jedenfalls  nicht  eine  dauernde  Maximalanspannung  der 
Kraft,  namentlich  des  Arbeitstempos  voraussetzt,  das  vielmehr  die 
tunlichst  lange  Erhaltung  der  Arbeitskraft  — 
worin  eben  hier  das  ökonomische  Prinzip  gipfelt!  —  ermöglicht, 
so  muss  anderseits  auch  eine  Kautel  dafür  geschaffen  werden, 
dass  Bummelei  sich  nicht  breit  machen  kann. 

Es  handelt  steh,  wie  oben  wiederholt  hervorgehoben  wurde, 
um  Pflichterfüllung;  nur  für  diese  Pflichterfüllung  wird  als 
Entgelt  die  Existenzsicherung  geboten.  Das  Ausmass  an  Lei- 
stung, das  den  Inhalt  der  Pflicht  ausmachen  soll,  kann  nicht  im- 
mer schon  von  vornherein  genau  abgegrenzt  sein,  es  muss  ganz 
analog  dem  Zustande  im  privaten  Betriebe  ein  diskretionäres  Be- 
fehtgebungsrecht  dem  leitenden  Verwaltungsorgan  eingeräumt  sein, 
durch  welches  das  Pflichtausmass  bestimmt  wird.  Es  genügt  aber 
bei  rechtlicher  Begründung  des  Anspruches  auf  die  Unkündbarkeit 
des  Arbeitsverhältnisses  das  Befehlgebungsrecht  des  Arbeitgebers 
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oder  seiner  Organe  nicht,  vielmehr  muss  diesem  Befehlgebungs^ 
recht  subsidiär  die  Stütze  eines  disziplinären  Entlas« 
sungsrechtcs  auf  Grund  von  Pflichtversäumnisseii  beigegeben 
sein,  durch  welches  die  Unkündbarkeit  eine  Einschränkung  erfährt. 
Die  Art  und  Weise  der  Durchführung  dieses  diszIpHnären  Ver- 
fahrens  ist  ein  besonderes  Problem,  dessen  Lösung  m.  £.  besser 
nicht  bloss  in  der  Heranziehung  einer  zweiten  höheren  Verwal« 
tungsinstanz,  sondern  in  der  Mitwirkung  von  Vertretern  der  An- 
gestellten in  einem  besonderen  Disziplinarausschuss  gefunden  wird'). 
Denn  eine  solche  über  Entlassungen  entscheidende  lostanz  hat 
natürlich  nicht  nur  als  Stütze  des  befehlgebenden  Organes,  son- 
dern auch  als  Kontrollstelle  zum  Schutze  der  dem  »diskretio- 
nären« Befchlgebungsrecht  unterstellten  Arbeiter  zu  funktto- 
nieren. 

Nun  ist  aber  ohne  weiteres  klar,  dass  dasjenige  Ausmass  von 
Leistung,  welches  bereits  eine  Pflichtverletzung  involviert,  recht 
oft  Überhaupt  nicht  absolut  bestimmbar  ist,  vielmehr  ganz  indivi- 
duell^ mindestens  nur  fallweise  feststellbar  sein  wird,  dass  also  für 
das  Ermessen  der  Entlassungsinstanz  an  und  für  sich  ein  weiter 
Spielraum  bestehen  wird,  dass  aber  auch  das  Interesse  der  Ge- 
meinwirtschaft eine  Verkürzung  schon  dadurch  erfahren  kann,  dass 
der  voll  Leistungsfähige  zwar  jenes  Ausmass  von  Leistung  auf- 
weist, mit  welchem  die  Pflicht  eben  noch  als  erfüllt  wird  an -ge- 
sehen werden  müssen,  ohne  dass  aber  die  tatsächliche  Leistung 
der  wirklichen  Leistun^'sfähi^kcit  des  betreffenden  Arbeiters  ent- 
spräche. Gilt  es  nun  einerseits  auch,  eine  solche  Verkürzung  hint- 
anzuhalten, so  ist  anderseits  wohl  auch  evident,  dass  es  überaus 
vorteilhaft  ist,  wenn  Mittel  und  Wege  gefunden  werden,  die  die 
Pflichterfüllung  als  gesichert  erscheinen  lassen,  ohne  dass  die  Tätig- 
keit des  Disziplinarausschusses  oder  der  sonstigen  Entlassungs- 
instanz  allzu  ott  in  /Vnspruch  genomuicn  oder  auch  nur  als  An- 
treibemittel angedroht  werden  muss,  durch  welche  also  dem  vor- 
gebeugt werden  soll,  dass  die  Pflichierlulluug  sozusagen  erzwungen 
werden  muss. 

Um  in  dieser  Hinsicht  einige  Klarheit  zu  gewinnen,  sind  ver- 

t)  Auf  die  Einzelheiten ,  die  liier  wie  fiberbaupt  bei  der  Subilisiening  in  Be- 
tracht kommen,  kann  auch  in  diesem  Zusammenhange  nicht  eingegangen  werden. 
Ueber  Probezeit,  Instanzengang  bei  Beschwerden  11.  dgl.  ßnden  »ich  massvoUe  und 

deshalb  nur  um^o  benchtc-n^nertcre  Ausfülirungen  bei  Linäentann ,  ArbeiterpoUtik  tt. 
Wittschaftspflege  1.  S.  352  C 
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schied  (MIC  Kategorien  von  Arbeiten  auseinanderzuhalten,  und  zwar 

zunächst : 

a)  Solche  Arbeitsgebiete,  bei  welchen  ohne  Schwierigkeit  aus 
der  Natur  der  Arbeit  flir  jeden  Beschäftigten  oder  für  Gruppen 
von  mehreren  solchen  ein  bestimmtes  Arbeitspensum  für  einen 
bestimmten  Zeitraum,  etwa  für  einen  Tag,  aber  auc!^  fit  längere  Zeit- 
räume ausgelöst  werden  kann.  Dieser  Fall  wird  lu  der  Regel  zu- 
treffen für  das  grosse  Gebiet  von  Reinigungsarbeiten;  nicht  nur 
fiir  RciniL;ung  interner  Betriebs-(Bureau-)räumc.  sondern  auch  die 
städtische  Strassenrcinigung  ist  hier  heranzuziehen,  für  die  tag- 
weise nach  Massgabc  des  jeweiligen  Bedürfnisses  das  Arbeitspen- 
sum ausgegeben  werden  kann.  Auch  Warted icnstleistungen  können 
hier  in  Betracht  kommen,  natürlich  weniger  die  Pförtnereien  u.  dgl. 
Dienststellen,  als  vielmehr  für  Stellen  mit  bestimmten  Tätigkeiten 
wie  z.  B.  für  Tierwärter  in  städtischen  Stallungen,  Schlacht-  und 
Viehhöfen,  bei  denen  die  Arbeitsintensität  selbstverständlich  nach 
Massgabe  des  Bedürfnisses  unter  Umständen  auch  besonders  ge- 
steigert werden  muss. 

Hieher  gehören  aber  auch  alle  jene  Arbeitsverrichtungen,  bei 
denen  die  Arbeitsleistungen  der  verschiedenen  Arbeiter  derart 
ineinandergreifen,  dass  die  Erfüllung  der  Dienstpflicht  schon  durch 
die  Organisation  der  Arbeit  gesichert  ist;  auch  die  Abhängigkeit 
von  irgend  einer  Maschine  oder  sonstigen  Betriebseinrichtung  kann 
die  gleiche  Wirkung  haben,  dass  die  Arbeitsintensität  nur  im  ge- 
ringsten Ausmass  vom  Willen  des  Arbeiters  abhängt.  Dies  trifft 
zu  für  die  internen  Arbeiter  in  Gaswerken  an  den  Retorten,  in 
W*asserwerken  an  den  Pumpeinrichtungen  u.  dgl.  m. 

Eine  PUtchtversäumnis  durch  Nachlassen  der  Arbeitsintensität 
wird  in  allen  diesen  Fällen  normalerweise  höchstens  in  der  Qua< 
lität  dieser  Leistungen  möglich  sein  und  in  die  Erscheinung  treten. 

b)  Es  ist  aber  nicht  zu  verkennen,  dass  in  allen  Fällen,  wo 
die  Arbeitsintensität  mit  dem  Bedürfnisse  schwanken  muss,  weil 
das  Arbeitspensum  eben  von  Zufälligkeiten  abhängt,  wo  also  dem 
die  Arbeit  leitenden  Ot^an  die  Gelegenheit  zu  umfassenderer  An- 
wendung des  Befehlgebungsrechtes  gegeben  ist,  die  Dinge  schon 
schwieriger  liegen  können ;  vielfach  wird  hier  durch  blosse  Beauf- 
sichtigung das  zum  Nachlassen  in  der  Arbeitsintensität  neigende 
Individuum  angehalten  werden  können,  oder  es  wird  jedes  Nach- 
lassen in  der  Intensität  so  leicht  bemerkt  und  kontrolliert,  dass 
die  Versuchung  hiezu  schon  zurückgedrängt  wird. 
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c)  Ks  sind  aber  endlich  auch  solche  ArbeiUgebiete  konsta- 
tierbar, die  mit  verhältnismässig  stark  dilferenzierter  Energie 
gepflegt  werden  können,  ohne  dass  die  Differenz  zwischen  dem 
möglichen  und  dem  tatsächlich  erzielten  Lcistungsergebnisse  so 
leicht  zu  beurteilen  und  demgemäss  die  Pflichtverletzung  feststell- 
bar wäre.  Ohne  Zweifel  sind  spezifische  Werkstattarbeiten,  sowohl 
im  internen  Betrieb  als  auch  auswärtige  Dienstleistungen,  wie  In- 
stallationsarbciten  für  Gas-,  Wasser-  oder  Elektrizitätsanschlüsse 
dieser  Kategorie  zumeist  zuzurechnen. 

Während  für  die  erste  Kategorie  Kontrollen  über  die  Inten- 
sität so  gut  wie  c^anz  entbehrlich  sind,  können  sie  für  die  zweite 
und  namentlich  die  dritte  Kategorie  unentbehrlich  werden. 

Hier  taucht  aber  nun  die  Frage  auf,  ob  nicht  gerade  die 
Lohnbemessungsmethode  auch  für  den  gemeinwirtschaftlichen  Be> 
trieb  die  Handhabe  bieten  kann,  jenes  Mass  von  Leistungen  zu 
sichern,  das  nicht  mehr  gerade  auf  dem  Wege  diszipUnärer  Straf- 
drohung gewährleistet  werden  kann. 

Ist  denn  die  Stabilisierung  nur  denkbar  mit  absolutem  und 
unwandelbarem  Zeitlohn?  Muss  denn  das  Prinzip  der  Entlohnung, 
wie  es  dem  Beamten  gegenüber  nun  schon  durch  eine  jahrhnn* 
dertelange  Entwicklung  sich  fortgebildet  hat,  unbedingt  auch  dem 
manuellen  Arbeiter  gegenüber  festgehalten  werden,  sobald  das 
Arbeitsverhältnis  ein  dauerndes  geworden  ist?  Ist  denn  mit  der 
Stabilisierung  nicht  auch  die  Werklohnbemessung  verein- 
bar? —  Worin  liegt  wohl  das  wesentliche  und  charakteristische 
Element  des  spezifisch  gemeinwtrt$chaH:lichen  Arbeitsentgeltes? 
In  der  Existenzsicherung,  und  zwar,  wie  oben  ausgeführt  wurde, 
in  erster  Linie  durch  Perpetuierung  des  Arbeitsverhältnisses,  aber 
allerdings  in  zweiter  Linie  auch  durch  Zusicherung  eines  auf  eine 
Zeiteinheit  bezogenen  Minimaleinkommens.  Ist  dann  nun  aber 
dieser  Seite  der  Existenzsicherung  nicht  Genüge  getan  mit  einer 
relativ  massigen  Zettlohnrate,  die  grundsätzlich  nur  sub- 
sidiär tatsächlich  in  Anwendung  kommt,  während  die  normale 
Lohnbemessung  nach  Massgabe  der  Werkleistung  erfolgen  könnte  ? 

Alle  diese  Fragen  sind  zu  bejahen.  Und  zwar  uneingeschränkt 
zu  bejahen  schon  im  Hinblicke  auf  die  tatsächlichen  Verhältnisse, 
denn: 

I.  besteht  (ur  eine  Reihe  von  in  Öffentlichen  Unternehmungen 
stabil  Angestellten,  die  der  Kategorie  der  Lohnarbeiter  zuzurech- 
nen sind,  die  Einrichtung,  dass  nach  Mass  ihrer  Dienstleistung  ein 
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Zuschuss  zu  ihren  Grundfrehältern  gewährt  wird ;  dabei  ist  nicht 
nur  an  die  Ersparnisprämien  der  Lokomotivführer  oder  die  Ueber- 
nachtungsgelder  anderen  Zugbegleitungspcrsonals  bei  Staatsbahnen 
zu  denken,  sondern  an  die  Kilometergelder  dieser  ^Staatsdiener«; 

2.  ist  tatsächlich  in  Staatswerkstätten,  ähnlich  z.  B.  gerade 
in  den  badischen  Staatsbihnwerkstätten«  eine  Werklöhnung  ein« 
geführt  und  doch  mit  der  Zusicherung  eines  Mindest/.eitlohnes 
verbunden.  Weshalb  soll  nicht  die  zugesicherte  Mindcstzeitlohn- 
rate  auch  im  Falle  der  Stabilisierung  die  Grundlage  für  die  Be- 
stimmmig  des  fixen  Arbeitsentgeltes  des  »Gehaltes«  bilden  können 
und  die  Verdienstgestaltung  nach  wie  vor  durch  die  Werkleistung 
nach  Massgabe  der  eingeführten  Werklohnsätze  bestimmt  werden? 

Dabei  ist  auf  die  Tatsache  hinzuweisen,  dass  von  den  stabi- 
lisierten Arbeitern  der  österreichischeti  auf  Erzicitmg  von  R  c  i  n- 
erträgnissen  eingerichteten  Tabakproduktion  im  Durch- 
schnitte rund  ÜS  Proz.  im  Geding-  und  Akkordlohn  stehen,  wobei 
der  festgesetzte  Tai^lohn  in  Form  einer  vorläufigen  ä  conto-Zah- 
lung  ausgezahlt  wird.  Jeder  Gedinglöhner  ist  da  in  eine  bestimmte 
Taglohnkiasse  eingereiht,  deren  Höhe  nach  der  Art  der  Beschäf- 
tigung und  nach  lokalen  Verhältnissen  verschieden  bemessen  ist. 
Dadurch  ist  auch  der  Minimalverdienst  gesichert.  Den  Lohn- 
bemessungsmethoden  (es  sind  ausser  dem  Zeitlohnsystem  vier 
Werktohnsysteme,  nämlich  Individualgedinglohn«  Gruppengeding- 
lohn,  Kumulativgedinglohn  und  Akkordlohn'))  tut  es  durchaus  keinen 
Eintrag,  dass  die  Entlassung  eines  diensttauglichen  >ständigen« 
Arbeiters  nur  im  Falle  eines  Dienstvergehens  im  Disziplinarwege 
erfolgen  kann.  Bei  38ocx> — ^40000  Arbeitern,  die  in  diesen  Staats- 
betrieben beschäftigt  sind»  verdiente  das  anstandslose  Funktionieren 
der  Werklöhnung  bei  Mtnimalverdienstsicherung  auf  die  Zeitein- 
heit —  im  Zusammenhang  mit  der  Ständigkeit  des  Arbeitsver- 


i)  Indivtdttalged.itgioha  ist  einfacber  Stfidclotuuau,  wich  dem  ein  einzeliMr 
Arbeiter  besw.  Arbeiterin  entlohnt  wird;  Bcmestang  erfolgt  nicht  inner  nach  der 
eigenen  Leistung,  sondera  nach  dem  Arbeiteerfolg  einer  anderen  Pecaon;  Grupp  en  ge* 

dinglohn  ist  lx)hnbemessiint;  nach  Massgabe  der  Gesamtleistung  einer  bestimmten  Gruppe 
von  einander  in  «lie  Hand  Arbeitenden,  /.  IJ.  bei  Zigareltenfabrikntion •  Ma=^chin?nführcrin, 
Stojiferin,  Gehiitm  (Drcieriiruppe);  bei  K  n  m  u  1  a  t  i  v  ueJti.LMüliu  i  ;t  ):i;t  1  c  Kntloh- 
iiung  nach  Maasgabc  der  Leistungen  einer  ganzen  Abteilung  von  ArbcUem,  auca  hier 
nicht  immer  nach  der  eigenen  Abteilungsleistung,  s.  B.  hei  der  Ztgarrenvonichtung  nach 
dem  Arbeitserfolg  der  Zigarrenfabrikationsabteilung.  Akkordlohn  kommt  banpt- 
sSicbUch  far  Maschinenbauarbeiten  u.  dgl.  in  Anwendung. 
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hältnisscs  einige  Beachtiin<4 

Aber  nuch  wo  die  Arten  ci;^r iitlicher  Werklohnbemessung 
sich  aus  irgend  welchen  Gründen  nicht  oder  nur  schwer  durch- 
fuhrbar erweisen,  ist  die  AnwendunL;  eines  ititcnsiveren  Lohnbe- 
messiinci'ssyslejns  immer  n<ich  nicht  ausgeschlossen.  Die  in  neuerer 
Zeit  aufgekonuTiene  I'Linrichtun^  des  Wcrkz  e  i  t-  oder  Stuckzcit- 
lohnsystemes  wurde  i^erade  auch  hier,  wenn  nicht  allgemein 
so  mindestens  subsidiär  ohne  Schwierigkeit  verwendbar  werden 
können.    Ja,  da  und  dort  sind  wichtige  Voraussetzungen  dafür 
schon  erfüllt.    Das  System  besteht  darin,  dass  dem  Arbeiter  die 
Aufgabe  mit  Einhaltung  einer  bestimmten  Arbeitszeit  aufgetragen 
wird,  ganz  analog  wie  hei  den  oben  erörterten  Zeitprämiensystemen. 
Braucht  der  Arbeiter    die  ganze  Zeit  oder  darüber  hinaus  noch 
mehr  Zeit  zu  der  bctrefifenden  Aufgabe,  so  bleibt  der  vereinbarte 
Zeitgrundlohn  für  die  Entlohnung  massgebend.  Führt  der  Arbeiter 
die  Aufgabe  in  kürzerer  Zeit  durch,  so  kann  eine  entsprechende 
Erhöhung  seines  Verdienstes  erfolgen.  Die  besondere  Entlohnung 
für  die  Arbeitsbeschleunigung  kann  in  beliebigem  Ausmasse  ge- 
halten werden,  also  hier  gleichfalls  als  Prämie  zur  Intensivierung 
der  Leistungen  Verwendung  finden ;  »beliebige,  denn  —  und  hierin 
gelangen  wir      einer  Besonderheit  des  gemein  wirtschaft- 
lichen stabilisierten  Arbeitsverhältnisses  —  schon 
die  Existenzsicherung  durch  Ständigkeit  des  Verhältnisses  und 
Mtndestverdienstsicherung  für  die  Zeiteinheit  würde  hier  eine  an- 
dere Beurteilung  der  oben  verurteilten  Zeitlohnprämien  ^)  gestatten. 
Dass  nur  ein  Bruchteil  des  durch  Beschleunigung  bezw.  Inten- 
sivierung ersparten  Zeitlohnaufwandes  dem  Arbeiter  als  Prämie 
bezahlt  würde,  müsste  bei  gemeinwirtschaftlichen  Verhältnissen 
eben  vor  allem  auch  im  Hinblicke  auf  die  Pfhchttheorie  *),  auf 
die  andere  rechtliche  Grundlegung  dieses  Arbeitsverhältnisses  als 
gerechtfertigt  anerkannt  werden.   Die  Schwankungen  der  Arbeits- 
intensität nach  Massgabe  des  Bedürfnisses  ohne  besondere  Er- 
höhungen  oder  Minderungen  des  Verdienstes  kommen  ja  bei  einer 
Reihe  von  Arbeitsverrichtungen  in  gemeinwirtschaftlichen  Ver- 
waltungsgebieten vor.  Steigerungen  der  Intensität,  sofern  sie  etwa 
danach  als  unbezahlt  aufgefasst  werden  sollten,  kommen  dem  Ge- 


1)  Zu  vpl.  mein  Aufsat«:  Das  sofj.  ArheiterbeBiDtentum,  Jahrb.  f*  Ges.  Ii.  Verw, 
XXVII.  S.  140  und  dort  an£;cf;ehene  Quellen, 

2)  Vgl.  oben  Abschnitt  VI  u.  S.  89  f, 

3)  Vgl.  oben  S.  S7  f.  und  106. 
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lacinwcsen  zuj^utt',  eine  Wiikua^,  der  sich  «.ier  Aibciler  mit  der 
Uchornahmc  der  Dicnstverpliiclitung  doch  wohl  \<m  vonilicri m 
untcrvvo! teil  hat.  Es  handelt  sich  hier  also  schÜLsslich  n.ir  r,in 
die  technisch  «^^ewiss  nicht  leichte,  aber  hei  rege!in;issiu;Ln  I  Jcti  !c';)^>- 
vci  haitnissen,  w  ie  sie  die  i^enicinwu  tscluilUiclien  Unici  nclHDuUj^cn 
und  Vt  rwaltangen  aut weisen,  duicJiaus  erreichbare  Aufi^abe,  die 
Arbeitszcilcn  zu  fixieren.  Anrh  ein  dem  einfachen  WVikiohn- 
systeni  am  nach>u  n  steht  n<h  s  Verfahren,  wie  es  z.  1>.  die  badi- 
schen Slaatsbahiiu  LI  K-iaitcn  /.ur  vollen  Zaii  ii  ilcnhcit  der  Arbeiter 
einq;eführt  haben,  cneicht  übricjens  denselben  Zweck.  Doil  wird 
für  jede  Arbeit  ein  Lohnsatz  bestimmt  und  zwar  meistens  ziem- 
lich {generell  ohne  besiaalne  Kii  !  sieht  atif  Scltwankiinyen  im 
Arl)eits<'rfordernis  (z.  B.  tür  Kevisiun  eines  einlachen  Güterwagens 
5  Mark).  Die  Arbeiter  erhaUen  ihren,  in  der  Reyel  schon  nm 
die  Maxunalpramie  ')  criiohlen  Zeitlohn  ausbezahlt  und  mit  Ab- 
schluss  jedes  Monates  wird  fe^tt,'estellt,  ob  nach  Massc^abe  der 
geleisteten  Arbeiten  der  Arl)riter  die  tresanite  ethailenc  Lohn- 
suiunie  tnt'^ächlisch  sozusagen  »ms  Verdienen  -ebracht  :  liat,  oder 
ob  er  mil  einem  Defizit  in  die  n.Tchste  .\i)rerhiuin;j.s|jei  i(  »de  hin- 
übergeht. Dadurch  i^t  fui-  den  .\tbeiter  ein  Lansseiei-  Sj )i(.-lra!ifn 
gcsciiaflfen,  er  mu>s  nur  mi  Durch^ehmtte  für  seinen  Maxuiiallohn 
eine  gewisse  Summe  von  Leistungen  aufweisen. 

Sowriiil  mit  der  Zeitfixierung,  w-ie  auch  mit  dieser  Methode 
eine  Minimalleistung  als  Aufgabe  zu  stellen,  bei  deren  Nichtpcr- 
solxierung  eine  Herabsetzung  des  Verdienstes  bis  auf  den  Mini- 
malzeitlohn erfolgt,  w  ürde  der  diskretionären  Befehlgebung  wieder 
in  anderer  Richtung  eine  Schranke  gezogen  werden,  die  auto- 
matischer und  doch  individualisierend  funktionieren  konnte,  so 
dass  der  immerhin  etwas  schwertäliige  Mechanismus  disziplinarer 

l)  In  den  badischen  Siaatseisetihnlinucrki^tätteil  ist,  wie  bemerkt»  die  Werklöh« 

niinji  cin<^'<  riiba  jedoch  i.sl  der  VVetkluhnverdiensi  niaximiert  mit  40%  eine«;  vehin- 
derlichen  < jrunil/cjtlolincs.  Nun  wcrticn  die  VVcrklohi»>.üze  fiir  «iic  Arbeiter  so  fcst- 
gciiclzt ,  d,-x>.s  so  yieui'ich  rci^clma.-^^ii^  die  »I'räiuic*  von  40'*;y  talsücUlich  erreicht 
werden  kaiiu.  Diese  Eiiirichtuti^,  <lic  übrigens  auch  seitens  der  Arbeiter  so  prakuzacn 
wird,  dass  sie  ihre  Intensitäl  innevhalb  jener  Grenzen  halten,  welche  ihnen  die  40- 
prozeniige  Erhöhung  dt^  Zeitlohnes  sichert,  aber  eben  auch  nicht  mehr,  die«e  Eio- 
riclitiiiii;  riinlaiontert  ähnlich  wie  ein  einfaches  Werk /ciilohn«>ysttfm,  indem  eben  doch 
für  einen  !>eN(in)nUcn  VerdiciKthelracj  eine  (;e\vi<sc  -Sumnie  vi>n  LeisUini^en  n.Ach;^tr- 
Aviescn  .'^^•in  nui>^.  In  der  lu-^reti/miij  der  Lohnerhöhung  nach  M.'xs><;abe  tier  Leistun.; 
liegt  ein  wcHentlicher  Unterachicd  vom  reinen  VVcrktuhubemcssung^tsystlem  und  sw'Ai 
sie  Ii  das  Verfahren  als  ein  Werkzeitlohnsystem  dar. 
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Entscheidun<,HMi  zur  Kontroilierun«,^  dos  Befehlgebungsrechtes  sel- 
tener in  Anspruch  ^^enommcn  wurden. 

So  handelt  es  sich  also  aucii  hier  nur  darum,  die  Lohnbemessung 
entsprechend  auszugestalten.  Die  Methode  der  Lohnbe- 
messung ist  auch  hier  ganz  hervorragend  berufen,  die  Stabili- 
sierung zu  ermöglichen  und  damit  zur  Fortbildung^  des 
Arbeitsverh  altnisses  beizutragen.  Aber  Stabilisie- 
rung und  Lohnbemessung  sind  üinge  für  sich  und  die  erstere 
kann  realisiert  werden,  ohne  dass  damit  der  Uebergang  zu  einer 
anderen  Lohnbemessungsmethode  verbunden  werden  müsste. 

Gerade  im  Anschlüsse  an  dieses  Ergebnis  der  Untersuchungen 
muss  noch  eines  gesagt  werden:  es  kommt  nicht  auf  die  Ein- 
führung dieser  oder  jener  Lohnbemessungsmethode  an,  sondern 
auch  auf  das  »Wiec  der  Handhabung.  Nichts  machen  die  Ar- 
beiter einem  Arbeitgeber  so  sehr  zum  Vorwurf,  nichts  weckt  und 
steigert  ihr  Misstrauen  so  sehr,  als  wenn  sie  beobachten  können, 
dass  die  Lohnbemessungsmethode  nur  dem  Zwecke  dienen  soll, 
ihre  Leistungsfähigkeit  auszunützen,  so  weit  das  irgend  erreichbar 
ist  nhv.c  dass  dabei  der  erhöhten  Leistungsfähigkeit  ini  Kntgelt 
voll  Rechnung  getragen  werden  muss,  mit  einem  Wort  sie  zu 
überlisten.  Soweit  meine  Erfahrungen  reichen,  geht  die  Ueber- 
zeugung  der  Arbeiter  dahin,  dass  in  gemeinwirtschaftlichen  Be- 
trieben diese  Gefahr  nicht  obwaltet.  Mit  um  so  grosserer  Sicher- 
heit wird  der  Lohnbemessungsmethode,  namentlich  wenn  sie  gleich« 
massig  durchgeführt  wird,  die  wichtige  Funktion  überlassen  wer- 
den können,  Regulator  der  Arbeitsintensität  zu  sein. 


Zeitschrift  für  <iic  gc».  StMiiwiitenscb.    Erg-inruugtbtft  14. 
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Anhang  L 

Löhnungsmethoden  in  österreichisch-alpenländischen 

Sensenwerken. 

Die  Arbeit  in  der  dsterreichtschen-alpenländiscfaen  Sensen- 
industrie ist  in  der  Weise  organisiert,  dass  die  Produktion  der 
Quantität  nach  in  sogenannte  »Tagwerke«  zerfällt.  Ein  Tag:werk 
ist  beispielsweise:  200 Stück  einer  bestimmten  Kategorie  Sensen 
mit  Durchschnittsdimensionen.  An  der  Erzeugung  dieser  Pro- 
duktionsdnbeit  sind  je  nach  den  Fortschritten  in  der  Zerlegung 
des  Arbeitsprozesses  und  der  Ausstattung  der  Sensen  14  bis 
20  Arbeiter  beteiligt.  Jeder  Arbeiter  hat  an  den  200  Stück 
die  ihm  zugewiesene  Arbeit,  zu  der  er  in  fast  allen  Teilprozessen 
besonders  qualifiziert  zu  sein  pflegt,  durchzuführen.  Nach  ihren 
Arbeiten  haben  die  Arbeiter  verschiedene  Namen  (Essmeister,  Hatn- 
merschmied,  Abrichter,  Zeu^schmied,  Heizer,  Hämmerer,  Kram- 
richter,  Kleinhämmerer,  Polierer,  Breitenheizer,  Tupfer,  Rücken- 
lieizer,  Warzenmacher,  Schleifer,  Anstreicher,  Färber  u.  s.  f.).  Die 
Organisation  ist,  durcli  die  Produktionsweise  bediiiL^t,  eine  so  feste, 
dass  die  Betriebe  slels  auf  ein  Tai^u  erk  oder  ein  vielfaches  von  »Tag- 
werken« ciii;4crichtet  sind.  Der  ein/eine  Arbeiter  ist  also  stets  auf 
ein  bestimnUes  (Juantiim  Atl)eit  verwiesen  und  mancher  ist  vt^-rhall- 
nismässiiT  sehr  sclbstaiulij^  in  seinem  Ai  iicilsgcbiet.  da  auch  längere 
Unterbrechungen  oder  »mif^ekehrl  Beschleunigungen  der  betrcfiVn- 
dcn  Arbeit  die  übrigen  Arbeiter  im  Forl.^^1nfJe  der  Arbeit  niciu  be- 
einflussen, hl  manchem  Betrieb  ist  so^ar  dnrch  örtliche  Ircnnuni: 
diese  Selbstainlii^keit  des  betreffenden  einzelnen  Arbeitsteilpro- 
zesses noch  erhöht,  z,  B.  darcli  Ausscheidung  der  Schleiferei  aus 
der  Hauptbetricbsstält^:  an  eine  andere  Talstclle  zwecks  besserer 
Ausnutzung  der  Wasserkraft. 

Diese  Orjfanisation  ist  in  den  aus  älterer  Zeit  bestehenden 
bcnseniiammerwerken   noch   vorhanden  ,  an  ihr  wird  aber  zum 
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grossen  Teile  auch  in  den  fabrikmässig  ausgestalteten  neueren 
Unternehmungen  festgehalten. 

Wie  steht  es  nun  mit  der  Entgeltbemessung? 

In  den  älteren  Unternehmungen  mit  etner  gewissen 
Tradition  herrscht  heute  noch  die  Zeitlohnbemessung  ganz  Über- 
wiegend, und  zwar  ist  Monatslöhnung  üblich^),  also  im  grossen 
ganzen:  bestimmtes  Arbeitspensum,  das  aber  qualitativ  allerdings 
und  deshalb  auch  quantitativ  ab  und  zu  Veränderungen  ausge- 
setzt ist  (nach  der  Warengattung,  die  gerade  erzeugt  wird),  und 
gleichmässig  fortlaufender  Zeitlohn.  Hervorzuheben  ist  dabei,  dass 
die  vorhin  erwähnte  Selbständigkeit  der  Arbeitsteüprozesse  eine 
ziemliche  Freiheit  in  der  Einhaltung  der  Arbeitszeit  ermöglicht, 
so  dass,  wer  mit  seinem  Pensum  fertig  ist,  die  Betriebsstätte  ver> 
lassen  kann.  Allerdings  ist  eine  gewisse  Abhängigkeit  der  Ar- 
beiter von  anderen  betriebstechnischen  Momenten  gegeben,  die 
ihre  Freiheit  ab  und  zu  etwas  einschränkt,  z.  B.  die  Einteilung 
der  Arbeitszeit  nach  Massgabe  des  Wasserstandes  wegen  der  Ab- 
nahme der  Wasserkraft  in  den  Nachmittagsstunden,  was  einen 
Arbeitsbeginn  um  4  und  selbst  3  Uhr  morgens  mitunter  notwen- 
dig macht. 

In  dem  fabrik massigen  Betrieb  hat  bereits  eine 
viel  genauere  Lohnberechnungsweise  Platz  gegriffen.  Eine  Reihe 
von  Arbeiten  wird,  wo  sich  dies  empfiehlt,  noch  nach  dem 
alten  Tagwerkssystem  durchgeführt,  aber  die  Arbeit  muss  fort- 
gesetzt werden  innerhalb  der  Werksarbeitszeit,  ein  vorzeitiges 
Verlassen  oder  späteres  Betreten  der  Betriebsstätte  ist  untersagt, 
damit  die  Disziplin  nicht  leide.  Die  Löhne  werden  zumeist  aller» 
dings  auch  noch  als  Zeitlöhne  (Monatslöhne)  vereinbart,  für  eine 
Reihe  von  Arbeiten  aber  ist  Stücklöhnung  aul^cnommen  worden, 
was  durch  dte  Einführung  einzelner  Maschinen  (z.  B.  der  Abricht- 
maschine, die  drei  Arbeitskräfte  erspart)  gefördert  wird.  Die 
Verschiedenheit  in  der  Ausfuhrung  legt  die  Differenzierung  des 
Lohnes  nahe,  was  natürlich  gleichfalls  zur  Bemessung  nach  dem 
Stück  drängt.  Gleichwohl  ist  hier  der  für  die  alten  Hammer- 
werksbetriebe konstatierte  engere  Zusammenhang  zwischen  dem 


l)  So  erhalten  z.B.  in  dnem  Hammerwerk  ausser  freier  Wohnung  oder  Quartier- 
geld :  E^smei^tn  i  jO  K.,  Hammersthmied  loo  K.,  Abrichter  90 — loo  K.,  Zeugschmied 
70  K..  Ilei/er  70  K. ,  llämmerer  64  K. ,  Kramrichter  6S  Kronen  u.  s.  f.  monatlich. 
^Meine  JJateu  stammen  aus  detu  Jalue  l{>99.) 
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Arbeiter  und  seinem  Arbeitspensum  nicht  mehr  vorhanden  trotz 
des  Ueberganges  zum  Werklohn,  der  eher  eine  Steigerung  dieses 
Zusammenhanges  vermuten  Hesse,  und  bewirkt  wird  dies  genau 
genommen  durch  die  Einzwängung  des  Arbeiters  in  die  durch  die 
Betriebsordnung  vorgeschriebene  Fabriksarbeitszeit. 
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An  bang  II. 

Tatsächlicher  Vorgang  der  Lohnbemessung  und  Ver- 
rechnung in  einigen  industriellen  Grossbetrieben. 

In  grossen  SchifTbau-  und  Maschinenbauanstalten  werden  die 
Arbeitskräfte  nur  auf  Grund  ihrer  Qualifikation  ganz  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Art  ihrer  Verwendung  zu  Zeitlohn-  oder  Werklohn- 
arbeiten aufgenommen.  Dabei  werden  den  neu  aufzunehmenden 
von  vornherein  als  Entgelt  zugesagt :  bei  Verwendung  zu  Arbeiten» 
die  nach  Massgabe  der  Zeit  entlohnt  werden,  je  nach  der  Quali- 
fikation z.  B.  3  Mark  und  im  Falle  der  Verwendung  zu  Arbeiten 
die  nach  Stückleistung  oder  im  Akkord  vergeben  werden,  gleich- 
falls sozusagen  fixer  Lohnsatz,  der,  zu  dem  obigen  Taglohnsatz 
in  entsprechendes  Verhältnis  gesetzt,  etwa  4—5  Mark  beträgt. 

Die  weitaus  überwiegende  Menge  von  Arbeiten  wird  in  Ak- 
kord (i.  e.S.)  vergeben,  und  zwar  herrscht  das  Akkordmeistersystem 
mit  Beteiligung  der  Arbeiter  am  Akkordgewinn  vor,  obwohl,  um 
den  Tatsachen  gerecht  zu  bleiben,  zu  bemerken  ist,  dass  dieses 
Akkordmeistersystem  oft  in  gruppenakkordartige  Uebernahme  der 
Arbeit  seitens  der  Arbeiter  übergeht  (also  nur  durch  Vermittlung 
des  Monteurs  oder  Vorarbeiters),  eine  Unterscheidung,  die  übrigens 
hier  nicht  weiter  von  Belang  ist. 

Die  Organisation  der  Arbeit  ist  eine  derartige,  dass  der  neu 
aufgenommene  Arbeiter  einer  der  Gruppen,  d,  h.  in  der  Regel 
wohl  zunächst  einem  Meister  und  von  diesem  einem  Monteur,  der 
wieder  einer  Gruppe  vorsteht,  zugewiesen  wird.  Die  Beschäftigung 
des  einzelnen  Arbeiters  erfolgt  also  stets  im  Wege  des  betreffen« 
den  Monteurs  oder  Vorarbeiters,  dessen  Gruppe  er  angehört  Ist 
ein  Auftrag  an  einer  Maschine  auszufiihren,  so  wird  zunächst  vom 

I)  VgL  Btrnkard^  «.  a.  O.  5.  178  ff.  fib«r  die  Terminologie,  an  der  woM  fest- 
tnlulten  ist. 
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Bureau  ein  Prets-Limito  dem  Meister  vorgeschrieben,  und  er  ver- 
handelt dann,  in  der  Regel  das  Unternehmerinteresse  vertretend, 
mit  dem  Monteur  der  Gruppe  darüber,  zu  welchem  Preise  die  be- 
treffende Arbeit  von  der  Gruppe  durchgeführt  bezw.  übernommen 
wird.  Der  Monteur  oder  Vorarbeiter  vereinbart  schliesslich  den 
Preis  mit  dem  Meister,  beispielsweise  loo  Mark. 

Kommt  nun  die  betreffende  Maschine  in  Arbeit,  so  läuft  von 
dem  Augenblicke  an  die  Lohnzahlung  für  die  —  nehmen  wir  an 
—  5  Arbeiter  der  Gruppe  auf  Rechnung  dieser  Maschine.  Die 
Aufgabe  beansprucht  nun  beispielsweise  die  Arbeitsleistung  aller 
5  Gruppenarbeiter  (d.  i.  einschliesslich  des  Vorarbeiters)  durch 
zwei  volle  Tage  und  von  3  Arbeitern  der  Gruppe  durch  weitere 
zwei  Tage.  Unter  der  Annahme,  dass  die  Arbeiter  der  Gruppe 
2.  B.  durchwegs  mit  5  Mark  »Akkordsätze  aufgenommen  waren, 
käme  darnach  für  die  Arbeit  eine  Lohnzahlung  von  (2x5x5) 
-|-(2X3X  5)^80  Mark  in  Rechnung;  es  bliebe  also  ein  auf  die 
Gruppenangcliörigen  zu  verteilender  >Akkordrest<  von  20  Mark. 

Dieser  Rest  wird  nicht  ><>luit  zur  Verteilung  gebracht;  viel- 
mehr wird  bei  der  Vcriciluns^  rine  bestimmte  Politik  verfolgt. 

Um  dem  H«.  i  .ibdt  ückcn  von  Akkordvcrcinbarungen  und  schon 
mehr  oder  ninider  fixeren  Akkordsätzen  (fiu  öfter  s^dcichmässig- 
wiederkehrende  Aufträge)  vorzubeugen,  ist  das  Streben  der  Vor- 
arbeiter oder  Monteure  darauf  gerichtet,  eine  Ausg!eic!unig  unter 
den  Akkordresten  herbeizufuhren,  d.  h.  keine  erheblichen  Reste 
von  einzelnen  Arbeiten  als  solche  zur  Verteilung  zu  beantragen. 
Durch  die  Schwierigkeit  der  Arbeitseinschiitzung  seitens  des  Vor- 
arbeiters ergibt  sich  von  selbst,  dass  mitunter  für  eine  Arbeit  ein 
zu  geringer  Akkordpreis  vereinbart  wird.  Es  werden  daher  Ak- 
kordreste von  günstiger  übernommenen  Arbeiten  benützt,  um  sie 
zur  Ergänzung  der  vollen  Akkordsätze  bei  ungünstiger  verlaufenden 
Aufträgen  zu  verwenden.  Dies  wird  dadurch  möglich,  dass  die 
Monteure  dem  Bureau  darüber  berichten  lassen,  auf  Rechnung 
welcher  .Arbeitsaufträge  die  Entlohnung  der  Gruppenangehörigen 
zu  buchen  ist,  und  hierin  einen  gewissen  Spielraum  haben. 

Die  Akkordreste  finden  aber  auch  gegebenen  Falls  noch  V^er- 
wendung,  wenn  Arbeiter  nach  Zeit  entlohnt  werden.  Der  Fall 
tritt  aber  allerdings  nur  selten  ein.  Der  von  vornherein  verein- 
barte Zeitlohusatz  gilt  in  erster  Linie  für  Perioden  schwächeren 
Geschäftsganges,  in  denen  eben  mehr  Arbeitskräfte  in  Zeitlohn 
beschäftigt  werden,  zum  grossen  Teil  um  von  Entlassungen  von 
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Arbeitskräften  Umgang  nehmen  zu  können. 

Die  erstere  Art  der  Akkordausgleichung  ist  in  der  Hauptsache 
wohl  nur  möglich,  wenn,  wie  dies  eben  in  Maschinenfabriken  häufig 
der  Fall  ist,  eine  Gruppe  zu  gleicher  Zeit  an  verschiedenen  Ma> 
schinen  auf  Grund  getrennter  Akkordvereinbarungen  arbeitet  oder 
wenn  die  akkordierten  Arbeiten  kleinere,  weniger  Zeit  in  Anspruch 
nehmende  sind  und  daher  zeitlich  rascher  aufeinander  folgen.  Da 
diese  Art  der  Lohnausgleichung  gewissermassen  ein  Selbsthilfs- 
mittel der  Arbeiter  ist,  ohne  dass  wenigstens  offiziell  die  Betriebs- 
verwaltung davon  weiss  oder  dieselbe  genehmigt,  ist  die  Aus* 
glelchung  auch  in  der  Regel  dann  nicht  oder  nur  schwer  mög- 
lich, wenn  die  Akkordarbeiten  in  zu  grossen  zeitlichen  Zwischen- 
räumen vorkommen.  Sie  ist  auch  nicht  möglich  in  Werkstätten, 
in  denen  längere  Zeiträume  hindurch  stets  eine  und  dieselbe  Art 
von  Maschinen  ausgeführt  wird ,  da  ja  in  diesem  Fall  der  akkor- 
dierte  Lohn  stets  der  gleiche  bleibt,  also  sozusagen  die  Akkord- 
löhnung zur  Stücklöhnung  wird. 

Da  das  Lohnbureau  die  Kostenberechnung  nach  Fertigstellung 
der  Arbeit  durchzuführen  hat,  sind  Ausgleichungen  wohl  auch  nur 
innerhalb  verhältnismässig  kurzer  Zeit  nach  der  Fertigstellung, 
höchstens  i — 2  Wochen  hindurch  möglich.  Die  Angabe,  auf  wel- 
che Akkordarbeit  die  Akkordtaglohnsätze  (also  die  höheren)  ab- 
zuschreiben sind,  erfolgt  täglich  oder  alle  zweiten  vielleicht  dritten 
Tage  durch  den  Arbeiter  selbst,  jedoch  stets  erst  nach  Rück* 
Sprache  mit  dem  Vorarbeiter  der  Gruppe,  und  zwar  entweder 
direkt  an  das  Arbeitsbureau  während  der  Arbeitszeit  oder  viel- 
fach durch  Notierung  auf  kleinen  Tafeln,  die  beim  Verlassen  der 
Fabrik  am  Ausgange  abgeliefert  werden. 

Die  eigentliche  Verrechnung  und  Akkordausgleichung  ist  da- 
her Sache  des  Monteurs  oder  Vorarbeiters,  der  auch  schliesslich 
die  Arbeit  »fertig  schreiben c  lässt,  d.  h.  erklärt,  dass  auf  die  Ar- 
beit  kein  Lohnbetrag  mehr  in  Rechnung  zu  setzen  kommt.  Der 
dann  noch  restierende  Betrag  vom  vereinbarten  Akkord  wird  bei 
der  nächsten  Lohnauszahlung  unter  die  Gruppenarbeiter  verteilt. 
Im  allgemeinen  betragen  dank  dieser  Akkordausgleichungspoütik 
die  so  zur  Verteilung  gelangenden  Reste  nicht  mehr  als  etwa 
5  Proz,  der  vereinbarten  Akkorde'). 

i)  Ich  verdanke  diese  Mitteilungen  Terachiedenen  mäncr  Schiller  derMaKhinen< 
bauabteilnnK,  die  »U  Schlosser  oder  anderweilige  HUfsarbeitcr  das  oder  die  vor  ihren 
Hoclischulstudium  erforderlichen  prakikschen  Lehrjahre  in  grossen  Betriebcttj  wie  Kntpp, 
Blobm  und  Voss  tt.  a.  tn.  zurückgelegt  haben. 
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Anhang  III. 

Zur  Erläuterung  der  Zeitlohnprämiensysteme. 

Zwei  Arten  der  Pramicnberechnun^'  sind  .iuseinander7.uhalten, 
entweder  wird  zum  Stundenlohn  tür  die  wirldicii  i^^ehrauchte  Zeit 
eine  gleichbleibende  yuote  \on  detn  ersparten  Zeitlohn 
oder  eine  variable  Quote  zugeschlaijcn.  Das  erstere  ist  bi  im 
System  //u/st-y,  Weir  und  'lay/or  der  Fall,  das  letztere  beim  Sy- 
stem RtncaUy  sie  betraft  hier  t/T,  niauut  also  mit  abnehmen- 
dem t  ab. 

dann  ist  für  das  System 
Halsey:  LsaU-f  (T-tll.q;q  =  y 

Rowan:  L  =  tl  (  i  -|-        )  weU  q  =  i 


Bei  gegebener  Grundzeit  T  s:  lo  Stunden  für  eine  Arbeit 
und  Stundenlohn  1  s=  0,30  Mark  erhält  man  filr  die  stündlichen 
Lohnverdienste  daher  folgende  Ziflfern: 


Arbdtsdauer  (t) 

Zeitlohn 

Werklohn 
i  n 

Halscy 
Mark 

Rowan 

to  Stiwd«n  (Grandceit) 

0,30 

0,30 

0,30 

0,30 

9 

0,30 

0,333 

0.311 

0.53 

8 

0,30 

0,375 

o»325 

0.36 

5  • 

o»30 

0,60 

0,40 

0.45 

4      »  » 

0,30 

0,75 

0.45 

0,48 

2      »  » 

0,30 

1,50 

0,70 

0,54 

Die  Verdienste  steigen  also  ausser  beim  Zeitlohnsystem  durch- 
weg, aber  in  sehr  verschiedenem  Ausmasse,  wie  dies  die  Kurven 
des  nachstehenden  Diagrammes  I  erkennen  lassen. 


Ist  T  =  Grundzeit  (allowed  time) 
t  =  gebrauchte  Zeil  (i.  d.  R.  Sttto- 

demahl) 
1  =  Stundenlolins.itz 
q  =s  die  koostaote  Quote 
L  sGcsamtlohn  iiir  die  Arbeit 
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h  Diagramm  der  stUndliciien  Verdienste  mit  zunehmender  Zeiterspaniit. 


Für  denselben  Fall,  in  dem  also  vom  Arbeitgeber  Zeitbedarf 
von  lo  Stunden  für  Durchschnittsarbeit  und  damit  Kosten  der 
Arbeit  mit  3  Mark  angenommen  werden  konnten,  ergaben  sich 
nun  je  nach  Wahl  des  Berechnungssystemes  mit  fortschreitender 
Zeitersparnis  sehr  verschiedene  Arbeitskosten. 


II.  Diagramm  der  für  die  ganze  Arbeit  aufgewendeten  Lohnbeträge  mit  zu- 

nebmender  2eiterepuiua. 
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Auf  der  Y-Achse  sind  die  Lohiibcträge  verzeichnet,  auf  der 

X-Achse  die  Zeiten. 

Die  von  A  ausgehenden  Kurven  be/^eichnen  das  Ausma.ss  an 
Lohn,  das  bei  den  einzehien  Systemen  für  die  Arbeit  bei  iedeni  Ouan- 
tum  wirklich  g  e  b  r  a  u  c  h  l  e  r  Arbeitszeit  (innerhalb  der  Grund- 
zeit) tatsachlich  gc/.ahlt  wird.  Also  zeigt  bei  der  gegebenen  Grund- 
zeit =  lo  Stunden  und  emeni  /ut;esirherten  Stundenlohn  von  0,30 
Mark  bei  tatsachlich  gebrauchter  Zeil  von  5  Stunden   die  Kurve 

des  ZdUoboet  AO     bei  Z'    auf  einen  Lohnbcirag  in  der  halben  Höhe  wie  bei 

lostünd.  Arbeit, 

»  Werklohnes  AW  »  W'  auf  denselben  Loh  11  betrag  wie  bei  10  stund.  Arbeit, 
>   Systems  Halsey  AH     >  H'  auf  einen  Lohobcuai;  von    des  Lohnes  bei  10  siiind. 

Arbeit» 

»       »       RowiQ  ARO  »        muf  «inen  Lohn  von  2,95  Bl 

Der  Werklohnsatz  bleibt  also  konstant,  wie  viel  Zeit 
der  Arbeiter  auch  ersparen  mag.  Bei  Zeitlohn  sinkt  der  auf 
die  Arbeit  entfallende  Lohuaufwand  proportional  mit  der  Vermin* 
derung  der  tatsächlich  gebrauchten  Zeit,  so  dass  der  Arbeiter  aus 
der  Steigerung  seiner  Leistung,  d.  h.  Ersparung  an  Zeit  gar  keinen 
Nutzen  zieht.  Beim  Prämiensystem  Halsey  sinkt  der  Lohnaufwand 
gleichfalls,  jedoch  langsamer:  die  Prämie  ^/s  des  jeweilig  gegen- 
über der  Grundzeit  ersparten  Zeitlohnbetrages)  bewirkt  die  Diffe- 
renz des  Steigungswinkels  der  Kurve  AH  gegenüber  der  Zeit* 
lohnkurve  AO,  bewirkt  also,  dass  die  Kosten  der  Arbeit  nie,  auch 
nicht,  falls  die  gebrauchte  Zeit  ideell  gedacht  null  würde,  selbst  ganz 
null  werden.  Beim  Prämiensystem  Rtwan  nimmt  der  Lohnaufwand 
gleichfalls  ab  mit  Verminderung  des  Zeitaufwandes,  anfanglich 
jedoch  in  geringerem,  später  (bei  grösserer  Zeitersparnis  als  der 
Hälfte)  in  stärkerem  Ausmasse  als  beim  System  Halsey, 

Die  Lohnaufwendung  beträgt  also  für  die  ganze  Werklei- 
stung: 


bei  Arbeiisdauer 

Werklohn 

System  Halsey 

System  Row&n 

von 

in  Mark 

10  Stunden 

3.00 

3.00 

3.00 

9  • 

3.00 

2,80 

2.97 

3.00 

3,60 

2,SS 

5  > 

.3,00 

2,00 

t,8o 

4 

3,0Q 

t.92 

.1 

3.00 

1,60 

2  > 

3.00 

1,40 

1.08 

Anfanglich,  d.  h.  für  die  ersten  Zeitersparungen  ergibt  das 
System  Rinvan  noch  giinstigere  Werkverdicnstc ;  /wischen  der  6. 
und  7.  ersparten  Stunde  und  von  da  ab  mit  jeder  weiteren  l->- 
iparung  gestaltet  sich  die  Sachlage  für  den  Arbeiter  benn  Sy- 
stem llaUcy  gunsiigcr. 


j 
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Anhang  IV. 


Ziffernmässiges  über  die  Wirkungen  der  Stabilisierung 
in  den  österreichischen  Staatsbahnwerkstätten. 

Die  Argumente  der  badischen  Staatseisenbahnverwaltung  ge- 
gen die  Stabilisierung  der  in  den  Werkstätten  beschäftigten  Ar- 
beiter werden  u.  a.  auf  die  Entwicklung  der  nachstehenden  Zififern- 
reihen  gestützt,  die,  aus  den  amtlichen  Berichten  der  österreichi- 
schen Staatsbahnen  entnommen,  die  Abnahme  der  Leistungen  der 
stabilisierten  Werkstättenarbeiter  in  den  österreichischen  Staats- 
werkstätten dartun  sollen. 


Auf  I  Krone  Lohn 
entfällt  Material- 
wert in  Kronen 

Anzahl  der 
W'erkslätten- 
arbciter 

Wert  des  verarbei- 
teten Materiales  in 
Tausenden 
Kr. 

Durchschnitts  ver- 
dienst pro  Arbeiter 
und  Arbeitstag 
Kr. 

1892 

«893 
1894 
1895 

Lü 
1,27 
1.21 

4385 
4735 
5010 
5421 

6231 
6S46 
7006 
7615 

3.74 

3.92 

.v74 
.^,92 

IS96 

1897 

iSgS 
1899 

I.',') 

I|I2 
1,09 
1.08 

60S6 
6582 
7268 
7701 

801 1 
8414 
8976 
9311 

3'92 
3.92 
3,80 

3.97 

1900 

1.06 

7996 

g  902 

4i>9 

1901 
1902 

I.C't) 

1 ,04 

S324 
8531 

1x1370 
m  429 

4,18 

Der  Vcrwaltungsbericht  stellt  die  durchschnittliche  jährliche 
Zunahme  der  Arbeiterzahl  vor  der  Stabilisierung  im  Mittel  der 
4  Jahre  1892/95  mit  6^  Proz.  fest,  nach  der  Stabilisierung  1896/99 
mit  fast  LI  Proz. 

Nach  einer  einfacheren  iMcthode  der  Berechnung  beträgt  jedoch 
der  Zuwachs  von  1892  auf  1895:  1036  Arbeiter,  das  macht  gegenüber 
dem  Stande  von  1892:  2 ^.t;  Proz.,  also  pro  Jahr  Proz.,  nach 
der  Stabilisierung  betrug  der  Zuwachs  von  1896 — 1899:  1615,  ge- 
genüber dem  Stande  von  1896  eine  Vermehrung  um  26,^  Proz., 
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also  pro  Jahr  8,8  Proz.  Fasst  man  aber  den  gan/ca  Zeitraum 
1896/ 1902  ins  Auge,  so  stellt  sich  der  durcbscbniltliche  Zuwachs« 
Prozentsatz  pro  Jahr  auf  nur  6.6  Proz. 

Die  Argumentation  der  Verwaltung  stützt  sich  aber  weiter 
auch  auf  das  Verhältnis  der  Arbeiterzahl  zum  Wert  des  ver- 
brauchten Materiales.  Dieser  Beweis  leidet  an  der  Ausseracht- 
lassung  der  Entwicklung  des  Betriebsumfanges.  Damit  bleibt 
aber  auch  völlig  ausser  Betracht,  welche  Verschiebungen  in  der 
Zahl  der  Arbeiter  in  den  einzelnen  Arbeitskategorien  und  damit 
weiter  insbesondere  in  dem  Verhältnisse  der  Zahl  derjenigen  Ar- 
beiter» die  zum  Materialverbrauch  in  Relation  gesetzt  werden  kön- 
nen» zur  Zahl  jener  Arbeiter,  bei  denen  solches  unzulässig  ist, 
mit  der  Ausdehnung  des  Betriebes  eintreten  konnte,  vielleicht  so- 
gar musste. 

Dazu  kommt»  dass  die  Leistungen  der  Werkstätten  spezifi- 
sche »Erhaltungsarbeit«  sind,  also  überwiegend  Reparaturarbeit. 
So  sind  1902  in  Reparatur  gestanden:  2941  Lokomotiven,  2106 
Tender»  19739  Personen-  und  Dienstwagen»  83954  Guterwagen. 
Kommen  denn  aber»  so  muss  gefragt  werden»  bei  Reparaturen 
die  Materialquanten  in  einem  so  konstanten  Verhältnisse  zur  Ar> 
beitsleistung  in  Frage»  dass  nach  dem  Materialkonsum  die  Lei- 
stung bemessen  werden  kann?  Aber  auch  angenommen,  dass  eine 
gewisse  Gleichmässigkelt  in  diesem  Verhältnisse  bei  grossen  Be- 
trieben Platz  greifen  kann»  hat  nicht  auch  die  Zusammensetzung 
und  Beschaffenheit  des  Fahrbetriebsmateriales  EinÜuss  auf  dieses 
Verhältnis?  Und  erfährt  nicht  diese  Relation  durch  die  technische 
Vervollkommnung  der  Fahrbetriebsmtttel  eine  Veränderung?  Muss 
denn  nicht  Bedacht  genommen  werden,  dass  mit  der  Verbesserung 
und  den  Fortschritten  in  der  Einrichtung,  namentlich  der  Loko- 
motiven» aber  auch  sonstiger  Fahrbetriebsmtttel  eine  andere  Sach- 
lage für  die  Reparaturarbeiten  geschaffen  ist»  dass  bei  diesen 
Reparaturen  der  vollkommeneren  Fahrbetriebsmittel  der  Aufwand 
für  Materialersatz  (wenn  auch  nicht  allgemein,  so  doch  bei  vielen 
Kategorien)  verhältnismässig  abnimmt? 

Dass  der  von  der  badischen  Verwaltung  präsumierte  Kau- 
salzusammenhang kein  zwingender  ist,  dass  Schwankungen  in  dem 
auf  einen  Arbeiter  durchschnittlich  entfallenden  Matcrialverbrauclis- 
wert  bei  ziemlich  gleichbleibenden  Matcrialpreisen  vorkommen, 
ohne  dass  eine  Begründung  dafür  in  der  Entlohnungsänderung  er- 
blickt werden  kann,   zeigen    diese  DurchschniUsüitTcrn  in  ihrer 
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Veränderung^  von  Jahr  zw  Jahr.  Der  mittlere  von  einem  Ar 
beilcr  verarbeitete  Materialwert  betrug: 


Der  badische  Verwaltungsbericht  sucht  diese Schu  ankvuicfen  mit 
den  Matcrialprcisschwankun'.;cn  zu  erklären,  fuhrt  aber  für  die  öster- 
reichischen Staatsbaluiw  crkstatlen  die  deutschen  Marktpreise  der 
betreffenden  Jahre  an.  ohne  Rücksicht  darauf,  mit  welchen  Ma- 
terialpreisen  die  ö&tcrreicliische  Verwaltung  tatsächlich  zu 
rechnen  hatte.  Mat^  der  Kuf)ferprcis  iuiuierhin  als  international 
gelten,  für  Walzeisen  und  Schwar/blech  können  deutsciie  Markt- 
preise für  österri'ichische  UnternchuiunLjcn  sehr  i^leicht^ultiL;  Ge- 
wesen sein.  Keinesfalls  trifft  die  Argumentation  betreffs  der  Ma- 
terialj)reise  für  die  Schwankunt^en  in  der  Periode  t892'94  zu  Hier 
wäre  übii^ens  noch  darauf  aufuierl<sani  /.u  machen,  dass  in  f^rosser 
Zahl  minder  IcisttmL^sfaluije  Arbeitskräfte  einj^estellt  worden  sind, 
dass  der  Nachwuchs  also  den  Durchschnitt  gleichfalls  drücken 
musste.  Unter  dem  Einliusse  dieses  Rückganges  der  Durchschnitts- 
leistungsfähigkeit steht  die  Bewegung  des  1  )urchschnittsverdienstes 
gerade  nach  der  Stabilisierung  (1896  auf  1898!) 

Noch  weniger  stichhältig  ist  der  Hinweis  auf  die  Verhältnis- 
ziflfern  :  Materialaufwand  zu  Lohnaufwand.  Vor  allem  aus  den  oben 
im  Text  angeführten  Gründen :  der  Veränderung  in  den  Lohnsätzen 
beim  Uebergange  vonn  Werklohn-  zum  Zeitlohnbemessungssystem. 
Will  man  übrigens  derartige  Vcrhältnisziffern  verwenden,  so  darf 
man  sich  nicht  mit  den  allgemeinen  Hauptziffern  begnügen,  son< 
dern  muss  in  die  Details  eindringen.    Es  ist  dann  festzustellen» 

i)  Die  PreUbewcgung  am  ött«rr«ichischen  Eisennrnkt  ist  selbslventiindlich  nicht 

unabhängig  von  den  Konjunkturen  auf  »u»1lhidbchen  Märkten,  aber  gleichwohl  ist  die 
Preisgestaltung  im  Laufe  der  letzten  lo  bis  15  Jahre  in  erster  Linie  von  den  Wir- 
kuni^en  des  UmgestnUutu;^!  ro/c^^es  beheri-<  hf  'gewesen,  der  sich  in  der  Hroduktions- 
tcchnik  m  den  öslcrreichiscben  Werken  etwas  verspätet  vollzogen  hat.  Die  Preise 
sind  daher  im  genannten  Zeilimam  mit  geringen  Unterbrechungen  gefallen.  Manche 
Artikel  haben  im  Preise  50%  etngebOsst.  Die  Preissteigerung,  die  in  Deutschland 
1894 — ^1897  sich  bemerkbar  machte,  ist  in  Oesterreich  eist  von  1898  auf  1899, 
auch  da  in  wesentlich  schwächerem  Ausmasse  zu  beobachten  gewesen.  Der  Frisch- 
Kohcisenpreis  ist  von  1890  bis  1896  Uberhaupt  konstant  gefallen,  von  1S96  auf  1S9S 
um  ^%  gestiegen. 


vor  der  Stabilisierung 


nach  der  StabiUsierong 
1896  1316  Kronen 


1S92  1421  Kronen 


1893  1444  » 

1894  1398 

1895  1405 


1897  1278  » 

1898  1235  » 
1S99  1209  > 

1900  1238  > 

1901  1246  > 
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in  wclclier  Weise  sich  die  Lohnaufwcndunjren  auf  die  einzelnen 
Kategorien  von  Arbeiten  verteilen.  Die  Steii^'crunp^  oder  Abnalniie 
des  Materialwertes,  der  auf  die  Einheit  des  Arbeitslohnes  ejitfalit, 
kann  z.  H.  auch  darin  iliren  Grund  haben,  dass  hei  einem  be- 
stimmten Stuck  ( Maschinenbestandleil  oder  dgl.)  eine  solche  Ver- 
änderung in  der  Ausgestaltung  ein^^'elrcten  ist,  dass  zur  Erhaltung 
desselben  ein  grösserer  Arbeitsautwand  ohne  Steigerung  des  Ma- 
terialaufwandes notwendig  geworden  ist.  Dass  eine  gewisse  Un- 
gleichheit in  dem  Verhältnisse  zwischen  Arbeitslohn-  und  Material- 
aufwand unter  den  verschiedenen  Erhaltuogsarbeiten  besteht,  geht 
aus  folgenden  Ziffern  hervor. 

In  den  Werkstätten  wurden  verausgabt  bei  den  die  Haupt- 
ausgabeposten bildenden  Arbeitskategorien  für  Erhaltung 


I.  der  Lokomotiven 
und  Tender 


a.  der  Gcpnrk-  und 
Personenwagen 


3.  der  Gttterwageo 


vom 

ge&amten 

vom 

gesamten 

vom 

gesamten 

Lohn- 

Material- 

Lohn- 

Material- 

Lohn- 

Material- 

aufwaad 

aufwand 

aufwand 

aufwand 

aufwand 

aufwand 

1894 

34,29% 

2t, 16% 

20.69% 

2o,S7^/0 

1895 

32,79  . 

30,19  » 

«9.93  » 

10,67  » 

10, oS  » 

22,17  . 

25.88  » 

I.S..6 

33-2>  » 

29,48  • 

19,08  " 

21,57  » 

2  2 ,  < .  2  »• 

1897 

» 

30.62  » 

18,81  » 

10,34  • 

21,79  • 

32.43  » 

1898 

38,18  » 

32.39  ■ 

19,20  » 

10,73  • 

21,97  . 

25.59  » 

1899 

36,96  » 

28,75  » 

19.5S  * 

10,6$  » 

22,07  » 

24,90  * 

1900 

35.74  ' 

28,72  » 

19,27  . 

10,76  • 

22,07  • 

23,40  • 

1901 

37.88  . 

30.45  • 

19,29  . 

11,13  » 
10,78  * 

23.24  » 

22.94  • 

1902 

38.79  • 

3»»94  » 

I9'46  • 

22,84  * 

21,42  • 

Die  vorstehenden  Ziffern  zeigen,  dass  ein  Parallelismus  in  der 
Bewegung  zwischen  Lohn-  und  Materialaufwand  bei  den  einzelnen 
Arbeitskategorien  nicht  angenommen  werden  darf.  Die  Differenz 
des  prozentuellen  Anteiles  beider  Kostenfaktoren  vom  Gesamt- 
aufwand betrug  bei  der  Lokomotiverhaltung  1894 :  2,36  und  189S: 
8.21  zu  Uiv^iinslen  des  Arbeitslohnanteiles,  während  gleichzeitig 
l)ci  der  (juierwa':;ciicrhaltung  die  Differenz  von  0,I2  zu  Ungun- 
sten des  ArbeitsaiUeiles,  zu  3,62  zu  Gunsten  des  Arbeitsanteiles 
sich  veriiiuierl  h.U.  W'irdmfen  daher  eher  all-^^emein  sagen:  der  Ma- 
terialverbrauch fiir  die  Werkstattcnarbeiten  mit  den  veihältnismässig 
Wertvolleren  Materialien  ist  relativ  zurückgegangen,  während  der 
Materialverbrauch  tür  Arbeiten,  bei  denen  weniger  wertvolle  Ma- 
terialien in  Betracht  kommen,  relativ  merklich  gestiegen  ist. 

Alle  diese  Fat^aciien  sind  in  der  Bc weislulirung  der  badischen 
Striatsbahnverwakung  unbcrücksiciitigt  geblieben,  und  deslialb  kann 
die  Behaii[)f img,  dass  die  Produktivität  der  Arbeiter  durch  Ab- 
nahme der  Arbeitsintensität  uitoige  der  Stabilisierung  gelitten  habe, 
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nicht  als  erwiesen  aiv^cnommen  werden.  Gegenüber  dieser  ab- 
lehnenden llakinv^f  der  badisclien  Si.iatsbahnverwaltung  liegt  es 
übrigens  nahe,  aut  die  bezüglichen  Verhallnisse  in  den  badischen 
Eisenbahnwerk^tätten  das  Aui^ennnrrk  711  richten.  Da  ergibt  sich, 
dass  in  den  HaupUvct  kstiitlcn  einer  1 -olmsteigerung  von  1 894  auf 
1902  um  30  Pro/,,  eine  Steii^'ernn^f  des  Materialverbrauches  um  nur 
15  Proz.  zur  Seite  steht.  Berücksichtigt  man  die  Niedrigkeil  tler 
Materialpreise  1902  und  stellt  man  die  fünfjährigen  Dnrchschnilte 
von  1893 — 1897  denen  von  1898 — 1902  tur  die  gesamten  Werk- 
stätten (Haupt-  und  Betriebswerkstätten}  gegenüber,  so  ergeben 
sich  folgende  Resultate : 

,8,3/97  rt9«/.90. 

Oürchschnitts-Arbeiterstand :  2422  Ai  lioltt  r       3 145  Arbeiter  35,3 

Diirchschnittsmaterialaufwaod :      1,782  Mili.  M.       1,981  Mill.  M.  li,2 

Die  Arbeiterzahi  ist  also  relativ  mehr  als  dreimal  so  stark 
gewachsen  als  der  Materialaufwand!  Auch  der  Lohnaufwand 
erfuhr  in  den  Durchschnitten  der  beiden  fünfjährigen  Perioden 
von  2408  auf  3176  Millionen  Mark  eine  Steigerung  um  fast  32  Proz. 
In  der  ersten  Periode  entfallen  auf  einen  Arbeiter  735,8  Mark,  in 
der  zweiten  nur  noch  629,8  Mark  Materialaufwand.  All  dies  ohne 
Stabilisierung ! 
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OrMt8.  im.  . 


Früher  erschien : 

Deutsche  Arbeitskammern. 

Untersuchungen  zur  Frage  einer  gemeinsawen  g|e8eUlicb«n  Interessenvertre* 
liiBg  der  ÜBtemehmer  und  Arbeiter  m  Deoteeblond. 

Von  Dr.  Bernhard  Harms, 

Pvlvataoxent  an  der  t  n  r  rxit.it  Tflbiflgen. 

  Oroie  a   1904.   M.  1.80.  

J«  C.  R  MoHB  (Paul  Sbbxok)  i«  TOBDtaiir  ümd  Lsisnft. 

Die  koliändisciieii  Arbeitskamm ern. 

Ihre  Entetehang»  Organieetion  and  Wirktsrnkeit. 

Von  Dr.  Bernhard  Hanns» 

]>liv»t«lo?<Mit  an  der  T'ntv.T'<itftt  TttbiagtB. 

Grosa  8.    UfQd.    M.  6.—. 
 Vkblag  deb  H.  LAUPP'scHitN  BqOHHAy DLtjKQ  IN  TüRixnyy.  

Die  Landarbeiter  in  dm  evangelischen  Gebieten  Mord- 

dentschlands.  In  Einzeldaratellangen  Dach  Erhebungen  des 
Eyangelisch- Sozialen  Kongresses  herausgesehen  von  Dr.  Max 
Weber,  Professor  der  Politischen  Oekonomie  an  der  Universität 

Heidelberj?. 

Die  iiLandarbeiter**  ersebelnen  in  zwanglot>en  Heften.  Freiä  pro  Bogen 
in  der  Sabserlpllea  SO^Sft  PC»,  im  Etmelrerkaaf  40— Se  Pf. 

Zur  Ausgabe  gelangten: 

Erstes  Heft:  Die  Landarbeiter  ia  der  Provinz  Sachsen,  so- 

Wie  den  Herzoixtnincrn  Braimscnweig  und  Anhalt  diir<^^estellt 
von  Dr.  S.  üoidschmidt.  Mit  einer  Yorbemeikung  von 
Max  Weber. 

Qroie  8.  1899.  Im  Abonnement  M.  8w50.  Im  SinMlTeikNif  M.6.*. 

Zweites  Heft:  Ige  Landarbeiter  in  den PrOTtnya  Schleswig« 

Holstein  und  Hannover  östlich  der  Weser,  sowie  in  dem  Ge- 
biete  des  Fiirstentums  Lübeck,  der  freien  Städte  Lflbeck,  Ham- 
burg  unl    Bromnn.    Von  Dr.  A.  Gmu  cn b erg. 
Gross  8.    Ib99.   Im  Abonnement  M.  4.80.   Im  Einzelverkauf  M.  f'o 

Drittes  Heft:  Die  Landarbeiter  in  Nieder-  und  Mittelschh .situ 

und  der  »SUdhiUfte  der  Mark  Brandenburg.   Von  Dr.  A.  Klee. 
Groee  8.   1902.  Im  Abonnement  M.  8.80.  Im  EinaeWerkauf  IL  5.60. 
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}.  C.  B.  £Q  o  b  r  (pAul  Sicbcdt)  in  Cubingen.  /Iß 


Preisermässigung. 

Den  Dreis  der 

6vangeltscb-$o;talen  Zettfragen 
berausgegeben  mit  anterstät}ang  des  6vaii9elisd)-so|talen  Kongresses 
von  Professor  Otto  BaumgArttn 

sctjc  id)  bis  auf  weiteres  auf  20  pf.  pro  Dummer  festr 


Jtibalt  der  erscbitnfiitii  f^tfut 

erste  Reihe. 

IfiNrer 
Preis : 

i.  Drewi,  flltbr  I>(r}  ffirs  Volk.  189h 

—.50 

— .20 

0 

3.  Cvett»  Qnm  At«crUid)c  Ja^md  und  antra  pnid)t«n 

—.50 

— JO 

m 

3.  Baumgarten,  Oer  Seelsorger  unsm  Ca9».  1891. 

— .80 

— JO 

m 

4>  COtt»  Christentum  und  Hrbcitnbtwcatin^.  Bin  Zwie> 

gespräd).  1891. 

—  .50 

n 

5.  $tOCker»  Sozialdemokratie  und  So}katmonard)ie.  1891. 

—  .50 

—  ^20 

n 

6.  90U  t04ca,  Rtformation  und  sojiale  frage.  1891. 

— .50 

—  .30 

» 

7,  9.  4.  60ltt,  Die  Huf0«b«n  der  Klrd>e  gtatntbcr  dem 

Hrbeiterstatidt  in  Stadt  und  Cand.  1891. 

—.50 

—.39 

.       OldeRNrf »  du  ZtcU  dn  dmtfdMii  $0]ial(Unio1ir«tii. 

1891 

1.— 

— «40 

10.  Qlli$lorp,  öic  5o.)ijlc  Qot  der  UndUd)en  Hrbcitcr  und 

ihre  Hbbtlte.  1881. 

— .50 

—  .2v 

Zweite  Reibe. 

1.  Rade,  dnsrt  Cand^tmetnden  und  das  6«m«tnd«tdtAU 

—.50 

— M 

w 

2.  ntavcr.  Die  landUd)en  ^cnossensdyaften  als  (Qittcl  }ur 

Organisation  des  Bauernstandes.  1891. 

—.50 

—  JO 

■f 

s.  Hm?»  Erwerb  und  (Dirtsdiaftsfübrang  im  Hrbelterbaus- 

iialt  1893. 

—.50 

— J» 

1»  4/S*  lRrfet*in$lltr,  Gewcrbfcicrichte  und  6ini9Ungslmttr 

in  nciifschLind  und  €ii-il.vid.  1892. 

1.— 

<?.  BrnÜt,  Oif  Religion  der  ^o>,Ki(dcnioliratic.  1852. 

—.50 

— .20 

*» 

7-  ttleiW»  Jrauenberuf.  6in  Beitrag  }ut  frauenfrage.  1892, 

—.50 

—  JO 

n 

* 

8.  Crailb,  Kfirjcre  Hrbeitsjeit.  fflit  besonderer  Btridistd)- 
tigung  des  Programms  der  »vangeUsdHn  Hrbeitervtr- 

eint.  189s. 

-4o 

9.  falSSt,  Versidierung  gegen  unwrs<huldcte  Hrbeitslosig- 

heit.    Ztrr  Oricntifrunq  und  Bespred)ung,  SpQiell  für 

evangcUscbc  Hrbeitervcrcine.  1894. 

—.50 
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